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Vorwort. 


Bekanntlich  ertheilte  die  h.  Bundesversammlung  bei  Anlass  der 
Prüfung  des  Geschäftsberichtes  des  h.  Bundesrathes  vom  Jahr  1859 
dem  letztem  den  Auftrag: 

»in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  es  nicht  passend  wäre,  die  Ent- 
scheide der  Bundesversammlung,  des  Bundesraths  und  des  Bundes- 
gerichts über  die  vor  diese  Behörden  gebrachten  Recurse  staats- 
rechtlicher Natur  in  einer  Sammlung  zusammen  zu  stellen,  damit  die 
Jurisprudenz  des  Bundes  den  Eantonsregierungen  und  den  Bürgern 
zugänglich  gemacht  werde.«    [Off.  S.  VI.  571  5.]  *) 

Wie  sich  aus  dem  Geschäftsberichte  vom  Jahr  1860  [B.  1861 
I.  315]  ergibt,  nahm  der  h.  Bundesrath  [abgekürzt:  BR.]  diese  Ein- 
ladung bereitwillig  entgegen,  da  »es  sich  allerdings  der  Mühe  lohne, 
nach  vier  abgelaufenen  Amtsdauem  die  Praxis  der  BBehörden  in 
staatsrechtlichen  Fragen,  so  weit  sie  ein  allgemeines  Interesse  dar- 
bietet ,  in  einer  Sammlung  darzustellen  und  einem  weitern  Publikum 
zugänglich  zu  machen,  da  sie  in  den  zahlreichen  Bänden  des  Bundes- 
blattes verschwinden  und  letzteres  ohnehin  nicht  sehr  verbreitet  ist.« 
Demnach  habe  er  »Vorsorge  getroffen,  dass  mit  Beförderung  vorläufig 
die  deutsche  Ausgabe  einer  solchen  Sammlung  erscheinen  könne.« 


^  Aehnliche  Wünsche  machten  sich  schon  viel  früher  wiederholt  geltend, 
Tgl.  Bnndesblatt  (abgekürzt  B.)  1860  HL  878  und  B.  1852  n.  884. 
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Und  wirklich ,  wie  mir  berichtet  wurde ,  beabsichtigte  der  ver- 
ewigte Herr  Bundesrath  Dr.  Furrer  sich  dieser  mühevollen  Arbeit 
selbst  zu  unterziehen,  wodurch  er  seinem  segensvollen  Wirken  in  den 
BBehörden  die  Krone  aufgesetzt  hätte.  2)  Leider  verhinderte  ihn 
aber  ein  neuer  Krankheitsanfall,  dessen  tödtlicher  Verlauf  —  am 
25.  Juli  1861  —  das  gesammte  Vaterland  in  tiefe  Trauer  versetzte, 


*)  Es  sei  mir  gestattet,  hier  einige  Stellen  aus  den  Berichten  der,  abwech- 
selnd vom  Ständerath  und  vom  Nationalnth  niedergesetzten,  Coramissionen  zu 
Prüfung  des  buudesräthlichen  Geschäftsberichtes  anzufahren,  welche  die  Ver- 
dienste des  Herrn  Dr.  Furrer  (der  fast  ununterbrochen  Vorstand  des  Justiz-  und 
Polizeidepartements  war)  um  die  Entwicklimg  des  schweizerischen  Bundesrechts 
ins  Licht  setzen: 

B.  1864  n.  577:  »Ehe  wir  zu  einer  Würdigung  der  besondem  Geschäfte 
des  Justiz-  und  Polizeidepartements  übergehen,  erfüllen  wir  gerne  eine  Pflicht, 
indem  wir  dem  musterhaften  Eifer,  der  Gründlichkeit  und  der  Beförderung,  wo- 
mit dasselbe  die  ihm  überwiesenen  Gegenstände,  theils  zur  Berathung  und  Ent- 
scheidung durch  den  BR.  diesem  vorgelegt,  theils  von  sich  selbst  aus  erledigt 
hat,  unsere  vollste  Anerkennung  werden  lassen.  Wir  haben  die  ProtocoUe  des 
Departements  einer  genauen  Prüfung  unterstellt,  und  uns  yon  Bhitt  zu  Blatt 
von  der  grossen  Gewissenhaftigkeit  überzeugt,  welche  dasselbe  bei  Behandlung 
der  wichtigsten,  wie  der  geringfügigsten  Angelegenheiten,  bei  Fragen  von  hoher, 
allgemeiner  Bedeutung  und  bei  Fragen  von  blos  persönlichem  Interesse  geleitet 
hat.  Blicken  wir  überhaupt  in  den  wirren  und  fast  rechtlosen  Zustand  zurück, 
in  welchem  sich  die  Eidgenossenschaft  in  Bezug  auf  das  Justiz-  und  Polizeiwesen 
vor  der  Einführung  der  neuen  Bundesverfassung  [BVerf.]  befunden  hat,  so  ge- 
währt dagegen  ein  Blick  auf  die  Verhältnisse  der  Gegenwart  im  Gebiete  der 
Rechtspflege  und  der  Polixei  grosse  Befriedigung  und  Trost.  Das  Departement 
hat  durch  seine  Thätigkeit,  die  es  im  abgeUufenen  Jahre  entwickelte,  einen  red- 
lichen Theil  dazu  beigetragen,  dass  die  Erkenntniss  des  bessern  Rechtszustandes 
im  schweizerischen  Bundesleben  immer  tiefer  gehe  und  zur  allgemeinen  Ueber- 
zeugung  des  Volkes  werde.  Wir  halten  eine  solche  üeberzeugung  für  einen  un- 
schätzbaren Gewinn;  sie  mehrt  und  stärkt  die  Liebe  zu  dem  neuen  Bunde  und 
zu  dem  Vaterlande  überhaupt,  und  ist  ror  Allem  aus  geeignet,  ein  sicheres  Miss- 
behagen ferne  zu  halten,  das  sich  gewiss  und  wenn  auch  oft  spät  des  Volkes 
bemächtigt  gegen  Zustände,  welche  ihm  keine  Gewähr  für  eine  prompte  und 
redliche  Justiz,  wie  für  eine  gute  polizeiliche  Ordnung  bieten.« 

B.  1861  U.  107:  »Es  lag  in  der  Natur  der  Dinge  und  war  zu  erwarten, 
dass  die  Recursbeschwerden  nach  dem  Inkrafttreten  der  BVerf.  zahlreich  wur- 
den; es  ist  dieses  auch  erfolgt.  Auf  dem  politischen  Gebiete  rief  der  Kampf 
der  Kantonalsouveränetät  mit  den  zum  Theil  durch  unsere  neue  Ver&ssung  ver- 
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anch  nur  mit  der  Arbeit  zu  beginnen,  ja  es  fand  sich  in  den  nach- 
gelassenen Papieren  nicht  einmal  der  Entwurf  eines  Planes  über  die 
Anordnung  und  innere  EintheÜung  des  zu  behandelnden  Stoffes  vor. 
Noch  ehe  ich  von  dem  Auftrage  der  BVersammlung  und  von 
dem  erwähnten  Vorsatze  des  Herrn  Dr.  Furrer  irgend  etwas  wusste, 
hatte  ich  mit  der  vorliegenden  Sammlung  begonnen,   da  ich  bei 


wiriclichteii  Centralisationsideen,  riefen  auch  die  politischen  Leidensdiaften,  welche 
die  TerfiEttsungsmftssigen  Garantien  abwechselnd  verletzten  und  sich  durch  die- 
selben zu  schützen  suchten,  dem  häufigen  Dazwischentreten  der  Bundesgewalt. 
Dieses  Dazwischentreten  wurde  noch  häufiger  auf  privatrechtlichem  Gebiete  be- 
gehrt, da  Streitführende  eben  gerne  alle  Gerichtsbarkeiten  erschöpfen  und  ihnen 
keine  Sache  als  beendigt  erscheint,  so  lange  noch  irgend  eine  Weiterziehung 
offen  steht  Vorgänge,  Gewohnheiten,  die  Verschiedenheit  im  Geiste  der  Gesetz- 
gebungen veranlaasten  immerwährende  Reibungen.  Den  kantonalen  Gerichts- 
behörden fiel  es  schwer,  piötzUch  die  gerichtliche  Machtvollkommenheit  zu  ver- 
missen, womit  sie  vor  1848  bekleidet  waren.  Nicht  minder  schwierig  wurde  es 
for  manche  Juristen,  gewisse,  mit  ihren  Sitten  und  ihrem  Stande  verbundene 
Rechtsanschauungen  auizugeben  und  dafür  andere  Grundsätze  zu  befolgen,  an- 
dern Formen  sich  zu  fügen.  Der  nämliche  Widerstand  üemd  sich  auf  Seite  der 
Borger,  bei  denen  man  jederzeit  und  überall  auf  Misstrauen  gegen  ein  Gericht 
Btössi,  das  nidit  das  ihrige  ist  und  sich  die  Neigung  kund  gibt,  durch  den  Richter 
des  eigenen  Kantons  alle  Geschäfte  behandeln  und  alle  Interessen  wahrnehmen 
10  lassen.  Es  genagt,  den  Geschäftsbericht  des  BR.  zu  lesen  und  die  Arten  der 
Beschwerden  zu  analyäiren,  um  sich  von  der  Wahrheit  dieses  Gemäldes  zu  über- 
zeugen. 

»Diese  Eüppe,  welche  eine  der  gefahrvollsten  für  die  neuen  Institutionen 
ZV  werden  drohte,  wurde  glücklicherweise  dadurch  vermieden,  dass  es  gelang, 
fortwährend  auch  an  der  Spitze  des  Justiz-  und  Polizeidepartements  kenntniss- 
ToUe  and  gewandte  Männer  zu  erhalten.  Die  Aufgabe  der  Commission  bestand 
nicht  darin,  jeden  Entscheid  zu  erörtern;  denn  sie  ist  kein  Appellationshof,  und 
es  könnte  eine  solche  Befugniss  wol  nur  der  von  den  Parteien  in  gesetzlicher 
Weise  angerufenen  BVersammlung  zustehen.  Eben  so  wenig  konnte  es  ihre  Auf- 
gabe sein,  alles  su  loben;  denn  es  wäre  eine  ausserordentliche  Erscheinung,  wenn 
bei  onsem  Kämpfen  der  Parteigeist  nie  durchgedrungen  wäre.  Allein  sie  kann 
and  darf  es  ganz  allgemein  aussprechen,  dass  seit  1848  die  Recurse  und  Be- 
schwerden sorgfiütig  stndirt,  die  Beschlüsse  vrissenschaftlich  und  klar  begründet 
and  die  leitenden  Grandsätze  unsers  Bundesrechts  anschaulich  gemacht  und  mit 
Festigkeit  und  Folgeriditigkeit  gewahrt  worden  sind.  Hieraus  entsprang  eine 
Doctrin  and  eine  Jurisprodenz,  welche  die  Kantonalgerichte  aufklären,  die  Par- 
teien and  ihre  Anwälte  leiten  und  die  ernstgemeinten  Recorse  bedeutend  ver- 
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Ausarbeitung  meines  im  vorigen  Jahre  erschienenen  Buches:  »Der 
Zürcherische  Civilprozess«  recht  lebhaft  den  Mangel  einer  solchen 
Sammlung  fühlte,  sowie  den  Abgang  der  eigenen  genauem  Kennt- 
niss  des  Bundesi*echts ,  wie  es  sich  aus  den  Entscheidungen  der 
BBehörden  entwickelt  hat.  Als  ich  dann  aber  erfuhr,  dass  Herr 
Dr.  Furrer  den  Auftrag  selbst  ausführen  wolle,  stellte  ich  jede  wei- 
tere Fortsetzung  der  Arbeit  mit  Freuden  ein ,  wol  einsehend ,  dass 
kaum  ein  Anderer  wie  er  geeignet  sei,  die  Aufgabe  in  ihrem  ganzen 
Umfange  zu  erfassen  und  in  würdigster  Weise  zu  Stande  zu  bringen. 
Diese  frohe  Aussicht  sollte  leider  nicht  in  Erfüllung  gehen  und  auf 
die  Aufmunterung  des  Nachfolgers  des  Herrn  Furrer  im  Justiz-  und 
Polizeidepartemente ,  des  Herrn  Bundesrathes  Dr.  Dubs ,  legte  ich 
neuerdings  Hand  ans  Werk,  selbstverständlich  indess  nicht  in  der 
Meinung,  der  Arbeit  irgendwie  einen  o£&ciellen  Charakter  beizulegen, 
da  sie  vielmehr  als  eine  reine  Privatarbeit  anzusehen  ist. 

Die  Aufgabe,  deren  Lösung  in  dem  eben  bezeichneten  Sinne 
ich  unternahm,  ist  in  dem  Auftrage  der  h.  BVersammlung  bestimmt 
vorgezeichnet  und  mein  Bestreben  war  also,  denselben  in  seinem 
ganzen  Umfange  möglichst  zu  erfüllen.  Zu  diesem  Ende  sammelte 
ich  zunächst  alle  im  Bundesblatte,  namentlich  in  dem  jährlichen  Ge- 
schäftsberichte des  Justiz-  und  Polizeidepartements,  mitgetheilten  Ent- 
scheidungen und  fügte  denselben  noch  eine  grosse  Anzahl  bisher  nicht 
gedruckter  Recursbeschlüsse  bei,  die  der  Secretär  des  Departements, 
Herr  Tr achsler ,  aus  dem  Archive  enthob  und  mir  zur  Benutzung  zu- 
stellte. Sodann  bestrebte  ich  mich ,  alle  Entscheidungen  der  BVer- 
sammlung über  staatsrechtliche  Fragen  dem  Werke  einzuverleiben. 


mindem  werden,  in  sofern  nur  vermindern,  als  von  blosser  Streitsucht  aus- 
gehende Beschwerden  immer  vorkommen  werden.  Die  Gommission  glaubte,  diese 
Betrachtangen  als  eine  Billigung  und  Ermuthigung,  anf  der  eingeschlagenen  Bahn 
zu  beharren,  aussprechen  zu  soUen.  Wir  sind  Überzeugt,  dass  diese  Beschlüsse 
und  Erkenntnisse  für  weitere  derartige  Verhandlungen  eine  gute  Grundlage  bilden 
werden  und  sprechen  es  aus,  nicht  in  der  Meinung,  ihnen  damit  gesetzliche 
Autorität  zuschreiben  oder  fOr  die  BGesetzgebung  eine  Rechtspflege  zugeben  zu 
woUen,  welche  leicht  zu  üebelstanden  führen  würde,  sondern  in  der  Meinung, 
dass  jene  eine  wissenschaftliche  Autorität  erhalten  werden,  von  der  man  nur 
schwer  und  nach  reiflicher  Prüfung  abgehen  wird.« 
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Leider  enthalten  diese  in  der  Regel  nur  Dispositive  ohne  Anfuhrung 
der  Motive,  die  dazu  geführt  haben.  Den  Grund,  warum  so  viele  Be- 
schlüsse der  BVersammlung  und  zwar  gerade  über  die  wichtigsten 
Fragen  keine  Motivirung  enthalten ,  hat  Herr  Ständerath  Kappeler^ 
wol  ganz  übereinstimmend  mit  der  Anschauung  der  h.  Behörde,  in 
einen  Commissionalbericht  (B.  1858  II.  527)  niedergelegt,  dem  ich 
folgende  Stelle  enthebe: 

»Die  Mehrheit  der  (Kommission  hat  zum  Schlüsse  noch  kurz  die 
Gründe  anzugeben ,  aus  denen  ihrer  Meinung  nach  die  dem  national- 
räthlichen  Beschlüsse  vorgestellten  Motive  zu  streichen  sind.  Wir  an- 
erkennen den  relativen  Werth  dieser  Begründung,  aber  ein  Theil  un- 
serer Commission  würde  entschieden  weiter  gehen,  auf  materielle  Ab- 
weisung motiviren  ^) ;  andere  würden,  wenn  nicht  directe  auf  materielle 
Abweisung  dringend,  doch  die  nationalräthlichen  Motive  verstärken. 
Eine  übereinstimmende  Motivirung  ist  bei  dieser  Verschiedenheit  der 
Meinungen  geradezu  unmöglich.  Jede  Motivirung  müsste  einen  Theil 
der  im  Dispositiv  Einigen  abstossen ,  indem  sie  entweder  dem  Einen 
zu  wenig ,  oder  dem  Andern  zu  viel  ausspräche.  Wenn  in  einem  poli- 
tischen Körper  die  Gründe  der  Abweisung  nicht  genau  zusammentreffen^ 
so  wäre  es  weder  tactvoll  noch  klug ,  um  abweichender  Betrachtungen 
willen  die  im  Dispositiv  Zusammentreffenden  zu  trennen  und  seine 
Freunde  abzustossen.  Man  hat  wol  davon  gesprochen,  es  sei  der 
Würde  der  Versammlung  nicht  angemessen ,  ohne  specielle  Begrün- 
dung die  Beschwerdeführer  abzuweisen;  aber  es  will  uns  dünken, 
es  sei  nicht  angemessen ,  so  hohe  Worte  zu  brauchen ,  wo  im  Grunde 
doch  nur  der  alte  Satz :  »divido  et  impera«  practicirt  werden  will. 
Was  wir  hier  beantragen ,  ist  in  den  eidg.  Käthen ,  wie  überhaupt  in 
grossem  berathenden  Körpern,  eine  sich  oft  wiederholende  Erschei- 
nung. Wir  schaffen  nieht  etwa  eine  neue  Praxis  für  einen  Special- 
fall. In  den  wichtigern  Conflictverhältnissen  ist  von  den  Bäthen  die 
Schlussnahme  eben  so  oft  ohne  begleitende  Motive ,  als  mit  solchen 
gefasst  worden.  Ich  nenne  unter  den  Erledigungen  ohne  vorgestellte 
Motivirung    z.    B.    den    Eisenbahnconflict   zwischen    Ihurgau   und 


')  Es  handelte  sich  hier  um  die  Beschwerde  der  st  gallischen  Grossr&the 
aber  das  dortige  Reyisionsstatut.  Vgl.  No.  581t 


St.  GaUm%  den  Eisenbahnoonflict  von  Waadt^)^  die  Beschwerde  der 
Dienstboten  von  Genf^  pci  Ausschluss  vom  Stimmrecht  •),  den  Conflict 
zwischen  Thurgau  und  SL  Gallen  über  Steuerverhältnisse'),  die  Be- 
schwerde von  Uri,  wegen  Duldung  der  Ehefrau  ATw/t®)  etc.  etc.« 

Diese  Anschauungsweise  mag  von  dem  angeführten  Standpunkte 
aus  ihre  Berechtigung  haben ;  so  viel  aber  ist  gewiss ,  dass  für  eine 
Sammlung  wie  die  vorliegende  eine  solche  Praxis  eine  sehr  fatale 
Seite  hat ,  zumal  aus  einem  blossen  Dispositiv  ohne  Anfuhrung  von 
Motiven  keine  wirkliche  Belehrung  geschöpft  werden  kann ,  wesshalb 
wol  in  aller  Bescheidenheit  die  Frage  gewagt  werden  dürfte,  ob  nicht 
ein  gesetzgebender  Körper ,  wenn  und  soweit  ihm  die  Verfassung  die 
Stellung  einer  Recursinstanz  einräumt^  nachdem  er  das  Dispositiv 
geordnet  hat,  über  die  voranzustellenden  Motive  durch  Mehrheits- 
beschluss  vielleicht  eben  so  gut  entscheiden  könnte,  wie  dieses  bei  den 
Gerichten  geübt  wird.  Wo  es  immer  möglich  war,  habe  ich  daher 
aus  den  Commissionalberichten  die  geltend  gemachten  Gründe  bald 
mehr  bald  weniger  ausführlich  ausgezogen ;  natürlich  aber  nicht  in 
der  Meinung,  dass  wirklich  diese  und  keine  andern  Motive  zu  der 
Entscheidung  geführt  haben ,  sondern  nur  in  der  Absicht,  den  Stand- 
punkt zu  bezeichnen,  auf  den  sich  die  betreffende  Commission  gestellt 
hatte  und  von  dem  aus  sie  zu  dem  Antrage,  wie  ihn  die  Versammlung 
adoptirte,  gekommen  war.  In  solcher  Weise  habe  ich  Gommissional- 
berichte  und  Botschaften  des  BR.  vielfach  benutzt,  namentlich  so 
weit  sie  principielle  Fragen ,  Grundsätze  der  BVerf. ,  von  BG^etzen, 
Goncordaten  u.  s.  w.  erörtern ,  zumal  mir  alles  dieses  innerhalb  der 
(Frenzen  meiner  Aufgabe  zu  liegen  schien.  Endlich  hielt  ich  es  in 
meiner  Pflicht,  die  ProtocoUe  des  Bundesgerichts  [BG.]  einer  genauen 
Durchsicht  zu  unterwerfen  und  alle  darin  enthaltenen  grundsätzlichen 
Entscheidungen ,  namentlich  auch  zur  Erläuterung  der  BGesetze  in 


*)  Off.  S.  III.  627. 

')  Vgl.  No.  S4t.    Auch  in  diesem  FaUe  wurde,  wiewol  vergeblich,  auf 
Anführung  von  Motiven  gedrungen;  vgl.  B.  1867  II.  665  f. 
•)  Vgl.  No.  98. 
T)  Vgl.  No.  18S. 
•)  Vgl.  No.  S41« 
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die  Sammlung  aufzunehmen.  In  letzterer  Beziehung. war  ich  mir 
Töllig  bewuBst ,  die  Grenzen  des  Auftrages  der  h.  BVersammlung  zu 
überschreiten,  ich  halte  aber  diese  Ueberschreitung  aus  folgenden 
Gründen  für  genügend  gerechtfertigt.  Bekanntlich  unterliegt  das  BG. 
wie  die  übrigen  BBehörden  zu  drei  Jahren  um  einer  Integralemeuerung. 
Obgleich  die  h.  BVersammlung  bei  Vornahme  der  Wahlen  in  das  BG. 
darauf  Bedacht  zu  nehmen  scheint,  jedesmal  wenigstens  die  Mehrzahl 
der  austretenden  Mitglieder  wieder  zu  wählen ,  so  sind  doch  gegen- 
wärtig nur  noch  zwei  Mitglieder  vorhanden,  die  von  Anfang  an  dieser 
Behörde  angehörten  und  unter  der  Zahl  der  übrigen  Mitglieder  hat 
Stetsfort  ein  häufiger  Wechsel  Statt  gefunden ,  der  auch  in  Zukunft 
nicht  völlig  wird  vermieden  werden  können.  Nun  schien  es  mir ,  ge- 
rade für  die  neu  eintretenden  Mitglieder,  femer  für  die  Parteien,  die 
bei  dem  BG.  Recht  zu  suchen  haben  und  endlich  im  Interesse  einer 
stetigen  Praxis  sei  es  wünschbar,  die  Grundsätze  zu  kennen,  nach 
denen  bisher  verfahren  worden  ist,  damit  theils  die  Parteien  sich  dar- 
nach richten  können,  theils  ohne  Noth  davon  nicht  abgegangen  werde. 

Das  System,  das  ich  im  Einverständnisse  mit  Herrn  Bundesrath 
Dr.  Dubs  befolgt  habe,  ist  aus  dem  Inhaltsverzeichnisse  leicht  er- 
sichtlich; es  schien  mir  nach  dem  Stoffe,  der  zu  behandeln  war, 
das  passendste.  Im  Uebrigen  habe  ich  mich  bestrebt ,  sowol  durch 
Citate  als  durch  das  angefügte  Register  die  Uebersichtlichkeit  des 
gesammelten  Materials  zu  fördern. 

Zum  Schlüsse  fühle  ich  mich  verpflichtet,  öffentlich  meinen  Dank 
auszusprechen ,  einerseits  gegen  den  Secretär  des  eidg.  Justiz-  und 
Polizeidepartemeuts,  Herrn  Trachsler^  für  die  Mühe,  die  er  auf  Samm- 
lung der  bisher  noch  nicht  gedruckten  Entscheidungen  des  BR.  und 
auf  die  eigene  Bearbeitung  einer  beträchtlichen  Zahl  von  Nummern 
verwendete*);  anderseits  gegen  den  Secretär  des  Bundesgerichtes, 


*)  Hr.  Trachsler  hat  selbst  entworfen  und  mir  zur  Benutzung  behändigt 
die  No.  5.  10.  11.  22.  41.  43.  48.  66.  81.  91.  93.  95.  101.  113.  114.  120.  123. 
129.  130.  140.  142.  160.  163.  165.  160.  162-166.  197.  210.  217.  221.  222.  233. 
237.  246.  247.  250.  262.  260.  264—266.  277.  278.  283.  286.  290.  291.  301.  308. 
313.  314.  332.  344.  346.  362.  363.  356.  357.  363.  365.  368.  370.  374.  384.  385, 
525.  639—641.  643-  645.  684.  693.  Die  lit.  d— h  in  No.  606.  607—609.  611.  612. 
615—617.  619—621.  628.  629.  636.  636.  666.  657.  664.  666.  672,  676.  677  u.  679, 
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Hrn.  Dr.  Eugen  Escher  in  Zürich,  der  die  Gefälligkeit  hatte,  mir  die 
Protocolle  des  B6.  zur  Verfügung  zu  stellen  und  der  überdiess  die 
Nummern  408.  426.  471  und  517  selbst  yerfasste. 

Möge  das  Werk,  das  ich  hiemit  der  Oe£fentlichkeit  übergebe,  bil- 
lige Beurtheilung  finden  und  als  würdige  Erinnerung  an  den  Mann 
dienen,  der  sich  bei  Entwerfung  der  Bundesverfassung  und  sodann 
um  die  Entwicklung  des  Schweiz.  Bundesrechtes  unvergängliche  Ver- 
dienste erworben  bat.  Dann  sind  Mühe  und  Fleiss,  die  ich  auf  diese 
Arbeit  redlich  verwendet  habe,  reichlich  belohnt. 

Enge  bei  Zürich,  den  8.  April  1862. 

ü. 
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Erster  Abschnitt. 

Bundesverfassung:. 


1.  Zweck  des  Bundes. 

BVerf.  Art.  2.  —  Vgl  unten  No.  S99— 600. 

!•  Wenn  Art  2  der  BVerf.:  »Der  Bund  hat  zum  Zweck: . . .  Schutz 
der  Freiheit  und  der  Rechte  der  Eidgenossen  und  Beförderung  ihrer 
gemeinsamen  Wohlfahrt «  den  allgemeinen  und  absoluten  Sinn  hätte, 
die  BBehörden  dürfen  sich  in  Alles  mischen,  was  jenem  Zweck  ent- 
gegenstehe, 80  hätte  man  füglich  den  allgemeinen  Theil  der  BVerf. 
schliessen  können  mit  dem  Art.  2,  statt  mit  unendlicher  Schwierig- 
keit alle  Competenzen  zwischen  Bund  und  Kantonen  zu  bestimmen 
und  alle  Gegenstände  speciell  zu  bezeichnen,  welche  in  den  Bereich 
der  BGesetzgebung  gezogen  werden  dürfen.  Die  in  Art.  2  aus- 
gesprochene Zweckbestimmung  trägt  vielmehr  die  nothwendige  Be- 
schränkung in  sich :  soweit  dieser  Zweck  durch  die  speciell  bezeich- 
neten Befugnisse  des  Bundes  erreicht  werden  könne.  Schon  der  Art.  3 
muss  jeden  Zweifel  hierüber  beseitigen ,  denn  er  stände  in  unauf- 
löslichem Widerspruch  mit  Art.  2,  sofern  man  diesen  in  obigem  Sinne 
auffassen  wollte.  B.  1850 1.  268. 

3«  Der  völkerrechtliche  Standpunkt,  den  die  Schweiz  von  jeher 
und  namentlich  seit  dem  Wienercongress  immer  beobachtet  hat,  ist 
auch  für  die  Zukunft  der  nationalste  und  vortheilhafteste . . .  Wenn  aber 
auch  die  Neutralität  der  Schweiz  in  feierlichen  Verträgen  stipulirt 
ist,  so  darf  man  doch  nicht  vergessen,  dass  der  Krieg  häufig  die  Ver- 
letzung auch  der  feierlichsten  Verträge  zum  Gegenstand  oder  in  sei- 
nem Gefolge  hat  und  dass  nur  zu  oft  die  Gewalt  statt  des  Rechtes 
massgebend  ist  In  der  That  und  Wahi-heit  gibt  die  vertragsmässige 
Neutralität  der  Schweiz  keinen  grossem  Schutz,  als  die  Gesetze  dem 
Eigenthum  oder  andern  Privatrechten  ohne  vollziehende  Gewalt  zu 
geben  vermögen.  Soll  dieselbe  von  einer  reellen  Bedeutung  sein,  so 
muss  zunächst  für  das  Mittel  gesorgt  werden,  dem  Rechte  erforder- 
lichenfalls durch  die  That  Nachdruck  und  Wahrheit  zu  verleihen, 
bemnach  muss  die  Neutralität  der  Schweiz,  die  wir  in  allen  Even- 
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tualitäten  nach  Kräften  zu  wahren  entschlossen  sind,  auch  jederzeit 
durch  die  Waffen  aufrecht  erhalten  werden  können. 

Viele  Kantonsregierungen  erwiederten  dem  BR.  schriftlich,  dass 
sie  mit  dieser  Anschauungsweise  einverstanden  seien  und  alle  bewie- 
sen werkthätig,  dass  sie  die  gleiche  Ansicht  theilen.        B.  1855  I.  351. 

3»  Das  Recht,  neutral  zu  sein,  steht  uns  von  Natur  zu,  weil  ohne 
vorausgegangenes  Bündniss  kein  Staat  verpflichtet  ist,  sich  an  den 
Kämpfen  Anderer  zu  betheiligen.  Die  Anerkennung  der  Schweiz. 
Neutralität  durch  die  europäischen  Mächte  hat  also  nicht  die  Bedeu- 
tung, dass  sie  uns  ein  im  Wesen  nicht  da  gewesenes  Recht  brachte, 
sondern  nur  die,  dass  sie  die  Mächte  verpflichtet,  die  Schweiz.  Neu- 
tralität zu  respectiren  und  jede  derselben  berechtigt  würde,  deren 
Verletzung  durch  eine  der  übrigen  anerkennenden  Mächte  zum 
Kriegsfall  zu  machen ;  wir  sagen  ausdrücklich  das  Recht,  denn  eine 
Pflicht  dazu  fliesst  aus  der  blossen  Anerkennung  nicht. 

Die  Urkunde  der  Mächte  vom  20.  Nov.  1815  [A.  S.  I.  106]  ent- 
hält aber  neben  der  Anerkennimg  der  Neutralität  auch  die  Gewähr- 
leistung der  Integrität  und  Unverletzbarkeit  des  Schweiz.  Gebiets  und 
der  Schweiz.  Neutralität.  Diess  verpflichtet  die  garantirenden  Mächte 
allerdings,  eine  Verletzung  der  Neutralität  der  Schweiz  zum  Kriegs- 
fall zu  machen  und  sich  derselben  werkthätig  zu  widersetzen.  Ob 
die  Mächte  im  gegebenen  Falle  dieser  Verpflichtung  nachkommen 
würden,  ist  eine  andere  Frage.  Jedenfalls  soll  die  Schweiz  sich 
dessen  nicht  getrösten. 

Will  die  Schweiz  eintretendenfalls  ihr  Neutralitätsrecht  be- 
haupten, so  muss  sie  also  vor  Allem  ihre  eigene  Kraft  und  Ent- 
schlossenheit bewähren;  eine  blosse  Proclamation  der  Neutralität, 
eine  Berufung  auf  ihre  europäische  Anerkennung  und  Gewährlei- 
stung, eine  Protestation  gegen  ihre  Verletzung  sind  von  keiner  Be- 
deutung, wenn  diese  Acte  nicht  von  dem  Entschlüsse  begleitet  sind, 
mit  den  WaflFen  in  der  Hand  dafür  einzustehen.  B.  1860 II.  158. 

n.  Bandesgewalt  —  Kantonalsoaveränetat 

BVerf.  Art.  3.  —  Vgl.  No.  1»*.  W8.  199. 158.  Tit  XXI.  No.  899—889. 

4»  Nach  Art.  3  der  BVerf.  kann  der  BR.  nur  diejenigen  Gegen- 
stände in  den  Kreis  seiner  Entscheidungen  ziehen,  welche  durch  die 
BVerf.  oder  BGesetzgebung  als  Bundessache  bezeichnet  sind. 

Wenn  also  über  die  Gesetze  eines  Kantons  Beschwerde  erhoben 
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wird,  so  hat  der  BR  zunächst  zu  untersuclien,  ob  dieselben  durch 
die  Verfassung  des  Bundes  in  den  Bereich  der  Bundesgewalt  gezogen 
oder  gänzlich  der  Kantonalsouveränetät  überlassen  seien:  und  im 
erstem  Falle,  ob  sie  mit  den  Bestimmungen  der  BVerf.  im  Einklang 
stehen  oder  nicht.  Nur  von  diesem  Standpunkte  aus,  der  als  ein 
Hauptprincip  in  den  Art.  3  der  BVerf.  niedergelegt  ist,  können  die 
BBehörden  über  die  Gesetzgebung  der  Kantone  eintreten  und  sie 
sind  keineswegs  berufen,  die  Zweckmässigkeit  oder  Verwerflichkeit 
derselben  im  Allgemeinen  ihrem  Entscheide  zu  unterwerfen. 

So  wünschbar  es  bisweilen  wäre,  die  Grenzen  der  Bundesbefug- 
nisse zu  überschreiten,  um  grelle  Uebelstände  zu  beseitigen,  welche 
mit  dem  liberalen  und  humanen  Geiste  der  BVerf  im  Widerspruch 
stehen,  so  rechtswidrig  und  gefährlich  wäre  es  auf  der  andern  Seite, 
dieser  Versuchung  Folge  zu  geben ;  rechtswidrig ,  weil  das  Grund- 
gesetz der  Eidgenossenschaft,  wenn  auch  in  edler  Absicht,  gebrochen 
wird ;  gefährlich,  weil  das  Vertrauen  und  die  Achtung,  die  ihm  ge- 
bühren, erschüttert  werden  und  weil  die  jeweilige  Bundesgewalt, 
welcher  politischen  Richtung  sie  immer  angehören  mag,  bei  weitem 
üebergriffen  in  Antecedentien  ihre  Rechtfertigung  suchen  wird. 

B.  1850  I.  267. 

5«  Bei  Anlass  der  politischen  Ereignisse  von  1855  hatte  die  Re- 
gierung des  Kantons  Tessin  ein  Zwangsanleihen  beschlossen  und  auf 
jeden  Bezirk  eine  verhältnissmässige  Quote  verlegt.  Diese  hinwieder 
verlegten  sie  auf  die  Gemeinden  und  letztere  auf  die  einzelnen  Bür- 
ger. Hierüber  und  namentlich  über  den  Modus  der  Vertheilung  zu 
ihren  Lasten  beschwerten  sich  einige  Bürger  von  Olivone  und  Men- 
drisio.    Der  BR.  ist  jedoch  nicht  eingetreten.    Gründe : 

1)  Nach  Art.  3  der  BVerf  sind  die  Kantone  souverän,  soweit  die 
BVerf.  ihre  Souveränetät  nicht  beschränkt. 

2)  In  den  Bereich  der  Kantone  gehört  namentlich  auch  das  Recht 
zur  Auflage  und  zum  Bezüge  jeder  Art  von  beliebigen  Steuern,  in- 
dem dasselbe  durch  die  BVerf  in  keiner  Weise  beschränkt  erscheint. 

3)  Die  Auflage  von  Zwangsanleihen  ist  nach  dem  gleichen  Ge- 
sichtspunkte zu  beurtheilen  wie  die  Erhebung  von  directen  Steuern. 

4)  Insbesondere  ist  die  Frage  über  die  Richtigkeit  der  Repartition 
der  Steuern  oder  Anleihen  im  einzelnen  Falle  lediglich  von  den 
Kantonsbehörden  zu  entscheiden  und  ein  Grund  zur  Intervention  der 
BBehörden  wäre  nur  vorhanden,  wenn  durch  die  aufgestellten  Be- 
sieurungsgrundsätze  von  vornherein  die  verfassungsmässig  gewähr- 
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leistete  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  verletzt  oder  der  verfassungs- 
mässige Recurs  an  die  competente  Kantonsbehörde  verweigert  würde, 
was  beides  im  vorliegenden  Falle  nicht  vorhanden  ist  und  auch  nicht 
behauptet  wird.  BR.  v.  11.  Mai  1855  No.  1808  u.  1809. 

in.  Gleichstellungr  vor  dem  Gesetze. 

BVerf.  Art.  4.  —  Vgl.  No.  50.  7B.  91'  Erw.  3.  109.  119  Erw.  2. 

154.  »15.  »16.  »18f.  489. 

6»  Wie  bei  jedem  allgemeinen  Grundsatze  muss  man  sich  auch 
bei  Art.  4  der  BVerf.  hüten,  denselben  wörtUch  aufzufassen.  So  ist 
es  wörtlich  genommen  gar  nicht  wahr,  dass  alle  Schweizer  vor  dem 
Gesetze  gleich  seien.  Männer  stehen  zum  Theil  unter  andern  Ge- 
setzen als  Frauen,  Volljährige  unter  andern  Gesetzen  als  Minder- 
jährige, Falliten  unter  andern  als  Personen  mit  vollen  bürgerlichen 
Rechten  und  Ehren  u.  s.  w. 

Die  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  kann  sich  einerseits  auf  die 
BGesetze,  anderseits  auf  die  Kantonsgesetze  beziehen.  In  bundes- 
rechtlichen  Verhältnissen  sollen  alle  Schweizer  gleich  gehalten  wer- 
den, man  darf  nicht  exceptionell  gegen  einzelne  Personen  verfah- 
ren, sondern  die  BGesetze  sind  gleichmässig  anzuwenden  auf  alle, 
welche  je  nach  dem  Inhalte  derselben  darnach  zu  beurtheilen  sind. 
Ebenso  verhält  es  sich  mit  den  Kantonalgesetzen.  Alle  Schweizer- 
bürger, die  unter  den  Gesetzen  eines  gewissen  Kantons  stehen,  sind 
nach  denselben  gleichmässig  zu  behandeln;  nicht  der  eine  so,  der 
andere  anders.  Allein  diese  Gleichheit  ist  keine  absolute,  sondern 
eine  relative,  d.  h.  sie  setzt  die  Gleichheit  factischer  Verhältnisse  vor- 
aus, vermöge  deren  eine  ganze  Klasse  von  Personen  unter  ein  ge- 
wisses Gesetz  fällt.  So  z.  B.  müssen  in  den  meisten  Kantonen  die 
Niedergelassenen  eine  jährliche  Gebühr  an  die  Gemeinde  entrichten, 
während  die  Bürger  nichts  bezahlen,  weil  das  ihnen  gehörende  Ge- 
meindegut die  öfifentlichen  Auslagen  bestreitet.  Auch  hier  ist  die  re- 
lative Gleichheit  vorhanden,  sobald  auch  die  Kantonsbürger  diese 
Gebühr  bezahlen  müssen,  sofern  sie  von  ihrer  Heimatgemeinde  in 
eine  andere  Gemeinde  desselben  Kantons  ziehen  und  dadurch  Nieder- 
gelassene werden. 

Von  einem  Privilegium  kann  nicht  die  Rede  sein,  wenn  ein  Ge- 
setz alle  Angehörigen  eines  Landes  umfasst,  auch  ist  jeder  Kanton 
bereclitigt,  seine  Gesetze  auf  alle  Schweizer  anzuwenden,  insoweit  die 
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letztern  unter  seine  Landeshoheit  kommen.  Mancher  Kanton  hat 
noch  Gesetze,  die  den  Einwohnern  anderer  Kantone  sehr  hemmend 
erscheinen,  z.  B.  über  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts,  über  Ein- 
heiratmigsgebühren  der  Frauen  u.  dgl.  Allein  man  muss  sich  den- 
selben unterziehen ,  sobald  sie  für  die  Einwohner  des  betrefifendcn 
Kantons  eben  so  gelten,  wie  für  die  Angehörigen  anderer  Kantone. 
...Wenn  nach  der  Verfassung  mehrerer  Kantone  nur  Katholiken  das 
dortige  Bürgerrecht  erlangen  können ...  so  lässt  sich  mit  Grund  sa- 
gen, diese  Bestimmung  sei  intolerant,  sei  ein  Hinderniss  eidgenös- 
sischer Entwickelung  und  Einigung  und  stehe  im  Widerspruch  mit 
dem  ganzen  Geiste  der  BVerf. ;  auch  gegen  diese  Bestimmung  lässt 
sich  mit  gleich  viel  Grund  Art.  4  citiren.  Dennoch  weiss  Jedermann, 
dass  dieselbe  zugelassen  wurde  und  dass  die  Verfassungen,  welche 
dieselbe  enthalten,  garantirt  sind;  auch  ist  es  bis  jetzt  Niemand 
emgefallen  zu  behaupten,  dass  diese  Beschränkung  des  Bürgerrechts- 
erwerbes verfassungswidrig  sei. 

Wenn  die  Gesetze  eines  Staates  die  Bedingungen  festsetzen, 
unter  welchen  Jedermann  an  einer  Institution  desselben  Theil  neh- 
men kann,  so  mag  es  allerdings  leicht  geschehen,  dass  viele  Landes- 
bürger ausgeschlossen  werden,  während  Fremde,  weil  sie  jene  Be- 
dmgungen  erfüllen  können,  Zutritt  finden.  Manche  Kantone  gestatten 
z,  B.  die  Ehe  nicht,  wenn  die  Brautleute  nicht  eine  gewisse,  durch 
die  Gesetze  näher  bezeichnete  Garantie  darbieten,  dass  sie  und  ihre 
Kinder  nicht  dem  Staate  oder  der  Gemeinde  zur  Last  fallen.  Viele 
Kantons-  und  Schweizerbürger  werden  durch  dieses  Gesetz  von  einer 
projectirten  Heirat  abgehalten,  während  dieses  bei  vielen  Auslän- 
dern oder  Ausländerinnen  nicht  der  Fall  sein  wird.  Auch  gegen 
solche  Gesetze  mag  sich  Manches  einwenden  lassen,  gewiss  aber  das 
nicht,  dass  sie  mit  der  BVerf.  in  Widerspruch  stehen,  weil  sie  Aus- 
ländem ein  Vorrecht  geben.  B.  1850  I.  269. 

7«  Art.  4  der  BVerf.  enthält  allerdings  den  Grundsatz  der  Rechts- 
gleichheit, aber  es  ist  dieses  eine  gene7*elle  Vorschrift,  die  in  den  Be- 
stimmimgen  der  einzelnen  Artikel  ihre  nähere  Präcisirung  gefunden 
hat  Hiefur  kann  z.  B.  einfach  verwiesen  werden  auf  Art.  41,  der 
das  Recht  der  freien  Niederlassung  nur  den  Schweizern  der  christ- 
lichen Confession  gewährt,  während  die  landesangehörigen  Israeliten 
davon  ausgeschlossen  sind.  Es  findet  sich  in  den  Verhandlmigen  der 
Revisionsconmiission  die  Bemerkung,  dass  gerade  dieses  Umstandes 
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wegen  beantragt  wurde,  dem  Artikel  nicht  die  jetzige  allgemeine 
Fassung  zu  geben ;  man  abstrahirte  aber  davon,  weil  man  nicht  eines 
einzelnen  Verhältnisses  wegen  einen  schönen  Grundsatz  verlassen 
und  Besorgniss  erregen  wollte,  als  ob  die  Gleichheit  der  Eidgenossen 
nicht  vor  dem  Gesetze  bestände.  B.  1858  n.  155.   Vgl.  No.  46.  89. 

8»  Am  7.  Februar  1853  erliess  der  Landrath  des  Kantons  Basel- 
landschaft  ein  Decret,  betreflfend  die  Einbürgerung  der  Heimatlosen. 
Dieses  Decret  unterscheidet  drei  Klassen: 

1)  Heimatlose  des  alten  Kantonstheils  aus  der  Zeit  vor  der  [im 
Jahr  1815  erfolgten]  Einverleibung  des  Bezirks  Birseck. 

2)  Heimatlose  dieses  Bezirks  aus  derselben  Zeit. 

3)  Solche,  deren  Heimatlosigkeit  erst  aus  der  Zeit  nach  der  Ver- 
einigung des  Bezirks  Birseck  mit  dem  Kanton  datirt. 

Für  diejenigen  der  1.  und  3.  Klasse  soll  nach  diesem  Decret  die 
Regierung  möglichst  billige  Gemeindebürgerrechte  ausmitteln.  Dieses 
geschieht  durch  Unterhandlung  und  Bezahlung  der  Einkaufssumme. 
Ein  Zwang  gegen  die  Gemeinden,  das  Bürgerrecht  überhaupt  oder 
zu  wolfeilerm  Preise  zu  gewähi-en,  ist  nicht  statthaft;  dagegen  hat 
die  Regierung  behufs  der  Unterhandlung  freie  Auswahl  unter  allen 
Gemeinden.  Die  Kosten  der  Einbürgerung  hat  bei  der  ersten  Klasse 
der  dem  alten  Kantonstheil  gehörende  Landarmenfond,  bei  der  drit- 
ten die  Staatskasse  zu  bezahlen.  Die  zweite  Klasse  dagegen  wurde 
durch  dieses  Decret  allen  birseckischen  Gemeinden  zugetheilt  und 
zwar  ohne  Bezahlung  einer  Einkaufssumme.  Eine  Commission  von 
neun  Mitgliedern  —  eines  aus  jeder  dieser  Gemeinden  —  besorgt 
die  Vertheilung  ohne  alle  Unterhandlung  mit  den  letztern  und  ohne 
Recurs  gegen  diese  Vertheilung.  Doch  ist  dem  katholischen  Landes- 
theile  im  §  6  des  Decretes  der  Rechtsweg  gegen  dieses  Gesetz  offen 
gelassen.  Die  eingebürgerten  Heimatlosen  erhalten  nicht  nur  das  im. 
BGesetze  vorgesehene  beschränkte  Bürgerrecht,  sondern  das  volle 
mit  allen  Nutzungen  und  zwar  im  ganzen  Kanton,  d.  h.  sowol  in 
den  Gemeinden,  denen  eine  Einkaufssumme  bezahlt  wird,  als  in  den. 
andern. 

Ueber  dieses  Decret  beschwerte  sich  nun  die  Heimatlosencom- 
mission  des  Bezirks  Birseck  bei  der  BVersammlung,  indem  dasselbe 
im  Widerspruch  stehe  mit  Art.  4  der  BVerf.  und  mit  Art.  5  der  Kan- 
tonalverf ,  welche  die  Gleichheit  aller  Bürger  vor  dem  Gesetze  ge- 
währleisten. 
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Diese  Bescliwerdeschiift  wurde  dem  BR.  zur  Begutachtung  zu- 
gestellt, der  auf  Abweisung  derselben  aus  formellen  und  materiellen 
Gründen  antrug.   In  ersterer  Beziehung  bemerkte  er :  Wenn  auch  die 
BVert  keine  Frist  festsetzt,  innerhalb  welcher  von  den  Entschei- 
dungen der  kantonalen  Behörden  an  die  BBehörden  recurrirt  werden 
kann,  so  folgt  daraus  noch  ^icht,  dass  Recurse  zu  jeder  Zeit,  na- 
mentlich wie  hier  noch  nach  3  Yj  Jahren  zulässig  seien.    In  Ermang- 
lung einer  gesetzlichen  Bestimmung  muss  das  vernünftige  Ermessen 
der  Behörde  entscheiden  und  dieses  geht  gewiss  dahin ,  dass  man 
nicht  Jahre  lang  nach  einer  angeblichen  Rechtsverletzung  beim  Bunde 
Beschwerde  führen  könne,  sondern  dass  auf  Anerkennung  des  Ent- 
scheides einer  obersten  Kantonsbehörde  geschlossen  werden  dürfe, 
wenn  nicht  bis  zur  nächst  darauf  folgenden  BVersammlung  Be- 
schwerde erhoben  wird.    Zu  dem  nämlichen  Resultat  gelangt  man 
ferner  mit  Rücksicht  auf  §  6  des  Decretes,  der  bestimmt,  dass  die 
Klage  binnen  vier  Wochen  vom  Erlass  desselben  eingeleitet  werden 
müsse,  welche  Frist  schon  längst  verstrichen  ist.  —  Materiell  wird  be- 
merkt: Der  Beschwerdegrund  der  Recurrenten  besteht  ausschliesslich 
darin,  dass  der  verfassungsmässige  Grundsatz  der  Gleichheit  vor  dem 
Gesetze  durch  das  Decret  vom  7.  Februar  1853  verletzt  seL    Der 
äussern  Erscheinung  und  Wirkung  nach  trifft  dieses  Decret  die  bei- 
den Landestheile  allerdings  in  verschiedener  Weise,  —  dem  Birseck 
fällt  eine  ungleich  grössere  Zahl  Heimatloser  zu  als  dem  alten  Kan- 
tonstheil  und  hier  soll  der  Landarmenfond  die  Last  bestreiten,  wäh- 
rend dort  die  Heimatlosen  auf  die  Gemeinden  zu  vertheilen  sind.  — 
Allein  diese  Verschiedenheit  beruht  auf  vei-schiedenen  thatsächlichen 
Verhältnissen  und  wenn  liieran  verschiedene  rechtliche  Wirkungen 
geknüpft  werden,  so  folgt  daraus  nicht,  dass  die  Gleichheit  vor  dem 
Gesetze  verletzt  sei,  die,  wie  die  Recurrenten  zugeben,  die  Gleich- 
heit tliatsächlicher  Verhältnisse  voraussetzt.    Es  ist  aber  Thatsache. 
dass  in  den  birseckischen  Gemeinden  eine  grössere  Anzahl  Heimat- 
loser sich  aufhielt  und  allmälig  entwickelte,  als  im  alten  Kanton. 
Wenn  nun  die  Gesetzgebung  den  Grundsatz  aufstellt,  die  Heimatlosen 
sollen  den  Gemeinden  zufallen,  von  welchen  sie  herrühren  oder  wo 
sie  am  längsten  sich  aufhielten,  so  ist  dieses  Ein  Princip  für  den 
ganzen  Kanton,  also  Gleichheit  vor  dem  Gesetze,  während  die  Wir- 
kung dieses  Princips  für  die  verschiedenen  Gemeinden  oder  Kantons- 
theile  natürlich  ganz  verschieden  ausfallen  muss.    Die  birseckischen 
Gemeinden   haben  hier  ganz  das  gleiche  Recht  und   das  gleiche 
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Schicksal,  wie  viele  Gemeinden  in  andern  Kantonen,  wo  der  nämliche 
Grundsatz  eingeführt  wurde  und  wo  in  Folge  dessen  manche  Ge- 
meinden viele  Heimatlosen,  andere  wenige  und  wieder  andere  gar 
keine  erhielten.  Ebenso  wenig  verstösst  es  gegen  die  Gleichheit  vor 
dem  Gesetze,  sondern  ist  vielmehr  eine  Folge  ganz  verschiedener 
Verhältnisse,  wenn  im  Birseck  eine  Vertheilung  der  Heimatlosen  vor- 
geschrieben und  im  alten  Kantonstheil  die  Last  dem  Landarmen- 
fond zugewiesen  wurde,  weil  dort  ein  hiefiir  disponibler  Fond  nicht 
existirt  und  die  Vertheilung  nach  gleichmässigen  Verhältnissen  leicht 
möglich  ist,  während  es  sich  im  alten  Kantonstheil  umgekehrt  verhält. 
Gleichwie  die  thatsächlichen  Grundlagen  in  den  beiden  Kantons- 
theilen  verschieden  sind,  so  verhält  es  sich  auch  mit  dem  Rechtsver- 
hältniss  beider.  Die  Vereinigimgsacte  des  Bezirks  Birseck  mit  dem 
Kanton  Basel  vom  6.  Dec.  1815  [A.  S.  L  131.  Snell,  Handbuch  des 

Schweiz.  Staatsrechts  L  70]  sagt  in  Art.  6 : 

»Da  im  Kanton  Basel  eiu  aus  dem  Ertrag  der  Zehnten  und  ähnlichen  Ge- 
fällen gebildeter  Fond  besteht,  aus  welchem  die  Ausgaben  für  das  Kirchen-, 
Schul-  und  Armenwesen  bestritten  werden,  in  dem  Bezirk  Birseck  aber  die  Zehnten 
abgeschafft  sind  und  nicht  wieder  hergestellt  werden  können,  so  sollen  alle  für  das 
Kirchen-,  Schul-  und  Armenwesen  dieses  Bezirks  erforderlichen  Gelder  aus  der 
daselbst  eingeführten  Grundsteuer,  aus  welcher  zu  diesem  Behuf  ein  Fond  gebildet 
wird,  enthoben  werden. 

»Alle  in  diesem  Bezirk  noch  vorhandenen  Güter,  welche  den  Kirchen-, 
Schul-  und  Armenstiftungen  angehören,  bleiben  denselben  zugesichert.  Ueber 
die  Art  der  Verwaltung  dieser  Fonds  und  die  dabei  erforderliche  Aufsicht  und 
Leitung  der  Regierung  wird  durch  ein  besonderes  Gesetz  verfttgt  werden. 

Der  Art.  7  derselben  Urkunde  lautet: 

»Die  durch  Einverleibung  dieser  (Gemeinden  in  Folge  des  Wiener-Congress- 
Entscheides  dem  Kanton  Basel  zufallenden  Lasten  sollen  ausschliesslich  von  den 
Gemeinden  des  Bezirks  Birseck  getragen  werden ;  hingegen  sollen  dieselben  wegen 
der  alten  helvetischen  Schuld  zu  keinem  Beitrag  angehalten  werden  können. « 

Die  Kantonsverfassung  vom  23.  Dec.  1850  bestimmt  in  §  29 : 

»Die  Verwaltung  des  Kirchen-,  Schul-  und  Annenvermögens  in  den  alten 
Gebietstheilen  und  dem  Bezirk  Bii*seck  bleibt  wie  bisanhin  getrennt  und  jeder  Theil 
hat  seine  Kirchen-,  Schul-  und  Armenauslagen  insbesondere  zu  tragen. « 

Wenn  also  durch  die  Vereinigungsacte  und  die  Verfassung  ein 
theilweise  verschiedener  Rechtszustand  der  beiden  Kantonstheile  von 
Basellandschaft  vorgesehen  ist,  wenn  dieser  namentlieh  das  Armen- 
wesen beschlägt,  das  ganz  getrennt  behandelt  wird ;  wenn  nicht  ge- 
läugnet  werden  kann,  dass  die  Zwangseinbürgerung  von  Heimatlosen 
mit  dem  Armenwesen  aufs  engste  zusammenhängt,  ja  in  ihrer  prac- 
tischen  Bedeutung  (da  die  Heimatlosen  ohne  besondem  Einkauf  keine 
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Bürgerimtzimg  beziehen)  nichts  anderes  ist,  als  die  Vertheiluug  einer 
wirklichen  oder  in  Aussicht  stehenden  Armenlast,  so  folgt  daraus, 
dass  die  Beschwerde  über  Verletzung  verfassungsmässiger  Gleichheit 
nicht  begründet  ist,  auch  abgesehen  von  der  thatsächlichen  Ver- 
schiedenheit der  Verhältnisse. 

Schliesslich  wird  noch  ausgefühii,  dass  wenn  sogar  in  dem 
Decrete  eine  verfassungswidrige  Rechtsverletzung  gefunden  werden 
sollte,  die  Wirkung  derselben  vollständig  wieder  aufgehoben  würde 
durch  das  blosse  Dasein  des  §  6,  durch  welchen  sich  der  Staat  dem 
richterlichen  Entscheid  unterworfen  habe. 

Die  BVersammlung  wies  am  1./4.  August  1857  *  in  Würdigung 
der  in  der  Botschaft  des  BR.  entwickelten  materiellen  Gründe  «  die 
Beschwerde  als  nicht  begründet  ab. 

9«  Am  14.  Christm.  1853  erliess  der  Grosse  Rath  des  Kantons 
Aargau  ein  Wirthschaftsgesetz ,  das  zwei  Hauptklassen  von  Wirth- 
schaffen  aufstellt :  solche,  die  in  Folge  eines  ehehaften  Rechtes  und 
solche,  die  in  Folge  einer  gesetzlichen  Bewilligung  ausgeübt  werden, 
die  dann  vrieder  in  eine  Reihe  von  Unterabtheilungen  zerfallen.  §  43 
bestimmt  sodann,  dass  für  die  bewilligten  Wirthschaften  eine  Wirth- 
schaftsgebühr  zu  bezahlen  sei  »je  nach  Massgabe  der  Bevölkerung 
und  des  Verkehrs  der  betreflfenden  Gemeinde  oder  Ortschaft.«  Ab- 
schnitt IV  behandelt  das  Rechtsverhältniss  zwischen  den  Wirthen 
und  ihren  Gästen ;  Abschnitt  V  die  Getränksabgabe.  Es  hat  nämlich 
nach  §  50  »  für  die  Verwirthung  aller  geistigen  Getränke  jeder  Wirth 
nach  Massgabe  des  Verbrauchs  eine  Abgabe  zu  entrichten. «  §  51 : 
»  Diese  Abgabe  soll  wenigstens  den  durchschnittlichen  Betrag  des 
von  den  Wirthen  in  den  Jahren  1841  bis  und  mit  1850  entrichteten 
Ohmgeldes  erreichen.«  —  Die  Getränksabgabe  wird  vermittelst  Schäz- 
zung  der  Gemeinden  und  der  Wirthe  in  denselben  festgesetzt  (§  52) 
und  es  zerfallen  diese  nach  der  Grösse  der  Abgabe  in  bestimmte 
Klassen  (§  54).  Die  Schätzung  der  Gemeinden  unterliegt  alle  zwei 
Jahre  einer  Durchsicht ;  die  Klasseneintheilung  der  Wirthe  dagegen 
findet  alljährlich  Statt  (§  57).  Gegen  die  Schätzung  der  Gemeinden 
und  die  Klasseneintheilung  der  Wirthe  kann  binnen  Frist  an  die 
obem  Verwaltungsbehörden  recurrirt  werden  (§  58).  Die  erste  Schäz- 
zung  der  Gemeinden  muss  Statt  finden  auf  Grundlage  des  durch- 
schnittUchen  Ohmgeldbetrages  der  Jahre  1841  bis  und  mit  1850  und 
nach  Massgabe  der  Bevölkerungs-  und  der  Verkehrsverhältnisse ;  spä- 
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ter  80II  sie  einzig  nach  letzterm  Masstabe  erfolgen  (§  53).  Hierauf 
werden  die  Wirthschaffcspolizei  und  Strafl)e8timnmngen  behandelt 
und  zum  Schlüsse  in  §  90  das  Ohmgeldsgesetz  von  1803,  das  Wirth- 
schaftsgesetz  von  1805,  die  Ohmgeldsverordnung  von  1823  und  das 
Gesetz  über  den  Kleinverkauf  des  Eigengewächses  von  1831  als  auf- 
gehoben erklärt. 

Ueber  dieses  Gesetz  führte  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Wir- 
then  aus  dem  Kanton  Aargau  Beschwerde  bei  dem  BR  und  stellten 
das  Begehren,  dass  das  Ohmgeld,  beziehungsweise  die  Getränksab- 
gabe, durch  ein  für  alle  Staatsbürger  gleiches  Gesetz  regulirt  werde. 
Die  Recurrenten  behaupten  nämlich,  dieses  Gesetz  hätte  nach  Art.  29 
lit.  b  und  Art.  32  lit.  e  der  BVerf.  dem  BR  zur  Genehmigung  vor- 
gelegt werden  sollen.  Materiell  aber  Verstösse  das  Gesetz  gegen  den 
verfassungsmässigen  Grundsatz  der  Rechtsgleichheit  der  Bürger,  in- 
dem es  einerseits  den  Wirthen  überhaupt  ausnahmsweise  eine  Menge 
von  Pflichten  und  Verbindlichkeiten  auflege,  die  andere  Staatsbürger 
nicht  zu  tragen  haben ;  anderseits  und  insbesondere  aber  werden  die- 
selben durch  Erhebung  der  Wirthschaftsgebühr,  der  Getränksabgabe 
und  der  Taxen  für  Ausfertigung  der  Wirthschaftsbewilligungen,  die 
zusammen  dem  Fiscus  eine  sehr  beträchtliche  Summe  abwerfen,  aus- 
nahmsweise bedrückt. 

Der  BR  wies  indess  die  Beschwerde  ab.    Gründe: 

1)  Die  vorliegende  Beschwerde  gegen  das  aargauische  Wirth- 
schaftsgesetz  vom  14.  Christm.  1853  lässt  sich  im  Wesentlichen  auf 
folgende  Hauptpunkte  reduch*en: 

a.  dasselbe  verletze  sowol  die  aargauische  Kantonsverfassung  als 
die  BVerf.,  indem  es  eine  neue  Art  von  Getränksconsumosteucr 
einfähre  und  ohne  die  durch  die  BVerf.  vorgeschriebene  Prüfung 
und  Genehmigung  des  BR.  in  Ausführung  gesetzt  worden  sei; 

b.  das  fragliche  Gesetz  Verstösse  insbesondere  auch  gegen  den  ver- 
fassungsmässigen Grundsatz  der  Rechtsgleichheit  der  Bürger  vor 
dem  Gesetze. 

2)  Die  Competenz  der  BBehörden,  das  fragliche  Gesetz  in  diesen 
beiden  Richtungen  einer  Prüfung  zu  unterwerfen,  ist  im  Hinblick 
auf  die  Bestimmungen  der  BVerf.  nicht  zweifelhaft.  Damit  ist  dann 
die  von  der  Regierung  von  Aargau  hervorgehobene,  an  sich  richtige 
Begi-enzung,  dass  eine  Intervention  der  BBehörden  in  eine  Angelegen- 
heit der  innern  kantonalen  Autonomie  unstatthaft  sei,  von  selbst  ge- 
geben. 
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3)  Was  nun  die  behauptete  Einführung  einer  neuen  Art  von  Ge- 
tmnksconsumosteuer  betrifft,  so  ist  nur  so  viel  richtig,  dass  eine 
andere  Form  des  Bezuges  dieser  Steuer  eingeführt  wurde  und  zwar 
als  nothwendige  Folge  von  §  28  der  durch  die  BVersanimlung  ge- 
prüften und  garantirten  aargauischen  Verfassung  von  1852,  der  die 
allgemeinen  Grundsätze  des  aargauischen  Steuerwesens  aufstellt  und 
neben  der  Einführung  einer  directen  Vermögens-,  Einkommens-  und 
Erwerbssteuer  auch  die  Umwandlung  (also  die  Beibehaltung)  des 
bis  dahin  vor  der  Kantons-  und  BVerf  gerechtfertigt  bestandenen 
Ohmgeldes  in  eine  Getränksabgabe  vorschreibt,  so  zwar,  dass  da- 
durch weniger  das  Wesen  dieser  Abgabe  als  vielmehr  die  Bezugsart 
einer  Umgestaltung  unterworfen  sein  solle ;  —  eine  Verfassungsbe- 
stimmung, die  nun  durch  das  neue  Wirthschaftsgesetz  ihre  Voll- 
ziehung erlangt  hat,  in  einer  Weise,  die  keineswegs  mit  der  Verfas- 
sung selbst  in  Widerspruch  steht,  wenn  schon  der  eingeführte  Modus 
der  Taxation  und  des  Bezuges  nicht  als  der  relativ  zweckmässigste 
erscheinen  mag,  worüber  jedoch  den  BBehörden  kein  Uilheil  zusteht. 
4)  Uebrigens  gerathen  die  Beschwerdeführer,  indem  sie  gegen 
die  aus  dem  Ohmgelde  hervorgegangene  Getränksabgabe  des  neuen 
Gesetzes  ankämpfen,  mit  sich  selbst  in  Widerspruch,  wenn  sie  Seite 
22  des  Memorials  selbst  zugeben  müssen,  es  habe  principiell  der 
Grosse  Rath  die  Befugniss  »  seine  Einwilligung  zu  geben ,  dass  ein 
allgemeiner  Preiszuschlag  auf  die  Geträuke  Statt  finden  dürfe  und  in 
die  staatßgesellschaftliche  Kasse  abgegeben  werde  «,  indem  doch  wol 
unter  diesem  an  die  Staatskasse  abzugebenden  Preiszuschlag  nichts 
anderes  verstanden  werden  kann,  als  eine  Getränksabgabe  oder  Ver- 
brauchssteuer, für  die  der  Wirth  durch  Preiszuschlag  auf  die  Ge- 
tränke sich  wieder  deckt,  was  auch  bei  der  auf  Taxation  beruhenden 
Abgabe  der  Fall  sein  wird. 

5)   Die  fernem  Beschwerden  treffen  sämmtlich  in  dem  Grund- 
satze der  Rechtsgleichheit  der  Bürger  vor  dem  Gesetze  zusammen, 
sie  erscheinen  indess  ebenfalls  nicht  begründet,  indem 
a.    die  verschiedene  Stellung  der  W^irthe  unter  sich  einfach  durch 
ihre   verschiedene  Berechtigung  gegeben   und   insofern  in  den 
eigenen  Willen  der  Wirthe  selbst  gelegt  ist,  als  es  ihnen  über- 
haupt freisteht  zu  wirthen  und  welche  Art  von  Wirthschaft  sie 
betreiben  wollen ;  und  das  besondere  Verhältniss  der  Ehehaften 
durchaus   nicht   als  ein  politisches   Vorrecht  des  Orts  (und   auf 
ein  solches  bezieht  sich  die  betreffende  Verfassungsbestimmung), 
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sondern  als  ein  reines,  allerdings  an  eine  bestimmte  Oertlichkeit 
geknüpftes  Privatrecht  erscheint,  wie  es  deren  auch  in  andern 
Gewerbszweigen  gibt,  z.  B.  Mühlen,  Metzgereien  u.  dgl. 

b.  indem  die  Wirthe,  wenn  sie  das  Wirthschaftsgesetz  einseitig 
eine  »Sondergesetzgebung«  heissen,  nur  allein  die  ihnen  durch 
dasselbe  auferlegten  Lasten  im  Auge  haben  und  dabei  übersehen, 
dass  diese  eben  das  Aequivalent  bilden  für  die  ihnen  durch  das 
Gesetz  ausnahmsweise  zugestandenen  Rechte  und  den  gegenüber 
der  übrigen  Bevölkerung  ihnen  verliehenen  Schutz ;  ein  Verhält- 
niss,  das  mit  dem  Grundsatze  der  Rechtsgleichheit  der  Bürger 
vor  dem  Gesetze  keineswegs  im  Widerspruch  steht,  da  dieser 
Grundsatz  —  während  er  im  Sinne  der  Beschwerdeführer  an- 
gewendet nur  dahin  führen  müsste,  dass  entweder  Jedermann 
oder  Niemand  wirthen  dürfte  —  in  Wahrheit  den  Sinn  hat, 
dass  jeder  Bürger  unter  den  gleichen  Voraussetzungen  gleich  be- 
rechtigt sei. 

c.  indem  der  von  den  Beschwerdeführern  dem  §  87  des  Wirth- 
schaftsgesetzes  unterlegte  Sinn  durchaus  unrichtig  und  in  kei- 
ner Weise  zu  der  Annahme  geeignet  ist,  als  hätte  der  Gesetz- 
geber die  W^irthe  mit  Rücksicht  auf  das  Rechtsverhältniss 
zwischen  ihnen  und  ihren  Angestellten  den  Vorschriften  des 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  über  den  Bevollmächti- 
gungsvertrag entheben  und  in  dieser  Beziehung  für  sie  stren- 
gere Vorschriften  aufstellen  wollen,  da  dieser  §  ausdrücklich 
nur  auf  die  *  Ausübung  ihres  Gewerbes «  d.  h.  auf  das  Wirthen 
sich  bezieht,  somit  die  Rechtsgleichheit  vor  dem  Gesetze  nicht 
antastet. 

d.  indem  die  übrigen  hervorgehobenen  Beschwerdepunkte,  z.  B. 
die  Concessionsgebühr,  die  Betheiligung  der  Wirthe  an  der  Po- 
lizei u.  s.  w.,  allein  der  kantonalen  Autonomie  zustehen  und  in 
der  Anwendung,  wie  sie  durch  das  angegrififene  Gesetz  geschieht, 
die  Rechtsgleichheit  der  Bürger  nicht  als  verletzt  erscheint. 

BR.  V.  24.  August  1857. 

Diese  Beschwerde  wurde  später  noch  an  die  BVersammlung  ge- 
bracht, allein  diese  schritt  am  12./19.  Jänner  1859  dai'über  zur  Ta- 
gesordnung. B.  1859  I.  143. 
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IV.  ConstitDtioHelle  Rechte.   Rechtsverweigerang:. 

BYerf.  Art  5.  —  Vgl.  No.  18&.  898.  895  Erw.  6.  SSI  Erw.  1.  588. 

10,  Die  unbegründete  Ausschliessung  einzelner  Mitglieder  einer 
verfassungsmässigen  Behörde  ist  ein  EingriflF  in  die  Verfassung,  wo- 
gegen nach  Art.  5  und  90  ZiflFer  2  der  BVerf.  den  Betheiligten  der 
Recurs  an  die  BBehörden  oflFen  steht.      BR.  v.  25.  Sept.  1850  No.  2769. 

11«  Gegen  ungegründete  Zögerung  des  Entscheides  über  die  An- 
erkennung oder  Nichtanerkennung  einer  verfassungsmässigen  Wahl 
durch  die  competente  kantonale  Behörde  ist  eine  Beschwerde  zulässig 
(Art  5  der  BVerf.).  BR.  v.  5.  Febr.  1851  No.  461. 

12«  Bei  hergestelltem  objectiven  Thatbestand  eines  Verbrechens 
ist  der  Verletzte  berechtigt,  den  Schutz  der  competenten  Behörden 
zu  verlangen,  so  weit  derselbe  durch  Verfolgung  des  Verbrechers  ge- 
leistet werden  kann.  Eine  förmliche  Verweigerung  der  Untersuchung 
oder  eine  doloser  Weise  nur  zum  Schein  ausgeführte  Untersuchung 
würde  sich  als  Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte  der  Bürger 
qualificiren  und  müsste  die  Intervention  der  BBehörden  auf  Grund- 
lage des  Art.  5  der  BVerf.  nach  sich  ziehen.  Wenn  aber  die  compe- 
tente kantonale  Behörde,  die  hierüber  letztinstanzlich  zu  entscheiden 
hat,  auf  Grundlage  einer  umfassenden  Voruntersuchung  beschliesst, 
ob  die  Procedur  abgebrochen  oder  fortgesetzt  und  ob  auf  Anklage 
gegen  jemand  erkannt  werden  solle  oder  nicht,  so  kann  von  einer 
Rechtsverweigerung  und  daherigen  Verfassungsverletzung  nicht  ge- 
sprochen werden  und  es  ist  unter  solchen  Umständen  ein  Einschrei- 
ten der  BBehörden  nicht  hinreichend  motivirt.  Diese  Ansicht  findet 
in  der  Jurisdictionsbefugniss  der  Kantone  ihre  Begründung  und  es 
müsste  eine  entgegenstehende  Behauptung  nothwendig  zu  der  Con- 
sequenz  führen,  die  betreffende  BBehörde  als  eine  Art  von  Revisions- 
oder Appellationsinstanz  hinzustellen.         B.  1851 II.  333  i.  S.  Dessigny. 

13«  A  beschwert  sich,  dass  die  Regierung  von  St.  Gallen  sich 
weigere,  eine  Criminaluntersuchung  gegen  seinen  Gegner  im  Civil- 
prozesse  einzuleiten.  Die  Beschwerde  wurde  aber  aus  folgenden 
Gründen  verworfen: 

1;  Von  einer  die  Grundsätze  der  BVerf.  verletzenden  Justizver- 
weigerung kann  hier  nicht  die  Rede  sein,  indem  sicli  aus  der  eigenen 
I>ai*stellung  des  A  ergibt,  dass  er  niclit  nur  auf  dem  Wege  des  Civil- 
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Prozesses  seine  Ansprüche  ungestört  verfolgen  konnte,  sondern  dass 
auch  auf  sein  Betreiben  eine  strafrechtliche  Voruntersuchung  Statt 
fand,  die  zur  Beurtheilung  aller  competenten  Behörden  gelangte. 

2)  Die  Frage  aber,  ob  die  diessfälligen  Entscheidungen  richtig 
seien  oder  nicht,  kann  nur  den  competenten  st.  gallischen  Behörden 
und  nicht  den  BBehörden  zustehen.  B.  1852 1. 395. 

14«  In  einem  Prozesse  über  Eigenthum  an  einer  Almende  be- 
schwerte sich  die  zugersche  Gemeinde  Wcdchwyl,  dass  das  dortige 
Obergericht  dem  Begehren  um  Ausstand  eines  Mitgliedes,  das  der 
gegnerschen  Corporation  angehöre  und  sich  sonst  an  dem  Prozess 
betheiligt,  nicht  entsprochen  habe.  Auf  die  Beschwerde  wurde  aus 
folgenden  Gründen  nicht  eingetreten: 

1)  Den  BBehörden  kann  nur  dann  eine  Einwirkung  auf  die  Ju- 
stizpflege der  Kantone  zustehen,  wenn  es  sich  um  Verletzung  der 
BVerf.,  BGesetze  oder  Concordate  oder  der  Kantonsverf.  handelt 

2)  Dieser  Fall  ist  hier  nicht  vorhanden,  indem  der  Art.  18  der 
Zuger  Verfassung  sich  auf  den  competenten  Gerichtsstand  im  All- 
gemeinen und  der  §  60  [des  Gesetzes  betr.  ?]  auf  das  Institut  der  Er- 
satzmänner bezieht;  beide  §§  sind  zwar  allerdings  auf  dieBealisirung 
einer  guten  und  unparteiischen  Rechtspflege  hinzuwirken  bestimmt, 
stellen  jedoch  die  Ausführung  der  Regeln  über  den  Austritt  der  ein- 
zelnen Richter  der  Gesetzgebung  lind  dem  Richteramte  anheim. 

3)  Es  handelt  sich  hier  vielmehr  um  die  Frage,  ob  die  Aus- 
standsgesetze vom  Jahr  1805  und  1807,  in  Verbindung  mit  den  üb- 
lichen diese  Materie  beschlagenden  Rechtsgrundsätzen  richtig  ange- 
wendet worden  seien  oder  nicht ;  es  ist  diess  aber  eine  Frage,  deren 
Entscheid  nicht  den  BBehörden  zusteht,  sondern  die  nur  von  einem 
verfassungsmässigen  Appellationsgerichte  beurtheilt  werden  könnte. 

B.  1862  I.  395.  Vgl.  No.  19&  Erw.  6. 

19«  Johannes  Müller  von  Altdorf  richtete  im  Sept.  1851  eine 
Beschwerde  an  den  BR.  über  die  Verwaltung  seines  Vermögens  durch 
seinen  Curator  und  den  Mangel  genügender  Rechnungsablegimg  von 
Seite  desselben  und  bat  um  Schutz  seines  Eigenthums,  seiner  Rechte 
und  seiner  Renten ;  ferner  um  Untersuchung  und  Ausmittlung  seines 
wahren  Vermögens,  um  Anhaltung  des  Verwalters  zur  rechtzeitigen 
Rechnungsablegung  und  Verabreichung  der  nöthigen  Subsistenzmittel. 

Die  Regierung  von  Uri  berichtete :  Recurrent  sei  schon  geraume 
Zeit  und  auch  gegenwärtig  noch  unbevogtet  und  selbständig,  wess- 
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halb  ihm  freistehe,  alle  Rechtsmittel  zur  Wahrung  seiner  Interessen, 
wie  jeder  andere  Bürger,  ungehindert  in  Anwendung  zu  bringen. 
Diese  Mittel  könnten  namentlich  in  einem  Recurse  an  die  Ober- 
waisenbehörde oder  an  die  Gerichte  selbst  bestehen. 

Der  BR  beachloss  am  29.  Febr.  1852  auf  die  Beschwerde  nicht 
einzutreten.    Gründe : 

1)  Die  vorliegende  Beschwerde  hat  Civilansprüche  zum  Gegen- 
stand, die  in  die  Competenz  der  kantonalen  Behörden  gehören. 

2)  Von  einer  Rechtsverweigerung  kann  keine  Rede  sein,  indem 
aus  dem  Berichte  der  Regierung  von  Uri  hervorgeht,  dass  Recurrent 
sich  sowol  an  die  Oberwaisenbehörde  als  an  die  Gerichte  wenden 
kann. 

3)  Demnach  und  da  laut  Bericht  von  Uri  dem  Recurrenten  der 
Rechtsweg  nicht  verschlossen  ist,  hat  sich  der  BR.  mit  diesem  Gegen- 
stand nicht  zu  befassen. 

Eine  spätere  ähnliche  Beschwerde  des  Müller  legte  der  BR  am 
10.  Jänner  1859  »  gestützt  auf  die  frühere  Beschwerde  «  ad  acta  und 
ebenso  wui*de  über  die  Beschwerde  des  Recurrenten  bei  der  BVer- 
sammlung  am  8./14.  Juli  1859  zur  Tagesordnung  geschritten. 

B.  1869  n.  503—509. 
16*   Die  Ehefrau  des  Heinrich  Bosshard  von  Embrach  (Zürich), 
Katharina  geb.  Ermattinger,  war  früher  mit  Heinrich  Burggauer  von 
Schaffhausen  verehlicht,  dann  aber  von  ihm  geschieden  worden.    Bei 
ihrer  neuen  Verheiratung  behielten  die  Waisenbehörden  von  Schaff- 
hausen 2000  Fr.  von  ihrem  Vermögen  zurück  als  Caution  für  die 
Erziehungskosten  ihrer  Kinder  aus  erster  Ehe.  Fr.  Bosshard  verlangte 
dann  Herausgabe  der  2000  Fr.,  allein  das  Obergericht  Schaffhausen 
nkiesmit  Urtheil  vom  2.  Mai  1854  die  Klage  wegen  Incompetenz  an- 
gebrachtermassen  ab  und  erklärte  den  Streit  für  einen  administra- 
tiven.    Als  sich  Fr.  Bosshard  hierauf  an  die  Regierung  wandte,  so 
bestätigte  diese  die  Massnahme  der  Waisenbehörde.    Hierüber  be- 
schwert sich  nun  Hch.  Bosshard  beim  BR.  und  behauptet,  in  diesem 
Verfahren  liege  eine  Rechtsverweigerung,  indem  die  Regierung  ent- 
weder das  Vermögen  herausgeben   oder  vor   den  Gerichten  Rede 
stehen  müsse ;  denn  es  sei  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  die  vor- 
liegende Frage  eine  reine  Rechtsfrage  sei. 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen  gestützt  auf  folgende  Er- 
wägungen : 

1)   Die  Frage,  ob  die  Waisenbehörden  schuldig  seien,  dem  Recur- 
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renten  zu  Händen  seiner  Ehefrau  die  ihr  gehörenden  2000  Fr.  heraus- 
zugeben oder  nicht,  ist  allerdings  civilrechtlicher  Natur  und  dieselben 
wai'en  daher  in  der  Lage,  entweder  dem  Begehren  von  sich  aus  zu 
entsprechen  oder  dem  Recurrenten  vor  den  Gerichten  Rede  zu  stehen. 

2)  Letzteres  ist  nun  aber  wirklich  geschehen  und  es  wurde  das 
Forum  keineswegs  von  vornherein  verschlossen ;  vielmehr  ergibt  sich 
aus  dem  obergerichtlichen  Urtheil: 

a.  dass  der  Prozess  durch  beide  Instanzen  geführt  wurde; 

b.  dass  der  Anwalt  der  Waisenbehörde  sich  nicht  blos  auf  Bestrei- 
tung der  Competenz  beschränkte,  sondern  eventuell  auf  die  Sache 
selbst  einliess ; 

c.  dass  sodann  das  Obergericht  zwar  in  der  nach  diesseitiger  Auf- 
fassung allerdings  nicht  stichhaltenden  Form  einer  Incompetenz- 
erklärung  die  Sache  erledigte,  dass  sich  jedoch  aus  den  Erw.  1 — 3 
des  Urtheils  deutlich  ergibt,  es  halte  diese  Behörde  das  klägersche 
Rechtsbegehren  auch  aus  materiellen  Gründen  für  unstatthaft, 
weil  sie  den  streitigen  Beschluss  über  die  Retention  der  2000  Fr. 
als  gültig  und  rechtskräftig  erklärt. 

3)  Unter  diesen  Umständen  kann  von  einer  Rechtsverweigerung 
nicht  die  Rede  sein,  indem,  man  mag  die  Streitsache  als  administra- 
tive oder  civilrechtliche  betrachten,  die  beidseitigen  Behörden  den 
Parteien  vollständiges  rechtliches  Gehör  gestatteten. 

4)  Endlich  gehört  die  Frage,  ob  die  Entscheidung  materiell  rich- 
tig sei,  nicht  in  die  Competenz  der  BBehörden. 

BR.  V,  8.  Nov.  1854  abgedruckt  in  Schaubergs  Beiträgen  zur  Kimde  u.  Fort- 

büdg.  d.  Zürch.  Rechtspfl.  XIX.  466. 

17«  Am  13.  März  1854  beschloss  die  Regierung  von  Zug  die 
Erstellung  eines  Kanals  längs  der  Reuss  und  die  Abtretung  des  hiefür 
erforderlichen  Landes.  Unter  den  Abtretungspflichtigen  befanden 
sich  Michael  Lutiger  und  Mithafte  in  Stadelmatt,  welche,  da  die  Re- 
gierung Entschädigung  für  das  abgetretene  Land  verweigerte,  die- 
selbe vor  dem  Kantonsgericht  belangten.  Dieses  wies  aber  die  Sache 
an  die  Verwaltungscommission  resp.  an  den  Regierungsrath  und  auch 
das  Obergericht  trat  dieser  Ansicht  bei,  indem  die  Gerichte  in  dieser 
Sache  nicht  competent  seien.  Hierüber  beschweren  sich  nun  Lutiger 
und  Mithafte  und  verlangen,  dass  die  zugerschen  Gerichte  angewiesen 
werden,  diese  privatrechtliche  Streitigkeit  zu  entscheiden. 

Der  BR.  yde^  die  Beschwerde  unter  folgender  Begründung  ab : 
1)   Es  handelt  sich  im  vorliegenden  Streitfalle  zunächst  um  die 
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Frage,  ob  laut  der  Verfassung  des  Kantons  Zug  die  Rechtssache  der 
Kläger  wirklich  vor  das  Civilgericht  gehört  und  somit  durch  Ueber- 
weisung  derselben  von  Seite  des  Obergerichts  an  die  Verwaltungs- 
commission  resp.  den  Regierungsrath  den  E^ägern  der  verfassungs- 
mässige Gerichtsstand  entzogen  wurde.  Diese  Frage  ist  nach  folgen- 
den Rücksichten  zu  entscheiden: 

a.  Die  Verfassung  des  Kantons  Zug  enthält  in  Beziehung  auf  den 
Gerichtsstand  folgende  Garantien: 

§  18.  »  Niemand  darf  seinem  ordentlichen,  durch  die  VerÜEissung  aufgestell- 
ten Richter  entzogen  werden.« 

§  94.  »  Das  Kantonsgericht  spricht  über  alle  Civilprozesse . . .  und  nicht  in 
die  Competenz  der  Friedensgerichte  Men . . .  < 

§  95.  » ...  als  erste  Instanz  auch  über  alle  Ciinlstroitigkeiten  von  einem  un- 
bestimmten oder  mehr  als  L.  100  betragenden  Werthc ... 

b.  Die  gleiche  Verfassung  anerkennt  aber  auch  eine  Verwalhmgs- 
gerichtsbarkeit.    Der  §  21  sagt: 

»Die  Ausübung  der  richterlichen  Grewalt  soll  überall  von  deijenigen  der 
▼ollziehenden  sowol  in  materieller  als  personeller  Beziehung  getrennt  bleiben, 
mit  Au$nakme  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit,  f^ 

Und  der  §  74  fugt  bei : 
»Er  —  der  Regierungsrath  —  hat  über  Anstände  und  Streitigkeiten  in  Yer- 
waltnngssachen  zu  entscheiden.   Das  l^&here  bestimmt  das  (besetz,  c 

c-  Nähere  Bestimmungen  über  die  Begriffe  von  Civil-  und  Verwal- 
tungsstreitigkeiten  enthält  die  Verfassung  nicht  und  es  kommt 
somit  der  Gesetzgebung  des  Kantons  zu,  dieselben  näher  auszu- 
führen, wobei  eine  Verletzung  der  Verfassungsprincipien  nur  an- 
genommen werden  kann,  wenn  die  naturgemässen,  durch  die  Ver- 
fassungs-  und  Gesetzgebungspraxis  in  der  Schweiz  sanctionirten 
Schranken  jener  Begriffe  überschritten  wurden. 

d.  Die  Reussverordnung  von  1847,  über  deren  Gesetzeskraft  bis  zur 
Verfassung  von  1848  beide  Theile  einig  sind,  erklärt  nun  alle 
Anstände  zwischen  dem  Aufseher  und  den  Pflichtigen,  sowie  an- 
derweitige Streitigkeiten,  die  auf  die  Sicherstellung  der  Beuss- 
ufer  Bezug  haben,  als  Verwaltungsstreitigkeit,  indem  sie  dieselben 
an  den  Entscheid  der  Verwaltungsconmüssion  resp.  des  Begie- 
rungsrathes  verweist. 

Diese  Verordnung  ward  durch  die  Verfassung  von  1848  nicht 
aufgehoben,  indem  der  §  37  dieser  letztern  alle  bestehenden  Ge- 
setze und  in  Gesetzeskraft  übergegangenen  Verordnungen  bis  zu 
ihrer  gesetzlichen  Aufhebung  oder  Umänderung  vorbehält. 

e.  Die  Rechtssache  der  Kläger  wird  durch  diese  Verordnung  mit- 
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beschlagen,  indem  der  §  17  nicht  blos  die  Anstände  zwischen 
dem  Reussaufseher  und  den  Pflichtigen,  sondern  auch  alle  ander- 
weiHgen  Streitigkeiten ,  die  auf  Sicherstellung  der  Reussufer  Be- 
zug haben,  als  Verwaltungsstreitigkeit  erklärt  und  die  Anlage  von 
Abflusskanälen  für  Seitengewässer  der  Reuss,   wofür  von  den 
Klägern  die  erforderliche  Landabtretung  verlangt  wird,  in  der 
Verordnung-  selbst  als  mit  zu  dem  Flussversicherungssystem  ge- 
hörend behandelt  wird, 
f.    Die  Entschädigungsforderung  der  Kläger  für  das  abzutretende 
Land  betrifft  allerdings  einen  Gegenstand  des  Mein  und  Dein, 
allein  nicht  dieses  einzig  bestimmt  die  Grenze  zwischen  Civil- 
und  Verwaltungsgerichtsbarkeit,  indem  nach  allgemein  herrschen- 
der Staats-  und  Gesetzgebungspraxis  viele  Forderungen,  die  Mein 
und  Dein  betreffen,  als  Verwaltungsstreitigkeiten  behandelt  wer- 
den, aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  sie  mit  irgend  einem  Streite 
der  Staatsverwaltung  in  engerm  Zusammenhang  stehen,  wie  z.  E 
Steuerforderungen,  Strassenunterhaltungspflichten  und  besonderek 
auch  Damm-  und  Wuhrpflichten  und  solche  Leistungen,  die  miti- 
der  Versicherung  und  Polizei  der  Gewässer  zusanmien  hängen^ 
Wenn  nun  auch  viele  Gesetzgebungen  hierin  der  Verwaltungs— 
Justiz  einen  engem  Spielraum  ziehen,  so  kann  doch  nicht  gesagte 
werden,  dass  andere  in  vielen  Beziehungen  nicht  ebenso  wei£> 
gehen,  als  die  fragliche  Reussverordnung  von  Zug. 

2)  Die  fernere  Frage  besteht  darin,  ob  durch  die  Pflicht  derr 
unentgeldlichen  Abtretung  des  zu  den  Abflusskanälen  erforderlicher»- 
Landes,  die  der  §  16  der  Reussverordnung  aufstellt,  die  verfassungs^ — 
massige  Garantie  des  Eigenthums  der  Kläger  verletzt  werde.  Zu^' 
Entscheidung  dieser  Frage  ist  Nachstehendes  massgebend : 

a.  Der  §  24  der  Verfassung  des  Kantons  Zug  lautet : 

»Die  Unverletzlichkeit  des  Eigenthums  ist  gewährleistet. 

»In  jenen  AusnahmsMen ,  wo  das  öffentliche  Wohl  fiigenthumsabtreton.^' 
gen  zu  Gunsten  des  Staates  erheischt,  müssen  diese  nach  den  Bestimmunger^ 
des  Gresetzes  vergütet  werden.  < 

b.  Dieser  Verfassimgsbestimmung  gegenüber  steht  aber  der  schon»- 
citirte  §  37,   der   alle  bestehenden   Gesetze  und   Gesetzeskraft^ 
habenden  Verordnungen  und  somit  auch  den  §  16  der  Reuss— 
Verordnung  vorbehält,  so  dass  schon  desshalb  im  vorliegenden 
Falle  die  Anwendbarkeit  des  §  24  der  Verfassung  bestritten 
werden  kann. 

3)  Entscheidender  ist  aber,  dass  alle  Lasten  und  Leistungen, 
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welche  die  ReuBsverordnung  von  1847  den  anstossenden  Eigen- 
thümern,  Gemeinden  und  Reusswuhrpflichtigen  überhaupt  auferlegt, 
nicht  nnter  den  Gesichtspunkt  einer  Eigenthumsabtretung  an  den 
Staat  aus  Grund  des  gemeinen  Wohles,  sondern  vielmehr  unter  den 
Gesichtspunkt  der  ReparHtion  der  Lasten  ßir  die  Reussufer  und  Reuss- 
carrecHon  auf  die  Betheiligten  oder  unter  denjenigen  der  Auflage  einer 
gesetzlichen  Servitut  oder  gesetzlichen  Beschränkung  des  Eigenthums 
zum  Zwecke  des  Wasserdurchlasses,  des  Flussunterhaltes  oder  der 
Flusscorrection  fallen,  in  welchen  Beziehungen  die  Gesetzgebungs- 
hoheit der  Kantone  nicht  beschränkt  ist.  BR.  v.  23.  Mai  1855. 

18*  J.  H.  Ganty- Vogel,  Kaufmann  in  Payeme  (Waadt),  befand 
dch  Sonntags  den  1.  November  1857  mit  seiner  Familie  und  einigen 
Frennden  in  seinem  Schlosse  zu  Domdidier  (Freiburg),  wo  sie  nach 
dem  Nachtessen  unter  sich  tanzten.  Die  daselbst  stationirten  Polizei- 
soldaten drangen  in  das  Schloss  ein  und  verzeigten  den  Vorfall  dem 
Statthalter  von  Estavayer,  welcher  die  Sache  dem  correctionellen 
Gerichte  überwies,  das  den  Ganty  zu  20  Fr.  a.  W.  Busse  und  zu  den 
Kosten  verurtheilte.  Eine  Beschwerde  beim  freiburgischen  Cassa- 
!     tionshof  war  ohne  Erfolg. 

Hierüber  beschwert  sich  nun  Ganty- Vogel  beim  BR.,  weil  das 
Urtheil  im  Widerspruch  stehe  mit  Art.  7  der  freiburgischen  Kantons- 
verfassung, der  jede  Bestrafung  verbiete,  es  wäre  denn  in  Anwendung 
emes  Gesetzes.  Es  existire  aber  kein  Gesetz,  welches  das  Tanzen  in 
Priyathäusem  untersage,  sondern  die  hier  in  Anwendung  gebrachte 
Verordnung  vom  20.  Mai  1848  befasse  sich  nur  mit  der  Ordnung  des 
T&nzens  an  öffentlichen  Orten.  Die  Bestrafung  involvire  daher  auch 
eine  Beeinträchtigung  der  durch  Art.  5  der  BVerf.  garantirten  indi- 
viduellen Freiheit  der  Bürger,  der  zudem  noch  eine  Verletzung  des 
Hausrechtes  durch  die  Polizei  vorausgegangen  sei.  Es  wird  daher 
Cassation  der  gerichtlichen  ürtheile  verlangt. 

Der  BR.  wies  die  Beschwerde  ab.    Gründe : 

1)  Es  handelt  sich  hier  um  Anwendung  der  freiburgischen  Tanz- 
Terordnung  vom  20.  Mai  1848. 

2)  Die  freiburgischen  Gerichte  hatten  letztinstanzlich  die  Hand- 
lungen zu  beurtheilen,  welche  ihnen  verzeigt  worden  waren.  Sofern 
dabei  keine  Verletzung  eidgenössischer  Gesetze  oder  bestimmter  Vor- 
schriften der  Kantonsverfassung  Statt  gefunden  hat,  ist  die  BBehörde 
ebenso  wenig  befugt,  auf  jene  Handlungen  zurückzukommen  als  auf 
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die  Anwendung,  die  gegen  den  Recurrenten  von  obiger  Verordnung 
gemacht  wurde. 

3)  Selbst  wenn  der  Richter  in  den  angegriffenen  Urtheilen  den 
Sinn  und  die  Tragweite  der  erwähnten  Verordnung  falsch  gedeutet 
oder  ihre  Bestimmungen  unrichtig  angewendet  hätte,  kann  diess  nicht 
als  eine  Verletzung  der  in  Art.  7  der  freiburgischen  Verfassung  ent- 
haltenen Gewährleistung  noch  des  die  verfassungsmässigen  Rechte 
der  Bürger  wahrenden  Art.  5  der  BVerf.  aufgefasst  werden,  indem 
kein  Grund  zur  Annahme  vorliegt,  dass  der  Richter  anders  würde 
geurtheilt  haben,  wenn  es  sich  um  einen  freiburgischen  Bürger  ge- 
handelt hätte. 

4)  In  den  Acten  sowol  als  in  der  Beschwerdeschrift  ist  nichts 
enthalten,  das  zu  der  Voraussetzung  berechtigte,  im  vorliegenden 
Falle  habe  eine  Verletzung  der  persönlichen  Freiheit  in  Bezug  auf 
den  Recurrenten  Statt  gefunden.  Der  freiburgische  Richter  ist  zudem 
befugt,  in  erster  Linie  über  die  Verletzung  des  Hausrechtes  zu  er- 
kennen, über  welche  der  Beschwerdeführer  bei  ihm  klagen  kann. 

5)  Demnach  hat  die  BBehörde  keine  Ursache,  in  dieser  Sache  ein- 
zuschreiten, da  nirgends  nachgewiesen  ist,  dass  durch  die  in  Frage 
stehenden  Urtheile  die  durch  die  Bundes-  oder  Eantonsverfassung 
gewährleisteten  Rechte  verletzt  worden  seien.      BR.  v.  24.  M&rz  1868. 

V.  Garantie  der  RantonsverfassDiigeu. 

BVerf.  Art  6.  —  Vgl.  unten  IV.  Abschn.  No.  S68— S86. 

19«   Nach  dem  Geist  des  neuem  schweizerischen  Staatsrechte: 
kann  das  Recht  der  souveränen  Gewalt  des  Kantons,  nach  freiem  Er 
messen  die  Verfassung  zu  ändern,  nicht  bestritten  werden.    Dass 
jedem  Staate  die  Mehrheit  der  Activbürger  befugt  ist,  zu  jeder  Zeil 
und  ohne  Rücksicht  auf  geschichtlich  hergebrachte  Verhältnisse  di 
Verfassung  desselben  neu  zu  begründen ,  ist  eine  Theorie ,  auf  de 
ren  practischer  Anwendung  die  ganze  politische  Entwicklung  unser 
Vaterlandes  in  neuerer  Zeit  beruht.   Nicht  blos  ist  auf  diesem  Weg 
ohne  allseitige  Zustimmung  der  Kantone,  die  den  BVertrag  von  181^ 
abgeschlossen  hatten,  unsere  neue  BVerf.  entstanden,  sondern  aucki 
in  einzelnen  Kantonen  schon  sind  Fälle  vorgekommen,  wo  mit  Besei^ 
tigung  bestehender  Verträge  neue  Verfassungen  eingeführt  wurden. 
So  wahrte  die  Tagsatzung  im  Jahr  1837  der  Landsgemeinde  des 
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Kantons  Glarus  das  Recht,  sich  ohne  Bücksicht  auf  die  im  17.  Jahr- 
hundert entstandenen,  aber  im  Jahr  1803  förmlich  wieder  in  Kraft 
erklärten  confessionellen  Verträge  eine  neue  Verfassimg  zu  geben. 
So  ist  der  Vereinigungsvertrag  des  Bisthums  Basel  mit  dem  Kt.  Bern 
[A-  S.  I.  117.  Snell  I.  61]  in  seinen  politischen  Bestimmungen  wesent- 
lich modificirt  worden  durch  die  neuen  Verfassungen  von  1831  und 
1846 ,  deren  Annahme  einfach  durch  die  Mehrheit  des  Volkes  geschah. 
Die  gleichen  Grundsätze  wurden  auch  angewendet  auf  den  poli- 
tischen Theil  der  Uebereinkunft  zwischen  dem  Kt.  Uri  und  dem  Be- 
zirk Ursem  vomJ.  1803.  [Urk.  zum  Repertorium  von  1803  — 1813. 
S.  200.]  B.  1850  n.  366. 

20«  Von  dem  Zeitpunkte  an ,  wo  die  neue  schweizerische  BVerf. 
vom  Jahr  1848  in  Kraft  getreten  ist,  müssen  alle  Behufs  Ertheilung 
der  eidgenössischen  Gewährleistung  geschehenden  Verfassungsvorla- 
gen, seien  es  Gesammtverfassungen  oder  einzelne  Verfassungsgesetze, 
mit  gedachter  BVerf.  in  vollem  Einklang  stehen.  Off.  8.  m.  337. 

91»  Die  BVerf.  verpflichtet  die  Kantone  nicht,  ihre  neuen  Ver- 
lassungen bis  nach  ertheilter  Garantie  zu  suspendiren,  wie  dieses 
nach  Art.  29  der  BVerf.  bei  gewissen  Gesetzen  verlangt  wird.  Eine 
solche  Suspension  ist  um  so  unzidässiger,  als  je  nach  dem  Zeitpunkte 
der  Aufstellung  einer  Kantonsverf.  die  Gewährleistung  derselben  sich 
beinahe  um  ein  Jahr  verzögern  kann.  Nach  Art.  90  §  2  der  BVerf. 
ist  es  inzwischen  Sache  des  BR.  dafür  zu  sorgen ,  dass  nicht  durch 
hundeswidrige  Verfügungen  Rechte  verletzt  werden.   B.  1851  n.  318  f. 

82«  Die  Artikel  einer  Kantonsverfassimg ,  welche  die  BVersamm- 
lung  als  der  BVerf.  widersprechend  zur  Revision  zurückwies ,  sind 
als  rechtlich  nicht  existirend  zu  betrachten. 

BR.  V.  26.  Sept.  1850  No.  2769.  Vgl.  No.  676. 

83«  Die  Kantone  sind  verpflichtet ,  die  Verfassungen ,  für  welche 
sie  die  Garantie  des  Bundes  nachsuchen ,  in  einer  angemessenen  An- 
zahl gedruckter  Exemplare  dem  BR.  einzusenden. 

Der  BR.  wird  dieselben  in  das  Deutsche  oder  Französische,  oder 
je  nach  Erfordemiss  in  diese  beiden  Sprachen  übersetzen  lassen  und 
diese  üebersetzung  seinem  Berichte  an  die  BV-ersanunlung  beilegen. 
Der  Druck  der  übersetzten  Verfassung  findet  Statt,  wenn  der- 
selbe vom  BR.  angeordnet,  oder  von  den  gesetzgebenden  Räthen 
beschlossen  wird.  Off.  S.  n.  395. 
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2A«  Hinsichtlich  der  Verfassungen  einzelner  Kantone,  für  welche 
die  eidgenössische  Garantie  verlangt  wird,  mass  zwischen  der  Zweck- 
mässigkeit und  der  Zulässigkeit  der  in  diesen  Verfassungen  enthal- 
tenen Bestimmungen  unterschieden  werden. 

Die  Garantie  ist  nämlich  nur  hinsichtlich  unzulässiger,  nicht  aber 
hinsichtlich  blos  unzweckmässiger  Bestimmungen  zu  verweigern. 

B.  1850  n.  228.  Vgl.  No.  •§.  SM. 

29*  Ohne  allen  Vorbehalt  oder  Beschränkung  wurden  gewähr- 
leistet : 

a.  am  19./30.  April  1850  drei  Ver&ssungsgesetze  des  Kantons  Zürich 
vom  23.  Oktbr.  1849  (B.  1850  11.  216  Off.  S.  I.  433)*);  femer 
am  16./21.  Juli  1852  das  Verfassungsgesetz  vom  7.  Oktbr.  1851 
(Off.  S.m.  148); 

b.  am  21.  Juli/6.  August  1850,  resp.  am  19.  Juli  1856  die  Verfas- 
sungen des  Kts.  Solothum  vom  31.  Dzbr,  1850  (Off.  S.  IL  382) 
und  vom  1.  Brachmonat  1856  (B.  1856  U.  135.  Off.  S.  V.  351); 

c.  am  21.  Juli/6.  August  1851  die  Verfassung  von  Basellcmdschafl 
vom  23.  Dzbr.  1850  (Off.  S.  IL  384); 

d.  am  21./23.  Aug.  1851  die  von  der  Landsgemeinde  des  Kts.  Glarus 
am  11.  Mai  1&51  abgeänderten  Art.  47,  96  und  97  der  dortigen 
Kantonsverfassung  (Off.  S.  11.  397); 

e.  am  16./21.  Juli  1852  die  Verfassung  des  Kts.  Aargau  vom  11.  März 
1852  (Off.  S.  m.  150). 

Der  Gewährleistung  neuer  Verfassungen  wurde  fast  durchgängig 
folgende  Berücksichtigung  vorangestellt: 

»dass  diese  Verfassung  nichts  enthält,  was  mit  der  BVerfassung 
im  Widerspruch  steht; 

»dass  femer  diese  Verfassung  die  Ausübung  der  politischen 
Rechte  nach  republikanischen  Formen  sichert  und  im  Ganzen  oder 
theilweise  revidirt  werden  kann; 


*)  Bei  Anlass  dieser  Gewährleistung  machte  die  ständeräthliche  Commission 
in  ihrem  Berichte  die  Bemerkung,  die  von  der  BVersammlung  stillschweigend 
scheint  gebüligt  worden  zu  sein: 

»In  allen  tlbrigen  TheUen,  welche  durch  jene  drei  Gresetze  nicht  betroffen 
werden,  verbleibt  die  bisherige  Staatsverüeissung  des  Kts.  Zürich  in  Kraft  und  da 
diese  lange  vor  Einführung  der  neuen  BVerf.  die  eidg.  Gewährleistung  erhalten 
hat,  so  haben  wir  nicht  zu  untersuchen,  ob  alle  Bestimmungen  derselben,  z.  B. 
diejenige  aber  die  Revision,  mit  den  gegenwärtigen  BVorschriften  übereinstimmen 
oder  nicht,  c 
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»dass  sie  endlich  von  der  Mehrheit  des  Volkes  in  gesetzlicher 
Abstimmung  angenommen  wurde.« 

Wenn  es  sich  dagegen  blos  um  Aenderung  einiger  Verfassungs- 
artikel  handelte ,  die  der  Garantie  des  Bundes  unterstellt  wurden,  so 
fiel  Lemma  2  obiger  Berücksichtigungen  weg. 

36«  Bezüglich  auf  die  Verfassung  des  Kts.  Thurgau  vom  9.  Novbr. 
1849  erhob  der  Bundesrath  Bedenken: 

a.  gegen  die  unbedingt^  Fassung  des  §  39  lit.  h,  wonach  dem  Gr. 
Rath  die  Verfügung  über  die  bewaffnete  Macht  des  Kantons  zu- 
steht; er  befürchtete,  es  könnte  aus  dieser  Redaction  gefolgert 
werden ,  dass  der  Grosse  Rath  auch  competent  sei  zu  entschei- 
den, ob  eine  von  den  BBehörden  geforderte  Truppenstellung 
vollzogen  werden  solle  oder  nicht  und  findet  in  derselben  einigen 
Widerspruch  mit  der  in  der  BVerf.  enthaltenen  Centralisation 
des  Militärwesens; 

b.  gegen  Art.  52 ,  nach  welchem  der  Regierungsrath  zu  ausserordent- 
Uchen  Massnahmen  befugt  ist,  sofern  die  Zeitumstände  solche  noth- 
wendig  machen  und  Gefahr  im  Verzug  sein  würde,  unter  Vor- 
behalt nachträglicher  Genehmigung  derselben  durch  den  Grossen 
Rath.  Es  wird  darüber  bemerkt,  dass  wenn  solche  Massnahmen 
die  Verhältnisse  zum  Auslande  berühren  würden ,  dieselben  der 
BBehörde  zur  Prüfung  und  Genehmigung  vorgelegt  werden  sollten. 

Auf  den  Antrag  der  ständeräthlichen  Commission,  die  davon 
ausging,  dass  die  etwas  allgemein  gehaltene  Fassung  der  zwei  be- 
anstandeten Artikel  nur  in  dem  Sinne  ausgelegt  werden  dürfe ,  dass 
dabei  die  Verpflichtungen  gegen  die  Eidgenossenschaft  und  die  in 
der  BVerf.  und  in  den  BGesetzen  enthaltenen  Beschränkungen  der 
Kantonalsouveränetät  immerhin  vorbehalten  bleiben ;  ein  Vorbehalt, 
der  sich  zu  sehr  von  selbst  verstehe ,  als  dass  es  nöthig  wäre,  den- 
selben in  die  Motive  des  Beschlusses  aufzunehmen:  —  wurde  am 
19./30.  April  1850  die  Garantie  des  Bundes  ohne  weitere  Bedingung 
ausgesprochen.  B.  1850  H.  217.  Off.  S.  I.  485. 

37«  Die  Verfassung  des  Kts.  Unterwalden  ob  dem  Wald  vom 
28.  April  1850  sollte  nach  der  Ansicht  des  BR  nicht  genehmigt 
werden ,  bis  Art  6  in  dem  Sinne  abgeändert  sein  werde ,  dass  auch 
Schweizerbürger,  die  nicht  niedergelassen  sind,  sondern  nur  vor- 
übergehend im  Kanton  sich  aufhalten,  bei  Nationalrathswahlen  an 
ihrem  Wohnorte  stimmen  mögen  und  bis  die  Competenzen  der  Ge- 
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meindebehörden  von  Engelberg  im  Sinne  der  Rechtsgleichheit  den- 
jenigen der  andern  Gemeindebehörden  gleichgestellt  sein  werden. 

Die  ständeräthliche  Commission  fand  aber,  Art  6  beziehe  sich 
gar  nicht  auf  im  Kanton  sich  aufhaltende  Schweizerbürger,  sondern 
auf  die  eigenen  Kantonsbürger;  für  jene  seien  die  Art.  8  und  35 
massgebend,  die  mit  Art.  42  der  BVerf.  im  Einklang  stehen.  Ueber- 
haupt  enthalte  diese  Verfassung  mit  Bezug  auf  die  Nationalraths- 
wahlen  keine  Bestimmungen  und  greife  daher  auch  dem  zu  erlas- 
senden BGesetze  über  die  Nationalrathswahlen  [Oflf.  S.  11.  210]  nicht 
vor.  —  Was  die  besondern  Verhältnisse  Engelbergs  betreflfe,  so 
enthalte  die  Verfassung  in  dieser  Richtung  allerdings  Ausnahme- 
bestimmungen, die  aus  der  Vereinigungsurkunde  vom  19.  u.  24.  Novbr. 
1815  geschöpft  seien.  Während  nämlich  von  den  Siebengerichten  der 
andern  Gemeinden  bereits  bei  einem  streitigen  Betrage  von  24  Fr. 
an  das  Kantonsgericht  appellirt  werden  könne,  sei  dagegen  für  das- 
jenige von  Engelberg  die  Appellationssumme  nach  Art.  7  jenes  Ver- 
trages, bestätigt  durch  Art.  70  der  neuen  Verfassung,  auf  fünfzig 
Gulden  erhöht,  jedoch  nur  für  solche  Fälle,  wo  beide  streitige  Par- 
teien engelbergische  Angehörige  seien.  Ebenso  seien  dem  dortigen 
Gemeindrathe  gewisse  untergeordnete  administrative  und  strafrich- 
terliche  Befugnisse  eingeräumt,  die  mit  Bezug  auf  den  übrigen  Theil 
des  Kantons  nur  dem  Begierungsrathe  zukommen.  Gegen  das  Fort- 
bestehen dieser  Ausnahmebestimmungen  werde  aber  von  keiner  Seite 
Einwendung  erhoben,  vielmehr  scheinen  alle  Betheiligten  damit  ein- 
verstanden zu  sein.  Demnach  sei  kein  Grund  zur  Intervention  vor- 
handen ,  wiewol  allerdings ,  wenn  die  Landsgemeinde  von  Obwalden 
kraft  ihrer  Machtvollkommenheit  jene  Ausnahmebestimmungen  ab- 
geschafft hätte ,  die  Berufung  Engelbergs  auf  die  Vereinigungsurkunde 
nicht  stichhaltig  gewesen  wäre. 

Auch  die  BVersammlung  nahm  am  17./19.  Juli  1850  an  jenen^ 
Bestimmungen  keinen  Anstoss ,  sie  fugte  aber  mit  Rücksicht  auf  di^ 
in  Art.  21  dieser  Verfassung  enthaltene  Gewährleistung  des  Fort- 
bestandes der  Klöster  bei ,  dass  dieser  »nicht  anders  als  unter  Vor- 
behalt der  in  den  Art.  44  und  46  [der  BVerf.]  dem  Bunde  einge* 
räumten  Rechte,  und  so  lange  die  oberste  souveräne  Behörde  voa 
ünterwalden  ob  dem  Wald  die  Klöster  beibehalten  wissen  will ,  ver- 
standen werden  kann.«  Im  Dispositiv  wurde  dann  bemerkt,  dass 
Art.  21  der  gedachten  Verfassung  nicht  Gegenstand  eidgenössischer 
Garantie  sein  könne.  B.  1650  n.  833.  Off.  S.  U.  45. 
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Als  später  am  29.  April  1860  die  Landsgemeinde  den  Art.  18 
der  Verfiassung  theilweise  abänderte,  wurde  ohne  weitere  Bemerkung 
die  eidgenössische  Gewährleistung  am  6./16.  Juli  1860  ertheilt. 

Off.  8.  VI.  540. 
28«  Die  Verfassung  des  Kantons  Unterwaiden  nid  dem  Wald  vom 
1.  April  1850  enthielt  eine  Beihe  von  nach  der  Ansicht  der  national- 
räthlichen  Commission  unzweckmässigen  Bestimmungen  und  Mängeln, 
z.  B.  Erwählung  des  Landrathes  durch  die  Landsgemeinde  statt  wie 
bisher  durch  die  Gemeinden;  Mangel  einer  Bestimmung  über  die 
Verantwortlichkeit  der  Behörden;  ebenso  bezüglich  auf  genügende 
Oeffentlichkeit  der  Staatsverwaltung  und  Durchfährung  des  Grund- 
satzes der  Trennung  der  Gewalten ;  Verbot  ausserordentlicher  Ver- 
sammlung der  Gemeinden  ohne  Bewilligung  des  Wochenrathes. 
Mit  Rücksicht  auf  das  unter  No.  24  angeführte  Princip  und  weil 
ein  Verstoss  gegen  Art  6  der  BVerf.  nicht  vorlag,  wurde  davon 
abgesehen. 

Als  unzulässig  wurde  dagegen  Art  77  der  Verfassung  erklärt, 
der  vorschrieb ,  dass  eine  Revision  der  Verfassung  erst  nach  6  Jahren 
Statt  finden  dürfe,  während  Art.  6  lit.  c  der  BVerf  bestimmt,  dass 
eine  Revision  Statt  finden  könne,  sobald  die  absolute  Mehrheit  der 
Bürger  es  verlange. 

Anstand  gab  femer  die  Bestimmung:  »Den  Corporationen  ist 
ihre  bisherige  [?]  Gerichtsbarkeit  gewährleistet ;  Appellation  an  die 
Kantonsgerichte  ist  jedoch  gestattet;«  weil  die  Corporationen  nicht 
dem  politischen  Organismus  des  Landes  angehören ,  sondern  nur  eine 
pmatrechtliche  Bedeutung  haben,  die  durch  ein  gemeinsames  Be- 
shzttiTun  begründet  sei.  Dessenungeachtet  soll  ihnen  eine  Straf- 
gerichtsbarkeit, also  ein  Ausfluss  der  Staatsgewalt  zustehen.  Mit 
Rucksicht  darauf,  dass  ähnliche  Einrichtungen  auch  in  andern  Kan- 
tonen bestehen  und  dass  die  Appellation  an  die  ordentlichen  Ge- 
richte ausdrücklich  vorbehalten  sei ,  also  die  Sache  niemals  gefahrlich 
werden  könne,  wurde  hievon  abstrahirt. 

In  Art.  4  dieser  Verfassung  ist  der  Fortbestand  der  Klöster  und 
kirchlichen  Stiftungen  in  Nidwaiden  garantirt.  In  dieser  Richtung 
wurde  der  nämliche  Beschluss  wie  bei  Obwalden  [No.  27]  gefasst 
Endlich  wurde  mit  Rücksicht  auf  die  Bevollmächtigung ,  welche 
die  Landsgemeinde  dem  Landrathe  einräumte,  diejenigen  Verfas- 
songsartikel,  die  der  BVerf.  widersprechend  erfunden  werden  möch- 
ten, von  sich  aus  abzuändern  als  unstatthaft  erklärt,  dass  eine  De- 
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legation  von  Rechten ,  die  verfassungsmässig  einer  Behörde  zustehen, 
an  eine  andere  Behörde  zulässig  sei.  Da  aber  im  vorliegenden  Falle 
jene  Vollmachtübertragung  blos  auf  Verfassungsartikel  beschränkt 
sei,  die  mit  der  BVerf.  im  Widerspruch  stehen  und  darüber  kein 
Zweifel  walten  könne ,  dass  solche  Widersprüche  ohne  weitere  Er- 
örterung und  Abstimmung  gehoben  werden  müssen,  so  bedürfe  es 
einer  Beanstandung  !jener  Vollmachtübertragung  unter  diesen  um- 
ständen nicht.  B.  1860  H.  227.  206. 
Nachdem  dann  am  19.  Mai  1850  der  beanstandete  Artikel  77 
geändert  worden  war,  erhielt  die  Verfassimg  von  Nidwaiden  am 
17./19.  Juli  1850  die  eidgenössische  Garantie  in  gleichem  Sinne  wie 
diejenige  von  Obwalden.  Off.  S.  n.  47. 

39«  Hinsichtlich  der  Verfassung  des  Ets.  Uri  vom  5.  Mai  1850 
wurde  am  20.  Juli  1850  in  Erwägung: 

» 1)  dass  der  in  Art  4  dieser  Verfessung  gewährleistete  Fortbestand 
der  Stifte  und  Klöster  nicht  anders  als  unter  Vorbehalt  der  in  den 
Art.  44  und  46  der  BVerf.  dem  Bunde  eingeräumten  Rechte  und  so 
lange  die  oberste  souveräne  Behörde  von  Uri  die  Stifte  und  Klöster 
beibehalten  wissen  will,  verstanden  werden  kann; 

»2)  dass  der  Art.  7  Lemma  2  eine  dem  Art.  43  der  BVert 
widersprechende  Beschränkung  des  Grundsatzes  enthält:  kein 
Kanton  dürfe  einen  Bürger  des  Bürgerrechts  verlustig  erklären 
[vgl.  No.  87.161];*) 

»3)  dass  im  Art.  9  Lemma  2  das  Recht  des  freien  Handels  und 
Verkehrs,  sowie  dasjenige  der  freien  Niederlassung  auf  Schweizer, 
die  einer  anerkannten  christlichen  Confession  angehören,  beschränkt 
vdrd,  während  diese  beiden  Beschränkungen  in  dem  Wortlaute  der 


*)  Zu  diesem  Art.  7  bemerkt  die  st&nderäthliclie  Commission:  »Derselbe  kann 
seinem  Wortlaute  nach  keinen  andern  Sinn  haben,  als  dass,  wer  sein  Bürgerrecht 
nicht  in  den  festgesetzten  Terminen  erneuere ,  dadurch  desselben  verlustig  werde* 
Wir  wissen  zwar  wol,  dass  der  Vorbehalt  sich  nur  auf  solche  Bürger  bezieht, 
welche  zugleich  in  einem  andern  Kanton  oder  auswärtigen  Staate ,  wo  sie  sich  auf- 
halten, das  Bürgerrecht  besitzen;  allein  dass  nach  dem  Greiste  wie  nach  dem 
Buchstaben  des  Art.  43  auch  in  derartigen  Fällen  kein  Kauton  einem  seiner 
Bürger  das  Bürgerrecht  entziehen  darf,  beweisen  die  Verhandlungen  der  consti- 
tuirenden  Tagsatzung.  Aus  diesen  geht  nämlich  hervor,  dass  von  der  Gesandt- 
schaft des  Standes  Zürich  zu  Art  93  der  Zusatz  vorgeschlagen  wurde:  >>es  wäre 
denn,  dass  derselbe  im  Auslande  ein  unbestrittenes  Heimatrecht  besitzen  würde,« t 
—  dieser  Antrag  aber  mit  bloss  2  Stimmen  in  Minderheit  blieb.« 
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Art  29  imd  40  der  BVerf.  nicht  enthalten  sind  und  hinwieder  all- 
falligen  spätem  Interpretationen  dieser  Artikel  durch  die  Bestim- 
mungen einer  Kantonsverfassung  nicht  vorgegriffen  werden  darf; 

»4)  dass  im  Art.  21  die  Zölle  als  Staatseinnahmen'  erwähnt  wer- 
den ,  während  der  Kanton  Uri  hiefiir  entschädigt  ist  und  keine  Zölle 
mehr  beziehen  darf; 

»5)  dass  die  Fassung  des  Art.  23  Lemma  2  es  zweifelhaft  lässt,  ob 
bei  anfälligem  Streit  zwischen  beiden  Bezirken  [Uri  und  Ursem] 
oder  zwischen  dem  Kanton  und  dem  Bezirk  ürsem  über  den  üm- 
fsmg  der  Corporationsgüter  der  Entscheid  den  Gerichten  vorbehal- 
ten sei; 

»6)  dass  der  Art.  25  eine  an  sich  ungerechte  Vertheilung  der 
Strassenunterhaltungspflicht  aufstellt,  ohne  der  Ausgleichung  durch 
die  anerkanntermassen  dem  Bezirke  Ursem  zukommende  Entschä- 
digung für  den  bisanhin  dort  bezogenen  Zoll  zu  erwähnen*); 

»7)  dass  der  Art.  40  lit.  b  der  Verfassung  das  Stimmfähigkeits- 
recht  an  der  Landsgemeinde  wieder  nur  den  niedergelassenen  Schwei- 
zerbürgem  der  anerkannten  christlichen  Gonfessionen .  und  in  allen 
Fällen  erst  nach  Verfluss  von  zwei  Jahren ,  vom  Beginn  der  Nieder- 
lassung an,  einräumt,  während  in  den  Artikeln  41  und  42  der  BVerf. 
diese  confessionelle  Beschränkung  an  das  Sümmfähigkeitsrecht  nicht 
gebunden  ist  und  dieses  Recht  nach  dem  letztem  Artikel  in  eidge- 
nössischen Angelegenheiten  schon  vom  Beginne  der  Niederlassung 
an  ausgeübt  werden  mag; 

»8)  dass  mit  Bezug  auf  Art.  42  lit.  d  unter  den  Befugnissen  der 
Landsgemeinde  die  Abtretimg  und  Reduction  von  Zöllen  und  Transit- 
gebühren  erwähnt  wird  und  das  in  Erw.  4  Gesagte  hierauf  eben- 
falls seine  Anwendung  findet; 


*)  Bemerkong  der  stftnderftthlichen  Gonmussion:  »Da  der  Art  25  ganz  un- 
bedingt dem  Bezirk  ürsem  die  Pflicht  des  Baues  and  Unterhaltes  der  Strassen 
in  seinem  Grebiete  auferlegt,  ohne  der  Entschädigung  zu  erwähnen,  an  welche 
bisher  diese  Verpflichtung  geknüpft  war,  und  da  wir  die  Regierung  nicht  als  com- 
petente  Analegerm  der  Verfassung  betrachten  können,  so  mflssen  wir  auch  hier 
eine  deutlichere  Fassung  yerlangen.  Wenn  gesagt  wird,  die  Zusicherung  des  Treff- 
nisses der  ZoUentschädigung  für  Ursem  gehöre  nicht  in  die  Verfassung,  so  müssen 
wir  dagegen  bemerken,  dass  auch  von  der  Pflicht  des  Strassenbaues  nicht  noth- 
wendiger  Weise  in  derselben  geredet  werden  müsste.  Entweder  also  setzt  man 
hier  das  Eine  wie  das  Andere  fest,  oder  man  lasse  Beides  weg,  in  welchem  Falle 
das  frohere  Verbältniss  von  selbst  rechtlich  fortbestehen  würde,  c 
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»9)  dass  im  Art.  43  von  Gesandtschaften  auf  eidgenössische  Tage 
neben  und  ausser  der  BVersammlung  und  von  Instructionsertheilung 
so  weit  zulässig  gesprochen  wird ;  dass  nun  aber  solche  eidgenössische 
Tage  unzulässig  sind  und  eine  Instruction  blos  für  die  Bäthe  der 
BVersammlung  der  BVerf.  [Art.  79]  widersprechen  würde; 

»10)  dass  der  Begierungsrath  durch  Art.  60  ermächtigt  wird,  diplo- 
matische Verbindungen  und  Correspondenzen  mit  auswärtigen  Behör- 
den zu  pflegen,  was  gegen  den  Art.  10  der  BVerf  verstösst,  indem 
ein  diplomatischer  Verkehr  nur  zwischen  Staatsregierungen  Statt  fin- 
det, der  jedoch  mit  Bezug  auf  auswärtige  Begierungen  den  Kantonen 
durch  jenen  Artikel  untersagt  ist, 

beschlossen : 

»1)  Es  ist  die  nachgesuchte  eidgenössische  Garantie  der  Verfassung 
des  Kts.  Uri  für  so  lange  nicht  zu  ertheilen,  bis  die  in  den  Erw.  2 — 10 
bezeichneten  Punkte  im  Sinne  derselben  abgeändert  sein  werden. 

»2)  Der  Art.  4  der  gedachten  Eantonsverfassung  kann  nicht  Ge- 
genstand einer  eidgenössischen  Garantie  sein.«  B.  1850  n.  851—870. 
Am  6./11.  August  1851  wurde  dann  der  Verfassung  von  Uri 
vom  5.  Mai  1850  nebst  den  »Abänderungen  und  Ergänzungen  der- 
selben vom  27.  Octbr.  1850  imd  4.  Mai  1851«  in  Wiederaufnahme 
der  Erw.  1  obigen  Beschlusses  (hinsichtlich  der  Klöster)  und  in  fer- 
nerer Erwägung  (3) 

»dass  in  Bezug  auf  die  Beschwerde  des  Thalrathes  von  Ursemi 

a.  hinsichtlich  des  Art.  23  der  Bund  die  kantonale  Gerichtsbarkeit^ 
des  Kts.  Uri  nicht  ausnahmsweise  beschränken  kann; 

b.  hinsichtlich  des  Art.  25  es  dem  Ktn.  Uri  freistehen  muss,  da^ 
Strassengesetz  durch  die  Verfassung  oder  Gesetzgebimg  auf  gut — 
findende  Weise  zu  ordnen ,  wobei  indess  der  Bechtsweg  den  bei — 
den  Bezirken  Uri  und  Ursern  offen  bleiben  muss  für  den  FalL^ 
dass  die  bisherigen  Zolleinnahmen  bei  einer  zweckmässigen  und 
vollständigen  Unterhaltung  der  Hauptstrassen  einen  durchschnitt- 
lichen Ueberschuss  abgeworfen  hätten  und  diese  Bezirke  ein  wol- 
erworbenes  Privatrecht  auf  diesen  Ueberschuss  nachweisen  wollen; 

»im  Allgemeinen  und  hinsichtlich  des  Art.  25  im  Sinne  der 
Erw.  3  b  die  eidgenössische  Garantie  ertheilt 

»Der  Art.  4  dieser  Verfassung ,  soweit  er  sich  auf  den  Fortbestand 
der  Klöster  bezieht,  kann  nicht  Gegenstand  eidgenössischer  Ga- 
rantie sein.«  Off.  S.  U.  392.  Vgl.  No.  ttf  tt. 


V.   Garantie  der  Eantonsyerfassungen.    No.  SO.  Sl.  29 

SO«  Die  Verfassung  des  Ets  Schaffhausen  vom  5.  April  1852 
enthielt  folgende  Bestimmungen: 

§  27.  »Actiybürger  ist  jeder  KantonsbOrger  oder  im  Eanton  seit  zwei  Jahren 
niedergelassene  Schweizerborger  (Art.  41  und  42  der  BYerf.]. 

»Jeder  Activbürger  erlangt  das  Stinunrecht  mit  dem  zurückgelegten  20.  Al- 
ter^ahre  nnd  fibt  dasselbe  in  kantonalen  und  eidgenössischen  Angelegenheiten  an 
seinem  Wohnort  aas. 

§  75.  »Behufs  der  gflltigen  Entscheidung  sowol  aber  die  Frage  der  Vor- 
nahme einer  totalen  Revision,  als  auch  aber  Annahme  und  Verwerfung  der  Ver- 
fassung und  Ver&ssungsgesetze  ist  erforderlich,  dass  wenigstens  zwei  Drittheile 
der  stimmberechtigten  Einwohner  des  Kantons  in  den  WahlTersammlungen  sich 
anwesend  befinden,  c 

Eine  ähnliche  Bestimmung  enthielt  §  29. 

Am  6./14.  August  1852  yerweigerte  die  BVersammlung  die  Ge- 
währleistung dieser  Verfassung  für  so  lange  »bis  die  Art.  29  und  75 
mit  Art.  6  lit.  c  und  Art  27  mit  Art.  42  der  BVerf.  in  Einklang 
gebracht  sein  werden.« 

Der  Grosse  Rath  des  Kts.  Schaffhausen  änderte  sodann  die 
beanstandeten  Artikel  dahin  ab,  dass  das  Citat  am  Schlüsse  des 
Lemjna  1  des  §  27  weggelassen  und  als  drittes  Lemma  aufgenommen 
wurde :  »In  eidgenössischen  Angelegenheiten  richtet  sich  das  Stinmi- 
recht  nach  den  Grundsätzen  der  BVerf.  (Art  41  und  42  der  BVerf)« 
und  dass  in  §  75  der  Schlussatz  so  lauten  solle  . . .  »ist  erforderlich, 
dass  die  absolute  Mehrheit  der  stimmberechtigten  Einwohner  des 
Kantons  in  den  Wahlversammlungen  sich  hiefür  ausspreche.«  Eine 
ähnliche  Aenderung  wurde  endlich  in  §  29  vorgenommen  und  §  70 
etwas  anders  redigirt 

Nachdem  diese  Aenderungen  auf  ausdrückliches  Verlangen  des 
BR  nachträglich  noch  dem  Volke  zur  Sanction  vorgelegt  worden  und 
am  30.  Dzbr.  1655  dessen  Genehmigung  erhalten  hatten ,  wurde  die 
Verfassung  von  den  BBehörden  am  14./19.  Juli  1856  ohne  weitem 
Vorbehalt  gewährleistet  Off.  S.  V.  868. 

31«  Der  Kleine  Bath  des  Kts.  Graubünden  ersuchte  um  Erthei- 
lung  der  eidgenössischen  Gewährleistung  der  mit  Schreiben  vom 
31.  Heumonat  und  31.  Christmonat  1852  eingesendeten  »Verfassung 
des  eidgenössischen  Standes  Graubünden  zusammengestellt  aus  der 
Kantonsverüassung  von  1814  und  den  seither  eingetretenen  Abän- 
derungen derselben.« 

Die  ständeräthliche  Commission  machte  an  derselben  folgende 
Ausstellungen : 
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1)  Nach  Art.  34  bleibt  zwar  der  obersten  Gewalt  der  Gemeinden 
vorbehalten,  die  gegenwärtige  Verfassung  zu  bessern,  zu  erläutern, 
zu  mindern  und  zu  mehren;  aber  schon  der  Eingang  des  zweiten 
Lemma  setzt  es  in  die  Befugniss  des  Grossen  Rathes,  einen  diessfälligen 
Antrag  vorläufig  zuzulassen  und  er  kann  erst  auf  die  Gemeinden 
ausgeschrieben  werden,  wenn  oder  falls  ihn  der  Grosse  Rath  gut- 
geheissen  hat;  jede  Abänderung  kann  dann  aber  nur  mit  einer  Mehr- 
heit von  zwei  Drittheilen  der  Kreisstimmen  als  gültig  anerkannt 
werden. 

2)  Nach  Art.  22  soll  in  Rechtsansprachen  gegen  den  Kanton  von 
diesem  und  dem  Ansprecher  ein  Schiedsgericht  ernannt  werden,  das 
über  dieselben  nach  fruchtlosem  Versuch  der  Güte  eidlich  und  end- 
lich abzusprechen  hat. 

3)  Nach  dem  dritten  Lemma  des  Art.  4  sind  die  Kreise  befugt, 
die  ihnen  zustehenden  Mitglieder  in  den  Grossen  Bath  frei  entweder 
aus  ihren  Bürgern  (Kreisbürgern)  oder  aus  den  im  Kreise  nieder- 
gelassenen stimmfähigen  Schweizerbürgem  zu  ernennen.  Demnach 
kann  also  ein  graubündnerischer  Kantonsbürger  sowol  in  dem  Kreise, 
in  dem  er  ein  Bürgerrecht  besitzt,  als  in  demjenigen,  in  dem  er 
niedergelassen  ist,  der  niedergelassene  stimmfähige  Schweizerbürger 
aber  nur  im  Kreise  seiner  Niederlassung  zum  Mitgliede  des  Grossen 
Rathes  gewählt  werden. 

Nebenbei  rügt  die  Commission  noch,  dass  in  Art.  2  die  Sou- 
veränetät  des  graubündnerischen  Freistaates  statt  auf  der  Gesammt- 
heit  des  Volkes  auf  derjenigen  der  politischen  Kreisgemeinden  ru- 
hend erklärt  und  beigefügt  wird,  es  äussere  sich  dieselbe  durch  die 
Mehrheit  ihrer  Kreismehreu.  Es  ist  damit  nicht  blos  die  Möglich- 
keit zugelassen,  dass  die  Minderheit  der  Bürger  der  Mehrheit  der- 
selben das  Gesetz  machen  kann ,  sondern  es  ist  diese  Thatsache  im 
Ktn.  Graubünden  schon  mehr  als  einmal  zu  Tage  getreten.  Die  Com- 
mission hofft,  die  blosse  Andeutung  dieses  constitutionellen  Uebel- 
standes  werde  genügen ,  damit  derselbe  beim  rechten  Anlasse  durch 
die  Behörden  und  das  Volk  beseitigt  werde.  —  Eine  gleiche  Andeu- 
tung mag  auch  in  Bezug  auf  den  Art.  7  genügen.  Damach  besteht 
der  Grosse  Rath  aus  73  Mitgliedern.  Durch  ein  Gesetz  vom  J.  1851 
ist  dagegen  der  Bestand  des  Grossen  Rathes  auf  67  Mitglieder  redu- 
cirt,  diese  Zahl  aber  nicht  mehr  in  die  Kantonsverfassung  ange- 
nommen worden,  weil,  wie  die  Regierung  sagt,  die  revidirte  Ver- 
fassung schon  vorher  zusammengestellt  war. 


V.   Garantie  der  KantoüBTerfassangen.    Ko.  Sl.  31 

Am  31.  Jänner/3.  Hornung  1853  beschloss  die  B Versammlung 
in  Erwägung: 

2)  dass  die  zur  Gewährleistung  vorgelegte  Verfassung . .  in  folgen- 
den Punkten  mit  der  BVerf.  nicht  im  Einklang  steht  und  zwar  nicht : 

a.  im  Art  22  derselben,  betre£fend  Rechtsansprachen  an  den  Kan- 
ton, indem  derselbe  dem  Art.  101  Ziffer  1  lit.  a  und  b  der  BVerf. 
widerspricht ; 

b.  im  Art.  34,  beschlagend  den  Revisionsmodus  der  Kantonsverfas- 
sung,  indem  derselbe  zum  Art.  6  lit.  c  der  BVerf.  in  Wider- 
spruch tritt; 

c  im  Art.  4  Lemma  3,  betreffend  das  Wahlrecht  der  niedergelas- 
senen Schweizerbürger,  indem  derselbe  dem  Art.  42  der  BVerf. 
widerspricht; 

3)  dass  die  vorerwähnte  Kantonsverfassung  nicht  in  allen  ihren 
Theilen  dem  Volke  zur  Genehmigung  vorgelegt  worden  ist:*) 

»  Es  kann  der  vorgelegten  Verfassung  des  Standes  Graubünden 
die  eidgenössische  Gewährleistung  so  lange  nicht  ertheilt  werden,  bis 
den  in  obigen  Erwägungsgründen  gemachten  Anforderungen  ein  Ge- 
nüge geleistet  sein  wird. « 

B.  1858  I.  425.  Off.  S.  lU.  887.  Vgl.  No.  91.  A96. 

Am  1.  Nov.  1853  übersandte  dann  die  Regierung  von  (rraubün- 
den  die  neue  Verfassung  vom  24.  Weinmonat  1853.  Der  BR.  erhob 
zwar  Bedenken  gegen  Art.  10,  wonach  in  politischen  Streitigkeiten 
zwischen  Gemeinden,  Kreisen  und  Bezirken  der  Grosse  Rath  als 
alleiniger  Richter  entscheiden  soll,  ohne  dass  dabei  die  Rechte  des 
Bandes  vorbehalten  worden  seien.  Er  glaubte  sich  aber  mit  der 
nachträglichen  Erklärung  der  Regierung  vom  16.  Nov.  um  so  eher 
beruhigen  zu  können,  als  man  in  mehrem  andern  Verfassungen  Ar- 
tikel habe  passiren  lassen,  obwol  darin  der  wünschbare  Vorbehalt 
der  Rechte  und  Competenzen  des  Bundes  nicht  speciell  enthalten  ge- 
wesen, indem  man  angenommlßn  habe,  dieselben  seien  hinreichend 
anerkannt  durch  die  Anführung  der  BVerf.  in  Art.  1  und  durch  das 
Nachsuchen  der  eidg.  Gewährleistung,  das  hinwieder  die  Anerkennung 
der  BVerf.  voraussetze. 

Zum  Revisionsartikel  (Art  44)  bemerkte  der  BR.,  es  wäre  eine 
andere,  deutlichere  Fassung  desselben  wünschbar;  allein  es  liege 


*)  Diese  Erwftgang  wurde  auf  den  Antrag  der  nationalräthlichen  Com- 
iBMJon  angenommen.   B.  185S  1. 465. 
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kein  Widerspruch  mit  Art.  6,  c  der  BVer£  darin ,  wenn  das  zweite 
Lemma  (»Wenn  der  Grosse  Rath  einen  diessfälligen  Antrag  als  er- 
heblich erklärt,  so  wird  die  Standescommission  ihn  zu  Händen  des 
nächsten  Gr.  Rathes  begutachten«)  den  Sinn  habe,  dass  im  Gegen- 
satz zu  der  Regel  .des  Art.  11  der  Verfassung  ausnahmsweise  die  Mit- 
glieder  des  Grossen  Rathes  bei  der  Revisionsfrage  nach  Instruction 
zu  stimmen  haben,  und  dass  somit  die  Mehrheit  des  Volkes  ihrem 
diessfälligen  Willen  im  Grossen  Rathe  Geltung  verschafifen  könne. 
Zu  wünschen  sei  dann  freilich,  dass  durch  ein  Gesetz  der  Modus  die- 
ser Instructionsertheilung  näher  bestimmt  werde. 

Die  B Versammlung  ertheilte  am  14./16.  Jänner  1854  die  nach- 
gesuchte Garantie  unbedingt  unter  Beifügung  folgender  Erwägungen : 
»1)   dass  diese  Verfassung  laut  Bericht  der  Regierung  von  Gran- 
bünden vom  1.  Wintermonat  und  laut  Beschluss  des  Grossen  Rathes 

•  

vom  24.  Weinmonat  1853  dem  Volke  in  verfassungsmässiger  Weise 
zur  Abstimmung  vorgelegt  imd  von  der  Mehrheit  desselben  angenom- 
men wurde; 

»  2)  dass  sie  nichts  enthält,  was  mit  der  Schweiz.  BVerf.  im  Wider- 
spruch steht,  und  dass  sie  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  nach 
republikanischen  Formen  sichert; 

»  3)  dass  sie  mit  Hinsicht  auf  das  erläuternde  Schreiben  der  Re- 
gierung von  Graubünden  vom  16.  Wintermonat  1853  revidirt  wer- 
den kann,  wenn  die  absolute  Mehrheit  der  Bürger  es  verlangt; 

»  4)  dass  der  Art.  44  der  Verfassung  im  Hinblick  auf  Art  6  lit  (^ 
der  BVerf.  nur  in  dem  Sinne  verstanden  werden  kann,  dass  deir 
Grosse  Rath  eine  Verfassungsrevision  dem  Volke  vorlegen  müsse^ 
wenn  die  Mehrheit  des  Volkes  dieselbe  verlangt. « 

B.  1868  m.  709.    Off.  8.  IV.  18. 

33«   Mit  Bezug  auf  die  Verfassimg  des  Kts.  Wallis  vom  23.  Christ^ 
monat  1852  bemerkt  der  BR.  in  seiner  Botschaft  an  die  gesetzgeben- 
den Räthe:   Art.  1  bezeichnet  Wallis  als  einen  souveränen  Stand 
ohne  der  Beschränkungen  der  BVerf.  mit  ausdrücklichen  Worten  zu 
erwähnen.    Dazu  kommt,  dass  im  Art.  29  Ziffer  10  mit  Bezug  au/ 
Staatsverträge  die  Verfugungen  des  Bundes  vorbehalten  sind,  wäh- 
rend letzteres  bei  manchen  andern  Artikeln,  z.  B.  7,  13,  33  Ziffer  4^ 
wo  ebenfalls  Rechte  des  Bundes  in  Frage  kommen,  nicht  der  Fall  ist 
Man  kann  indess  über  diese  Punkte  mit  Beruhigung  hinweg  gehen, 
weil  der  Kanton  im  Art.  1  als  »incorpore  ä  la  ConfederaHon  Suisse^t 
bezeichnet  imd  weil  die  Garantie  der  Verfassung  verlangt  vrird, 
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worin  eine  Yollkommene  Anerkennimg  der  BVerf.  liegt  Nur  positiv 
Widersprechendes  kann  gerügt  oder  verworfen  werden  ^  nicht  aber 
allfcdUge  Lücken,  deren  Ergänzung  der  Gesetzgebung  anheimfällt,  wie 
dieses  beim  Art  7  Statt  findet  Hier  erwähnt  die  Verfassung  nicht 
des  freien  Niederlassungsrechtes  aller  Schweizer,  aber  sie  schliesst 
dasselbe  auch  nicht  aus;  sie  ist  ausdrücklich  nur  für  die  Kantons- 
bürger gegeben,  damit  sie  in  dieser  Form  fortbestehen  könne,  auch 
wenn  Veränderungen  in  der  BVerf.  eintreten  sollten ;  aber  sie  unter- 
zieht sich  stillschweigend  den  Beschränkungen,  welche  die  letztere 
mit  sich  bringt 

Das  meiste  Bedenken  erregt  der  Art.  49,  indem  darin  das  Stimm- 
recht in  eidgenössischen  und  kantonalen  Sachen  den  seit  zwei  Jahren 
in  der  Gemeinde  wohnhaften  Schweizern  ertheilt  wird,  ohne  nach 
Art.  42  der  BVerf.  zu  unterscheiden,  dass  den  Schweizern  das  Stimm- 
recht in  eidgenössischen  Angelegenheiten  von  Anfang  an  zustehe. 
Auch  ist  darin  vom  Vorbehalt  eines  Gegenrechts  die  Rede,  der  nicht 
anders  Bedeutung  haben  oder  statthaft  sein  kann,  als  wenn  man  ihn 
auf  das  Stimmrecht  in  Gemeindesachen  bezieht 

Nach  Art.  67  können  Dienstboten  nur  dann  am  Wohnorte  stim- 
men, wenn  sie  zu  den  öffentlichen  Lasten  beitragen.  Daraus  geht 
henor,  dass  sie  an  ihrem  Heimatorte  stimmen  können  und  dass  es 
ihnen  freisteht,  sich  in  die  Klasse  der  Niedergelassenen  aufnehmen 
zn  lassen,  in  welchem  Falle  sie  auch  am  Wohnorte  stimmen  können. 
Unter  diesen  Umständen  ist  dem  Art.  42  der  BVerf.  ein  Genüge  ge- 
leistet. Auch  noch  andere  Kantone  halten  sich  an  den  Buchstaben 
des  Art  42 ,  während  hinwieder  andere  blossen  Aufenthaltern  das 
Stimmrecht  gestatten.  Die  Hauptsache  ist  die,  dass  den  Bürgern  an- 
derer Kantone  die  Rechte  und  Eigenschaften  der  Niedergelassenen 
nicht  Terweigert  werden,  wenn  sie  den  Bedingungen  des  Art.  41  ent- 
sprechen können  und  wollen. 

Im  Art.  73  wird  ein  Concordat  vorbehalten,  um  die  Beziehungen 
zwischen  Staat  und  Kirche  zu  reguliren.    Dagegen  lässt  sich  zur  Zeit 
nichts  einwenden ;  allein  es  ist  wol  möglich,  dass  ein  solches  Con- 
cordat die  Grundsätze  der  BVerf.  berühren  könnte  und  daher  scheint 
es  passend,  die  Einsicht  und  Prüfung  der  BBehörden  vorzubehalten, 
om  nicht  durch  stillschweigende  Annahme  des  Art.  73  zum  Voraus 
jedes  mögliche  Concordat  zu  genehmigen.    Die  Art.  8,  9  und  10  der 
BVerf.  können  hierüber  nicht  hinreichend  beruhigen,  indem  man  ein- 
wenden könnte,  dass  ein  solches  Concordat  mit  dem  päpstlichen 
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Stuhle  nicht  in  dessen  Eigenschaft  als  Oberhaupt  des  Kirchenstaates, 
sondern  als  Oberhaupt  der  katholischen  Kirche  abgeschlossen  werde. 
In  Folge  des  erwähnten  Art.  73  bildet  aber  ein  solches  Concordat 
einen  integrirenden  Bestandtheil  der  Verfassung  von  Wallis,  der  da- 
her als  zur  Zeit  noch  unbekannt  den  BBehörden  mitzutheilen  ist 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  Grosse  Rath  von  Wallis  am  26. 
Nov.  1853  folgende  Erklärung  in  das  Protocoll  niederzulegen  und 
dem  BK  zu  übermitteln  beschloss: 

»  Le  Grand  Conseil  da  Yalais  n'a  pas  eu  la  pens^e  de  porter  aucune  attemte 
»ni  de  d^ger  d'une  mani^re  quelconque  aax  prescriptions  de  la  Constitation 
»f(§d^rale  et  aa  droit  f(§ddral  en  g^n^ral  qui  sont  r^enrös  de  plein  droit,« 

beantragte  der  BR.,  der  Walliser  Verfassung  die  eidgenössische  Ga- 
rantie zu  ertheilen. 

Am  6./12.  Heumonat  1854  beschloss  sodann  auch  vdrklich  die 
BVersammlung  in  Erwägung: 

*  1)  dass  diese  Verfassung  den  Bedingungen  entspricht,  welche  der 
Art.  6  der  BVerf.  für  die  Ertheilung  der  eidgenössischen  Garantie 
aufgestellt  hat; 

»  2)  dass  nach  dem  erwähnten  Beschlüsse  des  Grossen  Rathes  an- 
genommen werden  muss,  die  zweifelhafte  Fassung  der  Art.  7  und  4^ 
könne  nicht  anders  als  im  Einklänge  mit  den  Art.  41  und  42  der* 
BVer£  ausgelegt  und  angewendet  werden ; 

»  3)  dass  der  Art.  73  der  Verfassung  erklärt,  »»er  thue  demjenigen, 
keinen  Eintrag,  was  durch  ein  die  Verhältnisse  zwischen  Kirche  uncL 
Staat  regulirendes  Concordat  werde  festgesetzt  werden  ««e,  woran» 
folgt,  dass  den  BBehörden  seiner  Zeit  auch  die  Einsicht  und  Prüfun|p 
dieses  Concordates  zustehen  muss: 

»  Der  Staatsverfassung  des  Kantons  Wallis  vom  23.  Christm.  1852 
wird  im  Sinne  der  Erwägung  2  und  mit  dem  in  der  Erwägung  3  er- 
wähnten  Vorbehalte  die  eidgenössische  Gewährleistung  ertheilt. « 

B.  1854  11.  541.  m.  29.  Off.  S.  IV.  229. 

33«  Gegen  die  Genehmigung  der  revidirten  Verfassungsartikel 
des  Kantons  Tessin  vom  1.  März  1855  wurde  eine  Reihe  von  Peti- 
tionen eingereicht  mit  Rücksicht  einerseits  darauf,  dass  der  Grosse 
Rath  dieses  Kantons  erst  am  24.  Februar  einberufen  worden,  dass 
derselbe  dann  am  1.  März  die  Revision  vorgenommen  und  schon  am 
4.  März  darüber  habe  abstimmen  lassen,  anderseits  weil  die  Geist- 
lichen vom  activen  und  passiven  Wahlrecht  ausgeschlossen  worden 
seien. 
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Hieza  bemerkt  die  nationalräth].  Commission :  Was  die  Kürze 
des  angesetzten  Termins  betrifiPt,  so  existirt  kein  Gesetz,  das  einen 
langem  Termin  vorschreibt  und  das  also  verletzt  wurde.  Wenn  ein 
stimmender  Bürger  den  Inhalt  der  revidirten  Artikel  nicht  kannte,  so 
lag  darin  für  ihn  ein  Grund,  dieselben  nicht  anzunehmen. 

Auch  die  Reclamation  der  Geistlichen  ist  nicht  begründet.  Was 
die  passive  Wahlfahigkeit,  d.  h.  das  Recht  gewählt  werden  zu  können, 
betrifil,  so  enthalten  die  meisten  Verfassungen  der  katholischen  Kan- 
tone die  Bestimmung,  dass  Geistliche  nicht  zu  weltlichen  Aemtem 
gewählt  werden  können.  Die  BVerf.  selbst  (Art  64)  sagt:  »  Wahlfähig 
als  Mitglied  des  Nationalrathes  ist  jeder  stimmberechtigte  Schweizer- 
bürger welilichen  Standes. « 

Belangend  die  active  Wahlfähigkeit,  d.  h.  das  Recht  zu  wählen 
oder  die  Stimmberechtigimg,  so  räumen  mehrere  der  bestehenden 
Verfassungen  diese  Fähigkeit  den  Geistlichen  ein;  mehrere  aber 
schliesBen  sie  auch  hievon  aus.  Es  handelt  sich  hier  um  die  Zulässig- 
keit  eines  solchen  Ausschlusses.  Wir  halten  dafiir,  dass  wer  zu  dem 
Mehrem  berechtigt  sich  finde,  sei  es  auch  zu  dem  Wenigem. 

Unzweifelhaft  ist  die  passive  Wahlfahigkeit  etwas  höheres  als  die 
active  oder  das  blosse  Stimmrecht.  Wenn  nun  die  eidg.  BVerf.  den 
Ausschluss  der  Geistlichen  von  der  passiven  Wahlfähigkeit  zulässt, 
so  muss  wol  auch  der  Ausschluss  von  der  activen  Wahlfahigkeit  zu- 
lässig sein. 

Es  kommt  hinzu,  dass  bereits  solchen  Verfassungen,  welche  die 
Ausschliessung  der  Geistlichen  von  der  Stimmberechtigung  statuiren, 
die  eidgenössfflche  Gewährleistung  und  zwar  seit  dem  Jahre  1848  er- 
theilt  wurde.  Wir  verweisen  auf  die  Verfassung  von  Solothurn  Art  21, 
die  im  Jahre  1850  garantirt  wurde. 

Die  Genehmigung  wurde  auch  wirklich  » in  Erwägung,  dass  die 
VerfasBungsrevision  den  Vorschriften  des  Art.  6  der  BVerf.  ent- 
spricht« am  13./17.  Heumonat  1855  ertheilt 

•      B.  1865  n.  447.  470.  Off.  8.  V.  186.  Vgl.  No.  SS. 

34«  Im  Kanton  Schwyz  beschloss  der  Eantonsrath  eine  Revision 
der  §§  91,  92,  93,  95,  102,  103,  107,  135,  138,  139,  140,  142,  158, 
159,  161,  162  und  175  der  dortigen  Eantonsverfassung  vom  1.  März 
1848,  welche  er  dem  Volke  zur  Genehmigung  vorlegte,  die  dann 
auch  am  11.  Homung  1855  ertheilt  wurde.  Nicht  sowol  über  diese 
Ver&ssungsänderui^  selbst,  als  wegen  der  Art,  wie  sie  zu  Stande 
gekommen,  wurde  Beschwerde  erhoben,  .lieber  die  Dauer  und  Be- 
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Vision  der  Verfassung  vom  1.  März  1848  schreibt  dieselbe  näm- 
lich vor: 

§  176.  »  Diese  Yerfassong  bleibt  sechs  Jahre  unabänderlich  in  Kraft.  Nach 
Verlauf  dieser  Zeit  mag  vom  Volke  oder  vom  Eantonsrathe  Revision  verlangt 
werden.  Beim  Verlangen  einer  Partialrevision  müssen  die  zu  revidirenden  Ar- 
tikel bezeichnet  werden. 

§  176.  » Wenn  2000  Eantonsbürger  das  Verlangen  einer  Total-  oder  Par- 
tial-Bevision  beim  Eantonsrathe  stellen,  so  muss  er  dasselbe  den  KreisgemelndeB 
zur  Abstimmung  vorlegen. 

§  177.  »Es  mag  der  Eantonsrath  von  sich  aus  die  Revision  einzelner  Ar- 
tikel unter  folgenden  Bestimmungen  verlangen : 

a.  in  deijenigen  Sitzung,  in  welcher  ein  daheriger  Antrag  gestellt  wird,  darf  nur 
über  dessen  Erheblichkeit  entschieden  werden; 

b.  erst  in  einer  zweiten,  nach  einem  Vierteljahr  folgenden  Sitzung  mag  über  den 
Antrag  selbst  abgestimmt  werden,  und  es  bedarf  zu  einem  gültigen  Beschlüsse 
41  Stimmen; 

c.  dieser  vom  Eantonsrathe  beschlossene  Revisionsantrag  wird  sodann  den  Ereis- 
gemeinden  vorgelegt. 

§  178.  »Eine  Total-  oder  Partial-Revision kann  mit  absoluter  Mehrheit  der 
stimmenden  Eantonsbürger  beschlossen  werden.  Die  Zfthlung  geschieht  nach  §  156. 

§  179.  »  Wird  nach  §  176  eine  Revision  vom  Volke  verlangt  und  beschlossen, 
so  geschieht  dieselbe  durch  einen  Verfiassungsrath Wird  nach  §  177  vom  Ean- 
tonsrathe eine  Revision  beantragt,  so  geschieht  dieselbe  durch  den  Eantonsrath 
selbst.  In  beiden  Fällen  jedoch  wird  die  total-  oder  partiell-revidirte  Ver&asnng 
dem  Volke  zur  Annahme  oder  Verwerfung  in  den  Kreisgemeinden  vorgelegt « 

Diese  Artikel  wandte  der  Eantonsrath  so  an,  dass  er  in  der  ersten 
Berathung  die  Frage  der  Erheblichkeit  behandelte  (§  177  a),  in  der 
zweiten  das  Materielle  der  Anträge,  wozu  41  Mitglieder  stimmen 
mussten  (§  177  b)  und  dass  er  sodann  seinen  Revisionsantrag  in  defi- 
nitiver Redaction  an  die  Abstimmung  der  Ereisgemeinden  brachte 
(§  177  c  und  179). 

Die  Recurrenten  sind  dagegen  der  Ansicht,  es  hätte  der  Ean- 
tonsrath [nach  §  175]  zuerst  anfragen  sollen,  ob  das  Volk  die  be- 
zeichneten Artikel  ändern  wolle  und  erst  im  bejahenden  Falle  hätte 
er  die  Aendening  vornehmen  und  sie  dann  neuerdings  der  Volks- 
abstinmiung  unterwerfen  sollen.  Wenn  auch  dieser  Modus  ein  schwer- 
fälliger sei,  so  sei  derselbe  doch  absichtlich  in  die  Verfassung  nieder- 
gelegt worden,  damit  nicht  leichthin  Artikel  aufgenommen  werden, 
die  man  bei  näherer  Prüfung  verwerfen  würde.  Statt  dieser  vorläu- 
figen Anfrage  habe  der  ÜLantonsrath  von  sich  aus  62  (?)  Artikel  revi- 
dirt  und  sie  in  vier  Abschnitte  (Verfassungsgesetze)  eingetheilt,  die 
er  einzeln  der  Volksabstimmung  unterstellt  habe.  Diese  Vorlage  sei 
also  nicht  nach  §  179,  sondern  in  einer  Weise  geschehen,  die  es  dem 
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Volke  nicht  möglich  gemacht  habe,  das  Verhältniss  der  revidirten  zu 

den  nicht  revidirten  Artikeln  zu  würdigen Es  sei  der  Regierung 

nur  darum  zu  thun  gewesen,  mit  dem  eingeschlagenen  Verfahren  in 
RcTisionssachen  durchzudringen,  damit  künftig  auf  den  Trümmern 
der  Verfassung  beliebige  Veränderungen  in  günstigen  Augenblicken 
ausgeführt  werden  können.  Auf  diese  Besorgniss  gestützt  klagen  die 
Recurrenten  über  Verletzimg  der  Verfassung  und  rufen  den  Schutz 
des  Bundes  an. 

Der  BR.  führte  in  seinem  Berichte  an  die  BVersammlung  aus,  ^ 
dass  hier  nicht  etwa  eine  erweisliche  Verletzung  der  Verfassung  durch 
Gewalt,  List  oder  irgend  eine  unerlaubte  Absicht  vorliege,  sondern 
dass  zwei  Auslegungen  einiger  Verfassungsartikel  vorhanden  seien, 
die  beide  mehr  oder  minder  Berechtigung  haben,  wesshalb  die  natür- 
liche Frage  entstehe:  Wer  ist  der  Ausleger  der  Verfassung  von 
Schwyz?  Sind  es  die  BBehörden  und  liegt  es  in  ihrer  Stellung,  dem 
Kanton  eine  Auslegung  zu  geben  und  zwar  gegenüber  der  Ansicht 
der  obersten  Behörde  und  der  grossen  Mehrheit  des  Volkes?  Darauf 
antwortete  der  BR. :  »  Ohne  das  Recht  der  BBehörden,  in  streitigen 
Fällen  eine  Entscheidung  zu  geben,  misskennen  zu  wollen,  glauben 
wir,  dass  dieselben  imter  solchen  Umständen  ein  wesentliches  Ge- 
wicht auf  diejenige  Interpretation  legen  sollen,  welche  der  Kanton 
selbst  von  seiner  Verfassung  gibt  und  dass  sie  nur  dann  davon  abwei- 
chen, nur  dann  interveniren  sollen,  wenn  in  dieser  Auslegung  Unbill, 
Gefährde  oder  Unterdrückung  liegt.  Hier  hat  nun  aber  der  Kanton 
auf  die  unzweideutigste  Weise  die  streitigen  Artikel  interpretirt.  Vor- 
erst hat  der  Kantonsrath  am  29.  Nov.  1854  die  streitige  Frage  der 
Auslegung  der  Revisionsartikel  berathen  und  dieselbe  mit  46  gegen 
5  Stimmen,  also  beinahe  einstimmig  entschieden.  Dieses  Stimmen- 
verhältniss  schliesst  wol  die  Annahme  aus,  dass  es  sich  um  einen 
Parteisieg  oder  um  unlautere  Hintergedanken  gehandelt  habe.  Aber 
noch  mehr,  auch  das  Volk  hat  interpretirt  imd  entschieden.  In  zehn 
Kreisen  ging  die  Abstimmung  in  der  vom  Kantonsrathe  angeordneten 
Weise  ganz  ungestört  und  ohne  irgend  einen  Widerspruch  vor  sich, 
während  nur  in  drei  Kreisen  diese  Form  des  Verfahrens  ab  verfeis- 
sungswidrig  bezeichnet  wurde.  Wir  halten  das  Gewicht  dieser  vol- 
lendeten Thatsache  für  sehr  erheblich  und  für  entscheidend,  ohne  be- 
sorgen zu  müssen,  dass  man  bei  obschwebender  Sachlage  uns  vor- 
werfen könne,  wir  stellen  eine  Theorie  auf,  nach  welcher  eine  Mehrheit 
die  Minderheit  beliebig  unterdrücken  könne. « 
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Der  BR  beantragte  daher,  es  möchte  die  Gewährleistung  des 
Bundes  ertheilt  werden,  die  dann  am  14./19.  Heumonat  1856  ohne 
weiters  ausgesprochen  wurde. 

B.  1855  I.  688. 1656  I.  281—241.  OfL  S.  V.  849. 

3S«  Nachdem  die  gesetzgebenden  Räthe  » in  Festhaltung  der  Be- 
schlüsse, welche  die  BVersammlung  unter  dem  18.  Christmonat  1850 
und  10.  August  1852  über  Petitionen  verwandten  Inhaltes  aus  dem 
Kanton  Freiburg  gefasst  hat«  auch  am  20./26.  Heumonat  1853  über 
eine  Petition,  es  möchte  der  Kanton  Freiburg,  wenn  nöthig  selbst  auf 
dem  Wege  der  Aufhebung  des  Art.  4  der  Uebergangsbestimmungen 
der  BVerf.,  in  den  Stand  gesetzt  werden,  über  seine  [vor  Annahme  der 
letztem  erlassene]  Verfassung  abzustimmen  oder  sie  zu  revidiren: 
zur  Tagesordnung  geschritten  war  [Off.  S.  IV.  370],  vrurde  ihnen  die 
neue  Verfassung  des  Kantons  Freiburg  vom  7.  Mai  1857  ziir  Geneh- 
migung vorgelegt. 

Die  BVersammlung,  in  Erwägung: 

»  1)  dass  der  Art.  2  der  Verfassung  ein  Concordat  zwischen  Sarche 
und  Staat  vorbehält,  woraus  folgt,  dass  den  BBehörden  seiner  Zeit 
auch  die  Einsicht  und  Prüfung  dieses  Concordates  zustehen  muss; 

»  2)  dass,  da  nach  Art.  1 6  die  im  Kanton  wohnenden  Schweizer- 
bürger militärpflichtig  sein  sollen,  diese  Bestimmung  nicht  anders 
als  im  Sinne  der  BGesetzgebung  interpretirt  und  angewendet  wer- 
den kann; 

»  3)  dass  die  Art.  20  und  32  nur  in  Uebereinstimmung  mit  den  Art 
41  imd  42  der  BVerf.,  welche  den  niedergelassenen,  nicht  kantons- 
angehörigen  Schweizern  bestimmte  Rechte  garantiren,  ausgeführt 
werden  sollen; 

»  4)  dass  übrigens  diese  Verfassung  den  Bedingungen  entspricht, 
welche  der  Art.  6  der  BVerf.  für  die  Ertheilung  der  eidgenössischen 
Gewährleistung  aufgestellt  hat ; 

beschloss  am  29./30.  Heumonat  1857: 

» Der  Verfassung  des  Kantons  Freiburg  vom  7.  Mai  1857,  wie 
sie  in  französischer  Redaction  vorliegt,  wird  mit  dem  Vorbehalte  der 
Erwägungen  1  und  3  und  im  Sinne  der  Erw.  2  die  eidgenössische  Ga- 
rantie ertheilt. « 

Zu  bemerken  ist^  dass  auch  diese  Verfassung,  wie  diejenige  von 
Lnzem,  Solothum  und  Tessin  (vgl.  No.  33)  die  Geistlichen  vollstän- 
dig vom  Activbürgerrecht  ausschliesst  und  dass  nach  derselben  »  die 
Frage  einer  totalen  oder  partiellen  Verfassungsänderung  der  Volks- 
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abstimmung  ssu  unterstellen  ist,  sobald  entweder  6000  Activbürger 
es  verlangen  oder  der  Grosse  Rath  es  beschliesst ;  und  falls  die  Mehr- 
heit des  Volkes  sich  dafür  ausspricht,  eine  tokUe  Revision  von  einem 
Verfassungsrathe,  eine  partielle  dagegen  vom  Grossen  Rathe  selbst 
Yorzunehmen  ist. 

Die  nationalräthliche  Commission  hatte  auf  Verweigerung  der 
Grewährlastung  angetragen,  weil  Art.  32  »  mit  der  BVerf.  im  Wider- 
spruch steht,  indem  derselbe  nur  die  stimmfähigen  Kantonsbürger 
(citoyens  actiüs  fribourgeois),  welche  das  25.  Altersjahr  zurückgelegt 
haben,  für  wahlfähig  erklärt,  während  der  Art  41  Ziff.  4  und  der 
Art  42  jeden  niedergelassenen  Schweizerbürger  in  eidgenössischer 
und  kantonaler  Beziehung  gleich  dem  Kantonsbürger  als  wahlfähig 

erklärt «  B.  1857  L  760.  n.  249—262,  302-306.  Ofil  S.  V.  578. 

36«  Die  Verfassung  des  Kts.  Basel-Stadt  vom  8.  Hornung  1858 
wurde  unter  Aufetellung  folgender  Erwägungen : 

»  1)  dass  im  §  8  der  Verfassung  der  Ausdruck  »»jeder  Bürger  des 
Kantons,  sowie  jeder  m  demselben  wohnende  Schweizerbürger  ««  im 
Einklang  mit  der  jeweiligen  BGesetzgebung  über  die  Militärorgani- 
sation auszulegen  und  daher  nicht  auf  die  in  andern  Kantonen  woh- 
nenden Bürger,  noch  auf  Schweizer,  welche  blos  Aufenthalter  sind, 
zu  beziehen  ist  [vgl.  No.  159]; 

»  2)  dass  im  §  26  der  Ausdruck  »»  sämmtliche  Wahlversammlun- 
gen«« nach  Art  42  der  BVerf.  nur  auf  kantonale  Wahlen  bezogen 
werden  kann; 

»  3)  dass  dagegen  die  lit  c  und  d  des  §  27  durch  die  darin  enthal- 
tene Zurücksetzung  eines  ganzen  Standes  den  Bestimmungen  des 
Art  4  der  BVer£  widersprechen ; 

»  4)  dass  im  üebrigen  die  Verfassung  nichts  enthält,  was  mit  der 
BVerf.  im  Widerspruch  stünde ;  dass  sie  überdiess  durch  die  Mehr- 
heit der  stimmfähigen  Bürger  angenommen  wurde  und  revidirt  wer- 
den kann,  wenn  es  die  absolute  Mehrheit  derselben  verlangt  (siehe 
Art  6  c  der  BVerf.) ; 

am  13.  Jidi  1858/12.  Jänner  1859  gewährleistet  wie  folgt: 

»1)  Es  wird  dieser  Verfassung  die  Garantie  des  Bundes  ertbeilt, 
mit  Ausnahme  der  lit.  c  und  d  des  §  27. 

»  2)  Den  §§  8  und  26  ist  die  Garantie  des  Bundes  im  Sinne  der 
Erw.  1  und  2  ertheilt «  B.  1858  I.  178.  Off.  S.  VI.  113. 

37«   In  der  Verfassung  des  Kantons  Appenzell  Ausaerrhoden  vom 
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3.  Weinmonat  1858  ist  in  Art.  25  die  Bestimmung  enthalten,  daas 
wer  das  Bürgerrecht  dieses  Kantons  zu  erlangen  wünsche,  die  Ent- 
lassung von  seinem  frühem  Bürgerrecht  urkundlich  nachweisen  müsse. 
Obgleich  diese  Bestimmung  unzweifelhaft  ebensowol  auf  Schweizer- 
bürger als  auf  Ausländer  Anwendung  findet,  so  wurde  dieselbe  doch 
nicht  beanstandet,  weil  man  annahm,  dass  in  der  Souveränetät  der 
Kantone  auch  die  Befagniss  enthalten  sei,  die  Bedingungen  vorzu- 
schreiben, unter  welchen  sie  ihr  Bürgerrecht  ertheilen  wollen  und 
dass  diese  Befugniss  nur  insofern  beschränkt  sei,  als  die  au&ufitellen- 
den  Bedingungerniemals  den  Vorschriften  der  BVerf.  widersprechen 
dürfen,  wie  es  z.  B.  der  Fall  wäre,  wenn  ein  Kanton  Ausländer,  die 
nicht  aus  ihrem  fiiihem  Staatsverband  entlassen  sind,  zu  Bürgern 
annehmen  wollte.  Art.  25  spricht  aber  weder  im  Allgemeinen  den 
Grundsatz  der  Unzulässigkeit  von  Doppelbürgerrechten  aus,  noch 
erklärt  er  den  Appenzeller,  der  ein  anderes  Bürgerrecht  erlangt,  sei- 
nes heimatlichen  Landrechts  verlustig;  somit  ist  auch  ein  Wider- 
spruch mit  Art.  43  der  BVerf.  nicht  vorhanden. 

Es  wurde  daher  am  17./20.  Jänner  1859  die  Garantie  ohne  Vor- 
behalt ertheilt.  B.  1859  L  147.  Off.  S.  VI.  121.  Vgl.  Ko.  99  Enr.  2. 

38«  In  gleicher  Weise  wurde  am  nämlichen  Tage  die  neue  Ver- 
fassung des  Kantons  Neuenburg  vom  21.  Wintermonat  1858  unter  die 
bundesgemässe  Garantie  gestellt. 

Zu  dieser  Verfassung  bemerkt  übrigens  die  ständeräthliche  Gom- 
mission :  »  Wenn  vorerst  Art  9  den  Missbrauch  der  Pressfreiheit  dem 
gemeinen  Strafrechte  imterstellt,  so  setzen  wir  voraus,  es  werde  da- 
durch in  keiner  Weise  die  Wirksamkeit  des  Art.  45  der  BVert  be- 
schränkt, so  dass  einerseits  die  Bestimmungen  des  allgemeinen  Straf- 
gesetzbuches, welche  auf  Pressvergehen  Anwendung  finden,  dem  BR. 
zur  Genehmigung  mitzutheilen  sind,  anderseits  besondere  Strafbe- 
stimmungen, welche  der  Bund  selbst  gegen  den  Missbrauch  der  Presse 
erlassen  würde,  auch  für  den  Kanton  Neuenburg  Rechtsgültigkeit 
haben  müssten.  Ferner  stimmt  der  Wortlaut  des  Art.  12  nicht  ganz 
mit  demjenigen  des  Art.  53  der  BVei-f.  überein ,  indem  dort  blos 
»»temporäre««  Ausnahmsgerichte,  hier  aber  Ausnahmsgerichte  über- 
haupt untersagt  sind;  wir  denken  aber,  es  sei  der  Sinn  der  beiden 
Bestimmungen  dennoch  der  gleiche,  da  die  BVerf.  eben  unter  Aus- 
nahmsgerichten  nur  solche  Tribunale  verstehen  wollte,  welche  für 
besondere  Fälle  mit  Umgehimg  der  Verfassung  und  der  allgemeinen 
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Geertze  des  Landes  bestellt  werden,  derartige  Behörden  aber  immer 
nur  einen  temporären  Charakter  haben  können.  Bei  Art.  13  nehmen 
wir  an,  dass  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  das  Aeussere  der 
Gottesrerehrung  regeln  sollen,  niemals  das  Wesen  der  Gultusfreiheit 
selbst  antasten  dürfen  imd  dass,  wenn  im  Kanton  Neuenburg  eine  an- 
erkannte christliche  Gonfession  in  der  freien  Ausübung  ihres  Gottes- 
dienstes gehemmt  werden  wollte,  der  Art.  44  der  BVerf.  seine  volle 
Anwendung  finden  müsste.  Ebenso  glauben  wir  endlich  ohne  min- 
destes Bedenken  annehmen  zu  dürfen,  dass  auch  die  Art.  71  und  72 
der  vorliegenden  Verfassung  durchaus  nicht  eine  Bedeutung  haben, 
welche  mit  der  von  der  BVerf.  gewährleisteten  Gultusfreiheit  im  Wi- 
derspruche stehen  würde,  sondern  einerseits  gegen  geistliche  Gorpo- 
rationen,  welche  die  Hoheit  des  Staates  nicht  anerkennen  würden, 
gerichtet  sind,  anderseits  die  Einführung  religiöser  Orden  von  der 

Bewilligung  der  gesetzgebenden  Behörde  abhängig  machen. « 

B.  1659 1. 149.  Off.  S.  YL  128. 

VI.  Besondere  Bfindnisse  ond  Vertrft^e. 

BVerfl  Art.  7.  8.  9.  Uebereinknnft  zwischen  der  Schweiz  und  Oesterreich  in  Be- 
treff der  Tessiner  Angelegenheit  Abgeschlossen  am  18.  März  1855  [Off.  S.  V.  87. 
dL  IV.  874].  —  B^chluss  des  BR.,  ^treffend  Oenehmignng  der  Concordate  vom 
5.  AugoBt  1852  über  gemeinschaftliche  polizeiliche  Massregeln  gegen  Viehseuchen, 
und  aber  Bestimmung  und  Gewähr  der  Viehhauptmängel  [Off.  S.  IV.  196  ff.  362. 
y.  68.  122.  178.  VI.  455.  No.  S«8.]  Beschluss  des  BR.,  betr.  das  Concordat  vom 
5.  Weinmonat  1858  Ober  die  amtliche  Mittheilung  von  Geburts-,  Copulations-  und 
Todflcheinen  [TV.  855  ff.  V.  5201.  Beschluss  des  BR.,  betr.  das  Concordat  vom 
28.  Jinner  1854  Ober  die  Form  der  Heimatscheine  {TV.  857  ff.  Y.  68].  Beschluss 
des  BR.,  betr.  das  Concordat  über  den  Schutz  des  schriftstellerischen  und  kOnstleri- 
schen  Eigenthums  vom  8.  Christm.  1856  [Y.  494  ff.  564.   YU.  82]. 

YgL  No.  689. 


Die  Regierung  von  Uri  schloss  mit  deijenigen  von  Neapel 
einen  Vertrag  ab,  wonach  das  Hauptwerbdepot  für  die  vier  Schweizer- 
regimenter in  kgl.  sizilianischen  Diensten  von  Genua  nach  Altdorf 
verlegt  wurde. 

Der  BR.  erklärte  aber,  diese  Verlegung  könne  im  Sinne  des 
Art  9  der  BVerf.  unmöglich  als  ein  blosser  Gegenstand  des  polizei- 
lichen Verkehrs  betrachtet  werden ;  es  sei  daher  die  Regierung  von 
IJri  zu  Abschluss  dieses  Vertrages  nicht  competent  gewesen. 

B.  1849  I.  294. 

40«   Die  französische  Gesandtschaft  übermittelte  dem  BR.  »als 
Organ  der  Kantone  nach  Aussen«  den  Entwurf  eines  Vertrages  be- 
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treffend  den  Nachdruck.  In  seinem  dieesfälligen  Berichte  an  dem  BR. 
bemerkt  darüber  das  Justiz-  und  Polizeidepartement: 

Die  Frage,  ob  und  in  welcher  Weise  der  BR.  näher  auf  dieses 
Project  eingehen  soll,  hat  eine  ganz  eigenthümliche  formelle  Seite. 
Es  handelt  sich  nämlich  nicht  darum,  sei  es  aus  eigener  oder  firem- 
der  Initiative,  der  BVersammlung  einen  die  ganze  Schweiz  umfassen- 
den Vertrag  vorzuschlagen.  Denn  es  ist  einleuchtend,  dass  der  Oegen- 
stand  vorzugsweise  die  kantonale  Gesetzgebung  beschlägt  und  dass 
diejenigen  Kantone,  die  von  einem  Concordate  gegen  den  Nachdruck 
nichts  wissen  wollten,  noch  viel  weniger  einen  Vertrag  mit  dem  Aus- 
land eingehen  würden  und  wol  auch  nicht  dazu  verhalten  werden 
könnten. . . .  Dadurch  wird  die  Stellung  des  BR.  eine  ganz  andere; 
er  wird  nur  die  vermittelnde  Behörde,  die  keine  Initiative  hat  und 
an  deren  Zustimmung  ein  solcher  Vertrag  nicht  gebimden  ist  Wol 
aber  steht  dem  BR.  ein  Veto  zu,  wenn  er  findet,  dass  ein  soloher 
Vertrag  mit  den  Rechten  des  Bundes  im  Widerspruch  stehe. 

Es  handelt  sich  also  mit  Einem  Worte  imi  eine  Anwendung  des 
Art.  9  der  BVerf.,  laut  welchem  die  Kantone  befugt  sind,  über  Gegen- 
stände der  Staatswirthschaft,  des  nachbarlichen  Verkehrs  und  der 
Polizei  Verträge  mit  dem  Auslande  abzuschliessen,  insofern  dieselben 
den  Rechten  des  Bundes  oder  anderer  Kantone  nicht  zuwider  laufen. 
Wenn  dieser  Standpunkt  richtig  ist,  so  folgt  daraus,  dass  der  BR., 
insofern  kein  Stoff  zu  einem  Veto  nach  Art.  9  cit.  vorhanden  ist, 
ebenso  gut  die  Verpflichtung  hat,  das  Anerbieten  Frankreichs  den 
betreffenden  Kantonen  mitzutheilen,  wie  er  irgend  andere  Eröffiiun- 
gen  oder  Rechtsbegehren  fremder  Staaten  an  sie  zu  versenden  hat 
Auch  haben  sich  die  betreffenden  Kantone  ihre  Souveränetät  dadurch 
vorbehalten,  dass  sie  im  Concordat  gegen  den  Nachdruck  sich  das 
Recht  der  Genehmigung  eines  diessfälligen  Vertrages  mit  dem  Aus- 
lande vindicirten. 

Sodann  wird  weiter  ausgeführt,  dass  vom  constitutionellen  Stand- 
punkte aus  kein  Grund  der  Unzulässigkeit  vorhanden  sei,  und  bean- 
tragt, es  sei  der  Entwurf  den  concordirenden  Kantonen  mitzutheilen. 

Der  BR.  genehmigte  diesen  Antrag  am  23.  Novbr.  1857. 

41«  Nachdem  Frankreich  seine  Geneigtheit  ausgesprochen,  mit 
Genf  allein  zu  unterhandeln,  hat  der  BR.  die  dortige  Regierung  er- 
sucht, einen  Bevollmächtigten  zu  bezeichnen.  Bei  den  fernem  Unter- 
bandlungen hat  der  BR.  folgende  Stellung  eingenommen : 


TL  Besondore  Bflndniflae  and  Vertrtge.  No.  41.  49.  43 

1)  Der  von  der  Regierung  von  Genf  bezeichnete  Bevollmächtigte 
wurde  vom  BR  bestätigt  und  als  solcher  mit  einer  Vollmachtsurkunde 
versehen« 

2)  Der  BR.  behielt  sich  vor,  einen  zweiten  Abgeordneten  seiner* 
seits  sm  ernennen,  was  zwar  unterblieb. 

3)  Er  behielt  sich  die  Prüfung  und  Genehmigung  des  Vertrags- 
projectes  vor  und  hat  später  dieses  Recht  geübt,  indem  er  verlangte, 
dass  im  Ingresse  auch  der  Bundesrath  aufgeführt;  —  dass  der  Ab* 
geordnete  als  sein  Abgeordneter  auf  Vorschlag  der  Regierung  von 
Genf  bezeidinet;  —  dass  die  in  Art.  3  erwähnten  Certificate  gegen- 
seitig von  den  Gesandtschaften  oder  Consulaten  ohne  Kosten  legalisirt 
werden  sollen;  —  dass  in  Art  18  beigefügt  werden  müsse,  die  dort 
vorgesehene  Ciompensation  dürfe  sich  nicht  gegen  die  Rechte  des 
BondeB  oder  anderer  Kantone  Verstössen ;  —  dass  ein  von  dem  Genfer 
Abgeordneten  vorgeschlagener  Art.  18  betreffend  die  Möglichkeit  der 
Zollabfertigung  und  Zahlung  der  Stempel-  und  Postgebühren  für  die 
Sendungen  durch  den  Absender  auch  für  den  andern  Staat,  gestrichen 
werden  müsse,  ab  ein  Funkt,  der  bei  Unterhandlungen  für  die  ganze 
Schweiz  am  berücksichtigen  sei ;  —  dass  auch  dem  Bunde  das  Recht 
der  Aufkündung  des  Vertrages  und  andern  Kantonen  der  Beitritt 
vorbehalten  werde ;  —  dass  er  dann  die  förmliche  Genehmigung  des 
Vertrages  aussprach  und  dass  die  endliche  Auswechslung  der  Rati- 
ficationen durch  einen  Abgeordneten  des  BR.  erfolgte. 

Den  dieflsfiUligen  Vertrag  zwischen  Genf  und  Frankreich  s.  Off.  S.  VI.  86. 

Vn.  Amtlicher  Verkehr  mit  dem  Aaslmde. 

BVerf.  Art  10.  —  Vgl.  No. t9  Erw.  10.  60ft  Anh.  lit.  e— b.  641—648.  678. 

49«  Der  Art.  10  ist  eingeführt  worden,  um  die  Rückkehr  Des- 
jenigen zu  verhindern,  was  unter  der  alten  Ordnung  der  Dinge 
practicirt  worden  ist,  wo  die  Kantone  unmittelbar  mit  auswärtigen 
Regierungen  oder  ihren  Stellvertretern  correspondirten,  ein  Ge- 
brauch oder  vielmehr  Missbrauch,  auf  den  einige  Mächte  fiissten, 
mn  sich  mit  dem  Sonderbund  in  Verbindung  zu  setzen,  ihn  gleich- 
massig  wie  die  verfassungsmässige  Regierung  der  Eidgenossenschaft 
zu  behandeln  und  ihm  Unterstützung  zu  leisten.  Die  Art  10  und  90 
Zi£  8  haben  also  zum  Zweck,  die  nationale  Einheit  der  Eidgenossen- 
schaft aufrecht  zu  erhalten  und  augenscheinlicher  zu  machen,  die 
politische  Einheit  der  Schweiz  nach  Aussen  zu  sichern  und  sowol  die 
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Kantone  als  die  Eidgenossenschaft  vor  fremden  Einmischungen  in 
innere  Angelegenheiten  zu  bewahren.  Der  BR.  kann  desshalb  nicht 
einen  Gebrauch  wieder  aufleben  lassen,  der  so  gefahrUche  Folgen 
hatte  und  dessen  CJonsequenz  sein  würde,  dass,  anstatt  dasjenige 
erlangt  zu  haben,  was  man  hauptsächlich  bei  der  Beform  der  Ver- 
fassung beabsichtigte ,  die  Schweiz.  Eidgenossenschaft  wieder  hinter 
den  Bund  von  1815  zurückfallen  würde,  der  ungeachtet  seiner  Män- 
gel schon  die  Einheit  der  Schweiz  gegen  Aussen  festsetzte,  um  desto 
besser  die  Unabhängigkeit  aufrecht  zu  erhalten. 

B.  1851  U.  489.   Vgl  Kreisschreiben  vom  22.  Jänner  1849' B.  L  297. 

Vm.  Selbsthfllfe. 

BVerf.  Art  14. 

43«  Bei  Gegenständen,  welche  dem  Bundesrechte  angehören, 
z.  B.  der  freie  Verkehr,  kann  die  Anwendung  des  sogenannten  Gegen- 
rechtes nicht  mehr  Statt  finden,  weil  dasselbe  nichts  anderes  ist,  als 
eine  durch  Art.  14  der  BVerf.  ausgeschlossene  Selbsthülfe. 

BR.  vom  27.  März  1850  No.  906.  Vgl  No.  199. 
44«  B.  in  Solothum  wurde  durch  Urtheil  des  Bezirksgerichts 
Ariesheim  (Basel-Land)  vom  30.  Mai  1853  einerkennt,  aus  Nachwähr- 
schaft an  J.  S.  in  Birsfelden  285  Frkn.  zu  zahlen.  Da  aber  die  solo- 
thumischen  Behörden  sich  weigerten,  diesem  Urtheil  Vollziehung  zu 
geben,  bewilligte  das  Gericht  in  Ariesheim  Arrest  auf  allfalliges 
Guthaben  des  B.,  das  in  Basel-Landschaft  betroffen  werden  könnte, 
lieber  diese  Arrestlegung  beschwert  sich  nun  die  Regierung  von 
Solothum.    Die  Beschwerde  wurde  gutgeheissen.    Gründe: 

1)  Da  die  Regierung  von  Solothum  sich  weigerte,  das  Urtheil  des 
Bezirksgerichts  von  Ariesheim  zu  vollziehen,  so  lag  es  in  der  Stel- 
lung des  Betheiligten  J.  S.  oder  der  Behörden  von  Basel-Landschaft 
auf  Gmndlage  der  Art.  14.  49  u.  90  Ziff.  2  der  BVerf.  die  Entschei- 
dung der  BBehörden  anzurufen. 

2)  Dagegen  stand  es  nicht  in  der  Befugniss  der  Behörden  von 
Basel-Landschaft,  entgegen  der  bestimmten  Vorschrift  des  Art.  14 
der  BVerf.  auf  dem  Wege  der  Selbsthülfe  vorzugehen  und  die  Voll- 
ziehung eines  Civilurtheils  gegen  einen  solventen  Bürger  von  Solo- 
thum durch  Arrestlegung  auf  dessen  Vermögen  im  Gebiete  von  Basel- 
Landschaft  durchzuführen. 

3)  Da  eine  Beschwerde  wegen  Nichtvollziehung  des  Urthei^s  vom 
30.  Mai  1853  nicht  vorliegt,  so  ist  zur  Zeit  auf  diesen  Gegenstand 
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nicht    einzntreten ,    sondern   lediglich   die  Arrestbewilligung  vom 
10.  April  1855  aufzuheben. 

B.  1856 1.  504.  BR.  vom  23.  März  1858 :  i.  S.  Zwingli  c.  Trischler,  abgedrackt 

in  Schaubergs  Zeitschrift  VI.  202. 

43«  Zwischen  den  Begierungen  von  Bern  und  Solothum  entstand 
ein  Competenzconflict  über  die  Frage,  ob  in  zwei  Prozessen  der  solo- 
thumischen  Kirchgemeinden  Aetigen-Mühledorf  und  Lüsslingen  gegen 
den  Staat  Bern  der  solothurnische  Gerichtsstand  oder  aber  die  Ge- 
richte von  Bern  competent  seien.  Dieser  Competenzconflict  wurde 
auf  die  Beschwerde  Berns  am  27.  April  1853  durch  den  BR  dahin 
entschieden,  es  stehe  der  angerufene  Art.  50  der  BVerf.  der  Com- 
petenz  der  solothumischen  Gerichte  in  der  Klage  der  genannten  Ge- 
meinden gegen  den  Staat  Bern  nicht  entgegen,  welcher  Entscheid 
des  BK  nach  Art.  74  Ziffer  15  zwar  an  die  gesetzgebenden  Käthe  ge- 
zogen, von  denselben  aber  am  9.  Hornung  1854  bestätigt  wurde. 
Die  inzwischen  suspendirt  gewesenen  Prozessverhandlungen  wurden 
nach  Erlass  des  bundesräthlichen  Entscheides  von  Solothum  wieder 
aufgenommen  und  es  ward  das  Verfahren  auf  dem  früher  eingeleiteten 
Contumazialwege  zu  Ende  geführt,  so  dass  schon  am  16.  Jänner  1854, 
abo  vor  dem  Entscheide  der  BVersammlung,  ein  Endurtheil  erfolgte, 
das  den  Staat  Bern  zu  bedeutenden  Leistungen  verfällte.  Ungefähr 
zu  gleicher  Zeit  hob  die  solothurnische  Kirchgemeinde  Aeschi  gegen 
den  Staat  Bern  ebenfalls  einen  Prozess  über  gleichartige  Rechts- 
ansprüche wie  obengenannte  Gemeinden -an,  der  am  3.  August  1853 
durch  Richterspruch  in  contumaciam  zu  Ungunsten  des  Beklagten  (der 
wegen  Rechtshängigkeit  der  auch  für  diesen  Prozess  massgebenden 
streitigen  Competenzfrage  sich  nicht  einlassen  wollte)  erledigt  wurde. 
Solothum  leitete  die  Vollziehung  dieser  Richtersprüche  dadurch  ein, 
dass  es  von  den  in  Frage  gelegenen ,  dem  Stande  Bern  zugehörigen 
Gefallen  einen  Abzug  machte ,  wogegen  sich  der  letztere  beschwerte 
und  vom  BR.  verlangte ,  er  solle  das  ganze ,  von  den  solothurnischen 
Behörden  in  den  genannten  Prozessen  eingeschlagene  Gontumazial- 
verfahren  und  insbesondere  die  Urtheile  als  nichtig  aufheben  und  den 
Regierungsrath  von  Solothurn  anhalten,  die  bemischen  Gefalle  sammt 
Zinsen  unbeschwert  an  den  Eigenthümer  aushinzugeben. 

Der  BR.  hob  die  Gontumazurtheile  auf,  trat  aber  auf  das  zweite 
Gesuch  nicht  ein ,  unter  folgender  Begründung : 

1)  Die  VoUziehbarkeit  eines  Urtheils  setzt  dessen  Rechtskraft  vor- 
aus und  diese  hinwieder  die  Competenz  des  Gerichtes ,  die  erst  be- 
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gründet  wurde,  nachdem  die  von  Bern  auf  staatsrechtlichem  Wege 
aufgeworfene  Einrede  der  mangelnden  Zuständigkeit  ihre  Erledigung 
durch  die  BBehörden  gefunden  hatte.  Diese  Wirkung  dehnt  sich  auch 
auf  den  Prozess  der  Gemeinde  Aeschi  aus ,  weil  der  anhängige  Com- 
petenzconflict  eine  interkantonale  Frage  betraf,  die  sowol  für  den 
einen  wie  für  den  andern  Prozess ,  bei  der  gleichen  Rechtsnatur  der- 
selben,  entschieden  wurde. 

2)  Abgesehen  nun  von  der  Frage ,  ob  das  Vorgehen  der  solothur- 
nischen  Gerichte  als  Selbsthülfe  im  Sinne  des  Art.  14  der  BVerü  za 
betrachten  sei,  müssen  die  BBehörden,  denen  der  Entscheid  über  die 
Gompetenzfrage  zustand ,  jedenfalls  auch  competent  sein ,  sich  über 
die  Wirkung  der  Rechtsanhängigkeit  jener  Frage  und  die  Bedeutung 
ihrer  Entscheidimg  massgebend  auszusprechen. 

3)  Es  kann  nun  aber  diese  Entscheidung  zu  Gunsten  des  Gerichts* 
Standes  von  Solothum  keine  rückwirkende  Kraft,  sondern  nur  den 
Sinn  haben ,  der  Fiscus  von  Bern  müsse  von  nun  cm  in  den  fraglichen 
Prozessen  vor  den  solothurnischen  Gerichten  Recht  suchen«  Denn  es 
liegt  in  der  Natur  der  Sache ,  dass  vor  der  Feststellung  der  Compe- 
tenz  eines  Gerichtes  dasselbe  nicht  rechtsgültig  handeln  kann ;  auch 
hätten  die  BBehörden  unzweifelhaft  die  Suspension  jener  Prozesse 
verfügt,  wenn  ihnen  die  Betreibung  derselben  während  der  Anhän- 
gigkeit des  Competenzstreites  bekannt  gewesen  wäre. 

4)  Obgleich  die  Regierung  von  Bern  etwas  spät  und  ohne  Anzeige 
an  die  Regierung  von  Solothurn  den  Recurs  an  die  BVersanmilung 
ergriff,  so  ist  dieses  doch  in  der  Hauptsache  ohne  Einfluss,  weil  Bern 
einerseits  an  keine  Frist  gebunden  und  anderseits  zu  keiner  Kennt- 
nissgabe  verpflichtet  war. 

5)  Angesichts  der  Entscheidung  der  BBehörden  nimmt  nun  die 
Regierung  von  Bern  keinen  Anstand  mehr ,  in  beiden  Prozessen  die 
Zuständigkeit  des  solothurnischen  Richters  anzuerkennen  und  einer 
Vorladung  Folge  zu  leisten. 

6)  Was  sodann  das  zweite  Rechtsbegehren  der  Regierung  von  Bern 
betrifft,  das  dahin  geht,  es  möchte  die  Herausgabe  des  Zehntcapitals 
ohne  Abzug  der  streitigen  Forderungen  der  solothurnischen  Gemein- 
den verfügt  werden ,  so  befindet  sich  der  BR.  nicht  in  der  Stellung, 
hierauf  einzutreten ,  indem  die  Retention  einer  Geldsumme  auf  Grund 
einer  Gegenforderung  keine  Intervention  der  BBehörden  motiviren 
kann ,  sondern  auf  dem  gewöhnlichen  Rechtswege  behandelt  werden 

muss.  B.  1657  I.  219. 


Vm.  Sdbsthfllfe.    No.  4S.4««  47 

Der  gegen  diesen  Entscheid  ergrifPene  Recurs  wurde  von  beiden 
Rätben  am  12./23.  Christin.  1857  verworfen,  unter  Anführung  folgen- 
der Gründe: 

Nach  Art.  90  Ziffer  2  der  BVerf.  war  der  Stand  Bern  unzweifel- 
haft berechtigt,  die  Frage  der  Zuständigkeit  des  solothumischen  Rich- 
ters dem  Entscheide  des  BR.,  beziehungsweise  nach  Art.  74  Ziffer  15 
der  BVerf.  demjenigen  der  gesetzgebenden  Räthe  zu  unterstellen. 
Demnach  war  ebendesshalb  die  Zuständigkeit  des  solothumischen  Rich- 
ters in  für  den  Stand  Bern  verbindlicher  Weise  für  so  lange  nicht 
begründet,  als  nicht  die  Erklärung  dieser  Zuständigkeit  durch  die 
hierüber  in  competenter  Weise  angerufenen  BBehörden  Statt  ge- 
funden hatte. 

Da  aber  die  Zuständigkeit  des  solothumischen  Richters  für  Be- 
handlung des  fraglichen  Rechtsstreites  von  der  BVersammlung  erst 
unterm  9.  Homung  1854  ausgesprochen  ward,  so  müssen  demnach 
sänmitliche,  diesem  Tage  vorangehenden  Amtshandlungen  des  solo- 
thumischen Richters  und  so  namentlich  auch  dessen  Contumazurtheil 
vom  16.  Jänner  1854  gegßn  den  beklagten  Stand  Bem  als  kraftlos 
und  nichtig  dahin  fallen.  B.  1868 1. 10.  Vg^.  No.  t69. 

GL  ¥erkehr8-  und  GewerbsbeschrftBkangeD. 

BYerL  Art.  29.  81.  32.  —  Yoraos  gingen:  der  Tagsatzungsbeschluss  über  den  freien 
Verkehr  mit  Lebensmitteln  y.  15.  Juli  1818  und  18.  Juli  1819  [A.  S.  1. 279  Snell  Hand- 
buch des  Schweiz.  Staatsrechts  1. 21 3].  Freier  Verkehr  im  Innern  der  Eidgenossenschaft 
fom  26.  Heumonat  1831  [A.  S.  ü.  253  Snell  I.  214].  Beschluss  vom  5.  Juli  1810, 
bestiUigt  den  13.  Juli  1818  wegen  freier  Ausfuhr  des  Stoffs  zur  Papierfabrication 
[A.  S.  L  282.  Snell  I.  2151.  —  Vgl.  femer:  BGesetz  vom  22.  Mai  1849,  betr.  den 
freien  Verkehr  an  der  Wasserstrasse  von  Luxem  nach  Fluelen  [Off.  S.  1.  178]. 
BBeschluss  vom  30.  April  1850,  betr.  die  Genehmigung  der  Zollauslösungsverträge 
mit  den  Kantonen  (TV.  363].  BBeschluss  vom  20.  Jänner  1853,  betr.  den  Zoll- 
aoalösnngsvertrag  mit  Bern  [HI.  341  ff.].  BBeschluss  v.  2.  August  1853,  betr.  Los- 
kauf  der  BrQckengelder  auf  der  Brücke  von  Melide-Bissone  Hessin)  [HI.  621  ff.]. 
Beschluss  vom  10.  Heum.  1855,  betr.  die  Ablösung  des  Brückengeldes  auf  den 
beiden  Eisendrahtbrücken  m  Freiburg  [V.  179].  BBeschluss  v.  16.  Heum.  1860 
betr.  Ablösung  des  Weggeldes  auf  der  Strasse  zu  den  Bädern  von  LeukfVL  534]. 
BBeschhus  vom  23.  Heum.  1861,  betr.  die  Aufhebung  der  Portens-  und  Kuthener- 
rechte  im  Kt.  Grat^nden  [VU.  65].  —  BBeschluss  vom  21.  Heumonat  1855,  betr. 
Aufhebung  des  Reisegeldausweises  für  Schweiz.  Handwerksreisende  [V.  143].  — 

Vgl.  No.  lOV.  «Ift.  61«. 

1.  Handel  und  Oewerbsbetreibmig. 

BVerf.  Art  29. 

4C«   Am  30.  April  1849  beschwerte  sich  die  Regierung  des  Kts. 
Aargau  beim  BB.,  es  seien  am  12.  Febr.  gL  J.  vier  Corporations* 
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genossen  der  Judengemeinde  Oberendingen  von  der  Messe  in  Luzem, 
wo  man  sie  früher  unangefochten  geduldet ,  polizeilich  weggewiesen 
worden.  Unterm  4.  Sept  1849  beschloss  der  BR.,  in  Anwendung  der 
Art  29  und  90  §  2  der  BVerf. ,  es  habe  die  Regierung  des  Standes 
Luzem  den  aargauischen  IsraeUten  den  Zutritt  zu  den  Märkten  ihres 
Kantons  zu  gestatten,  vorausgesetzt,  dass  dieselben  sich  den  auch  für 
die  Einheimischen  geltenden  Gesetzen  und  Verordnungen  unterziehen. 
Es  verstehe  sich,  sagt  der  BR.,  von  selbst,  dass  im  Interesse  der  Ord- 
nung und  Controle  über  den  Marktverkehr  jede  Kantonsregierung 
befugt  sein  müsse ,  die  Lösung  von  Marktpatenten  von  Fremden  und 
Einheinuschen  zu  verlangen  und  überhaupt  in  jeder  Richtung  die 
Polizei  zu  handhaben.  Allein  wenn  die  BVerf.  freien  Kauf  und  Ver- 
kauf als  Grundsatz  aufstelle  und  nur  polizeiliche  Verfügungen  vorbe- 
halte, so  könne  darunter  unmöglich  die  Befugniss  verstanden  werden, 
im  allgemeinen  Interesse  oder  aus  Rücksichten  für  das  Bedürfniss  von 
vornherein  die  Concurrenz  anderer  Schweizer  abzuschneiden  und 
ihnen,  ohne  dass  etwas  Polizeiwidriges  speciell  gegen  sie  vorliege, 
entgegen  der  BVerf.  den  freien  Verkehr  zu  verbieten.  Wenn  auch  die 
aargauischen  Israeliten  insofern  keine  vollberechtigten  Schweizer- 
bürger seien,  als  sie  nach  Art.  41  einer  Beschränkung  hinsichtlich  der 
freien  Niederlassung  unterliegen ,  so  seien  doch  in  andern  Beziehun- 
gen, namentlich  in  Bezug  auf  die  durch  Art.  29.  der  BVer£  den  Kan- 
tonen vorbehaltene  Polizeigesetzgebung  alle  Schweizerbüi^er  gleich 
zu  halten.  B.  1850  n.  465. 

Am  6./11.  Juli  1850  bestätigten  beide  Räthe  diesen  Entscheid. 

a  ibid.  S.  476.  Vgl.  No.  SSS. 

47«  Hierauf  erliess  der  Grosse  Rath  von  Luzem  im  J.  1851  ein 
Gesetz,  worin  unter  Anderm  den  IsraeUten  untersagt  wurde,  die  Jahr- 
märkte oder  Jahrmessen  mit  Kramwaaren  zu  besuchen;  doch  gab 
dieses  Gesetz  dem  Regierungsrath  die  Befugniss,  ausnahmsweise  wenn 
es  im  Interesse  des  Landes  liege ,  einzelnen  Israeliten  diesen  Besuch 
zu  bewilligen.  Auf  die  Beschwerde  des  Standes  Aargau  versagte  der 
BR.  auch  diesem  Gesetze  die  Genehmigung.  —  ImOctober  1854  erhob 
sodann  die  Regierung  von  Aargau  Beschwerde  über  die  §§  1  und  6 
des  zürch.  Gesetzes  über  den  Markt-  und  Hausirverkehr  vom  23.  Dzbr. 
1852,  wonach  theils  die  nicht  im  Kanton  Zürich  niedergelassenen 
Juden  gleich  wie  nicht  niedergelassene  Ausländer  aus  Staaten ,  die 
keine  Reciprocität  gewähren,  eines  Marktpatentes  bedürfen,  theils 
den  Juden  der  Hausirhandel  untersagt  wurde. 
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Veranlasst  durch  diese  Beschwerde  und  eine  im  Dcbr.  1854  im 
Ständerathe  gestellte,  auf  diese  Frage  bezügliche  Motion,  die  dem  BR. 
»ohne  weitere  Direction  in  dem  Sinne  zur  Berichterstattung  überwie- 
sen wurde,  dass  ihm  freistehe,  eine  einfache  Begutachtung  abzu- 
geben«, erstattete  sodann  der  BR. ,  nach  eiugeholten  Erkundigungen 
bei  ^mmtlichen  Eantonsregierungen  einen  umfassenden  Bericht,  [B. 
1856  I.  258—272]  der  am  22./24.  Herbstm.  1856  zu  folgendem  Be- 
Bchluss  der  BVersammlung  führte :  In  Betrachtung : 

»dass  nach  Art.  48  der  BVerf.  die  Kantone  in  der  Gesetzgebung 
über  die  Verhältnisse  der  nicht  kantonsangehörigen  Israeliten  unab- 
hängig sind,  soweit  dadurch  nicht  Rechte  angetastet  werden ,  die  al- 
len Schweissem  ohne  Unterschied  der  Confession  durch  die  BVerf. 
gewährleistet  sind; 

»dass  hinsichtlich  der  gegenwärtig  bestehenden  Ausnahmsgesetze 
der  Kantone  über  die  Israeliten  die  Art.  29  und  42  der  BVerf,  anzu- 
wenden sind,  in  dem  Sinne,  dass  den  Schweiz.  Israeliten  gleich  wie  an- 
dern Schweizerbürgem  das  Recht  des  freien  Kaufs  und  Verkaufs  der 
im  Art.  29  bezeichneten  Gegenstände  zustehe  und  dieselben  zur  Aus- 
übung der  politischen  Rechte  im  Heimat-  beziehungsweise  im  Nieder- 
lassungskanton befugt  seien. 

»Der  BR  ist  beauftragt,  bei  vorkommenden  Fällen  der  BVerf.  im 
Sinne  der  Erwägungen  Vollziehung  zu  verschaflFen.«  Off. S.V. 406. 
Der  BR.  theilte  diesen  Beschluss  der  BVersammlung  den  Kan- 
tonen mit,  indem  er  zugleich  die  Regierungen  deijenigen  Kantone, 
in  denen  die  Gesetze  über  die  Rechtsverhältnisse  der  Israeliten  mit 
diesem  BBeschlusse  in  Widerspruch  stehen ,  ersuchte ,  mit  thunlicher 
Beförderung  eine  Revision  jener  Gesetze  im  Sinne  des  BBeschlusses 
vorzunehmen  imd  inzwischen  die  verfassungsmässigen  Rechte ,  die  in 
den  Art.  29  und  42  der  BVerf.  enthalten  sind ,  den  schweizerischen 
Israeliten  zukommen  zu  lassen.  Dabei  bemerkte  der  BR. ,  er  mache 
die  Regierungen  überdiess  auf  die  erste  Erwägung  des  BBeschlusses 
aufinerksam,  woraus  hervorgehe,  dass  die  Freiheit,  die  den  Kantonen 
nach  Art.  48  der  BVerf  zustehe ,  sich  nur  auf  die  Verhältnisse  der 
nichtkantonsangehörigen  israelitischen  Niedergelassenen  beziehe  und 
dass  somit  diejenigen  Kantone ,  die  israelitische  Bürger  haben ,  die- 
selben nach  Art  4  der  BVerf.  in  allen  Beziehungen  den  übrigen  Kan- 
tonsbürgem  gleichzustellen  haben ,  mit  Ausnahme  (wie  sich  wol  von 
selbst  versteht)  der  kirchlichen  Verhältnisse,  soweit  sie  durch  die 
Verschiedenheit  des  Cultus  bedingt  sind.  B.  1856  n.  691. 
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48«  Eine  Polizeiordnung ,  welche  allen  nicht  zünftigen  Meistern 
ohne  Unterscheidung  ihres  Herkommens  den  Handel  vorzugsweise  mit 
neuer  Schuster  -  und  Schneiderarbeit  verbietet ,  ist  nicht  mit  -der 
BGesetzgebung  im  Widerspruch,  denn  der  Grundsatz  des  Art  29 
der  BVerf.  hat  nur  den  Zweck ,  die  frühern  Beschränkungen  au&u- 
heben,  welche  auf  dem  Verkehr  von  Kanton  zu  Kanton  z.  B.  durch 
Ei  n-  und  Ausfuhrverbote ,  Zölle  u.  dgl.  gelastet  haben.  In  dem  er- 
wähnten Falle  aber  handelt  es  sich  um  die  Freiheit  der  Ausübung 
eines  gewissen  Gewerbes  im  Innern  eines  Kantons,  die  Gesetzgebung 
über  das  Gewerbswesen  steht  aber,  wie  sich  aus  Art.  29  lit.  b  u.  Art.  41,4 
der  BVerf.  ergibt,  den  Kantonen  zu.  BR.  v.  6.  De«.  1861  No.  4414. 

49«  Einem  im  Kt.  Luzern  wohnenden .  Solothurner  wurde  der 
Handel  mit  Brod,  das  er  vom  Kt.  Aargau  herüber  brachte ,  untersagt, 
gestützt  auf  polizeiliche  Verordnungen ,  welchen  die  Bäckereien  im 
Kt.  Luzern  untei-worfen  seien.  Dabei  wurde  jedoch  zugegeben ,  dass 
auch  andere  Personen  als  Bäcker  Brod  verkaufen  dürfen,  wenn  dieses 
aus  luzernerischen  Bäckereien  komme. 

Der  diessfällige  Recurs  wurde  gutgeheissen,  weil  die  polizeilichen 
Beschränkungen ,  die  der  Art.  29  der  BVerf.  den  Kantonen  gestattet, 
wirklich  einen  polizeilichen  Charakter  tragen  müssen  und  nicht  auf 
blosse  Verminderung  der  Concurrenz  hinzielen  dürfen  imd  weil  eine 
Niederlage  von  fremdem  Brod  sich  in  Bezug  auf  Qualität,  Preis  und 
Gewicht  ebenso  gut  polizeilich  controliren  lässt ,  als  eine  inländische 
Bäckerei.  B.  1851  n.  387. 

30«  Mehrere  Müller  und  Bäcker  der  Bezirke  Schwyz,  Gersau 
und  Küssnacht  beschwerten  sich  beimBR.  über  die  Müller- und  Bäcker- 
ordnung von  Schwyz,  Sie  erblicken  in  derselben  einerseits  eine 
Verletzung  der  durch  die  BVerf.  garantirten  Rechtsgleichheit,  in- 
sofern als  die  Vorschriften  jener  Verordnung  nicht  im  ganzen  Kan- 
ton die  gleichen  seien ,  sondern  für  die  nach  dem  Becken  des  Zürich- 
sees abfallenden  Bezirke  andere ,  und  wie  sie  behaupten ,  günstigere 
Normen  für  Bestimmung  des  Brodschlages  enthalten  als  diejenigen, 
welche  für  die  nach  dem  Vierwaldstättersee  ausmündenden  Bezii^e 
aufgestellt  sind.  Anderseits  behaupten  sie ,  die  fragliche  Verordnung 
verletze  die  von  der  Kantonsverfassung  garantirte  Gewerbsfreiheit 

Der  BR.  trat  auf  die  Beschwerde  nicht  ein,  davon  ausgehend,  dass 
die  Vorschriften  der  BVerf.  über  Handel  und  Gewerbe  sich  mehr  auf 
den  Verkehr  von  Kanton  zu  Kanton  bezieben,  in  welcher  Richtung  dem- 


IX.   1.  Handel  imd  Gewerbsbetreibiuig.    No.  M.  Bt.  51 

nach  namentlich  die  Ueberwachung  der  kantonalen  Gesetzgebung  durch 
den  Bund  einzutreten  habe,  als  auf  das  Gewerbswesen  im  Innern  der 
Kantone,  dessen  Regulirung  da,  wo  nicht  ausdrückliche  Verfassungs- 
bestimmungen bestehen,  desshalb  möglichst  den  kantonalen  Behörden 
überlassen  bleiben  solle.  —  Die  speciellen  Klagepunkte  betreffend,  sei 
zu  bemerken,  dass  örtliche  ausnahmsweise  Verhältnisse  nicht  immer 
eine  zu  schroffe  Durchführung  der  Rechtsgleichheit,  ohne  in  Unbil- 
ligkeiten zu  verfallen,  zulassen.  Solche  Verhältnisse  scheinen  im 
Kanton  Schwyz  in  Bezug  auf  den  Brodschlag  zu  bestehen.  Betreffend 
die  behauptete  Verfassungsyerletzung  sodann  wurden  die  Petenten 
an  den  Kantonsrath  von  Schwyz  verwiesen,  der  in  erster  Linie  als 
Wächter  über  diese  Verfassung  aufgestellt  sei. 

B.  1860  U.  81.  Vgl.  No.  Sftft. 

51«  F.  M.  K.  von  D.  (Solothum),  Maler,  beschwert  sich  folgender- 
massen:  Im  Gebiete  der  Kantone  Basel-Landschaft  und  Solothum 
habe  seit  den  1830er  Jahren  gegenseitige  unbedingte  Gewerbsaus- 
übung bestanden,  so  dass  ein  Bürger  des  Kantons  Solothum  auf  ba- 
sellandschaftlichem Gebiete  seinen  Beruf  frei  habe  betreiben  können, 
wie  auch  umgekehrt  So  habe  Recurrent  wirklich  von  jeher  seinen 
Beruf  als  Maler  in  Baselland  ausgeübt,  sei  jedoch,  weil  er  unter  An- 
derm  im  Jahr  1^57  auf  dem  Schlossgute  P.,  in  der  Nähe  von  D.,  ein 
Gartenhaus  angestrichen,  am  10.  Mai  1860  vom  Bezirksgericht  Ar- 
iesheim wegen  Uebertretung  des'  basellandschaftlichen  Gewerbs- 
und BeruÜBgesetzes  vom  10.  December  1855  bestraft  worden,  unge- 
achtet er  gegen  die  Anwendbarkeit  dieses  Gesetzes  darum  protestirt 
habe,  weil  dasselbe  vom  BR.  als  mit  der  BVerf  im  Widerspruch 
stehend  nicht  genehmigt  worden  sei.  Da  nun  dieses  Gesetz  nicht 
revidirt  worden,  also  kraftlos  sei,  ein  anderes  einschlägiges  Gesetz 
aber  nicht  existire,  so  könne  das  angewendete  Gesetz,  beziehungs- 
weise das  darauf  basirte,  gegen  den  Recurrenten  ausgefällte  Straf- 
artheil nicht  als  gültig  betrachtet  werden,  in  welcliem  Suine  Letzterer 
am  einen  bundesräthlichen  Entscheid  nachsuche. 

Die  Regierung  von  Baselland  erwiedert :  Recurrent  sei  bestraft 
worden,  weil  er  ohne  eine  Niederlassung  für  den  Kanton  Basel- 
land zu  besitzen  und  ohne  sich  in  die  Controle  der  als  Meister 
handelnden  Handwerker  eintragen  zu  lassen,  seinen  Beruf  als  Flach- 
maler  im  Bezirk  Ariesheim  ausgeübt  habe.  Die  §§  89,  90,  91  und 
125  des  Gesetzes  vom  10.  December  1855  unterwerfen  sämmtliche 
ohne  Rücksicht  auf  die  Herkunft  dieser  Controle  und  sie 
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machen  namentlich  keinen  Unterschied  zwischen  Handwerkern  an- 
derer Kantone  und  solchen  basellandschaftlicher  Herkunft,  die  in 
Basellandschaft  nicht  niedergelassen  seien.  Es  werde  also  auch  das 
Princip  des  Art.  48  der  BVerf.  durch  das  citirte  Gesetz  in  keiner 
Weise  verletzt 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen.    Gründe: 

1)  Wenn  auch  das  Gewerbsgesetz  vom  Jahr  1855  die  Genehmi- 
gung noch  nicht  erhalten  hat,  so  folgt  aus  diesem  Grunde  die  Nulli- 
tät gerichtlicher  Urtheile  oder  Massregeln  überhaupt,  welche  die 
Anwendung  desselben  zum  Gegenstand  haben,  noch  keineswegs,  son- 
dern nur  so  viel,  dass  solche  Urtheile  oder  Massregeln  der  bundes« 
räthlichen  Prüfung  unterliegen. 

2)  Im  vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  nun  um  die  Frage,  ob 
ein  Kanton  befugt  sei,  nicht  niedergelassenen  Personen  die  Betrei- 
bung eines  selbständigen  Berufes  zu  untersagen. 

3)  Diese  Frage  ist  zu  bejahen,  da  Art.  41  der  BVerf.  die  Freiheit 
der  Gewerbsbetreibnng  unter  die  kantonale  Gesetzgebung  stellt  mit 
der  Beschränkung,  dass  Bürger  anderer  Kantone  gleich  gehalten 
werden  sollen  wie  die  Bürger  des  eigenen  Kantons  (Art.  41  und  48 
der  BVerf.). 

4)  Die  Regierung  von  Basel-Landschaft  versichert  nun  aber  in 
ihrem  Berichte  vom  21.  November,  es  werde  diese  Gleichstellung  be- 
züglich der  Gewerbsbetreibung  vollständig  beobachtet,  so  dass  im 
Kanton  nicht  niedergelassene  Kantonsbürger  der  nämlichen  Beschrän- 
kung unterworfen  seien.  B.  1861 L  835. 

Sa.  Durch  BBeschluss  vom  29.  Juli  1859  [Off.  S.  VI.  804]  wurde 
verordnet: 

>  Die  Kantone  werden  angewiesen,  von  Schweiz.  Handelsreisenden  keine  Pa* 
tenttaxen  oder  anderweitige  OebOhren  mehr  zu  beziehen,  insofern  diese  Handels- 
reisenden nur  Bestellungen  —  sei  es  mit  oder  ohne  Vorweisen  von  Mustern  — 
aufoehmen  und  keine  Waaren  mit  sich  fahren,  c 

In  Folge  dessen  lud  der  BR.  die  Kantone  ein,  ihre  Gesetzgebun- 
gen darnach  abzuändern,  was  dann,  wie  er  berichtet,  wirklich  ge- 
schehen sein  soll. 
B.  1860  n.  77.  Vgl.  die  diessf.  Botschaft  des  BR.  v.  22.  Juni  1859.  B.  1869  H.  105. 

93«  lieber  das  Gewerbsgesetz  von  Bern,  nach  welchem  das  An- 
bieten von  Waaren  und  Gewerbserzeugnissen  bei  Privaten  auf  blosses 
Vorweisen  von  Mustern  hin  als  Hausirhandel  betrachtet  und  unter 


IX.   1.  Handel  und  Gewerbsbetreibung.    No.  SS*  S4.  53 

Strafandrohung  gänzlich  verboten  ist,  wurde  beim  BR.  Beschwerde 
gefuhrt,  der  sich  dann  gegenüber  Bern  folgender  Massen  aussprach : 

»  Der  BR  sehe  sich  veranlasst,  dagegen  Einsprache  zu  erheben, 
dass  dem  Art.  29  lit.  b  der  BVei*f.  die  Deutung  gegeben  werde,  es 
falle  auch  derjenige  Handel  unter  den  Begriff  des  Hausirhandels  und 
könne  verboten  werden,  welcher  nur  zum  Zwecke  habe,  mit  oder 
ohne  Muster,  von  Haus  zu  Haus,  Bestellungen  auf  Waaren  au£suneh- 
men.  Der  BR.  erblicke  hierin  eine  zu  weit  gehende  Beschränkung 
des  freien  Verkehrs.  Hingegen  werde  man  hierseits  nichts  gegen  po- 
lizeiliche Verfügungen  einwenden ,  selbst  wenn  sie  ein  eigentliches 
Verbot  in  sich  fSassen,  sobald  dieselben  nur  den  wirklichen  Hausir- 
handel <  d.  h.  das  Feilbieten,  Herumtragen  und  Einsammeln  von 
Waaren  von  Haus  zu  Haus  beschlagen. «  B.  1860  U.  78. 

Die  diesem  JBeschlusse  zum  Grunde  liegende  Interpretation  des 
BBeschlusses  vom  29.  Juli  1850  [No.  58],  über  welche  sich  Ihur- 
gau*)  beschwert  hatte,  dem  sich  später  noch  Zug  anschloss,  wurde 
am  10./12.  Christm.  1860  von  der  BVersammlung  genehmigt. 

Off.  S.  VII.  7.  B.  1861 1.  426. 

2.   Vorkauf. 

BYerf.  Art.  29  c. 

84«  Im  Jahr  1854  erliess  die  Regierung  von  Waadt  zwei  angeb- 
lich gegen  den  Vorkauf  gerichtete  Decrete,  von  denen  das  eine  die 
Ausfuhr  von  Getreide,  Mehl  und  Hülsenfrüchten  nach  dem  Auslande 
gänzlich  untersagte,  das  andere  die  Ausfuhr  der  nämlichen  Gegen- 
stände nach  andern  Kantonen  nur  unter  gewissen,  sehr  lästigen  Be- 
dingungen gestattete. 

Der  BR  verweigerte  die  Genehmigung  dieser  Decrete,  weil  durch 
das  letztere  der  freie  Verkehr  von  einem  Kanton  zum  andern  beein- 


^  Das  thurgauische  GeiBetz  vom  4.  April  1848  enthielt  nämlich  folgende 
Bestimmimgen: 

»§  19.  Das  Musterreisen  oder  das  Aufnehmen  von  kleinem  Bestellungen 
TOD  Waaren,  sowie  das  Sammeln  von  Subscriptionen  auf  Bücher,  Kupferstiche  und 
Lithographien  von  Haus  zu  Haus  ist  bei  einer  Busse  von  fl.  6—12,  die  im  Wie- 
deriiolongsfiEdle  verdoppelt  wird,  untersagt.  Bei  gleicher  Busse  ist  auch  die  Auf- 
nahme von  Bestellungen,  sowie  der  Verkauf  neu  verfertigter  Kleider  untersagt. 

»§  20.  Den  Handelsreisenden  ist  die  Aufnahme  von  Waarenbestellungen 
bei  diesseitigen  Kaufs-  und  Gewerbsleuten  auf  vorgewiesene  Muster  hin,  ohne 
IdflAlr  ein  Patent  gelöst  zu  haben,  gestattet. 
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tiilchtigt  worden  wäre  und  weil  das  erstere  Sardinien  zu  ReclamA- 
tionen  veranlasst  hätte,  die  auch  bereits  in  Aussicht  gestellt  waren. 

B.  1856  I.  485  f.  H.  108  £f. 

99«  Verfügungen  über  den  Vorkauf  von  Gülten,  Gemeindealpen, 
Urthen-  und  Bergrechten  fallen  nicht  unter  die  durch  Art.  29  der  BVerf. 
der  Prüfung  des  BR.  unterstellten  Gesetze  der  Kantone.  So  lange 
dieselben  demnach  nichts  der  BVerf.  Zuwiderlaufendes  enthalten,  ist 
gegen  dieselben  nichts  einzuwenden.  Dagegen  dürfen  Verordnungen 
gegen  den  Vorkauf  von  Lebensbedürfnissen  für  Menschen  tmd  Vieh 
sich  nur  auf  Marktplätze  und  Markttage  beziehen,  nicht  aber  auf  den 
Einzelnverkauf  auf  dem  Lande  ausser  den  Markttagen. 

B.  1858 1.  857-^1858  L  497. 

3.   Markt-  und  Kaufhausgebühren. 

BVerf.  Art.  29  e.  32  a. 

96«  Die  Bestimmung  eines  kantonalen  Marktgesetzes,  wonach  die 
nicht  im  Kanton  niedergelassenen  Schweizerbürger  eine  Marktgebühr 
von  3 — 6  Fr.  zu  bezahlen  hatten,  wovon  die  Niedergelassenen  befreit 
waren,  ist  mit  Art.  29  und  48  der  BVerf.  im  Widerspruch  befindlich 
erklärt  worden.  BR.  v.  1.  August  1856  No.  3084. 

97.  In  Folge  einer  Beschwerde  der  Gebr.  Rigassi  in  Nadro  (Bün- 
den) wurde  constatirt,  dass  im  Kanton  Tessin  Marktpatentgebühren 
bezogen  werden,  denen  die  eigenen  Kantonsangehörigen  nicht  unter- 
worfen sind.  Gemäss  Art.  48  der  BVerf.  wurde  daher  die  Regierung 
von  Tessin  eingeladen,  die  Vollziehung  der  diessfälligen  Gesetze, 
Verordnungen  und  Decrete  zu  suspendiren,  insoweit  dieselben  eine 
ungleiche  Behandlung  der  Bürger  anderer  Kantone  gegenüber  ihren 
eigenen  Angehörigen  in  sich  fassen  imd  für  deren  beförderliche  Re- 
vision besorgt  zu  sein.  Die  Regierung  von  Tessin  kam  diesem  Begeh- 
ren sofort  nach.  B.  1861 1.  428. 

98«  Der  für  die  Stadt Luzem  bestimmten  Kommarktordnung  wurde 
die  Genehmigung  verweigert,  weil  in  derselben  der  Besuch  des  Kern- 
hauses für  zu  Markt  gebrachte  Frucht  und  die  Entrichtung  von  daheri- 
gen  Gebühren  obligatorisch  vorgeschrieben,  die  Einführung  solcher  Ge- 
bühi-en  aber  nach  der  BVerf.  nicht  mehr  zulässig  ist.    B.  1855  I.  482  f. 

99.  Durch  BBeschluss  vom  30./31.  Heumonat  1858  [Oflf.  S.  VI.  69 
No.  13]  wurde  der  BR.  eingeladen  »zu  untersuchen,  ob  der  Bezug 
der  Kaufhaus-,  Lagercontrol-  oder  ähnliclwr  Gebühren  überall  in  der 
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Schweiz  im  Einklang  mit  den  Grundsätzen  der  BVerf.  Statt  finde  und 
wenn  diess  nicht  der  Fall  sein  sollte,  die  in  Folge  dessen  erforder- 
lichen Massregeln  zu  ergreifen. « 

In  Folge  dieser  Untersuchung  ergab  sich,  dass  in  Baselstadt  und 
in  Obtoalden  Verhältnisse  existiren  und  Gebühren  erhoben  werden, 
deren  Fortbestand,  vom  bundesrechtlichen  Standpunkte  aus  be- 
trachtet, unzulässig  erscheinen  musste.  In  Basel  nämlich  bestanden 
Verträge  zwischen  der  dortigen  kantonalen  Eaufhauscommission 
einerseits  und  den  Eisenbahngesellschafton  der  Schweiz.  Centralbahn, 
der  franz.  Ostbahn  und  der  badischen  Bahn  anderseits,  kraft  welcher 
der  Kauihauscommission,  resp.  ihren  Bahnhofbestätereien,  die  Waaren- 
manipulaüon  auf  den  fraglichen  Bahnhöfen  und  das  Auf-  und  Abladen 
der  Güter  ausschliesslich  übertragen  war.  Für  diese  Bemühung  wur- 
den Gebühren  bezogen,  die  nebst  den  erwähnten  Verträgen  einen 
obligatorischen  (für  Jedermann  verbindlichen)  Charakter  besassen. 
Der  BR.  sah  sich  daher  veranlasst,  Baselstadt  einzuladen,  diese  Ver- 
hältnisse in  der  Weise  einer  Revision  zu  unterwerfen,  dass  es  in  Zu- 
kunft jedem  freistehen  solle,  sich  der  Bahnhofbestätereien  zu  bedienen 
oder  nicht  und  demnach  auch  die  damit  verbundenen  Gebühren  fa- 
coltativ  zu  halten. 

Olnuald^i  bezog  eine  obligatorische  Waggebühr  auf  allem  in 
den  Grosshandel  kommenden  Käse.  Auf  Veranlassung  des  BR.  hob 
Obwalden  diese  Gebühr  auf.  B.  1860  n.  79  474.  1861 1. 427. 

4.    Holzschlags-  und  Flössgebühren. 

BVerf.  Art.  29  e  und  32  a.  —  Beschluss  des  BR.  v.  26.  März  1851,  betr.  das  Decret 
des  Gr.  Ratbs  des  Kts.  Luzern  vom  8.  März  1851  über  den  Holzschlag  [Off.  S.  II. 
288].  —  BBescbluss  v.  13.  Hcum.  1861,  betr.  den  Recurs  der  Gemeinde  Schuls  hin- 
sichtlich ihrer  Waldordnung  [VII.  47].  —  BBeschluss  vom  29.  Heum.  1861,  betr.  den 
Recurs  von  Obwalden  wegen  Waldverordnungen  [VII.  75]. 

60«  Der  Kanton  Uri  erUess  einen  Holzausfuhrtarif,  den  der  BR 
am  13.  Mai  1850  aufhob  mit  dem  Beisatz,  dass  Niemand  verpflichtet 
sei,  diesen  Holzausfuhrzoll  zu  bezahlen.    Gründe : 

1)  Der  Bund  hat  nur  die  von  der  Tagsatzung  bewilligten  Zölle  als 
rechtsbeständig  anerkannt  (Art  24  der  BVer£)  und  es  hebt  das  BGe- 
setz  vom  30.  Juni  1849  [Oflf.  S.  I.  180]  in  Art.  57  in  Entwicklung 
dieses  Grundsatzes  alle  von  der  Tagsatzung  nie  bewilligten  derartigen 
Gebühren  ohne  Entschädigung  auf. 

2)  Neue  zollartige  Gebühren  dürfen  von  den  Kantonen  unter  kei- 
nem Namen  neu  eingeführt  werden  (Art  31  der  BVer£). 
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3)  Die  BVerf.  gewährleistet  für  Landeserzeugnisse  jeder  Art  freie 
Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  von  einem  Kanton  in  den  andern  (Art  29 
der  BVerf.). 

4)  Alle  Zölle  und  derartige  Gebühren,  die  im  Kanton  Uri  rechtsgäl- 
tig  bestanden  haben,  sind  von  der  Eidgenossenschaft  losgekauft  worden. 

B.  1850  n.  40.  Off.  S.  IL  28. 

61«  Bis  zum  Jahr  1838  war  in  Graubünden  bezüglich  auf  die 
Holzflösserei  gar  keine  gesetzliche  Bestimmung  aufgestellt.  Jede  (Ge- 
meinde versagte  das  Flössen  auf  ihrem  Gebiet  nach  Gutdünken  oder 
erlaubte  es  den  einzelnen  Holzhändlem  gegen  beliebige  höhere  oder 
niedrigere  Taxen,  je  nachdem  letztere  mit  den  Gemeindevorständen 
oder  andern  einflussreichen  Personen  auf  mehr  oder  minder  gatem 
Fusse  standen.  Um  den  Verkehr  von  dieser  Fessel  zu  befreien,  zu- 
gleich aber  den  Gemeinden  den  nöthigen  Schutz  gegen  die  Gefahr 
angedeihen  zu  lassen,  welche  für  die  Flussufer  überhaupt  und  beson- 
ders für  die  Wuhre,  Dänmie  und  Brücken  mit  dem  Flössen  verbunden 
ist,  erliess  der  Grosse  Rath  im  Jahr  1838  eine  allgemeine  Flössordnung 
für  den  ganzen  Kanton,  die  er  dann  im  Jahr  1846,  femer  am  2.  Juli 
1847  und  zuletzt  am  5.  Juli  1851  revidirte. 

Durch  §  26  dieser  revidirten  Flössordnung  vom  5.  Juli  1851  wird 
der  Flössende  » zu  vollständigem  Ersatz  jeglichen  Schadens  ver-  , 
pflichtet,  welcher  an  Wuhren,  Brücken,  Schwelldämmen  oder  an  an- 
dern Wasserbauten,  oder  an  Grundstücken  und  Gebäulichkeiten 
durch  die  Flössung  verursacht  und  sei  es  durch  einen  vor  und  nach 
der  Flössung  eingenommenen  Augenschein,  sei  es  auf  andere  rechts- 
beständige Weise  erwiesen  wird. « 

Darüber  hinaus  ist  der  Flössende  nach  §  27  femer  gehalten,  ftur 
jede  FlösslUng  mit  Hinsicht  auf  den  Schaden,  welcher  möglicher  Weise 
erst  später  zu  Tage  tritt  und  dann  nicht  mehr  ausgemittelt  werden 
kann  [den  s.  g.  » unsichtbaren  Schaden «]  den  betreffenden  Gemein- 
den, Gorporationen  oder  Privaten  noch  eine  besondere  billige  Ver^ 
gütung  zu  leisten  und  zwar  nach  einem  von  dem  Kleinen  Bathe  hie- 
für aufzustellenden  Tarif.  Dieser  Tarif  bestimmt  fixe  Gebühren,  die 
für  je  100  Stücke  Holz  je  nach  ihrer  Länge  an  die  an  den  Strom, 
in  welchem  das  Holz  geflösst  wird  [Inn,  Moesa,  Rhein],  angrenzenden 
Gemeinden  und  beziehungsweise  an  den  Staat  entrichtet  werden 
müssen. 

Der  BR.  fand  am  26.  Dec«  1851,  dass  die  in  der  Flössordnung 
aufgestellten  Vergütungen  für  »unsichtbaren  Schaden«  mit  dem  B6e- 
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setze  über  das  Zollwesen  sich  nicht  vertragen,  indem  dieselben  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  die  sichtbaren  Beschädigungen  directe  und 
gleich  nach  deren  Gonstatirung  ersetzt  werden  müssen,  lediglich  einem 
internen  Zollbezug  gleich  kommen,  der  als  unstatthaft  beseitigt  wer- 
den müsse. 

Mit  Memorial  vom  15.  Juni  1852  beschwerte  sich  der  Kleine 
Rath  von  Graubünden  hierüber  bei  der  BVersammlung  und  bean- 
tragte, es  möge  die  Vereinbarkeit  der  neuen  Flössverordnung  mit  der 
BVerf.  ausgesprochen  und  dem  Kanton  die  fernere  unbehinderte  An- 
wendung und  Handhabung  derselben  von  Bundeswegen  gestattet  wer- 
den. Auf  der  andern  Seite  langten  mehrere  Petitionen  von  Holz- 
händlem  ein,  welche  die  Auffassung  des  BR.  unterstützten  und  um 
Bestätigung  des  Beschlusses  sich  verwendeten. 

Wir  entheben  dem  Berichte  der  ständeräthlichen  Gommission, 
die  in  ihrer  Mehrheit  auf  Bestätigung  des  bundesräthlichen  Be- 
schlusses antrug,  folgende  Begründung :  Der  BR  hat  in  diesen  durch 
den  §  27  der  Flössordnung  vorgeschriebenen  Gebühren  mit  Recht 
einen  Zoll  erblickt,  der  mit  dem  klaren  Wortlaut  des  Art  31  der 
BVerf.  (»  Die  Kantone  dürfen  weder  Zölle,  Weg-  noch  Brückengelder 
unter  irgend  welchem  Namen  neu  einführen  «)  im  Widerspruch  steht. 
Die  fraglichen  Gebühren  sind  nämlich  ein  Ausfluss  der  Landeshoheit; 
sie  bilden  die  Bedingung  und  die  Gegenleistung  für  die  Benutzung 
eines  dem  ö£fentlichen  Gebrauche  hingegebenen  Transportweges  und 
sie  berechnen  sich  einzig  und  ausschliesslich  nach  dem  Quantum  der 
transportirten  Waare  und  nach  dem  Verhältnisse  des  zurückgelegten 
Weges.  Wir  erblicken  demnach  in  ihrem  Rechtsgrunde,  ihrem  Gegen- 
stande und  ihrer  Bemessung  die  charakteristischen  Merkmale  eines 
Zolles  und  wir  sehen  nicht  ein,  dass  sie  sich  in  irgend  etwas  von  an- 
dern Zöllen,  Weg-  und  Brückengeldern  unterscheiden. 

Die  Regierung  von  Graubünden  selbst  anerkennt  in  ihrer  Be- 
schwerdeschrift ausdrücklich,  dass  der  Tarif  vom  Jahr  1847  einen 
mit  der  BVevf.  nicht  vereinbaren  Zollbezug  in  sich  begriffen  habe. 
Nun  unterscheidet  sich  aber  jener  Tarif  von  dem  gegenwärtig  in 
Frage  liegenden  blos  quantitativ  nicht  qualitativ,  indem  die  Ansätze 
des  letztem  durchschnittlich  etwas  niedriger  sind.  Von  der  Grösse 
einer  Gebühr  hängt  es  aber  nicht  ab,  ob  dieselbe  als  Zoll  aufzufassen 
sei  oder  nicht.  Auch  darauf  kann  nichts  ankommen ,  dass  in  der 
Flössordnung  vom  Jahr  1847  die  fragliche  Abgabe  »  als  eine  Gebühr 
sowol  ßir  die  Benutzung  der  Wasserstrasse  überhaupt,  als  noch  ins- 


58  I*  AlMohnitt.    BundesverfiMSttug. 

besondere  für  unsichtbaren  Schaden  «  bezeichnet  wurde,  wälurend  die 
revidirte  Flössordnung  blos  noch  den  s.  g.  unsichtbaren  Schaden,  fia 
Motiv  hinstellt.  Die  BVerf.  hat  in  Art.  31  mit  gutem  Grunde  sich  da- 
gegen verwahrt,  dass  auf  den  Namen,  unter  welchem  eine  zollarüge 
Abgabe  einzuführen  versucht  werde,  irgend  welches  Gewicht  gelegt 
werden  dürfe.  Wenn  es  z.  B.  einem  Kanton  oder  einer  Gemeinde  ein- 
fallen sollte,  vorzuschreiben,  dass  jeder,  der  eine  bestimmte  Brücke 
befahre,  als  Ersatz  für  den  dadurch  verursachten,  aber  nicht  unmit- 
telbar in  die  Augen  springenden  Schaden  irgend  einen,  wenn  auch 
noch  so  kleinen  Betrag  zu  bezahlen  habe,  so  würde  wol  Jedermann 
hierin  ein  durch  den  Art.  31  cit.  verbotenes  Brückengeld  erblickeiL 

Es  werden  nun  allerdings  von  Graubünden  zur  Reohtferügang 
der  Beschwerde  zwei  Momente  hervorgehoben,  einmal  die  Umnög^ 
lichkeit,  auf  einem  andern  Wege  zu  vollem  Ersätze  des  durch  das 
Flössen  verursachten  Schadens  zu  gelangen  und  zweitens  die  Befug- 
niss,  das  Flössen  von  ungebundenem  Holze  gänzlich  zu  untersagen, 
worin  auch  das  Recht,  diesen  Verkehr  an  gewisse  Bedingungen  an 
knüpfen,  gevrissermassen  wie  das  Minus  im  Plus  enthalten  sein  müssen 
Allein  bei  der  Entscheidung  ist  einzig  und  allein  die  BVerf.  ins  Auge 
zu  fassen  und  alle  Nebenrücksichten,  die  mit  dieser  nicht  im  TTinirlftng 
stehen,  müssen  verschwinden. 

In  diesem  Sinne  halten  wir  nunmehr  vor  Allem  aus  dafür,  dasa 
zwischen  polizeilichen  und  fiscalischen  Massregeln  auf  das  Strengste 
unterschieden  werden  müsse  und  dass  es  ganz  und  gar  falsch  sei,  die 
Zulässigkeit  der  letztern  aus  der  Statthaftigkeit  der  erstem  abzuleiten. 
So  z.  B.  sind  die  Kantone  Unbestrittenermassen  berechtigt,  den 
Frachtfuhrleuten  den  Gebrauch  von  Wagen  mit  schmalen  Felgen  zu 
untersagen.  Hieraus  kann  aber  keineswegs  gefolgert  werden,  dass 
um  so  viel  mehr  den  Kantonen  die  Befugniss  zustehe,  von  solchen 
Fuhrwerken  ein  Weggeld  zu  beziehen,  um  mittelst  desselben  sich  für 
die  stärkere  Abnutzung  der  Strassen  schadlos  zu  halten.  Wir  wollen 
uns  daher  darüber  nicht  aussprechen,  ob  dem  Kantonr  Graubünden 
das  Recht  zustehen  würde,  das  Flössen  von  ungebundenem  Holze 
gänzlich  zu  untersagen,  indem  diese  Frage  gegenwärtig  keinesw^ 
spruchreif  ist;  dagegen  haben  wir  uns  vollkommen  überzeugt,  da» 
aus  der  Zulässigkeit  eines  solchen  Verbotes  die  Befugniss,  von  dem 
geflössten  Holze  einen  Zoll  zu  beziehen,  jedenfalls  nicht  hergeleitet 
werden  könnte. 

Was  die  Ausmittlung  des  Schadens  betrifft,  dei*  durch  das  Flössen 
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gestiftet  wird,  so  ist  es  uns  keineswegs  klar  geworden,  dass  derselben 
inüberwindliche  Schwierigkeiten  entgegenstehen.  Denn  es  ist  wol 
leineswegs  nöthig,  jedem  Flössenden  nachzuweisen,  dass  ein  be- 
»timmter  Schaden  gerade  durch  das  ihm  angehörende  Holz  verursacht 
«worden  sei ;  sondern  es  kann  imbedenklich  der  Gesammtschaden,  der 
Fahrend  der  Zeit  des  Flössens  entstanden  und  nicht  gemäss  dem  §  26 
der  FIösBordnung  gedeckt  worden  ist,  auf  alle  Flössenden  verhältniss- 
mäasig  rerlegt  werden.  Wenn  wir  uns  aber  auch  hierin  irren  sollten, 
30  halten  wir  nichts  desto  weniger  daran  fest,  dass  es  durchaus  nicht 
angehe,  jeden  Flössenden  für  den  von  ihm  erweislich  gestifteten 
Schaden  unbedingt  verantwortlich  zu  erklären  und  ihm  dann  noch 
daraber  hinaus  für  den  s.  g.  unsichtbaren  Schaden  eine  Abgabe  auf- 
zulegen, deren  Grösse  am  5.  Juli  1851  im  graubündnerischen  Grossen 
Rathe  selbst  nicht  ohne  Erfolg  angegriffen  worden  ist.  Wir  müssen 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  BR.  den  Holzhändlem  völlig  Recht 
geben,  wenn  sie  behaupten,  dass  sie  auf  diese  Weise  in  den  Fall 
kommen  können,  den  Schaden  doppelt  zu  bezahlen,  zuerst  als  un- 
sichtbaren und  dann  nachher  als  sichtbaren,  abgesehen  davon,  dass 
sie,  wie  es  den  Anschein  hat,  auch  noch  für  die  von  dem  Flössen  völ- 
lig unabhängigen  Einwirkungen  der  Ströme  selbst  einzustehen  haben. 

Die  BVersammlung  beschloss  indess  am  1./2.  August  1853  in 
Abänderung  des  Beschlusses  des  BR. :  »  die  von  der  competenten  Be- 
hörde des  Kts.  Ghraubönden  erlassene  Flössordnung  vom  2.  Heumonat 
1847  [5.  Heumonat  1851  ?]  wird  als  mit  der  BVerf.  vereinbar  erklärt 
und  kann  in  Vollziehung  gesetzt  werden. »  Diesem  Beschlüsse  sind 
folgende  Motive  beigefügt: 

»  in  Betracht,  dass  es  den  Kantonen  zusteht,  Land-  und  Wasser- 
strassen zu  erkennen  und  der  Oeffentlichkeit  zu  übergeben ; 

» in  Betracht,  dass  aus  den  Acten  hervorgeht ,  dass  seit  unvor- 
denklichen Zeiten  bis  zum  Jahr  1838  die  Gemeinden,  d.  i.  die  an- 
stosBenden  Grundbesitzer  an  Bächen  und  Flüssen  das  Recht  hatten 
und  ausübten,  auf  ihrem  Gebiet  die  Holzflössung  zu  gestatten  oder 
zu  rerbieten; 

» in  Betracht,  dass  die  revidirte  Flössordnung  vom  2.  Heumonat 
1847  polizeiliche  Verfügungen  enthält,  welche  in  den  Bereich  der 
Eantonalbehörden  fallen ;  dass  dieselbe  überdiess  den  freien  Verkehr 
der  Schiffe  und  Flösse  gewährleistet,  und  dass  die  Gebühren,  welche 
auf  das  Flössen  von  ungebundenem  Holz  gelegt  werden,  einerseits 
einer  Gegenleistung  für  Anspruchnahme  des  Grundeigenthums  der 
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Anstösser  an  Flüssen  und  Bächen,  andererseits  einem,  wenn  auch 

schwer  zu  ermittekiden,  doch  wirklichen  Schaden  entsprechen,  und 

dass  demnach  diese  Oebühren  nicht  in  die  Kategorie  der  im  Art  31 

der  BYeri  untersagten  Zollbezüge  gestellt  werden  können.« 

Off.  8.  IV.  872. 

63«  Ein  von  Solothum  erlassenes  Flössgesetz  wollte  die  Befugniss 
zum  Flössen  nur  gegen  Bestellung  einer  Realcaution  von  8000  Frkn. 
gestatten.  Der  BR  erblickte  in  dieser  Bestimmung  eine  nach  den 
Grundsätzen  der  BVerf.  unzulässige  Belästigung  des  Verkehrs  und 
wies  daher  das  Gesetz  zurück.  B.  18B4  IL  820. 

63«  Das  Forstgesetz  des  Kts.  Wallis  vom  1.  Juni  1850  enthält 
folgende  Bestinmiungen :  Die  Wälder  stehen  unter  Au&icht  des  Staats- 
rathes;  die  Holzschläge  werden  in  gewöhnliche  und  ausserordentliche 
abgeiheilt ;  letztere  können  nicht  ohne  Bewilligung  des  Staatsrathes 
Yorgenonmien  werden,  während  für  erstere  (Holzschlag  zu  eigenem 
Verbrauch)  eine  solche  Bewilligung  nicht  erforderlich  ist;  in  den 
Particularwaldungen  bedürfen  Holzschläge  von  über  25  Klaftern  der 
Bewilligung  des  Staatsrathes ;  jeder  ausserordentliche  Holzschlag  in 
den  Gemeindewäldern  und  jeder  Holzschlag  in  Privatwaldungen  Ton 
über  25  Klaftern,  der  ohne  Bewilligung  ausgeführt  wurde,  wird  mit 
Confiscation  bestraft.  —  Ein  Beschluss  des  Staatsrathes  vom  25.  Febr. 
1 854  sagt :  »Alles  in  einer  Gemeinde-  oder  Particularwaldung  geschla- 
gene Holz,  das  nicht  zur  eigenen  Beheizung  oder  zu  ö£fentlichen 
oder  Privatbauten  bestimmt  ist,  unterliegt  einer  Gebühr  von  50  Cent 
(später  25  Cent.)  pr.  Klafter  unter  dem  Gesichtspunkt  einer  kantonalen 
Ertragssteuer«.  »Kein  Holz  soll  aus  dem  Kanton  ausgeführt  werden, 
bevor  es  bei  dem,  dem  Ausgangspunkt  zunächst  gelegenen  Grenz- 
büreau,  unter  Vorweisung  der  Quittung  für  die  bezahlte  Taxe,  an- 
gegeben worden  ist«  Grenzbüreaux  sind  drei  bezeichnet ;  die  Ausftdu* 
über  andere  Grenzpunkte  wird  von  einer  Specialbewilligung  abhängig 
gemacht  —  Eine  Verordnung  des  Staatsrathes  vom  16.  Febr.  1855 
setzt  bezüghch  auf  die  ausserordentUchen  Holzschläge  fest :  »für  Bau- 
und  Nutzholz  aller  Art  per  Zugthierlast  ist  eine  Schlagbewilligungs- 
gebühr von  75  Cent,  für  die  Steuer  selbst  25  Cent.,  zusammen  also 
1  Frkn.,  oder  pr.  Klafter  2  Frkn.  zu  entrichten.«  —  Endlich  be- 
stimmt §  25  des  Finanzgesetzes  vom  31.  Mai  1856:  »die  Pflichtigen 
entrichten  ihre  Steuer  in  denjenigen  Ortschaften,  wo  sie  sich  auf 
dem  Register  eingeschrieben  befinden«. 
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Es  langten  nun  diessfalls  eine  Reihe  von  Petitionen  bei  der 
BVersammlung  ein,  in  welchen  behauptet  wurde,  es  lege  die  Regie- 
rung von  Wallis  der  Holzausfuhr  aus  diesem  Kanton  Hindemisse  in 
den  Weg,  die  mit  dem  Art  29  der  BVerf.  im  Widerspruch  stehen. 

Die  BVersammlung  beschloss  am  3./4.  August  1857 :  »Es  ist  die 
Regierung  von  Wallis  einzuladen,  den  Bezug  der  Holzschlagtaxen 
im  Sinne  der  Erwägungen  einzustellen.«  Diese  letztem  gehen  näm- 
lich dahin: 

»dass  es  jedem  Kanton  freisteht,  die  Wälder  gleich  anderm 
Grundeigenthum  zu  besteuern,  beziehungsweise  auch  die  Steuer  vom 
Ertrag  des  Grundeigenthums,  z.  B.  in  der  Form  des  Zehntens  oder 
bei  Wäldern  in  der  Form  einer  Holzschlaggebühr,  zu  erheben,  und 
dass  nicht  minder  jedem  Kanton  freisteht,  eine  solche  Holzschlag- 
gebühr auf  alle  Holzschläge  gleichmässig  zu  verlegen  oder  kleinere 
Holzschläge  schwächer  oder  gar  nicht  zu  besteuern; 

»  dass  dagegen  Art.  29  der  BVerf.  nicht  zulässt,  die  Frage  der 
Besteurung  eines  Holzschlages  davon  abhängig  zu  machen,  ob  das 
Holz  zum  eigenen  Gebrauche  einer  Haushaltung  oder  einer  Gemeinde, 
oder  ob  es  zu  fremdem  Gebrauche  diene,  d.  h.  in  den  Verkauf  über- 
gehen soll,  indem  sonst  in  Fällen  der  letztem  Art  eine  ausnahms- 
weise Steuer  auf  den  Holzverkehr  gelegt  würde ; 

»  dass  im  Fernem  auch  die  bisherige  Art  der  Erhebung  dieser 
Steuer  zu  Ungleichheiten  fuhrt  und  mehr  den  Charakter  einer  Aus- 
gangssteuer, als  denjenigen  einer  kantonalen  Ertragssteuer  zur  Schau 
trägt.«  B.  1657  n.  27S.  429.  437.  Off.  S.  V.  689. 

5.   Consomogebflhren. 

BVerf.  Art  29.  81.  82.   V^.  No.  90. 

64«  Eine  von  Schtuyz  nach  Art  29  der  BVerf.  zur  Genehmigung 
vorgelegte  Vollziehungsverordnung  über  den  Bezug  von  Consumo- 
steuem  auf  Qetränke  musste  zurückgewiesen  werden,  weil  hinsicht- 
lich des  Nachweises  des  Ursprungs*  der  Getränke  keine  nähern  Vor- 
schriften und  bezüglich  der  Rückvergütung  für  wieder  ausgeführte 
Getränke  keine  Bestimmungen  darin  aufgestellt  waren.  B.  1855 1. 482. 

65*  In  dem  Finanzgesetz  von  Wallis  wurde  gerügt,  dass  es  Con- 
sumosteuem  auch  auf  Weinen  und  geistigen  Getränken  sckweizeri-' 
sehen  Ursprungs  beziehe,  während  die  vor  der  jetzigen  BVerf, 
erhobenen  gleichartigen  Gebühren  nach  dem  Wortlaute  des  Zoll- 
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auslösungsyertrages  als  losgekauft  zu  betrachten  sind,  wozu  noch 
kommt,  dass  denselben  die  Bewilligung  der  Tagsatzung  nie  definitiv 
ertheilt  worden  ist,  sondern  Wallis  nur  vorübergehend  auf  ein  Jahr 
zu  deren  Bezug  ermächtigt  war.  B-  18W  L  672. 

66«  Die  Verordnung  Graubündens  vom  4.  November  1856  zieht 
auch  Weine  Schweiz.  Ursprungs,  die  bisher  keine  Consumogebühren 
zahlten,  in  den  Bereich  dieser  Steuer,  was  nach  Art.  32  lit.  d.  der 
BVerf.  unzulässig  ist  Ferner  ist  der  Zwischenverkehr  mit  Weinen 
und  geistigen  Geti*änken  durch  die  über  den  Transit  aufgestellten 
Bestimmungen  sehr  erschwert,  ja  beinahe  unmöglich  gemacht  ent- 
gegen dem  Art.  32  lit.  b.  der  BVerf.  B.  1867 1. 672. 

67«  Um  den  Schmuggel  von  geistigen  Getränken  an  den  Ufern 
des  Neuenburgersees  gehörig  überwachen  zu  können,  führte  die  Re- 
gierung von  Waadt  eine  genaue  Untersuchung  aller  ankommenden 
Schiffe  ein  und  ermächtigte  ihre  Getränksbezüger,  für  diese  Controle 
eine  Gebühr  von  70  Cent.  pr.  Schiffsladung  zu  erheben.  Gegen  diese 
Gebühr  wurde  beim  BR.  Beschwerde  geführt  und  dieser  lud  unter 
Hinweisung  auf  Art.  31  alin.  2  der  BVerf.  die  Regierung  von  Waadt 
ein,  den  Bezug  derselben  aufzuheben,  unbeschadet  der  Gontrolmass- 
regel  selbst,  gegen  welche,  als  einer  nothwendig  erscheinenden  polizei- 
lichen Aufsicht  des  Schiffsverkehrs ,  der  BR.  keine  Einwendung  zu 
machen  habe.  Darauf  hin  hat  die  Regierung  von  Waadt  den  Bezug 
der  Gebühr  einstellen  lassen.  B.  1858 1. 358. 

68«  Der  Franzose  L.  V.  Potte  in  Romont  (Freiburg)  bezog  Über 
den  Neuenburgersee  eine  Ladung  Weingeist  nach  Estavayer  und 
declarirte  sie  dort  pr.  Transit  nach  Peterlingen  unter  Beobachtung 
der  gesetzlichen  Vorschriften.  Die  Waare  trat  über  Cugy,  wo  sie  in 
Ordnung  erfunden  und  die  Hinterlage  zurück  erstattet  wurde,  wieder 
aus  und  das  Transitverfahren  konnte  demnach  als  völlig  abgeschlos- 
sen betrachtet  werden.  Von  Peterlingen  wurde  die  Waare  nach  Ro- 
mont instradirt,  wo  Potte  vorher  die  Consumogebühr  bezahlt  hatte 
und  mit  der  Quittung  nach  Anleitung  des  dortigen  Getränksteuer- 
controleurs  verfahren  war.  Dessen  ungeachtet  wurde  Potte  den  Ge- 
richten verzeigt,  zwar  vom  Gerichte  in  Romont  freigesprochen,  da^ 
gegen  vom  Bezirksgerichte  Greyerz  zu  einer  Busse  von  7280  Frkn. 
verurtheilt,  gestützt  hauptsächlich  darauf,  der  Weingeist  hätte  bei 
Ankunft  an  der  Grenze  in  Estavayer  und  nicht  erst  in  Romont 
pr.  Consumo  verzollt  werden  sollen. 
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Der  BR  hob  indess  dieses  Urtheil  auf,  indem  er  dafür  hielt, 
dasselbe  enthalte  eine  Anwendung  der  Vorschriften  der  freiburgi- 
schen  Gesetzgebung  über  die  Getränksteuer,  die  dem  garantirten 
freien  Verkehr  und  den  Bestimmungen  über  den  Transit  von  geistigen 
Getränken  gemäss  Art  32  lit.  a  u.  b  der  BVerf.  völlig  zuwider  laufe. 

B.  185d  I.  858. 

69«  Die  BVerf.  verordnet  in  Art.  32  lit.  c  eine  niedrigere  Besteu- 
nmg  inländischer  Getränke  gegenüber  denjenigen  des  Auslandes. 
In  Folge  dessen  verlangen  mehrere  Kantone  als  Nachweis,  dass  die 
Getränke  Landesproducte  sind,  Ursprungszeugnisse,  ausgestellt  von 
den  Gemeinden,  wo  das  Getränk  gewachsen  oder  bereitet  worden 
ist.  Diess  hindert  nun  allerdings  den  Zwischenhandel  mit  solchen 
Getränken  sehr,  allein  der  BR.  konnte  auf  die  Reclamationen  hin- 
sichtlich der  Form  der  Ursprungszeugnisse  nicht  eintreten,  da  sich 
nicht  wol  denken  lässt,  auf  welche  andere  und  einfachere  Weise  der 
Ursprung  genügend  nachgewiesen  werden  könnte.        B.  1860  n.  80. 

70«  Eine  an  den  BB.  gestellte  Anfrage,  ob  die  Kantone  berech- 
tigt seien,  in  im  Innern  gelegenen  Ortschaften  neue  Octroigebühren 
auf  Wein  und  geistigen  Getränken  einzuführen^  hat  derselbe  im  Sinn 
und  Geiste  der  Vorschriften  des  Art.  32  der  BVerf.  entschieden  mit 
Nein  beantwortet.  B.  1860 II.  80. 

6.  Anderweitife  onzulftssige  Gebühren. 

BVerf.  Art.  31.  Vgl  No.  6». 

• 

71»  Aus  Veranlassung  der  Brückenreparatur  hatte  die  Regierung 
von  Schafßausen  während  der  Dauer  dieser  Arbeiten  die  Erhebung 
eines  Zolles  für  den  Rheinübergang  festgesetzt ;  allein  der  BR.  for- 
dert« dieselbe  zu  sofortiger  Aufhebung  von  Gebühren  für  Personen 
und  Güter  auf.  B.  1860  n.  433. 

79«    Als  unzulässig  wurden  erklärt  und  aufgehoben: 
in  Graubünden  eine  Ck)nsumosteuer  von  eingeführtem  Weintrester 

(B.  1852  1.526); 
in  Bischofszell  verschiedene  Marktzölle  (B.  1852 1.  527)  und  Gebühren 

für  Komeinfuhr  (B.  1853  H.  204); 
mehrere  Zölle  auf  den  zur  Höhe  des  Bigi  führenden  Wegen  (ibid.) ; 
in  Luzem  ein  unter  dem  Namen  von  Kanzleisporteln  erhobener 

Holzausfuhrzoll  (ibid.  u.  1854  H.  321); 
in  Genf  eine  Octroitransitgebühr  (B.  1852  L  528.   1853  U.  204); 
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in  Ecmx-vwes  bei  Genf  eine  Hafengebühr  (ibicL) ; 

in  Baselland  die  Gebühr  für  Ausstellung  von  Transitscheinen  fiir 

Wein  und  geistige  Getränke  (B.  1853  11.  204); 
in  Bem,  Gebühren,  die  an  einzelnen  Orten  von  nichtbemischen  Han- 
delsreisenden und  Marktbesuchem  erhoben  wurden  (ibid.) ; 
in  Aargau  eine  Verordnung ,  welche  die  Ausfuhr  von  Holz  und  0er- 

berrinde  unter  Beschränkungen  verbot  (B.  1853  U.  204); 
in  mehrem  Kantonen :  Consumogebühren  von  Essig  und  Weindrosen 
(B.  1854  n.  318  f.). 
Die  mit  der  Prüfung  des  Geschäftsberichts  vom  J.  1853  bestellte 
Commission  des  Ständerathes  bemerkt  dabei,  es  wäre  wünschenswerfh, 
wenn  Mittel  gefunden  würden ,  auch  die  Ohmgeldgebühren  —  dieses 
Hindeiiiiss  des  freien  Verkehrs  —  zu  beseitigen.  Diesem  Wunsche 
dient  zur  Unterstützung  eine  Tabelle  über  den  vierjährigen  Durch- 
schnittsertrag  -  der  Consumogebühren  auf  schweizerischen  und  nicht- 
schweizerischen Getränken,  wonach  18  Stände  jährlich  an  Ohmgeld 
beziehen  1,717,545  Fr.  60  Rp.,  darunter  Bern  766,112  Fr.  66  Ct., 
Genf  209,272  Fr.  80  Ct.,  Solothum  153,498  Fr.  50  Ct.,  Freiburg 
148,662  Fr.  56  Ct,  Luzem  143,232  Fr.  u.s.  w.  Kein  Ohmgeld  be- 
ziehen: Zürich,  Schaf ßausen,  Appenzell,  St.  Gallen,  Ihurgau  und 
Neuenburg,  ß- 1854  n.  599. 

X.   Vorrechte  des  Transports. 

BYerf.  Art  SO.  —  BBeschloss  vom  18.  Chiistm.  1850,  betr.  den  Eutschertheil  Yon  Uri. 

[OS.  S.  n.  165.] 

73,  Die  Schiffergesellschaft  von  Stansstad  beschwert  sich  darüber, 
dass  der  Landrath  Nidwaiden  durch  Beschluss  vom  6.  Mai  1854  den 
am  23.  April  1825  erlassenen,  und  am  10.  März  1852  mit  einer  Re- 
duction  in  neue  Währung  versehenen  Waarentransporttarif  zwischen 
Stansstad  und  Luzem  nicht  blos  für  diese  Route ,  sondern  auch  für 
die  Linie  von  Luzem  zurück  nach  Stansstad  als  massgebend  erklärt 
habe.  Die  Recurrentin  glaubt,  der  Landrath  habe  keinerlei  Befugniss 
über  den  Transport  von  Waaren  zu  verfügen ,  die  ausser  seinem  Ge- 
biete in  Luzem  verladen  werden,  denn  die  dort  abgeschlossenen 
Frachtverträge  stehen  unter  den  Gesetzen  des  Kts.  Luzem. 

Der  BR.  beschloss ,  es  sei  auf  die  Beschwerde  nicht  einzutreten, 
aus  folgenden  Gründen: 

1)  Die  durch  die  Schififergesellschaft  von  Stansstad  anher  recorrirte 
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Frage  besteht  darin,  ob  der  Waarentransport  dieser  Gesellschaft  von 
Luzem  nach  Stansstad  einer  Tarifverordnung  der  nidwaldischen  Be- 
hörden unterworfen  werden  könne. 

2)  Diese  Frage  gehört  nicht  zu  denjenigen,  über  die  laut  der  BVerf. 
den  BBehörden  ein  Entscheid  zusteht ,  indem  sie  einerseits  nicht  ein 
durch  die  Bundes  -  oder  die  Eantonalverfassung  von  Nidwaiden  ga- 
rantirtes  Recht  der  Beschwerdeführer  berührt,  also  von  den  Kantons- 
behörden in  letzter  Instanz  zu  erledigen  ist,  anderseits  die  Gompetenz 
der  Behörden  von  Nidwaiden  zu  Erlassung  der  fraglichen  Verord- 
nung von  dem  Kt.  Luzem  bis  jetzt  nicht  angefochten  erscheint.  Es 
ist  demnach  auch  der  Fall  einer  Streitigkeit  unter  Kantonen ,  die  die 
BBehörden  zur  Intervention  berechtigen  würde ,  nicht  vorhanden. 

3)  Der  Art.  30  der  BVerf.,  auf  den  sich  die  Beschwerdeführer  un- 
ter Anderm  berufen,  findet  hier  seine  Anwendung  nicht,  indem  dieser 
Artikel  der  BGewalt  nur'  hinsichtlich  der  Abschaffung  bestehender 
Vorrechte  in  Bezug  auf  Transport  von  Personen  und  Waaren  zwischen 
den  Kantonen  und  im  Innern  derselben  auf  dem  Wasser  und  auf  dem 
Lande  die  nöthigen  Verfügungen  vorbehält  und  diess  auch  nur  inso- 
weit, als  die  Eidgenossenschaft  hiebei  ein  Interesse  hat. 

4)  Im  vorliegenden  Falle  wird  von  den  Beschwerdeführern  die 
BHüIfe  nicht  im  Sinne  oder  zum  Zwecke  der  AbschaflPung  oder  Be- 
schränkung ihres  Transportvorrechts ,  sondern  umgekehrt  zur  mög- 
lichst ungeschmälerten  Erhaltung  desselben  in  Anspruch  genommen. 
Ueberdiess  haben  sich  die  BBehörden  —  in  Sachen  des  bestehenden 
Schiffahrtsvorrechts  der  Schiffergesellschaft  von  Stansstad  —  aus 
Grund  eines  Interesses  der  Eidgenossenschaft  bis  jetzt  wenigstens  zu 
keiner  Intervention  im  Sinne  des  Art.  30  der  BVerf.  veranlasst  ge- 
funden. BR.  y.  25.  April  1865. 

74«  Das  Bergführerreglement  von  Leuk  gestattet  die  Begleitung 
von  Reisenden  und  die  Vermiethung  von  Pferden  an  solche  vom  Leu- 
kerbad  über  die  Gemmi  blos  den  daselbst  angesessenen  Wallisern, 
schliesst  dagegen  die  Schweizerbürger  anderer  Kantone  aus,  so  dass 
die  Reisenden  gezwungen  sind ,  sich  von  Wallisem  begleiten  zu  las- 
sen ,  wenn  sie  einen  Führer  nehmen  wollen. 

Der  BR  lud  die  Regierung  von  Wallis  unter  Hinweisung  auf 
Art.  30  der  BVerf.  ein ,  das  fragliche  Reglement  zu  modificiren. 

B.  1855  I.  487. 

7Sm  Den  Reisenden  ist  zu  gestatten ,  Führer  und  Träger  nach  Be- 
lieben mitzubringen  und  ihre  Effecten  durch  dieselben  tragen  zu 
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lassen.  Aach  ist  das  Recht,  Retourfrachten  aufzunehmen,  den  Füh- 
rern und  Trägern  imbeschränkt  zuzugestehen.  Die  vorhandenen  Reg- 
lemente  sind  in  diesem  Sinne  abzuändern.  B.  1857 1. 571. 

76*  Gastwirth  Kamer  in  Arth  für  sich  und  mehrere  Wirthe  und 
Pferdehalter  in  Weggis,  Kussnacht,  Immeiisee,  Goldau  und  ilr/fc  be- 
schwerte sich  beim  BR.  über  die  von  den  Regierungen  von  Schwyz 
und  Luzern  erlassenen  Reglemente  für  Pferdehalter,  Führer  und  Trä- 
ger und  stellte  unter  Berufung  auf  die  Art.  4,  29 ,  30  und  41  Ziff.  4 
der  BVerf. ,  mit  welchen  jene  Reglemente  angeblich  in  Widersprach 
stehen,  das  Gesuch,  es  möchte  beschlossen  werden: 

»dass  die  Reisenden  zu  jeder  Zeit  berechtigt  sein  sollen,  die  be- 
nöthigten  Pferde ,  Träger  und  Führer  aus  den  betreffenden  Gesell- 
schaften frei  und  ohne  Rücksicht  auf  die  bestehende  Tourordnung  zu 
wählen.« 

Der  BR.  wies  jedoch  am  25.  Juni  1856  die  Beschwerde  in  dem 
Sinne  ab ,  dass  den  Bestimmungen  der  BVerf.  ein  Genüge  geleistet 
sei,  wenn 

a.  die  Reisenden  ihre  Führer  und  Pferde  von  ferne  her  mitbringen 
dürfen; 

b.  diese  Führer,  Träger  u.  s.  f.  wieder  beliebige  Rückfracht  anneh- 
men dürfen,  in  welchen  beiden  Beziehungen  die  Verordnungen 
kein  Verbot  enthalten. 

Eine  erneuerte  Beschwerde  der  Recurrenten  wurde  vom  BR.  am 
13.  August  1858  wiederholt  abgewiesen. 

Die  Recurrenten  gelangten  endlich  mit  ihrer  Beschwerde  noch 
an  die  BVersammlung,  allein  diese  ging  am  19./21.  Jänner  1859  ohne 
Anführung  von  Gründen  zur  Tagesordnung  über.  Off.  S.  VL  125. 

Die  nationalräthl.  Commission  führt  hiefür  folgende  Gründe  an : 

Man  wird  schwerlich  behaupten  können ,  dass  die  fraglichen  Reg- 
lemente die  Rechtsgleichheit  der  Schweizer  (Art.  4  der  BVerf.)  ver- 
letzen, wenn  sie  jedem  Bürger  und  Einwohner,  beziehungsweise 
jedem,  der  sich  in  den  betreffenden  Gemeinden  niederlassen  will,  den 
Eintritt  in  die  fraglichen  Erwerbsgesellschaften  freigeben ,  sofern  er 
ein  redlicher  und  diensttüchtiger  Mann  ist.  Und  wenn  Weggis  oder 
Arth  oder  Gersau  mit  einem  von  der  Natui-  herbeigeführten  eigen- 
thümlichen  Erwerbszweige  am  Fusse  des  vielbesuchten  Rigi  liegt,  so 
wird  man  ebenfalls  nicht  sagen  können ,  dass  diese  Ortschaften  ein 
reglementarisches  Vorrecht  vor  Bern,  Luzern,  Zürich  u.  s.  w.  haben. 
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Jeder  Ort  hat  auch  in  der  Republik  seine  in  der  Natur  begründeten 
Vorrechte.  Da  femer  Bürger  und  Niedergelassene  gleichgehalten 
sind,  so  fallt  auch  das  Vorrecht  der  Geburt  und  der  Familie  dahin. 

Einzig  könnte  allenfalls  noch  von  einem  Vorrecht  der  Personen  die 

•  

Rede  sein,  indem  keine  Weiber  in  die  Gesellschaften  als  Führer, 
Träger  oder  Pferdehalter  aufgenommen  werden  dürfen.  Allein  ähn- 
liche Ausschliessungen  kommen  vielfach  und  zwar  nicht  nur  gegenüber 
dem  weiblichen  Geschlechte  vor,  ohne  dass  es  Jemanden  einfiele,  den 
Art.  4  dagegen  anzurufen. 

Ebenso  wenig  kann  Art.  29  hier  Platz  greifen ;  denn  die  Regle- 
mente  befassen  sich  nicht  mit  dem  Kauf  oder  Verkauf  oder  Transport 
von  Waaren  im  Sinne  jenes  Artikels ,  sondern  mit  der  Bewegung  und 
dem  Verkehr  der  Reisenden,  sowie  ihrer  Bedienung  von  Seite  der 
Landeseinwohner.  Dazu  kommt ,  dass  diese  Reglemente  nunmehr  die 
nach  Art.  29  erforderliche  Genehmigung  des  BR.  erhalten  haben,  so- 
mit jetzt  als  bundesrechtliche  mit  verfassungsmässiger  Competenz  er- 
lassene Verfügungen  bestehen. 

Was  den  Art.  30  betrifft,  so  ist  zu  beachten,  dass  die  Gesell- 
schaften der  Führer ,  Träger  und  Pferdehalter  keine  geschlossenen 
Innungen  oder  Familien  mit  erblichen  Privatrechten  sind,  wie  solche 
z.  B.  von  Alters  her  in  üri ,  Alpnach ,  Luzern ,  auf  dem  Rheine ,  der 
Renas ,  auf  dem  Hallwylersee  und  anderwärts  bestehen.  Es  sind  hier 
durchaus  keine  Vorrechte  des  Monopols  in  Frage.  Nicht  nur  sind 
diese  Gesellschaften  offene  und  steht  jedem  gehörig  qualificirten  Bür- 
ger und  Einwohner  der  Eintritt  in  dieselben  frei ,  sondern  sie  werden 
sogar  jedes  Frühjahr  neu  recrutirt  und  neu  constituirt.  Dabei  ist 
nicht  zu  übersehen ,  dass  nach  diesem  Artikel  die  BGesetzgebung  nur 
insofern  eingreifen  darf,  als  die  Eidgenossenschaft  dabei  ein  Interesse 
hat  und  diess  wird  kaum  geschehen ,  so  lange  die  Pferdhalter ,  Trä- 
ger und  Führer  am  Rigi  nicht  mit  der  eidg.  Postverwaltung  u.  dgl.  in 
Conisian  oder  Concurrenz  gerathen. 

Endlich  findet  auch  Ziffer  4  des  Art.  41  keine  Anwendung,  denn 
gerade  der  hier  aufgestellte  Grundsatz  ist  in  beiden  Reglementen  be- 
stimmt, klar  und  ohne  Rückhalt  ausgesprochen.  Jeder,  der  den  frag- 
lichen Beruf  oder  Erwerb  ausüben  will ,  kann  sich  in  einer  der  diess- 
falligen  Gemeinden  oder  Ortschaften  niederlassen  und  er  muss  wie 
der  Bürger ,  so  bald  er  die  reglementarischen  Eigenschaften  besitzt, 
in  die  Gesellsdbaft  aufjgenommen  und  zu  dem  von  ihm  gesuchten  Er- 
werbe zugelassen  werden. 
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Es  kann  also  davon  keine  Rede  sein ,  dass  die  fraglichen  B^le- 
mente  mit  den  Bestimmungen  der  BVerf.  im  Widerspruch  stehen. 
So  viel  aber  ist  gewiss,  dass  sobald  der  in  jenen  enthaltene  Grundsatz 
einer  obligatorischen  Kehrordnung  aufgehoben  wird,  damit  nothwen- 
dig  auch  der  Hauptzweck  dahin  fallt,  nämlich  die  Vermeidung  der 
früher  Statt  gehabten  Unordnungen :  die  Reisenden  sind  wieder  den 
frühern  Zudringlichkeiten  der  Führer,  Träger  und  Pferdhalter,  sowie 
gleichzeitig  allen  selbstsüchtigen  Intriguen  der  Wirthe  ausgesetzt 

B.  18591.  209  — 282. 

77«  Durch  den  BBeschluss  vom  14./16.  Heum.  1859  [No.  S68] 
wurden  dann  aber  folgende  Grundsätze,  betreflfend  die  Träger-^  Berg- 
führer- und  Saumpferdreglemetite,  aufgestellt: 

»Dem  Reisenden  soll  die  freie  Wahl  unter  den  eingeschriebenen 
Führern  und  Pferden  offen  stehen ;  die  Zahl  der  von  einem  Gesell- 
schafter zu  haltenden  Pferde  darf  nicht  limitirt  werden ;  Statt  gefun- 
dene Verwendung  von  Führern  und  Pferden  soll  keinen  Nachtheil  in 
Bezug  auf  die  Tourordnung  zur  Folge  haben.« 

Der  BB.  lud  die  Kantone ,  in  deren  Gebiet  solche  Reglemente 
bestehen,  ein,  dieselben  obigen  Grundsätzen  anzupassen. 

Mit  dieser  Auffassung  des  erwähnten  BBeschlusses  erklärte  sich 
auch  die  ständeräthliche  Gommission  zu  Prüfung  des  Geschäftsberich- 
tes y.  J.  1859  einverstanden,  indem  sie  diessfalls  bemerkte:  es  ist 
wol  selbstverständlich,  dass  seit  diesem  BBeschlusse  »auch  in  andern 
ähnlichen  Reglementen . . .  selbst  wenn  solche  Reglemente  früher  die  Ge- 
nehmigung der  BV er  Sammlung  erhalten  haben  sollten,  keine  Bestim- 
mungen mehr  Kraft  haben  können ,  die  mit  dem  citirten  BBeschlusse 
im  Widerspruch  stehen.«  B.  1860  H.  78. 478. 

Die  Revision  kam  dann  auch  nach  und  nach  überall  zu  Standa 

B.  1860  m.  78.  1861 1.  427. 

78«  Die  Verordnung  des  Staatsrathes  von  Wallis  über  die  Kutschet' 
polizei  vom  19.  JuU  1857  verbietet  den  Kutschern,  die  in  einer  Ort- 
schaft ankommen ,  in  der  sie  nicht  niedergelassen  sind ,  dort  länger 
als  24  Stunden  auf  Reisende  zu  warten.  Da  diese  Bestimmung  den 
für  die  Bergführer  und  Saumpferdreglemente  aufgestellten  Grund- 
sätzen [No.  77],  worunter  auch  die  Gestattung  freier  Retourladung  zu 
zählen  ist,  widerstreitet,  so  wurde  die  Eingangs  erwähnte  Verord- 
nung ,  soweit  dadurch  schweizerische  oder  denselben  gleich  zu  behan- 
delnde fremde  Kutscher  betroffen  werden ,  aufgehoben.  B.  1860  DL  79. 
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79*  Bei  Prüfung  der  Verordnung  des  Landrathes  von  Obwalden 
über  das  Kutscherwesen  vom  26.  Juli  1858  und  der  hierauf  bezüglichen 
Regierungsbeschlüsse  vom  5.  und  13.  Juli  1859  ergab  es  sich,  dass  die 
Art.  2  und  3  jener  Verordnung  dem  in  der  Verfassung  von  Obwalden 
aufgestellten  Grundsatze  der  Gewerbsfreiheit  widersprechen,  die  freie 
Wahl  der  Reisenden  durch  die  aufgestellte  Tourordnung  ausschliessen 
und  das  Retoumehmen  untersagen,  und  dass  die  Beschlüsse  vom  5. 
und  1 3.  Juli  hinwieder  sich  ebenfalls  gegen  die  Grundsätze  der  Ge- 
werbsfireiheit  und  Rechtsgleichheit  Verstössen. 

Hierauf  gegründet  hob  der  BR.  die  Art.  2  und  3  der  Verordnung 
vom  26.  Juli  1858  und  die  Regierungsbeschlüsse  vom  5.  und  13.  Juli 
1859  auf.  B.  1860  n.  80. 


II.  Mass  and  Gewicht 

BVerf.  Art.  37. —  Voraus  gips :  das  Goncordat  v.  17.  August  1835  über  eine  gemein- 
same Schweiz.  Mass-  u.  Gewichtsordnung  [A.  S.  II.  409—434.  III.  13.  Snell  I.  316  ff. 
726  and  2'  Nachtrag  8  f.]  —  BGesetz  v.  28.  Dec.  1851  [Off.  S.  m.  84].  Abände- 
rung desselben  v.  18.  Juli  1856  [V.  345].  Vollziehungsverordnung  v.  6.  April  1853 
[EU.  430].  Beschluss,  betr.  Verschiebung  der  Einführung  v.  18.  Juli  1856  [Y.  347]. 
Regulativ  über  die  eidgen.  ürmasse  u.  s.  w.  vom  1.  August  1860  [VI.  598].  — 
Durch  BBeschlnss  v.  20.  Juli  1859  wurde  der  BK.  eingeladen,  sich  in  geeigneter 
Weise  zu  überzeugten,  ob  die  Einrichtung^  der  neuen  Mass-  und  Gewichtordnung 
nunmehr  wirklich  überall  vorschnftsgemäss  erfolgt  sei  [VI.  292  3]. 

80«  Da  der  BR  wahrnahm,  dass  einzelne  Kantone  ohne  seine 
Zostiinmung  über  Mass  und  Gewicht  Verordnungen  erliessen,  durch 
die  m  andern  Kcmtonen  geeichte  Längen-  oder  Hohlmasse,  Wagen 
oder  Gewichte  weder  zum  Verkauf  noch  zur  Benutzung  im  Verkehr 
zugelassen  oder  unter  Strafandrohung  einer  neuen  Eichung  unter- 
worfen werden :  so  fand  sich  derselbe  veranlasst,  durch  Kreisschrei- 
ben Yom  20.  Juli  1860  die  Kantone  darauf  aufinerksam  zu  machen, 
»das8  das  unzweifelhafte  und  vorschriftsgemässe  Eichzeichen  eines 
Kantons  genügt,  für  das  betreffende  Mass-  oder  Gewichtswerkzeug 
in  allen  übrigen  Kantonen  auf  vollkommene  Gültigkeit  Anspruch  zu 
machen  und  demnach  in  solchen  Fällen  keine  weitere  Eichung  erfor- 
derlich, noch  viel  weniger  eine  Ausschliessung  oder  Confiscation  zu- 
lässig ist.  Dabei  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  dem  Kanton,  in 
welchem  von  andern  Kantonen  geeichte  Gegenstände  vorkommen, 
deren  Erwahrung,  sowie  die  Bestrafung  der  Inhaber  unrichtig  befun- 
dener Masse  und  Gewichte  vorbehalten  bleibt«. 
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Im  Uebrigen  wurden  die  Kantone  noch  eingeladen,  ihren  Eich- 
meistern entsprechende  Weisungen  zu  ertheilen  und  ihre  Gesetz- 
gebung, falls  solche  damit  nicht  in  Uebereinstimmung  stehen  sollte, 
angemessen  zu  modificiren.  B.  1860  in.  27. 

in.  Niederlasson?  ond  Aofenthalt 

BVerf.  Art.  41.  42.  —  Voraus  ging:  a.  das  Ck)iicordat  vom  10.  Juli  1819,  betr.  das 
Niederlassunffsverhältniss  unter  den  Eidgenossen  [A.  S.  1. 289.  II.  33,78.  Snell  1. 226]; 
b.  der  Bescmuss  vom  gl.  Tage,  betr.  die  Aufrechtfaaltnng  früherer  Niederiammgen 
von  Eidgenossen  [A.  S.  I.  296.  Snell  I.  2361.  —  BGesetz  y.  10.  Dec.  1849  Ober  die 
Dauer  und  Kosten  der  Niederlassungsbewilligung  [Ofif.  S.  I.  271.  No.  409  o.  4S0]. 

Vgl.  No.  «89.  664. 

81«  Beschwerden  über  Verweigerung  der  Niederlassung  oder  Aus- 
weisung müssen,  bevor  sie  an  den  BR.  gerichtet  werden  können,  erst 
alle  kantonalen  Instanzen  passirt  haben. 

BR.  y.  27.  Januar  1851  No.  335.  Vgl  No.  186. 

A.   Niederlassung. 

1.   Erwerb  der  Niederlassung. 
BVerf:  Art.  41  1  —  3. 

a.    Ursprünglicher  Erwerb, 
Vgl.  No.  188.  818. 

82«  Die  Heimatscheine  oder  andere  gleichbedeutende  Ausweis- 
schriften, sowie  die  Zeugnisse  über  sittliche  Aufführung,  die  nach 
Art.  41  Zifif.  1  der  BVerf.  das  Recht  der  Niederlassung  in  einem  andern 
als  dem  Heimatkanton  begründen,  müssen  bestimmt  sein  und  keinem 
Zweifel  Raum  lassen,  weil  diese  Ausweisschriften  von  der  Behörde 
desjenigen  Kantons  ausgestellt  werden,  dessen  Angehöriger  der  Be- 
treffende ist,  oder  in  dem  er  zuletzt  gewohnt  hatte.   B.  185010. 188. 

83«  Da  der  Zweck  der  Bescheinigung,  dass  der  Schweizer  die 
bürgerlichen  Rechte  und  Ehren  geniesse,  und  dass  er  diese  Ehren- 
fähigkeit  gesetzlich  nicht  eingebüsst  habe,  darin  besteht,  demselben 
die  Niederlassung  in  einem  andern  als  seinem  Heimatkanton  aus- 
zuwirken und  zwar  mit  allen  aus  diesem  Verhältnisse  herfliessenden 
RechtsYortheilen :  so  ist  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Kantons,  wo 
er  sich  niederzulassen  gedenkt,  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  der 
Petent  die  Eigenschaften  eines  in  bürgerlichen  Ehren  Stehenden  be- 
sitze ,  oder  ob  derselbe  diese  Eigenschaften  gesetzlich  verloren  habe. 
So  kann  z.  B.  ein  Berner,  der  in  Goncurs  gerathen  ist,  sich  in  Basel 
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nicht  niederlassen,  weit  die  baseischen  Gesetze  den  Verlust  der  bür- 
gerlichen Rechte  an  das  Falliment  knüpfen,  wenn  auch  nach  bemi- 
schen Cresetzen  der  C!onctirs  in  letzterm  Kantone  solche  Folgen  nicht 
nach  sich  zieht  B.  1850  ni.  188.  Vgl.  No.  149. 

84«  Die  blosse,  wenn  auch  näher  liegende  Möglichkeit  künftiger 
Dürftigkeit  kann  nicht  Grund  zur  Verweigerung  der  Niederlassung 
sein,  weil  derselbe  auf  die  ganze,  blos  auf  die  Arbeit  angewiesene 
BoYÖlkerung  angewendet  werden  könnte  und  weil  für  den  Fall  wirk- 
licher Verarmung  die  Niederlassungsgemeinde  durch  Art  41  ZiflF.  6 
der  BVerf.  geschützt  ist.  BR.  vom  3.  Oct.  1849  No.  2897. 

89«  Fr.  M.  geb.  W.  von  Kirchdorf  (Bern)  beschwert  sich,  dass 
man  ihr  und  ihren  Kindern  im  Kanton  Freiburg,  wo  sie  ein  Landgut 
gepachtet  habe,  die  Niederlassung  verweigere,  gestützt  darauf,  dass 
ihr  Mann  fallit  sei.  Dieses  sei  zwar  richtig,  die  Folgen  des  Gelds- 
tages haben  aber  nicht  sie  und  ihre  Familie  getroffen,  yielmehr  ge- 
niesse  sie  alle  bürgerlichen  Rechte,  auch  sei  sie  nach  bemischen 
Gesetzen  in  yermögensreohtlicher  Beziehung  ganz  unabhängig  von 
ihrem  Mann  geworden. 

Die  Regierung  von  Freiburg  bemerkt  dagegen :  Fr.  M.  habe  für 
sich  nm  eine  Niederlassungs-  und  für  ihren  Mann  um  eine  Aufent- 
haltsbewilligung nachgesucht,  um  auf  diese  Weise  die  Vorschriften 
der  BVer£  zu  umgehen.  Als  Haupt  der  Familie  könne  man  sie  nicht 
betrachten,  denn  diess  könnte  zu  Missverständnissen  und  zu  Gefähr- 
dung von  dortigen  Angehörigen  fuhren. 

Der  BR.  hielt  die  freiburgischen  Behörden  an,  der  Fr.  M.  die 
nachgesuchte  Niederlassungsbewilligung  zu  ertheilen.    Gründe: 

1)  Die  Weigerung  der  freiburgischen  Behörden,  dem  Job.  M.  eine 
Aufenthaltsbewilligung  für  dortigen  Kanton  Tiuszustellen ,  ist  voll- 
kommen begründet,  indem  derselbe  nicht  in  bürgerlichen  Rechten 
und  Ehren  steht. 

2)  Dagegen  kann  die  von  seiner  Frau  für  sich  und  ihre  Kinder 
verlangte  Niederlassungsbewilligung  nicht  verweigert  werden,  da: 
a.  die  für  Johann  Meier  eingetretenen  Folgen  des  Verlustes  der 

bürgerlichen  Ehreniahigkeit  nur  persönlich  sind  und  nicht  auf 
dessen  Familie  übergingen; 
b.  die  Recurrentin  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  von  ihrem  ver- 
geldstagten  Manne  unabhängig  ist  und  freies  Verfügungsrecht 
besitzt; 
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c.    dieselbe  die  in  der  BVerf.  yorgeschriebenen  Ausweise  genügend 
geleistet  hat. 

3)  Bei  dieser  Sachlage  kann  die  Befürchtung  von  möglichen  Ver- 
wickelungen und  Verlusten  für  freiburgische  Angehörige,  schon  an 
und  für  sich  sehr  wenig  begründet,  nicht  in  Betracht  kommen. 

B.  1869  I.  364. 

86*  In  dem  unter  No.  341  erörterten  Falle  entschied  der  BR. 
die  Frage,  ob  der  Kanton  Uri  gehalten  sei,  den  Eheleuten  Eäsli- 
Schulthess  die  Niederlassung  in  Altdorf  zu  gestatten,  in  bejahendem 
Sinne.    Gründe : 

Die  Ehe  ist  nach  zürcherischen  Gesetzen  abgeschlossen  und  als 
zürcherische  Ehe  gültig;  sie  wird  auch  von  den  dortigen  Behörden 
ausdrücklich  als  gültig  anerkannt.  Von  diesem  Augenblicke  an  ist 
jeder  andere  Schweizerkanton  verbunden,  diesen  Eheleuten  die 
Niederlassung  zu  gewähren ,  sobald  sie  im  Uebrigen  die  in  Art.  41 
der  BVerf.  geforderten  Bedingungen  erfüllen.  Es  kann  aber  der  Um- 
stand, dass  Kaspar  Käsli  zugleich  Urner-Bürger  ist,  am  allerwenig- 
sten geeignet  sein,  seine  Rechte  als  Schweizerbürger  in  Beziehung 
auf  die  Niederlassung  zu  schmälern. 

Ganz  anders  würde  sich  die  Frage  stellen,  wenn  für  die  Ehefrau 
des  Kaspar  Käsli  neben  dem  Niederlassungsrechte  auch  das  Heimat- 
recht im  Kt.  Uri  in  Anspruch  genommen  würde.  So  lange  die  Ehe 
den  umerischen  Gesetzen  nicht  conform  imd  von  den  competenten 
umerischen  Behörden  nicht  anerkannt  ist,  versteht  es  sich  von  selbst, 
dass  sie  für  den  Kt.  Uri  keine  bürgerrechtlichen  Folgen  begründel 
und  zwar  gestützt  sowol  auf  die  natürlichen  Rechtsgrundsätze  als  aaf 
die  ausdrücklichen  Bestimmungen  des  Concordates  vom  4.  Juli  1820 
über  Eheeinsegnungen  und  Copulationsscheine,  dem  Zürich  und  Uri 
ebenfalls  beigetreten  sind.    [A.  S.  11.  24.   Snell  I.  221.] 

In  der  Ehegesetzgebung  sind  die  Kantone  auch  souverän ;  jeder 
kann  nach  freiem  Ermessen  z.  B.  das  Alter  der  Ehemündigkeit,  die 
zerstörlichen  und  aufschiebenden  Ehehindernisse,  die  Formen  der 
Vollziehung  der  Ehe  und  die  Formen  und  Bedingungen  der  Auf- 
lösung derselben  feststellen.  Durch  die  BVerf.  und  BGesetzgebung 
sind  sie  nur  insoweit  beschränkt,  als  sie  sich  den  Grundsätzen  des 
Gesetzes  über  die  gemischten  Ehen  zu  unterziehen  haben  und  keine 
die  allgemeinen  Garantien  der  BVerf.  über  Gleichheit  vor  dem  Gre- 
setze  u.  s.  w.  verletzenden  Bestimmungen  erlassen  dürfen.  Die  Sou- 
veränetät  der  Kantone  in  der  Ehegesetzgebuug  ist  aber  nicht  zu  ver- 
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wechseln  mit  ihrer  Hoheit  in  den  Niederlassnngssachen,  welch'  letzere 
dnrch  den  Art  41  der  BVerf.  wesentlich  beschränkt  ist. 

Die  Berofiing  auf  den  §  2  des  citirten  Concordates  vom  4.  Jtili 
1820  in  dem  Sinne,  dass  für  die  Vollziehung  der  Ehe  im  Kt  Zürich 
auch  ein  Yerkünd-  und  Bewilligungsschein  aus  dem  Kt.  Uri  erforder- 
lich war,  erscheint  nicht  als  begründet,  weil  dieser  §,  sowie  das 
ganze  Concordat  den  Fall  gar  nicht  vorsieht,  wenn  ein  Bräutigam 
oder  eine  Braut  in  mehrem  Kantonen  verbürgert  ist.  Wenn  aber  die 
Bestimmungen  des  Concordates  ein  Verhältniss  nicht  beschlagen,  so 
sind  in  Beziehung  auf  dasselbe  die  Kantone  ebenfalls  souverän  und 
jeder  kann  darin  nach  eigenem  Ermessen  handeln,  was  im  concreten 
Fall  so  viel  heisst  als:  es  stand  dem  die  Ehe  vollziehenden  Kanton 
Zürich  frei,  die  BewiUigung  der  Ehe  auch  von  dem  zweiten  Heimat- 
kantone des  Bräutigams  Käsli  zu  fordern  oder  nicht. 

Ebenso  wenig  begründet  erscheint  die  Berufung  auf  den  Grund- 
satz, dass  bei  einem  Doppelbürger  die  Statusfragen  nach  den  Gesetzen 
desjenigen  Kantons  zu  beurtheilen  seien,  wo  der  Betreffende  zugleich 
oder  zuletzt  ansässig  war:  denn  der  hiefiir  citirte  §  2  des  Concor- 
dates vom  15.  Juli  1822  [A.  S.  H.  34.  SnellL  233]  stellt  diesen  Grund- 
satz nur  für  die  Testirungsfahigkeit  und  Erbrechtsverhältnisse  auf 
und  eine  Anwendung  desselben  auf  andere  Verhältnisse  ist  nach  allen 
Auslegungsregeln,  besonders  bei  Staatsverträgen  und  Concordaten, 
unzulässig. 

Eine  Reihe  anderer  Verfassungs-  und  Gesetzesbestimmungen, 
auf  die  sich  die  Regierung  von  Uri  stützt,  beschlagen  die  obschwe- 
bende  Frage  ebenfalls  nicht  So  bezieht  sich  das  Verbot  der  doppel- 
ten Ausübung  der  Bürgerrechte  im  Art.  42  der  BVerf.  nach  dem  Wort- 
laute selbst  nur  auf  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  und  in  den 
übrigen  Art.  41,  48,  50  u.  53  der  gleichen  Verfassung,  auf  die  Uri 
ebenfalls  Bezug  nimmt,  ist  von  diesem  Verbote  oder  dem  Ausschlüsse 
eines  Doppelbürgerrechts  überhaupt  keine  Spur  zu  finden.  Die  gleiche 
Bewandtniss  hat  es  mit  dem  §  7  der  Ktsverf.,  der  offenbar  auch  nur 

auf  die  doppelte  Ausübung  der  politischen  Rechte  sich  bezieht. 

B.  1865  n.  488. 

Der  gegen  diesen  Beschluss  von  Uri  ergriffene  Recurs  wurde  am 
23./25.  Juli  1855  von  beiden  Räthen  verworfen.  Off.  8.  V.  172. 

87»    Urban  Kaufmann  von  Wynikon  (Luzern)  beschwert  sich,  dass 
die  Regierung  von  Bern  ihm  die  Niederlassung  in  Untertramlingen 
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verweigere,  ungeachtet  er  die  erforderlichen  Zeugnisse  theils  Über 
seinen  Leumden,  theils  über  seine  ErwerbsiUhigkeit  vorgelegt  habe 
Die  Weigerung  gründe  sich  wesentlich  auf  eingezogene  Erkundigun- 
gen und  seither  eingetretene  Verhältnisse,  namentlich  auch  das  Zu- 
sammenleben mit  einer  Weibsperson,  die  ein  unehliches  Kind  habe, 
während  er  dafür  halte,  dass  lediglich  in  Frage  komme,  ob  zur  Zeit 
der  Einreichimg  des  Gesuchs  den  gesetzlichen  Vorschriften  ein  Ge- 
nüge geschehen  sei,  ohne  dass  spätere  Momente  in  Betracht  gezogen 
werden  dürfen. 

Die  Regierung  von  Bern  beantragt  Abweisung  des  Recurrenten, 
weil  dessen  Leumdenszeugnisse  ungenügend  und  durch  sein  seitheri- 
ges Verhalten  entkräftet  seien,  auch  ein  genügender  Ausweis  über 
seine  Subsistenzmittel  nicht  vorliege. 

Die  Beschwerde  ¥nirde  gutgeheissen.    Gründe : 

1)  Die  dem  Recurse  zu  Grunde  liegende  Behauptung,  die  Ent- 
scheidung über  ein  Niederlassungsgesuch  hänge  einzig  davon  ab,  ob 
der  Petent  zur  Zeit  der  Einreichung  desselben  die  nach  Art  41  der 
BVerf.  erforderlichen  Ausweisschriften  besessen  habe,  ist  unstich- 
haltig, indem  die  Behörden  berechtigt  sein  müssen,  über  den  Werth 
oder  Unwerth  der  eingereichten  Schriften,  über  das  Verhalten  des 
Petenten  und  über  alle  Umstände,  die  auf  die  Entscheidimg  Einfluss 
haben,  von  Amteswegen  weitere  Erhebungen  zu  veranstalten. 

2)  Der  gute  Leumund  des  Recurrenten  ist  durch  eine  Reihe  von 
Zeugnissen  aus  seinem  frühern  und  gegenwärtigen  Wohnort  consta- 
tirt,  indem,  wenn  auch  gegen  einzelne  derselben  Bedenken  formeller 
Natur  erhoben  werden  können,  doch  ihr  Gesammteindruck  keinen 
begründeten  Zweifel  gestattet. 

3)  Das  Gewicht  dieser  Zeugnisse  wird  nicht  entkräftet  durch  die 
Thatsäche,  dass  RecuiTcnt  mit  einer  Weibsperson,  die  ein  Kind  von 
unbekannter  Herkunft  haben  soll,  in  gemeinsamer  Haushaltung  lebt, 
indem,  ungeachtet  diese  Thatsäche  in  Tramelan  nicht  verborgen  sein 
konnte,  aus  den  sehr  günstigen  Zeugnissen  des  Gemeindraths ,  des 
Präsidenten  des  Kirchenvorstandes  und  des  Pfarramtes,  also  gerade 
derjenigen  Behörden  und  Beamten,  denen  die  Sittenpolizei  zukomjnt, 
hervorgeht,  dass  jene  Thatsäche  nicht  nur  kein  öffentliches  Aerger- 
niss  in  Tramlingen  erregte,  sondern  nicht  einmal  einen  erheblichen 
Verdacht  über  ein  unmoralisches  Verhältniss  bei  jenen  Beamten  auf- 
kommen liess. 

i)   Uebrigens  steht  den  Behörden  frei,  ein  derartiges  Verhältniss 
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durch  W^^eisung  der  Weibsperson  oder  Trennung  der  gemeinsamen 
Haushaltung  aufzuheben,  wodurch  der  wesentliche  Grund  der  Ver- 
weigerung der  Niederlassung  beseitigt  wird. 

5)  Im  Femern  muss  der  Ausweis  des  Recurrenten,  durch  seinen 
Beruf  sich  den  erforderlichen  Unterhalt  zu  erwerben,  durch  die  ein- 
gelegten Zeugnisse  als  hinreichend  betrachtet  werden,  zumal  in  sol- 
chen Verhältnissen  ein  strenger  und  formlicher  Beweis  in  der  Regel 
unmöglich  ist  und  Recurrent  weggewiesen  werden  kann,  wenn  er 
durch  Verarmimg  zur  Last  fallen  sollte.  BR,  v.  14.  Juli  1856. 

88«  Jakob  Zybach  von  Meiringen  (Bern)  bewarb  sich  unter  Vor- 
legung der  erforderlichen  Ausweisschriften  um  Niederlassungbewilli- 
gung in  Lungern  (Obwalden),  er  wurde  aber  am  5.  Juni  1858  vom 
Landrath  abgewiesen,  in  Erwägung : 

»1)  dass  aus  yerlässlicher  Erkundigang  hervorgeht,  Hr.  Zybach  werde  nicht 
nur  seine  Familie  an  ihrem  bisherigen  Wohnorte  belassen,  sondern  auch  Haus- 
halt und  Domidl  daselbst  ununterbrochen  fortsetzen;  er  habe  höchstens  für  ein 
beschränktes  Logis  zu  vorübergehendem  Aufenthalt  seiner  Person  in  Lungern  und 
f&r  Unterbringung  einiger  Pferde  daselbst  sich  umgesehen,  werde  auch  einzig 
während  des  Hochsommers  und  auch  dann  nur  mehr  ausnahmsweise  als  in  der 
Kegel  persönlich  in  hier  sich  aufhalten; 

» 2)  dass  dem  Begehren  des  Petenten  notorisch  die  Absicht  zu  Grunde  liegt, 
durch  ungehinderte  Ausübung  seines  Gewerbes  als  Pferde-  und  Fuhrwerkhalter 
während  der  sehr  beschränkten  günstigen  Jahreszeit  den  rechtlichen  Einwohnern 
▼on  Lungern,  sowie  nicht  minder  der  Schweiz.  Postverwaltung  auf  hierseitigem 
Gebiete  Concurrenz  zu  machen  und  denselben  den  in  jener  Gegend  einzigen  Ver- 
dienst empfindlich  zu  schmälern; 

» 3)  dass  auf  die  angeführten  thatsächUchen  Verhältnisse  gestützt  unmöglich 
angenommen  werden  kann,  es  sei  im  vorliegenden  Falle  um  eine  eigentliche  dem 
Sinn  und  Geiste  der  BVerf.  entsprechende  Niederlassung  zu  thun,  sondern  gefol- 
gert werden  muss,  Hr.  Zybach  sei  höchstens  als  vorübergehender  Aufenthalter  in 
unserm  Kanton,  könne  daher  auch  nur  die  mit  dieser  Eigenschaft  verbundenen 
Rechte  beanspruchen.« 

Hierüber  erhob  Zybach  Beschwerde  beim  BB.,  der  dieselbe  aus 
folgenden  Gründen  guthiess: 

1)  Keinem  Schweizer,  der  einer  der  christlichen  Confessionen  an- 
gehört, kann  die  Niederlassimg  in  irgend  einem  Kanton  verweigert 
werden,  wenn  er  die  in  der  BVerf.  vorgeschriebenen  Requisite  besitzt. 

2)  Recurrent  Zybach  hat  unbestrittener  Massen  die  gehörigen 
Nachweise  geleistet. 

3)  Es  kann  nicht  darauf  ankommen,  ob  er  kürzere  oder  längere 
Zeit  Ton  dem  Niederlassungsrechte  Gebrauch  machen  und  ob  er 
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seine  Familie  an  seinen  neuen  Aufenthaltsort  mitnehmen  will  oder 
nicht  BR.  ▼.  9.  Juli  1858. 

89*  Abraham  Dreifuss  von  Endingen  (Aargau),  seit  Jahren  Nie- 
dergelassener in  Zofingen  und  Aarburg,  bewarb  sich  unter  Vorlegung 
der  erforderlichen  Zeugnisse  beim  Gemeindrathe  Ölten  um  Nieder- 
lassungsbewilligung,  er  wurde  aber  ohne  Anführung  von  Ghünden 
abgewiesen.  Da  auch  eine  Beschwerde  bei  der  Regierung  von  Solo- 
thum  erfolglos  war,  so  wandte  er  sich  an  den  BR.,  indem  er  sich  auf 
seine  Ausweisschrifben ,  seine  Eigenschaft  als  Schweizerbürger  und 
darauf  berief^  dass  im  Kanton  Solothurn  einer  Menge  von  Israeliten, 
sogar  solchen,  die  nicht  einmal  Schweizerhürger  seien,  Niederlassung 
gewährt  worden  sei. 

Der  BR  beschloss :  »  Es  sei  dem  Recurrenten  durch  die  Kanzlei 
zu  erwiedern,  dass  die  Kantone  nach  Inhalt  der  BVerf  und  des  BBe- 
schlusses  vom  24.  Sept.  1856  [No.  47]  nicht  angehalten  werden  kön- 
nen, nicht  kantonsangehörigen  Israeliten  die  Niederlassung  zu  ge- 
statten. «  BR.  V.  4.  Mai  1858.  Vgl.  No.  7.  46.  910.  614. 

b.   Erneuerung  der  Niederlassungsbewilligung, 

90*  Die  Verweigerung  einer  neuen  Niederlassungsbewilligung  ist 
nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Entzug  einer  ertheilten,  da  dort  Ziff.  1 
hier  Ziff.  6  des  Art.  41  zur  Anwendung  kommt 

B.  1851  n.  821.  Vgl.  No.  1S5. 

91*  Wenn  Gründe  vorliegen,  die  nach  Art.  41  Ziff.  6,  b  der  BVert 
die  Wegweisung  eines  Niedergelassenen  gestatten,  so  kann  ein  Kan- 
ton nicht  gezwungen  werden,  die  nämliche  Person,  die  früher  in  dem- 
selben wohnte,  als  gutbeleumdet  wieder  aufzunehmen. 

BR.  y.  25.  Sept.  1850.  No.  2768. 

93*  Joseph  Anton  Pfranger  von  St.  Antonien  (Graubünden)  wurde 
schon  im  Jahr  1853  auf  den  Antrag  des  Gemeindrathes  Sarnen,  wo  er 
damals  wohnhaft  war,  von  den  Behörden  von  Obwalden  ausgewiesen, 
weil  er  sich  über  hinreichende  Existenzmittel  nicht  auszuweisen  ver- 
möge. Er  beschwerte  sich  darüber  beim  BR.,  allein  erfolglos.  Er 
liess  sich  darauf  in  Stans  nieder  und  erhielt  dort  am  4.  Dec.  1854 
eine  Niederlassungsbewilligung  für  4  Jahre.  Im  April  1858  verlegte 
er  seinen  Wohnsitz  nach  Beckenried,  wo  er  wirklich  unter  Vorbe- 
halt der  Zustimmung  des  Landrathes  Niederlassungsbewilligung  erhielt. 
Am  20.  Dec.  1858  wurde  diese  vom  Landrath  verweigert,  weil  Pfran- 
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ger  80wol  in  seinem  HeimatkantoD  als  in  Nidwaiden  bedeutende 
Schulden  habe  und  nicht  im  Stande  sei,  seine  Frau  und  sechs  Kin- 
der zu  erhalten,  wesshalb  er  schon  um  Unterstützung  und  Almosen 
habe  nachsuchen  müssen. 

Der  BR.,  an  den  sich  Pfranger  beschwerend  wandte,  wies  ihn 
ab,  in  Erwägung: 

1)  Es  handelt  sich  um  die  Verabfolgung  einer  neuen  Niederlassung. 
Nach  Art  41  lit  c  der  BVerf.  ist  demnach  die  Regierung  von  Nid- 
walden  befugt,  die  Bescheiniguug  der  Ausübung  eines  Berufes  oder 
eines  hinlänglichen  Vermögens  zu  verlangen. 

2)  Recurrent  hat  sich  in  dieser  Beziehung  nicht  ausgewiesen,  viel- 
mehr ist  im  Gegentheil  aus  der  Rechtfertigung  der  Regierung  und 
den  daherigen  Actenstücken  zu  entnehmen,  die  pecuniäre  Lage  des 
Recurrenten  habe  sich  seit  der  Zeit,  wo  ihm  aus  dem  nämlichen 
Grunde  die  Niederlassung  in  Obwalden  von  der  Regierung  dieses 
Standes  imd  dem  BR.  verweigert  wurde,  nicht  verändert. 

Auch  die  BVersammlung  verwarf  aus  den  nämlichen  Gründen  am 
18./22.  Juli  1859  die  bei  ihr  eingereichte  Beschwerde. 

B.  1859  n.  496—502. 

93«  Balduin  Rey  von  Muri,  seit  10  Jahren  in  Luzem  niederge- 
lassen, gerieth  dort  in  Goncurs  und  wurde  später  aus  dem  Kt.  Luzem 
weggewiesen.  Die  Ehefrau  Rey  verlangte  jedoch  für  sich  und  ihre 
Sander  eine  neue  Niederlassung,  weil  ihre  Beziehungen  zu  einem 
Fabrikgeschäfte  ihren  Aufenthalt  daselbst  erfordern.  Dieses  gewähre 
ihr  zugleich  einen  Theil  des  Auskommens ,  das  vollends  gesichert  sei 
durch  eine  jährliche  Rente  von  2500  Fr.,  die  sie  aus  ihrem  väterlichen 
Hause  beziehe.  Auch  versteuere  sie  ein  Vermögen  von  10,000  Fr. 
und  einen  Erwerb  von  1000  Fr. 

Die  Regierung  von  Luzem  verweigerte  die  Niederlassung  aus 
keinem  andern  Grunde  als  gestützt  auf  Art.  41  Ziff.  2,  c  der  BVerf., 
weil  eine  gesicherte  Existenz  nicht  nachgewiesen  sei ,  da  die  Petentin 
im  Concurse  ihres  Mannes  ihr  ganzes  Vermögen  verloren ,  die  Rente 
nicht  genügend  nachgewiesen  und  ihre  Eintragung  in  das  Steuer- 
register auf  Irrthum  beruht  habe. 

•  Die  hiegegen  eingereichte  Beschwerde  hat  der  BR,  nachdem  er 
von  sich  aus  nähere  Aufklärung  betreffend  erwähnte  Rente  verlangt 
und  erhalten  hatte,  begründet  erklärt.    Motive: 

1)  Es  handelt  sich  nicht  um  Ausweisung  während  der  Niederlas- 
songszeit  (Art.  41  Ziff.  6  der  BVerf.),  sondem  um  Ertheilung  einer 
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neuen  Niederlassungsbewilligung  (Art.  41  Ziff.  1,  c) ;  die  Behörden  von 
Luzern  waren  somit  berechtigt ,  von  der  Recurrentin  hinreichenden 
Ausweis  über  die  Subsistenzmittel  für  ihre  Familie  zu  verlangen  und 
zwar  um  so  mehr ,  da  die  Frau  Rey  kurz  vorher  im  Concurse  ihres 
Mannes  ihr  ganzes  Vermögen  eingebüsst  hatte  und  die  seither  erfolgte 
Ausweisung  des  Letztem  und  somit  der  Verlust  seiner  Anstellung 
schon  damals  ziemlich  sicher  vorauszusehen  war. 

2)  Das  Steuerformular  beruht  nach  der  ganzen  Actenlage  offenbar 
auf  Irrthum,  zumal  die  Recurrentin  nicht  behauptet  noch  nachgewiesen 
hat ,  dass  und  wie  sie  so  kurze  Zeit  nach  dem  Concurse  ihres  Mannes 
wieder  zu  einem  Vermögen  von  10,000  Fr.  gelangt  sei. 

3)  Somit  kann  nur  noch  in  Frage  kommen,  ob  der  Beweis  des  Be- 
zuges einer  Jahresrente  hinreichend  geleistet  sei;  diese  Frage  muss 
bejaht  werden. 

4)  Unter  diesen  Umständen  würde  sich  die  Verweigerung  der  Nie* 
derlassungsbewilligung  um  so  weniger  rechtfertigen ,  als  die  Auswei- 
sung den  Behörden  jederzeit  frei  steht,  sobald  nach  Art.  41  Ziff.  6  der 

BVerf.  die  Recurrentin  durch  Verarmung  zur  Last  fallen  sollte. 

BR.  V.  4.  Febr.  1859  No463. 

94«  Bernhard  Wehrli  von  Küttigen  (Aargau)  hielt  sich  vom  Jahr 
1851  bis  1855  als  Metzger  im  Kanton  Freiburg  au£  Im  Herbst  1855 
wurde  er  wegen  Uebertretung  des  Polizeigesetzes  über  den  Fleisch- 
verkauf aus  diesem  Kanton  weggewiesen  und  zog  dann  in  den  Kanton 
Neuenburg.  Im  Sommer  1857  schlug  er  neuerdings  seinen  Wohnsitz 
im  Kanton  Freiburg  —  in  Muntelier  bei  Murten  —  auf,  wo  er  am 
20.  März  1858  Niederlassungsbewilligung  erhielt.  Trotzdem  und  ob- 
gleich er  theils  von  der  Behörde  in  Muntelier  und  Neuenburg ,  theils 
von  seiner  Heimatgemeinde  günstige  Zeugnisse  vorweisen  konnte, 
verweigerte  der  Staatsrath  von  Freiburg  die  Genehmigung  der  Nie- 
derlassung ,  worüber  Wehrli  nun  beim  BR  Beschwerde  fuhrt. 

Der  Staatsrath  von  Freiburg  erwiedert:  Der  im  Jahre  1855  aus 
dem  Kanton  gewiesene  Recurrent  betreibe  schon  seit  mehrem  Mo- 
naten in  Muntelier  seinen  Beruf  als  Metzger ,  ohne  die  Bewilligung 
zur  Rückkehr  in  den  Kanton  erhalten  zu  haben,  vielmehr  sei  sein  Ge- 
such um  Aufhebung  des  Ausweisungsbefehls  am  14.  Januar  1859  ab- 
gewiesen worden.  Um  wirklich  als  Einsasse  in  einer  Gemeinde  auf- 
genonmien  zu  werden ,  müsse  man  vorerst  eine  Niederlassungsbewilli- 
gung von  Seite  des  Staatsrathes  erlangen  und  diese  der  Ortsbehörde 
derjenigen  Gemeinde  vorweisen,  die  man  zu  bewohnen  beabsichtige 
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(Art  41  der  BVerf.  und  Art  215  lit.  a  des  freib.  Gemeiudegesetzes). 
Dem  günstigen  Leumundszeugniss  des  Gemeindrathes  Muntelier  stehe 
dasjenige  des  Präfecten  des  Seebezirks  entgegen ,  wonach  Recurrent 
nicht  den  besten  Ruf  geniesse  und  noch  heute  im  Verdacht  sei ,  dem 
Cresetze  über  die  Gesundheitspolizei  zuwider  zu  handeln. 

Die  Beschwerde  wurde  vom  BR.  für  begründet  erklärt  und  daher 
die  Regierung  von  Freiburg  eingeladen ,  dem  Recurrenten  die  Nieder- 
lassung zu  gestatten.    Gründe: 

1)  Auf  die  Ausweisung  des  Recurrenten  vom  Jahre  1 855  kann  nicht 
mehr  eingetreten  werden,  weil  dieselbe  damals  von  ihm  angenommen 
wurde  und  in  Vollziehung  getreten  ist. 

2)  Eine  solche  Ausweisung  kann  aber  nicht  eine  absolute  für  alle 
Zeiten  gültige  Wirkung  haben  und  zwar  im  vorliegenden  Falle  um  so 
weniger,  als  dieselbe  wegen  eines  einzelnen  Polizeivergehens,  also 
entgegen  dem  Art.  41  Ziff.  6,  b  der  BVerf.  verfügt  worden  war. 

3)  Nun  ist  das  Begehren  des  Recurrenten  auf  Bewilligung  einer 
neuen  Niederlassung  gerichtet  und  somit  kommt  blos  in  Frage ,  ob 
Recurrent  den  in  Art  41  Ziff.  1  der  BVerf.  erwähnten  Bedingungen 
Genüge  leisten  könne. 

4)  Diese  Frage  ist  zu  bejahen ,  indem  über  den  Leumund  des  Re- 
currenten, der  allein  bezweifelt  oder  angegriffen  wird,  günstige  Zeug- 
nisse der  seitherigen  Aufenthaltsgemeinden  vorliegen  und  keine  diesen 
widersprechende  Thatsachen  vorgebracht  wurden,  auch  sich  von 
selbst  versteht,  dass  die  einzelne  Uebertretimg  des  Polizeigesetzes 
über  den  Fleischverkauf  den  guten  Leumden  des  Recurrenten  nicht 
aufheben  kann.  BR.  v.  2.  März  1859. 

2.  Rechte  der  Niedergelassenen. 

a.  Stimmrecht. 

BYerf.  Art  41, 4.  42.  63.  BGesetz  y.  21.Decbr.  1850,  betr.  die  Wahl  der  Mitglieder 
des  Nattonahuths  [Off.  S.  II.  2101.  BBeschluss  v.  5.  August  1853  über  die  Wahlvor- 
glage  m  Bfllle  {TV.  379].  Beschlösse  des  Nationalraths  v.  9.  u.  21.  Christm.  1854 
über  die  Kationalrathswahlen  in  Tessin  [V.  10, 24].  BBeschluss ,  betr.  die  kantonalen 
Wahlen  im  Kanton  Tessin  y.  17.  Heum.  1855  [Y.  135].  BBeschluss  y.  24.  Herbstm. 
1866,  betr.  die  Bechtsyerhältnisse  der  schwerä.  Israeliten  [Y.  406,  ygl.  No.  49]. 
BBeschluss  y.  18.  Heum.  1860,  betr.  die  Grossrathswahlen  im  Kanton  Teisin  [VI.  550J. 
Vgl  No.  39  Erw.  7.  No.  S3  Erw.  8.  No.  S8.  %%.  SS.  160.  58S. 

9S«  Die  Bestimmung  einer  Wahlverordnung ,  dass  kantonsfremde 
Schweixerbürger,  welche  ohne  Niederlassungsbewillignng  im  Kantone 
sich  aufhalten,  um  das  Stimmrecht  auszuüben,  über  bestimmte  Eigen- 
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Schäften,  z.  B.  über  das  Recht  der  Stimmfahigkeit  sich  aasweisen 
müssen ,  ist  gegenüber  von  Ai*t.  42  und  48  der  BVerf.  nicht  gerecht- 
fertigt, da  sie  dasPrincip  der  Gleichheit  mit  den  Eantonsbärgem 
verletzt  und  die  Ausübung  des  Stimmrechtes  erheblich  erschwert 
wird.  BB.  ▼.  24.  Mftrz  1856  Na  1207. 

96«  In  Obwalden  wurden  nach  Einfuhrung  der  BVerf.,  jedoch  vor 
Abänderung  der  dortigen  Kantonsverfassung ,  einige  Wahlen  vorge- 
nommen ,  bei  welchen  die  Niedergelassenen  vom  Stimmrecht  ausge- 
schlossen worden.  Diese  Wahlen  wurden  für  ungültig  erklärt,  we3 
nach  Art.  4  der  üebergangsbestimmungen  der  BVerf.  die  der  letztern 
widersprechenden  Bestimmungen  der  Kantonsverfassungen  mit  dem 

Tage  der  Einführung  der  erstem  ausser  Kraft  gesetzt  worden  sind. 

B.  1861  IL  828. 

97«  Die  Verfassung  von  Grauhünden  bestimmte,  dass  die  Hochge- 
richte aus  den  Bürgern  ihres  Gerichts  oder  Hochgerichts  die  Mitglieder 
des  Grossen  Rathes  ernennen  und  dass  das  Stimmen  und  Mehren  in 
Landessachen  nur  an  demjenigen  Orte  ausgeübt  werden  dürfe,  wo 
ein  jeder  anerkannter  Gerichts-  und  Gemeindebürger  sei  Gestfitit 
auf  Art.  41  Ziffer  4  der  BVerf.  verlangten  nun  die  Beisassen  (Nieder- 
gelassenen) in  Ghur,  dass  sie  zu  allen  kantonalen  Behörden  oder 
Stellen,  sowie  zu  allen  richterlichen  Stellen  der  Niederlassongi- 
gemeinde  activ  und  passiv  wahlfähig  erklärt  werden.  Der  Grosse  Bath 
verweigerte  den  Nichtbürgern  die  Wählbarkeit  zu  solchen  Aemteni, 
da  die  Gerichts-  und  Hochgerichtsobrigkeiten  auch  eine  ökonomische 
Competenz  haben.  Auf  eingelegten  Recurs  entschied  aber  der  BK, 
es  konmie  den  Beisassen  sowol  bei  Kantonalstellen  als  in  den  Hoch- 
gerichten und  Gerichten  active  und  passive  Wahlfähigkeit  zu ,  insofern 
sie  sonst  die  gesetzlichen  Requisite  besitzen.   Motive: 

1)  Nach  Art.  41  Ziffer  4  und  Art.  42  der  BVerf.  sind  die  Nieder- 
gelassenen mit  Ausnahme  des  Stimmrechtes  in  Gemeindeangel^en- 
heiten  in  Bezug  auf  die  politischen  Rechte  den  Bürgern  gleichgestellt 

2)  Nun  kann  aber  zu  den  Bedingungen,  unter  denen  die  Ausübung 
derselben  nach  Art.  42  Statt  findet ,  der  Besitz  des  Bürgerrechtes  in 
einer  bestimmten  Gemeinde  oder  Abtheilung  des  Kantons  offenbar 
nicht  gehören,  weil  sonst  der  Niedergelassene  aus  einem  andern 
Kanton  seine  politischen  Rechte  gar  nicht  ausüben  könnte. 

3)  Zwar  kann  dieses  von  den  Niedergelassenen  des  eigenen  Kan- 
tons nicht  gesagt  werden ,  es  verlangen  aber  die  Gleichheit  vor  dem 
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Gesetze  (Art  4  der  BVerf.),  sowie  das  eigene  Interesse  der  Kantons- 
bürger, dass  sie  nicht  schlimmer  gehalten  werden  als  die  Niederge- 
lassenen anderer  Kantone,  was  auch  der  Grosse  Rath  hinsichtlich  der 
Wahlen  zu  Kantonalstellen  anerkannt  hat 

4)  Sobald  man  aber  unter  die  politischen  Rechte  auch  die  passive 
Wählbarkeit  zu  allen  Stellen  mit  Ausnahme  von  Gemeindestellen 
zählt,  worüber  nach  den  Berathungen  der  Tagsatzimg  über  Art.  42 
kein  Zweifel  obwalten  kann,  so  müssen  aus  den  oben  angeführten 
Gründen  nothwendig  auch  die  Schranken  fallen,  die  bei  Bezirkswahlen 
die  Bürger  anderer  Bezirke  ausschliessen. 

5)  Es  stehen  daher  die  Bestimmungen  der  Verfassung  von  Grrau-^ 
bünden  über  die  Wahl  der  Hochgerichts-  und  Gerichtsstellen  mit  der 
BVerf.  in  Widerspruch  imd  sie  haben  nach  Art.  4  der  Uebergangsbe- 
stimmungen  der  letztem  ihre  Gültigkeit  verloren. 

6)  Eine  theilweise  Vereinigung  unterer  Gerichtsstellen  mit  der 
Gemeindeadministration  kann  eine  vollständige  Anerkennung  der 
bundesgemäasen  Rechte  der  Niedergelassenen  nicht  hindern  oder  sus- 
pendiren,  denn  Lenama  2  des  Art  4  cit.  gestattet  keine  Ausnahme  und 
überlässt  es  den  Kantonen  nicht,  allfällige  Widersprüche  zwischen 
Bundes-  u.  Kantonalverf.  in  einem  beliebigen  Zeitpunkte  zu  heben. 

7)  Wenn  übrigens  Niedergelassene  zu  solchen  Gerichtsstellen  ge- 
wählt würden,  die  eine  administrative  Competenz  in  Gemeindesachen 
in  sich  vereinigen,  so  muss  der  Regierung  freistehen,  auf  den  Wunsch 
der  betreffenden  Gemeinde  die  geeignete  provisorische  Verfügung  zu 
treffen.  B.  1851 11.  828. 

98«  Im  October  1849  beschwerten  sich  verschiedene  Schweizer- 
bürger, die  in  Genf  in  Dienstverhältnissen  stehen,  beim  BR  darüber, 
dass  sie  von  den  Kantonalwahlen  in  Genf  ausgeschlossen  werden. 
Hierauf  hat  der  BB.  in  Erwägung: 

>  1)  dass  die  Regierung  von  Genf  in  ihrem  Berichte  vom  3.  hjs. 
(Xov.  1849)  behauptet:  der  Art.  42  der  BVerf.,  welcher  jedem  Schwei- 
zerbärger da,  wo  er  niedergelassen  ist,  die  Ausübung  des  Stimm- 
rechtes in  eidgenössischen  und  kantonalen  Angelegenheiten  gestatte, 
könne  nicht  auf  die  Dienstboten  Bezug  haben,  die  einen  andern  Kan- 
ton bewohnen  als  den  ihrigen,  auch  wenn  sie  verheiratet  oder  Fami- 
lienväter wären,  weil  das  Wort  »niedergelassen«  nothwendig  die 
Idee  eines  unabhängigen  Domicils  involvire  oder  einer  Industrie,  die 
in  eigener  Wohnung  betrieben  werde,  nicht  ein  Dienstverhältniss  be- 

6 


82  I*  Abschnitt    BmidesYerfassang. 

gründe  und  nicht  durch  einen  jährlichen  Gehalt  bezahlt  werde,  indem 
jenes  Wort  auch  bei  der  Berathung  der  BYerf.  in  diesem  Sinne  sei 
ausgelegt  worden; 

»  2)  dass  der  Ausdruck  »  niedergelassen  «  in  Art  42  der  BVerf.,  er- 
läutert durch  Art.  41,  in  der  That  in  der  beschränkten  Bedeutung  auf- 
gefasst  werden  kann,  wie  sie  in  Erw.  1  bezeichnet  wird,  so  dass  da- 
durch der  Begriff  der  flottanten  Bevölkerung  ausgeschlossen  wird ; 

»  3)  dass  die  in  der  Tagsatzung  Statt  gefundene  Berathung  übet 
Art.  42  der  BVerf.  und  besonders  die  Veränderung  der  Worte :  »  wo 
er  seinen  Wohnsitz  hata  in  die  Worte:  nwo  er  niedergelassen  w/« 
^—  den  Sinn  unterstützen,  welchen  die  Regierung  von  Genf  kraft 
des  Gesetzes  vom  29.  Sept.  1848  über  die  Ausübung  der  politischen 
fiechte  durch  Schweizerbürger  anderer  Kantone  dem  Worte  »nieder- 
gelassen« beilegt; 

»  4)  dass  der  Art.  42  auch  in  andern  Kantonen  auf  mehr  oder 
weniger  ähnliche  Weise  aufgefasst  wurde; 

»  5)  dass  ein  ausgedehnterer  Begriff,  der  aus  der  Interpretation 
des  Art.  42  durch  Art.  63  der  BVerf.  sich  ergibt,  betreffend  die  eid- 
genössischen Wahlen  nur  durch  einen  Beschluss  der  BVersammlung 
aufgestellt  werden  kann :  — 

beschlossen : 
»  Es  sei  die  Beschwerde  der  Recurrenten  abgewiesen. « 
Hierauf  wandte  sich  eine  bedeutende  Anzahl  von  Schweizerbür- 
gern, die  im  Kt.  Genf  als  Dienstboten  wohnen,  an  die  BVersammlung 
mit  dem  Gesuche,  dass  ihnen  das  Stimmrecht  zugestanden  werde.  Sie 
machten  namentlich  darauf  aufmerksam,  dass  andere  Personen,  die 
in  ähnlichen  Verhältnissen  wie  sie  sich  befinden,  zum  Stimmrecht  zu- 
gelassen werden,  wie  z.  B.  Gärtner,  Viehhirten,  Kutscher,  Thürhüter, 
Ausläufer,  Köche,  Gommis,  Bedienstete  in  Bureaux,  Magazinen  und 
Kaffehäusern  u.  s.  w. 

In  seinem  Berichte  an  die  BVersammlung  hob  der  BR  zunächst 
als  eine  bedauerliche  Erscheinung  hervor,  dass  es  mit  dem  Stimmrecht 
der  Schweizerbürger  in  Kautonalangelegenheiten  ganz  verschieden 
gehalten  werde,  so  dass  die  nämlichen  Personen  in  den  einen  Kan- 
tonen stinmxberechtigt  seien,  in  den  andern  nicht.  Dieses  rühre  da^ 
her,  dass  kein  bundesgesetzlicher  Begriff  der  Niederlassung  aufgestellt 
sei  und  alles  davon  abhänge,  ob  nach  den  kantonalen  Gesetzen  den 
verschiedenen  Klassen  von  Personen  Niederlassungs-  oder  Aufent- 
haltsbewilligung ertheilt  zu  werden  pflege.    Es  sei  diess  unläugbar 
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ein  Uebelstand,  weil  die  BVerf.  ofifenbar  wolle,  dass  die  Schweizer- 
bürger in  ihren  politischen  Rechten  gleich  gehalten  werden  und  zwar 
so  Tiel  möglich  auch  bei  kantonalen  Wahlen  (Art.  4  und  42  der  BVerf.). 
...Es  wäre  daher  wünschbar,  wenn  Art.  42  hinsichtlich  der  kantona- 
len Angelegenheiten  folgender  Weise  interpretirt  würde : 

» In  kantonalen  Angelegenheiten  sind  nach  Art.  42  der  BVerf. 
alle  Schweizerbürger  stimmfähig,  welche 
» a.  die  mit  Rücksicht  auf  diesen  Artikel  festgesetzte  Zeit  im  Kanton 

sich  aufgehalten  haben ; 
» b.  in  gleichem  Verhältnisse  wie  die  Bürger  oder  Niedergelassenen 

an  die  Staats-  oder  Gemeindelasten  beitragen; 
>c.  im  üebrigen  die  nach  den  Kantonsgesetzen  für  die  Ausübung 
der  politischen  Rechte  erforderlichen  Eigenschaften  besitzen. « 
Die  vorliegende  Beschwerde  hält  der  BR  in  dem  Sinne  für  be- 
gründet, dass  die  Recurrenten  entweder  zum  Stimmrecht  zugelassen, 
oder  dass  alle  diejenigen  kantonsfremden  Schweizerbürger,  die  so 
wenig  als  sie  unter  den  gesetzlichen  Begriff  der  Niederlassung  fallen, 
ebenfalls  ausgeschlossen  werden. 

In  einem  spätem  Berichte  fugt  der  BR.  bei,  es  ergebe  sich  aus 
Art.  3  des  genferschen  Gesetzes  vom  20.  Febr.  1850,  dass  Dienstboten 
überhaupt,  mit  Ausnahme  jedoch  der  Gomptoir-  und  Magazinbe- 
diensteten und  derjenigen,  die  sich  in  von  der  Polizei  überwachten 
Etablissements  befinden,  keine  Niederlassungsbewilligung  erhalten 
können  und  folglich  auch  nicht  am  Stimmrecht  Theil  haben.  Das 
Gesetz  ertheile  und  verweigere  also  die  Niederlassung  nach  einer  ganz 
beUebigen  Unterscheidung,  die  sich  auf  die  Art  der  Thätigkeit  oder 
des  Berufes  und  der  damit  verbundenen  grossem  oder  geringem  Un- 
abhängigkeit beziehe.  Wenn  nun  auch  keinem  Kanton  das  Recht  be- 
stritten werden  könne,  das  Stimnu*echt  in  Kantonsangelegenheiten 
nor  den  wirklich  Niedergelassenen  zu  ertheilen,  obgleich  manche 
Kantone  es  auch  den  blossen  Aufenthaltern  gestatten,  so  müsse  doch 
den  Kantonen  das  Recht  bestritten  werden,  weiter  gehende  Bedin- 
gcmgen  an  das  Recht  der  Niederlassung  zu  knüpfen,  als  die  BVerf. 
(Art  41)  gestatte.  In  diesem  Artikel  sei  aber  nirgends  davon  die 
Rede,  dass  der  Niedergelassene  einen  selbständigen  Gewerb  betrei- 
ben müsse  und  in  keinerlei  Abhängigkeit  von  andern  Personen  stehen 
dürfe.  Aus  der  Niederlassung  folge  allerdings  das  Recht,  einen  Be- 
ruf selbständig  zu  betreiben ;  dieses  Recht  sei  aber  offenbar  nicht 
zugleich  eine  Pflicht  oder  eine  Bedingung  der  Niederlassung.   Der 
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Hauptfehler  liege  also  in  diesem  Gesetze,  das  schon  principiell  eine 
unzulässige  Ungleichheit  einführe,  die  der  Natur  der  Verhältnisse 
nach  in  der  Vollziehung  des  Gesetzes  noch  einen  weit  grossem  Spiel- 
raum erhalten  könne 

Die  BVersammlung  beschloss  am  21.  Juli  1854: 

» 1)  Der  Art.  3  des  genferschen  Niederlassungsgesetzes  vom  26. 
Febr.  1850  ist  mit  Art.  41  der  BVerf.  in  Einklang  zu  bringen. 

»  2)  Der  BR  ist  mit  der  Vollziehung  dieses  Beschlusses  beauftragt 
und  im  Weitem  eingeladen,  die  nöthigen  Massregeln  zu  treffen,  da- 
mit diejenigen  Bestimmungen,  welche  im  Widerspruche  mit  der  BVer£ 
das  Niederlassungs-  und  Wahlrecht  beschränken,  auch  in  andern 
Kantonen,  wo  solche  Beschränkungen  noch  bestehen,  aufgehoben 
werden. «  Oft  8.  IV.  888. 

In  Folge  dieses  Auftrages  forderte  der  BR.  durch  Kreisschreiben 
vom  4.  Octbr.  1854  die  Gesetze  über  das  Niederlassungs-  und  Wahl- 
recht zur  Einsicht  und  machte  sodann  an  denselben  folgende  Aus- 
stellungen : 

a.  Bern,  Obwol  in  §  6  des  Gesetzes  über  die  öffentlichen  Wah- 
len vom  7.  Octbr.  1851  die  Art.  3,  42  und  63  der  BVerf.  citirt  sind, 
so  steht  derselbe  doch  mit  Art.  42  insofern  im  Widerspruch,  als  er  ftv 
alle  in  §  1  genannten  Wahlen,  also  auch  für  die  eidgenössischen,  einen 
Aufenthalt  von  2  Jahren  im  Kanton  verlangt,  während  nach  Art  42 
das  Stinunrecht  der  kantonsfremden  Niedergelassenen  bei  solchen 
Wahlen  nicht  an  irgend  welchen  längern  Aufenthalt  im  Kanton  ge- 
knüpft ict.  Die  Regiemng  von  Bern  wurde  daher  eingeladen,  bei 
einer  Revision  des  Gesetzes  den  §  6  aufzuheben  und  inzwischen  das 
Gesetz  im  Sinne  des  Art.  42  der  BVerf.  vollziehen  zu  lassen. 

b.  Luzem,  Der  BR.  fand  die  dortigen  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen über  Niederlassung  und  Stimmfähigkeit  der  Schweizerbürger  in 
Uebereinstimmung  mit  den  BVorschriften,  in  der  Meinung  und  Vor- 
aussetzung jedoch,  dass  Art.  42  des  Niederlassungsgesetzes  vom  5.  Juni 
1849  [» Eidgenossen  wird  die  Niederlassungsbewilligung  auf  unbe- 
stimmte Zeit  ertheilt«]  in  dem  Sinne  angewendet  und  vollzogen  werde, 
als  ob  es  hiesse :  Eidgenossen  wird  die  Niederlassungsbewilligang  auf 
unbestimmte  Zeit,  immerhin  wenigstens  auf  vier  Jahre  ertheilt  (BGe- 
setz  über  die  Dauer  und  Kosten  der  Niederlassungsbewilligungen 
I.  271).  Auch  dürfte  es  wünschbar  sein,  das  Gesetz  bei  einer  allfal- 
ligen  Revision  in  diesem  Sinne  zu  ändern. 

c.  Uri,    Art.  2  des  Niederlassungsgesetzes  vom  20.  Febr.  1850 
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nimmt  vom  Rechte  der  Niederlassimg  diejenigen  Tolerirten  aus,  die 
nicht  als  unbedingte  Bürger  desjenigen  Kantons,  in  dem  sie  eingetheilt 
sind,  sich  ausweisen.  Diese  Bestimmung  soll  nach  dem  Beschlüsse  des 
BB.  den  Sinn  haben,  dass  diejenigen  Tolerirten,  die  nach  Art.  4  des 
Heimatlosengesetzes  [U.  1 38]  in  einen  Kanton  und  in  eine  Qemeinde 
eingebürgert  sind,  als  unbedingte  Bürger  betrachtet  werden  müssen 
und  daher  nicht  von  der  Niederlassung  ausgeschlossen  werden  können. 

d.  Zug,  Zu  §  7  des  Gesetzes  über  die  Organisation  des  Ge- 
meindewesens vom  11.  Jimi  1851  wurde  bemerkt,  er  könnte  so  aus- 
gelegt werden,  als  ob  die  darin  bezeichneten  Personen  ihres  Abhän- 
gigkeitsverhältnisses  wegen  von  dem  Erwerb  der  Niederlassung  und 
somit  desshalb  auch  vom  Stimmrecht  ausgeschlossen  seien.  So  aus- 
gelegt würde  §  7  dem  Art.  41  der  BVerf.  widersprechen,  indem  der 
letztere  in  Bezug  auf  die  sociale  Stellung  der  Niedergelassenen  diese 
Unterscheidung  nicht  aufstellt.  Der  §  7  darf  daher  nur  die  Ausle- 
gung und  Anwendung  erhalten,  dass  die  darin  bezeichneten  Personen 
vom  Stimmrecht  nur  wegen  Mangels  der  Niederlassungsbewilligung 
ausgeschlossen  sind,  dass  sie  aber  die  letztere  und  somit  auch  das 
Stimmrecht  erlangen,  so  bald  sie  es  wünschen  und  den  Bedingungen 
des  Art.  41  der  BVerf.  entsprechen  können. 

e.  Basel'StadL  Unter  der  Voraussetzung,  dass  §  4  des  Gesetzes 
vom  7.  Febr.  1849  nur  als  administrative  Regel  gelte,  dass  aber  auch 
den  in  §  2  bezeichneten  Personen  Niederlassungsbewilligungen  er- 
theilt  werden,  sofern  sie  es  verlangen  und  die  Bedingungen  des  Art. 
41  der  BVerf.  erfüllen  können,  bietet  erwähntes  Gesetz  keinen  Stoff 
zur  Einsprache  dar. 

f.  Basel-Land,  Das  dortige  Gesetz  über  die  Einsassen  ist  in  fol- 
genden Beziehungen  mit  den  BVorschriften  nicht  im  Einklang: 

Nach  §  1  lässt  sich  annehmen,  dass  nur  diejenigen  Personen, 
die  Liegenschaften  besitzen,  oder  eine  eigene  Haushaltung  führen, 
oder  einen  selbständigen  Gewerb  betreiben,  als  Niedergelassene 
qualificirt  werden  und  folglich  stimmfähig  sind.  Sofern  man  dieses 
blos  als  eine  administrative  Regel  betrachten  will,  lässt  sich  nichts 
dagegen  einwenden;  dagegen  würde  dieser  §  1  gegen  Art  41  der 
der  BVerf.  Verstössen,  wenn  er  den  Sinn  hätte,  dass  man  Personen, 
die  zwar  nicht  die  erwähnten  Eigenschaften  haben,  gleichwol  aber 
den  Bedingungen  jenes  Art.  41  Ziffer  1  entsprechen  können,  die  Nie- 
derlassungsbewilligung, sofern  sie  dieselbe  verlangen,  und  somit  auch 
das  Stimmrecht  verweigern  würde. 
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In  §  4  ist  das  Aufiiahmerforderniss  No.  3  im  Widerspruch  mit 
Art  41  Ziff.  1  der  BVerf.,  der  dieses  Requisit  nicht  vorschreibi  Es  ist 
dasselbe  überdiess  ganz  unnöthig,  weil  der  Heimatschein  und  der 
Art.  41  Ziff.  6  der  BVerf.  für  den  beabsichtigten  Zweck  vollständig 
hinreichen. 

In  §  9  wird  ganz  im  Widerspruch  mit  Art.  41  Ziff.  5  der  BVerf. 
von  Schweiz.  Niedergelassenen  die  doppelte  Einsassgebühr  verlangt  und 
von  den  kantonsangehörigen  Niedergelassenen  nur  die  einfache. 

In  §  12  sind  die  Ziffern  1  und  3  unzulässig ;  die  erstere  aus  den 
ad  §  1  angeführten  Gründen ;  die  letztere,  weil  die  Regierung  nur  in 
den  Fällen  des  Art.  41  Ziff.  6  der  BVerf.  das  Niederlassungsrecht  ent- 
ziehen kann. 

Der  §  14  ist  in  Einklang  zu  bringen  mit  dem  BGesetze  über  die 
Dauer  imd  die  Kosten  der  Niederlassung.  Er  macht  wieder  einen 
Unterschied  zwischen  Kantons-  und  Schweizerbürgem  und  es  ist  nicht 
ersichtlich,  ob  die  Taxen  höher  seien  als  in  jenem  BGesetze,  weil 
man  die  Dauer  der  Niederlassungsbewilligungen  nicht  kennt. 

Die  Regierung  von  Baselland  wurde  daher  eingeladen,  das  fragL 
Gesetz  beförderlich  im  Sinne  der  BVerf.  zu  revidiren  und  inzwisdien 
keine  der  letztern  widersprechende  Bestinmiung  in  Vollziehung  zu 
bringen. 

g.  Appenzell  A,  R  Der  Grosse  Rath  beschloss  am  10.  April  1849, 
dass  die  seit  einem  Jahr  niedergelassenen  Schweizer  bei  Landsge- 
meinden  und  Kirchhören  stimmfähig  seien,  lieber  eidgenössische  Ab- 
stimmungen findet  sich  nichts  vor.  —  Der  Regierung  wurde  eröffnet, 
dass  das  Gesetz  in  kantonalen  Angelegenheiten  genügend  sei,  daas 
aber  nach  Art.  42  der  BVerf.  bei  eidgenössischen  Abstimmungen  die 
Niederlassung  seit  einem  Jahr  nicht  gefordert  werden  könne. 

h.  Aargau.  Das  Niederlassungsgesetz  vom  7.  Mai  1846  bestimmt 
in  §  39  nicht  niir  wie  in  §  6,  dass  der  Fremde  zum  Betrieb  eines 
selbständigen  Gewerbes  oder  zum  Grundbesitz  eine  Niederlassungs- 
bewilligung  haben  müsse,  sondern  es  geht  weiter  und  sagt,  dass  nur 
an  solche  Personen,  die  in  diese  zwei  Klassen  gehören,  derlei  Be- 
willigungen ertheilt  werden  können;  m.  a.  W. :  dieser  §  stellt  für 
die  Niederlassung  und  somit  auch  für  die  damit  verbundenen  Rechte 
weitere  und  neue  Bedingungen  auf,  die  in  Art.  41  Ziff.  1  der  BVert 
nicht  enthalten  sind.  Vielmehr  sind  in  Art.  41  Ziff.  4  die  Befug- 
nisse, Grrundbesitz  zu  haben  und  Gewerbe  treiben  zu  können,  als 
Rechte  bezeichnet,  die  aus  der  Niederlassung  herfliessen,  nicht  aber 
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als  Bedingungen  zur  Niederlassung.  Es  lässt  sich  nichts  dagegen  ein- 
wenden, wenn  ein  Gesetz  als  Regel  au&tellt,  dass  nur  diejenigen  einer 
Niederlassungsbewilligung  bedürfen,  die  einen  selbständigen  Gewerb 
betreiben  oder  Grundeigenthum  erwerben  wollen ;  allein  es  ist  nicht 
statthaft,  weiter  zu  gehen  und  andere  Personen,  die  diese  Absicht 
nicht  haben,  gleichwol  aber  den  Bedingungen  des  Art.  41  Ziff.  1  ge- 
nügen können,  die  Niederlassung  zu  verweigern^  sofern  sie  darum 
einkommen.  —  Ueber  das  Stimm-  und  WaUrecht  beruft  sich  die  Re- 
gierung auf  Art.  36  der  Verfassung.  Gegen  diesen  ist  nichts  einzu- 
wenden, sofern  er  sich  nur  auf  kantonale  Angelegenheiten  bezieht; 
in  Bezug  auf  Bundesangelegenheiten  würde  er  in  einem  doppelten 
Widerspruch  mit  der  BVerf.  stehen,  indem  er  entgegen  dem  Art.  42 
der  letztem  den  einjährigen  Aufenthalt  und  bei  Nationalrathswahlen 
entgegen  dem  Art.  63  das  22.  Altersjahr  als  Bedingungen  des  Stimm- 
rechts au&tellen  würde. 

Die  Regierung  von  Aargau  wurde  demgemäss  eingeladen :  Den 
§  39  nicht  weiter  zu  vollziehen  und  bei  einer  allfalligen  Revision  des 
Gesetzes  denselben  wegzulassen  oder  mit  Art.  41  Ziff.  1  der  BVerf.  in 
Einklang  zu  bringen. 

Hinsichtlich  des  Stimmrechts  ward  der  Vorbehalt  ausgesprochen, 
dass  §  36  der  Kantonsverfassung  nur  für  kantonale  Angelegenheiten 
massgebend  sein  könne  und  dass  bei  eidg.  Abstimmungen  Art.  42  resp. 
63  der  BVerf.  anzuwenden  sei 

L  Thargau.  Die  Regierung  wurde  aufmerksam  gemacht,  dass 
§  4  Ziff.  2  der  Verfassung  rücksichtlich  eidgen.  Abstimmungen  im 
Widerspruch  stehen  würde  mit  Art.  42  der  BVerf. 

k.  Tessin.  Die  Vollziehungsverordnung  vom  11.  Dec.  1851  ent- 
halt folgende  Bestimmungen : 

»§  6.  Die  neu  Emgebürgerten  geniessen  erst  dann  die  übrigen  Rechte  der 
Bürger  (mit  Ausschluss  der  Theilnahme  am  Bürgergut),  wenn  sie  nachweisen,  dass 
sie  25  Jahre  alt  seien  und  ein  gewisses  Vermögen  besitzen. 

»  §  7.  Die  Schweiz.  Niedergelassenen  erhalten  die  Ausübung  ihrer  politischen 
Rechte  erst  dann,  wenn  sie  die  oben  erwähnten  Bedingungen  auch  erfüllen  und 
überdiess  2  Jahre  sich  im  Kanton  aufgehalten  haben.« 

Offenbar  wäre  dieses  eine  unzulässige  Beschränkung  im  Wider- 
spruch mit  Art.  42  der  BVerf.,  insofern  die  übrigen  tessinischen  Bür- 
ger diese  Requisite  nicht  erfüllen  müssen ,  was  aus  der  Verordnung 
nicht  hervorgeht. 

Hinsichtlich  der  eidgen.  Abstimmungen  sollen  nach  der  Prairis 
alle  domicilirten  Schweizer  Theil  nehmen  können.    Um  aber  ein  Do- 
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micil  zu  begründen,  bedarf  es  nach  Art.  4  des  Gesetzes  vom  24.  Not. 
1851  eines  Aufenthalts  von  einem  Jahre.  Wird  nun  das  Domicil  in 
diesem  Sinne  verstanden  und  bei  eidgen.  Abstinmiungen  angew^det, 
so  widerspricht  dieses  dem  Art.  42  der  BYerf 

Unter  Hinweisung  auf  diese  Bemerkungen  wurde  die  Regierung 
von  Tessin  angefragt: 

1)  Ob  die  sämmtlichen  tessinischen  Bürger  zur  Ausübung  der  po- 
litischen Rechte  die  Bedingungen  erfüllen  müssen,  welche  in  §  6  der 
Regienmgsverordnung  vom  11.  Dec.  1851  enthalten  seien? 

2)  Ob  bei  eidg.  Abstimmungen  verlangt  werde,  dass  die  Schweizer- 
bürger anderer  Kantone  ein  Jahr  im  Et.  Tessin  sich  aufgehalten  haben? 

1.  Waadt  Das  Gesetz  vom  13.  Dec.  1848,  welches  das  Nieder- 
lassungswesen regulirt,  entspricht  den  BVorschrifben  in  der  Voraus- 
setzung und  mit  dem  Vorbehalt: 

a.  dass  die  in  Art.  6  bezeichneten  Personen  (Schweizerbürger)  auch 
eine  Niederlassungsbewilligung  erhalten  können,  wenn  sie  es  ver- 
langen und  den  Bestimmungen  des  Art  41  Ziff.  1  Genüge  leisten; 

b.  dass,  wenn  nach  Art.  8  die  Niederlassungsbewilligung  nur  für  1, 
2  oder  3  Jahre  ertheilt  wird,  im  gleichen  Verhältniss  auch  die 
durch  das  BGesetz  über  die  Dauer  und  Kosten  der  Niederlassungs- 
bewilligungen  festgesetzte  Taxe  herabgesetzt  werde. 

Art.  1  des  Decretes  vom  17.  Jan.  1849  genügt  für  die  Stimm- 
fahigkeit  in  kantonalen  Angelegenheiten,  allein  für  die  eidgen.  Stimm- 
gebungen  würde  er  den  Art  42  und  63  der  BVerf.  widersprechen,  in- 
dem er  einjährigen  Aufenthalt  im  Kanton  und  ein  Alter  von  21  Jahren 
verlangt. 

m.  Wallis.  Ein  Gesetz  vom  22.  Mai  1854  enthält  in  Art.  2  die 
Bedingungen  der  Stimmfahigkeit  für  die  Nationalrathswahlen ;  allein 
es  ist  daraus  nicht  ersichtlich,  ob  dasselbe  auch  für  die  andern  eidg. 
Abstimmungen  gelte.  Es  wurde  daher  der  Regierung  von  Wallis  be- 
merkt, es  werde  vorausgesetzt,  dass  jenes  Gesetz  auch  bei  andern 
eidg.  Abstimmungen  angewendet  werde,  z.  B.  bei  Wahlen  der  ei^g. 
Geschwornen  und  bei  Abstimmungen  über  die  BVerf. 

n.  Neuenburg,  Für  eidgen.  Abstimmungen  liegt  nichts  vor  und 
man  weiss  daher  nicht,  ob  Art.  29  der  Verfassung,  wonach  alle 
Schweizer,  die  20  Jahre  alt  und  seit  zwei  Jahren  im  Kanton  wohn- 
haft sind,  an  den  Wahlen  Theil  nehmen  können,  dort  auch  angewen- 
det wird.  —  Der  Regierung  von  Neuenburg  wurde  demnach  bemerkt, 
der  Art.  29  der  Kantonsverfassung  sei  für  kantonale  Angelegenheiten 
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den  B Vorschriften  entsprechend ;  es  werde  jedoch  vorausgesetzt,  dass 
bei  eidg.  Abstimmungen  nicht  dieser  Art.  29,  sondern  der  Art.  42  der 
BVer£  Anwendung  finde. 

99«  Nach  Art.  71  der  waadtländischen  Verfassung  hat  jede  Ge- 
meinde unter  600  Seelen  einen  Conseil  general,  bestehend  aus  den 
waadtländischen  Activbürgem,  die  wenigstens  seit  drei  Monaten  da 
wohnhaft  sind ;  jede  Gemeinde  über  600  Seelen  wählt  einen  Conseil 
communal  von  25 — 100  Mitgliedern.  Nach  Art  72  hat  jede  Gemeinde 
eine  Mnnicipalität  (den  eigentlich  verwaltenden  Gemeinderath). 

Durch  Gesetz  vom  25.  Nov.  1859  §  2  wurde  dann  bestimmt,  dass 
die  Gesckwomenwahlen  nicht  mehr  wie  1846  durch  allgemeine  Stimm- 
gebung,  noch  wie  1850  durch  das  Loos  Statt  finden  sollen,  sondern 
durch  den  Conseil  general  resp.  communal,  je  nachdem  die  Gemeinde 
diesen  oder  jenen  hat 

Hierüber  beschweren  sich  nun  402  im  Kanton  Waadt  niederge- 
laesene  Schweizerbürger,  indem  dieses  Gesetz  mit  Art.  41  der  BVerf. 
im  Widerspruch  stehe. 

Der  Staatsrath  von  Waadt  bemerkt  dagegen:  Das  Gesetz  vom 
31.  Jan.  1846,  das  in  Art.  93  bestimmt  habe,  es  sollen  die  Geschwor- 
nen  durch  die  Gemeindewahlversammlungen  gewählt  werden,  habe 
die  üble  Folge  gehabt,  dass  die  Wahlen  eine  politische  Färbung  er- 
halten haben.  Diesem  Uebel  habe  man  durch  das  Decret  vom  1.  Febr. 
1850  steuern  wollen,  nach  welchem  die  kantonalen  Geschwornen 
durch  das  vom  Friedensrichter  jedes  Kreises  zu  ziehende  Loos  aus 
allen  in  dem  Bürgerverzeichnisse  eingetragenen  Bürgern  bestellt 
werden  sollten.  Da  aber  das  Loos  viele  ganz  untaugliche  Geschworne 
zu  Tage  gefordert  habe,  sei  man  gezwungen  worden,  auch  davon  ab- 
zugehen; so  sei  man  zu  dem  System  des  Gesetzes  vom  25.  Nov.  1859 
gekommen,  das  nach  den  kürzlich  Statt  gehabten  Wahlen  zu  schlies- 
sen,  auf  eine  bessere  Verwaltung  der  kantonalen  StraCrechtspfiege 
zählen  lasse.  —  Das  BGesetz  vom  5.  Jan.  1849  beziehe  sich  nur  auf 
die  Wahl  der  eidgenössischen  Gechwornen,  der  Staatsrath  aber  kenne 
keine  ähnliche  Bestimmung,  welche  die  Kantone  zu  diesem  oder  je- 
nem Wahlverfahren  in  Bezug  auf  die  ktmtonalen  Geschwornen  ver- 
pflichte. Es  stehe  daher  jedem  eidgenössischen  Stande,  kraft  seiner 
Souveränetätsrechte,  frei,  seinem  Gerichtswesen  diejenigen  Formen 
zu  geben,  die  er  für  angemessen  und  den  Bedürfnissen,  den  Sitten 
und  Gebräuchen  entsprechend  erachte.  Die  BeruAmg  auf  Art.  41  der 
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BVerf.  passe  nicht,  weil  auch  die  Waadtländer  von  directer  TheU- 
nahme  an  den  Wahlen  ausgeschlossen  seien,  die  niedergelassenen 
Schweizerbürger  aber  bessere  Rechte  nicht  in  Anspruch  nehmen  kön- 
nen. Auffallend  sei  auch,  dass  die  Recurrenten  gegen  das  Decret 
vom  Jahr  1850,  das  an  die  Stelle  der  directen  Wahlen  das  Loos  ge- 
setzt, keine  Einsprache  erhoben  haben.  Sie  haben  zudem  um  so  we- 
niger Grund  sich  zu  beschweren ,  als  sie  von  der  Wählbarkeit  nicht 
ausgeschlossen  seien,  wie  denn  auch  auf  den  Listen  aller  Bezirke 
Namen  nicht  -  waadtländischer  Schweizer  sich  wirklich  finden. 

B.  18d0  L  608. 

Nachdem  dann  die  Regierung  von  Waadt  am  23.  Juni  1860  dem 
BR  nachträglich  gemeldet,  der  Grosse  Rath  habe  sie  am  26.  Mai 
beauftragt,  einen  Gesetzesentwurf  vorzidegen,  durch  den  das  angefochr 
tene  Gesetz  vom  25.  Nov.  1859  mit  der  BVerf.  in  Einklang  gebracht 
werde,  zu  welchem  Ende  bereits  eine  Commission  niedergesetzt  worden 
sei,  haben  die  Räthe  am  4./5.  Juli  1860,  »da  die  Sache  eine  veränderte 
geworden« ,  den  Gegenstand  als  erledigt  erklärt. 

100»  Mehrere  im  Kanton  Zug  als  Fabrikarbeiter  sich  aufhaltende 
Schweizerbürger  beschweren  sich  darüber ,  dass  ihnen  von  dortiger 
Regierung  das  Stimmrecht  bei  eidgenössischen  und  kantonalen  Wahlen 
aus  dem  Grunde  verweigert  werde ,  weil  sie  blosse  Aufenthalter  seien. 
Der  BR  beschloss  am  3.  Oct.  1860:  Die  Regierung  von  Zug  ist 
einzuladen ,  mit  Beförderung  die  Abänderung  des  Gesetzes  über  die 
Organisation  des  Gemeindewesens  im  Sinne  nachstehender  Erwägun- 
gen einzuleiten ;  inzwischen  kann  den  Recurrenten  das  Stimmrecht 
bei  den  Nationalrathswahlen  aus  dem  Grunde  der  mangelnden  Nie- 
derlassung nicht  verweigert  werden : 

1)  Ueber  die  Stimmberechtigung  zu  den  Wahlen  in  den  National- 
rath  ist  ein  specielles  Verfassungsgesetz  vorhanden  (Art.  63  d.  BVerf.), 
das  aus  diesem  Grunde  allein  in  dieser  Frage  massgebend  ist  und 
zwar  um  so  mehr ,  als  Art.  42  der  BVerf.  von  der  Ausübung  der  poli- 
tischen Rechte  überhaupt  in  eidgenössischen  und  kantonalen  Angele- 
genheiten handelt  und  den  Gedanken  ausdrückt,  dass  diese  beiden  Ar- 
ten von  Wahlen  im  Niederlassungskanton  Statt  finden  können,  womit 
keineswegs  ausgeschlossen  wird ,  dass  eidgenössische  Wahlacte  nicht 
auch  am  Wohnorte  im  weitem  Sinne  des  Wortes  statthaft  seien. 

2)  Nim  schreiben  aber  Art.  63  der  BVerf.  und  Art.  4  des  Gesetzes 
über  die  Nationalrathswahlen  ausdrücklich  den  Wohnsitz  oder  regel- 
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massigen  Aufenthaltsort  als  Bedingung  der  Stimmfähigkeit  >or  und 
nicht  die  Niederlassung. 

3)  Diese  beiden  Ausdrücke  in  Art  42  und  63  sind,  wie  sich  aus 
den  Verhandlungen  darüber  ei^bt ,  nicht  zufällige  Redactionen ,  die 
den  nämlichen  Begriff  ausdrücken  sollen,  sondern  sie  wurden  absicht- 
lich gewählt.  Es  ist  denn  auch  von  selbst  einleuchtend ,  warum  man 
die  kantonalen  Wahlen  an  die  Bedingung  der  Niederlassung  oder  eines 
zweijährigen  Aufenthaltes  knüpfte,  nicht  aber  die  Wahlen  in  den  Na- 
tiona&ath. 

4)  Da  Art  63  den  Wohnort  vorschreibt,  so  können  die  kantonalen 
Gesetze  diesen  Begriff  nicht  in  den  der  Niederlassung  umwandeln. 
Es  müssen  mithin  die  Worte  in  Art  63 :  »und  im  Uebrigen ausge- 
schlossen ist«  nur  auf  die  persönliche  Stimmfähigkeit,  ohne  Rücksicht 
auf  den  Wohnsitz  bezogen  werden.          B.  1860  HI.  176.  cf.  1861 1.  866. 

b,    Freie  Gewerbsausübung, 
BVerf.  Art.  41  4.  —  Vgl.  No.  51 .  ?6. 

101»  Ohne  vorher  erlangte  Niederlassungsbewilligung  ist  Nie- 
mand befugt  ein  Geschäft  zu  etabliren.       BR.  v.  27.  Jan.  1861  No.  386. 

lOS»  Die  Beschwerden  über  Beschränkung  der  Gewerbsbetrei- 
bung beruhen  sehr  oft  entweder  auf  der  Verwechslung  des  Begriffs 
der  freien  Niederlassung  mit  demjenigen  der  Gewerbsfreiheit  oder 
auf  der  irrigen  Anwendung  des  Art.  29  der  BVerf.  über  freien  Kauf 
und  Transit  der  Waaren.  Die  Gesetzgebung  der  Kantone  über  das 
Gewerbswesen  ist  hiebei  massgebend.  B.  1852 1.  897. 

103»  Die  Niederlassung  hat  nicht  absolute  Gewerbsfreiheit  zur 
Folge.  So  wenig  als  der  Ausdruck  »freie  Niederlassung^  eine  kosten- 
freie Niederlassung  bezeichnet ,  ebenso  wenig  bedeutet  der  Ausdruck 
^ freie  Gewerbsausübung*  eine  absolute  Gewerbsfreiheit  Ait.  41  der 
BVerf.  behält  nämlich  mit  klaren  Worten  die  Gesetze  der  Kantone 
Tor  und  verlangt  nur ,  dass  dieselben  die  Kantonsbürger  nicht  bevor- 
zugen dürfen.  Gleichwol  kommen  häufig  unbegründete  Recurse  dieser 
Art  vor ,  z.  B.  über  Ausübung  des  Lehrerberufes ,  der  Medicin ,  der 
niedem  Chirurgie,  über  Fleischverkauf,  Wirthschaftsconcessionen 
u.  8.  w.  B.  1851  n.  821.  Vgl  No.  105.  177. 

104.  Der  Beruf,  der  nach  Art.  41  Ziffer  1  AI.  2  der  BVerf.  beim 
Abgang  anderer  Hülfsquellen  zur  Ernährung  des  Niedergelassenen 
und  seiner  Familie  nachgewiesen  werden  muss,  darf  nicht  anders  aus- 
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geübt  werden,  als  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Kantons,  worin 
derselbe  sich  niederzulassen  beabsichtigt,  insofern  die  Angehörigen 
dieses  Kantons  denselben  auch  ohne  Ausnahme  unterworfen  sind.  — 
Diese  Gesetze  schreiben  allerdings  Bedingungen  vor,  die  in  den  einen 
Kantonen  schwerer  zu  erfüllen  sind,  als  in  den  andern,  so  dassin 
dieser  Hinsicht  keine  Gleichheit  unter  den  Schweizern  besteht  Aber 
es  darf  nicht  zugelassen  werden,  dass  Schweizer  anderer  Kantone 
ihren  Beruf  abgabenfrei  ausüben,  während  die  Angehörigen  dieses 
Kantons  Gebühren  zu  erlegen  haben.  Aus  diesem  Grunde  und  mit 
Rücksicht  auf  die  freie  Niederlassung  und  andere  Beziehungen  ge- 
schieht es,  dass  die  Bundes-  und  Kantonalbehörden  inner  den  Schran- 
ken ihrer  Befugnisse  daraufsehen,  dass  die  zur  Ausübung  der  Gewerbe 
u.  s.  w.  vorgeschriebenen  Bedingungen  im  Allgemeinen  unge&hr  in 
allen  Kantonen  die  nämlichen  seien ,  um  diejenige  wirkliche  Gleich- 
heit zu  erzielen,  welche  die  BVerf.  im  Auge  gehabt  hat. 

B.  1850  m.  134. 

105»  Die  Regierung  von  Luzem  beschwert  sich,  dass  diejenige 
von  Bcisel-Stadt  sich  weigere ,  ihrem  Angehörigen  J.  B.,  der  zwar  erst 
22^2  Jahre  alt,  aber  nach  luzernischen  Gesetzen  volljährig  und  mit 
allen  erforderlichen  Ausweisen  versehen  sei,  die  Niederlassung  und 
Ausübung  seines  Gewerbes  als  Zuckerbäcker  zu  gestatten ,  weil  nach 
baseischen  Gesetzen  das  zurückgelegte  24.  Altersjahr  verlangt  werde, 
um  sich  selbständig  etabliren  zu  können.  Nun  sei  es  aber  allgemein 
Rechtens ,  dass  Statusfragen  nach  den  Gesetzen  der  Heimat  entschie- 
den werden  müssen ,  auch  anerkenne  Basel-Stadt  zu  Ertheilung  einer 
Niederlassungsbewilligung  verpflichtet  zu  sein,  nur  wolle  es  dem  J.  B. 
die  Ausübung  seines  Berufes  auf  eigene  Rechnung  verweigern.  Das 
Recht  der  Niederlassung  schliesse  indess  auch  die  Befugniss  zu  freier 
Gewerbsausübung  in  sich. 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen.    Gründe: 

1)  Die  Gewerbsausübung,  als  Folge  der  Niederlassung ,  ist  nicht 
eine  unbedingt  freie ,  sondern  sie  ist  beschränkt  durch  die  Gesetze 
und  Verordnungen  des  Kantons,  die  in  allen  Beziehungen  die  Nieder- 
gelassenen dem  eigenen  Bürger  gleich  halten  sollen. 

2)  Diese  Gesetze  dürfen  zwar  allerdings  mit  den  BVorschriften 
und  namentlich  mit  den  Bedingungen  der  Niederlassung  (Art.  41 
Ziffer  1  der  BVerf.)  nicht  im  Widerspruch  stehen;  dieses  ist  aber 
nicht  der  Fall,  wenn  ein  Kanton  die  Befugniss  zum  selbständigen  Ge- 
wefbsbetrieb  auch  für  seine  eigenen  Bürger  an  die  Bedingung  der 
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Volljährigkeit  knüpft,  zumal  von  dieser  der  Genuss  der  vollen*bürger- 
lichen  Rechte  (Art.  41  Ziffer  1,  c  der  BVerf.)  abhängt. 

3)  Nun  darf  aber  die  Frage  der  Handlungsfähigkeit  nach  den  Ge- 
setzen der  Kantone  behandelt  werden,  wo  diese  geltend  gemacht 
werden  soll,  indem  die  Behauptung,  dass  die  Gesetze  des  Heimatkan- 
tons darüber  entscheiden ,  nicht  auf  einer  positiven ,  die  Souveränetät 
der  Kantone  beschränkenden  Rechtsnorm  beruht ;  denn  es  ist  weder 
eine  BVorschrift,  noch  ein  Concordat  in  diesem  Sinne  vorhanden. 

4)  Durch  die  Anwendung  dieser  Grundsätze  wird  Recurrent  den 
Bürgern  von  Basel -Stadt  gleich  gestellt,  wodurch  dem  Art.  41  der 
BVerf.  Genüge  geleistet  ist.  B.  1869  1. 366. 

106«  A.  Gehrig  von  Wasen  (Uri)  kaufte  im  Jahre  1849  die  Alp 
zum  Stein  (Oberhasle-Bern),  um  neben  der  Gastwirthschaft  zum 
Sustenpasse  die  Alpenwirthschaft  zu  betreiben  und  sein  in  Wasen 
befindliches  Vieh  dort  zu  sömmem.  Das  Eigenthum  wurde  ihm  von 
der  Behörde  ohne  alle  Beschränkung  zugefertigt.  Nach  mehrjähriger 
Benutzung  wurde  er  im  Jahre  1855  vom  Amtsgericht  Oberhasle  be- 
straft, weil  er  entgegen  einer  Verordnung  vom  2.  Sept  1797  sein  im 
Kanton  Uri  überwintertes  Vieh  auf  der  Steinalpe  gesommert  habe. 
Nachdem  dieses  Urtheil  auch  zweitinstanzlich  bestätigt  worden ,  be- 
schwert sich  nun  Gehrig  beim  BR.  und  verlangt  Aufhebung  desselben, 
indem  er  anfuhrt:  Eine  freie  Niederlassung  und  Gewerbsausübung 
(Art.  41  der  BVerf.)  bedingt  die  Benutzung  der  zum  Gewerbsbetrieb 
nothwendigen  Geräthschaften  und  Zuthaten,  wozu  bei  der  Alpen- 
wirthschaft auch  der  Viehstand  gehört.  Man  kann  daher  nicht  eine 
dem  Lande  unschädliche  Gewerbsausübung  unter  dem  Verwände  po- 
lizeilicher Vorschriften  unmöglich  machen.  Das  geschieht  aber  durch 
das  Verbot ,  auch  gesundes  Vieh  auf  eigenen  Alpen  zu  sömmem ;  und 
diese  Grundstücke  werden  werthlos  für  den  Recurrenten ,  wenn  er 
nicht  sein  eigenes  Vieh ,  das  er  in  Wasen  überwintert ,  dorthin  führen 
kann.  Die  Beschränkung  des  Eigenthums  verstösst  um  so  mehr  gegen 
die  freie  Gewerbsbetreibung,  als  die  Steinalpe  nicht  eine  Gemeinde-, 
sondern  eine  Privatalpe  ist.  Die  Verordnung  vom  Jahre  1797  wider- 
spricht auch  dem  Grundsätze  freien  Handels  und  freier  Ein- ,  Aus- 
und  Durchfuhr  (Art.  29  der  BVerf.) ;  denn  die  Einfuhr  hört  von  selbst 
auf,  wenn  das  kantonsfremde  Vieh  auf  den  Alpen  nicht  gesommert 
werden  darf . . .  Endlich  verstösst  jene  Verordnung  auch  gegen  das 
Princip  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  und  der  Aufhebung  der  Vor- 


94  I*  Abschnitt    Bandesyer&ssang. 

rechte  des  Orts  und  der  Personen ;  denn  sie  enthält  ein  Vorrecht  zu 
Gunsten  des  Oberhasler  Viehs  oder  der  Besitzer  desselben.  Die  Ein- 
wendung, dass  auch  die  Kantonsbürger  von  der  Verordnung  betroffen 
werden ,  ist  nur  scheinbar  richtig.  Da  nämlich  der  Richter  nur  auf 
Klage  der  verletzten  Partei  einschreitet ,  diese  aber  gegen  Landes- 
angehörige nie  klagend  auftritt,  so  haben  nur  Nichthasler  unter  der 
Beschränkung  zu  leiden  . . . 

Der  BR.  gab  zwar  der  Beschwerde  keine  Folge ,  machte  indess 
die  Regierung  von  Bern  darauf  aufmerksam ,  wie  nahe  das  erwähnte 
Landesstatut  von  Oberhasle  an  das  bundesrechtlich  Unstatthafte 
anstreife  und  wies  zugleich  auf  einige  aus  dem  kantonalen  Rechte  von 
Bern  gezogene  Gründe  hin,  um  die  Wünschbarkeit  zu  zeigen,  dass  ein 
solches  Statut  ausser  Kraft  gesetzt  werden  möchte.    Motive : 

1)  Auf  den  ersten  Abschnitt  der  Recursschrift,  worin  ausgeführt 
wird,  dass  die  streitige  Rathsverordnung  vom  Jahre  1797  nach  bemi- 
schen Gesetzen  nicht  mehr  in  Kraft  bestehe  und  daher  nicht  hätte 
angewendet  werden  sollen,  ist  nicht  einzutreten,  weil  über  diese  Frage 
die  bemischen  Gerichte  allein  zu  entscheiden  competent  sind. 

2)  Auch  die  Beschwerde  über  Verletzung  verschiedener  Artikel 
der  BVerf.  durch  die  fragliche  Verordnung  und  deren  Anwendung 
erscheint  nicht  als  hinreichend  begründet ,  indem : 

a.  Art.  41  Ziffer  4  die  Gewerbsbetreibung  und  den  Erwerb  von 
Liegenschaften  ausdrücklich  nur  nach  Massgabe  der  bestehenden 
Gesetze  garantirt  und  lediglich  verlangt,  dass  diese  den  Büi^er 
und  Niedergelassenen  gleich  behandeln ,  welches  letztere  in  der 
betreffenden  Rathsverordnung  offenbar  der  Fall  ist;  weil  femer 
durch  die  streitige  Verordnung  die  Niederlassung  dem  Recurrenten 
keineswegs  unmöglich  wird ,  da  er,  ganz  abgesehen  von  ander- 
weitiger Benutzung  der  Alpe ,  z.  B.  durch  Verpachtung ,  gerade 
durch  eine  Niederlassung  im  vollsten  Sinne  des  Wortes,  d.  h.  durch 
Uebersiedlung  mit  seinem  ganzen  Besitzthum  und  Viehstand  ins 
Oberhasle  zur  unbeschränkten  Benutzung  der  Alpe  befähigt  wird; 

b.  Art.  29  der  BVerf.  sich  nicht  auf  das  Verhältniss  der  Niederlassung 
oder  eines  bleibenden  Aufenthaltes  bezieht,  sondern  die  Prohibition 
von  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr,  sowie  den  Bezug  von  kantonalen 
Grenzgebühren  aufhob,  womit  die  Rathsverordnung  von  1797  nicht 
in  Widerspruch  steht,  zumal  sie  nur  das  Sommern  von  fi-emdem  Vieh 
verbietet,  nicht  aber  die  Anschaffung  des  nöthigen  Futters,  um 
dem  Vieh  den  Durchzug  über  die  Grenze  möglich  zu  machen; 
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c  endlich  ebenso  wenig  Art  4  hier  anwendbar  ist,  weil  ein  Priyi- 
legiom  von  Ortschaften  oder  Personen  im  Sinne  dieses  Artikels, 
der  gewiss  nicht  alle  Statutarrechte  einzelner  Landestheile  aufhe- 
ben wollte,  nicht  vorhanden  ist,  vielmehr  alle  Bewohner  dieses 
Landestheiles  dem  nämlichen  Statute  unterworfen  sind ,  dem  sich 
der  ßecurrent  entziehen  wilL 

3)  Wenn  schliesslich  behauptet  wird,  diese  Gleichheit  vor  dem 
Gesetze  sei  nur  eine  scheinbare ,  indem  dasselbe  nur  gegen  Fremde 
angewendet  werde ,  so  wird  diese  Behauptung  theils  durch  die  Acten 
widerlegt,  theils  ist  sie  nicht  geeignet,  eine  Intervention  des  Bundes 
zu  motiviren,  weil  auch  wenn  der  gerügte  Uebelstand  vorhanden 
wäre,  der  Grund  davon  theils  in  imzweckmässiger  Redaction  der 
Verordnung,  theils  in  mangelhafter  Vollziehung  des  Gesetzes  liegen 
würde,  gegen  beides  müsste  aber  bei  den  competenten,  obem  kan- 
tonalen Behörden  Abhülfe  gesucht  werden.  B.  1867 1. 222. 

c.  Ertoerh  von  Grundeigenthum. 
BYerf.  Art  41 4.  -<  YgL  No.  615.  «16. 

107«  F.  und  D.  in  Luzem  kauften  von  einem  Aargauer  ein  in  der 
Gemeinde  Stansstad  (Nidwaiden)  liegendes  Stück  Land,  dessen  Zu- 
fertigung  ihnen  von  den  Behörden  von  Nidwaiden  verweigert  wurde, 
weil  nach  dortigen  Gesetzen  der  Erwerb  von  Grundbesitz  ohne  Nie- 
derlassungsbewilligung unzulässig  sei.  Sie  verlangten  nun  unter  Vor- 
legung der  erforderlichen  Ausweisschriften  eine  solche  Niederlassungs- 
bewilligung, erhielten  sie  aber  nur  unter  der  Bedingung,  dass  sie  in 
Nidwaiden  wirklich  ihren  Wohnsitz  nehmen. 

Hierüber  beschweren  sich  nun  F.  und  D.  und  stellen  das  Gesuch, 
die  Regierung  von  Nidwaiden  möchte  angehalten  werden,  das  frag- 
liche Grundstück  ohne  weitere  Bedingungen  zufertigen  zu  lassen. 

Die  Regierung  von  Nidwaiden  erwiedert :  In  Folge  der  Bestim- 
mung des  Art.  41  Ziffer  4  der  BVerf.  sei  dem  Gesetze  von  Nidwaiden, 
das  früher  jedem  Nichtkantonsbürger  den  Ankauf  von  Liegenschaften 
verboten  habe,  die  Anmerkung  beigefügt  worden:  »Schweizerbürger 
»christlicher  Confession  sind  nach  Art.  48  der  BVerf.  wie  eigene  Bür- 
»ger  zu  halten,  sofern  sie  nach  Art.  41  der  BVerf.  und  der  Verord- 
»nung  vom  1.  Febr.  1854  im  hiesigen  Lande  niedergelassen  und  sess- 
•hafl  sind.«  Für  Schweizerbürger  aber ,  die  dieses  letztere  Requisit 
nicht  erfüllen  wollen ,  bleiben  die  frühern  kantonalen  Bestimmungen 
in  voller  Kraft,  weil  Art.  3  der  BVerf.  die  Souveränetät  der  Kantone 
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garantire,  soweit  sie  nicht  durch  die  BVerf.  selbst  beschränkt  sei 
Wollen  nun  die  Recurrenten  in  Nidwaiden  Liegenschaften  erwerben, 
so  haben  sie  dieses  nach  Art.  41  zu  thun;  sie  können  nicht  allein  die 
Rechte  beanspruchen,  die  ihnen  dieser  Artikel  gebe,  sondern  sie  mfis- 
sen  auch  den  Pflichten  nachkommen  und  sich  in  Nidwaiden  ansässig 
machen,  wenn  sie  das  Recht  des  Gütererwerbes  daselbst  beanspruchen 
wollen.  Das  Niederlassungs-  und  Güterankaufsrecht  sei  selbst  vom  bun- 
desrechtlichen Standpunkte  aus  betrachtet  von  einander  unzertrennbar. 
Der  BR.  fand  die  Beschwerde  begründet  und  lud  die  Regierung 
von  Nidwaiden  ein,  die  Zufertigung  der  von  den  Recurrenten  gekauf- 
ten Liegenschaften  zu  verfügen: 

1)  Die  Befugniss  der  Schweizerbürger  in  andern  Kantonen  Liegen- 
schaften zu  kaufen ,  ohne  zum  Wohnsitz  alldort  verpflichtet  zu  sein, 
folgt  aus  dem  Grundsatze  des  freien  internationalen  Verkehrs,  der 
durch  polizeiliche  Verfügungen  der  Kantone  nur  unter  der  Voraus^ 
Setzung  gleicher  Behandlung  der  Kantonsbürger  und  Schweizerbärger 
beschränkt  werden  kann  (Art.  29  lit.  d  der  BVerf.). 

2)  Die  nämliche  Gleichstellung  der  Schweizerbürger  im  freien  Ver- 
kehr folgt  auch  aus  Art.  48  der  BVerf.  *) 

3)  Wenn  daher  in  Art.  41  der  BVerf.  die  Befugniss  des  Ankaufe 
von  Liegenschaften  unter  den  Rechten  aufgezählt  wird,  welche  die 
Niederlassung  zur  Folge  hat,  so  darf  daraus  nicht  geschlossen  wer- 
den, dass  die  Niederlassung  als  Pflicht  und  Bedingung  aufzufassen 
sei,  wodurch  allein  der  Erwerb  von  Liegenschaften  durch  kantons- 
fremde Schweizerbürger  möglich  werde. 

B.  1861 1.  358.  cf.  BR.  y.  10.  Mai  1860  No.  2418. 

d.    Anderweitige  Rechte, 

108«  Niedergelassene  in  Graubünden  beschweren  sich  über  das 
dortige  JcLgdgesetz,  indem  die  Bürger  überall  frei  jagen  können,  wäh- 
rend die  Niedergelassenen  ein  Patent  lösen  und  bezahlen  müssen,  das 
zudem  die  Jagd  auf  Hochwild  ganz  ausschliesse.  Die  Regierung  von 
Graubünden  stellte  dagegen  das  Jagdrecht  als  ein  ökononüsches  Pri- 
vatrecht der  Gemeinden  dar. 


1«)  Im  ProtocoU  des  BR.  lautet  diese  Erwägung  nach  Angabe  des  Heim 
Trachsler  folgendermassen : 

»Dass  das  Verbot  des  Ankaufs  von  Liegenschaften  gegen  Personen,  die  nicht 
im  Kanton  wohnen,  nicht  als  eine  polizeiliche  YerfQgung  im  Sinne  des  Art  29 
der  BYerf.  aa%efas8t  werden  kann.« 


Xn.    2.  Rechte  der  Niedergelassenen.    No.  108.  1II9«  97 

Die  Beschwerde  wurde  für  begründet  erfunden.  Motive : 
Es  lassen  sich  drei  verschiedene  Qualificationen  dieses  Jagd- 
rechtes  denken: 

a.  Entweder  ist  es  ein  unter  dem  Namen  Regal  dem  Staate  reser- 
virtes  Recht  Man  ist  einverstanden,  dass  dieses  Verhältniss  hier  nicht 
vorhanden  sei. 

b.  Oder  es  beruht  das  Jagdrecht  in  einem  gewissen  Gebiete  auf 
einem  besondem  privairechtlichen  Erwerbstitel ,  sei  es  Pertinenz  eines 
gewissen  Grundbesitzes  oder  sei  es  persönlich  durch  Kauf  oder  auf  an- 
dere Weise  erworben.  Von  einer  solchen  Pertinenzqualität  oder  einem 
besondem  Erwerbstitel  liegt  aber  gar  nichts  vor ;  vielmehr  sprechen 
dafür,  dass  es  kein  Privatrecht  der  Gemeinden  sein  könne,  die  Umstände, 
dass  die  Gemeinden  weder  Patente  ausstellen,  noch  die  Jagd  ver- 
pachten, dass  vielmehr  die  Regierung  Jagdpatente  an  Fremde  ausstellt, 
besonders  aber,  dass  ein  Graubündner  nicht  nur  in  seiner  Gemeinde, 
sondern  ohne  Gebühren  zu  bezahlen  im  ganzen  Kanton  jagen  darf. 

c.  Das  Jagdrecht  fällt  unter  die  Erwerbsarten  des  allgemeinen 
Cüvilrechts,  nach  dessen  Grundsätzen  die  Occupation  herrenloser 
Sachen  erlaubt  ist,  so  weit  nicht  dieses  Givilrecht  besondere  Beschrän- 
knngen  aufstellt.  Solche  Beschränkungen  können  aber  in  der  Schweiz 
nach  Art  48  der  BVerf.  nicht  zum  Nachtheil  der  Niedergelassenen 
und  zum  Privilegium  der  Bürger  aufgestellt  werden.  Angenommen 
z.  B.,  das  Gesetz  dieses  Kantons  würde  bestimmen,  ein  aufgefundener 
Schatz  gehöre  zur  Hälfte  dem  Grundeigenthümer  und  zur  Hälfte  dem 
Finder,  so  dürfte  diesem  Gesetze  nicht  die  Beschränkung  beigefögt 
werden ,  die  Hälfte  gehöre  dem  Finder  nur  dann ,  wenn  er  ein  Bür- 
ger, nicht  aber,  wenn  er  ein  Niedergelassener  sei. 

B.  1854  n.  65.  Vgl  No.  940.  579. 

e.    Unberechtigte  Ämprüehe  der  Niedergelassenen. 

lOO»  Niedergelassene  des  Kts.  Bern  beklagten  sich ,  gestützt  auf 
die  Gleichheit  der  Rechte  und  Pflichten  über  eine  Verordnung  der 
Regierung,  wonach  das  s.  g.  Armenholz  aus  den  Staatswäldern  nur  an 
Kantonsbürger  verabfolgt  werden  solle.  Die  Klage  wurde  abgewiesen, 
weil  die  Gleichheit  der  Rechte  sich  offenbar  nicht  ausdehnt  auf  öko- 
nomische Ansprüche  an  das  Vermögen  eines  andern  Kantons ,  z.  B. 
Armenunterstützung,  und  weil  aus  Art.  41  Ziffer  1,  c  und  Ziffer  6,  b 
der  B Ver£  hervorgeht ,  dass  kein  Kanton  schuldig  ist ,  den  Nieder- 
gelassenen Armenunterstützung  zu  verabreichen.  B.  1852 1.  897. 
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110»  Ein  Niedergelassener  von  Graubünden  beschwert  sich,  dass 
ihm  die  dortige  Behörde  nur  einen  Pass  auf  4  Wochen  ausstellen 
wolle,  während  er  gestützt  auf  Art.  41  Ziff.  4  der  BVerf.  und  darauf, 
dass  sein  Heimatschein  noch  für  mehrere  Jahre  in  Kraft  bestehe,  auf 
ein  Wanderbuch  oder  einen  Pass  von  langer  Dauer  Anspruch  mache. 
Der  Recurs  ist  unbegründet: 

Nach  den  bestehenden  polizeilichen  Grundsätzen  und  dem  Gon- 
cordate  über  das  Passwesen  [vom  22.  Juni  und  2.  Juli  1813,  bestätigt 
den  9.  Juli  1818  A.  S.  L  310.  Snell  L  258]  sind  die  regelmässigen 
Pässe  von  den  Behörden  des  Heimatkantons  auszustellen.  Die  Be- 
hörden des  Aufenthaltsortes  sind  zwar  berechtigt,  aber  nicht  yer- 
pflichtet,  unter  Umständen  Pässe  an  fremde  Einwohner  zu  ertheilen. 
Art.  41  Ziff.  4  cit.  kann  das  Passwesen  nicht  berühren,  indem  er 
seiner  Natur  nach  sich  auf  die  Rechte  bezieht,  die  einem  Nieder- 
gelassenen für  seinen  Aufenthalt  im  Kanton  zustehen,  nicht  aber  auf 
Ausweisschriften,  die  er  im  Auslande  bedarf  und  die  ihm  seine  Hei- 
matbehörde zustellen  muss.  B«  1854  n.  64. 

3.   Verpflichtungen  gegenüber  der  Niederlassungsgemeinde. 

BVerf.  Art.  41  5. 

111»  Die  Gesetzgebung  über  Staats-  und  Gemeindesteuern  gehört 
in  den  Bereich  der  Kantonalsouveränetät  und  es  ist  ein  Einschreiten 
der  Bundesgewalt  nur  gerechtfertigt,  wenn  Bestimmungen  der  BVeri, 
z.  B.  über  gleiche  Behandlung  der  Angehörigen  und  Niedergelassenen, 
verletzt  werden,  oder  wenn  ein  Steuergesetz  mit  den  Vorschriften  der 

Kantonsverfassung  in  Widerspruch  kommt. 

B.  1856 1.  503.  Vgl.  No.  115.  116  Erw.  2.  117.  119. 

113»  Die  Yon  niedergelassenen  Bürgern  an  eine  Gemeinde  zu  be- 
zahlende jährliche  Gebühr  wird  in  Gemässheit  des  Art.  41  Ziff.  5  der 
BVerf.  durch  die  Gesetzgebung  der  Kantone  festgestellt.  Dabei  ist 
indess  yorausgesetzt,  dass  die  Schweizerbürger  aus  andern  Kantonen 
den  eigenen  Kantonsangehörigen  gleich  gehalten  werden. 

BR.  vom  7.  April  1856  i.  S.  VageL 

113«  Die  Bestimmung  eines  Kantonsgesetzes,  wodurch  ein  Unter- 
schied gemacht  wurde  zwischen  Individuen,  welche  keine  Haushaltung 
besitzen  und  solchen  mit  Haushaltimg,  indem  erstere  zwar  wol  als 
Niedergelassene  betrachtet,  dagegen  der  grössern  Gebühr,  welche  sie 
sonst  für  die  Niederlassungs-  und  Gewerbsbewilligung  zu  bezahlen 
gehabt  hätten,  enthoben  waren,  ist  unzulässig  erklärt  worden;  alle 
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Niedergelassenen  sollen  in  jeder  Beziehung  gleichmässig  behandelt 
werden.  BR.  v.  20.  Dec.  1858.  No.  4586. 

114,  Die  Regierung  des  Kts.  Luzern  hatte  den  Angestellten  eines 
dortigen  Banquierhauses  angehalten,  die  Niederlassung  zu  nehmen 
und  somit  auch  die  Steuern  eines  solchen  zu  bezahlen,  da  er  definitiv 
mit  einem  fixen  Gehalte  angestellt  sei  und  eine  solche  Anstellung  der 
Betreibung  eines  Gewerbes  auf  eigene  Rechnung  gleich  komme.  Der 
hiegegen  erhobene  Recurs  wurde  vom  BR.  abgewiesen,  da  es  den 
Kantonen  freisteht,  den  Begriff  der  Niederlassung  zu  bestimmen  und 
die  Bedingungen  aufzustellen,  unter  denen  Nichtkantonsbürger  einer 
Niederlassungsbewilligung  bedürfen,  vorausgesetzt,  dass  dadurch  nicht 
entgegen  dem  Art.  41  der  BVerf.  das  Recht  zur  Niederlassung  erschwert 
wird.  Den  BBehörden  steht  somit  keine  Befugniss  zu,  über  die  Aus- 
legung und  Anwendung  eines  solchen  Gesetzes,  das  die  erwähnten 
Schranken  nicht  überschreitet,  zu  entscheiden;  die  Berufung  auf 
Ziff.  2  von  Art.  41  der  BVerf.  ist  hier  aber  unbegründet,  weil  der 
Recurrent  nicht  behufs  der  Niederlassung  einer  besondern  Last  unter- 
worfen, sondern  als  Niedergelassener  gleich  besteuert  wird,  wie  die 
Andern.  BR.  v.  2.  Aprü  1856.  No.  1882.  Vgl.  No.  98. 

IIS«  Friedrich  Capr'dz  von  ?,  Angestellter  auf  der  Standeskanzlei 
Chur,  beschwert  sich,  dass  er  zu  Bezahlung  einer  Personal-  und 
Erwerbeteuer  wie  die  übrigen  Bürger  von  Chur  angehalten  werde, 
während  er  keinen  Genuss  aus  den  Bürgergütern,  wie  diese,  beziehe 
und  Art  12  des  Gesetzes  vom  4.  März  1853  vorschreibe: 

»Von  den  Gebühren  für  die  Niederlassung  sind  für  ihre  Person  ausgenommen 
»alle  diejenigen,  welche  im  Dienste  des  Kantons  eine  permanente,  mit  Jahrgehalt 
»oder  fixen  Taggeldem  oder  Taglöhnen  verbundene  SteUung  oder  Bedienstung 
»bekleiden,  worunter  dermalen  zu  zählen  sind  ....  der  Standeswaibel  und  die 
»ftbrigen  im  Regierungsgeb&ude  Angestellten  und  Bediensteten,  c 

Recurrent  hält  dafür,  die  geforderten  Steuern  seien  zwar  nicht 
dem  Namen,  wol  aber  der  Sache  nach  nichts  anderes  als  Nieder- 
lassungsgebühren,  deren  Bezug  das  Gesetz  verbiete. 

Der  BR  wies  die  Beschwerde  ab.  Gründe : 
1)  Die  kantonale  Gesetzgebung  in  Steuersachen  beruht  auf  der 
Soureränetät  der  Kantone.  Nach  Art.  3  der  BVerf.  hat  die  Eidgenos- 
senschaft kein  Recht  zur  Einmischung,  sei  es  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung oder  der  Gerichtsbarkeit,  so  lange  die  kantonalen  Gesetze 
keine  der  BVerf.  oder  den  Concordaten  zuwiderlaufenden  Bestim- 
mungen enthalten. 
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2)  Das  bündnerische  Niederlassungsgesetz  nimmt  in  seinem  Art  12 
die  Staatsangestellten  nur  von  den  Gebühren  für  die  Niederlaseimg 
aus,  erwähnt  aber  einer  solchen  Befreiung  zu  deren  Gunsten  in  Be- 
zug auf  die  Gemeindesteuern  nirgends. 

3)  Der  Beschwerdesteller  kann  somit  in  seiner  Eigenschaft  ab 
Einwohner  der  Stadt  Chur  kraft  Art.  41  Ziffer  5  der  BVerfc  zu  den 
gleichen  Gemeindeauflagen  wie  andere  in  dieser  Stadt  wohnhafte 
Kantonsbürger,  die  nicht  Staatsangeseilte  sind,  verhalten  werden. 

BR.  V.  22.  Januar  1868. 

116»  Niedergelassene  von  Chur  beschwerten  sich  darüber,  dass 
der  dortige  Stadtrath  im  Juni  1853  und  dann  wieder  im  Januar  1854 
Steuern  nach  dem  bisher  üblichen  Modus  ausgeschrieben  habe,  wäh- 
rend am  1.  März  1853  ein  neues  Gesetz  über  die  Niederlassung  in 
Kraft  getreten  sei  und  daher  zur  Anwendung  hätte  gebracht  werden 
sollen.  Hierüber  haben  sie  sich  bereits  bei  dem  Kleinen  Rathe  be- 
Schwert,  sie  seien  aber,  gestützt  auf  Art.  10  des  neuen  Gesetzes 
(verbis:  »Sollte  ein  Niedergelassener  über  irgend  eine  sein  Nieder- 
lässungsverhältniss  betreffende  Verfugung  sich  beschweren  zu  können 
glauben,  so  steht  mit  Vorbehalt  des  Weiterzuges  an  die  BBehörden 
der  endliche  Entscheid  darüber  dem  Kleinen  Rathe  zu.  An  diesen  ist 
die  Beschwerdeschrift  sammt  25  Fr.  Vertröstung  innert  Monatsfirist, 
nachdem  jene  Verfügimg  den  Niedergelassenen  zur  Kenntniss  gelangt 
ist  und  zwar  bei  Verwirkung  des  Klagerechts  für  die  Dauer  eines 
Jahres,  einzureichen« — )  wegen  Verspätung  abgewiesen  worden. 
Bei  diesem  Entscheid  können  sie  sich  um  so  weniger  beruhigen,  als 
Art.  10  den  Recurs  an  die  BBehörde  vorbehalte. 

Die  Beschwerde  wurde  aus  folgenden  Gründen  verworfen: 

1)  Der  vorliegende  Recurs  beruht  auf  der  Voraussetzung,  als  seien 
sämmtliche  Rechtsverhältnisse  der  Niedergelassenen,  als  solcher,  unter 
dem  Schutze  und  der  Garantie  des  Bundes  und  als  seien  daher  die 
BBehörden  competent,  alle  das  Niederlassungswesen  betreffenden 
Beschwerden  letztinstanzlich  zu  entscheiden. 

2)  Diese  Voraussetzung  ist  aber  nicht  richtig,  indem  z.  B.  die  Be- 
steurung  der  Niedergelassenen  für  Gemeindezwecke  ganz  der  kan- 
tonalen Gesetzgebung  anheimgestellt  ist,  mit  der  einzigen  Beschrän- 
kung, dass  der  Kanton  die  niedergelassenen  Schweizer  anderer  Kan- 
tone nicht  ungünstiger  behandeln  darf,  als  seine  eigenen  Nieder- 
gelassenen (Art.  41  Ziff.  5  der  BVer£). 

3)  Es  muss  der  kantonalen  Gesetzgebung  unbenommen  sein,  auf 
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dem  Gebiete,  in  dem  sie  durch  Bundesvorschriften  nicht  beschränkt 
ist,  für  die  Benutzung  von  Rechtsmitteln  peremtorische  Fristen  an- 
zusetzen. 

4)  Nun  gehören  die  materiellen  Streitfragen,  die  den  vorliegenden 
Recurs  veranlassten,  gerade  dem  Rechtsgebiete  an,  das  nach  Erw.  2 
mit  der  einzig  dort  bezeichneten,  hier  jedoch  nicht  in  Frage  kom- 
menden Beschränkung  der  kantonalen  Souveränetät  anheim  fallt, 
woraus  von  selbst  folgt,  dass  die  Anwendung  und  Vollziehung  der 
betreffenden  gesetzlichen  Bestimmungen  Sache  der  competenten  kan- 
tonalen Behörde  ist 

5)  Endlich  kann  der  in  Art.  10  des  Niederlassungsgesetzes  von 
Graubünden  erwähnte  Vorbehalt  des  Weiterzuges  an  die  BBehörden 
diese  Auffassung  nicht  ändern,  indem  sich  von  selbst  versteht,  dass 
ein  kantonales  Gesetz  die  Competenzen  der  BBehörden  weder  be- 
sdiränken  noch  erweitem  kann.  Jener  Vorbehalt  ist  mithin  nur  auf 
die  Fälle  zu  beziehen,  in  welchen  die  BBehörden  nach  Massgabe  der 
VoiBchriften  des  Bundes  zu  interveniren  wirkUch  competent  sind. 
[Vgl  No.  187  Erw.  3.]         BR.  v.  8.  Januar  1866  und  v.  17.  gl.  Mts.  No.  200; 

117«  Es  wurde  Beschwerde  geführt,  dass  in  der  Gemeinde  Bisch 
(Zug)  die  niedergelassenen  Schweizerbürger  mit  einer  Kopfsteuer  be- 
legt werden  und  zwar  sowol  die  Volljährigen  als  die  Minderjährigen. 
Es  vmrde  auf  die  Härte  dieser  Besteurung  hingewiesen  und  behauptet, 
dass  nur  diejenigen  Personen  niedergelassen  seien,  die  einen  eigenen 
Gewerb  betreiben,  dass  mithin  Minderjährige  nicht  dahin  gehören, 
folglich  auch  nicht  besteuert  werden  können.  Auf  die  Beschwerde 
wurde  nicht  eingetreten.    Gründe : 

Art  41  Ziff.  5  der  BVerf.  bestimmt  nur,  dass  den  Niedergelasse- 
nen anderer  Kantone  von  Seite  der  Gemeinden  keine  grössern  Lei- 
stungen an  die  Gemeindelasten  aufgelegt  werden  können,  als  den 
Niedergelassenen  des  eigenen  Kantons.  Sie  dürfen  also  für  Gemeinde- 
zwecke besteuert  werden  und  zwar  ohne  eine  andere  Beschränkung 
als  die  eben  erwähnte.  Das  System  der  Besteurung,  die  Art  der 
Verlegung,  das  Maximum  der  Ansässengebühren,  kurz  alles  hierauf 
Bezügliche  ist  daher  nach  Art.  3  der  BVerf.  den  Kantonen  freigestellt  : 
der  Bond  fand,  consequent  mit  dem  Princip  des  Art.  48,  eine  hin- 
reichende Garantie  gegen  ungerechte  Behandlung  Kantonsfiremder 
darin,  dass  sie  nicht  schlimmer  gestellt  werden  dürfen  als  die  Kan- 
tonsbürger,  auf  die  je  nach  ihren  Verhältnissen  (z.  B.  ab  Niedergelas- 
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sene)  das  nämliche  Gesetz  angewendet  werden  muss,  unter  dem  die 
Fremden  stehen. 

Es  kann  daher  nicht  in  der  Stellung  der  BBehörden  li^en,  dieses 
Steuersystem  einer  Kritik  über  seinen  innem  Werth  zu  unterwerfen, 
da  sich  unzweifelhaft  ergibt,  dass  das  zuger'sche  Gesetz  über  die 
Gemeindeorganisation  die  Schranke  inne  hält,  welche  die  BVerf.  ge- 
zogen hat. 

Was  die  Behauptung  betrifft,  dass  nach  diesem  zugerschen  Ge- 
setze, sowie  nach  dem  Sinne  der  BVerf.  nur  diejenigen  Personen 
Niedergelassene  seien  und  mithin  als  solche  besteuert  werden  kön- 
nen, die  einen  selbständigen  Gewerb  treiben,  so  ist  vorerst  zu  bemer- 
ken, dass  nur  die  kantonalen  Behörden  Ausleger  ihrer  Gesetze  sind 
und  dass  es  gegen  allfallige  unrichtige  Anwendung  derselben  keinen 
Recurs  an  die  BBehörden  gibt,  wenn  nicht  zugleich  BVorsohriften 
verletzt  sind.  Die  BVerf  enthält  mm  keine  Definition  des  Begrifb 
der  Niederlassung ;  aber  angenommen  auch,  obige  Auffassung  wäre 
die  richtige,  so  existirt  hinwieder  keine  BVorschrift,  die  den  Kan- 
tonen verbietet,  Kantonsfremden,  die  nicht  Niedergelassene  in  diesem 
Sinne  sind,  eine  Steuer  aufzulegen,  immerhin  vorausgesetzt,  dass 
Kantonsbürger  in  gleicher  Lage  gleich  behandelt  werden.  B.  1854  n.  62. 

118«  J.  B.  und  35  andere  im  Bezirke  Uri  niedergelassene  kantons- 
firemde  Schweizerbürger  bringen  vor :  Der  Landrath  des  Kts.  Uri  habe 
am  5.  April  1855  ein  Gesetz  über  das  Stimmrecht  und  die  Besteurong 
niedergelassener  Nichtkantonsbürger  erlassen,  dessen  §  3  jede  Ge- 
meinde und  jeden  Bezirk  berechtige,  einem  niedergelassenen  Nidit- 
kantonsbürger  einen  jährlichen  Beitrag  an  diejenigen  Kosten  auÜEu- 
legen,  die  aus  dem  Gorporationsgute  für  die  Kirche,  Schulen,  Wasser- 
und  Brunnenleitungen ,  Brücken ,  Strassen ,  Armenanstalten  u.  s.  w. 
bestritten  werden.  Kraft  dieses  Decrets  habe  der  Bezirksrath  Uri 
am  9.  Febr.  1859  eine  Verordnung  erlassen,  zufolge  welcher  die  im 
Bezirke  Uri  angesessenen  Nichtkantonsbürger  eine  jährliche  Beisteuer 
von  1  Fr.  60  Ct  per  Kopf  an  jene  Kosten  zu  leisten  haben,  welche 
vom  Regierungsrath  genehmigt  worden  sei.  Unter  Berufung  auf  Art.  41 
Ziff.  5  der  BVerf.  und  §  21  der  Verfassung  des  Kts.  Uri  verlangen  die 
Recurrenten  Aufhebung  jener  Steuerverordnung,  indem  ihnen  die 
Gemeinde,  beziehungsweise  der  Bezirk,  in  dem  sie  niedergelassen 
seien,  keine  grössern  Gemeinde-  und  Bezirkslasten  auflegen  könne, 
als  den  eigenen  Bürgern,  zumal  §  21  dt.  den  Grundsatz  der  Gleichheit 
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ausspreche.  Wenn  auch  das  angefochtene  Steuergesetz  und  die  zur 
Vollziehung  desselben  erlassenen  Beschlüsse  der  indirecten  Steuer  der 
Corporationsgenossen  erwähnen,  so  könne  doch  nicht  nachgewiesen 
werden,  dass  die  Bürger  des  Bezirks  Uri  einer  solchen  directen  Steuer 
unterworfen  seien,  wie  die  kantonsfremden,  daselbst  niedergelassenen 
Schweizerbtirger.  Die  Besteurung  des  Gorporationsgutes  könne  nicht 
als  eine  gesetzliche  Pflicht  anerkannt  werden,  der  als  Consequenz 
das  Recht  der  Besteurung  der  Beschwerdeführer  entspreche,  weil 
nach  §  23  der  Kantonsverfassung  yon  Uri  die  Almenden  und  das 
übrige  Bezirksvermögen  der  beiden  Bezirke  Uri  und  Ursem  als  reines 
Corporationsgut  zur  freien  Verfügung  ausgeschieden  sei  und  eine  frei- 
willige Verwendung  des  Gorporationsgutes  zu  Staatszwecken  könne 
den  Bezirk  Uri  weder  zu  einer  Besteurung  der  Niedergelassenen  über- 
haupt noch  zu  der  Ungleichheit  berechtigen,  mit  einer  directen  und 
lägtigern  Steuer  eine  nicht  gebotene  indirecte  Steuer  auszugleichen, 
für  welch'  letztere  übrigens  die  Bezirksbürger  einen  ungleich  gros- 
sem Nutzen  aus  dem  Gorporationsgute  ziehen,  von  dem  die  Recur- 
renten  gesetzlich  ausgeschlossen  seien. 

Die  Regierung  von  Uri  antwortet :  Zur  Unterhaltung  der  öffent- 
lichen Anstalten  in  einem  Lande  seien  nach  dem  von  der  BVersamm- 
lung  schon  wiederholt  ausgesprochenen  Grundsatze  alle  Kantons- 
einwohner verpflichtet.  Wenn  nun  die  Bezirksbürger  freiwillig  den 
jährlidien  Nutzen  des  ihnen  durch  Verfassung  und  Gesetz  zur  freien 
Verfügung  zugeschiedenen  und  von  der  Staatshoheit  garantirten 
Gemeinde-  und  Bezirkscorporationsgutes,  d.  h.  die  Einkünfte  ihres 
privatrechtlichen  Eigenthums  statt  es  zu  beziehen  zur  Bestreitung  der 
öffentlichen  Lasten  verwenden  lassen,  welche  Zurücklassimg  der  Ein- 
künfte der  den  Nichtcorporationsgenossen  auferlegten  directen  Steuer 
gleichkomme,  so  befreie  dieses  einfachere  Verfahren  die  Nieder- 
gelassenen, die  keinen  Anspruch  auf  das  Gorporationsgut  und  dessen 
Nutzen  haben,  nicht  von  der  verhältnissmässigen  Beitragspflicht  an 
die  öffentlichen  Administrationskosten  und  durch  die  Entrichtung 
einer  daherigen  Steuer  werden  die  Recurrenten  keineswegs  ausnahms- 
weise oder  ungleich  behandelt.  Würde  man  anders  verfahren,  so 
erhielten  die  Niedergelassenen  entgegen  dem  klaren  Wortlaut  der 
BVerf.  einen  Mitantheil  am  Bürger-  und  Gemeindegut,  indem  dar- 
aus auch  für  sie  eine  Last  bestritten  würde ,  die  ihnen  obliege. 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen.    Gründe: 
1)  Art.  41  Ziff.  5  der  BVerf.,  worauf  die  Recurrenten  sich  berufen, 
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schreibt  den  Kantonen  vor,  es  dürfen  die  Gemeinden  den  Nieder- 
gelassenen anderer  Kantone  keine  grossem  Leistungen  auflegen, 
als  den  Niedergelassenen  des  eigenen  Kantons ,  d.  h.  den  Kantons* 
bürgern ,  die  in  einer  andern  als  ihrer  Heimatgemeinde  resp.  Bezirk 
wohnen. 

2)  Die  Recurrenten  behaupten  nun  nicht,  sie  müssen  Steuern  be- 
zahlen, welche  z.  B.  die  Gemeinde  Altdorf  oder  der  Bezirk  Uri  von 
Urnem  aus  andern  Gemeinden  oder  aus  dem  Bezirk  Ursem  nidit 
fordern.  Der  citirte  Artikel  kann  mithin  schon  aus  diesem  Grande 
keine  Anwendung  finden,  da  er  nur  die  Stellung  der  kantonsfremden 
und  der  kantonsangehörigen  Niedergelassenen,  nicht  aber  die  Stel- 
lung der  Gemeinde-  und  Bezirksbürger  zu  den  Niedergelassenen  über- 
haupt regulirt. 

3)  Da  übrigens  die  Verfassung  von  Uri  das  Bezirksgut  ausdrück- 
lich als  privatrechtliches  Gorporationsgut  der  Bezirksgenossen  erklärt, 
so  kann  die  theilweise  Verwendung  desselben  ab  Seite  dieser  Greno»- 
sen  zu  öffentlichen  Zwecken  anstatt  der  Vertheilung  des  ganzen  Er- 
trages und  Wiederbesteurung  der  Genossen  für  diese  öffentlichen 
Zwecke,  die  Niedergelassenen  (fremde  und  einheimische  nach  Art  41 
Ziff.  5  der  BVerf.)  nicht  von  der  Verpflichtung  entbinden,  auch  ihren 
Antheil  an  die  öffentlichen  Lasten  des  Bezirks  beizutragen :  ein  Ver- 
hältniss,  das  hinsichtlich  der  Gemeinden  sowol  im  Kt.  Uri,  wie  die 
Recurrenten  selbst  anerkennen,  als  auch  in  andern  Kantonen  besteht 

B.  1861  L  817. 

119«  Der  Bemerbürger  v.  E.  besitzt  ein  Haus  in  Bern  und  ein 
Landgut  im  Kanton  Aargau,  die  er  abwechselnd  im  Winter  und  Som- 
mer bewohnt  Nach  den  Gesetzen  beider  Kantone  müssen  die  Nieder- 
gelassenen ihr  gesammtes  Einkommen  versteuern.  Durch  diese  dop- 
pelte Versteuerung  wird  nach  der  Ansicht  des  v.  E.  die  Rechtegleich- 
heit verletzt  und  es  wird  dafür  im  Weitem  noch  angeführt: 

1)  Die  Steuern  seien  ein  Aequivalent  für  den  Rechtsschutz  des 
Staates;  derjenige,  der  diesen  Schutz  nur  für  die  Hälfte  des  Jahres 
geniesse,  könne  daher  nicht  für  die  ganze  Zeitdauer  mit  Abgaben 
belastet  werden. 

2)  Nach  der  Gleichheit  der  Schweizer  vor  dem  Gesetze  gebe  es 
keine  Sonderberechtigung  und  keine  Sonderverpflichtungen.  Die 
Steuerlast  sei  eine  öffentliche  Last ,  wie  der  Militärdienst  imd  dieser 
müsse  auch  nur  an  Einem  Orte  geleistet  werden. 

3)  Der  Schweizerbürger  dürfe  seine  politischen  Rechte  nur  in 
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einem  Kantone  ausüben ;  man  könne  ihn  daher  nicht  in  mehrem  Kan- 
tonen besteuern. 

Recurrent  stellt  das  Gesuch,  dass  der  BR.  entscheide,  in  welchem 
Kantone  er  die  Steuern  zu  bezahlen  habe,  oder  eventuell,  dass  er  einen 
Gesetzesvorschlag  über  die  Steuerpflicht  der  in  mehrem  Kantonen 
domidlirten  Schweizerbürger  der  BVersammlung  vorlege. 

Die  Beschwerde  wird  abgewiesen.    Gründe: 

1)  Die  Steuergesetzgebungen  der  Kantone  beruhen  auf  der  Sou- 
veränetät  der  letztem  und  es  steht  dem  Bunde  gemäss  Art.  3  der 
BVerf.  weder  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  noch  der  Jurisdiction 
eine  Einmischung  zu,  insofem  jene  Gesetzgebungen  nicht  mit  BVor- 
schriften  und  Goncordaten  im  Widerspruch  stehen. 

2)  Es  hält  nun  die  Berufung  auf  Art.  4  der  BVerf,  betreffend 
Gleichheit  vor  dem  Gesetze,  nicht  Stich,  weil  von  beiden  Gesetz- 
gebungen Bem's  und  Aargau's,  als  zweier  selbständiger  Bundes- 
glieder, jede  für  sich  betrachtet  werden  muss.  Von  diesem  Stand- 
punkte aus  behauptet  selbst  Recurrent  nicht,  dass  die  eine  oder  andere 
bundeswidrig  sei  Demnach  ist  die  doppelte  Besteuerung  nicht  eine 
Ungleichheit  vor  dem  Gesetze  (dem  bernischen  oder  aargauischen), 
sondern  sie  beruht  auf  dem  Umstände,  dass  Recurrent  in  beiden  Kan- 
tonen ein  formliches  Domicil  hat,  daher  natürlich  auch  den  Gesetzen 
beider  Kantone  imterworfen  ist. 

3)  Femer  ist  die  Gleichstellung  der  Besteurung  mit  der  Militär- 
pflicht und  deren  Ersatz  vom  Standpunkt  des  schweizerischen  Staats- 
rechtes aus  unzulässig,  weil  die  letztere  centralisirt  und  daher  einer 
einheitlichen  Gesetzgebung  unterworfen  ist. 

4)  Endlich  kann  die  Steuerpflicht  nicht  als  Aequivalent  der  politi- 
schen Rechte  aufgefasst  werden,  da  z.  B.  Frauen,  Minderjährige  und 
Bevogtete  überhaupt  die  politischen  Rechte  nicht  ausüben ,  wol  aber 
ihr  Vermögen  oder  ihren  Erwerb  zu  versteuern  haben  und  ebenso 
kantonsfremde  Einwohner  in  Gemeindesachen  kein.  Stimmrecht  be- 
sitzen und  gleichwol  an  die  Gemeindebedürfhisse  beitragen  müssen. 

B.  1858 1.  257.  Vgl.  No.  815.  916. 

4.   Stellung  der  Niedergelassenen  zur  Heimatgemeinde. 
a.  Ertheüung  von  Atuweissehrifien. 

130«  Im  März  1853  hat  ein  Schaffhauser  mit  einer  Bemerin  im 
Kt.  Neuenburg  eine  Gvilehe  eingegangen.  Die  Regierung  von  Schaff- 
hatisen  sowie  die  betreffende  Gemeinde  anerkannten  jedoch  die  Ehe 
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nicht  und  verweigerten  daher  einen  Heimatschein  für  die  Fraa ,  bis 
nach  Vorschrift  dortiger  Gesetze  die  kirchliche  Trauung  Statt  gefun- 
den habe.  Der  Ehemann  führte  beim  BR.  Beschwerde :  Die  Givilehe  sei 
im  Kanton  Neuenbürg  gesetzliche  Form ,  zu  einer  kirchlichen  Ein- 
segnung ,  als  einer  reinen  Gewissenssache ,  halte  er  sich  nicht  ver- 
pflichtet, überdem  habe  er  die  Bewilligung  erhalten,  sich  im  Kanton 
Neuenburg  trauen  zu  lassen.  Der  BR.  ist  in  die  Beschwerde  nicht  ein- 
getreten, weil  die  Frage,  ob  die  erwähnte  Ehe  anerkannt  werden 
müsse  und  die  Frau  den  bürgerlichen  Stand  des  Mannes  erworben 
habe ,  civilrechtlicher  Natur  sei  und  daher  ausser  der  Competenz  des 
BR.  liege.  BR.  v.  14.  JnU  1868. 

ISl«  Schweizerbürger  beschweren  sich  über  ihren  Heimatkanton 
wegen  Verweigerung  der  Aushingabe  von  Heimatscheinen  und  da- 
heriger  Erschwerung  der  Niederlassung.  Solche  Recurse  wurden  ab- 
gewiesen.   Gründe : 

1)  Durch  Art.  41  der  BVerf.  setzt  der  Bund  das  Rechtsverhältniss 
der  Niederlassung  zwischen  dem  Niederlassungskanton  und  dem  Nie- 
dergelassenen fest  und  nimmt  es  unter  seine  Garantie ;  er  schreibt 
aber  keineswegs  vor,  dass  der  Heimatkanton  unter  allen  Umständen 
diejenigen  Schriften  an  einen  Bürger  verabfolgen  müsse ,  die  er  zur 
Niederlassung  in  einem  andern  Kanton  bedarf. 

2)  Es  fällt  daher  die  Frage ,  ob  und  in  welchen  Fällen  ein  Kanton 
seinen  Angehörigen  Heimatscheine  vorenthalten  könne ,  der  kantona- 
len Gesetzgebung  auheim  und  es  wäre  eine  Intervention  des  Bundes 
nur  dann  statthaft,  wenn  diessfällige  Verfügungen  gegen  das  Princip 
der  BVerf.  gerichtet  und  auf  die  Umgehung  der  letztem  berechnet 
wären.  B.  1867  L  221. 

Die  zur  Prüfung  des  Geschäftsberichts  niedergesetzte  national- 
räthliche  Gommission  bemerkt  zu  dieser  Entscheidung: 

»Das  allen  Schweizerbttrgem  gewährleistete  freie  Niederlassungsrecht  muas  an 
sich  die  Befugniss,  aus  seinem  Heimatkanton  wegziehen  zu  können  und  die  Ver- 
pflichtung für  die  Behörden  dieses  Kantons  nach  sich  ziehen,  die  nöthigen  Legitima- 
tionsschriften auszuliefern ,  damit  der  Aufenthalt  in  einem  andern  Kanton  gestattet 
werde.  Mit  einem  Worte,  die  durch  Art.  41  ausgesprochene  Gewährleistung  gilt 
sowol  gegenüber  dem  Heimatkanton ,  aus  dem  man  wegziehen  will ,  als  gegenüber 
demjenigen  Kanton ,  in  dem  man  sich  niederzulassen  im  Begriffe  steht 

»Die  durch  Art.  41  aufgestellte  Gewährleistung  ist  allen  Schweizerbürgem  ge- 
geben ;  sie  ist  daher  ein  Hecht,  dessen  Anwendung  sie  selbst  gegenüber  den  Behörden 
ihres  Heimatkantons  verlangen  können. 

»In  der  That,  warum  soll  man  ihnen  auch  eine  grössere  Gewährleistong  geben 
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gegenüber  einem  andern  Kanton,  als  gegenüber  denjenigen,  dem  sie  angehören? 
Warum  will  man  in  dem  einen  und  demselben  Kanton  einen  Unterschied  aufstellen 
zwischen  dem  niedergelassenen  und  dem  heimatberechtigten  Bürger  eines  Kantons 
und  jenem  eine  grössere  Vergünstigung  gewähren  als  diesem  ? 

> Würde  die  durch  Art.  4  der  BVerf  ausgesprochene  Gleichheit  vor  dem  Gesetze 
nicht  auf  die  Seite  gesteUt,  wenn  man  dieser  Ungleichheit  sich  Geltung  verschaffen 
liesae?  Der  ER.  scheint  zwar  in  Erw.  2  am  Schlüsse  das  hier  verfochtene  Prindp 
selbst  anzuerkennen;  allein  dasselbe  ist  gegenüber  der  Kantonalsouveränetät  in  eine 
mehr  untergeordnete  Stellung  gerückt  und  das  Motiv  lässt  dem  Zweifel  Raum,  ob  das 
freie  Niederlassungsrecht  durch  den  Heimatkanton  nicht  verkümmert  werden  könnte. 
Desahalb  erachtet  die  Conunission  zum  Mindesten  eine  genauere  Feststellung  der  Be- 
griffe nothwendig  und  durch  das  Interesse  der  freien  Niederlassung  gefordert.« 

B.  1857  I.  773.  —  Vgl.  No.  181.  188.  187. 

ISS«  Marie  Josepha  B.  v.  U.  (Luzern)  wohnt  seit  drei  Jahren  in 
B.  (Solothum)  und  reclamirte  während  dieser  Zeit  vom  heimatlichen 
Gemeindrathe  immer  vergeblich  einen  Heimatschein.  Ein  von  der 
Regierung  von  Solothum  an  diejenige  von  Luzern  gerichtetes  Gesuch 
war  ebenso  ohne  Erfolg,  »indem  die  B.  in  ihrer  Heimatgemeinde  den 
Ruf  einer  unsittlichen  Person  geniesse ,  bereits  einmal  wegen  ausser- 
ehelicher  Niederkunft  gerichtlich  bestraft  worden  und  von  daher  noch 
Schuldnerin  der  Armenkasse  sei«. 

Hierüber  beschwert  sich  die  B.,  weil  es  im  Sinne  des  Art.  41  der 
Bunde»-  und  §  22  der  Kantonsverfassung  liege ,  dass  nicht  nur  jeder 
Kanton  gehalten  sei ,  die  Niederlassung  zu  ertheilen ,  sondern  auch 
seinen  nach  auswärts  sich  begebenden  Bürgern  durch  Ertheilung  von 
Ausweisschriften  die  auswärtige  Niederlassung  sowie  den  Aufenthalt 
zu  ermöglichen. . . .  Ohne  Vertheidigung  und  ohne  ein  gerichtliches 
Urtheil  könne  Recurrentin  nicht  zeitlebens  in  ihre  Heimatgemeinde 
eingegrenzt  werden ,  zumal  sie  zur  vollen  Zufriedenheit  der  Behörden 
und  Privaten  anderwärts  einen  unbescholtenen  Ruf  zu  erhalten  und 
ihr  ehrliches  Auskommen  zu  finden  wisse.  Endlich  berechtige  die 
einmalige  aussereheliche  Niederkunft  beim  Abgang  anderer  That- 
sachen  nicht  zu  dem  Ausspruche ,  dass  sie  den  Ruf  einer  unsittlichen 
Person  habe. 

Die  Regierung  von  Luzern  erwiedert:  Die  Verweigerung  der 
Ausstellung  eines  Heimatscheines  im  polizeilichen  und  vormund- 
schaftlichen Interesse  stehe  mit  Art.  41  der  BVerf.  genau  im  Einklang, 
weil  derselbe  nicht  festsetze ,  dass  die  heimatlichen  Behörden  einer 
Person  unter  keinen  Umständen  die  Ausweisschriften  verweigern  kön- 
nen. Wenn  den  Behörden  des  Niederlassungsortes  das  Recht  zustehe, 
einer  unsittlichen  Person  die  Niederlassung  resp.  den  Aufenthalt  zu 
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verweigern ,  so  folge  daraus ,  dass  die  heimatlichen  Behörden  einer 
solchen  Person  auch  die  Legitimationsschriften  verweigern  können 
und  §  20  des  luzernischen  Gesetzes  üher  Fremdenpolizei  und  Nieder- 
lassung vom  5.  Mäxz  1859  bestimme  wirklich:  »Der  Gemeindrath 
kann  die  Ausstellung  eines  Heimatscheines  auch  erwachsenen  Per- 
sonen verweigern ,  wie  z.  B. . . .  liederlichen  und  unsittlichen  Perso- 
nen.« Dieses  Gesetz  stehe  mit  Art.  41  cit.  nicht  im  Widersprach, 
sondern  ergänze  ihn  nur.  Da  nun  die  B.  in  ihrer  Heimatgemeinde 
im  Rufe  der  Unsittlichkeit  stehe,  so  sei  der  Gemeindrath  auch  beredi- 
tigt  gewesen,  ihr  den  Heimatschein  zu  verweigern. 

Die  Beschwerde  wurde  gutgeheissen  und  die  Begierung  von  Lu- 
zem  eingeladen ,  der  Recurrentin  einen  Heimatschein  verabfolgen  zu 
lassen: 

1)  Art.  41  der  BVerf.  schreibt  zwar  nicht  definitiv  vor,  es  müssen 
jedem  Eantonsbürger  die  zu  seiner  auswärtigen  Niederlassung  erfor- 
derlichen Schriften  gegeben  werden ;  im  Grundsatze  aber  steht  offenbar 
dem  Rechte  der  freien  Niederlassung  die  Verpflichtung  der  Heimat- 
behörde,  dieses  Recht  nicht  zu  verhindern,  gegenüber. 

2)  Daher  können  die  kantonalen  Gesetzgebungen  nicht  Bestim- 
mungen einführen,  die  so  allgemein  und  ausgedehnt  sind,  dass  sie  mit 
dem  Grundsatze  der  freien  Niederlassung  im  Widerspruch  stehen;  wie 
z.  B.  die  Verweigerung  von  Heimatscheinen  gegenüber  allen  Personen, 
die  in  Bezug  auf  Moralität  keinen  guten  Leumden  haben. 

3)  Wenn  auch  die  BVerf.  solchen  Personen  das  Niederlassungs- 
recht nicht  unbedingt  garantirt,  so  ist  die  Beschränkung  des  letztem 
in  der  Verfassung  selbst  enthalten  und  geht  dahin,  dass  in  Ermanglung 
guter  Leumdenszeugnisse  die  Niederlassung  verweigert  werden  kann. 
Hieraus  folgt  aber  für  die  Heimatbehörden  keineswegs  das  Recht, 
jenen  Personen  ausser  dem  Leumdenszeugnisse  auch  den  Heimat- 
schein oder  Pass  zu  verweigern  und  dadurch  ihnen  die  Niederlassung 
ganz  unmöglich  zu  machen.  B.  1861.  823. 

Anmerkung,  Auf  S.  451  ist  bemerkt,  dass  dieses  Prl^udiz  nur  aus  Versehen  in 
den  Jahresbericht  aufgenommen  worden  sei.  Seither  —  am  29.  Juli  1861  —  soll 
aber  vorstehender  Antrag  die  Genehmigung  des  BR.  erhalten  haben. 

1S3«  Heinrich  Hecht  von  Therwyl ,  Ets.  Baselland ,  lebte  in  der 
Familie  seines  Vaters,  der  seit  1840  in  Basel  niedergelassen  war,  und 
wünschte  1857  daselbst  ein  eigenes  Hauswesen  zu  gründen.  Die  Be- 
hörden von  Baselland  verweigerten  ihm  jedoch  den  hiezu  nöthigen 
besondern  Heimatschein ,  bis  er  seinen  Militärpflichten  genügt  habe. 
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Hecht  hat  nämlich  von  1849  — 1853  auswärts  sich  aufgehalten,  seit 
1854  aber  in  Basel  seiner  Militärpflicht  genügt,  und  nun  reclamiren 
die  basellandschaftlichen  Behörden  die  Bezahlung  der  Militärsteuer 
für  die  erstem  Jahre ,  da  er  während  denselben  weder  am  Niederlas- 
sungsorte seines  Vaters  noch  in  der  Heimat  seine  Pflicht  erfüllt  habe, 
und  nach  dem  Gesetz  vom  12.  März  1844  jetzt,  da  er  endlich  dafür 
erreichbar  geworden ,  die  Ersatzsteuer  zu  zahlen  habe.  Der  BR.  er- 
klärte das  Begehren  der  Regierung  von  Baselland  für  nicht  gerecht- 
fertigt Gründe: 

1)  Der  Art.  145  der  eidg.  Militärorganisation  schreibt  vor: 

>  Jeder  Wehrpflichtige ,  der  ans  Grund  einer  theilweisen  oder  gänzlichen  Ent- 
lassung aas  dem  Militärdienste  besteuert  wird ,  hat  die  Steuer  in  demjenigen  Kanton 
zu  bezahlen,  in  dem  er  niedergelassen  ist« 

2)  Der  Vater  des  Recurrenten ,  bei  welchem  dieser  selbst  bis  zum 
Alter  der  Militärpflichtigkeit  wohnte ,  ist  seit  einer  Beihe  von  Jahren 
in  Basel  niedergelassen,  und  wenn  Recurrent  in  den  Jahren  1849  bis 
1854  von  Basel  sich  wegbegab,  so  entstand  dadurch  für  Baselland- 
schaft keineswegs  die  Berechtigung,  yon  ihm  die  Entlassimgstaxen  zu 
beziehen,  wofern  derselbe  nicht  in  diesem  Kanton  seine  Niederlassung 
genommen ,  was  nicht  behauptet  wurde. 

3)  Zudem  weist  der  Umstand,  dass  Recurrent  auch  während  seiner 
zeitweiligen  Abwesenheit  von  Basel  dort  für  die  Entrichtung  der  Mi- 
litärtaxe der  Staatskassa  angewiesen  wurde,  darauf  hin,  dass  das 
frühere  Yerhältniss  des  Niederlassungsortes  als  fortdauernd  angesehen 
wurde. 

4)  Die  Regierung  von  Baselland  betrachtet  selbst  den  Recurrenten 
als  in  Basel  niedergelassen,  indem  sie  für  die  Jahre  seit  seiner  Zurück- 
kauft nach  Basel  keine  Militärsteuem  von  ihm  verlangt,  obwol  er 
seither  keine  eigene  förmliche  Niederlassungsbewilligung  erhalten  hat. 

5)  Wenn  somit  Hecht  nicht  pflichtig  ist,  die  Taxe  für  die  genann- 
ten Jahre  an  Baselland  nachzubezahlen ,  so  ist  auch  der  Grund  als 
weggeÜEdlen  zu  betrachten,  aus  welchem  dem  Recurrenten  die  Aushin- 
gabe eines  Heimatscheines  verweigert  wurde. 

BR  V.  7.  Mai  1858.  No.  1758  u.  v.  7.  Aprü  1860.  No.  1698. 

b.  Vormundschaft  und  Ehescheidung. 

ISA«  Niedergelassene  beschweren  sich  darüber,  dass  sie  von 
ihren  Heimatbehörden  unter  Vormundschaft  gestellt  werden ,  indem 
sie  diesen  die  Gompetenz  zu  solchen  Verfügungen  bestritten.  Solche 
Beschwerden  wurden  abgewiesen. 
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Es  steht  nämlich  die  Befugniss  der  Kantone  durch  die  yerfas- 
sungsmäasig  aufgestellten  Behörden,  ihre  Angehörigen  unter  Vormund- 
schaft zu  setzen ,  mit  der  BVerf.  nicht  im  Widerspruch ,  zumal  die 
letztere  den  Gerichtsstand  nur  in  Bezug  auf  persönliche  Schuldfor- 
denmgen  grundsätzlich  feststellt ,  keineswegs  aber  die  Kantone  hin- 
sichtlich solcher  Fragen  beschränkt ,  die  sich  auf  den  büi^erlichen 
Stand  einer  Person  beziehen.  —  Die  Art.  41.  50  und  53  der  BVer£ 
werden  mit  Unrecht  angerufen ,  weil  der  erste  von  den  Bedingungen 
und  Wirkungen  der  Niederlassung,  der  zweite  vom  Gerichtsstände 
bei  persönlichen  Forderungen ,  der  dritte  von  der  Unzulässigkeit  der 
Ausnahmsgerichte  handelt ,  in  welche  Klasse  die  Behörden  nicht  ge- 
hören, die  durch  die  Verfassungen  der  Kantone  für  die  Behandlung  der 
Vormundschaftsfälle  aufgestellt  sind.  B.  1864  IL  62. 

135«  Zwischen  den  Regierungen  der  Kantone  Graubünden  und 
St.  Gallen  entstand  ein  Conflict,  betr.  das  Forum  der  Niedergelassenen 
in  Ehe-  und  Vormundschaftssachen.  Während  nämlich  die  Gesetzge- 
bung von  Graubünden  die  Bestimmung  enthält,  dass  sowol  zu  Anord- 
nung einer  Vormundschaft  als  zu  Beurtheilung  von  Ehescheidungs- 
klagen lediglich  die  Heimatbehörden  der  Betreffenden  competent 
seien ,  huldigt  St.  Gallen  dem  Territorialgrundsatze ,  d.  h.  es  wendet 
seine  bezüglichen  Gesetze  ausnahmslos  auf  alle  Kantonseinwohner  an, 
also  gleichviel  ob  sie  Bürger  oder  Niedergelassene  seien. 

Durch  zwei  Specialfälle  veranlasst  wandte  sich  Graubünden  an 
St.  Gallen  mit  dem  Gesuche  um  Berücksichtigung  seiner  hierauf  be- 
züglichen Gesetze ,  da  aber  abschlägige  Antwort  erfolgte ,  gelangte 
Graubünden  an  die  BVersammlung  mit  folgenden  Begehren: 

In  erster  Linie:  »es  möchte  der  Kt.  St.  Gallen  pflichtig  erklärt 
werden ,  bezüglich  der  Competenz  in  Ehescheidungs-  und  Vormund- 
schaflsverhältnissen  bündnerischer ,  im  dortigen  Kanton  niedergelas- 
sener Angehörigen  die  Gesetze  von  Graubünden  anzuerkennen.« 

In  zweiter  Linie:  *es  möchte  der  in  den  Concordaten  vom 
15.  Juli  1822  und  vom  6.  Juli  1821  [A.  S.  U.  34  u.  39 ,  Snell  I.  231  u. 
235]  aufgestellte  Grundsatz  der  Zuständigkeit  der  Heimatbehörden  in 
Ehescheidungs-  und  Vormundschaftsverhältnissen  für  die  ganze  Eid- 
genossenschaft zum  Gesetze  erhoben  werden.« 

Zur  Begründimg  dieser  Gesuche  wurde  im  Wesentlichen  ange- 
führt: Zur  Eingehung  einer  Ehe  auch  ausserhalb  des  Kantons  sei 
immer  die  Genehmigung  der  Heimatbehörden  erforderlich  und  es 
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könne  deshalb  jene  folgerecht  auch  nur  mit  deren  Zustimmung  wieder 
getrennt  werden.  Dazu  treten  aber  noch  practische  Gründe,  denn  die 
Heimatbehörde  werde  durch  die  Aenderung  des  Status  personse  gerade 
am  meisten  berührt,  wesshalb  ihr  nicht  zugemuthet  werden  könne,  in 
einem  derartigen  Falle  die  Rolle  eines  blossen  Zuschauers  zu  spielen. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  ausgegangen  sei  auch  das  Concordat  vom 
G.Juli  1821  zu  Stande  gekonmien,  das  sich  auf  die  Mehrzahl  der 
Kantone  erstrecke.  Da  Graubünden  ferner  die  (Kompetenz  des  st.  gal- 
lischen Consistorialgerichts  in  solchen  Fällen  nicht  anerkenne,  so 
können  dessen  Urtheile  sehr  oft  gar  nicht  existent  werden ,  weil  die 
Ezecution,  die  Folge  eines  Ehescheidungsurtheils,  meistens  in  der  hei- 
matlichen Gemeinde  eintrete. 

Auch  in  Vormundschaftssachen  komme  das  nächste  Interesse  der 
Heimatgemeinde  zu,  die  überall  da,  wo  die  einzelnen  Individuen  nicht 
im  Stande  seien  für  sich  und  die  Ihrigen  selbst  zu  sorgen ,  die  Pflicht 
dieser  Sorge  auf  sich  habe ,  während  der  Niederlassungsgemeinde  in 
solchen  Fällen  das  bequeme  Mittel  der  Ausweisung  zustehe.  Zu  ge- 
wissenhafter Erfüllung  dieser  ihrer  Pflicht  müsse  aber  jeder  Gemeinde 
das  Recht  ausschliesslich  zustehen,  über  das  Vermögen  ihrer  Ange- 
hörigen, wo  es  nothwendig  erscheine,  präseryatorische  Anordnungen 
zu  treffen  und  hierin  dürfe  sie  nur  von  ihrer  legislativen  Behörde  be- 
schränkt werden.  St.  Gallen  könne  zwar  zur  Befolgung  dieses  Grund- 
satzes nicht  angehalten  werden ,  weil  es  dem  Concordate  vom  15.  Juli 
1822  nicht  beigetreten  sei;  allein  freundnachbarliche  Rücksichten 
und  der  Umstand ,  dass  Graubünden  den  ausgesprochenen  Grundsatz 
auch  auf  alle  in  seinem  Gebiet  wohnenden  Angehörigen  des  Kantons 
St  Gallen  anwende ,  sollten  es  dazu  verpflichten.  Ueberdiess  werde 
das  einem  jeden  Kanton  zustehende  Recht,  Gesetze  zu  erlassen  mit 
Bezug  auf  den  Status  personse  in  Ehescheidungs-  und  Vormundschafts- 
verhältnissen seiner  Angehörigen  durch  den  Territorialgrundsatz  in 
seiner  Unumschränktheit  negirt,  was  nicht  geduldet  werden  dürfe. 
—  Sollte  aber  dem  in  erster  Linie  gestellten  Gesuche  nicht  entspro- 
chen werden ,  so  gehe  dann  die  Berechtigung  der  BVersamndung  zu 
ErlasB  des  eventuell  gewünschten  Gesetzes  doch  unzweifelhaft  daraus 
hervor,  dass  sie  zu  Regulirung  staatsrechtlicher  Verhältnisse  zwischen 
Kanton  und  Kanton  die  einzig  competente  Behörde  sei.  Ein  solches 
Gesetz  sei  auch  zu  Vermeidung  weiterer  Collisionen  dringend  noth- 
wendig. 
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Der  BR  begutachtete  dieses  Gesuch  folgendennassen : 

a.  VormundschafUsachen. 

Die  Gesetzgebung  der  Kantone  ist  in  dieser  Rechtsmaterie,  wie 
in  mancher  andern  yerschieden.  Während  die  Einen  unbedingt  an 
dem  staatsrechtlich  richtigen  Grundsatze  festhalten,  dass  sich  die 
Civil-  und  Polizeigewalt  des  Staates  von  Rechtes  wegen  auch  auf  die 
Mitbürger,  die  sich  im  Lande  aufhalten  und  auf  die  im  Lande  liegen- 
den Vermögensobjecte  erstrecke  —  quidquid  est  in  territorio,  est  de 
territorio  —  und  somit  die  Rechtsfähigkeit  einer  Person ,  das  Alter 
der  Volljährigkeit,  der  Vormundschaft  etc.  nach  den  Gesetzen  des 
Wohnortes  sich  richte ,  nehmen  die  andern  einen  ganz  andern  Stand- 
punkt ein  und  behaupten ,  die  Rechtsverhältnisse ,  die  den  s.  g.  Status 
einer  Person  beschlagen ,  werden  durch  die  Gesetze  des  Heimatortes 
beherrscht  und  so  könne  auch  das  Vormundschaftswesen  nur  durch 
die  Gesetze  des  Heimatortes  regulirt  werden. 

Diese  letztere  Ansicht  beruht  nicht  auf  dem  gemeinen  Rechte, 
sondern  ist  eine  Singularität,  die  sich  vorzugsweise  auf  Concordate 
stützt,  was  wol  am  besten  beweist,  dass  es  nicht  allgemeines  BjodA 
ist,  sonst  hätte  es  keines  Concordates  bedurft.  Ein  solches  Concordat 
wurde  am  15.  Juli  1822  zwischen  mehrem  Kantonen  abgeschlossen, 
dem  aber  weder  St.  Gallen  noch  Graubünden  beigetreten  sind.  Die 
Erklärungen  dieser  Kantone  lauteten  folgendermassen :  »St.  Gallen 
lehnt  das  Concordat  ab ,  wird  aber  immer  bereit  sein ,  heimatlichen 
Waisenbehörden  seiner  Niedergelassenen  Kenntniss  von  dem  Vermö- 
genszustande ihrer  unter  Vormundschaft  stehenden  Mitbürger  zugehen 
zu  lassen ,  und  überhaupt  jedes  mit  den  Gesetzen  des  Kts.  St  Gallen 
verträgliche  und  billige  Begehren  in  vormundschaftlichen  und  Bevog- 
tigungsangelegenheiten  zu  berücksichtigen.«  —  *Graubünden  findet 
besonders  den  Art.  4  des  Concordats  mit  den  Einrichtungen  und 
Grundsätzen  seines  Kantons  nicht  vereinbar,  wird  jedoch  sehr  gerne 
allfalligen  Wünschen,  rücksichtlich  auf  Mittheilung  der  vormund- 
schaftlichen Rechnungen  und  auf  Anzeige  der  Vogtbestellungen,  ent- 
sprechen.« 

Auf  Grund  des  Concordates  kann  also  St.  Gallen  nicht  angehalten 
werden ,  den  Territorialgrundsatz  im  Vormundschaftswesen  aufzuge- 
ben ,  weil  Concordate  nur  für  die  contrahirenden  Theile  massgebend 
sind ,  nicht  aber  für  Kantone ,  die  ihren  Beitritt  ausdrücklich  versagt 
haben.  Die  Regierung  von  Graubünden  beansprucht  übrigens  dieses 
auch  nicht.  Es  fällt  daher  die  Frage,  ob  nach  Art  6  der  Uebergangs- 
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bestiinmuDgen  der  BVerf.  das  Concordat  vom  15.  Juli  1822  mass- 
gebend sei,  als  irrelevant  weg. 

Man  muss  also  ganz  abgesehen  von  dem  allegirten  Concordate 
die  Frage  prüfen ,  ob  St.  Gallen  nicht  berechtigt  sei ,  bündnerische, 
im  dortigen  Kanton  niedergelassene  Angehörige  vormundschafUich  zu 
behandeln.  Ein  Anhaltspunkt  zu  dieser  Prüfung  muss  vorzugsweise 
in  den  Bestimmungen  der  BVerf.  gesucht  werden ,  die  auch  von  den 
streitenden  Parteien  in  denjenigen  Vorschriften  angerufen  wird,  die 
sie  als  einschlägig  betrachten.  Sehen  wir  die  betreffenden  Artikel 
etwas  näher  an. 

Art.  3  erklärt  die  Kantone  souverän,  soweit  die  Souveränetät 
nicht  durch  die  BVerf.  beschränkt  ist  und  reservirt  ihnen  ausdrücklich 
alle  Rechte ,  die  nicht  der  BGewalt  übertragen  sind.  Die  Kantone 
haben  also  das  volle  Recht,  sich  eine  beliebige  Gesetzgebung  zu  geben, 
insofern  keine  Bestimmungen  aufgestellt  werden,  die  mit  BVorschrif- 
ten  in  Widerspruch  kommen.  In  dieser  Materie  enthält  aber  die 
BVerf.  nichts,  was  das  Recht  der  Kantone  beschränkt,  daher  kann 
die  Staatsgewalt  exclusiv  verfahren  und  Personen  und  Sachen  inner- 
halb des  eigenen  Gebietes  ohne  Ausnahme  ihrer  Botmässigkeit  unter- 
werfen. Diese  Grenze  darf  sie  aber  nicht  überschreiten  und  könnte 
daher  Vermögen  eines  bevormundeten  Nichtkantonsbürgers,  das  ausser- 
halb der  Kantonsmarken  liegt,  keineswegs  ihrer  Verfügung  unter- 
werfen. 

Art  5  gewährleistet  den  Kantonen  sowol  ihre  Souveränetät  inner 
den  Schranken  des  Art.  3,  als  auch  den  Bürgern  die  verfassungs- 
mässigen Rechte.  Wenn  die  Regierung  von  Graubünden  glaubt,  in 
diesem  Artikel  einen  Anhaltspunkt  zu  finden ,  dass  dortigen  Bürgern 
das  Recht  vindicirt  werden  müsse ,  vor  den  einheimischen  Behörden 
die  Vormundschaftsverhältnisse  behandeln  zu  lassen ,  so  übersieht  sie 
den  massgebenden  Gesichtspunkt,  dass  nämlich  der  Bürger  durch 
seine  Niederlassung  in  einem  andern  Kanton  sich  unter  eine  andere 
Jurisdiction  begeben  hat,  und  somit  das  nämliche  Hoheitsrecht  gegen- 
über dieser  Person  oder  Sache  nur  von  diesem  Kanton  und  nicht  von 
zweien  zugleich  ausgeübt  werden  kann. 

Art.  41  will ,  dass  der  Bürger  und  der  Niedergelassene  gleich 
behandelt  werden.  Daraus  folgt  nun  allerdings  nicht  mit  Nothwen- 
digkeit,  dass  ein  Kanton  einem  Niedergelassenen  auch  den  vormund- 
schafklichen  Schutz  müsse  angedeihen  lassen,  sondern  er  kann  sich 
dieser  Sorge  zu  Gunsten  des  Heimatkfuitons  begeben,  wie  es  von 
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Seite  mehrerer  Kantone  in  Folge  gegenseitiger  Uebereinkunft  ge- 
schieht ;  widrigenfalls  tritt  der  Niedergelassene  wie  in  die  Rechte  so 
auch  in  die  Pflichten  des  eigenen  Bürgers  ein,  d.  h.  er  hat  sich  der 
Gesetzgebung  des  Niederlassungskantons  zu  unterwerfen. 

Art.  42  und  43  fallen  ausser  Betracht ,  weil  sie  in  keinem  sach- 
bezüglichen Zusammenhang  mit  der  zu  entscheidenden  Frage  stehen. 

Auf  Art.  48  kann  man  sich  nicht  beziehen,  weil  es  sich  hier  um 
eine  Competenzfrage  handelt,  dieser  Artikel  aber  die  Competenz  des 
Kantons  immer  yoraussetzt.  St  Gallen  braucht  sich  übrigens  auf  die- 
sen Artikel  nicht  zu  berufen,  weil  sein  Standpunkt,  der  territoriale, 
gemäss  Art.  3  die  Begel  bildet  und  so  lange  zu  Recht  besteht,  als  nicht 
Beschränkungen  yon  Seite  des  Bundes  nachgewiesen  werden  können. 
Da  nun  aber  Art.  48  weder  nach  seinem  Zweck  noch  seinem  Inhalt 
sich  mit  Gompetenz&agen  befasst,  so  ist  er  für  den  vorliegenden  Ge- 
genstand durchaus  indifferent ;  er  beschränkt  die  Kantone  nur  inso- 
weit, als  er  sie  verpflichtet :  in  den  Fällen,  wo  er  zur  Ausübung  der 
Jurisdiction  auf  Bürger  anderer  Kantone  competent  ist,  nicht  Aus- 
nahmsgesetze  auf  sie  anzuwenden. 

Art.  53  endlich  wird  jedenfalls  mit  Unrecht  von  Graubünden  an- 
gerufen. Derselbe  erklärt  nur  die  Ausnahmsgerichte  als  unzulässig, 
in  welche  Klasse  aber  die  Behörden  nicht  gehören,  die  durch  die 
Verfassung  oder  Gesetzgebung  der  Kantoiie  für  die  Behandlung  der 
Vormimdschafbsfalle  aufgestellt  sind. 

Aus  diesen  Betrachtungen  folgt,  dass  durchaus  kein  wesentlicher 
Anhaltspunkt  vorhanden  ist,  den  Kt.  St.  GaUen  anzuhalten,  auf  sein 
seit  langer  Zeit  ausgeübtes  Recht  der  Unterwerfung  der  Niedergelas- 
senen unter  seine  Vormundschaftsgewalt  zu  verzichten. 

Dürfen  wir  uns,  abgesehen  vom  bundesrechtlichen  Standpunkte, 
noch  eine  Bemerkung  über  die  Wünschbarkeit  und  Zweckmässigkeit 
des  einen  oder  andern  Systems  erlauben,  so  glauben  wir,  dass  für 
Kantone,  die  viel  Handel  und  Verkehr  und  in  Folge  dessen  auch 
eine  starke  Niederlassung  auf  ihrem  Staatsgebiete  haben,  der  Grund- 
satz der  Zuständigkeit  des  Wohnortes  viele  Vorzüge  hat.  Bezüglich 
anderer  Kantone,  wo  die  berührten  Verhältnisse  nicht  vorhanden 
sind,  mag  das  Forum  originis  genügend  und  sogar  zweckmässiger  sein. 

b,    Ehescheidungssachen. 

Es  mag  auf  den  ersten  Blick  viel  bedenklicher  scheinen,  auch 
die  Klagen  auf  Ehescheidung  durch  die  Behörden  des  Wohnortes 
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entscheiden  zu  lassen.  Bei  näherer  Prüfung  zeigt  sich  aber,  dass  eben 
80  gut  oder  eben  so  wenig  wie  bei  der  Vormundschaft  das  Forum 
domicilii  zulässig  ist.  Ein  am  6.  Juli  1821  unter  der  Mehrheit  der 
Kantone  abgeschlossenes  Concordat  bestimmt,  dass  in  Fällen  von 
gänzlicher  Ehescheidung  oder  zeitweiser  Trennung  zwischen  Schweiz. 
Niedergelassenen  und  auch  über  die  daraus  hervorgehenden  Fragen 
wegen  Sonderung  der  Güter  oder  anderer  ökonomischen  Verhältnisse 
oder  Pflichten  die  competente  richterliche  Behörde  des  Heimatkan- 
tons des  betreffenden  Ehemannes  zu  entscheiden  habe.  Graubünden 
ist  diesem  Concordat  beigetreten,  St.  Gallen  aber  demselben,  in  con- 
sequenter  Festhaltung  seines  Territorialprincips,  fern  geblieben,  indem 
es  glaubte ,  die  Aufstellung  des  Richters  vom  Wohnort  würde  dem 
Ansehen  einer  jeden  Landesobrigkeit  besser  zusagen. 

Wir  begegnen  also  hier  ganz  der  gleichen  Rechtsfrage  wie  beim 
Vormundschaftswesen.  Das  Goncordart  beweist,  dass  das  aufgestellte 
Prindp  nicht  gemeines  Recht  für  alle  Kantone  ist,  sondern  dass  die- 
jenigen, die  nicht  beigetreten  sind,  ihre  eigene  Gesetzgebung  anwen- 
den können  imd  auch  immer  angewendet  haben.  Man  muss  aber  wol 
unterscheiden  zwischen  der  Eingehung  der  Ehe  und  der  Ehescheidung. 
Obwoi  in  ganz  strenger  Durchfuhrung  der  Consequenzen  des  gemei- 
nen Rechts  selbst  die  Schliessung  einer  Ehe  den  Gesetzen  des  Wohn- 
staates unter  Uebemahme  der  Folgentragung  unterworfen  sein  würde, 
so  haben  doch  sämmtliche  Kantone  stetsfort  an  dem  Grundsatze  fest- 
gehalten, dass  dieselbe  von  der  Bewilligung  der  heimatlichen  Behör- 
den abhangen  soll.  Es  ist  dieses  bei  unsern  bürgerlichen  Verhält- 
nissen auch  ganz  natürlich.  Durch  die  Ehe  erhält  die  Frau  den  Namen 
und  das  Bürgerrecht  des  Mannes ;  ebenso  die  aus  der  Ehe  entsprin- 
genden Kinder;  sie  treten  in  die  engen  Verhältnisse,  die  das  Heimat- 
recht begründet  Daher  ist  es  auch  ganz  richtig,  dass  Alles,  wa8  dieses 
Heimatrecht  bildet,  begründet  oder  auflöst,  von  der  Jurisdiction  des 
Heimatorts  abhängt.  Durch  die  Ehescheidung  wird  aber  das  Ver- 
hältniss  des  heimatlichen  Verbandes 'nicht  berührt,  sondern  nur  per- 
sönliche Verhältnisse  der  Eltern  unter  sich  und  den  Kindern  gegen- 
über, gleich  wie  ökonomische  Fragen,  z.  B.  über  Unterstützung ;  also 
alles  Fragen,  die  mit  dem  Status  civitatis  nichts  gemein  haben  und 
wie  die  Vormundschaftssachen  ins  privatrechtliche  Personenrecht 
oder  in  das  Gebiet  der  Polizei  gehören.  Es  finden  daher  auch  die 
oben  gemachten  Erörterungen  und  Schlussfolgerungen  hier  ihre 
volle  Anwendung,  dass  nämlich  Statusfragen  im  weitern  Sinne  nicht 
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nothwendig  unter  die  Jurisdiction  der  heimatlichen  Behörden  ge- 
hören. 

In  nahem  Zusammenhange  mit  dem  ersten  Gesuche  Graubündens 
steht  das  in  zweiter  Linie  gestellte  Verlangen,  es  möchte  der  in  den 
angeführten  Concordaten  aufgestellte  Grundsatz  der  Zuständigkeit  der 
Heimatbehörden  in  Ehescheidungs-  und  Vormundschaftsyerhältnissen 
für  die  ganze  Eidgenossenschaft  zum  Gesetze  erhoben  werden.... 

Es  entsteht  hier  vor  Allem  die  Frage,  ob  die  BBehörden  compe- 
tent  seien,  ein  solches  Gesetz  zu  erlassen.  —  Wir  möchten  die  Frage 
eher  verneinen,  weil  die  BVerf.  zu  wenig  Anhaltspunkte  bietet,  um 
sie  bejahen  zu  können.  Der  schon  erwähnte  Art.  3  erklärt  die  Kan- 
tone für  souverän,  soweit  ihre  Souveränetät  nicht  durch  die  BVerf. 
beschränkt  ist.  In  den  folgenden  Artikeln  sind  dann  die  Beschrän- 
kungen angeführt,  wo  den  Kantonen  ihre  Hoheitsrechte  zu  Gunsten 
des  Bundes  beschnitten  sind ;  aber  nirgends  findet  sich  eine  Bestim- 
mung, dass  der  Bund  zur  Regelung  der  interkantonalen  Jurisdictions- 
Angelegenheiten  berufen  sei.  Eine  solche  oder  ähnliche  Vorschrift 
wüi'de  aber  in  der  Verfassung  eine  Stelle  gefunden  haben,  wenn  man 
in  dieser  Materie  die  Autonomie  der  Kantone  unter  die  Bundeshoheit 
hätte  stellen  wollen.  Hat  doch  die  BVerf.  in  andern  Punkten  Vor- 
schriften aufgestellt,  die  auch  nur  durch  Concordate  geregelt  waren, 
z.  B.  über  freie  Niederlassung,  das  Forum  für  persönliche  Anspradien 
u.  s.  w.  —  Aber  abgesehen  von  der  Competenzfrage  vermögen  wir 
die  Wünschbarkeit  und  Nothwendigkeit  zu  einer  Massregel  von  die- 
ser tief  eingreifenden  Bedeutung  nicht  einzusehen.  Es  gibt  noch  eine 
ganze  Menge  anderer  Fragen,  bei  welchen  die  Kantone  von  verschie- 
denen Grundansichten  ausgehen,  z.  B.  bei  der  Testirungsfähigkeit 
und  den  Erbrechtsverhältnissen  u.  s.  w.  Da  die  Schweiz  ein  BStaat 
mit  bestimmter  Abgrenzung  der  Bundes-  und  Kantonalautorität  ist, 
so  werden  solche  Ungleichheiten  nicht  zu  vermeiden  sein ;  denn  die 
Rechtsanschauungen  und  Bedürfnisse  in  den  einzelnen  Kantonen  sind 
eben  verschieden.  So  lange  dadurch  der  Zweck  des  Bundes  (Art  2) 
nicht  Schaden  leidet,  ist  dieser  Zustand  von  keiner  nachtheiligen  Wir- 
kung. Uebrigens  sind  die  Anstände  nicht  häufig,  was  aus  dem  Um- 
stände hervorgeht,  dass  seit  dem  Bestände  der  BVerf.  zwei  einzige 
Conflicte  zur  Kenntniss  der  BBehörden  gelangt  sind.  Lasse  mau  da- 
her die  Kantone  auch  femer  in  diesen  Materien  frei  gewähren :  es  ist 
weit  besser,  als  durch  Dictate  von  oben  Alles  nach  einem  Masse  regeln 
zu  wollen. 
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Die  von  dem  Ständerathe  niedergesetzte  Commission  trat  der 
Auffassung  des  BR.  mit  Bezug  auf  das  in  erster  Linie  gestellte  Be- 
gehren Graubündens  bei  Hinsichtlich  des  zweiten  Gesuches  sprach  sie 
sich  dahin  aus :  Es  lässt  sich  nicht  läugnen,  dass  aus  dem  Umstände, 
dass  in  Vormunds  chafts-  und  Ehescheidungssachen  der  eine  Kanton 
die  Behörden  der  Heimat ,  der  andere  diejenigen  des  Wohnortes  als 
zuständig  anerkennt,  mancherlei  Reibungen  und  Conflicte  entstehen 
können,  die  nicht  ganz  übereinstinmien  mit  einem  geordneten  Rechts- 
zustande, wie  er  im  BStaate  bestehen  sollte.  Allerdings  fragt  es  sich, 
ob  der  Bund  competent  wäre,  auf  gesetzgeberischem  Wege  den  Ge- 
richtsstand der  niedergelassenen  Schweizerbürger  festzustellen ;  allein 
wir  möchten  diese  Frage  nicht  mit  dem  BR.  *  eher  verneinen  «,  son- 
dern vielmehr  eher  bqahen.  Legt  doch  Art.  74  Ziff.  1 3  der  BVerf.  in 
die  Competenz  der  BVersammlung  ausdrücklich  »gesetzliche  Ver- 
fügungen über  Niederlassungsverhältnisse!«  Dieser  Ausdruck  ist  so 
allgemein  gehalten,  dass  er  keineswegs  blos  auf  das  im  Art  41  Ziff.  3 
vorgesehene  BGesetz  über  die  Dauer  und  Kosten  der  Niederlassung  be- 
zogen werden  kann,  sondern  auf  alle  Verhältnisse  der  Niedergelassenen, 
zu  denen  ohne  Zweifel  auch  ihr  Gerichtsstand  gehört  Es  versteht 
sich  aber  von  selbst,  dass  wenn  man  sich  einmal  veranlasst  fände, 
auf  gesetzgeberischem  Wege  diese  Verhältnisse  zu  regeln,  man  niclit 
bei  den  Vormundschaft»-  und  Ehescheidungssachen  stehen  bleiben 
könnte,  sondern  neben  den  Statusfragen  im  Allgemeinen  namentlich 
auch  die  Steuerpflicht  der  Niedergelassenen,  über  die  schon  verschie- 
dene Conflicte  entstanden  sind ,  so  wie  die  Frage,  nach  welchen  Ge- 
setzen sie  zu  beerben  seien,  worüber  ein  besonderes  Goncordat  besteht, 

mit  in  den  Bereich  des  zu  erlassenden  BGesetzes  ziehen  müsste 

Es  lässt  sich  allerdings  nicht  läugnen.  dass  die  Mehrzahl  der  Kantone 
in  allen  diesen  Fragen  dem  Princip  der  Zuständigkeit  der  heimat- 
lichen Behörden  und  der  Herrschaft  der  heimatlichen  Gesetze  gegen- 
über der  Person  des  Niedergelassenen  huldigt  und  was  insbesondere 
die  beiden  Verhältnisse,  mit  denen  wir  es  zunächst  zu  thun  haben, 
betrifft,  so  fehlt  es  auch  nicht  an  Gründen,  die  sich  für  dieses  Princip 
anfuhren  lassen.  Wenn  man  darüber  einverstanden  ist,  dass  die  hei- 
matlichen Behörden  es  sind,  die  nach  ihren  Gesetzen  die  Eingehung 
einer  Ehe  zu  gestatten  haben,  so  scheint  eine  natürliche  Consequenz 
es  mit  sich  zu  bringen ,  dass  denselben  auch  der  Entscheid  zustehe 
über  die  von  dem  einen  oder  andern  Theile  verlangte  Auflösung  der 
Ehe.   Und  wenn  es  ebenfalls  allgemein  angenommen  ist,  dass  im  Ver- 
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armungsfalle  die  heimatliche  Behörde  den  Niedergelassenen  zu  unter- 
stützen habe,  so  erscheint  es  wieder  als  folgerichtig,  derselben  das 
einzige  Mittel,  das  unter  gegebenen  Verhältnissen  der  Verarmung 
vorbeugen  kann,  an  die  Hand  zu  geben  und  ihr  zu  gestatten,  den 
Niedergelassenen  unter  Vormundschaft  zu  setzen.  Auf  der  andern 
Beite  aber  lässt  sich  auch  nicht  verkennen,  dass  das  entgegengesetzte 
Princip,  das  man  gewöhnlich  kurzweg  mit  dem  Namen  »  Territorial- 
princip «  bezeichnet  und  das ,  wenn  auch  in  dem  kleinem ,  doch 
immerhin  in  einem  ansehnlichen  Theile  der  Schweiz  besteht,  dem 
ausser  der  Schweiz  geltenden  gemeinen  Recht  besser  entspricht  und 
allenthalben  immer  mehr  Anhänger  gewinnt,  je  mehr  namentlich  in 
industriellen  Gegenden  die  Zahl  der  Niedergelassenen  aus  andern 
Kantonen  zunimmt  und  je  grössere  Inconvenienzen  es  oft  mit  sich 
bringt,  wenn  der  Niedergelassene  selbst  in  geringfügigen  Dingen  den 
Behörden  seiner  entfernten,  ihm  vielleicht  gänzlich  fremd  gewordenen 
Heimat  unterworfen  bleibt.  In  der  That  wird  im  Falle  des  Bedürf- 
nisses die  Behörde  des  Wohnortes  besser  im  Falle  sein,  dem  Nieder- 
gelassenen einen  passenden,  seine  Interessen  gehörig  wahrenden  Vor- 
mund, der  ja  doch  noth wendig  in  der  Nähe  des  Mündels  wohnen 
sollte,  zu  bezeichnen ;  sie  wird  besser  im  Falle  sein,  die  Verwaltung 
seines  Vermögens,  das  sich  in  ihrem  Amtskreise  befindet,  zu  über- 
wachen und  über  wichtige  Fragen,  für  welche  genaue  Kenntniss  der 
Personen  und  Sachen  erforderlich  ist,  ihren  Entscheid  zu  geben. 
Ebenso  lässt  sich  die  genauere  Kenntniss  der  Personen  und  ilu-er  Ver- 
hältnisse auch  dafür  anführen,  dass  es  zweckmässiger  sei,  die  Beur- 
theilung  der  Ehescheidungsklagen  den  Behörden  des  Wohnortes  zu 
übertragen.  Es  kann  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  alle  die  Gründe,  die 
sich  für  das  eine  und  andere  Princip  anführen  lassen,  aufzuzählen 
und  gegen  einander  abzuwägen ;  wir  wollten  sie  nur  andeuten,  um  zu 
zeigen,  dass  jedes  der  beiden  Principien  eine  gewisse  Berechtigung  hat 
Lassen  wir  also  dieselben  noch  einige  Zeit  lang  in  der  Schweiz  neben 
einander  bestehen;  inzwischen  wird  die  öffentliche  Meinung  durch 
reichere  Erfahrungen  über  die  streitige  Frage  belehrt,  mit  grösserer 
Entschiedenheit,  als  es  jetzt  der  Fall  wäre,  für  das  eine  oder  andere 
Princip  sich  aussprechen  und  dann  erst  wird  der  Augenblick  gekom- 
men sein,  wo,  wenn  mau  über  die  Competenz  des  Bundes  einig  ist, 
an  die  Erlassung  eines  Gesetzes  geschritten  werden  darf.  Aus  dem 
Mangel  einer  allgemein  gültigen  Rechtsnorm  werden  einstweilen  keine 
unleidlichen  Uebelstände  hervorgehen;  ist  ja  doch  in  jedem  einzelnen 
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Conflicte  der  BR.  als  Wächter  und  Hüter  des  eidg.  Staatsrechtes  un- 
zweifelhaft zur  Entscheidung  befugt.  Wir  schliessen  also  mit  dem  BR., 
dass  auch  auf  das  zweite  Gesuch  nicht  einzutreten  sei. 

Zu  einem  Entscheide  der  BBehörden  kam  es  in  dieser  Sache  nicht. 
Graubünden,  nachdem  es  von  diesen  Gutachten  Kenntniss  genommen, 
zog  seine  Beschwerde  zurück  und  beharrte  auch  nicht  weiter  auf  dem 
eventuellen  Gesuch.  Ebenso  stand  Aargau,  das  inzwischen  eine  ähn- 
liche Beschwerde  gegen  Neuenburg  eingelegt  hatte,  nach  Mittheilung 
dieser  Berichte  von  derselben  ab. 

B.  1859  n.  133  ü.  303  ff.  Vgl.  No.  19S.  ftftft. 

c.  Steuer f orderungen. 
VglNo.  119.  «IS  — «19. 

196«  Zwei  aargauische  Bürger,  die  im  Kt.  Bern  niedergelassen 
sind,  wurden  von  ihrer  Heimatgemeinde  für  rückständige  Armen- 
steuern  belangt.  Da  sie  die  Forderungen  nicht  anerkannten ,  sondern 
den  Streit  durch  den  Richter  ihres  Wohnortes  erörtert  wissen  wollten, 
so  liessen  die  aargauischen  Behörden  Schuldforderungen  pfänden, 
welche  die  Angesprochenen  im  Kanton  Aargau  besassen,  worüber  sich 
letztere  beschwerten. 

Die  Beschwerde  wurde  theilweise  begründet  erfunden  und  die  Re- 
gierung von  Aargau  eingeladen,  imSinne  derErw.5  zu  verfahren.  Gründe: 

1)  Bei  dieser  Beschwerde  sind  zwei  verschiedene  Punkte  auseinan- 
der zu  halten : 

a.  die  Beschlagnahme  oder  Pfändung,  gestützt  auf  Art.  50  der  BVerf , 
b-   die  Jurisdiction  der  aargauischen  Behörden ,  gestützt  auf  Art.  53. 

2)  Die  ei-stere  muss  als  unzulässig  betrachtet  werden,  weil  Art.  50 
alle  persönlichen  Forderungen  umfasst ,  gleichviel ,  ob  sie  in  einem 
Gesetze  oder  einem  andern  Rechtsgrunde  ihre  Entstehung  finden. 
Es  kann  aber  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  fraglichen  Steuer- 
forderungen rein  persönlicher  nicht  dinglicher  Natur  sind. 

3)  Die  Einrede,  es  handle  sich  nicht  um  einen  Arrest,  sondern  um 
einen  Act  der  Schuldbetreibung ,  hält  nicht  Stich ,  weil  Art.  50  nicht 
nur  Arreste  verbietet ,  sondern  auch  vorschreibt ,  dass  der  solvente 
Schuldner  vor  dem  Richter  seines  Wohnortes  gesucht  werden  müsse, 
d.  h.  dass  die  Betreibung  für  eine  persönliche  Forderung  nur  dort 
Statt  finden  könne. 

4)  Dagegen  ist  das  Begehren  der  Recurrenten,  es  müsse  die  Streit- 
frage ,  ob  sie  durch  die  aargauischen  Gesetze  besteuert  werden  kön- 
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nen,  vor  die  Gerichte  des  Kts.  Bern  gebracht  werden,  nicht  begrün- 
det, weil 

a.  die  BVerf.  das  Hoheitsrecht  der  Besteurung  den  Kantonen  über- 
lässt  und  ihnen  somit  auch  das  Recht  einräumt ,  auch  diejenigen 
Bürger  zu  besteuern ,  die  ausser  dem  Kanton  wohnen ,  ein  Becht, 
das  von  manchen  Kantonen  in  Bezug  auf  Armensteuem  ange- 
wendet wird; 

b.  daher,  ohne  in  Widerspruch  mit  der  BVerf.  selbst  und  namentlich 
mit  dem  Art.  3  derselben  zu  gerathen ,  die  Frage ,  ob  ein  Kanton 
berechtigt  sei ,  seine  auswärtigen  Bürger  zu  besteuern ,  nicht  von 
dem  Entscheid  der  Gerichte  anderer  Kantone  abhängig  gemacht 
werden  kann ,  indem  es  sich  hier  nicht  um  einen  gewöhnlichen 
Civilprozess ,  sondern  um  die  Existenz  und  den  Umfang  eines 
kantonalen  Hoheitsrechtes  handelt; 

c.  somit  die  Bürger  der  Kantone  in  Bezug  auf  Besteurung  den  Gesetzen 
ihrer  Heimat  unterworfen  bleiben  und  da  hier  die  aargauischen  Ge- 
setze den  Gerichtsstand  in  Steuersachen  bestimmen,  der  letztere 
massgebend  sein  muss  und  aus  den  angeführten  Gründen  eine  Be- 
rufung auf  den  Art.  53  nicht  statthaft  ist  [Vgl.  No.  198«  9IS9« 
265.  306.] 

5)  Es  ist  demnach  die  streitige  Beschlagnahme  (Pfändung)  auf- 
zuheben und  der  Rechtstrieb  am  Wolmorte  der  Recurrenten  durch- 
zuführen ,  wobei  es  den  letztern  freisteht ,  nach  geschehener  Zahlung 
den  competenten  aargauischen  Behörden  die  Streitfrage  zur  Ent- 
scheidung vorzulegen. 

B.  1861  II.  331  Erw.  4  wurde  wörtlich  bestätigt  iu  eiuem  Beschluss  des  BR. 
V.  20.  Febr.  1852,  femer  am  27.  April  1853  i.  S.  Gde.  Wattwyl  c.  Appenzell  AR. 

127«  Zürcherische  Niedergelassene  im  Kt.  St,  Gallen  beschwerten 
sich ,  dass  sie  dort  an  die  Armensteuem  beitragen  müssen,  während 
ihnen  nach  den  Gesetzen  von  Zürich  die  gleiche  Last  gegenüber  ihren 
Heimatgemeinden  obliege,  so  dass  sie  eine  doppelte  Steuerpflicht 
haben.  Die  Regierung  von  St.  Gallen  zeigt ,  dass  sie  die  Recurrenten 
wie  die  eigenen  Eantonsbürger  behandle ,  indem  nach  dortigen  Ge- 
setzen jedermann  nur  am  Orte  seiner  Niederlassung  für  Armenzwecke 
steuerpflichtig  sei,  und  dass  daher  die  ausser  dem  Kanton  wohnenden 
st.  gallischen  Bürger  an  diese  Steuern  nichts  beizutragen  haben. 
Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen.    Gründe: 

1)  Das  st.  gallische  Steuergesetz  widerspricht  dem  Art  41  der  BVerf. 
nicht,  indem  es  die  Angehörigen  anderer  Kantone  keineswegs  aus  dem 
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Grunde  der  Niederlassung  mit  doppeltenLasten  belegt,  sondern  sie  nach 
Art  41  Ziff.  5  der  BVerf.  den  eigenen  Niedergelassenen  gleichstellt. 

2)  Nun  verpflichtet  aber  Art  48  derselben  die  Kantone  nicht,  ihre 
Gesetzgebungen  in  Einklang  zu  bringen,  sondern  nur  andere  Schwei- 
zerbürger gleich  zu  halten  wie  die  eigenen  Kantonsbürger. 

3)  Es  kann  daher ,  weil  ein  Verstoss  gegen  die  BVerf.  nicht  vor- 
liegt, der  allerdings  vorhandene  Uebelstand  nicht  durch  Einschreiten 
der  BBehörden,  sondern  nur  durch  Verständigung  der  betreffenden 
Kantone  gehoben  werden.  B.  1851  IL  326. 

198«  Zu  weiterer  Begründung  dieser  Entscheidungen  No.  126  u. 
197  wird  in  einem  spätem  Streite  zwischen  Thurgau  und  Si.  Gallen 
ausgeführt:  Art.  41  Ziffer  4  und  5  der  BVerf.  steht  mit  Art  3  nicht 
im  Widerspruch.  Niemand  bezweifelt,  dass  der  Niederlassungskanton 
nicht  befugt  sei ,  seine  Steuergesetzgebung  auf  die  Niedergelassenen 
anzuwenden;  allein  in  Art  41  ist  nichts  enthalten,  das  den  Nieder- 
gelassenen ausser  jeden  Verband  mit  seinem  Heimatkanton  stellt  und 
ihn  jeder  Verpflichtung  gegen  denselben  entledigt  —  Auf  der  andern 
Seite  mag  man  es  als  einen  Uebelstand  betrachten ,  dass  dieselben 
Personen  für  gewisse  Steuern  doppelt  in  Anspruch  genommen  werden. 
Würde  es  sich  um  eine  eidgenössische  Steuer  handeln ,  so  wäre  es 
allerdings  eine  Unmöglichkeit ,  diese  bei  der  gleichen  Person  an  zwei 
Orten  zu  erheben,  allein  es  handelt  sich  um  Ausflüsse  von  kantonalen 
Gesetzgebungen  und  es  ist  daher  die  Ansicht,  dass  die  Bürger  des  zu 
einem  Einen  und  Ganzen  gewordenen  Bundesstaates  hinsichtlich  der 
gleichen  Pflicht  nicht  doppelt  verbunden  sein  können,  nur  relativ 
richtig,  d.  h.  hinsichtlich  der  Pflichten  gegen  den  Bund.  Die  Schweiz 
ist  in  Beziehung  auf  ihren  Innern  Organismus  nichts  weniger  als  »ein 
Eines  und  Ganzes«,  sondern  ein  Fünfundzwanzigfaches,  das  nur  in 
einigen  speciellen  Beziehungen  unter  gemeinsamen  Grundsätzen  und 
R^eln  steht  und  es  muss  namentlich  hervorgehoben  werden ,  dass 
mit  Ausnahme  der  Zölle  der  Bund  keinerlei  Abgaben  erhebt  und  dass 
die  ganze  Steuergesetzgebung  Sache  der  Kantone  ist ,  die  also  in  die- 
ser Hinsicht  unter  dem  Schutze  des  Art  3  der  BVerf.  stehen ,  sofern 
nicht  andere  Artikel  den  letztern  beschränken. 

Die  Kehrseite  aber  ist  die :  Die  andere  Ansicht  greift  sehr  tief 
in  die  Gesetzgebung  anderer  Kantone  ein  und  will  dieselben  zwin- 
gen, sie  in  Steuersachen  abzuändern  und  das  Territorialsystem  zu 
adoptiren.  So  lange  das  Gemeindewesen  auf  den  Grundlagen  beruht 
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die  in  einem  grossen  Theile  der  Schweiz  seit  Jahrhunderten  her- 
kömmlich sind ,  und  so  lange  die  Kantone  befugt  sind ,  die  Nieder- 
gelassenen im  Verarmungsfalle  heimzuschicken ,  so  lange  hat  das 
Schweiz.  Bürgerrecht  nicht  jene  hohe  und  universelle  Bedeutung  und 
es  muss  daher  als  gerecht  und  billig  erscheinen ,  wenn  die  Steuer- 
gesetzgebung der  Kantone  für  gewisse  bleibende  Zwecke  und  Anstal- 
ten ,  deren  uneutgeldliche  Benutzung  den  Bürgern  oder  ihren  Des- 
cendenten  offensteht,  dieselben  theilweise  in  Mitleidenschaft  zieht, 
wo  sie  auch  sich  aufhalten  mögen.  Wegen  des  Schutzes  der  Personen 
und  des  Eigenthums  ist  es  sehr  natürlich  und  billig,  die  allgemeinen 
Staats-  und  Gemeindesteuern  am  Niederlassungsorte  zu  zahlen ;  die 
Armensteuern  aber  dienen  nur  zur  Unterstützung  der  Armen  und  hier 
finden  die  Schweizerbürger  das  Aequivalent  und  die  Hülfe  in  der 
Noth  nur  in  der  Heimat.  Ebenso  pflegen  die  ausserordentlichen 
Auslagen  für  den  Bau  neuer  Kirchen  und  Schulhäuser  auf  alle  Bürger 
vertheilt  zu  werden,  wo  sie  wohnen  mögen,  weil  diese  Anstalten  auch 
künftigen  Generationen  dienen  sollen  und  ein  bleibendes  Eigenthum 
der  Gemeinde  bilden ,  der  auch  die  abwesenden  Bürger  angehören. 
Auch  St  Gallen  hat  trotz  des  Territorialsystems  in  Bezug  auf  Kir- 
chenbauten ein  ähnliches  Gesetz. 

Auch  Art.  43  lässt  sich  für  die  angefochtene  Ansicht  nicht  an- 
führen ,  denn  aus  der  Unmöglichkeit ,  einem  Bürger  sein  Bürgerrecht 
zu  entziehen ,  folgt  gewiss  nicht ,  dass  ein  Kanton  nicht  befugt  sei, 
denselben  für  seine  Verpflichtungen  zu  belangen  und  seine  Gesetz- 
gebung auf  ihn  anzuwenden ,  soweit  die  bestehenden  Bundeseinrich- 
tungen dieses  zulassen.  —  Artikel  50  aber  bezieht  sich  auf  rein  civil- 
rechtliche  Fragen  und  Verhältnisse  und  keineswegs  auf  Fragen  des 
öffentlichen  Hechtes.  Hier  handelt  es  sich  oflenbar  nicht  blos  da- 
rum ,  gegen  Steuerforderuugen  Einreden  civilrechtlicher  Natur  auf- 
zustellen und  deren  Beui*theilung  den  st.  gallischen  Gerichten  zu  un- 
terwerfen ,  sondern  die  letztern  sollen  auch  berechtigt  werden ,  über 
die  rein  staatsrechtliche  Frage  zu  entscheiden ,  ob  der  Kanton  Thur- 
gau  befugt  sei,  seine  abwesenden  Bürger  mit  einer  Steuer  zu  belegen. 
Uebrigens  verliert  Art.  50  auch  bei  Steuerforderungen  keineswegs 
seine  Bedeutung,  sondern  behält  sie  in  folgenden  Richtungen: 

1)  Die  Heimatgemeiude  des  besteuerten  Bürgers  ist  nicht  berech- 
tigt, zur  Deckung  der  Steuer  einen  Arrest  auf  sein  Vermögen  zu 
legen,  sondern  sie  muss  ihn  an  seinem  Wohnorf  wie  für  eine  ändert 
Schtädforderting  belangen. 
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2)  Im  Fall  der  Bestreitung  können  alle  Einreden ,  die  civilrecht- 
licher  Natur  sind ,  vom  Gerichte  des  Wohnortes  ausgetragen  werden, 
z.  B.  die  Einrede  der  Zahlung,  Compensatiou ,  Novation,  Verjäh- 
rung u.  8.  w.  Dagegen  hai  das  Gericht  sich  nicht  zu  befassen  mit  der 
Frage,  ob  die  Besteurung  grundsätzlich  gerechtfertigt  und  der  Steuer- 
ansaiz  (Verleger)  richtig  sei,  weil  die  Beurfheilung  dieser  Fragen  un- 
zertrennlieh  ist  vrni  der  Ausübung  des  Hoheit^echtes  selbst  und  daher 
nicht  der  Entscheidung  kantonsfremder  Getichte  noch  fremden  Gesetzen 
unterworfen  werden  kann. 

Nach  diesen  Grundsätzen  würde  sich  daher  das  Verfahren  ein- 
fach  80  herausstellen:  Wird  der  Besteuerte  mit  dem  Bechtstrieb 
belangt  und  will  er  die  Steuerpflicht  an  sich  oder  die  ihm  auferlegte 
Quote  bestreiten ,  so  wendet  er  sich  an  die  competente  Oberbehörde 
seines  Heimatkantons  und  verlangt  eine  Bescheinigung  darüber, 
die  er  dann  deijenigen  Behörde  seines  Wohnortes ,  welche  die  Exc- 
cution  in  Schuldsachen  suspendiren  darf,  zu  diesem  Behuf  mittheilt. 
Anerkennt  er  dagegen  die  Steuerforderung  an  sich  und  will  ihr  ledig- 
lich anderweitige  Einreden  entgegenstellen ,  so  hat  er  sich  direct  an 
letztere  Behörde  zu  wenden  und  es  tritt  sofort  das  im  Niederlassungs- 
kanton übliche  Verfahren  ein. 

Es  wurde  aber  auch  eingewendet,  dass  eine  natürliche  Beschrän- 
kung des  Art.  3  in  den  Grenzen  des  Territoriums  liege.  Wenn  auch 
grundsätzlich  anzuerkennen  ist,  dass  die  Gesetze  eines  Staates  in  der 
Regel  für  den  Umfang  seines  Gebietes  erlassen  sind ,  so  gibt  es  doch 
fast  überall  sowol  Civil-  als  andere  Gesetze,  denen  der  Bürger  immer 
unterworfen  bleibt,  er  mag  sich  aufhalten  wo  er  will,  so  z.  B.  die 
Gesetze  über  den  bürgerlichen  Stand ,  Verheiratung  und  Alles ,  was 
Bezug  hat  auf  seine  fortbestehende  Verbindung  mit  der  Heimat.  Ist 
es  nun  allerdings  nicht  immer  möglich,  solche  Gesetze  in  andern 
Staaten  in  jedem  Augenblick  und  direct  zur  Vollziehung  zu  bringen, 
so  äussern  sie  immerhin  ihre  rechtliche  Wirkung,  indem  der  heimat- 
liche Staat  zu  denjenigen  Vollziehungsmassregeln  greift,  die  in  sei- 
nem Bereiche  liegen,  z.  B.  zu  Nichtigkeitserklärungen,  Arresten,  Con- 
tumazortheilen  u.  s.  w.  So  werden  Ehen  nichtig  erklärt ,  die  Bürger 
im  Aaslande  mit  Umgehung  der  heimatlichen  Gesetze  und  Behörde 

abgeschlossen  haben Sobald  man  aber  die  Berechtigung  jedes 

Kantons  anerkennen  muss ,  ein  Steuergesetz  über  seine  Angehörigen 
nach  seinem  Gutfindeu  zu  erlassen,  so  folgt  aus  dem  Wesen  des  Bun- 
desstaates und  speciell  aus  Art  49  der  BVerf.,  dass  die  andern  Kan- 
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tone  der  Vollziehung  keine  Schwierigkeit  entgegensetzen  können.  Ein 
Steuerdecret ,  gegen  das  kein  Rechtsmittel  ergriffen  vrurde ,  hat  als 
solches  und  abgesehen  von  andern ,  die  Steuerfrage  nicht  berühren- 
den Einreden ,  die  Bedeutung  eines  rechtskräftigen  Urtheils ,  das  im 
Heimatkanton  ohne  Weiteres  voUziehbar  wäre.  Jener  Art.  49  ist 
eine  wesentliche  Beschränkung  des  Territorialsystems,  indem  er 
liquiden  Forderungen ,  die  auf  competent  erlassenen  Urtheilen  be- 
ruhen ,  rechtliche  Wirkung  über  das  Gebiet  des  Kantons  hinaus  zu- 
sichert. 

B.  1858  II.  575—594.  cf.  BR.  v.  18.  Dcbr.  1852  i.  S.  Gde.  Köllikon  c  Sater-Broon. 

Ueber  diesen  Beschluss  beschwerte  sich  die  Regierung  von  St  Gal- 
len bei  der  BVersammlung ,  die  von  dem  BR.  Bericht  einzog ,  der  im 
B.  1854  m.  469—495  abgedruckt  ist. 

Durch  Beschluss  vom  16./20.  Heumonat  1855  [Off.  Sammig.  V. 
139)  erklärten  beide  Räthe:  »Es  sei  die  Beschwerde  der  Regierung 
des  Kantons  St.  Gallen  begründet  und  es  könne  demnach  der  genannte 
Kanton  nicht  angehalten  werden,  Steuerforderungen  anderer  Kan- 
tone an  Niedergelassene  desselben  auf  dem  Executionswege  einzu- 
treiben oder  Entscheidungen  ausserkantonaler  Behörden  darüber  an- 
zuerkennen und  zu  vollstrecken.«  Gründe  für  diesen  Entscheid  sind 
keine  angegeben;  die  Commission  des  Stünderathes,  die  dieses  Dis- 
positiv beantragte ,  fuhrt  dagegen  folgende  an : 

» 1)  dasB  nach  Art.  8  der  eidg.  BVerf.  die  Kautone  souverfto  sind,  soweit 
ihre  Souveränetät  nicht  durch  die  BVerf.  beschränkt  ist  und  als  solche  alle 
Rechte  auszuüben  haben,  welche  nicht  der  Bundesgewalt  übertragen  sind; 

»  2)  dass  zu  den  Souvcränetätsrechten  eines  Staates  unzweifelhaft  das  Recht 
der  Beurtheilung  der  grundsätzlichen  Begründetheit  und  des  Masses  von  Steue^ 
forderungcn  gehört,  welche  gegenüber  den  in  seinem  Gebiete  angesessenen  Bfl^ 
geni  anderer  Staaten  von  Seite  ihrer  heimatlichen  Behörden  zur  Geltung  gebracht 
werden  sollen; 

»3)  dass  demnach  die  Zumuthung  der  Vollziehung  einer  solchen  Steuer- 
forderung,  ohne  vorherige  Untersuchung  ihrer  Begründetheit  Seitens  der  zustän- 
digen Behörden  des  um  die  Vollziehung  angegangenen  Kantons,  eine  Beschränkung 
der  SouverÄnetätsrechte  dieses  letztem  enthielte; 

»4)  dass  aber  eine  solche  Beschränkung  nicht  nur  durch  die  BVerf.  mcht 
gerechtfertigt  ersc];keint,  sondern  der  Art.  49  im  Gegentheil  nur  den  rechts- 
kräftigen Civilurtheilen ,  die  in  einem  Kanton  gefällt  worden,  die  Vollziehung  in 
der  ganzen  Schweiz  zusichert  und  es  unmöglich  in  der  Willkür  der  Kantone  liegen 
kann ,  dieser  Bestimmung  dadurch  eine  grössere  Tragweite  zu  geben,  dass  sie  aof 
dem  Wege  der  Gesetzgebiuig  auch  andern  administrativen  oder  sonstigen  Acten 
die  Kraft  eines  rechtskräftigen  Urtheils  beimessen; 


Xn.  4.  Stellung  d.  Niedergelassenen  z.  Heimatgemeinde.  No.  198«  199«    125 

»  5)  dass  endlich  selbst  vorausgesetzt ,  es  Ifige  bezfiglich  der  Steuerpflichtig- 
keit eines  ausser  seinem  Heimatkanton  niedergeh^enen  Borgers  ein  yon  den  6e- 
richtoi  seiner  Heimat  ausgefölltes  Urtheil  vor,  einem  solchen  UrtheU  immerhin 
die  Reditskraft  mangelte ,  da  diese  jeden&Us  die  Zuständigkeit  des  urtheilenden 
Gerichtes  voraussetzte ,  für  Forderungen  der  in  Frage  stehenden  Art  aber  einzig 
die  G^erichte  des  Wohnsitzes  des  Schuldners  zuständig  wären  (BYerf.  Art.  50).« 

B.  1855  n.  412.  cf.  weiter  S.  405—411  u.  513—527. 

Der  BB.  bemerkt  dann  unter  Bezugnahme  auf  diese  Entschei- 
dung der  BVersammlung ,  er  habe  die  bei  ihm  noch  anhängigen 
gleichartigen  Beschwerden  im  Sinne  dieses  Beschlusses  ebenfalls  als 
erledigt  erklärt  B.  1856 1.  508. 1858 1. 256.  Vgl.  No.  800. 

199«  Die  Ansicht,  dass  der  BBeschluss  vom  20.  Juli  1855  [No.  128] 
nur  auf  die  Eintreibung  der  Armensteuern  im  Executionswege  Bezug 
habe ,  nicht  aber  auf  das  Recht  der  Kantone  ihre  Niedergelassenen 
mit  dieser  Steuer  zu  belasten ,  ist  nicht  haltbar.  Jene  Schlussnahme 
hat  eine  viel  grössere  Tragweite ,  wenn  man  die  Discussion  und  die 
Motive  in's  Auge  fasst.  Scheinbar  und  zunächst  hatte  allerdings  die 
damalige  Streitfrage  nur  die  formelle  Seite ,  ob  einem  Steuerdecret 
der  Heimatgemeinde  in  einem  andern  Kanton  ohne  weiters  die  Voll- 
ziehung zu  verschaffen  sei.  Allein  die  ganze  Verhandlung  dehnte  sich 
auch  auf  die  materielle  Seite  aus.  Die  Motive  der  ständeräthlichen 
Commission  (B.  1855  ü.  412)  und  der  Beschluss  selbst  beweisen 
klar,  dass  die  Meinung  der  BVersammlung  dahin  ging,  die  Nieder- 
gelassenen in  Bezug  auf  die  Armensteuem  gestützt  auf  Art  3  der 
BVerf.  ganz  unter  die  Gesetzgebung  und  Jurisdiction  des  Domicils  zu 
stellen ,  derselben  überlassend ,  ob  sie  den  Forderungen  der  Heimat- 
gemeinde Folge  geben  wolle  oder  nicht.  Damit  ist  auch  die  Frage 
entschieden,  ob  ein  Kanton  seine  Niedergelassenen  für  Armenzwecke 
besteaem  dürfe.  Denn  wird  derselbe  nicht  angehalten,  auf  die  hei- 
matliche Gesetzgebung  der  Niedergelassenen  irgendwie  Rücksicht  zu 
nehmen ,  muss  er  —  wie  der  Beschluss  sagt  —  in  keiner  Weise  Ent- 
scheidungen ausserkantonaler  Behörden  anerkennen ,  so  folgt  daraus 
und  zwar  gestützt  auf  den  nämlichen  Art.  3 ,  dass  der  Kanton  seine 
Steuergesetzgebung  auf  die  Niedergelassenen  anwenden  darf.  —  Die 
BVersammlung  hat  also  dem  Art  41  Ziffer  6  litt,  b  und  Ziffer  1  litt,  c 
nicht  die  Auslegung  und  Tragweite  gegeben ,  dass  dadurch  die  Sou- 
veränetät  des  Niederlassungskantons  in  seiner  Steuergesetzgebung 
irgendwie  beschränkt  sein  soll.  —  Die  Doppelbesteurung  eines  Schwei- 
zerbürgers tritt  nur  da  noch  ein ,  wo  zwei  Factoren  zusammentreffen, 
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wenn  nämlich  der  Heimatkanton  den  abwesenden  Bürger  belangt 
und  der  Niederlassungskanton  dieses  freiwillig  znlässt.  Die  Entschei- 
dung der  BVersammlung  hat  daher  der  Doppelbesteumng  offenbar 
die  Spitze  gebrochen  und  sie  wesentlich  beschränkt  dadurch,  dass 
sie  den  Niederlassungskanton  zum  Richter  macht.  Wenn  man  aber 
deren  Zulässigkeit  gegenüber  dem  Niederlassungskanton  verneinen 
wollte,  so  müsste  die  Consequenz  jenes  frühem  Entscheides  der 
BVersammlung  nothwendig  dahin  fuhren,  dass  dem  Heimatkanton 
untersagt  würde,  seine  abwesenden  Bürger  mit  Armensteuem  zu  Ter- 
folgen ,  wenigstens  wenn  sie  sich  in  einem  Kanton  befinden ,  der  sein 
Steuersystem ,  abweichend  von  dem  des  Heimatkantons ,  auf  sie  an- 
wendet. BR.  V.  3.  Oct.  1856  No.  8971  (Zug  c.  Sdnrji.) 

130«  Die  Bestimmung  kantonaler  Gesetze,  dass  die  Gemeindebe- 
hörden befugt  seien  ausgestellte  Heimatscheine  zurückzuziehen,  wenn 
die  der  Gemeinde  schuldigen  Armensteuern  zu  zahlen  verweigert 
werden,  ist  unstatthaft,  weil  sie  das  Princip  der  fi*eien  Niederlassung 
aufheben  würde.  Sie  widerspricht  auch  dem  BBeschlusse  vom  20.  Juli 
1855  [No.  128]  und  dem  Art.  50  der  BV^rf.,  wonach  Forderungen 
gegen  abwesende  Bürger  einzig  auf  dem  gewohnten  Rechtswege  bei 

dem  Richter  des  Wohnortes  des  Schuldners  anzubringen  sind. 

BR.  V.  29.  Jimi  1857  No.  2354. 

131«  H.  W.  von  Dynhard  (Zürich)  ist  in  Ebnat  (St.  Gallen)  nie- 
dergelassen. Als  Niedergelassener  hat  er  nach  st.  gallischen  Gesetzen 
auch  Armensteuern  zu  entrichten.  Gleiche  Steuern  forderte  Dynhard 
von  ihm,  allein  er  hat  deren  Bezahlung  immer  verweigert.  Für  seinen 
Sohn ,  der  die  Kantonsschule  in  St.  Gallen  besucht ,  sollte  W.  nun 
einen  Heimatschein  hinterlegen ,  allein  Dynhard  verweigert  ihm  einen 
solchen  bis  er  die  verfallenen  Steuern  bezalilt  habe  und  ein  Recurs 
an  die  Regierung  von  Zürich  war  ohne  Erfolg ,  wesshalb  W.  sich  nun 
beim  BR.  beschwert. 

Die  Regierung  von  Zürich  antwortet:  Sie  kenne  keinen  andom 
sachbezüglichen  BBeschluss  als  denjenigen  vom  Jahre  1855  [OS.  S. 
V.  139  oben  No.  198],  der  den  Kanton  St.  Gallen  von  der  Pflicht 
enthebe,  auswärtige  Steuerforderungen  bei  seinen  Niedergelassenen 
auf  dem  Executionswege  einzutreiben  oder  diessfallige  Entscheidungen 
ausserkantonaler  Behörden  zu  vollstrecken.  Von  einer  Execution  im 
Kt.  St.  Gallen  sei  aber  hier  nicht  die  Rede ,  sondern  lediglich  davon, 
ob  der  Gemeindrath  Dynhard  den  verlangten  Heimatschein  ausstellen 
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müsse.  Hätte  jener  BBeschluss  weiter  gehen  und  bestimmen  wollen, 
dass  st.  gaUiscLe  Niedergelassene  von  der  Armensteuerpflicht  gegen 
ihre  Heimatgemeinden  entbunden  seien ,  so  hätte  es  viel  näher  gele- 
gen ,  dieses  einfach  und  ausdrücklich  zu  sagen.  Offenbar  habe  aber 
die  BVersammlung  nur  die  Souveränetät  des  Kts.  St.  Gallen  auf  seinem 
Gebiete  wahren,  ohne  in  die  Souveränetät  und  Gesetzgebung  des  Hei- 
matkantons weiter  eingreifen  zu  wollen.  Nach  zürcherscheu  Gesetzen 
seien  nun  alle  Bürger  in  Armensachen  für  steuerpflichtig  an  ihre  Hei- 
matgemeinde erklärt  und  es  könne  keine  Gemeinde  angehalten  wer- 
den ,  einem  Bürger  einen  Heimatschein  auszustellen ,  bevor  derselbe 
dieser  Pflicht  Genüge  geleistet  habe.  Ob  Recurrent  den  Heimatschein 
für  sich  oder  seinen  Sohn  verlange,  ändere  nichts  an  der  Sache. 
Der  Recurs  wurde  für  begründet  erklärt: 

1)  Ganz  abgesehen  von  der  Frage,  ob  auswärts  niedergelassene 
Bürger  von  der  Heimatgemeinde  mit  Armensteuem  belastet  werden 
können  und  ob  solche  Executionsmittel  zulässig  seien ,  so  trifft  die 
Massregel  nicht  sowol  den  Vater  W.,  als  Schuldner  der  Steuer ,  son- 
dern wesentlich  den  Sohn ,  an  den  die  Gemeinde  keine  Steuerforderung 
stellt 

2)  Da  nun  der  Sohn  für  Steuerforderungen  an  seinen  Vater  nicht 
zu  haften  hat,  so  kommt  die  Weigerung  der  Aushingabe  eines  Heimat- 
scheines einer  unzulässigen  Beschränkung  des  Rechts  des  freien 
Aufenthalts  gleich,  den  der  Sohn  behufs  weiterer  Ausbildung  mit  Zu- 
stimmung seines  Vaters  in  St.  Gallen  genommen  hat.      B.  1859 1. 367. 

Die  zu  Prü&ng  des  Geschäftsberichtes  niedergesetzte  national- 
räthliche  Gommission  macht  darauf  aufinerksam,  daj:$s  dieser  Entscheid 
in  Widerspruch  stehe  mit  den  Motiven  in  No.  121  und  äussert  den 
Wunsch,  »dass  in  Zukunft  nach  Möglichkeit  auf  eine  consequente  Fest- 
haltung einmal  aufgestellter  Grundsätze  Bedacht  genommen  werde.« 

B.  1859  IL  11  ff. 

139«  Die  Armenpflege  der  Gemeinde  Flaach  (Zürich)  belangte 
zwei  ihrer  Bürger,  die  in  Schaffhausen  niedergelassen  sind,  für  Armen- 
steuem. Letztere  nahmen  Rechtsvorschlag ,  indem  sie  sich  auf  den 
BBeschluss  vom  20.  Juli  1855  [No.  198]  beriefen.  Die  Armenpflege 
verlangte  Rechtsöflhung  und  erhielt  dieselbe  durch  zwei  Urtheile  des 
Obergerichts  in  Schafihausen  vom  8.  Nov.  1856,  die  sich  daraufstützen, 
dass  einerseits  nach  zürch.  Gesetze  ausser  dem  Kanton  wohnende 
Bürger  an  die  Ausgaben  ihrer  Heimatgemeinde  für  das  Armenwesen 
gleich  den  in  der  Gemeinde  selbst  wohnenden  Bürgern  beizutragen 
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haben ,  anderseits  der  angerufene  BBeschluss  den  Kantonen  die  Ge- 
währung der  Rechtshülfe  für  Steuerforderungen  aus  andern  Kantonen 
nicht  untersage,  sondern  blos  freistelle.  Diese  Urtheile  kamen  indess 
nicht  zur  Vollziehung,  sondern  sie  veranlassten  den  Grossen  Rath 
des  Kts.  Schaffhausen  am  25.  Mai  1857  folgendes  Decret  zn  erlassen: 

»Es  werden  Steuerauflagen  jeder  Art,  welche  an  in  hiesigem  Kanton  nieder- 
gelassene SchweizerbOrger  während  der  Dauer  der  Niederlassung  durch  die  Heinat^ 
behörden  erlassen  werden,  zur  Vollziehung  im  hierseitigen  Kanton  nicht  xogelaaBen.« 

lieber  dieses  Decret  beschwert  sich  nun  die  Regierung  von  Zürich 
aus  folgenden  Gründen: 

1)  Der  Kt.  Schaffhausen  anerkenne  im  Allgemeinen  und  für  seine 
eigenen  Bürger  den  Grundsatz ,  dass  ein  Gemeindebürger  in  Annen- 
sachen in  seiner  Heimatgemeinde  steuerpflichtig  sei.  Schaffhausen 
müsse  also  vorkommendenfalls  meinen  Gemeinden  für  derartige  Steuer- 
forderungen Recht  halten. 

2)  Ein  Gesetz ,  das  verfüge ,  dass  in  analogen  Fällen  den  Stener- 
forderungen  von  Gemeinden  anderer  Kantone  nicht  Recht  gehalten 
werden  solle ,  Verstösse  gegen  Art  48  der  BVerf.,  der  auf  die  Redite 
von  Corporationen  ebenso  wol  als  auf  diejenigen  einzelner  Personen 
Anwendung  finden  müsse.  Ueberhaupt  stehe  nach  der  BVerf.  keinem 
Kantone  das  Recht  zu ,  den  Angehörigen  anderer  Kantone  das  Recht 
zu  verschliessen ,  wie  es  durch  das  angeführte  Decret  geschehen  sei 

3)  Der  BBeschluss  vom  20.  Juli  1855  spreche  sich  lediglich  über 
die  Competenzfrage  aus,  in  dem  Sinne,  dass  kein  Kanton  gehalten  sein 
solle ,  für  auswärtige  Steuerforderungen  ohne  Cognition  der  eigenen 
Gerichte  zu  exequiren.  Diese  Competenz  der  schaffhauserschen  Ge- 
richte stelle  Zürich  keineswegs  in  Abrede.  In  materieller  Beziehung 
sei  dagegen  bei  Erlassung  jenes  BBeschlusses  als  unzweifelhaft  be- 
trachtet worden,  dass  eine  Besteuerung  von  der  Heimatgemeinde  aus 
zulässig  sei ,  sofern  nicht  eine  Doppelbelastung  am  Niederlassungs- 
und  Heimatorte  daraus  entstehe.  Letztere  trete  aber  hier  nicht  ein, 
weil  die  Niedergelassenen  in  Schaffhausen  für  Armensteuem  nicht  in 
Anspruch  genommen  werden. 

4)  Bei  Armensteuem ,  auf  die  sich  die  Beschwerde  allein  beziehe, 
spreche  auch  die  Billigkeit  dafür ,  dass  der  Unterstützungspflicht  der 
Heimatgemeinde  die  Beitragspflicht  ihres  Angehörigen  zu  entsprechen 
habe. 

Der  BR.  beschloss  am  24.  Sept.  1858,  es  sei  kein  Grund  vorhan- 
den, gegen  das  Decret  des  Grossen  Rathes  von  Schaffhausen  vom 
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25.  Mai  1857  von  Bundeswegen  zu  interveniren;  unter  folgender 
Begründung : 

1)  Das  angefochtene  Decret  hat  offenbar  den  Sinn,  alle  im  Kanton 
Schaffhausen  befindlichen  Personen  und  Sachen  können  nur  nach  den 
Gesetzen  und  von  den  competenten  Behörden  des  Kantons  besteuert 
werden  und  es  dürfen  daher  die  Behörden  nicht  Steuerforderungen 
aus  andern  Kantonen  anerkennen. 

2)  Dieser  Grundsatz  ist ,  wenn  auch  nicht  den  Worten  nach ,  doch 
in  seinem  Sinn  und  Gehalt  und  in  seiner  rechtlichen  Wirkung  durch 
den  BBeschluss  vom  20.  Juli  1855  anerkannt  worden.  Derselbe  stellt 
es  nämlich  den  Gerichten  des  Niederlassungskantons  anheim ,  über 
Stenerforderungen  aus  dem  Heimatkanton  des  Niedergelassenen  zu 
entscheiden  und  zwar  natürlich  nach  den  Gesetzen  des  Wohnortes  des 
Letztem.  Dadurch  ist  die  Pflicht  des  Niederlassungskantons  derartige 
Steuerforderungen  anzuerkennen ,  grundsätzlich  verneint. 

3)  Wenn  demnach  die  Gerichte  des  Wohnortes  befugt  sind ,  nach 
ihren  Gesetzen  über  derartige  Steuerforderungen  zu  entscheiden ,  so 
ist  nicht  einzusehen ,  warum  nicht  die  gesetzgebende  Behörde  befugt 
sein  sollte ,  diesen  Gegenstand  durch  eine  allgemeine  Verordnung  zu 
regnliren. 

4)  Von  einer  Verletzung  des  Art.  48  der  BVerf.  kann  schon  darum 
keine  Rede  sein ,  weil  die  Regierung  von  Schaffhausen  bestimmt  er- 
klärt, dass  die  dortigen  Gemeinden  ihre  abwesenden  Bürger  nicht 
mit  Steuern  belasten  dürfen.  B.  1869  n.  391. 

Der  von  der  Regierung  von  Zürich  gegen  diesen  Entscheid  er- 
grifiiene  Recurs  wurde  von  beiden  Räthen  am  16./20.  Juli  1859  ver- 
worfen. Ibid.  S.  391  —  405. 

133«  Joachim  Heizmann  von  Turbenthal  (Zürich)  wohnt  seit 
einigen  Jahren  in  Wyl  (St.  Gallen).  Um  die  erforderlichen  Ausweis- 
schriften zu  erhalten,  unterzog  er  sich  der  Anforderung,  gewisse  rück- 
ständige Steuerschulden  zu  zahlen,  wiewol  er  inzwischen  kraft  des  im 
Kt  St.  Gallen  geltenden  Territorialsystems  Steuern  am  Wohnorte  und 
zwar  im  vollen  Umfange  bezahlt  hatte.  Als  derselbe  neulich  die  Ver- 
abfolgung eines  Heimatscheins  verlangte ,  wurde  ihm  ein  solcher  vom 
Gemeindrath  Turbenthal  verweigert,  so  lange  er  nicht  vorausgehends 
die  in  der  Zwischenzeit  neu  entstandenen  Steuerschulden  ebenfalls  be- 
richtigt haben  werde.  Eine  diessiallige  Beschwerde  bei  der  Regierung 
von  Zürich  war  erfolglos,  indem  sich  diese  auf  §  191  des  Gemeinde- 
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gesetzes  vom  20.  Juni  1855  stützte,  dahin  lautend:  »Eantonsbürger, 
welche  ausserhalb  des  Kantons  wohnen ,  haben  in  ihrer  Heimatge- 
meinde an  die  Ausgaben  für  das  Armenwesen  gleich  den  dort  woh- 
nenden Bürgern  beizutragen.«  Ebenso  wurde  die  Beschwerde,  die 
Heizmann  dem  BR.  einreichte ,  abgewiesen  und  zwar  aus  den  nämli- 
eben  Gründen,  die  schon  in  der  Entscheidung  No.  191  angeführt  sind. 

Heizmann  wandte  sich  sodann  an  die  BVersammlung.  Nachdem 
er  am  12.  Jan.  1860  vom  Nationalrathe  einmüthig  abgewiesen  worden 
war,  gelangte  die  Sache  an  den  Ständerath,  der  am  10.  Juli  1861  ohne 
Anführung  von  Gründen  beschloss :  »Es  ist  die  Becursbeschwerde  des 
Joachim  Heizmann  begründet  und  dem  gemäss  die  Regierung  des  Kan- 
tons Zürich  eingeladen,  dafiir  zu  sorgen,  dass  dem  Beschwerdeführer 
die  erforderlichen  Heimatschrifben  verabfolgt  werden.« 

Diesem  Beschlüsse  trat  der  Nationalrath  am  1 6.  gl.  M.  bei.  [OtL 
S.  Vn.  49.] 

Wir  entheben  dem  Berichte  der  ständeräthlichen  Gommission 
folgende  rechtliche  Ausführung: 

Die  formelle  Ck)mpetenz,  die  Frage  anhand  zu  nehmen,  liegt  in  Art  74 
Ziff.  IS  der  BYerf.,  lautend:  »Die  Gegenstände ,  welche  in  den  GeschftftBkreis  der 
Räthe  gehören,  sind :  18)  gesetzliche  Verfügungen  über  Niederlcusungtverhälimsae,^ 
Wenn  nun  Art.  74  einen  Gegenstand  sds  in  den  Gesch&ftskreis  der  B&tihe  gehö- 
rend bezeichnet,  so  ist  zwar  damit  allerdings  noch  nicht  gesagt,  dass  dem  Bande 
in  der  betreffenden  Materie  ein  freies  gesetzgeberisches  Yerfügungsrecht  wie  etwa 
im  Einheitsstaate  zukäme,  sondern  au  fond  der  Frage  steht  dasselbe  anter  der 
Herrschaft  der  in  der  nämlichen  BYerf.  niedergelegten  Grundsätze,  namentfich 
was  die  Grenzlinie  der  Bandes-  und  Eantonalsouveränetät  betrifft.  Bedeutongslos 
kann  es  jedoch  auf  der  andern  Seite  nicht  sein ,  wenn  der  Art  74  Yerf&gnnge& 
über  Niederlassungsverhältnisse  ausdrücklich  als  einen  Gregenstand  der  Bundes- 
gesetzgebung  erklärt. 

Schon  diese  formelle  Competenz  berechtigt  vollkommen  dazu,  die  Frage  über- 
haupt an  die  Hand  zu  nehmen,  wenn  einerseits  in  dem  Endziel,  das  man  tot 
Angen  hat,  zureichende  Yeranlassung  hiefÜr  gegeben  und  anderseits  die  alisolate 
Erfolglosigkeit  nicht  zum  Yoraus  liquid  ist.  Beispielsweise  kann  an  den  BBesdünsa 
vom  23.  Juli  1859  erinnert  werden,  durch  welchen  derBRath  eingeladen  worden 
ist,  »der  BYersammlung  Bericht  und  Antrag  darüber  vorzulegen,  ob  nicht  das 
BGesetz  vom  8.  Dcbr.  1850,  betreffend  die  gemischton  Ehen,  durch  Aofiiahne 
von  Bestimmungen  über  die  Scheidung  gemischter  Ehen  u.  s.  w.  über  den  Gerichts- 
stand in  ScheidungsföUen  za  vervollständigen  sei«  [Ygl.  No.  4M]. 

Die  Frage  selbst  ist  aber  in  hohem  Grade  der  Erörterung  werth.  Es  ist 
doch  wol  kaum  ein  befriedigender  Zustand  zu  nennen,  wenn  das  dem  Schweize^ 
bürger  als  solchem  garantirte  Recht  der  freien  Niederlassung  im  ganzen  Umfiuige 
der  Eidgenossenschaft  um  den  Preis  einer ,  allen  gerechten  Steuerprincipien  wider* 
streitenden  Doppelbesteurung  eikanft,  beziehungsweise  belästigt  werden  soll;  wenn 
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die  »durch  den  Btmd  vereinigtenc  Völkerschaften  (Art.  1  der  BVerf.)  der  22  sou- 
Terftnen  Kantone  sich  in  dieser  Hinsicht  wie  fremde  Staaten  gegenüber  stellen.  Nach 
Art  42  der  BVerf.  ist  jeder  KantonsbOrger  zugleich  Schweizerbttrger;  dieser  Ver- 
band mnss  nothwendig  anf  die  Öffentlichen  Rechte  und  Pflichten  derselben  gegen- 
Aber  dem  Bund  und  den  Kantonen,  sowie  den  Kantonen  unter  sich  einwirken 
(t|^.  Art.  43, 48,  50,  53—56).  Wie  soll  z.  B.  der  Thatbestand  der  »rechtskräßigen 
Urtkeile*  im  Sinne  des  Art  49  im  einzelnen  FaUe  festgestellt  werden,  wenn  der 
Bund  nicht  befugt  wäre,  in  Vormundschafts-  und  Ehesachen,  im  Personen-  und 
Erbrecht,  in  Fragen  der  Besteurung  u.  s.  w.  zu  entscheiden,  welches  (besetz  gelten 
soU,  ob  da^enige  der  Heimat  oder  des  Wohnortes?  Nicht  nur  ist  die  Stellung 
der  Niedergelassenen  eine  missliche  und  wenig  beneidenswerthe,  so  lange  ihre 
Stellang  zam  Heimat-  und  Niederlassungskanton  nach  Rechten  und  Pflichten  nicht 
geregelt  und  allen  Wechselfällen  und  Plackereien  Preis  gegeben  ist,  sondern  auch 
(&e  Behörden  and  Beamten  in  den  Kantonen  wissen  sich  in  dem  Widerspruch  und 
Wirrwarr  coUidirender  Gesetze  und  Competenzen  nicht  zurecht  zu  finden.  Ebenso 
werden  die  Recurse  an  die  BVersanunlung  seltener  werden,  wenn  in  dieses  Ge- 
Inet  Klarheit  und  Bestimmtheit  gebracht  wird.  Endlich  hat  eine  Erfahrung  von 
zehn  Jahren  hinreichendes  Material  an  die  Hand  gegeben ,  die  Frage  befriedigend 
ordnen  zn  können  und  hinsichtlich  des  zu  beobachtenden  Systems  darf  die  öffentliche 
Meimmg  soweit  als  aufklärt  angesehen  werden,  um  einen  Entscheid  zu  fassen. 

Wenn  aach  Art.  41  der  BVerf.  vorherrschend  nur  das  Rechtsverh&ltniss 
zwischen  den  Niedergelassenen  und  dem  Niederlassungskanton  festsetzt  und  unter 
seine  Garantie  nimmt,  so  mag  diess  daher  kommen,  weil  man  die  Erschwerung 
and  Belistigang  in  der  Ausübung  jenes  Rechtes  zunächst  von  dieser  Seite  her 
befUrditeCe  und  die  ünzulässigkeit  einer  Beeinträchtigung  desselben  von  einer 
Seite  als  selbstverständlich  voraussetzte ,  die  bei  der  Gewährung  der  Niederlassung 
eigentlich  gar  nicht  interessirt  ist.  Der  Vorbehalt  in  Ziffer  3,  die  Dauer  der 
Niederiaasang,  sowie  das  Maximum  der  zu  ihrer  Erlangung  zu  entrichtenden  Kanz- 
leigehflhren  durch  ein  BGesetz  zu  bestimmen,  deutet  immerhin  auf  die  Absicht 
hin,  das  dem  Schweizerbürger  durch  den  Bund  gewährleistete  Recht  der  freien 
Niederlassoog  vor  indirecter  Beeinträchtigung  der  Kantone  sicher  zu  stellen,  ob- 
wol  es  sich  in  diesem  Artikel  aus  den  angefahrten  Gründen  blos  um  das  Ver- 
hiltnias  znm  Niederlassungskanton  handelt. 

Betreffend  den  Heimatkanton  beschränkt  in  einer  Reihe  von  Recursentschei- 
den  der  BR.  stets  das  kantonale  Gesetzgebungsrecht  (einem  Angehörigen  den 
Heimalachein  zu  verweigern)  wenigstens  so  weit,  dass  diessföllige  Verfügungen 
nieiit  gegen  das  Prindp  der  BVerf.  gerichtet  und  auf  die  Umgehung  der  letztem 
beredmet  sein  dürfen.  Diese  Einschränkung  beruht  aber  mit  logischer  Nothwen- 
dif^islt  anf  der  Annahme  eines  in  Art.  41  den  Schweizern  bundesgemäss  gewähr- 
leisteten individuellen)  Rechtes  gegenüber  Beeinträchtigungen  von  wem  immer. 
DiesB  ist  in  der  That  der  wahre  Sinn  des  Art  41  und  zimr  nicht  so  fast  blos 
desshalb,  weil  der  Passus  »nach  folgenden  nähern  Bestimmungen!  lediglich  die 
Beqnisite  der  Niederlassungsberechtigung  in  Bezug  auf  den  Niederlassungskanton 
bestimmt  und  keineswegs  bezweckt,  abgesehen  von  dieser  besondem  Beziehung 
zum  Niederlassuogskanton ,  das  Princip  der  freien  Niederlassong  irgend  wie  zu 
fldiwäehen,  sondern  namentlich  auch  desshalb,  weil  der  Art.  5  der  BVerf.  die 
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verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger  überhaupt  gewährleistet  Wenn  nun  aber 
eine  Intervention  des  Bundes  dannzumal  statthaft  ist,  sofern  dieasftllige  Verfil- 
gungen  eines  Heiroatkantons  gegen  das  Princip  der  BVerf.  gerichtet  wären  (wobei 
das  Entscheidende  nicht  in  der  mala  fides,  sondern  im  Effect  liegt),  so  wird  fblge- 
weise  der  Bund ,  beziehungsweise  die  BGesetzgebung  auch  befugt  sein  müssen,  m 
entscheiden ,  welche  Verfügungen  jenen  Charakter  an  sich  tragen.  Und  gerade 
diese  Untersuchung  scheint  der  BR.  unterlassen  oder  doch  nicht  sehr  scmpolös 
vorgenommen  zu  haben. 

Für  Verneinung  der  Frage,  in  wiefern  rückständige  oder  vollends  erst  später 
fällige  Steuerschulden  einen  zureichenden  Grund  für  die  heimatlichen  Behörden 
bilden ,  um  zu  deren  Bezahlung  zu  gelangen ,  dem  Betreffenden  mittelbar  die  Aus- 
übung des  freien  Niederlassungsrechtes  zu  erschweren ,  lassen  sich  besonders  swd 
Gründe  anfuhren.  Fürs  Erste  lässt  sich ,  abgesehen  von  der  Tragweite  des  Art.  41 
mit  gutem  Grund  die  Frage  aufwerfen,  ob  es  sich  denn  nicht  indirecte  als  eine 
Verletzung  des  Art.  60  der  BVerf.  qualificire ,  wenn  der  Gerichtsstand  des  Wohn- 
ortes dadurch  umgangen  und  gleichsam  Sequester  zwar  nicht  so  fast  auf  das  Ver- 
mögen als  auf  die  Freiheit  der  Person  selbst  gelegt  wird,  nämlich  eboi  in  der 
Weise,  dass  ihr  die  Ausübung  des  ihr  verfassungsgemäss  und  kraft  ihrer  Eigen- 
schaft als  eines  Schweizerbürgers  zukommenden  Rechtes  der  freien  Niederlassmig 
verwehrt  wird.  Noch  zweifelhafter  gestaltet  sich  die  Sache,  wenn  der  Betreffende 
in  Folge  eines  früher  ausgestellten  und  nunmehr  ausgelaufenen  Heimatscheines, 
oder  auch  weil  der  Niederlassungskanton  zeitweise  auf  diese  Förmlichkeit  verach- 
tete ,  in  einem  andern  Kanton  seinen  Wohnsitz  bereits  genommen  hat  and  dadnrch 
der  Gerichtsstand  des  Wohnortes  begründet  worden  ist.  Da  kann  er  also  von 
seiner  Heimatbehörde  genöthigt  werden ,  entweder  die  von  ihm  bestrittene  Sleiier- 
pflicht,  sei  es  qualitativ,  sei  es  quantitativ,  ohne  richterliche  Dazwischenkonft 
anzuerkennen  und  zu  bezahlen  oder  die  Niedcrlassimg  selbst  aufrugeben  und  in 
seine  Heimat  zurückkehren  zu  müssen.  Mit  andern  Worten:  der  Heimalkanton 
hat  es  in  seiner  Gewalt,  dem  abwesenden  Bürger  wenn  fticht  den  Schatz  der  Ge- 
richte überhaupt,  doch  speciell  den  Gerichtsstand  des  Wohnortes  zu  entziehen. 

Diese  Beweisführung  bewegt  sich  auch  nicht  etwa  in  einem  circolus  vitiosos. 
Wenn  nämlich  eingewendet  werden  wollte ,  der  feste  Wohnsitz  im  Niederlassangs- 
kanton ,  der  den  Gerichtsstand  des  Wohnortes  nach  sich  zieht ,  sei  durch  den  Be- 
sitz der  in  Art.  41  bezeichneten  Ausweisschrifien  bedingt:  so  würde  dieser  Einwand, 
gesetzt  er  wäre  richtig ,  gleichwol  nichts  beweisen.  Denn  es  bliebe  ja  inmier  noch 
die  Frage  zu  beantworten  übrig,  ob  der  Heimatkanton  aus  dem  Titel  einer  rück- 
ständigen Steuerschuld  die  erforderlichen  Ausweisschriften  beliebig  verweigern 
dürfte,  auch  wenn  übrigens  alle  Bedingungen  für  deren  Aushingabe  erftült  sind. 
Die  Bejahung  dieser  Frage  wäre  offenbar  der  Widerruf  des  oben  aufgesteUteo 
Satzes,  dass  der  Bund  zum  Schutze  des  bundesmässigen  Rechtes  der  freien  Nieder- 
lassung interveniren  müsse,  wenn  diessfUUige  Verfügungen  des  Heimatkantons  gegen 
das  Princip  der  letztem  gerichtet  wären. 

Allein  der  Einwurf  selbst  ist  durchaus  unrichtig.  Art.  41  der  ßVerf.  sagt 
nicht,  dass  der  Niederlassungskanton  niu*  dannzimial  die  Niederlassung  bewilligen 
dürfe,  wenn  der  Bewerber  die  daselbst  bezeichneten  Ausweisschriften  beigebracht 
habe,  sondern  er  limitirt  blos  die  daherige  Verpßirhtumj ,   die  Niederlassung  ge- 
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statten  za  müssen.  Der  Niederlassungskanton  kann  vielmehr  auf  die  Erfüllung  der 
gesetzlichen  Requisite  von  Seite  des  Bewerbers  ganz  oder  theilweise  verzichten. 
Im  Hinblick  auf  Art  43  der  BVerf.  wird  er  dabei  in  der  Regel  nicht  gar  viel  zu 
ge£BÜiren  haben.  Wenn  aber  der  Betreffende  einmal  die  Niederlassung  erlangt  und 
einen  festen  Wohnsitz  hat,  so  muss  derselbe  unter  der  Voraussetzung,  dass  er 
aufrecht  stehe  (um  mit  den  Worten  des  Art.  50  der  BVerf.  zu  reden)  für  die 
persönlichen  Steueransprachen  vor  dem  Richter  seines  Wohnortes  gesucht  und  es 
darf  ihm  dieser  Gerichtsstand  nicht  durch  die  verweigerte  Aushingabe  der  Heimat- 
schriften, die  der  Niederlassungskanton  nachtraglich  verlangt,  entzogen  werden. 

Der  ssweite  Grund  ist  folgender:  Es  lassen  sich  in  der  That  Fälle  denken, 
wo  Jemand  zwar  an  einem  Drittorte,  unter  günstigem  Verhältnissen,  in  der  Zu- 
kunft einen  ordentlichen  Erwerb  finden  und  gleichwol  augenblicklich  nicht  im 
Stande  sein  würde,  eine  verhältnissmässig  grosse  Steuerschuld  zu  liquidiren 
(z.  B.  f&r  firüher  empfangene  Armenunterstützung,  Militäreffecten  u.  s.  w.).  Kommt 
es  nun  unter  solchen  Umständen  nicht  einer  Beeinträchtigung  des  freien  Nieder- 
lassungsrechtes gleich  oder  mindestens  sehr  nahe,  wenn  der  Betreffende  desshalb 
auf  die  ihm  ohne  diess  offen  stehende  Erwerbsquelle  verzichten  oder,  was  auf 
dasselbe  herauskömmt,  sich  nicht  ausser  den  Heimatort  begeben  und  daselbst 
seinen  Wohnsitz  nehmen  darf?  Unbedenklich  darf  man  einen  Schritt  weiter  gehen 
und  geradezu  die  Frage  aufwerfen,  ob  das  bundesmässige  Recht  der  freien  Nieder- 
lassung nicht  als  ein  für  sich  bestehendes  und  jedenfalls  so  sehr  prädominirendes 
anzusehen  sei,  dass  die  Existenz  rückständiger  Steuerschulden  an  die  Heimat  über- 
haupt niemals  einen  Grund  abgeben  kann,  die  erforderlichen  Schriften  zur  Nieder- 
laasongserwerbung  in  einem  andern  Kanton,  inclusive  im  Umfang  der  ganzen  Eid- 
genossenschaft zu  verweigern.  Zu  dieser  Frage  folgt  die  Legitimation  aus  einem 
doppelten  Ctesichtspunkte.  Fürs  Erste  ist  die  vorausgehende  Tilgung  der  Schulden 
an  den  Staat,  die  Gemeinden  oder  an  Privaten  im  Mindesten  nicht  als  conditio  sine 
qua  noo  des  Bürgerrechts  und  daher  auch  nicht  der  nach  Art.  41  Ziff.  1  lit.  a  und  c 
zur  Niederlassung  erforderlichen  Beurkundung  desselben  d.  h.  des  Heimatscheines 
anzosehen.  Darin  besteht  eben  die  Unrichtigkeit  der  bisherigen  bundesräthlichen 
Auslegung  des  Art.  41,  dass  man  den  Heimatbehörden  gestattet  hat,  die  Beurkim- 
dong  von  blossen  nackten  Thatsachen  gemäss  litt,  a  und  c  (ob  Jemand  Gemeinds- 
borger  sei  und  in  politischen  Ehren  und  Rechten  stehe)  von  ganz  fremdartigen 
Nebendingen  abhängig  zu  machen  und  rein  willkürlich  an  die  Bedingung  voll- 
ständig erfüllter  Steuerpflicht  zu  knüpfen.  Es  ist  das  offenbar  eine  Folge  davon, 
dass  man  eben  noch  unter  der  Herrschaft  der  frühem  Begriffe  und  Anschauungen 
sich  befunden  hat. 

Allein  die  Frage  hat  noch  eine  andere  und  ebenso  wichtige  Seite.  Soll  der 
Dualismus  einer  cumulativen  oder  collidirenden  Steuerhoheit  zweier  Kantone  über 
einen  und  denselben  Schweizerbürger  auf  alle  Zeiten  fortbestehen  ?  Das  kann  nicht 
sein,  selbst  dann  nicht,  wenn  heute  die  Idee  eines  vollen  Schweizerbürgerthums 
und  Niederlassungsrechts  noch  nicht  durchdringen  sollte. . . .  Zwar  davon  kann 
keine  Rede  sein,  dass  sich  der  Bund  in  die  Steuergesetzgebung  der  Kantone  in 
der  Weise  einmische,  um  deren  volle  Freiheit  (in  den  Schranken  des  Art.  41  Ziff.  5 
und  Art.  48)  in  der  Besteurungsweise  derjenigen  zu  massregeln ,  die  überhaupt 
ihrer  Jurisdiction  und  Gesetzgebung  unterworfen  sind.    Durch  die  Berufung  auf 
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den  Art  3  der  BVerf.  wird  jedoch  die  letztere  Frage  keineswegs  gelöfl,  indem  ei 
sich  gerade  darum  handelt,  zu  prüfen,  ob  es  nicht  im  Sinn  und  Geist  anderer 
Artikel  der  BVerf.,  welche  die  gleiche  Kraft  haben,  liege,  dass  eben  die  kantonale 
Souver&netät ,  sei  es  zu  Gunsten  des  schweizerischen  BOrgerrechts  überhaupt,  sei 
es  im  Verhältnisse  der  Kantone  unter  sich,  beschränkt  sei. 

Ein  sehr  nahe  liegender  Bestimmungsgrund,  sich  um  dieses  Verfaältniss  zu 
bekümmern  und  den  Niedergelassenen  nicht  einer  exceptionellen  Besteurang  durch 
zwei  Kantone  Preis  zu  geben,  ist  für  den  Bund  schon  desshalb  yorhanden,  weil  er 
jeden  Kantonsbürger  zugleich  als  Schweizerbürger  erklärt  und  das  firde  Nleder- 
lassnngsrecht  in  voller  Realität  unter  seinen  Schutz  genonunen  hat.  Dass  aber  die 
BG^setzgebung  unter  Umständen  die  Niederlassungsverhältnisse,  versteht  sich  im 
Sinne  ihres  Schutzes  und  ihrer  weitem  Entwicklung,  in  den  Bereich  ihrer  Auf- 
gabe solle  ziehen  können,  dafür  scheint  denn  doch  die  Allgemeinheit  des  Aas- 
druckes in  Art.  74  Ziff.  18  einen  ziemlich  guten  Anhaltspunkt  zu  gewähren.  Ebenso 
geht  aus  den  Art.  48 ,  49  und  50  der  BVerf.  deutlich  genug  das  Princip  hervor, 
dass  fär  die  rechtliche  Stellung  der  Niedergelassenen  vorherrschend  das  öffentliche 
und  das  Privatrecht,  sowie  der  Gerichtsstand  des  Wohnortes,  und  zwar  letzterer 
exclusiv,  gelten  sollen.  Die  Bestimmung  des  Art.  43  der  BVer£ :  (»Kein  Kanton 
darf  einen  Bürger  des  Bürgerrechtes  verlustig  erklären«)  steht  der  Anwendung 
dieses  Prindps  auf  die  Steuerpflicht  des  Niedergelassenen  am  Wohnorte  nicht  im 
Wege,  desshalb,  weil  der  Sinn  des  Art.  43  nicht  der  ist,  die  Steuerhoheit  des 
Heimatkantons  über  den  abwesenden  Bürger  kraft  seines  fortdauernden  Gemeinde- 
bürgerrechts zu  statuiren,  sondern  Heimatlosenfälle  zu  verhüten,  den  bürgerlichen 
Nexus  im  Armenwesen  zu  garantiren  u.  dgl.  Die  Competenz,  hieher  gehörige 
Fragen  zu  entscheiden ,  ist,  wie  gesagt,  im  Art  49  ebenÜEÜls  vorausgesetzt .... 

Die  Begründung  lässt  sich  kurzweg  in  den  Satz  zusammen&ssen :  »Der  Hfthnat- 
kanton  mag  die  von  ihm  behaupteten  Steueransprüche  gegen  den  abwesenden  Bür- 
ger mit  den  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  realisiren ,  jedoch  darf  diess  nicht 
in  einer,  das  bundesgemäss  gewährleistete  Recht  der  freien  Niederlassung  beein- 
trächtigenden Weise  und  insbesondere  nicht  mit  Umgehung  des  Art  50  der  BVerl 
geschehen.«  B.  1860  1.288—247. 

cf.  Bericht  der  nationalräthlichen  Commission  B.  1861 II.  638—648. 

Dieser  Specialfall  veranlasste  sodann  den  Nationalrath  am  glei- 
chen Tage  (16.  Juli  1861)  noch  zu  folgendem  Beschluss: 

»Der  BR.  wird  eingeladen,  Bericht  und  Anträge  in  der  Richtung 
zu  hinterbringen,  dass  die  Frage  der  Erhebung  der  Gemeindesteuern 
von  den  in  einem  andern  als  in  ihrem  Heimatkanton  niedergelassenen 
Schweizerbürgern,  sei  es  durch  die  Heimatgemeinde,  sei  es  durch  die 
Gemeinde  des  Niederlassungsörtes,  in  allgemein  gültiger  Weise  ge- 
löst werde.«  B.  1861 11. 680. 

134.  David  Gutersohn  von  Matzingen  (Thurgau)  bringt  vor :  Seine 
Heimatgemeinde  habe  59  Fr.  41  Ct.  Steuern  seit  dem  Jahr  1837  an 
ihn  gefordert,  er  aber  die  Zahlung  verweigert,  weil  er  schon  seit 
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22  Jahren  in  Oberutzwyl  (St  Gallen)  wohne  und  dort  besteuert  wor- 
den sei  Als  er  dann  behufs  Verehelichung  von  seiner  Heimatbehörde 
Ausweisschriften  verlangt  habe,  sei  ihm  deren  Verabfolgung  verwei- 
gert worden,  so  lange  er  die  Steuerrückstände  nicht  bezahle.  Weil 
die  Verehelichung  ohne  beträchtliche  ökonomische  Opfer  nicht  mehr 
habe  verzögert  werden  können,  habe  er  gezwungener  Weise  40  Fr. 
deponirt,  in  der  Meinung,  man  müsse  ihn  jedenfalls  nach  Art.  50 
der  BVerf.  an  seinem  Wohnorte  belangen.  Allein  der  evangelische 
Kirchenrath  habe  am  17.  Sept.  1859  die  Steuerforderung  im  Betrage 
von  37  Fr.  45  Ct.  gutgeheissen  und  auf  das  Depositum  greifen  lassen. 
Unter  Berufung  auf  den  BBeschluss  vom  16./20.  Juli  1859  [cf.  oben 
No.  139]  und  den  sachbezüglichen  nationalräthlichen  C!ommissional- 
bericht  verlangt  nun  Gutersohn,  es  möchten  die  thurgauischen  Be- 
hörden angehalten  werden,  ihm  das  Depositum  herauszugeben  oder 
ihn  vor  seinem  natürlichen  Richter  zu  belangen. 
Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen.    Gründe: 

1)  Wenn  im  Kt.  Thurgau  auf  Vermögensgegenstände  des  im  Kt. 
St.  Gallen  wohnhaften  Recurrenten  wegen  persönlicher  Forderungen 
Arrest  gelegt  und  derselbe  dadurch  seinem  natürlichen  Richter  ent- 
zogen worden  wäre,  so  müsste  ein  solcher  Arrest  kraft  Art.  50  der 
BVerf.  aufgehoben  werden. 

2)  Es  handelt  sich  hier  aber  nicht  um  einen  Arrest,  sondern  um 
Retention  einer  vom  Recurrenten  seiner  Zeit  deponirten  und  seither 
seinem  angeblichen  Gläubiger  aushingegebenen  Geldsumme. 

3)  Daher  ist  die  Frage,  ob  die  Creditoren  oder  der  ursprüngliche 
Depositar  schuldig  seien,  diese  Summe  dem  Recurrenten  zurück  zu 
zahlen,  eine  reine  Rechtssache,  die  nicht  von  den  politischen  BBe- 
hörden  entschieden  werden  kann. 

4)  Die  Competenz  dieser  letztern,  eine  Rückzahlung  zu  verfügen, 
kann  nicht  dadurch  begründet  werden,  dass  die  Deposition  des  Gel- 
des durch  eine  Steuerforderung,  für  die  Recurrent  an  seinem  Wohn- 
orte hätte  belangt  werden  sollen,  veranlasst  worden  sei,  indem  schon 
die  Thatsachen  der  Deposition  und  der  seitherigen  Zahlung  die  Sach- 
lage wesentlich  verändert  haben. 

5)  Endlich  ist  die  Behauptung  des  Recurrenten,  er  sei  zur  Depo- 
sition gezwungen  worden,  von  den  thurgauischen  Behörden  bestritten 
und  keineswegs  bewiesen ;  übrigens  kann  sie  von  dem  Givilrichter  bei 
einer  Klage  auf  Rückzahlung  gewürdigt  werden.    BR.  v.  29.  Nov.  1859. 
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5.   Entzug  der  Niederlassung. 

BVerf.  Art.  41,  6.    Vgl.  No.  94  Erw.  1.  tl4.  61t.  6«5--6«9. 

135*  Ein  Entzug  der  Niederlassungsbewilligung,  der  vor  Ein- 
führung der  neuen  BVerf.  und  gestützt  auf  den  damaligen  Rechts- 
zustand erfolgte,  bleibt  so  lange  gültig,  bis  der  Weggewiesene  die 
verfassungsmässigen  Requisite  für  Erwerbimg  einer  neuen  Nieder- 
lassung vorweisen  kann.  B.  1851  n.  821.  Vgl.  No.  90. 

136*  Auf  Beschwerden  wegen  Verweigerung  oder  Entzug  der 
Niederlassung  wird  erst  dann  eingetreten,  wenn  Recurrent  sich  erfolg- 
los an  die  competente  Oberbehörde  des  Kantons  gewendet  h(U,  der  den 
Gegenstand  seiner  Klage  bildet.  Es  liegt  dieses  im  Geist  der  BVerf., 
die  erst  dann  einen  Recurs  an  die  BBehörde  gestattet,  wenn  die  kan- 
tonalen Wege  fruchtlos  betreten  worden  sind.  Würde  diess  nicht  so 
gehalten,  so  würden  die  BBehörden  mit  Beschwerden  gegen  untere 
kantonale  Behörden  überladen,  welchen  Klagen  die  Oberbehörden 
der  betreffenden  Kantone  Recht  gehalten  hätten,  und  es  müssten 
die  kantonalen  Competenzen  in  der  Eidgenossenschaft  aufgehen, 
wenn  diese  unmittelbar  und  mit  Umgehung  der  kantonalen  Organe, 
die  in  letzter  Instanz  zu  sprechen  haben,  ihre  Dazwischenkunft  dürfte 
eintreten  lassen.    Das  hiesse  diejenigen  Behörden,  welche  durch  die 

BVerf.  garantirt  sind,  verkennen  und  missachten. 

B.  1850  m.  132.   Vgl.  No.  81. 

137«  Giuseppe  Falciola  von  Grono  (Graubünden)  beschwert  sich 
über  zwei  Beschlüsse  der  dortigen  Regierung,  wonach  sein  Recurs 
gegen  die  Gemeinde  Castanetta  wegen  Entzugs  der  Niederlassung 
abgewiesen  wui*de.  Er  suchte  nachzuweisen,  dass  die  ihm  zur  Last 
gelegten  Handlungen  theils  unerwiesen,  theils  unerheblich  seien  und 
stellt  mit  Rücksicht  auf  Art.  10  des  graubündnerischen  Niederlassungs- 
gesetzes und  Art.  41  der  BVerf.  das  Gesuch,  dass  er  in  seinem  Nieder- 
lassungsrecht geschützt  werde. 

Es  wurde  aber  auf  die  Beschwerde  nicht  eingetreten : 

1)  Art.  41  der  BVerf.  hat  nur  die  Regulirung  des  Niederlassungs- 
rechts in  interkantonaler  Beziehung  zum  Zweck  und  Gegenstand, 
während  es  ausschliesslich  Sache  der  Kantonalbehörden  ist,  über  die 
Niederlassung  ihrer  Kantonsbürger  im  Innern  des  Kantons  das  An- 
gemessene zu  verlugen. 

2)  Da  nun  Recurrent  Bürger  von  Graubünden  ist  und  aus  einer 
Gemeinde  dieses  Kantons  weggewiesen  wurde,  so  sind  demnach  die 
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fiBehörden  nicht  competent,  auf  dessen  Beschwerde  einzutreten,  zu- 
mal eine  Verletzung  der  Kantonsverfassung  nicht  in  Frage  liegt. 

3)  Es  kann  auch  der  Vorbehalt  des  Becurses  an  die  BBehörden 
in  Art  10  des  Niederlassungsgesetzes  von  Graubünden  nur  auf  die 
Fälle  bezogen  werden,  in  welchen  ein  Kantonsfremder  ausgewiesen 
wird,  weil  ein  kantonales  Gesetz  die  Competenzen  der  BBehörden  weder 
erweitem  noch  beschränken  kann.     B.  1857 1.  221.  Vgl.  No.  IIH  Erw.  6. 

Ygl.  hleza  die  Bemerkuugen  der  nationalräthlichen  Commission  zu  Prüfung 

des  Rechenschaftsberichtes  ibid.  S.  772  f.  [oben  No.  iSl.] 

138*  B.  Schwab,  gebürtig  von  Chietres  (Freiburg)  wohnte  zu- 
letzt in  Belfaux  und  bewarb  sich  dann  um  eine  Niederlassungsbewil- 
ligung in  Cuterwyl  (Freiburg),  die  ihm  aber  nach  §  215  lit  b  des 
Gemeindegesetzes  verweigert  wiurde ,  weil  er  von  Belfaux  kein  gün- 
stiges Leumundszeugniss  erhalten  hatte.  Eine  Beschwerde  beim  Staats- 
rath  von  Freiburg  war  ohne  Erfolg,  wesshalb  er  nun  recurrirend  an 
den  ER.  gelangte ,  behauptend ,  die  Verweigerung  der  Niederlassung 
stehe  im  Widersprich  theils  mit  Art.  1 1  der  freiburgischen  Staats- 
verfassung, theils  mit  den  Art.  41  und  5  der  BVerf. ,  welche  die  freie 
Niederlassung  garantiren.  Die  Competenz  des  BR. ,  hier  einzuschrei- 
ten ,  folge  aus  Art.  90  Ziffer  2  der  BVerf. ,  zumal  der  Grund,  aus  dem 
er  abgewiesen  worden,  mit  Art.  41  cit.  nicht  im  Einklang  stehe. 

Der  BR.  erklärte  sich  aus  folgenden  Gründen  für  incompetent  in 
die  Beschwerde  einzutreten : 

1)  Art.  41  der  BVerf.  bestimmt  blos  die  Bedingungen  der  Nieder- 
lassung der  Schweizer  in  einem  andern  als  ihrem  Heimatkanton. 

2)  Im  vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  aber  um  die  Niederlassung 
eines  Biirgers  von  Freiburg  in  einer  Gemeinde  des  Kantons  Freiburg. 

3)  Nach  dem  angeführten  Artikel  hat  daher  die  BBehörde  nur  das 
fiecht  der  Intervention ,  wenn  es  sich  um  eine  Beschwerde  über  die 
Frage  der  Niederlassung  im  Verhältniss  von  Kanton  zu  Kanton  han- 
delt, während  es  hinwieder  den  Kantonen  allein  zusteht,  alles  das- 
jenige durch  die  Gesetzgebung  zu  ordnen ,  was  sich  auf  die  Nieder- 
l&88ang  ihrer  eigenen  Bürger  auf  dem  Gebiet  ihres  Heimatkantons 
bezieht  Es  gehören  auch  die  Auslegung  und  die  Anwendung  solcher 
gesetzlichen  Bestimmungen  ausschliesslich  in  den  Bereich  der  Kanto- 
nalbehörden, es  wäre  denn,  dass  etwa  eine  Verletzung  der  durch  die 
Kantonal-  oder  BVerf.  garantirten  Rechte  vorläge,  was  aber  hier  nicht 
einmal  in  Frage  kommt  BR.  vom  21.  Sept.  1859. 


138  ^'  Abschnitt.    Bandesver&ssung. 

139«  In  die  Beschwerde  wegen  Wegweisung  aus  einem  Kanton 
wurde  eingetreten,  wenn  diese  nicht  durch  ein  UrtheU  des  Strafrichters 
ausgesprochen  war,  oder  wenn  sie  von  den  Polizeibehörden  ausging, 
ohne  sich  auf  diejenigen  Thatsachen  zu  stützen,  welche  nach  Ziffer  6 
lit.  1)  des  Art.  41  der  BVerf.  die  Fortweisung  bedingen. 

Auf  die  Beschwerde  wird  daher  eingetreten,  wenn  der  Wegwei- 
sungsbefehl deijenigen  kantonalen  Administrativbehörde,  die  in  letzter 
Instanz  gesprochen  hatte ,  auf  unbestimmten  Nachweisungen,  auf  po- 
litischen oder  religiösen  Gründen ,  oder  auf  der  Ausübung  der  ver- 
fassungsmässigen Rechte  in  einem  der  Kantonsregierung  feindlichen 
Sinne  beruhte.  Der  BR.  ging  also  davon  aus ,  dass  wenn  ein  Schwei- 
zer diejenigen  Bedingungen  erfüllt,  welche  nach  Ziffer  1  des  Art  41 
der  BVerf.  erfordert  werden ,  das  Recht  der  freien  Niederlassung  die 
Regel  und  der  Verlust  dieses  Rechtes  die  Ausnahme  bilde. 

B.  1850  m.  132. 

140.  Bei  Ausweisung  wegen  Uebertretung  von  Polizeigesetzen 
kommt  es  nach  Art.  41  Ziff.  6  der  BVerf.  nicht  darauf  an,  ob  die  Strafe 
von  einer  richterlichen  oder  polizeilichen  Behörde  ausgesprochen 
wurde ,  insofern  die  Competenz  dazu  vorhanden  war. 

BR.  V.  19.  Sept  1861  No.  8889. 

lill«  Es  sind  keine  hinreichenden  Gründe  vorhanden ,  um  anzu- 
nehmen, dass  die  Worte  des  Art.  41  Ziffer  6  lit.  b:  »oder  schon 
oft  wegen  Uebertretung  polizeilicher  Vorschriften  bestraft  werden 
musste«  —  nur  von  Strafurtheilen  des  Niederlassungskantons  zu  ver- 
stehen seien.  BR.  v.  28.  Juni  1854  i.  S.  Studer  von  Dornach. 

149«  Ein  Berner,  seit  20  Jahren  im  Kt  Neuenburg,  hatte  sich  1856 
an  der  royalistischen  Insurrection  bewaffnet  betheiligt,  wurde  dess- 
halb  von  den  neuenburgischen  Behörden  verhaftet,  jedoch  von  dem 
eidg.  Untersuchungsrichter  freigelassen ,  hierauf  aber  durch  die  Ile- 
gierung  von  Neuenburg  des  Kantons  verwiesen,  weil,  wenn  ein  Schwei- 
zer wegen  öfterer  Zuwiderhandlung  gegen  Gesetze  und  polizeiliche 
Verordnungen,  oder  wegen  einer  unsittlichen  Aufführung  aus  einem 
Kanton  weggewiesen  werden  könne ,  eine  solche  Wegweisung  um  so 
gerechtfertigter  sei,  wenn  er  mit  den  Waffen  in  der  Hand  getrachtet, 
die  Verfassung  und  die  Regierung  des  Kantons ,  in  dem  er  nieder- 
gelassen ist ,  zu  stürzen  und  einen  integrirenden  Theil  der  Eidgenos- 
senschaft unter  die  Herrschaft  eines  fremden  Fürsten  zu  bringen. 
Er  beschwerte  sich  bei  dem  BR  über  dieses  Verfahren ,  welcher  ge- 
stützt auf  folgende  Gründe : 


XII.    5.  Entzug  der  Niederlassung.    No.  14t  — 144.  139 

1)  nach  der  klaren  Vorschrift  des  Art.  41  Ziffer  6  der  BVerf.  kann 
die  Entziehung  der  Niederlassung  wegen  eines  einzelnen  Verbrechens 
oder  Vergehens  nicht  durch  polizeiliche  Massregel,  sondern  nur  durch 
gerichtliches  Urtheil  verfügt  werden ; 

2)  ausdehnende  oder  beschränkende  Erklärungen ,  welche  mit  der 
bestimmten  Vorschrift  einer  Verfassimg  oder  eines  Gesetzes  im  Wider- 
spruche stehen  würden ,  sind  unzulässig ; 

3)  daher  kann  der  Recurrent  wegen  Theilnahme  an  der  Insurrec- 
tion  theils  Tor  Gericht  gestellt ,  theils  während  des  Prozesses  durch 
polizeiliche  Verfugung  überwacht,  nicht  aber  weggewiesen  werden :  — 

die  Beschwerde  begründet  fand  und  die  Regierung  von  Neuenburg 
einlud ,  dem  Recurrenten  den  Aufenthalt  zu  gestatten ,  unter  Vorbe- 
halt derjenigen  polizeilichen  Massnahmen ,  welche  die  Gesetze  wegen 
seiner  Theilnahme  an  einem  Verbrechen  und  wegen  der  obschweben- 
den  Untersuchung  gestatten.  BR.  vom  17.  Juni  1867  No.  2215. 

143«  Für  die  Handlungen  der  Weiber,  Kinder  und  Dienstboten 
haben  die  für  dieselben  verantwortlichen  Personen  einzustehen. 

B.  1850  m.  183.  Vgl.  No.  146  £i*w.  2. 
Zu  diesem  im  bundesräthlichen  Geschäftsbericht  für  d.  J.  1849 
enthaltenen  Satze  bemerkt  der  Bericht  der  (Kommission  des  National- 
rathes :  »wenn  dieser  Satz ,  um  nicht  einen  Kreis  in  sich  zu  bergen, 
bedeuten  soll ,  es  könne  um  des  der  Ehefrau ,  den  Kindern  und  den 
Dienstboten  mangelnden  guten  Leumdens  willen ,  dem  Ehemann,  den 
Eltern  und  dem  Dienstherm  das  Recht  der  Niederlassung  abgespro- 
chen werden ,  so  kann  diess  in  solcher  Allgemeinheit  durchaus  nicht 
zugegeben  werden.«  B.  1850 III.  374. 

1441«  S.  V.  S.,  Kt.  Bern,  wurde  im  Jänner  1859  aus  dem  Kt.  Frei- 
burg weggewiesen  und  beschwert  sich  nun  aus  folgenden  Gründen : 
Art  41  der  BVerf.  unterscheidet  zwischen  den  Bedingungen  zur  Er- 
langung einer  Niederlassungsbewilligung  und  denjenigen,  die  den 
Entzug  der  Niederlassung  rechtfertigen.  Einmal  ertheilt ,  kann  die 
Niederlassung  nur  wegen  späterer  Thatsachen,  welche  die  Anwendung 
von  Art  41  Ziffer  6  lit  b  begründen,  entzogen  werden.  Recurrent 
war  durch  die  bemischen  Assisen  zur  Verbannung  verurtheilt,  darf 
aber  auf  baldige  Rehabilitation  hoffen.  Wenn  auch  dieses  Urtheil 
die  Regierung  von  Freiburg  berechtigt  hätte,  ihm  nach  Art.  41  Ziff.  1 
von  Anfang  an  die  Niederlassung  zu  verweigern ,  so  hat  sie  durch  Ge- 
währung derselben  auf  dieses  Recht  verzichtet  und  kann  nicht  mehr 
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behufs  Motivirung  einer  Ausweisung  auf  frühere  Vorgänge  zurück- 
kommen. Im  Kt.  Freiburg  aber  wurde  Recurrent  nur  einmal  correc- 
tionell  bestraft  und  dieses  genügt  zur  Ausweisung  nicht 

Die  Regierung  von  Freiburg  erwiedert:  Die  Gemeinde  Petit- 
Marly  verlangte  die  Ausweisung  des  S. ,  weil  er  an  seinem  frühern 
Aufenthaltsorte  wegen  Hols^revel  correctionell  bestraft  wurde  und 
daher  von  dieser  Gemeinde  keinen  guten  Leumden  beibringen  konnte; 
weil  er  femer  seither  gleiche  Klagen  veranlasst  hat  und  weil  er  früher 
von  den  Bemer  Assisen  zu  Gefangniss  und  Verbannung  criminell  ver- 
urtheilt  wurde.  Letzterer  Thatsache  ungeachtet  erhielt  S.  von  seiner 
Heimatgemeinde  gleich  nach  Erstehung  der  Gefangnissstrafe  ein  Zeug- 
niss,  durch  das  ihm  eine  gute  Aufführung  und  der  Genuss  der  bürger- 
lichen Rechte  zugeschrieben  wurden 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen.    Gründe: 

1)  Nach  Art  41  Ziffer  1  lit.  c  der  BVerf.  ist  ein  Kanton  nicht  ver- 
pflichtet, Schweizerbürgern,  welche  die  bürgerlichen  Rechte  und 
Ehren  verloren ,  die  Niederlassung  zu  bewilligen. 

2)  Recurrent,  der  sich  erwiesenermassen  in  diesem  Falle  befin- 
det, beruft  sich  zwar  darauf,  er  habe  die  Bewilligung  zur  Niederlas- 
sung schon  erhalten  und  es  könne  ihm  dieselbe  während  der  Dauer 
der  letztern  gemäss  Art  41  Ziffer  6  nur  aus  neuen  Gründen  entzogen 
werden. 

3)  Diese  Einwendung  ist  aber  im  vorliegenden  Falle  darum  unbe- 
gründet, weil  Recurrent  diese  Niederlassungsbewilligung  nur  durch 
wissentliches  Vorlegen  eines  falschen  amtlichen  Leumdenszeugnisses 
erhielt ,  worin  gesagt  wird ,  dass  er  die  bürgerliche  Ehrenfahigkeit 
besitze ,  während  er  ein  halbes  Jahr  vorher  von  den  Assisen  wegen 
Betrugs  und  Prellerei,  resp.  wegen  Erpressimg  peinlich  verurtheilt 
worden  ist  B.  1860  II.  8.  vgl.  B.  1861  n  323.  u.  No.  141  Erw.  5. 

149«  Wenn  einem  schon  mehrmals  polizeilich  bestraften  Schweizer- 
bürger dieses  Umstandes  ungeachtet  die  Niederlassung  bewilligt  oder 
diese  Bewilligung  erneuert  wurde,  so  kann  er  später  aus  diesem 
Grunde  allein  nicht  weggewiesen  werden,  sondern  es  muss  wenigstens 
eine  neue  Gesetzesübertretung  Veranlassung  zu  Beschwerden  geben. 

B.  1852  I.  394. 

146«  Wittwe  Ruegsegger  von  Wachseldorii  (Bern),  niedergelassen 
in  Allschwyl  (Baselland),  beschwert  sich,  dass  sie  aus  dem  Kanton 
verwiesen  worden  sei,  »weil  sie  Einzug  von  liederlichen  Kerls  habe 
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und  einen  unsittlichen  Lebenswandel  führe.«  Diese  Anschuldigung 
sei  aber  unwahr  und  rühre  blos  daher ,  dass  zwei  ihrer  Töchter  ver- 
lobt seien  und  zwar  die  eine  mit  einem  Bürgerssohne  von  Allschwyl. 
Die  Verwandten  dieses  letztem  sehen  das  Verhältniss  ungern,  wesshalb 
sie  die  Ausweisung  der  ganzen  Familie  ßuegsegger  zu  bewirken  suchen. 

Die  Regierung  von  Baselland  erwiedert :  Die  Ausweisung  sei  we- 
gen der  äusserst  dürftigen  Lage  erfolgt,  in  der  sich  die  Familie  Ruegs- 
egger  befinde  und  wegen  des  unsittlichen  Lebenswandels,  den  die 
erwachsenen  Töchter  fuhren,  die  junge  Leute  einziehen,  was  zur  Folge 
gehabt,  dass  sie  nun  schwanger  seien.  Dass  die  eine  Tochter  mit  einem 
AUschwyler  verlobt ,  sei  imwahr. 

Der  BR.  hob  den  Ausweisungsbeschluss  auf.   Gründe : 

1)  Die  dürftige  Lage  der  Familie  Ruegsegger  genügt  nicht,  um 
desswegen  eine  Wegweisung  aus  dem  Kauton  zu  beschliessen ,  wenn 
sie  nicht  durch  Verarmimg  zur  Last  fallt.  Dieses  wird  hier  aber  nicht 
behauptet,  vielmehr  ergibt  sich  aus  einem  Zeugnisse  des  Gemeind- 
rathes  in  Allschwyl  vom  30.  Septbr.  1858,  dass  die  Familie  R.  die 
Ansässengebühr  und  andere  Abgaben  gehörig  leiste. 

2)  Ein  unsittlicher  Lebenswandel  einzelner  Familienglieder ,  wie 
ihn  die  BVerf.  zur  Wegweisung  erfordert,  ist  in  den  vorliegenden  Acten 
nicht  genügend  constatirt.  [Vgl.  No.  143«]  BR-  v.  8.  Dzbr.  1858. 

1A7«    Ein  Specialfall  enthält  folgende  Erwägungen: 

4)  Da  Recurrent  laut  amtlicher  Bescheinigung  im  Zustande  der 
Insolvenz  und  der  Einstellung  seiner  bürgerlichen  Ehrenfähigkeit  sich 
befindet,  so  berechtigt  diese  Thatsache  nach  Art.  41  Ziffer  6  der 
BVerf.  zum  Entzug  der  Niederlassungsbewilligung. 

5)  Li  dieser  Beziehung  kann  sich  Recurrent  nicht  darauf  berufen, 
es  sei  seine  Güterabtretung  schon  vor  der  Ertheilung  und  Erneuerung 
der  Niederlassungsbewilligung  erfolgt,  weil  sich  aus  den  Acten  ergibt, 
dass  die  Behörden  von  Luzern  durch  ein  unrichtiges  Leumdenszeug- 
niss  des  Gemeindrathes  von  A.  (Bern)  vom  4.  April  1853  getäuscht 
worden  sind.  [Vgl.  No.  144  Erw.  3.]  B.  1861 1.  322. 

1 A8«  Wenn  ein  Niedergelassener  weder  so  viel  Vermögen  noch  so 
viel  Credit  hat,  um  die  zur  Erfüllung  der  Militärpflicht  erforderlichen 
Effecten  anzuschaffen ,  so  gehört  er  in  die  Klasse  derjenigen ,  die  we- 
gen Verarmung  der  öffentlichen  Wohlthätigkeit  anheimfallen  und  es 
darf  demnach  gegen  ihn  gemäss  Art.  41  Ziffer  6  der  BVerf.  verfahren 
werden.  BR.  v.  16.  Octbr.  1864  i.  S.  David  Rothacher. 
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149«  Die  Guterabtretung  in  Bern  berechtigt  zum  Entzug  der  Nie- 
derlassung ,  indem  der  Güterabtreter  nach  den  bernischen  Gesetzen 
seine  bürgerliche  Ehrenfahigkeit  zur  Zeit  ganz  verliert  und  die  Mög- 
lichkeit einer  spätem  Rehabilitation  dem  Gesetze  und  der  BVerf.  ihre 
klar  ausgesprochenen  Wirkungen  nicht  benehmen  kann,  so  lange  die- 
ser Zustand  dauert.  B.  1852  L  894.  1853  n.  595.  Vgl.  No.  8». 

150«  Es  kann  nicht  in  der  BeAigniss  des  BR.  liegen,  einer  Kan- 
tonsregierung die  Suspension  der  Wegweisung  vorzuschreiben ,  wenn 
die  letztere  an  sich  gerechtfertigt  ist,  sondern  es  muss  derselben  über- 
lassen bleiben ,  der  Lage  und  den  Umständen  billige  Rechnung  zu 
tragen.  BR-  ▼.  28.  Febr.  1851  No.  786. 

6.   Rllckhaltang  der  Ausweisschriften. 

ISl«  Es  bestehen  keine  BVorschriften ,  welche  die  Rückhaltung 
von  Legitimationsschrifben  von  Personen  verbieten,  die  einen  Kanton 
verlassen ,  ohne  die  öffentlichen  Lasten  und  Abgaben  entrichtet  zu 
haben.  BR.  v.  7.  April  1856  i.  S.  Vogel. 

1S9«  Die  Regierung  von  Solothum  beschwert  sich  über  eine  Ver- 
ordnung des  Regierungsrathes  des  Kts.  Bern  vom  3.  Octbr.  1849,  zu- 
folge welcher  Auswanderungspässe  an  dortige  Niedergelassene,  die 
den  Kt.  Bern  bleibend  zu  verlassen  beabsichtigen ,  nur  nach  voraus- 
gegangener Publication  ertheilt  und  sogar  nach  der  Praxis  die  hinter- 
legten Schriften  erst  verabfolgt  werden,  wenn  alle  angemeldeten 
Forderungen  befriedigt  seien.  In  dieser  Weise  sei  gegen  Jakob  Schluep 
von  Hennigkofen  (Solothum),  der  in  Twann  (Bern)  niedergelassen 
gewesen ,  und  nachträglich  auch  gegen  Ludw.  Markus  Monnoud  von 
Waadt ,  dessen  Schriften  in  Courtlary  liegen ,  der  sich  aber  jetzt  im 
Kt.  Solothum  aufhalte ,  verfahren  worden.  Diese  Verordnung  wider- 
streite nun  dem  Art.  41  Ziffer  2  und  4  und  Art.  48  der  BVerf. ,  da  sie 
gegen  Bürger  des  Kts.  Bern  nicht  angewendet  werde,  sowie  dem 
Art.  50 ,  der  die  Beschlagnahme  des  Eigenthums  der  Schweizer  ver- 
biete ,  wesshalb  Aufhebung  derselben  beantragt  werde. 

Auf  die  erstere  Beschwerde  (wegen  Schluep)  erwiedert  die  Re- 
gierung von  Bern:  Durch  Verordnung  vom  30.  Septbr.  1853  sei  die- 
jenige vom  8.  Octbr.  1849  ersetzt  und  darin  bestimmt  worden,  dass 
nicht  nur  die  angesessenen  Kantonsfremden ,  sondern  auch  alle  nie- 
dergelassenen Kantonsbürger  ohne  Ausnahme ,  wenn  sie  den  Kanton 
verlassen ,  ihr  Vorhaben  anzuzeigen  haben ,  worauf  eine  Publication 
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zu  erfolgen  habe  und  erst  8  Tage  nach  Ablauf  der  Publicationsfrist 
die  Aushingabe  der  Ausweisschriften  Statt  finden  dürfe.  Diese  neue 
Verordnung  stehe  nun  mit  den  angeführten  Artikeln  der  BVerl  kei- 
neswegs in  Widerspruch ,  vielmehr  bezwecke  sie  nur  die  Kantonsein- 
wohner gegen  frauduloses  Entweichen  ihrer  Schuldner  zu  schützen. 

Der  BR.  erklärte ,  das  Gesuch  um  Aufhebung  der  Verordnung 
▼om  3.  Octbr.  1849  sei  als  erledigt  zu  betrachten  durch  die  Verord- 
nung vom  30.  Sept.  1853;  dagegen  sei  die  Regierung  von  Bern  ein- 
zuladen, dem  Schluep  und  Monnoud  die  Ausweisschriften  verabfolgen 
zu  lassen,  vorbehaltlich  besonderer  Einsprachegründe  gegenüber 
dem  letztem.    Motive: 

Es  handelt  sich  hier  um  zwei  verschiedene  Fragen ;  einerseits  um 
die  Zulässigkeit  der  erwähnten  Polizeiverordnungen  und  anderseits 
um  die  Statthaftigkeit  des  auf  die  Ausweisschriften  des  Schluep  und 
Monnoud  gelegten  Arrestes.  Was  nun  den  erstem  Punkt  betrifft ,  so 
ist  nach  dem  Berichte  der  Regierung  von  Bern  die  Verordnung  vom 
3.  Octbr.  1849  durch  eine  neue  ersetzt  und  somit  als  dahin  gefallen 
zu  betrachten.  Das  Begehren  der  Regierung  von  Solothum  um  Auf- 
hebung derselben  bedarf  daher  keiner  weitem  Verfügung  und  zwar 
um  so  weniger ,  ab  nach  der  Ansicht  des  BR.  die  neue  Verordnung 
vom  30.Septbr.  1853  vom  bundesrechtl.  Standpunkte  aus  keiner  Bean- 
standung unterliegt.  Denn  einerseits  ist  die  früher  bestandene  Un- 
gleichheit in  der  Behandlung  bernischer  und  anderer  Schweizerbürger 
aufgehoben  und  anderseits  kann  nach  dem  Wortlaute  dieser  neuen 
Verordnung  von  einem  Arreste  im  Sinne  der  frühern  Praxis  nicht 
mehr  die  Rede  sein.  Sobald  aber  diese  beiden  Anstände  gehoben  sind, 
ist  nicht  einzusehen ,  in  welcher  Beziehung  die  Vorschrift ,  dass  die 
dauernde  Entfernung  aus  dem  Lande  rechtzeitig  zu  publiciren  sei  und 
dass  bis  dahin  die  Ausweisschriften  nicht  verabfolgt  werden ,  einer 
bundesrechtlichen  Bestimmung  widerspreche. 

Anders  verhält  es  sich  mit  dem  zweiten  Punkte.  Die  Verfügun- 
gen ,  die  sich  auf  die  Schriften  des  Schluep  und  Monnoud  beziehen, 
sind  ein  Ausfluss  des  Rathsbeschlusses  vom  3.  Octbr.  1849  und  der 
Praxis,  gemäss  welcher  derselbe  gehandhabt  wurde.  Jene  Verordnung 
und  jene  Praxis,  wie  letztere  von  solothumischer  Seite  behauptet  und 
von  bemischer  Seite  nicht  widersprochen  wurde,  können  nun  aber  als 
übereinstimmend  mit  Art.  48  und  50  der  BVerf.  nicht  betrachtet  wer- 
den, weil  die  erstere  einen  Unterschied  machte  zwischen  Kantons- 
bürgem  und  andern  Schweizern  und  weil  letztere  auf  das  Eigenthum 
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von  Schweizerbürgern  einen  Arrest  legte,  ohne  dass  die  bundesge- 
mässen  Bedingungen  hiefür  vorhanden  waren.  Denn  desshalb ,  dass 
Schluep  und  Monnoud  den  Kt.  Bern  verliessen ,  um  sich  in  Solothum 
niederzulassen,  können  sie  nicht  als  Leute  betrachtet  werden,  die  im 
Sinne  des  Art.  50  der  BVerf.  keinen  festen  Wohnsitz  haben.  Auch 
ist  nicht  behauptet  worden ,  dass  Schluep  insolvent  sei.  —  Was  den 
Monnoud  betrifft,  so  müssen  allfallige  auf  ihn  bezügliche  Einsprachen 
offen  behalten  bleiben,  weil  die  ihn  betreffende  Beschwerde  erst 
nachträglich  einging  und  der  Regierung  von  Bern  nicht  mitgetheilt 
worden  ist.  BR.  vom  26.  Octbr.  1853.  Vgl.  No.  tl9. 

B.    Aufenthalt. 

Vgl.  No.  §5  Erw.  1.    100. 

1S3«  Der  Grütliverein  in  Fleurier ,  Kt.  Neuenburg,  stellte  an  den 
BR  das  Gesuch ,  dass  der  Bund  ein  Gesetz  erlasse  über  die  Dauer 
und  die  Kosten  der  Aufenthaltsbewilligungen  und  zwar  gestützt  auf  die 
Art.  2  u.  74  Ziff.  13  der  BVerf.  Der  BR.  ist  jedoch  nicht  darauf  ein- 
getreten aus  folgenden  Gründen: 

Wenn  der  Art  2  der  BVerf.  die  obersten  Zwecke  des  Bundes  be- 
zeichnet, so  versteht  es  sich  von  selbst  und  folgt  namentlich  aus 
Art  3,  dass  der  Bund  diese  Zwecke  nur  innerhalb  der  Schranken 
seiner  Competenz  verfolgen  darf,  sowie  dieselben  in  den  übrigen  Ar- 
tikeln vorgezeichnet  sind.  Wollen  nun  die  Petenten  die  Competenz 
aus  dem  Art.  74  Ziff.  1 3  herleiten,  so  sind  sie  im  Irrthum,  denn  dieser 
spricht  consequent  mit  Art  41  seqq.  nur  von  der  Niederlassung  und 
man  weiss  überdiess,  dass  es  den  Kantonen  anheim  gestellt  blieb, 
selbst  den  Begriff  der  Niederlassung  innerhalb  der  Schranken  der 
BVerf.  zu  bestimmen.  Als  die  BVersammlung  ein  Gesetz  erliess  über 
die  Dauer  und  die  Kosten  der  Niederlassungsbewilligungen,  so  musste 
ihr  der  Gedanke  sehr  nahe  liegen ,  dieses  Gesetz  auf  den  Aufenthalt 
überhaupt  auszudehnen ,  allein  sie  abstrahirte  davon ,  indem  sie  die 
constitutionnelle  Schranke  respectirte  und  damit  zugleich  die  Com- 
petenzfrage  entschied.  BR.  v.  28.  Juli  1866  No.  3013. 

154«  H.  Utzinger  v.  Schöfflistorf  (Zürich)  beschwert  sich  über  die 
Regierung  von  Basel  -  Land  'wegen  Verweigerung  der  Aufenthaltsbe- 
willigung. Er  anerkennt  zwar  im  Kt.  Zürich  criminell  bestraft  worden 
zu  sein ,  behauptet  aber  nach  Art.  4  u.  48  der  BVerf.  seien  die  Kan- 
tone verpflichtet,  alle  Schweizer  den  eigenen  Bürgern  gleich  zu  halten. 
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Da  nun  ein  Bürger  von  Baselland ,  der  in  einem  andern  Kanton  be- 
straft und  ausgewiesen  worden,  dort  wieder  aufgenommen  werden 
müsste ,  so  könne  auch  er  nicht  weggewiesen  werden. 

Für  den  Recurrenten  intervenirte  noch  V.  von  S.  (Baselland), 
indem  er  behauptete,  die  Ausweisung  des  U.  habe  keinen  andern 
Zweck ,  als  die  Herausgabe  eines  Blattes  zu  erschweren  und  es  sei 
somit  jene  Massregel  als  eine  Verletzung  der  von  der  BVerf.  garantir- 
ten  Pressfreiheit  aufzufassen. 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen : 

1)  Die  vom  Recurrenten  angerufenen  Art.  4  und  48  der  BVerf. 
können  keinen  Anhaltspunkt  für  die  Beurtheilung  der  Frage  über  Ver- 
weigerung der  Niederlassung  oder  des  Aufenthalts  darbieten ,  weil  in 
dieser  Beziehung  nach  der  Natur  der  Sache  Kantonsbürger  und  Kan- 
tonsfremde in  einem  verschiedenen  Verhältnisse  sich  befinden ,  wess- 
halb  denn  auch  die  BVerf.  die  Bedingungen  der  Niederlassimg  durch 
einen  besondem  Artikel  (41)  feststellen  musste. 

2)  Wenn  dieser  Artikel  den  längern  Aufenthalt  im  Gegensatz  zur 
förmlichen  Niederlassung  mit  Stillschweigen  übergeht,  so  folgt  daraus 
nicht,  dass  die  Kantone  verpflichtet  seien,  jedem  Schweizerbürger 
ohne  Unterschied  Aufenthalt  zu  gestatten,  sondern  vielmehr,  dass  sie 
befugt  seien ,  den  Aufenthalt  wenigstens  aus  den  Gründen  zu  verwei- 
gern ,  aus  welchen  die  Niederlassung  verweigert  werden  kann ;  zumal 
der  Aufenthalter ,  der  weit  weniger  Pflichten  gegen  den  Kanton  hat, 
als  der  Niedergelassene,  nicht  grössere  Rechte  verlangen  kann. 

3)  Da  nun  dem  Recurrenten  das  Prädicat  eines  guten  Leumdens 
erwiesenermassen  abgeht ,  so  hat  die  Regierung  von  Baselland  durch 
Verweigerung  der  Aufenthaltsbewilligung  keine  Bundesvorschrift  ver- 
letzt 

4)  Die  Behauptung  des  Intervenienten,  es  enthalte  die  Ausweisung 
des  U.  einen  Eingriff  in  die  Pressfreiheit ,  bedarf  keiner  Widerlegung. 

B.  1860  n.  4. 

15S*  Ein  im  Kanton  Neuenburg  niedergelassener  Berner,  Johann 
Kneubühl ,  wurde  ausgewiesen ,  weil  er  in  die  Recrutenschule  einbe- 
rufen, ohne  die  vorgeschriebene  militärische  Ausrüstung  erschien  und 
diese  nicht  ankaufen  konnte.  Er  empfing  nun  in  Bern  den  Recruteh- 
unterricht  und  wurde  im  bernischen  Kontingent  eingetheilt.  Später 
wünschte  er  wieder  im  Kt.  Neuenburg  sich  aufzuhalten ,  die  Bewilli- 
gung wurde  ihm  aber  verweigert.  Der  BR.  erklärte  den  Recurs  hie- 
gegen  begründet,  in  der  Meinung,  dass  die  Regierung  von  Neuenburg 
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ihm  neuen  Aufenthalt  zu  gestatten  und  dass  er  die  Militärpflicht  zu 
erfüllen  habe ,  sobald  er  wieder  Niedergelassener  würde.    Gründe  • 

1)  Die  Ausweisung  des  Recurrenten  im  Mai  1859  kann  nicht  Ge- 
genstand dieses  Recurses  bilden,  indem  der  Recurrent  jenen  Beschluss 
angenommen ,  seither  sich  im  Kt.  Bern  aufgehalten  und  hier  Militär- 
dienst geleistet  hat. 

2)  Es  ist  daher  nicht  die  Frage  zu  erörtern,  ob  die  augenblickliche 
Unmöglichkeit,  sich  die  vorgeschriebene  miUtärische  Ausrüstung  zu  ver- 
schaffen, zur  Ausweisung  eines  niedergelassenen  Schweizers  berechtige. 

3)  Vielmehr  liegt  die  Verweigerung  eines  neuen  Aufenthaltes  in 
Frage ;  es  sind  aber  hiefür  keine  genügenden  Gründe  vorhanden,  indem 
die  Ausweisung  aus  einem  Kanton  nicht  die  Wirkung  haben  kann, 
dass  der  Aufenthalt  in  demselben  für  alle  Zeiten  verwirkt  sei.  Auch 
ist  der  Recurrent  gegenwärtig  und  so  lange  er  nicht  wieder  in  die 
Klasse  eines  neuenburgischen  Niedergelassenen  tritt,  dort  nicht  mi- 
litärpflichtig ,  mithin  kann  der  Grund  seiner  frühem  Ausweisung  jetzt 
ebenfalls  nicht  eintreten.  BR.  v.  12.  Oct.  1859  No.  4286. 

136«  Die  gleichen  Gründe ,  die  einen  Kanton  berechtigen ,  Frem- 
den die  Niederlassung  zu  verweigern ,  müssen  auch  zum  Entzug  des 
Aufenthaltes  genügen,  zumal  der  Aufenthalter,  der  weit  weniger  Pflich- 
ten gegen  den  Kanton  hat  als  der  Niedergelassene,  nicht  grössere 
Rechte  verlangen  kann.  B.  1854  U.  63. 

157«  üeber  die  Frage  der  Wegweisung  von  Schweizerbürgem 
aus  einem  Kanton  bestehen  Bundesvorschriften  nui*  in  Betreff  der 
Niedergelassenm ,  indem  der  ganze  Art.  41  der  BVerf.  nur  von  ihren 
Rechten  und  Pflichten  und  von  den  Bedingungen  ihrer  Au&ahme  und 
Wegweisung  handelt.  Hieraus  und  in  Verbindung  mit  Art.  3  der 
BVerf.  ist  zu  schliessen,  dass  diessfällige  Verfügungen  über  s.  g.  Aufent- 
halter der  kantonalen  Gesetzgebung  anheim  fallen,  es  wäre  denn,  dass 
durch  eine  Wegweisung  zugleich  constitutionelle  Rechte  eines  Schwei- 
zerbürgers verletzt  würden ,  wie  z.  B.  im  Falle  einer  Wegweisung  aus 
dem  blossen  Grunde  der  Theilnahme  an  einem  vom  Bunde  als  zulässig 
erachteten  Verein  (vgl.  Bescliluss  der  vereinigten  BVersammlung  vom 
30.  Juli  1853,  betreffend  den  Grütliverein  von  Bern  und  das  diessfällige 
Gutachten  der  Commission  vom  20.  Juli  1853  [No.  194]). 

Zudem  steht  es  jedem  Schweizerbürger  frei,  wenn  er  die  Garan- 
tien des  Art.  41  der  BVerf.  gegen  Ausweisung  sich  erwerben  will, 
dui-ch  Vorlegung  der  dort  bezeichneten  Ausweise  und  Uebemahme  der 
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Verpflichtungen  eines  Niedergelassenen  in  die  reclitliclie  Stellung  des 
letztem  einzutreten. 

B.  1860  n.  2.  cf.  BR.  v.  30.  März  1859  No.  1195  u.  v.  17.  Juni  gl.  J.  No.  2690. 

158«  J.  Hegetschweiler  von  Ottenbach  (Zürich)  beschwert  sich, 
dass  er  aus  der  Gemeinde  Kappel  (Solothurn),  wo  er  bereits  drei  Jahre 
sich  aufgehalten ,  ausgewiesen  worden  sei ,  ungeachtet  er  sich  immer 
nntadelhaft  aufgeführt  habe. 

Diese  Ausweisung  gründete  sich  darauf,  dass  die  Behörden  erst 
seither  erfahren,  es  sei  Hegetschweiler  faUit. 

Der  BR  erklärte  die  Ausweisung  als  unstatthaft.    Motive : 

1)  Die  gleichen  Gründe,  die  einen  Kanton  berechtigen,  einem 
Nichtkantonsbürger  die  Niederlassung  zu  entziehen,  genügen  auch 
zum  Entzug  des  Aufenthaltes. 

2)  Im  Art.  41  Ziflfer  6  lit.  b  der  BVerf  ist  als  Wegweisungsgrund 
auch  der  Verlust  der  bürgerliclien  Rechte  und  Ehren  aufgezählt. 

3)  Es  ergibt  sich  aber  aus  den  Acten ,  Hegetschweiler  habe  zur 
Zeit  als  ihm  der  Aufenthalt  im  Kt.  Solothurn  bewilligt  wurde ,  sich 
schon  in  diesem  Zustande  befunden. 

4)  Wenn  ihm  dessen  ungeachtet  die  Aufenthaltsbewilligung  ertheilt 
wurde ,  so  kann  er  desswegen  jetzt  nicht  weggewiesen  werden ,  wenn 
nicht  neue  Gründe,  die  eine  Wegweisung  rechtfertigen,  hinzutreten  odef* 
nachgewiesen  wird,  dass  die  Behörde  über  das  Vorhandensein  der  ver- 
fassungsmässigen Bedingungen  getäuscht  worden  sei. 

BR.  V.  12.  Juli  1858. 

159«  Nach  dem  Inhalte  der  Art  144  u.  145  des  BGesetzes  über 
die  Militärorganisation  kann  die  persönliche  Militärdienstleistung 
oder  die  Gegenleistung  —  die  Militärersatzsteuer  —  da  nicht  gefor- 
dert werden,  wo  sich  Jemand  nur  zeitweise  aufhält. 

BR.  V.  7.  April  1856  i.  S.  Vogel  u.  v.  28.  April  No.  1678.  Vgl.  No.  86  Erw.  1. 

100«  Den  mit  blosser  Aufenthaltsbewilligung  im  Kt.  Waadt  nie- 
dergelassenen Schweizern  wurde  die  Theilnahme  an  den  Wahlver- 
sammlungen für  den  Verfassungsrath  untersagt,  worüber  sie  sich  beim 
BR  beschwerten,  indess  aus  folgenden  Gründen  abgewiesen  wurden: 
Die  Recurrenten  haben  sich  auf  die  Art.  41,  42  u.  50  der  BVerf. 
berufen.  Was  die  Art.  41  u.  42  betrifft,  so  ist  auf  den  ersten  Blick 
klar,  dass  sie  nur  von  den  Niedergelassenen  reden.  Der  Begriff  der 
Niederlassung  ist  freilich  nicht  definirt,  sondern  es  ist  dessen  Bestim- 
mung der  kantonalen  Gesetzgebung  überlassen.  Nun  gehen  alle  diese 
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Gesetzgebungen ,  wenn  schon  sie  nicht  vollständig  übereinstimmen, 
von  der  obersten  Idee  aus ,  dass  diejenigen  als  Niedergelassene  zu  be- 
trachten seien ,  welche  einen  selbständigen  Beruf  ausüben ,  oder  die 
eine  Haushaltung  führen ,  oder  auf  andere  Weise  ihren  Entschluss  zu 
erkennen  geben ,  dass  sie  für  immer  oder  für  lange  Zeit  ihr  Domicil 
in  einem  Kanton  fixiren  wollen  und  welche  zu  diesem  Zwecke ,  um 
eine  Niederlassungsbewilligung  zu  erhalten ,  sich  in  die  Klasse  der 
Einwohner  eintragen  lassen.  Der  charakteristische  Unterschied  solcher 
Personen,  gegenüber  denjenigen,  welche  Aufenthalter  genannt  werden, 
besteht  darin,  dass  sie,  mit  Ausnalmie  des  Stimmrechtes  in  kantonalen 
Angelegenheiten  und  der  Theilhaberschaft  an  Gemeinde-  und  Corpo- 
rationsgütern ,  den  Bürgern  des  Kantons  gleichgestellt  sind ,  sowol  in 
Rechten  als  in  Pflichten  und  Lasten.  Hieraus  erklärt  es  sich ,  warum 
die  BVerf.  nur  die  niedergelassenen  Bürger  (citoyens  etablis)  unter 
die  Garantie  der  Art.  41  u.  42  stellt,  während  sie  über  die  Rechte  der 
Aufenthalter  (personnes  en  sejour)  schweigt,  d.  h.  sie  den  kantonalen 
Gesetzgebungen  zuweist.  Ebenso  erklärt  sich  hieraus  auf  natürliche 
Weise  die  verschiedene  Stellung  dieser  beiden  Klassen  von  Einwohnern, 
mit  Rücksicht  auf  ihr  Recht  an  den  kantonalen  Angelegenheiten  sich 
zu  betheiligen.  Die  BVerf.  hat  von  diesem  Unterschiede  nur  in  Art.  63 
abgesehen  mit  Rücksicht  auf  das  Stimmrecht  bei  den  Nationalraths- 
wählen.  Der  BR.  hat  bei  verschiedenen  Fragen  die  Stellung  der  Nie- 
dergelassenen und  der  Aufenthalter  von  diesem  Standpunkte  aus  hßur- 
theilt.  Uebrigens  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Kantone  befiigt 
sind ,  die  Rechte  der  Aufenthalter  zu  erweitern  und  so  viel  bekannt 
gesteht  ihnen  eine  Anzahl  Kantone  auch  das  Recht  zu ,  in  kantonalen 
Angelegenheiten  zu  stimmen,  während  andere  es  auf  die  Niedergelas- 
senen beschränken.  Da  es  nun  keinem  Zweifel  unterliegt,  dass  im 
Kt.  Waadt  Diejenigen,  welche  nicht  mit  einem  permis  de  domicile, 
sondern  nur  mit  permis  de  sejour  versehen  sind,  nicht  der  Klasse  der 
Niedergelassenen  angehören,  so  folgt  daraus,  dass  sie  nicht  auf  die 
Art.  41  u.  42  der  BVerf.  sich  berufen  können. 

Betreffend  den  Art.  50  ist  klar ,  dass  er  auf  obiges  Verhältniss 
sich  gar  nicht  bezieht ,  da  er  oflenbar  nur  von  dem  Domicil  in  Be- 
ziehung auf  privatrechtliche  Angelegenheiten  handelt  und  der  Gesetz- 
geber hier  in  keiner  Weise  von  dem  politischen  Domicil,  welches  allein 
auf  die  Activbürger  sich  bezieht ,  reden  wollte. 

Wenn  also  die  Recurrcnten  nicht  auf  Bundesvorschriften  sich 
berufen  können ,  so  fragt  sich  nur  noch ,  ob  die  Verfassung  des  Kts. 
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Waadt  dieser  Klasse  von  Einwohnern  das  Recht  zugestehe ,  in  kanto- 
nalen Angelegenheiten  zu  stimmen ,  denn  wenn  dieses  der  Fall  wäre, 
so  müssten  die  BBehörden  in  diesem  Rechte  sie  schützen ,  da  die  ver- 
fassungsmässigen Rechte  der  Bürger  unter  die  Garantie  der  Eidge- 
nossenschaft gestellt  sind. 

Die  Recurrenten  berufen  sich  nun  hier  auf  die  Art.  3,  4,  17  u.  18 
der  Verfassung  von  Waa,dt.  Allein  es  genügt  blos  die  Art.  3,  4  u.  18  zu 
lesen,  um  sich  zu  überzeugen ,  dass  sie  keinerlei  Bezug  haben  auf  die 
Frage,  um  die  es  sich  handelt ;  man  hat  sich  also  blos  mit  dem  Art.  17 
zu  befassen,  welcher  lautet: 

»Sont  citoyens  actifis  les  Vaudois  et  les  Confed^res  agös  de  vingt-un  ans  r^volus, 
qui  reuuissent  les  conditions  suivantes  et  qui  ne  se  trouvent  dans  aacun  des  cas  d'ex- 
closion  Statut  par  l'art.  18.  Ces  conditions  sont : 

A.  pour  le  Vaudois  etc.  etc. 

B.  pour  le  Confeder^: 

1®  dtre  ressortissant  d'un  Canton  qui  accorde  aux  Vaudois  Pexercice 

des  droits  politiques; 
29  ^tre  domicUi^  dans  le  Canton  de  Vaud  depuis  un  an.'* 

Die  ganze  Frage  dreht  sich  nun  um  die  Auslegung  der  Worte : 
»etre  domicilie  dans  le  canton  de  Vaud  depuis  un  an«,  ob  man  dar- 
unter nur  den  Aufenthalt  (sejgur)  von  einem  Jahr  verstehe,  oder  ob 
mit  dem  Ausdruck  »domicilie«  der  Begriff  der  Niederlassung  (etablis- 
sement)  verbunden  sei. 

Der  Grosse  Rath  von  Waadt  hat  nach  langer  Discussion  den 
Art  17  der  Verf.  dahin  interpretirt,  d^iss  nur  die  seit  einem  Jahre  Nie- 
dergelassenen (etablis)  das  Recht  zum  Stimmen  haben,  oder  mit  andern 
Worten,  dass  der  Ausdruck  »domicilie«  identisch  sei  mit  »etabli«. 

Früher  stand  der  Ausdruck  »permis  de  domicile«  nicht  im  Ge- 
gensatze mit  »permis  de  sejour« ,  wol  aber  der  Ausdruck  »permis 
d'etablissement«.  Diese  Unterscheidung  ist  durch  das  Gesetz  vom 
18.  Mai  1818  eingeführt  und  bis  um  die  Zeit  der  Verfassung  von  1845 
in  Uebung  geblieben.  Aus  dem  Gesetz  vom  30.  Dec.  1840  über  das 
Stimmrecht  der  im  Kt.  Waadt  domicilirten  Schweizer  ergibt  es  sich, 
dass  damals  noch  das  Erfordemiss  von  einem  Jahr  domicile  nur  in 
üebereinstinmiung  verstanden  wurde  mit  dem  Ausdruck  »etabli«. 
Später  und  zwar  durch  dasDecret  der  provisorischen  Regierung  vom 
16.  Febr.  1845  hat  man  sich  des  Ausdruckes  »domicilie«  bedient,  aber 
schon  mit  der  Bedeutung  von  »etabli«  und  ganz  das  Gleiche  findet 
man  in  dem  Grossrathsdecret  vom  19.  Juli  1845,  betreffend  die  Ab- 
stimmung über  die  Verfassung.  Am  29.  Juli  1845  erliess  die  Regierung 
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eine  Proclamatiou  au  das  Volk,  worin  gesagt  ist:  »Quant  aux  citoyens 

suisses  domicilies  cest  ä  dire  itablis  dam  le  Canton  de  Vaud  depuis  un 

an  ils  pourront  comme  sous  rancieune  Constitution  exercer  les  droits 

publiques  en  ce  qui  concerne  les  affaires  cantonales«  etc. 

Hieraus  sieht  man  klar,  dass  der  Ai*t.  17  der  neuen  Verfassung 

keinerlei  Aenderung  einführen  sollte  in  den  Rechten,  welche  die 

Schweizerbürger  bis  jetzt  genossen  haben,  sondern  dass  der  Ausdruck 

»domicilie  depuis  un  an«  sich  wie  bis  jetzt  nur  auf  die  »citoyens  etablis« 

bezieht ,  wie  er  auch  seither  immer  verstanden  und  angewendet  wurde. 

BR.  y.  1.  M&n  1861. 

lieber  diesen  Beschluss  wurde  bei  der  BVersanmilung  Beschwerde 
geführt,  dieselbe  aber  am  29.  Juli  1861  abgewiesen. 

B.  1861  n.  895—409.  Vgl.  im  Uebrigen  A  2  a.  No.  M— 100. 

im.  Bflrgerreeht    Naturalisation. 

BVerf.  Art.  43.  Tagsatzungsbeschluss  v.  13.  Juli  1819,  betr.  Ertheilung  u.  Beurkun- 
dung des  Schweiz.  Bürgerrechts  [A.  S.  I.  286.  Snell  I.  216]. 
Vgl.  No.  «9  Erw.  2.  No.  89.  138.  S.  134  u.  V.  Abschn.  X.  No.  6S6  — 


161  •  In  Nidwaiden  war  Rechtens,  dass  einheimische  Weibspersonen 
im  Wittwenstande  wieder  ihrer  ursprünglichen  Armenbehörde  zufielen. 

Der  BR.  bemerkt  dazu :  Diese  Verweisung  der  Wittwen  in  ihre 
ursprüngliche  Heimat  beruhte  auf  einer  exceptionellen  Verordnung 
gegenüber  Obwalden ;  sie  wideippricht  aber  den  Art.  43  und  48  der 
BVerf.,  weil  die  Erwerbung  des  Armem-echtes  nur  eine  Folge  des  Bür- 
gerrechtes ist;  das  letztere  kann  aber  nach  dem  erwähnten  Art  43 
nicht  verloren  gehen. 

Da  übrigens  die  fragl.  Verordnung  von  Obwalden  nur  Nidwaiden 
gegenüber  als  Retorsionsmassregel  aufgestellt  wurde,  so  hat  der  erstere 
Stand  kein  Interesse  mehr ,  dieselbe  festzuhalten ,  indem  es  sich  von 
selbst  versteht,  dass  auch  der  letztere  Stand  sie  aufheben  muss ;  denn 
beide  sind ,  als  der  BVerf.  widersprechend ,  nicht  mehr  gültig. 

BR.  V.  5.  August  1850  i.  S.  Joseph  Küster  u.  Karl  Hess  von  Engelberg  u.  vom 
4.  Sept.  gl.  J.  i.  S.  Benedict  von  Büren  u.  Franz  Engelberger  von  Nidwaiden. 

163«  Die  BVerf.  (Ai-t.  43)  will  aus  bekannten  Gründen  ganz  ab- 
solut, dass  ein  Fremder,  der  Bürger  werden  will,  in  keinem  Rechts- 
verhältniss  mehr  zu  seiner  Heimat  stehe ,  weder  Pflichten  gegen  die- 
selbe beibehalte ,  noch  Rechte  z.  B.  Schutz  von  dorther  anzusprechen 
habe.  BR.  v.  22.  JuU  1851  No.  2688. 
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163«  Das  einem  Fremden ,  der  dieser  Anforderung  nicht  genügen 
kann,  ertheilte  Bürgerrecht  kann  vom  BR.  ungültig  erklärt  werden. 

BR.  V.  22.  Sept.  1851  No.  3425. 

104«  Ein  Fremder  kann  nicht  Schweizerbürger  werden ,  wenn  er 
nicht  gänzlich  aus  seinem  fiühern  Staatsverbande  entlassen  wird,  um- 
gekehrt soll  der  Schweizer,  wenn  er  nicht  freiwillig  verzichtet,  immer 
Schweizer  bleiben.  BR.  v.  22.  Sept.  1851  No.  3425. 

105«  Ein  Engländer  kann  zwar  in  einen  fremden  Staatsverband 
eintreten ,  aber  nur  mit  einem  Consens  der  Krone ,  der  indess  stets 
widerruflich  ist,  so  dass  er  selbst  in  jenem  Falle  stets  englischer  Un- 
terthan  bleibt.  Nur  durch  einen  Parlamentsact  kann  er  wegen  Un- 
würdigkeit  der  britischen  Rechte  verlustig  erklärt  werden.  Ein  Eng- 
länder kann  daher  der  Bedingung  der  BVerf.  Ai-t.  43  lemma  2  nicht 
genügen.  BR,  v.  22.  Sept.  1851  No.  3425. 

166,  Unter  Bezugnahme  auf  Art.  90  Ziff.  2  der  BVerf.  wurde  die 
Anfrage  an  einen  Kanton  gerichtet ,  ob  und  auf  welche  Weise  bei  der 
Bürgerrechtsertheilung  an  öinen  Engländer  (Lord  Vernon)  die  Bedin- 
gung erfüllt  worden  sei,  welche  der  Art.  43  der  BVerf.  für  die  Natu- 
ralisation von  Landesfremden  aufstelle.      BR.  v.  28.  Juni  1851  No.  2378. 

167«  Die  Zwecke,  die  man  bei  der  Abfassung  der  Art.  43  unver- 
kennbar im  Auge  hatte ,  sind  folgende :  Man  wollte  vermeiden ,  dass 
durch  wirkliche  oder  mögliche  Doppelbürgerrechte  Collisionen  ent- 
stehen ,  dass  fremde  Staaten  oder  Regierungen  für  oder  gegen  ihre 
angeblichen  Staatsbürger,  die  inzwischen  Schweizerbürger  wurden, 
interveniren  und  dass  solche  Personen  heute  z.  B.  als  Bürger  von 
Deutschland  oder  Frankreich  dort  eine  politische  Rolle  spielen  und 
morgen  sich  wieder  unter  den  Schutz  des  Schweiz.  Bürgerrechtes  stel- 
len. Diese  Zwecke  lassen  sich  offenbar  nur  dann  erreichen,  wenn  bei 
einem  Bürgerrechtsgesuche  Gewissheit  dafür  vorhanden  ist ,  dass  der 
betreffende  Gesuchsteller  nicht  mehr  Bürger  eines  andern  Staates  sein 
werde.  Um  diese  Gewissheit  zu  erhalten ,  verlangte  der  Gesetzgeber 
den  Beweis  der  Entlassung  aus  dem  bisherigen  Staatsverbande ;  er 
that  dieses  mit  gutem  Vorbedacht  und  Angesichts  von  Erfahrungen, 
welche  die  Schweiz  gemacht  hatte.  Man  hat  dieser  Auffassung  ent- 
gegen geglaubt ,  es  dürfte  z.  B.  genügen ,  wenn  sich  aus  den  Gesetzen 
eines  Landes  schliessen  lasse ,  dass  Jemand  sein  Bürgerrecht  verloren 
habe  oder  es  durch  den  Erwerb  eines  neuen  verliere ,  und  es  sind  be- 
sonders die  politischen  Flüchtlinge ,  die  diese  Anschauungsweise  gel- 
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tend  machteu.  Allein  man  muss  sich  bald  überzeugen,  dass  man  durch 
diese  Ansicht  auf  ein  ganz  unsicheres  Gebiet  gefülu*t  wird.  Davon  ab- 
gesehen ,  dass  die  Gesetze  eines  Landes  häufig  dem  Wechsel  unter- 
worfen sind,  werden  sie  oft  auf  die  verschiedenste  Weise  ausgelegt  und 
angewendet.  Gleichwie  mm  die  Schweiz.  Behörden  dem  Auslande  ge- 
genüber das  Recht  beanspruchen,  allein  die  Ausleger  der  Schweiz. 
Verfassung  und  Gesetze  zu  sein,  so  müssen  sie  billiger  Weise  dasselbe 
Recht  den  Behörden  fremder  Staaten  einräumen.  Wer  bürgt  uns  dafür, 
dass  wir  fremde  Gesetze  im  richtigen  und  von  den  andern  Staaten 
allein  anerkannten  Sinne  auffassen  würden?  Kann  z.  B.  ein  Gesetz, 
wonach  Jemand  durch  den  Erwerb  eines  neuen  Bürgerrechts  das  alte 
verliert ,  nicht  auch  so  ausgelegt  und  angewendet  werden ,  der  Staat 
erwerbe  durch  Naturalisation  eines  seiner  Bürger  im  Auslande  das 
Recht,  ihn  als  ausgetreten  zu  betrachten  und  seines  bisherigen  Bürger- 
rechts verlustig  zu  erklären,  er  habe  dagegen  nicht  die  Pflicht  dazu? 
Der  franz.  Code  civil  sagt  in  Art.  1 7 : 

»Mau  hört  auf  ein  Franzose  im  rechtlichen  Sinne  zu  sein :  Durch  die  Naturali- 
sation ,  die  man  in  einem  fremden  Lande  erlangt  hat «  etc. 

Wer  sollte  bei  dieser  einfachen  und  klaren  Bestimmung  nicht 
glauben,  der  Franzose  verliere  sein  Staatsbürgerrecht,  sobald  er  ein 
anderes  ei'worben?  Die  Schweiz  hat  aber  das  Gegentheil  erfahren 
und  weiss ,  dass  dieses  Artikels  ungeachtet  der  Kaiser  von  Frankreich 
ein  Franzose  ist. 

Bisweilen  scheint  man  in  einem  Staate  im  Unklaren  zu  sein ,  ob 
ein  Gesetz  ncch  gültig  oder  obsolet  sei.  In  den  letzten  Jahren  haben 
die  grossh.  badischen  Behörden  eine  grosse  Menge  von  Edictalcita- 
tionen  an  politische  Flüchtlinge  erlassen  mit  der  Androhung,  dass  sie 
im  Falle  des  Nichterscheinens  das  Staatsbürgerrecht  verlieren.  Der 
BR.  fand  sich  bewogen ,  bei  einem  badischen  Juristen  über  diese  Art 
des  Bürgerrechtsentzuges  ein  Gutachten  zu  verlangen,  das  einleuchtend 
nachwies ,  dass  nach  den  badischen  Gesetzen  das  Bürgerrecht  nicht 
auf  diese  Weise  verloren  werden  könne ,  indem  das  Gesetz ,  worauf 
die  Behörden  sich  stützen ,  obsolet  sei.  Dieses  Gutachten  wurde  sehr 
durch  die  Thatsache  unterstützt,  dass  viele  jener  Flüchtlinge,  unge- 
achtet jener  Androhung,  später  zui-ückkehrten  und  wieder  als  Bürger 
anerkannt  wurden ,  als  ob  gar  nichts  vorgefallen  wäre.  Alles  dessen 
ungeachtet  behaupten  viele  badische  Flüchtlinge,  dass  sie  ihr  Bürger- 
recht verloren  haben. 

Aus  dem  Gesagten  wird  man  sich  gewiss  überzeugen  müssen, 
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das8  man  auf  einem  vollständig  unsicheru  Boden  steht,  wenn  man  bei 
der  Beurtheilung  der  Frage ,  ob  Jemand  sein  ursprüngliches  Staats- 
biirgerrecht  verloren  habe,  sich  lediglich  an  die  Auslegung  fremder 
Gesetze  und  Verordnungen  halten  würde.  Eine  solche  Unsicherheit 
über  den  Bestand  eines  Doppelbürgerrechts  wollte  aber  die  BVerf. 
offenbar  nicht  und  darum  verlangte  sie  eine  auf  eine  bestimmte  Person 
lautende  Urkunde ,  woraus  hervorgehen  soll ,  dass  dieselbe  aus  dem 
Staatsverbande  entlassen  sei. 

Es  lässt  sich  im  Fernern  auch  nicht  annehmen ,  dass  genügende 
Sicherheit  vorhanden  sei ,  wenn  Jemand  gegen  seinen  Willen  durch 
Urthdleoder  specielle  Regierungsmassregeln  das  Biirgerrecht  verloren 
hat,  denn  solche  Verfugungen  können  einseitig  oder  auf  Gesuch  der 
Betheiligten  durch  Rechtsmittel  aller  Art  wieder  aufgehoben  werden. 

Bfan  kann  allerdings  mit  Grund  einwenden,  dass  bei  einer  stren- 
gen Anwendung  des  Art.  43  die  Schweiz  oft  verhindert  ist,  sehr  tüch- 
tige Persönlichkeiten,  die  sich  durch  Bildung  und  Charakter  auszeichnen 
und  einen  rühmlichen  Namen  erworben,  als  Bürger  anzunehmen  und  da- 
durch bleibend  treffliche  Kräfte  zu  gewinnen.  In  solchen  Fällen  kann 
gewiss  nur  mit  Bedauern  ein  ablehnender  Bescheid  ertheilt  werden. 
Allein  man  muss  auf  der  andern  Seite  nicht  vergessen ,  dass  man  mit 
einer  ausdehnenden  Interpretation  einer  Menge  anderer  Fremden  den 
Weg  öffnet,  deren  Erwerbung  ein  für  die  Schweiz  mindestens  zweifel- 
haftes Geschenk  wäre.  Auch  in  dieser  Beziehung  hat  unser  Land  be- 
dauerliche Erfahrungen  gemacht Man  muss  femer  nicht  vergessen, 

dass  wol  die  Mehrzahl  legislatorischer  Grundsätze  in  ihrer  consequen- 
ten  Durchführung  einzelne  Härten  zur  Folge  hat,  während  man  nicht 
umhin  kann,  ihre  Zweckmässigkeit  im  Allgemeinen  anzuerkennen. 
Bei  Gesetzen  lässt  sich  oft  durch  authentische  Interpretation  oder  auf 
dem  Wege  der  Verwaltung  abhelfen ,  aber  schwieriger  wird  dieses, 
wenn  ein  Princip  mit  bestimmten  Worten  in  einen  Verfassungsartikel 
niedergelegt  ist.  Botschaft  des  BR.  v.  22.  Jan.  1853  i.  S.  Berchtold. 

168«  Die  Ansicht,  die  Anwendung  des  Art.  43  sollte  gänzlich  oder 
wenigstens  für  gewisse  Fälle  den  Kantonen  überlassen  werden ,  da 
dieselben  diesem  Theile  der  Souveränetät  nicht  entsagt  haben,  ist  ent- 
schieden unrichtig ,  weil  dieser  Artikel  allerdings  jene  Souveränetät 
beschränkt  und  den  Kantonen  die  Bedingungen  vorschreibt,  unter 
if eichen  die  Ertheilung  des  Bürgerrechts  an  Fremde  erfolgen  darf. 
Abgesehen  hievon  liegt  der  Grund  der  Aufnahme  dieser  Bestimmung 
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in  die  BVerf.  ganz  in  der  Natur  der  Sache ;  denn  der  Fremde  wird 
nicht  nur  Kantons-,  sondern  Schweizerbürger  in  einem  viel  umfassen- 
dem Sinne  als  früher ,  weil  er  nach  der  neuen  BVerf.  nach  einigen 
Jahren  in  der  ganzen  Schweiz  freie  Niederlassung  imd  Ausübung  der 
politischen  Rechte  verlangen  kann.  Der  Art.  43  gehört  daher  zum 
Bundesrecht  und  seine  Anwendung  muss  folglich  wie  diejenige  der 
übrigen  nach  Art.  74  und  90  der  Cognition  der  BBehörden  unterlie- 
gen. Damit  soll  natürlich  nicht  behauptet  werden ,  dass  dieser  Ar- 
tikel die  Kantone  nichts  angehe ;  sie  haben  ihn  vielmehr  wie  die  mei- 
sten andern  nach  ihrer  Ueberzeugung  anzuwenden,  aber  dem  BR 
muss  ein  Recht  der  Einsprache  zustehen,  wenn  erfindet,  dass  die 
BVerf.  nicht  beachtet  werde.  Sollte  dann  ein  Conflict  entstehen ,  so 
entscheidet  eine  höhere  Behörde.  Das  ist  die  beidseitige  constitutio- 
nelle  Stellung.  Botschaft  d.  BR.  v.  22.  Januar  1863  i.  S.  BdHhold. 

160«  Da  der  BR.  in  Erfahrung  brachte ,  dass  verschiedene  poU- 
tische  Flüchtlinge  in  Kantonen  das  Bürgerrecht  erhielten,  ungeachtet 
sie  weder  Entlassungsscheine ,  noch  irgend  einen  andern  Beweis  da- 
für beibrachten,  dass  sie  ihr  ursprüngliches  Bürgerrecht  verloren 
haben ,  so  machte  derselbe  durch  Kreisschi*eiben  die  Kantonsregie- 
rungen auf  den  erwähnten  Verfassungsartikel  aufmerksam  und  ersuchte 
sie ,  ihm  in  solchen  Fällen  die  Acten  mitzutheilen ,  da  der  Art  90 
Ziff.  2  der  BVerf.  dem  BR  die  Verpflichtung  auflege,  für  Beobachtung 
der  Verfassung ,  der  Gesetze  und  Beschlüsse  des  Bundes  zu  wachen. 
In  Folge  dieses  Kreisschreibens  gelangte  die  weitere  Behandlung  man- 
cher solcher  Fälle  an  den  BR.  und  er  fand  sich  veranlasst,  mehrere 
derartige  Bürgerrechtsbegehren  als  dem  Art.  43  der  BVerf.  vnder- 
sprechend  und  daher  unstatthaft  abzuweisen. 

Dieser  Vorgang  scheint  den  Dr.  Berchtold,  alt  Kanzler  in  Frei- 
burg ,  bewogen  zu  haben ,  sich  mit  einer  Petition  an  die  BVersamm- 
lung  zu  wenden,  in  der  er  das  Gesuch  stellte,  sie  möchte  durch  einen 
speciellen  Beschluss  jeden  Kanton  ermächtigen,  alle  Fremden,  die 
aus  politischen  Gründen  expatriirt  das  Schweiz.  Indigenat  nachsuchen, 
als  Pei*sonen  zu  betrachten ,  die  der  Bedingung  des  zweiten  Alinea  in 
Art.  43  der  BVerf.  ein  Genüge  geleistet  haben. 

Diese  Petition  wurde  dem  BR.  zur  Begutachtung  zugestellt,  der  in 
einem  ausführlichen  Berichte,  dem  wir  die  No.  167  und  168  ent- 
hoben haben ,  zu  dem  Schlüsse  kam ,  es  erscheine  das  Begehren  der 
Petition  als  verfassungswidrig  in  zwei  Richtungen : 
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1)  Es  soll  die  Beachtung  oder  Nichtbeachtung  des  Ai*t.  43  künf- 
tig der  bundesgcmässen  Aufsicht  der  BBehörden  gänzlich  entzogen 
werden. 

2)  Der  Petent  will  offenbar  nicht  blos,  dass  man  in  freier  Aus- 
legung dieses  Artikels  sich  auch  mit  andern  Beweisen  über  den  Ver- 
lust des  Bürgerrechts  begnüge,  sondern  dass  bei  allen  politischen 
Flüchtlingen,  ja  sogar  bei  solchen,  denen  es  zu  Hause  blos  nicht  mehr 
gefallt,  von  der  Frage  ganz  abstrahire,  ob  sie  in  ihrer  Heimat  noch 
Bürger  bleiben  oder  nicht.  Dass  aber  der  Art.  43,  man  mag  ihn  auch 
noch  80  frei  auslegen ,  das  gerade  Gegentheil  sagt,  bedarf  wol  keiner 
Erläuterung. 

In  einer  andern  Richtung  ist  aber  das  Begehren  zu  beschränkt 
und  daher  ungerecht.  Denn  es  befasst  sich  nur  mit  politischen  Flücht- 
lingen ;  -die  Kantone  dürften  also  nur  diesen  das  Bürgerrecht  ertheilen, 
ohne  näiiem  Beweis  der  Entlassung  aus  dem  Staatsverband ;  andern 
Personen  aber,  die  sich  darüber  auch  nicht  ausweisen  können,  dürfte 
das  Bürgerrecht  nicht  ertheilt  werden. 

Die  Abweisung  der  Petition  hindert  indess  die  BVersammlung 
gar  nicht,  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  der  Art.  43  in  bisheriger  Weise 
solle  angewendet  werden ,  oder  ob  es  zulässig  und  zweckmässig  sei, 
demselben  eine  ausgedehntere  Auslegung  in  dem  Sinne  zu  geben,  dass 
auch  andere  genügende  Beweise  über  den  Verlust  des  frühem  Staats- 
bürgerrechts die  Stelle  der  Entlassungsurkunde  vertreten  können. 

Die  BVersanunlung  beschloss  sodann  am  3.  Febr.  1853  in  Er- 
wägung: 

»1)  dass  zwar  die  durch  den  Art.  43  der  BVerf.  für  Ertheilung  des 
Bürgerrechts  an  Ausländer  aufgestellte  Bedingung  der  Entlassung  aus 
dem  frühem  Staatsverbande  nicht  blos  durch  Vorlegung  einer  je  auf 
die  betreffende  Person  lautenden  Entlassungsurkunde ,  sondern  auch 
durch  Beibringung  anderer  Beweismittel,  deren  Zulänglichkeit  der  BR. 
jeweilen  im  einzelnen  Falle  anerkennt,  als  erfüllt  zu  betrachten  ist; 

»2)  dass  nun  aber  das  Gesuch  viel  weiter,  nämlich  dahin  geht,  es 
möchte  bei  politischen  Flüchtlingen  die  Entlassung  aus  dem  frühern 
Staatsverbande  einfach  um  ihrer  Eigenschaft  als  politische  Flüchtlinge 
willen  als  vorhanden  angenommen  werden ,  und  dass  eine  solche  An- 
nahme, abgesehen  von  andern  ihr  entgegenstehenden  Gründen,  mit  dem 
Wortlaute  des  Art.  43  der  BVerf.  im  Widerspruch  stehen  würde«  :  — 
»es  sei  über  das  Begehren  des  Petenten  zur  Tagesordnung  zu 
schreiten.*  OflP.  S.  EI.  643. 
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170«  Urtheile  der  Gerichte ,  welche  Flüchtlinge  ihres  Gemeinde- 
oder Staatsbürgerrechtes  verlustig  erklären,  können  nicht  als  EnÜas- 
sungsurkundcn  aus  dem  frühern  Staatsverbaud  angesehen  werden. 
Da  solche  Urtheile  nicht  nothwendiger  Weise  diesen  Verlust  nach  sich 
ziehen  und  durch  Ertheilung  von  Amnestie  oder  Gnade  wirkungslos 
werden  können,  so  erfüllen  sie  nicht  immer  den  Zweck,  den  man  sich 
vorgesetzt  hatte ,  nämlich  zu  verhindern ,  dass  dieselben  Individuen 
nicht  zu  gleicher  Zeit  zwei  Staaten  angehören. 

Nach  dem  Entscheid  der  B Versammlung  vom  3.  Febr.  1853 
[No.  160]  können  übrigens  auch  andere  Beweismittel  für  Entlassung 
aus  dem  Staatsverband  anerkannt  werden ,  als  formelle  und  persön- 
liche Entlassungsurkunden.  B.  1863 II.  636. 

171«  Die  Regierung  des  Kts.  Graubünden  machte  dem  BR.  die 
Anzeige,  dass  einer  aus  Frankreich  stammenden  Familie  die  Aufnahme 
in  das  graubündnerische  Kantonsbürgerrecht  unter  der  Bedingung 
zugesichert  worden  sei ,  wenn  diese  Familie  ihre  Entlassung  aus  dem 
frühem  Staatsverbande  nachzuweisen  vermöge. 

Angefragt  über  die  diessfalls  in  Frankreich  vorgeschriebenen 
Formalitäten  habe  der  Schweiz.  Geschäftsträger  in  Paris  der  genann- 
ten Regierung  die  Auskunft  ertheilt,  dass  die  betreffende  Familie  die 
französische  Nationalität  durch  die  schweizerische  Naturalisation  ipso 
facto  verliere,  indem  der  Art.  17  des  Code  Napoleon  ausdrückUch 
vorschreibe :  »Die  Eigenschaft  als  Franzose  geht  durch  die  in  einem 
fremden  Lande  erworbene  Naturalisation  verloren  (la  qualite  de 
Frangais  se  perdra  par  la  naturalisation  acquise  en  pays  etranger).« 

Bei  der  Entscheidung  der  Frage ,  ob  nach  Massgabe  des  citirten 
Artikels  im  Code  Napoleon  der  Einbürgerung  erwähnter  Familie  im 
Kt.  Graubünden  kein  Bedenken  im  Wege  stehe ,  glaubte  der  BR  auf 
die  Erklärung  Rücksicht  nehmen  zu  sollen ,  die  der  französische  Bot- 
schafter mit  Note  vom  29.  Mai  1827,  anlässlich  der  Unterhandlungen 
über  einen  gegenseitigen  Niederlassungsvertrag,  abgegeben  hatte  und 
die  folgendermassen  lautet : 

»Es  folgt  aus  dem  Art.  10  des  CivUgesetzbuches ,  dass  jedes  in  fremden  Lan- 
»deu  aus  der  Ehe  eines  Frauzosen  geborne  Kind,  wenn  jener  seine  Eigenschaft 
»als  solcher  verliert,  nicht  dem  Stande  seines  Vaters  folgt,  sondern  französiscber 
»Staatsbürger  bleibt.«  [A.  S.  II.  183.  Snell  I.  466.] 

Gestützt  auf  diese  klare  und  so  viel  bekannt  nicht  abgeänderte 

Bestimmung  sprach  sich  der  BR  gegen  die  Regierung  von  Graubünden 

dahin  aus: 
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Es  könne  lediglich  die  Naturalisation  der  rolljährigen  Glieder  der 
nnzubürgemden  Familie  als  gültig  und  dem  Art.  43  der  BVerf.  ent- 
sprechend angesehen  werden.  Was  hingegen  die  minderjährigen  Kin- 
ier  betreffe ,  so  könne  deren  Einbürgerung  im  Kt  Graubünden  erst 
dann  definitiv  erfolgen ,  wenn  sie  volljährig  geworden  seien .  d.  h.  das 
21.  Altersjahr  erreicht  haben ;  bisdahin  müssen  sie  als  französische 
Bürger  betrachtet  werden ,  wenn  gleich  ihr  Vater  auf  diese  Eigen- 
schaft Verzicht  geleistet  habe. 

Im  Weitern  wurde  darauf  aufinerksam  gemacht ,  dags  es  ange- 
messen sein  möchte,  bezüglich  der  wirklich  eingebürgerten  Familien- 
^Keder  eine  Erklärung  zu  Händen  der  französischen  Gesandtschaft 
einzusenden ,  in  der  jene,  gestützt  auf  ihre  Einbürgerung  im  Kt.  Grau- 
)ünden,  der  französischen  Nationalität  ausdrücklich  entsagen. 

B.  1855  n.  442. 
17S«  Mit  Noten  vom  5.  März,  16.  April  und  6.  Juli  1858  eröff- 
lete  die  österreichische  Gesandtschaft  dem  BR,  es  seien  mehrere 
Öesterreicher  (Porta,  Landesmann  und  Paweck)  in  das  genfersche 
Bürgerrecht  aufgenommen  worden,  ohne  vorherige  Entlassung  aus 
iem  öst^rr.  Staatsverband.  Die  Gesandtschaft  wünsche  nun  Auskunft, 
ob  das  hiebei  von  der  Genferbehörde  eingehaltene  Verfahren  mit  den 
Bestimmungen  des  Art.  43  der  BVerf.  sich  vereinbaren  lasse,  oder  ob 
iieser  Artikel  seither  eine  Modification  in  der  Ausführung  erhalten 
babe.  Endlich  wurde  verlangt,  dass  die  Betreffenden  angehalten  wer- 
den, ein  schriftliches  Gesuch  um  Bewilligung  der  Auswanderung  nach 
ier  Schweiz  einzureichen ,  ansonst  sie  die  im  Gesetze  vom  24.  März 
1832  vorgesehenen  Strafen  zu  gewärtigen  haben. 

Der  BR.  antwortete:  Die  Frage,  ob  ein  Kanton  bei  Erthei- 
lung  von  Bürgerrechten  sich  genau  an  die  Vorschriften  der  BVerf. 
gehalten  habe,  ist  eine  innere  Frage  der  Schweiz,  die  zwischen  der 
Bundes-  und  Kantonalbehörde  zu  discutiren  ist.  Indessen  ermangelt 
äer  BR.  nicht ,  auf  die  Anfrage ,  ob  der  Art.  43  der  BVerf.  spätere 
Modificationen  erhalten  habe,  die  Auskunft  zu  ertheilen,  dass  die 
BVersammlung  bei  Anlass  eines  Specialfalles  [No.  169]  die  Ansicht 
aussprach ,  es  sei  der  Ausweis  über  die  Entlassimg  aus  dem  frühem 
Staatsverbande  nicht  nothwendig  in  dem  Sinne  zu  fordern ,  dass  eine 
specielle  Entlassungsurkunde  vorgelegt  werde,  sondern  es  könne  der- 
selbe auch  auf  andere  Weise  geleistet  werden.  Es  versteht  sich  übri- 
gens von  selbst,  dass  die  k.  k.  Behörden  im  Falle  einer  unbefugten 
Auswanderung  nach  dem  Gesetze  vom  24.  März  1832  verfahren  können. 

BR.  V.  9.  Febr.  1869. 
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BVerf.  Art.  44.  BGesetz  v.  3.Decbr.  1860,  betr.  die  gemischten  Ehen.  [Off.  S.  IL  130. 
8.  n.  Absch.  IX.  No.  497—487]  Nachtragsgesetz  v.  8.  Febr.  1862  [VII.  126]. 
Voraus  ging  das  Coneordat  vom  8.  Juli  1819,  betr.  die  Folgen  der  BeligionaAnderuBg 
in  Bezug  auf  Land-  und  Heimatrecht  [A.  S.  I.  288.  II.  28.  146.  255.  Stielt  I.  219.] 

Vgl.  No.  8S.  897. 

173«   Der  Grosse  Rath  des  Kts.  Graubündeii  erliess  am  19.  Octbr. 

1850  ein  Decret,  betr.  das  placetum  regium.  Mit  Zuschrift  vom  7.  Juni 

1851  erhob  der  päpstliche  Geschäftsträger  unter  Anrufung  des  Art.  44 
der  BYerf.  Protestation  gegen  dieses  Decret  und  ersuchte  dieselbe  an 
Adresse  zu  befördern  und  mit  einer  bundesräthlichen  Empfehlung  zu 
versehen. 

Der  BR  erwiederte,  er  werde  zwar  die  Protestation  der  Regie- 
rung von  Graubünden  zustellen ,  jedoch  ohne  die  nachgesuchte  Em- 
pfehlung, »indem  der  BR.  dagegen  nicht  nur  nichts  einzuwenden  habe, 
sondern  immer  mit  Vergnügen  wahrnehme,  wenn  die  Kantonq  an  dem 
alt  hergebrachten  placetum  regium  festhalten«.  Mit  Beziehung  auf  die 
Anrufung  des  Art.  44  wurde  beigefügt,  es  müssen  sich  die  eidg.  Behör- 
den ausschliesslich  verfassungsmässige  Interpretationen  vorbehalten. 

Eine  ähnliche  Note  bezüglich  auf  das  freiburgische  placetum  re- 
gium wurde  »einfach  ad  acta  decretirt«.  B.  1862  I.  358  f. 

174«    Die  reformirte  Privatkirchgemeinde  in  Freiburg  führt  gegen 
die  Regierung  folgende  Beschwerde : 

Seit  1836  befindet  sich  in  Freiburg  eine  reformirte  Privatkirch- 
gemeinde ,  bestehend  aus  allen  in  der  Gegend  wohnenden  Protestan- 
ten ,  die  einen  jährlichen  Beitrag  an  die  Kosten  des  Cultus  bezahlen. 
Zu  diesen  Einnahmen  der  Gemeinde  kommen  noch  Beisteuern  pro- 
testantischer Eantonsregierungen  und  Gaben  schweizerischer  Hülfs- 
vereine.  Diese  Privatstellung  wurde  der  Gemeinde  auch  durch  das 
Gesetz  vom  22.  November  1851  zugesichert....  Nun  erliess  im 
Februar  1854  der  Grosse  Rath  ein  reformirtes  Eirchengesetz ,  nach 
welchem  in  Freiburg  eine  öffentliche  Kirchgemeinde  gebildet  werden 
soll.  Die  Art ,  wie  für  die  Bedürfeiisse  derselben  gesorgt  werden  soll, 
ist  nach  den  Vollziehungsdecreten  vom  22.  Mai  so  bedrohlich,  dass 
die  Recurrentin  der  Regierung  eine  Rechtsverwahrung  eingab  .... 
Sie  stellt  nun  das  Gesuch,  die  Regierung  von  Freiburg  zur  Beachtung 
des  Gesetzes  vom  J.  1851  anzuhalten,  sie  dadurch  von  den  bedroh- 
lichen, sonst  nirgends  im  Kanton  üblichen  Kirchenabgaben  zu  befreien, 
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und  sie  auch  im  Besitze  des  nach  Art.  44  der  BVerf.  ausgefibten 
freien  und  ungehinderten  Gottesdienstes  zu  belassen. 
Art  16  des  neuen  ref.  Eirchengesetzes  lautet: 

»Die  Ausgaben  der  Kirchgemeinde  Freibarg  werden  aus  dem  Vermögen 
»dieser  Gemeinde,  aus  freiwilligen  Geschenken  und  Beiträgen,  aas  ddi  Auflagen 
»der  Beligionsgenossen  und  aus  einem  vom  Staate  geleisteten  Zuschüsse  bestritten.« 

Das  erwähnte  Vollziehungsdecret  bestimmt,  dass  der  neue^Qr- 
chenrath  das  bisherige  Yerwaltungscomite  ersetze  und  dass  das  letz- 
tere ihm  das  sämmtliche  Eigenthum  und  die  Documente  der  Gemeinde 
einhändigen  soUe. 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen.    Gründe: 

1)  Es  liegt  unbezweifelt  in  der  Competenz  der  Staatsbehörden, 
die  Organisation  der  reformirten  Kirchgemeinden  und  ihrer  kirch- 
lichen Behörden  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  zu  bestimmen  und 
es  steht  somit  den  BBehörden  eine  Einmischung  nicht  zu,  wenn  nicht 
Grundsätze  der  Bundes-  oder  Eantonalyerfassung  verletzt  werden. 

2)  Das  ist  nun  keineswegs  der  Fall ,  zumal  durch  das  Gesetz  vom 
21.  Febr.  1854  die  freie  Ausübung  des  Gottesdienstes  nach  Art  44 
der  BVerf.  nicht  nur  nicht  gestört  oder  beschränkt,  sondern  yielmehr 
gesetzlich  anerkannt  und  unter  die  besondere  Garantie  des  Staates 
genommen  wurde ;  wie  deim  auch  das  Vermögen  der  Gemeinde  vom 
Staate  unangetastet  bleibt 

3)  üeberdiess  steht  den  Recurrenten ,  wenn  sie  glauben ,  dass  die 
fraglichen  VoUziehungsdecrete  ungesetzlich  seien,  frei,  nach  §  11  des 
Gesetzes  vom  21.  Febr.  1854  sich  an  den  Grossen  Bath  zu  wenden; 
sowie  ihnen  auch  bei  Verletzung  von  Privatrechten  der  gerichtliche 
Weg  ver&ßsungsgemäss  offen  steht  B»  1855 1.  434. 

175«  Der  Priester  Ginella  in  Stabbio  beschwert  sich,  dass  die 
Regierung  von  Tessin  entgegen  Art.  44  der  BVerf.  die  freie  Ausübung 
des  Gottesdienstes  unterdrücke,  namentlich  nicht  dulde,  dass  die 
Bürger  von  Stabbio  denjenigen  Gottesdienst,  den  ihnen  ihr  Gewissen 
vorschreibe,  besuchen.  Sie  verbiete  unter  allerlei  Vorwänden  die 
Feier  anderswo ,  als  in  der  Pfarrkirche ,  und  sogar  an  den  gewöhn- 
lichen Orten  veranstaltete  Gebete  seien  verhindert  worden. 

Die  Regierung  von  Tessin  erwiederte:.Recurrent  und  ein  anderer 
Geistlicher  haben  in  zwei  kleinen  Bethäusem  das  Volk  fanatisirt  und 
als  diese  geschlossen  worden ,  sogar  die  hl.  Messe  unter  einem  Porti- 
cus,  an  einem  ganz  unschicklichen  Orte,  gelesen.  Sie  habe  sich  daher 
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genöthigt  gesehen ,  die  kirchliclien  Verrichtungen  ausser  der  Pfarr- 
kirche zu  untersagen  und  die  ärgsten  Ruhestörer  in  Untersuchung 
und  zur  Strafe  zu  ziehen. 

Die  von  der  Regierung  von  Tessin  getroffenen  Anordnungen,  sagt 
der  BR,*  tragen  weder  die  Absicht  noch  den  Charakter  an  sich,  die 
ordnungsgemässe  Verrichtung  gottesdienstUcher  Handlungen  zu  hin- 
dert, was  namentlich  daraus  hervorgeht ,  dass  die  zu  solchen  Func- 
tionen bestimmte  Kirche  stetsfort  und  ungehindert  zur  Verfügung  der 
Ortsgeistlichen  stand.  Es  wurde  nun  erwiesenermassen  durch  die 
Verrichtung  gottesdienstlicher  Handlungen  an  ganz  ungewohnten  Or- 
ten und  unter  den  obwaltenden  Umständen  Aufregung  unter  die  Be- 
völkerung von  Stabbio  gebracht,  die  zu  verschiedenen  unordentlichen 
Auftritten  führte.  Es  liegt  aber  nicht  nur  in  der  Befugniss,  sondern  sogar 
in  der  Pßichi  einer  Regierung,  die  gesetzliche  Ordnung  zu  handhaben 
und  sie  ist  daher  auch  berechtigt,  alle  Handlungen  zu  untersagen,  die 
geeignet  sind ,  Aufreizung  und  Unordnung  unter  die  Bürger  zu  brin- 
gen ,  mögen  dieselben  unter  was  immer  für  einem  Vorwande  unter- 
nommen werden.  B.  1866 1.  606. 

176«  S.  von  W.  (Appenzell  AR.)  führte  für  sich  und  Namens  der 
dortigen  Freitäufer  darüber  Beschwerde,  dass  man  sie  zur  Taufe  ihrer 
Kinder  anhalte.  Es  sei  diess  im  Widerspruch  mit  der  vom  Bunde  ga- 
rantirten  Religions-  und  Gewissensfreiheit  und  zudem  beruhe  diese 
Einrichtung  nur  auf  einer  Gewohnheit  der  Geistlichen,  indem  die 
Taufe  weder  durch  die  Verfassung  noch  durch  ein  Gesetz  geboten  sei. 

Die  Regierung  von  Appenzell  bestritt,  dass  dieser  Fall  mit  Art  44 
der  BVerf  in  Zusammenhang  stehe  und  dass  in  diesem  Kanton  irgend 
Jemand,  der  einer  anerkannten  christlichen  Confession  angehöre,  an 
der  freien  Ausübung  des  Gottesdienstes  verhindert  werde.  Mit  Bezug 
auf  die  Gesetzlichkeit  der  Taufe  verwies  sie  auf  Art.  2  des  Sitten-  und 
Polizeigesetzes  und  machte  aufinerksam  auf  die  Schwierigkeiten  in 
der  Verwaltung ,  wenn  man  den  Geist  des  "Widerspruchs,  den  oft  ver- 
schiedene Sekten  gegen  die  Institutionen  des  Landes  geltend  machen, 
gewähren  lasse. 

Der  BR.  beschloss ,  in  vorliegender  Sache  nicht  zu  interveniren, 
weil  der  Art.  44  nur  den  vom  Staate,  d.  h.  von  den  Kantonen  anerkann- 
ten Confessionen  die  freie  Ausübung  des  Gottesdienstes  zusichere  imd 
die  appenzellischen  Gesetze  und  Observanzen  dem  Gottesdienste  dieser 
anerkannten  Confessionen  nicht  hindernd  entgegentreten.  B.  1660 n. 6. 
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177»  Seh.  von  B.  (Bern)  ist  Eigenthümer  eines  Gutes  im  Kt.  Frei- 
burg, dessen  Bewirthschaftung  er  mit  Hülfe  von  Dienstboten  besorgt. 
Ebenso  sind  noch  sehr  viele  Protestanten  aus  dem  alten  Kantons- 
theil  von  Bern  theils  als  Grundeigenthümer ,  theils  als  Pächter  im 
Kt.  Freiburg  niedergelassen.  Durch  ein  Gesetz  vom  24.  Nov.  1859  sind 
nun  entgegen  einer  frühern  Beschränkung  die  Zahl  der  Feiertage  ver- 
mehrt und  ausser  den  Sonntagen,  der  Beschneidung  und  den  Kirch- 
weihfesten noch  zehn  Feiertage  für  den  katholischen  und  vier  für  den 
reformirten  freiburgischen  Kantonstheil  eingesetzt  worden.  Das  citirte 
Gesetz  verbietet,  an  diesen  Tagen  auf  den  Feldern,  in  den  Werk- 
stätten, in  den  Triebwerken  und  Fabriken  die  gewöhnliche  Arbeit 
auf  geräuschvolle  Weise  zu  verrichten,  ein  Handwerk  auf  eine  in  die 
Augen  fallende  Weise  auszuüben  u.  s.  w.  Wegen  eines  bevorstehen- 
den Gewitters  liess  nun  Seh.  am  Tage  des  Frohnleichnamsfestes  im 
Jahr  1859  ein  Fuder  Heu  einbringen  und  am  Auffahrtstage  Klee  zu 
Fütterung  seines  Viehs;  er  wurde  desshalb  zu  einer  Busse  von  12  Fr. 
verurtheilt  und  dieses  Urtheil  auf  erhobene  Besehwerde  vom  frei- 
burgischen Cassationsgericht  und  vom  Staatsrathe  bestätigt. 

Seh.  behauptet  nun,  dass  die  im  katholischen  Theile  des  Kts. 
Freiburg  wohnenden  Protestanten  in  ihren  Rechten  und  Interessen 
verletzt  und  auf  diese  Weise  genöthigt  werden,  ihre  bürgerliehe  Be- 
schäftigung an  katholischen  Feiertagen  einzustellen  oder  Gefahr  lau- 
fen, verzeigt  und  verurtheilt  zu  werden,  wenn  sie  den  nothwendigen 
häuslichen  Arbeiten  nachgehen.  Er  citirt  zu  diesem  Ende  mehrere 
specielle  Straffalle  und  bemerkt  im  Femern,  es  sollten  die  im  katho- 
lischen Theile  des  Kts.  Freiburg  zerstreuten  Protestanten  den  im 
reformirten  Kantonstheile  angesessenen,  in  Beziehung  auf  die  katho- 
lischen Feiertage,  gleichgehalten  werden,  d.  h.  nur  verpflichtet  sein, 
die  für  den  reformirten  Kantonstheil  anerkannten  Festtage  zu  be- 
obachten. In  diesem  Sinne  sucht  er  um  einen  bundesräthlichen  Ent- 
scheid nach,  sowie  um  Cassation  des  von  den  freiburgischen  Gerichten 
über  ihn  ausgefällten  Strafurtheils,  das  eine  Ungleichheit  der  Behand- 
lung zu  seinem  Nachtheil  enthalte.  Zu  dem  Ende  beruft  er  sich  auf 
Art.  41  u.  44  der  BVerf.,  in  welchen  das  Mittel  liege,  die  fraglichen 
Protestanten  in  ihrem  freien  Rechte  der  Niederlassung  und  des  Ge- 
werbsbetriebs zu  schützen,  welche  Bestimmungen  der  BBehörde  auch 
die  Befugniss  einräumen,  für  die  Protestanten  die  Gleichheit  vor 
dem  Gesetze  wieder  herzustellen. 
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Der  BR  vdes  die  Beschwerde  ab: 

1)  Art.  41  der. B Verf.  gaxantirt  die  freie  Gewerbs-  und  Berufs- 
ausübung als  Folge  der  Niederlassung  nicht  unbeschränkt,  sondern 
nur  nach  Massgabe  der  kantonalen  Gesetze. 

2)  Die  Anwendung  des  Art.  44  der  BVerf.  kann  bei  Beschwerden 
wie  die  vorliegende  nur  dann  in  Frage  kommen,  wenn  die  Gesetz- 
gebung oder  Verwaltung  eines  Kantons  derartige  Beschränkungen 
enthielte,  die  über  den  Zweck,  dem  ungestörten  Cultus  beider  Con- 
fessionen  billige  Rechnung  zu  tragen,  hinausgehen  würden  und  durch 
intolerante  Verfügungen  zu  Zwietracht  und  Störung  des  confesdonel- 
len  Friedens  führen  müssten. 

3)  Dieser  Vorwurf  kann  aber  weder  dem  freiburgischen  Gesetze 
vom  24.  Nov.  1859  noch  der  strafrechtlichen  Praxis  gemacht  werden, 
indem  sich  aus  den  Acten  ergibt: 

a.  dass  die  Zahl  der  Feiertage,  mit  Ausschluss  der  von  beiden 
Kantonstheilen  anerkannten,  keine  erhebliche  ist; 

b.  dass  das  Gesetz  überdiess  nur  öffentliche  oder  geräuschvolle  Ar- 
beiten verbietet  und  für  alle  s.  g.  Nothw^erke  Dispensation  durch 
die  Localbehörden  gestattet; 

c.  dass  die  Beschwerdepunkte  von  dem  Recurrenten  in  hohem  Grade 
übertrieben  und  einzelne  Fälle  gänzlich  ersonnen  wurden,  und 
dass  nach  amtlicher  Erhebung  während  circa  3  Jahren  nur  acht 
Contraventionen  im  ganzen  Gerichtskreise,  den  der  Recurrent 
bewohnt,  eingeklagt  wurden,  wovon  mehrere  sich  auf  Sonntage 
oder  protestantische  Festtage  beziehen.  B.  1861  L  848. 

lieber  diesen  Beschluss  wurde  bei  der  B  Versammlung  Beschwerde 
geführt,  die  am  2  5./3  I.Januar  1862  in  Erwägung :  '»dass  es  der  öffeut^ 
liehen  Ordnung  und  dem  Frieden  unter  den  Confessionen  angemessen 
ist,  dass  an  den  Feiertagen  der  einen  Confession  die  Bekenner  der 
andern  sich  jeder,  den  kirchlichen  Cultus  störenden  Beschäftigung 
enthalten  sollen ;  eine  weiter  gehende  Beschränkung  der  bürgerlichen 
Gewerbstliätigkeit  dagegen  den  letztern  nicht  auferlegt  werden  darf, 
welche  sich  lediglich  aus  den  besondern  Voi*schriften  der  betreffenden 
Confession  ergibt  (in  Anwendung  des  Art.  44  der  BVerf.),*  bescbloss: 
»Der  Staatsrath  des  Kts.  Freil)urg  ist  eingeladen,  dafür  zu  sorgen, 
dass  das  Gesetz  vom  24.  Novbr.  1859,  so  weit  nötliig,  im  Sinne  der 
Erwägung  modificirt  werde.«    [Off.  S.  VII.  124.] 
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XV.  Pressfreilielt. 

BVerf.  Art.  45.  53. 

178«  Wenn  Art.  45  der  BVerf.  die  Gesetze  gegen  den  Missbrauch 
der  Presse  den  Kantonen  überlässt,  so  muss  es  den  letztern  freistehen, 
dieselben  auch  auf  die  fremde  Presse  auszudehnen,  immerhin  jedoch 
in  der  Meinung,  dass  diese  Gesetze  nicht  allgemein  präventive  Mass- 
regeln  gegen  die  Verbreitung  der  Producte  der  Presse  enthalten, 
sondern  nur  solche  Massregeln,  die  im  Fall  einer  Gesetzesübertretung 
durch  die  Gerichte  angewendet  werden  können. 

Es  kann  auch  im  Sinne  des  Art.  53  von  einem  Ausnahmsgerichte 
in  Strafsachen  nicht  gesprochen  werden,  wenn  die  verfassungsmässi- 
gen Gerichte  eines  Kantons  Vergehen  untersuchen,  welche  durch  die 
fremde  Presse  in  diesem  Kanton  verübt  werden.  B.  1851  n.  329. 

Die  Commission  des  Ständerathes  bemerkte  hiezu:  es  könnte 
vielleicht  die  Ansicht  in  Zweifel  gezogen  werden,  dass  der  »verfas- 
sungsmässige Gerichtsstand«,  dem  nach  Art.  53  Niemand  entzogen 
werden  darf,  nur  auf  Civilsachen  zu  beziehen  sei.  Die  grundsätzliche 
Frage  aber,  ob  die  Pressgesetze  mehrerer  Kantone,  nach  welchen 
der  Ort  der  Verbreitung  einer  Druckschrift  einen  Gerichtsstand  für 
Pressvergehen  begründet  und  demnach  der  Herausgeber  einer  aus- 
wärtigen Zeitung  vor  die  Gerichte  des  Kantons  gezogen  werden  kann, 
mit  Art.  58  in  Einklang  stehen,  sei  zu  wichtig,  als  dass  sie  bei  Anlass 
einer  Entscheidung  des  BR.,  welche  von  betheiligter  Seite  nicht  an- 
gefochten worden,  in  Erörterung  zu  ziehen  wäre. 

Ibid.  S.  502.   Vgl.  No.  180—189. 184.  186.  ISO.  94«. 

179.  Buchdrucker  Haller  in  Bern  beschwerte  sich  darüber,  dass 
die  B^erung  von  Freiburg  alle  Nummern  des  »Journal  d'ordre«  vom 
28.  und  29.  April  1853  im  eidg.  Postbüreau  habe  wegnehmen  lassen. 
Er  glaubt,  die  eidg.  Postbüreaux  haben  von  Kantonsregierungen  keine 
Befehle  sm  empfangen,  besonders  nicht,  um  Hindemisse  gegen  die 
Rechte  der  Bürger  und  gegen  die  freie  Circulation  der  Journale  in 
den  Weg  zu  legen. 

Die  Regierung  von  Freiburg  erwiederte :  Die  Beschlagnahme  sei 
erfolgt,  weil  diese  Zeitung  seit  längerer  Zeit  die  augenscheinliche 
Tendenz  habe,  die  Verfassung  und  Regierung  zu  stürzen,  namentlich 
haben  die  betreffenden  Nummern  neue  Versuche  enthalten,  zum  Auf- 
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rühr  zu  reizen.  Die  Regierung  habe  nun  am  28.  April  diejenige  von 
Bern  ersucht,  nach  dem  neuen  Pressgesetz  gegen  das  Blatt  wegen 
Aufreizung  zum  Aufruhr  und  Verleumdung  einzuschreiten.  Uebrigens 
habe  nicht  der  Staatsrath  die  Beschlagnahme  verfügt,  sondern  die 
Militärbehörde,  die  in  Folge  des  Belagerungszustandes  seit  dem 
22.  April  aufgestellt  sei. 
Der  BR.  beschloss: 

1)  Es  sei  die  fragliche  Beschlagnahme  als  nicht  gerechtfertigt  er- 
klärt und  die  Regierung  von  Freiburg  eingeladen,  die  sequestrirten 
Exemplare  zur  Disposition  der  Regierung  von  Bern  zu  stellen,  ak 
derjenigen  Behörde,  bei  der  sie  Klage  geführt  habe. 

2)  Es  sei  ihi*  sodann  anzuzeigen,  dass  kein  Belagerungszustand 
statthaft  sei,  der  die  verfassungsmässigen  Competenzen  und  Gewal- 
ten ändere  und  aufhebe  und  die  Wirksamkeit  der  bundesrechtlichen 
Grundsätze  verhindere. 

Dieser  Beschluss  beruht  auf  folgender  Begründung: 
Der  Ansicht  des  Recurrenten,  es  sei  die  Beschlagnahme  unstatt- 
haft, weil  sie  in  einem  eidg.  Postbüreau  Statt  gefunden  habe,  kann 
nicht  beigepflichtet  werden.  Diese  Büreaux  haben  nicht  den  Zweck, 
um  gegen  Verfolgung  von  Verbrechen  und  Vergehen  als  Asyl  zu  die- 
nen. Wol  die  meisten  Pressgesetze  der  Kantone  gestatten  unter  ge- 
wissen Umständen  die  Beschlagnahme  einer  Druckschrift ;  die  com- 
petente  Behörde  muss  also  diese  verfügen  können  und  die  BBehörde. 
die  gegen  ein  kantonales  Pressgesetz  kein  Veto  einlegte,  kann  offen- 
bar dessen  Wirksamkeit  nicht  desswegen  annulliren,  weil  die  Posten 
unter  ihr  stehen.  Ist  die  Beschlagnahme  gegen  die  vom  Bunde  ge- 
schützte Pressfreiheit  und  gegen  die  von  ihm  autorisirten  Pressgesetze, 
nach  denen  bundesgemäss  allein  verfahren  werden  darf,  gerichtet, 
so  ist  allerdings  eine  Beschwerde  beim  BR.  statthaft,  allein  nicht  in 
dessen  Eigenschaft  als  Aufeichtsbehörde  der  Postverwaltung,  sondern 
als  BRegierung  überhaupt  und  als  Wächter  der  BVerf.  ' 

Wird  von  diesem  Standpunkte  aus  die  fragliche  Beschlagnahme 
geprüft,  so  ist  sie  nicht  gerechtfertigt.  Wenn  der  Artikel  über  die 
Pressfreiheit  in  der  BVerf.  eine  Bedeutung  haben  soll,  so  darf  offen- 
bar in  den  Kantonen  nicht  auf  beliebige  Weise  gegen  die  Presse  ein- 
geschritten  werden,  sondern  nur  nach  Massgabe  der  genehmigten 
Pressgesetze.  Dieses  ist  nun  hier  in  folgenden  Beziehungen  nicht 
geschehen : 

1)   Nach  Art.  28  des  Pressgesetzes  vom  17.  Decbr.  1831,  bestätigt 
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durch  Art.  2  des  nachträglichen  Gesetzes  vom  12.  Juni  1845,  kann 
der  Richter,  bei  dem  eine  Klage  eingebracht  wurde,  alle  Exemplare 
einer  beschuldigten  Schrift  in  Beschlag  nehmen,  bis  zum  Endurtheil, 
das  deren  Vernichtung  verfügen  darf.  Hier  ist  die  Massregel  nicht 
vom  Richter  ausgegangen  und  daher  gesetzwidrig. 

2)  Eine  Klage  ist  im  Kt.  Freiburg  überall  nicht  erhoben  worden, 
sondern  im  Kt.  Bern.  Es  muss  der  Regierung  von  Freiburg  freistehen, 
entweder  bei  ihren  Gerichten  zu  klagen  und  deren  weitere  Verfügun- 
gen zu  gewärtigen  oder  bei  den  Behörden  des  Ortes  oder  Kantons, 
wo  das  Blatt  erscheint.  Im  letztem  Falle  kann  sie  nicht  gleichzeitig 
selbst  gegen  das  Blatt  einschreiten ;  denn  kein  Artikel  ihres  Press- 
gesetzes berechtigt  sie  dazu ;  auch  ist  es  einleuchtend,  dass  die  gröss- 
ten  Collisionen  entstehen  müssten,  wenn  gleichzeitig  die  Behörden 
zweier  Kantone  sieh  mit  dem  nämlichen  Pressvergehen  befassen  woll- 
ten. Wenn  daher  eine  Regierung  ausser  dem  Kanton  klagen  will,  so 
verzichtet  sie  damit  in  casu  auf  die  Anwendung  ihres  Pressgesetzes. 
Uebrigens,  wie  schon  erwähnt,  wäre  sie  nicht  berechtigt,  selbst  die 
Beschlagnahme  zu  verfügen,  sondern  nur  der  competente  Richter 
ihres  Kantons. 

3)  Die  Behauptung,  dass  nicht  die  Regierung,  sondern  eine  Militär- 
behörde die  Beschlagnahme  verfügt  habe  und  zwar  in  Folge  eines 
Belagerungszustandes,  gestaltet  die  Sache  noch  viel  schlimmer.  Die 
Bandes-  und  Kantonalverfassung  kennt  keinen  Belagerungszustand  in 
dem  Sinne,  dass  die  Militärbehörden  statt  der  Regierung  regieren  und 
dass  überhaupt  die  verfassungsmässigen  Gewalten  und  Competenzen 
geändert  und  deplacirt  und  gültige  Gesetze  ausser  Wirksamkeit  ge- 
setzt w^erden.  Ein  Kanton  mag,  wo  es  Noth  thut,  die  Polizei  ver- 
schärfen und  Truppen  einberufen,  aber  den  verfassungsmässigen 
Zustand  des  Landes  darf  er  nicht  aufheben. 

4)  Eine  Druckschrift  kann  nach  dem  Freiburger  Pressgesetze  vom 
12.  Juni  1845  durch  richterliches  Urtheil  für  so  lange  verboten  wer- 
den, bis  der  in  contumaciam  verurtheilte  kantonsfremde  Beklagte 
dem  Urtheil  Genüge  leistet.    Dieser  Fall  ist  hier  nicht  vorhanden. 

5)  Endlich  kann  nach  Art.  8  des  Freiburger  Pressgesetzes  vom 
17.  Decbr.  1831  ein  Blatt  eingestellt  werden,  bis  es  die  Formalitäten 
von  Art.  3  u.  4  erfüllt  hat.  Diese  bestehen  darin,  dass  der  Verleger 
eines  Blattes  der  Regierung  Namen,  Wohnung  und  Druckerei  angeben, 
eine  Büi'gschaft  leisten  und  dem  Schultheissen  und  Generalprocurator 
von  jedem  Blatt  ein  Exemplar  zustellen  soll.    Es  ist  augenscheinlich, 
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dass  diese  Bestimmungen  sich  nur  auf  die  kantonale  Presse  beziehen; 
auch  bestimmt  der  Ai't.  2  des  spätem  Gesetzes  über  den  Missbrauch 
der  fremden  Presse,  dass  die  in  den  Art.  11.  12.  13.  14.  15.  16.  19. 
21  u.  28  des  Gesetzes  vom  17.  Decbr.  1831  enthaltenen  Verfugungen 
auf  die  fremde  Presse  anwendbar  seien ;  also  nicht  die  Art  8.  4  u.  8. 
6)  In  keinen  andern  Fällen  gestatten  die  Gesetze  von  Freiburg 
eine  Beschlagnahme.  BR-  vom  27.  Juni  1868. 

180.  Das  Verbot  der  in  Zürich  erschienenen  r>Freien  SHmment 
durch  die  Regierung  von  Uri  und  die  Beschlagnahme  eines  Buches 
von  Franz  Ammann,  betitelt  »die  trübe  Quelle  des  Aberglaubens« 
veranlasste  den  BR.  zu  folgender  rechtlichen  Erörterung: 

Wenn  der  Art.  45  der  BVerf.  die  Pressfreiheit  gewährleistet  und 
den  Kantonen  überlässt,  über  den  Missbrauch  der  Presse  die  erfor- 
derlichen, jedoch  dem  BR.  vorzulegenden  Bestimmungen  zu  treffen, 
so  ist  damit  vor  Allem  aus  gesagt,  dass  die  Publication  von  Schriften 
nicht  von  vorn  herein  durch  Präventivmassregeln  verhindert  werden 
dürfe,  sondern  dass  der  Missbrauch  der  Presse  durch  Strafgesetze, 
die  dem  Wesen  der  Pressfreiheit  nicht  zuwider  laufen,  zu  verfolgen 
sei.  Ein  absolutes  Verbot  einer  Zeitschrift  ist  nun  aber  eine  Präventiv- 
massregel, die  noch  weiter  geht  als  selbst  die  Censur ;  denn  bei  der 
letztern  prüft  wenigstens  die  Censui'behörde  die  einzelnen  Nummern 
und  unterdrückt  nur  die  missbeliebigen  Stellen  oder  Blätter,  Während 
ein  absolutes  Verbot  einer  Zeitschrift  von  vorn  herein  alle  Nummern 
oder  Blätter,  gleichviel,  ob  sie  Vergehen  enthalten  mögen  oder  nicht, 
verurtheilt  und  ihr  Erscheinen  verhindert.  —  Die  Pressfreiheit  be- 
zweckt keineswegs  die  Straflosigkeit  der  Personen,  die  durch  die 
Presse  Vergehen  verüben  und  ebenso  wenig  die  Verhinderung  ge- 
eigneter Mittel,  um  der  gefahrlichen  Wirkung  einer  strafbaren  Schrift 
zu  begegnen.  So  kann  allerdings  auf  ein  bestimmtes  Werk  oder  Blatt, 
das  die  Presse  verlässt,  provisorisch  Beschlag  gelegt  werden,  wenn 
es  Vergehen  enthält,  welche  die  Staatsbehörde  von  Amtes  wegen  ver- 
folgen muss ;  allein  es  ist  unverweilt  die  Entscheidung  der  competen- 
ten  Gerichtsbehörde  über  die  Beschlagnahme  und  allfällige  Bestra- 
fung der  verantwortlichen  Pei*sonen  einzuleiten,  oder  den  Betheiligten 
der  Rechtsweg  gegen  polizeiliche  Beschlagnahmen  offen  zu  lassen. 

Wenn  der  Ai-t.  204  des  Landbuches  von  Uri  nur  in  diesem  Sinne 
verstanden  und  angewendet  würde,  so  Hesse  sich  nichts  dagegen 
erinnern.    Allein  das  gegen  die  Redaction  der  »freien  Stimmen« 
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angehobene  Verfahren  ist  ein  ganz  anderes.  Es  wurde  nicht  etwa 
auf  einzelne  Nummern  Beschlag  gelegt,  die  Stoff  zu  Klagen  darboten, 
sondern  die  genannte  Zeitung  selbst  wurde  absolut  in  ihrem  weitern 
Erscheinen  im  Kt.  üri  verhindert.  Die  Bekanntmachungen  in  No.  23 
und  47  des  Amtsblattes  enthalten  ferner  eine  permanente  und  defini- 
tire  Beschlagnahme,  ohne  dass  je  eine  gerichtliche  Klage  gegen  die 
Verfasser  oder  Herausgeber  der  fraglichen  Schriften  erhoben  oder 
ihnen  der  Rechtsweg  eröffnet  worden  wäre.  Dieses  Verfahren  ist  daher 
ein  vollständig  präventives,  dem  Wesen  der  Pressfreiheit,  sowie  dem 
Art.  45  der  BVerf.  und  dem  Art.  10  der  Verfassung  von  Uri  zuwider- 
laufendes. 

Diese  Betrachtungen  führten  zu  nachstehendem  Beschluss: 

1)  Die  Regierung  von  Uri  sei  eingeladen,  das  allgemeine  Verbot 
der  freien  Stimmen  aufzuheben. 

2)  Art.  204  des  Landbuches  von  Uri  sei  nur  in  dem  Sinne  anwendbar : 

a.  dass  polizeiliche  Beschlagnahme  blos  gegen  einzelne  Nummern 
oder  Blätter  einer  Zeitschrift,  die  ein  Delict  enthalten,  verfügt 
werden  könne,  so  zwar,  dass  den  Betheiligten  der  Rechtsweg 
gegen  die  Beschlagnahme  offen  bleibe; 

b.  dass  gegen  die  Verfasser  oder  Verbreiter  strafbarer  Druckschriften, 
die  ausser  dem  Kanton  erscheinen,  ein  strafrechtliches  Verfahi-en 
nur  da,  wo  die  Schriften  erscheinen,  oder  die  betreffenden  Per- 
sonen wohnen,  zulässig  sei. 

3)  Betreffend  die  Beschlagnahme,  resp.  Verbot  des  Buches :  »die 
trübe  Quelle  des  Aberglaubens«  sei  dem  Verfasser  der  Rechtsweg 
offen  zu  lassen.  BR.  v.  18.  Oct.  1854.  Vgl.  No.  194. 

181«  Die  Befugniss  der  Polizeibehörde  zu  vorläufiger  Beschlag- 
nahme einer  als  strafbar  erachteten  Druckschrift  folgt  mit  Noth- 
wendigkeit  aus  dem  Wesen  der  gerichtlichen  Polizei  und  dem  Rechte 
des  Staates,  bei  eintretenden  Vergehen  rechtzeitig  einzuschreiten. 
Diese  vorläufige  Beschlagnahme  ist  fast  in  allen  Schweiz.  Pressgesetzen 
enthalten,  namentlich  auch  in  demjenigen  von  Bern,  das  in  dieser 
Hinsicht  von  der  BVersammlung  genehmigt  worden  ist.  —  Gegen  den 
Missbrauch  der  erwähnten  Befugniss  der  Staatsbehörde  ist  theils 
durch  die  allgemeinen  constitutionellen  Garantien,  theils  durch  die 
vorbehaltene  gerichtliche  Entscheidung  im  Streitfalle  hinreichende 
Vorsorge  getroffen. 

Wenn  dagegen  ein  Pressgesetz  (h.  1.  von  Luzeim)  gestattet,  nicht 
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nur  ein  strafbares  Blatt  mit  Beschlag  zu  belegen,  sondern  eine  perio- 
dische Zeitschrift  während  einer  gewissen  Zeit  ganz  zu  verbieten,  so 
kann  eine  solche  Bestimmung  nicht  als  zulässig  betrachtet  werden, 
indem  sie  wegen  ihrer  präventiven  Wirkung  auf  noch  gar  nicht 
existirende  Schriften  über  die  Grenzen  der  gerichtl.  Polizei  hinaus- 
geht und  ihrem  Wesen  nach  überdiess  ein  Strafverfahren  enthält, 
wozu  nach  einer  Entscheidung  der  BVersammlung  [No.  18S]  die 
Behörden  eines  Kantons  gegen  die  in  andern  Kantonen  erscheinenden 
Druckschriften  nicht  befugt  sind.     B.  1855  1. 110.  cf.  Off.  S.  V.  88  u.  47. 

183*  Das  Pressgesetz  des  Kts.  Bern  vom  30.  April  1852  enthält 
folgende  Vorschriften : 

Art.  3  bestimmt,  dass  entgegen  den  allgemeinen  Grundsätzen 
über  Concurrenz  von  Verbrechen  und  Vergehen  jedes  Pressvergehen 
für  sich  abgeurtheilt  und  bestraft  werden  soll. 

Art.  41  bezeichnet  als  Gerichtsstand  für  Pressvergehen  nach  der 
Wahl  des  Klägers  oder  Anklägers  dasjenige  Gericht,  in  dessen  Bezirk 
die  Schrift  entweder  herausgekommen  oder  verbreitet  worden  ist. 

Nach  Alt.  42  können  auch  auswärtige  Herausgeber,  Verfasser, 
Verleger  und  Drucker  vor  die  bemischen  Gerichte  gezogen  werden, 
wenn  die  Schrift  im  Kanton  verbreitet  wurde  oder  einen  sträflichen 
Angriff  gegen  das  Inland,  dessen  Behörden  oder  gegen  eine  Person 
im  Inland  enthält. 

Gemäss  Art.  43  kann  eine  auswärtige  Zeitschrift  von  der  Regie- 
rung verboten  werden,  wenn  ihr  Herausgeber  dem  wider  ihn  ergan- 
genen Urtheile  nicht  Genüge  leistete. 

Der  BR  hatte  diesem  Gesetze  die  Genehmigung  ertheilt,  die 
gesetzgebenden  Räthe  aber,  an  welche  recurriii;  wurde,  hoben  durch 
Beschluss  vom  i.  Febr.  1854  in  Erwägung:  *dass  die  Bestimmungen 
der  Artikel  3.  41.  42  und  43  theils  in  ihrer  Bedeutung  an  sich,  theils 
in  ihrer  Wechselwirkung  auf  einander  mit  dem  Wesen  der  in  Art  45 
der  BVerf.  gewährleisteten  Pressfreiheit  nicht  vereinbar  sind«,  die 
bundesräthliche  Genehmigung  auf  und  luden  den  BR  ein,  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  in  andern  Kantonen  bestehenden,  mit  Art. 41.  42 
und  43  des  bernischen  Pressgesetzes  übereinstimmenden  Vorschriften 
ebenfalls  ausser  Kraft  treten.  B.  1860  II.  428.  Off.  S.  IV.  89. 


Als  dem  BR.  das  spätere  Gesetz  des  Kts.  Bern  über  den 
Missbrauch  der  Presse  vom  7.  Dec.  1852  zur  Genehmigung  vorgelegt 
wurde,  beschloss  derselbe  unterm  11. März  1853  in  Berücksichtigung: 


XV.    Pressfreiheit.    No.  1»»  — l«e.  169 

»a.  dass  nach  Art.  27  des  angefiihrteu  Gesetzes,  also  lautend: 
»»Jedem  durch  die  Presse  Beleidigten  oder  Verleumdeten  steht  es  frei,  auf 
die  öffentliche  Bestrafung  seines  Gegners  zu  verzichten  und  sich  mit  der  im  vor- 
hergehenden Artikel  (26)  genannten  Privatgenugthuung,  welche  im  Wege  des  Civil- 
Prozesses  geltend  zu  machen  ist,  zu  begnügen««  — 

entgegen  dem  Art.  63  der  Kantonsverfassung  von  Bern  jedes  Press- 
vergehen der  Competenz  der  Jury  entzogen  werden  kann ; 

»b.  dass  im  Uebrigen  das  Gesetz  keine  Bestimmungen  enthält,  welche 
mit  der  Bandes-  oder  Kantonsverfassung  im  Widerspruche  stehen :  — 

»1)  Es  wird  dem  vorstehend  genannten  Gesetze,  jedoch  mit  Aus- 
nahme des  Art  27  desselben,  die  in  Art.  45  der  BVerf.  dem  BR.  vor- 
behaltene Genehmigung  ertheilt. 

»  2)  Es  sind  dabei  die  Competenzen  vorbehalten,  welche  das  BGesetz, 
vom  4.  Febr.  1853,  betreflFend  das  Bundesstrafrecht  der  schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft,  den  BBehörden  ertheilt.«      Off.  S.  DI.  397. 

ISA«  Bei  Genehmigung  der  Pressgesetze  von  Zürich,  Luzetm, 
Freiburg,  Thurgau  und  Waadt  machte  der  BR  den  Vorbehalt,  dass 
die  ausserhalb  des  Kantons  erschienenen  Blätter  nicht  im  Kanton 
strafrechtlich  verfolgt  werden  können,  sondern  nur  am  Druckorte 
und  im  Domicil  der  verantwortlichen  Personen. 

Ueberdiess  wurde  die  Regierung  von  Zürich  eingeladen,  den  §  6 
des  Gesetzes  gegen  communistische  Umtriebe  vom  26.  März  1846 : 

»Der  Regierungsrath  ist  ermächtigt,  ausser  dem  Kanton  erscheinende  perio- 
dische Druckblätter,  welche  auf  Beförderung  der  in  §  1  bezeichneten  Handlungen 
[Gefährdung  der  rechtlichen  Ordnung  durch  öffentliche  Rechtfertigung  von  Diebstal 
oder  anderer  demselben  verwandten  Verbrechen;  Aufreizung  wegen  Ungleichheit 
des  Besitzes;  Angriffe  auf  die  Unverletzlichkeit  des  Eigenthums]  gerichtet  sind, 
so  lange  zu  verbieten,  bis  eine  im  Kanton  wohnhafte  verbttrgerte  oder  nieder- 
gelaasene  Person  die  Verantwortlichkeit  ttbernommen  und  die  durch  §  271  des 
Straigesetzes  vorgeschriebene  Caution  geleistet  hat« 

gelegentlich  einer  Revision  zu  unterziehen  und  einstweilen  nicht  in 
Anwendung  bringen  zu  lassen.  B.  1860 II.  431. 

189.  Betreffend  das  Gesetz  von  Basel-Stadt  bemerkte  der  BR, 
dass  unter  ausländischen  Blättern  oder  Schriften,  deren  Verkauf 
wegen  ihres  verwerflichen  oder  strafbaren  Inhalts  von  der  Regierung 
verboten  worden,  nur  nichtschweizerische  Blätter  verstanden  wer- 
den können.  Ibid. 

186«  Im  tessinischen  Pressgesetze  wurden  vier  Artikel  als  un- 
zulässig erklärt,  und  zwar  Art.  3  §§  1  u.  3,  Art.  14  §  2,  Art.  23  u.  31. 
Art.  3  macht  nämlich  jede  freie  Kritik  reUgiöser  Systeme,  jede  philo- 
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sophische  Forschung,  jede  freie  Aeusserung  über  Religion  fast  unmög- 
lich, zumal  die  Gerichte  in  solchen  Sachen  nach  §  4  an  das  Gutachten 
des  Bischofs  gebunden  sind.  Art.  14  verweigert  einem  solventen  Bürger 
anderer  Kantone  das  Recht,  im  Tessin  selbständig  ein  Blatt  heraus 
zu  geben.  Art.  23  gestattet  die  Unterdrückung  eines  Blattes,  wenn 
der  Herausgeber  desselben  auf  die  zweite  Aufforderung  eine  Erwie- 
derung nicht  aufnimmt.  Art  31  endlich  schreibt  bei  Privatinjurien 
den  Gerichtsstand  des  Klägers  vor  und  bei  schweren  Pressvergehen 
den  Gerichtsstand  der  Hauptstadt  des  Kantons.  [Vgl.  No.  103»]  lbi<L 

187«  Im  Pressgesetz  von  Wallis  wurde  Artikel  26  Lemma  2  nicht 
genehmigt,  der  vorschreibt,  dass  beim  Rückfall  ausser  andern  Stra- 
fen ein  Zeitungsblatt  unterdrückt  werden  soll.  Ibid. 

188«  Die  Pressgesetze  der  übrigen  Kantone  wurden  genehmigt 
Wo  keine  solchen  existirten,  wurde  auf  Beschwerden  hin  im  Sinne 
des  Art.  45  der  BVerf.  eingeschritten.  IWd- 

180«  In  einem  Berichte  des  BR.  an  die  gesetzgebenden  Räthe  über 
eine  die  Pressfreiheit  betreffende  Petition  des  Helvetia"  Attsschusses 
d.d.  9. April  1860  erklärt  derselbe:  Bei  Prüfung  der  Pressgesetze  der 
Kantone  habe  er  sich  in  Beachtung  des  Beschlusses  der  BVersammlung 
vom  1.  Febr.  1854  [No.  183]  durch  die  Grundsätze  und  Anschauun- 
gen leiten  lassen ,  die  in  den  einlässlichen  Commissionalberichten  der 
beiden  Räthe ,  die  jenem  Beschlüsse  vorausgingen ,  niedergelegt  seien. 
Bei  diesem  Anlasse  enthebt  der  BR.  dem  Berichte  der  ständeräth- 
lichen  Commission  folgende  Stelle: 

»Wir  können  ...  das  Wesen  der  Pressfreüieit ,  so  wie  dieselbe  in  der  Schwei« 
aus  dem  Kampfe  mit  der  Censur  immittelbar  hervorgegangen  ist ,  folgendermassen 
charakterisircn :  Jedermann  darf  seüie  Gedanken  mittelst  der  Presse  mit  gleicher 
Freiheit ,  wie  durch  die  Rede  oder  Schrift  mittheilen ;  Verbrechen  oder  Vergehen, 
welche  mittelst  der  Presse  verübt  werden ,  stehen  unter  dem  gemeinen  Strafrechte, 
welches  blos  darin  eine  Modification  erleidet,  dass  man  zwar,  wenn  mehrere  Personen 
bei  einem  Pressvergehen  mitgewirkt  haben ,  sich  damit  begnügt ,  eine  einzige  verant- 
wortlich zu  machen ,  dass  man  dann  aber  auch  umgekehrt  Garantien  daftUr  verlangt, 
dass  diese  Verantwortlichkeit  nicht  blos  eine  illusorische  sei ,  oder  m.  a.  W. :  Für 
jede  Druckschrift  muss  für  die  allfällig  dadurch  verwirkte  Strafe  mit  Inbegriff  der 
Koston  eine  Person  einstehen ,  welche  moralisch  oder  ökonomisch  eine  gewisse  Ga- 
rantie darbietet ,  die  dann  aber  auch  dadurch ,  dass  sie  die  Verantwortlichkeit  über- 
nimmt ,  alle  andeni  Mitschuldigen  frei  macht.  Wir  glauben  uns  nicht  zu  irren ,  wenn 
wir  behaupten ,  dass  diese  Auffassung  der  Pressfreihtät  auch  zur  Zeit  der  Annahme 
der  Schweiz.  BVerf.  im  Schweizervolke  noch  die  vorherrschende  gewesen  sei ,  wiewol 
in  den  Kämpfen ,  welche  die  politischen  Parteien  in  den  beiden  letzten  Jahrzehnten 
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mit  einander  durciigefochten  hatteu ,  an  dem  fraglichen  Priucip  nach  verschiedenen 
Seiten  hin  gerQttelt  Worden  war ;  indem  die  Einen  jede ,  wenn  auch  noch  so  harmlose 
Präyentiy-Massregel  auszuschliessen  und  auch  das  gemeine  Strafrecht  gegenüber  der 
Presse  direct  oder  indirect  zu  entwaffnen  suchten ,  während  die  Andern  mit  nicht  ge- 
ringerm  Eifer  sich  bemühten,  den  Censurzwang  durch  zermalmende  Repressiv- 
Bestinunungen  und  gerichtliche  und  polizeiliche  Ohicanen  aller  Art  zu  ersetzen.  Wir 
sind  keineswegs  der  Ansicht,  dass  die  Entwicklung  des  Begriffs  der  Pressfr^iheit  für 
alle  Zukunft  abgeschlossen  sei,  aber  wir  glauben ,  dass  sur  Zeit  die  aufgestellte  De- 
finition der  Anschauungsweise  und  dem  Bedürfhisse  des  Schweizervolkes  am  besten 
entspreche,  und  wir  würden  dieselbe  unbedenklich  zum  Prüfstein  der  kantonalen 
Pressgesetzgebungen  wählen,  wenn  der  erste  Satz  des  Art.  45  der  BVerf.  allein  stehen 
würde.  Wir  geben  nun  aber  zu,  dass  der  zweite  Satz,  welcher  die  kantonalen  Gesetz- 
gebungen ermächtigt,  über  den  Missbrauch  der  Presse  die  erforderlichen  Bestim- 
mungen zu  treffen ,  jenen  ersten  Satz  einigermassen  beschränkt  und  den  örtlichen 
AufiGtösungen,  welche  hin  und  wieder  von  demjenigen,  was  wir  als  die  vorherrschende 
Ansicht  der  Mehrheit  des  Schweizervolkes  bezeichnet  haben ,  abweichen ,  einen  ge- 
wissen Spielraum  lässt.  Soweit  wie  die  Regierung  von  Bern ,  welche  annimmt,  dass 
in  Folge  dessen  die  BBehörden  in  die  kantonalen  Gesetzgebungen ,  wenn  dieselben 
nur  die  Censur  nicht  einführen,  sich  im  Uebrigen  gar  nicht  einmischen  dürfen,  könnten 
wir  dann  aber  jedenfalls  keineswegs  gehen.  Die  BVerf.  untei-wirft  alle  kantonalen 
Vorschriften  zur  Verhinderung  des  Missbrauchs  der  Presse  nicht  blos  diejenigen ,  in 
denen  offen  oder  versteckt  eine  censurähnliche  Beschränkung  liegen  könnte,  un- 
bedingt der  Genehmigung  des  BR.  Um  daher  den  BBehörden ,  wie  den  Kantonal- 
behörden ihr  volles  Recht  widerfahren  zu  lassen ,  muss  nicht  nur  die  Befugniss  der 
Kantone,  die  erforderlichen  Vorschriften  über  den  Missbrauch  der  Presse  zu  erlassen, 
sondern  auch  das  Genehmigungsrecht  des  BR.  anerkannt  werden.  Wenn  es  sich 
sodann  fragt ,  was  fOr  eine  Norm  der  BR.  anzuwenden  habe ,  wenn  es  sich  darum 
handle ,  einem  kantonalen  Pressgesetze  die  Genehmigung  zu  ertheilen  oder  zu  ver- 
weigern ,  so  glauben  wir ,  es  sei  in  jedem  Falle  dieser  Art  sorgfältig  und  gewissenhaft 
zu  untersuchen ,  ob  nicht  durch  die  Bestimmungen  über  den  Missbrauch  der  Presse 
auch  der  rechtmässige  Gebtauch,  der  im  ersten  Satze  des  Art.  45  garantirt  ist,  ver- 
hindert oder  doch  in  hohem  Grade  gefährdet  oder  erschwert  werde.« 

B.  1860  IL  427. 

190«  In  der  vorhin  erwähnten  Petition  des  Helvetia-  Ausschusses 
war  das  Gesuch  enthalten,  es  möchte  eine  gesetzliche  Norm  aufgestellt 
werden,  nach  der  die  Genehmigung  der  kantonalen  Pressgesetze  zu 
behandeln  sei. 

Der  BR.  bemerkt  dazu :  Man  kann  dieses  Requisit  sowol  auf  die 
Form  des  Verfahrens  beziehen ,  als  auf  die  Grundsätze ,  die  bei  der 
Kritik  der  Pressgesetze  angewendet  werden  sollen.  Die  Form  des 
Verfahrens  kann  aber  nicht  gemeint  sein,  denn  die  Prüfung  der  Press- 
gesetze steht  verfassungsgemäss  dem  BR.  zu  und  das  Gesetz  über  die 
Organisation  des  letztern  bestimmt  bereits  seinen  Geschäftsgang; 
sodann  ist  gegen  seine  Verfügung  der  Recurs  an  die  BVersammlung 
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zulässig.  Hiemit  ist  das  Verfahren  gegeben  und  es  scheint  kein  Grund 
vorhanden  zu  sein ,  dasselbe  abzuändern.  Nimmt  man  aber  an ,  es  sei 
unter  der  gesetzlichen  Norm  die  Aufstellung  gewisser  Grundsätze 
verstanden,  die  bei  der  Kritik  der  kantonalen  Pressgesetze  ihren  Aus- 
druck und  ihre  Anwendung  finden  sollen :  so  versteht  sich  von  selbst, 
dass  nach  gewissen  Grundsätzen  verfahren  werden  muss,  dass  gewisse 
Bestimmungen  der  Pressgesetze,  die  mit  dem  Wesen  der  Pressfireiheit 
unvereinbar  sind ,  überall  entfernt  werden  müssen,  üeber  die  wesent- 
lichen Grundsätze,  welche  die  Pressfreiheit  bedingen,  ist  man  wol  im 
Allgemeinen  ziemlich  einverstanden ;  es  sind  z.  B.  folgende : 

1)  Ein  Verbot,  die  Gedanken  durch  den  Druck  zu  verbreiten,  ist 
unzulässig  und  es  kann  daher  eine  Zeitschrift  weder  zur  Strafe  wegen 
einzelner  Nummern,  noch  um  die  Vollziehung  eines  ürtheils  zu  er- 
zwingen, unterdrückt  werden. 

2)  Für  den  Missbrauch  der  Presse  haftet  man  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  des  Strafrechts. 

3)  Von  mehrern  Miturhebern  oder  Gehilfen  haftet  indess  in  der 
Regel  nur  Einer  strafrechtlich. 

4)  Die  Pressvergehen  können  nur  da  eingeklagt  werden ,  wo  eine 
Druckschrift  erschienen  ist,  oder  wo  die  verantwortliche  Person  wohnt 

5)  Die  erforderlichen  Vorschriften  und  Massregeln ,  um  eine  wirk- 
liche, nicht  blos  scheinbare  Verantwortlichkeit  zu  begründen  und 
Pressvergehen  verfolgen  zu  können,  sollen  nicht  vexatorisch  sein, 
sondern  nur  soweit  gehen,  als  es  der  Zweck  verlangt. 

Wenn  aber  die  Petition  weiter  geht  und  zu  verlangen  scheint,  dass 
gewisse  gleichförmige  oder  gleichlautende  Bestimmungen  in  die  kan- 
tonalen Gesetzgebungen  aufgenommen  werden,  so  ist  dieses  Begehren 
weder  zulässig  noch  durch  die  Verhältnisse  als  nothwendig  gerecht- 
fertigt. Die  BVerf.  schreibt  kein  einheitliches  Pressgesetz  vor,  sondern 
sie  überlässt  den  Kantonen  die  freie  Gestaltung  der  diessfalligen  Ge- 
setzgebung unter  dem  Vorbehalt  der  Genehmigung.  Das  Recht  des 
Bundes  ist  also  mehr  negativer  Natur;  er  hat  ein  Veto  gegen  unzu- 
lässige Bestimmungen ,  aber  er  hat  nicht  das  Recht ,  die  Aufnahme 
einer  Reihe  positiver  Detailbestimmungen  zu  verlangen,  W^äre  die 
letztere  Richtung  zulässig,  so  müsste  sie  in  ihrer  Consequenz  zur  ein- 
heitlichen Gesetzgebung  führen ;  denn  mit  der  Aufnahme  einiger  all- 
gemeinen Grundsätze  wäre  es  nicht  gethan ,  indem  alle  einzelnen  Ar- 
tikel des  Gesetzes  geprüft  werden  müssen.  . . .  Wollte  man  aber  auch 
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gewisse  allgemeine  Grundsätze  aufstellen ,  nicht  um  sie  den  Kantonen 
wörtlich  zu  octroyiren,  sondern  blos  um  sie  als  Masstab  für  die  Prü- 
fung der  kantonalen  Pressgesetze  zu  benutzen ,  so  kann  immer  wieder 
der  nämliche  Streit  entstehen,  ob  nämlich  die  einzelnen  Bestimmungen 
eines  Gesetzes  wirklich  mit  den  allgemeinen  Normen  übereinstimmen 
und  es  müssten  solche  Fragen  doch  wieder  auf  dem  Wege  der  Be- 
schwerde erledigt  werden ;  denn  immer  wird  die  Divergenz  der  An- 
sichten sich  nicht  sowol  auf  allgemeine  Grundsätze,  als  vielmehr  auf 
ihre  Anwendung  beziehen —  Die  BVerf.  hat  nicht  dem  Bunde,  sondern 
den  Kantonen  die  Initiative  für  die  Pressgesetze  überlassen  und  zwar 
ohne  allen  Vorbehalt ,  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  Weiteres  an- 
zuordnen ;  es  ist  daher  gegen  das  Princip  der  BVerf.,  wenn  der  Bund 
präventiv  eingreifen  und  den  Kantonen  z.  B.  ein  verbindliches  Muster 
zu  einem  Pressgesetze  liefern  wollte.  ^  B.  1860  n.  432. 

Die  BVersammlung  beschloss  am  12./17.  Juli  1860:  *Es  sind 
keine  weitem  Normen,  nach  welchen  bei  Genehmigung  der  kantona- 
len Pressgesetze  zu  verfahren  ist,  aufzustellen.»  Off.  S.  VI.  647. 

191«  In  der  Petition  des  Helvetia- Ausschusses  findet  sich  dann 
noch  die  Beschwerde ,  dass  in  manchen  Kantonen  die  lästige  Auflage 
eines  Zeitungsstempels  bestehe  und  dass  für  das  Erscheinen  eines  Blat- 
tes Cautionen  vorgeschrieben  seien. 

Hiezu  bemerkt  der  BR. :  Was  den  Zeitungsstempel  betrifft ,  so 
sind  die  diessfalligen  Vorschriften  nicht  in  den  Pressgesetzen,  sondern 
in  den  Finanzgesetzen  der  Kantone  und  wir  hatten  daher  keine  Ver- 
anlassung, ims  über  den  Zeitungsstempel  auszusprechen.  Dagegen  ist 
unsers  Wissen  über  diesen  Gegenstand  nie  eine  Beschwerde  an  die 
BBehörden  gelangt  und  bei  den  Verhandlungen  vom  Jahr  1854  ist 
weder  von  den  Commissionen  der  gesetzgebenden  Räthe  noch  sonst 
von  jemandem  der  Zeitungsstempel  gerügt  worden.  . .  Wir  müssen 
auch  bezweifeln,  dass  es  im  Willen  der  BVersanmilung  liege,  den 
Kantonen  aus  dem  Grunde  der  Pressfreiheit  den  Bezug  einer  Stempel- 
taxe zu  verbieten. 

Was  die  Cautionen  anbetrifft ,  so  sind  diese  allerdings  eine  Art 
Präventivmassregel :  allein  es  sind  dieselben  in  den  Commissionalbe- 
richten  der  gesetzgebenden  Räthe  ausdrücklich  als  zulässig  erklärt 
worden,  insofern  sie  vernünftige  Grenzen  nicht  überschreiten.  Dieses 
wurde  damit  motivirt,  dass,  wenn  man  im  Gegensatz  mit  dem  gemeinen 
Strafrecht  zu  Gunsten  der  Presse  unter  mehrern  Mitschuldigen  nur 
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Einen  verantwortlich  erkläre ,  man  auch  befugt  sei ,  Massregeln  zu 
treflFen ,  damit  diese  Verantwortlichkeit  nicht  eine  illusorische  sei. . . . 

B.  1860  n.  485. 

103«  Eugen  Jaccard  in  Lausanne,  Redactor  und  Herausgeber  des 
»Progres ,  Journal  der  allgemeinen  demokratischen  und  gesellschaft- 
lichen Revolution«,  beschwert  sich  bei  der  BVersammlung  über  Art.  29 
und  33  des  waadtländischen  Pressgesetzes,  welche  gestatten,  dem 
Herausgeber  einer  Zeitschiift  zum  Voraus  eine  Caution  von  3000  Fr. 
abzufordern  und  im  Nichtbeachtungsfalle  ihn  mit  Busse  zu  belegen. 
Diese  Bestimmungen  stehen  nämlich  mit  Art.  7  der  Verfassimg  des 
Kts.  Waadt  und  mit  Art.  45  der  BVerf.  in  Widerspruch. 

Es  wurde  aber  von  beiden  Räthen  am  13.  Juli/ 4.  Decbr.  1860, 
und  über  die  erneuerte  Beschwerde  am  11./17.  Dec.  gl.  J.  zur  Tages- 
ordnung geschritten.  Die  Begründung  der  ständeräthlichen  Comn^is- 
sion  stimmt  im  Wesentlichen  mit  dem  No.  101  Gesagten  überein. 

B.  1860  m.  139  ff.  1861 1.  22  ff. 

103«  Die  Druckereibesitzer  Traversa  und  Degiorgi  in  Lugano  be- 
schweren sich ,  dass  der  Staatsrath  von  Tessin  den  von  ihnen  als  ver- 
antwortlichen Herausgeber  der  »Riforma«  angebotenen  B.  C>  von 
Ponte  Tresa  nicht  als  solchen  anerkenne.  Zwar  schreibe  das  tessi- 
nische  Pressgesetz  vor,  dass  der  verantwortliche  Herausgeber  von  der 
Regierung  genehmigt  werden  und  dass  derselbe  ein  Activbür^er  des 
Kantons  im  Sinne  des  Art.  16  der  Verf.  sein  müsse;  allein  der  BR. 
habe  im  Nov.  1854  diese  Bedingungen  als  unvereinbar  mit  der  BVerf. 
erklärt.  Jedenfalls  sei  die  Forderung  der  Regieinmg ,  dass  der  Her- 
ausgeber ein  Vermögen  besitzen  müsse,  entsprechend  der  Verantwort- 
lichkeit, nicht  im  Art.  14  des  tessinischen  Pressgesetzes  enthalten 
und  sie  widerspreche  auch  dem  Art.  1 1  der  Staatsverf.  Das  Gesetz 
könne  den  Missbrauch  der  Presse  strafen ,  nicht  aber  diese  zum  Vor- 
aus fesseln.  Hier  werde  unter  anderm  Namen  eine  Caution  verlangt 
und  diese  sei ,  als  Hemmung  der  Presse,  verfassungswidrig  sowol  mit 
Bezug  auf  die  Kantons-  als  die  BVerf. 
Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen : 

1)  Der  BR.  hat  unterm  17.  Novbr.  1854  dem  tessinischen  Press- 
gesetze vom  13.  Juni  1834  seine  Genehmigung  ertheilt,  jedoch  mit 
Ausnahme  der  Art.  3  §§  1  und  3;  Art.  14  §  2  imd  Art.  23  und  31. 
[Vgl.  No.  186.] 

2)  Es  besteht  daher  die  in  Frage  liegende  Bestimmung  des  Art.  14, 
lautend : 
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»Der  Druck  jeder  Zeitung  oder  sonstigen  Zeitschrift,  bevor  der  Regierung  ein 
Heranageber,  der  sich  für  alle  daherigen  Folgen  verantwortlich  erklärt,  bezeichnet 
und  von  ihr  angenommen  worden,  ist  bei  einer  Busse  von  10  —  50  Fr.  verboten«  — 

in  Kraft  und  darf  somit  vom  Staatsrathe  in  Anwendung  gebracht  werden. 

3)  Diese  Bestimmung  und  deren  Genehmigung  durch  den  BR.  kann 
allerdings  nicht  den  Sinn  haben ,  die  Regierung  zu  ermächtigen,  will- 
kürlich und  blos  in  der  Absicht,  missbeliebige  Blätter  zu  verhindern, 
die  Anerkennung  eines  Herausgebers  zu  verweigern,  sondern  es  müs- 
sen für  die  Anwendung  dieser  Massregel  hinreichende  Gründe  vor- 
handen sein ,  welche  die  Tendenz  der  Beschränkung  der  Pressfreiheit 
ausschliessen  und  lediglich  auf  der  Absicht  beruhen ,  die  Umgehung 
des  Gesetzes  durch  eine  blos  fictive  und  wirkungslose  Verantwort- 
lichkeit zu  verhindern. 

4)  Nun  schliesst  aber  theils  schon  das  bisherige  Verfahren  der 
Regierung ,  nach  welchem  jeweilen  ohne  alle  Schwierigkeit  die  Her- 
ausgeber der  Blätter  sofort  anerkannt  wurden ,  theils  die  Erklärung 
der  Regierung  in  jedem  gegebenen  Falle  den  obersten  Entscheid  den 
BBehörden  zu  überlassen,  die  Vermuthung  einer  der  Pressfreiheit 
feindseligen  Tendenz  aus.  —  Ueberdiess  sind  im  vorliegenden  Falle 
die  Verhältnisse  des  als  Herausgeber  präsentirten  [nach  amtlichem 
Berichte  ganz  vermögenslosen  und  als  Activbürger  nicht  anerkannten] 
B.  C.  der  Art,  dass  von  einer  wirklichen^  nicht  blos  ßctiven  Verant- 
wortlichkeit nicht  die  Rede  sein  kann. 

5)  Somit  liegt  hinreichender  Grund  für  die  Verweigerung  der 
Anerkennung  des  Herausgebers  vor  und  es  kann  der  Regierung  der 
Vorwurf  nicht  gemacht  werden ,  als  ob  sie  den  durch  das  Gesetz  ihr 
überlassenen  Spielraum  zu  missbräuchlicher  Anwendung  benutzt  habe. 

6)  Endlich  erscheint  auch  die  gegen  die  Druckereibesitzer  ver- 
hängte Busse  von  10  Fr.  gerechtfertigt,  indem  die  Zeitung  heraus- 
gegeben wurde,  bevor  dem  Art.  14  des  Pressgesetzes  ein  Genüge 
geleistet  war.  B.  1858 1.  260. 

XVI.  Vereins-  und  Petttionsreeht 

BVerf.  Art.  46.  47. 

104«    Am  16.  Juni  1852  fasste  die  Regierung  von  Bern  folgenden 

Beschluss : 

»Der  Regierungsrath  des  Kantons  Bern, 

»Nachdem  sich  aus  einer  durch  Beschimpfimg  der  Regiemng  von  Seite 
mehrerer  Mitglieder  des  sog.  schweizerischen  Grütlivereins  in  Thun  veranlassten 
CntersDcbong  ergeben: 
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1)  dass  dieser  Verein  eine  Menge  communistischer  und  socialistischer  Bücher 
und  Flugschriften  hält ,  welche  den  vorgefundenen  Correspondenzen  zufolge  zur  Ver- 
breitung im  Volke  bestimmt  sind,  die  als  Zweck  des  Vereins  bezeichnet  erscheint; 

2)  dass  den  in  den  Vereinsprotocollen  eingetragenen  Centralberichten  zufolge 
der  Verein  sich  seit  längerer  Zeit  offener  Feindseligkeit  gegen  die  bestehende 
Staatsordnung  und  ihre  Träger,  somit  geheimer  Wühlerei  gegen  die  öffentlichen 
Zustände  überhaupt  hingegeben  hat; 

8)  dass  der  Verein  den  Correspondenzen  zufolge  auch  mit  gleichartigen  aus- 
wärtigen, dieselben  Tendenzen  verfolgenden  Gesellschaften  Verbindungen  unter- 
halten hat; 

4)  dass  ein  Copierbuch  des  Vereins,  dessen  £xistenz  hergestellt  ist,  bei  Seite 
geschafft  und  der  Einsicht  der  Polizeibehörde  entzogen  worden  ist; 

»erwägend,  dass  durch  den  letzterwähnten  Umstand  der  Verein  sich  des 
Charakters  eines  öffentlichen  Vereins  begeben  hat,  und  dass  sich  aus  dem  ganzen 
Sachverhalt  ergibt,  dass  der  Schweiz,  (hiitliverein  statt  des  anerkannten  Zweckes 
wissenschaftlicher  Ausbildung  und  gemeinnütziger  Thätigkeit  oder  9ie6eft  demselben 
gemeinge^rliche  Grundsätze  im  Volke  verbreitet  und  sich  politischer  Wühlerei 
hingegeben  hat; 

»in  Anwendung  des  §  78  der  Staatsverfassung  und  auf  den  Antrag  der 
Justiz-  und  Polizeidirection 

»bcschliesst: 

»Art.  1.  Der  sog.  Schweiz,  Grütliverein  ist  im  ganzen  ümfenge  des  Kts. 
Bern  aufgehoben  und  ftlr  die  Zukimft  untersagt. 

»Art.  2.  Jede  fernere  Zusammenkunft  oder  Verhandlung  des  Schweiz,  GrütU^ 
vereitis  ist  als  Störung  der  öffentlichen  Ordnung  erklärt  und  es  ist  g^^  die 
Theilnehmer  nach  Vorschrift  des  Strafgesetzes  einzuschreiten. 

»Art.  3.  Kantonsfremde ,  welche  nicht  förmlich  angesessen  sind  und  dem 
Schweiz.  Grütliverein  angehört  haben,  oder  sich  von  nun  an  einer  Widerhandlung 
gegen  diesen  Beschluss  schuldig  machen,  sind  überdiess  von  Polizeiwegen  aus  dem 
Kanton  fortzuweisen. 

»Art.  4.  Sämmtliche  Polizeibehörden  des  Kantons,  insbesondere  aber  die 
Direction  der  Justiz  und  Polizei  und  die  Centralpolizei  sowie  die  Regierungs- 
statthalterämter, sind  mit  der  sofortigen  Vollziehung  und  strengen  Handhabung 
dieses  Beschlusses  beauftragt.« 

Ueber  diesen  Beschluss  beschwerten  sich  die  Sectionen  des 
Grütlivereins  in  Genf,  Winterthur,  Fletirier,  Vivis,  Murten  und  Schaff- 
hausen,  sowie  später  noch  das  provisorische  Centralcomite  des  Grütli- 
vereins und  die  Section  Morsee ,  welche  Beschwerden  der  Regierung 
von  Bern  zur  Berichterstattung  zugewiesen  wurden.  Diese  bestritt 
zunächst  den  BBehörden  die  Competenz ,  auf  diesen  Gegenstand  ein- 
zutreten, unter  Anfiihrung  folgender  Gründe :  Die  rechtliche  Stellung 
der  Kantone  den  Vereinen  gegenüber  ergibt  sich  aus  Art.  3  und  46 
der  BVerf.  klar  und  unzweifelhaft.  Ihre  Souveränetät  ist  durch  nichts 
beschränkt,   als  durch  die  Garantie  des  Vereinsrechts  inner  den 
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Schranken  des  Art  46.  Die  BBehörde  hat  daher  unstreitig  die  Be- 
fiigniss ,  darüber  zu  wachen ,  dass  dieses  Recht  in  seiner  grundsätz- 
lichen Greltung  unverletzt  bleibe ;  aber  weiter  geht  ihre  Berechtigung 
nicht.  Alles  Uebrige  ist  den  Kantonen  überlassen.  Ihnen  steht  na- 
mentlich die  ganze  Gesetzgebung  über  das  Vereinswesen ,  ihnen  auch 
ausschliesslich  die  Yereinspolizei  zu.  Von  einer  Verletzung  des  Grund- 
stUzes  des  Vereinsrechts  durch  den  recurrirten  Beschluss  kann  nicht 
die  Rede  sein ;  im  Gegentheil ,  durch  die  Art  und  Weise,  wie  er  einen 
bestimmten  Verein  bestimmter  Ursachen  wegen  der  Wohlthat  dieses 
Grundsatzes  yerlustig  erklärt,  anerkennt  er  denselben  und  ertheilt 
ihm  gewissermassen  eine  neue  Sanction  ....  So  richtig  es  ist,  dass 
jede  das  Vereinsrecht  im  Grundsatze  verletzende  Massnahme  vor  das 
Forum  der  BBehörde  gehört ,  so  entschieden  muss  daran  festgehalten 
werden ,  dass  da  wo  eine  solche  nicht  vorliegt,  vielmehr  ein  specieller 
Act  der  Vereinspolizei  in  Frage  steht,  die  Erörterung  derselben  ledig- 
lich dem  betreflfenden  Kanton  zukommt.  Würde  dem  BR.  zustehen, 
die  Motive  der  Verfügung  vom  16.  Juni  zu  prüfen  und  zu  beurtheilen, 
also  möglicher  Weise  letztere  aufzuheben ,  weil  die  Motive  nicht  be- 
gründet oder  unzureichend  seien,  so  wäre  der  Regierungsrath  des 
Kts.  Bern  nicht  mehr  die  oberste  Polizeibehörde  desselben,  sondern  es 
wäre  der  BR,  oder  vielleicht  gar  die  BVersammlung  die  höchste 
Polizeiinstanz  und  es  würde  nicht  abzusehen  sein ,  welche  Verfügung 
polizeilicher ,  administrativer  oder  gerichtlicher  Natur ,  die  zu  irgend 
welchem  ver£assungsmässigen  Rechte  in  Beziehung  steht,  nicht  in  ähn- 
licher Weise  vor  diese  Instanz  gezogen  werden  könnte.  Wenn  z.  B. 
Art  72  der  bernischen  Staatsverfassung  sagt:  Die  persönliche  Freiheit 
ist  gewährleistet,  so  würde  es  nach  der  angedeuteten  Ansicht  jedem 
Vaganten,  der  wegen  Bettels  aufgegriflfen,  oder  jedem  Verbrecher,  der 
an  polizeiliche  Haft  gebracht  wird ,  gestattet  sein ,  diese  Behandlung 
unter  dem  Titel  einer  Verletzung  des  Princips  der  persönlichen 
Freiheit  vor  die  BBehörde  zu  bringen  und  diese  wäre  befugt,  im  einen 
Fall  den  Vaganten ,  im  andern  den  Verbrecher  in  Freiheit  setzen  zu 
lassen ,  wenn  sie  fände ,  dass  hier  der  Begriflf  des  Verbrechens ,  dort 
deijenige  der  Vagantität  zu  weit  ausgedehnt  oder  irrig  angewendet 
worden  sei.  Eine  solche  Einrichtung ,  die  in  ihren  Consequenzen  zur 
eigentlichen  Bevogtung  der  Kantone  führen  vnixde ,  wäre  um  so  un- 
gehöriger und  ungeheuerlicher ,  als  der  Bund  nichts  von  der  Verant- 
wortlichkeit trägt,  die  mit  der  Polizeigewalt  der  Kantone  verbunden 
ist  und  weil  der  Garantie  des  Vereinsrechts  eine  andere  Garantie  ent- 
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gegen  steht ,  diejenige  der  Souveränetät  der  Kantone.  —  Femer  ge- 
währleistet der  Bund  nach  Art.  41  allen  Schweizern  christlichen  Be- 
kenntnisses das  Recht  freier  Niederlassung  mit  der  nähern  Bestinunung, 
dass  der  Niedergelassene  polizeilich  weggewiesen  werden  könne,  wenn 
er  die  bürgerlichen  Rechte  und  Ehren  verloren ,  oder  wegen  polizeilicher 
Vergehen  oft  bestraft  worden  sei.  Erfolgte  nun  in  solchen  Fällen  Be- 
schwerdefiihrung  bei  dem  BR.,  so  hielt  sich  dieser  mit  Recht  für  befugt, 
zu  untersuchen,  ob  der  gerichtlichen  Ausweisung  der  Verlust  der  Ehren- 
fähigkeit oder  eine  wenigstens  zweimalige  Bestrafung  vorausgegangen 
sei  und  wenn  diess  nicht  der  Fall  war,  die  Verfügung  desshalb  aufzu- 
heben. Allein  darauf  beschränkt  sich  die  Einmischung  der  BBehörde ; 
weiter  zu  gehen  und ,  wenn  die  Bedingung  öfterer  Bestrafung  oder 
des  Verlustes  der  Ehrenfähigkeit  nach  den  Gesetzen  des  betreflfenden 
Kantons  vorlag ,  auch  zu  untersuchen ,  ob  diese  Gesetzgebung  ver- 
ständig oder  die  Ausweisung  an  sich  wol  motivirt  sei :  das  hat  der  BR- 
bis  jetzt  sich  nie  erlaubt  und  würde  wol  auch  von  den  Kantonen  nicht 
zugestanden  worden  sein .... 

Auf  den  Bericht  und  Antrag  des  BR. ,  welcher  ausfuhrlich  ent- 
wickelte ,  dass  Art.  5  der  BVerf.  in  Verbindung  mit  Art.  46 ,  sowie 
mit  Art.  90  Ziflf.  2  und  Art.  74  Ziflf.  8  und  1 5  der  BBehörde  die  Com- 
petenz  ertheile,  welche  ihr  die  Regierung  von  Bern  bestreite,  beschloas 
sodann  die  BVersammlung  am  30.  Juli  1853  ohne  Anführung  von 
Gründen: 

»1)  Die  schweizerische  BVersammlung  erklärt  die  BBehörden  fiir 
competent,  über  die  beiden  Beschwerden,  betreflfend  die  Aufhebung 
der  Sectionen  des  Grütlivereins  im  Kanton  Bern  und  die  Wegweisung 
derjenigen  Mitglieder,  welche  nicht  formüch  niedergelassen  sind,  und 
sofern  diese  Wegweisung  lediglich  durch  die  Theilnahme  an  Vereinen 
begründet  wird ,  einzutreten. 

»2)  Dieser  Beschluss  wird  dem  BR.  mitgetheilt,  um  den  Gegenstand 
nach  Massgabe  des  Beschlusses  des  Nationalrathes  vom  7.  Juli  1852 
in  weitere  Behandlung  zu  nehmen.« 

Die  Regierung  von  Bern  setzte  sodann  den  Beschwerden  folgende 
formelle  Einwendungen  entgegen : 

1)  Die  Beschwerde  des  Centralcomite  des  Grütlivereins  und  die- 
jenige der  Section  Murten  seien  lediglich  von  dem  Präsidenten  und 
Secretär  unterzeichnet;  weder  der  allgemeine  Grütliverein  noch  die 
Section  Murten  haben  aber  einen  öffentlichen  Charakter,  während  nur 
öffentlich  anerkannte  Vereine  das  Recht  corporativer  Geltung  besitzen. 
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2)  Sämmtliche  Unterschriften  seien  nicht  beglaubigt  und  es  sei 
nicht  dargethan,  dass  die  Betreffenden  Glieder  des  Grütlivereins  seien. 

3)  Die  Beschwerden  rühren  theilweise  von  Vereinen  oder  Personen 
her,  die  dem  Kanton  Bern  fremd  seien  und  die  also  der  angefochtene 
Beschluss  gar  nicht  berühre.  Diesen  gegenüber  habe  sich  jedenfalls 
die  Regierung  des  Kantons  Bern  über  einen  Act  kantonaler  Verwal- 
tung nicht  zu  verantworten. 

4)  Die  meisten  Eingaben  seien  keineswegs  in  geziemendem  Tone 
abge&Rst,  diejenige  des  Centralcomite  sogar  so  verletzend  und  unan- 
ständig ,  dass  die  Regierung  von  Bern  die  Ueberweisung  für  belei- 
digend halten  müsste ,  hätte  die  BBehörde  davon  Kenntniss  gehabt. 

5)  Die  Beschwerde  wegen  Verletzung  der  bernischen  Kantonsver- 
fassung (Art.  78)  hätte  zuerst  an  den  Grossen  Rath  des  Kts.  Bern  ge- 
richtet werden  sollen. 

In  seinem  Berichte  und  Gutachten  an  die  BVersammlung  bemerkt 
dazu  der  BR. : 

ad  1.  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  Corporationen  und  Ver- 
einen. Eine  Corporation  ist  eine  Gesellschaft ,  die  der  Anerkennung 
und  Genehmigung  von  Seite  der  Regierung  bedarf;  ein  Verein  ist  eine 
freie  Gesellschaft.  Das  Centralcomite  des  Grütlivereins  und  der  Prä- 
sident und  Secretär  der  Section  von  Murten  haben  demnach  nicht 
corporaHVy  sondern  collectxv  gehandelt.  Nun  schreibt  aber  weder 
Art.  46  der  BVerf.,  noch  Art.  78  der  Kantonsverfassung  von  Bern  vor, 
dass  ein  Verein  durch  die  öffentliche  Behörde  anerkannt  sein  müsse, 
um  das  Recht  zu  gemessen,  collectiT  oder  individuell  zu  handeln. 
Art.  46  garantirt  die  freie  Meinungsäusserung  durch  den  Weg  des 
Vereins,  wie  Art  45  dieselbe  durch  den  Weg  der  Presse  und  Art.  47 
durch  denselben  der  Petition  gewährleisten. 

ad  2.  Da  Art.  47  der  BVerf.  keineswegs  fordert,  dass  die  Petitionen 
vidimirt  oder  beglaubigt  seien ,  so  hat  die  Regierung  von  Bern  kein 
Recht,  desshalb  Einwendung  zu  erheben.  Kein  anderes  Recht  ist  auf 
eine  so  absolute  und  unbeschränkte  Weise  durch  die  BVerf.  (Art.  47) 
und  durch  die  bemische  Staatsverfassung  (Art.  77)  gewährleistet  wor- 
den wie  das  Petitions^recht.  Dasselbe  setzt  voraus ,  dass  die  Behörde 
die  Klagen  und  Bitten  untersuche  und  würdige ,  so  dass  Missbrauch 
wenig  zu  befürchten  ist.  Ausserdem  ist  die  betreffende  Behörde  nicht 
gehindert ,  wenn  sie  Zweifel  hegt ,  die  Unterschriften  und  die  Anzahl 
der  Unterzeichner  zu  verificiren  und  selbst  die  Urheber  von  Zwang 
oder  Betrug  oder  von  andern  unerlaubten  Mitteln ,  die  etwa  ange- 
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wendet  wurden,  um  die  Bittsteller  einzuschüchtern  oder  irre  zu  fuhren, 
in  Untersuchung  zu  ziehen  oder  bestrafen  zu  lassen.  Aber  weder  ein 
Verein ,  noch  ein  Bürger  kann  in  Ausübung  des  Petitionsrechts  durch 
Präventivmittel  und  eben  so  wenig  durch  andere  Massregeln  be- 
schränkt werden.  Es  geschieht  dieses  gerade ,  um  nicht  den  Zutritt 
bei  der  Behörde  dem  Armen ,  dem  Schwachen ,  dem  Unterdrückten 
zu  verschliessen ,  dass  die  BVerf.  die  Beglaubigung  der  Unterschriften 
unter  den  Petitionen  nicht  verlangt ;  denn  die  Beobachtung  solcher 
Formalitäten  ist  öfters  ausser  dem  Vermögen  der  Bürger ,  oder  sie 
könnte  dieselben  einschüchtern  oder  hemmen.  *) 

ad  3.  Durch  Art.  47  der  BVerf.  ist  das  Petitionsrecht  allen  Schwei- 
zern ohne  Unterschied  garantirt  und  bei  Ermanglung  jeder  Beschrän- 
kung und  jedes  Vorbehalts  in  der  Fassung  des  Artikels  steht  das- 
selbe implicite  jedermann,  selbst  den  Fremden  in  der  Schweiz  zu, 
weil  jeder  sich  zu  beklagen  oder  seine  Meinung  aussprechen  zu  kön- 
nen das  Recht  haben  soll.  Der  sehr  einfache  Grund ,  dieses  Recht 
allen  Schweizern,  selbst  in  Bezug  auf  Massregeln,  die  in  einem  Kanton 
genommen  werden ,  dessen  Angehörige  sie  nicht  sind  und  in  dem  sie 
nicht  wohnen,  zu  gewähi'leisten,  liegt  darin,  dass  alle  grossen  nationa- 
len Interessen,  alle  durch  die  BVerf.  garantirten  Rechte  allen  Schwei- 
zern gemeinsam  sind ,  welchem  Kanton  sie  auch  angehören  und  wo 
sie  sich  befinden  mögen  ....  Die  Bürger  der  verschiedenen  Kantone 
sind  einander  gegenüber  keine  Fremden  mehr,  sondern  gleich  bethei- 
ligt ,  dass  die  durch  die  BVerf.  gewährleisteten  Rechte  in  allen  Kan- 
tonen um  des  Principes  ivillm  geachtet  werden,  von  dem  sie  Gebrauch 
machen  zu  müssen  in  den  Fall  kommen  können. 

ad  4.  Wenn  man  auch  die  Schreibart  einiger  Petitionen  nur  tadeln 
kann ,  da  die  Behörde ,  vornehmlich  weil  sie  aus  der  Volkswahl  her- 
vorgegangen ist ,  von  Allen  geachtet  werden  mus8„  so  genügt  diese 
Missachtung  doch  nicht,  imi  die  Tagesordnung  über  a//e  Petitionen  ohne 
Unterschied  zu  begründen.  Da  überdiess  einige  der  Beschwerden  keinen 
Anlass  zu  einem  Vorwurf  wegen  Mangels  an  Achtung  geben,  so  würde 
die  Tagesordnung  über  die  andern  die  BVersammlung  nicht  entbinden, 
in  die  Materie  einzugehen. 


*)  In  Uebereinstiramung  damit  wurde  später  gesagt: 

Das  verfassungsmässige  Petitionsrecht  ist  nicht  an  eine  förmliche  Legitima- 
tion zur  Sache  geknüpft ,  wie  eine  solche  im  Civilprozess  erforderlich  sein  mag. 
Botschaft  d.  BR.  v.  26.  Jan.  1857  i.  S.  der  Heimatlosencommission  von  Birseck. 


XVI.    Vereins-  und  Petitionsrecht.    No.  194.  181 

ad  5.  Diese  Bemerkung  hat  ihre  richtige  Seite ,  in  so  weit  sie  auf 
Beschwerden  gegen  untere  kantonale,  administrative  oder  gerichtliche 
Behörden  angewendet  wird,  aber  es  ist  ein  grosser  Unterschied,  sobald 
es  sich  um  höhere  Behörden,  wie  den  Regierungsrath  oder  das  Ober- 
gericht handelt^  In  der  That ,  wenn  die  Klage  gegen  eine  untere  Be- 
hörde gerichtet  wird ,  so  ist  es  wahi-scheinlich ,  dass  die  obere  VoU- 
ziehungs-  oder  Gerichtsbehörde  der  Beschwerde  Recht  wiederfahren 
lässt  und  so  einen  Recurs  an  die  BBehörde  verhütet.  Aber  sobald 
die  Beschwerden  gegen  Entscheidungen  der  höhern  Kantonsbehörden 
gerichtet  sind ,  so  genügt  es ,  dass  diese  Behörde  angehört  wird ,  um 
die  Beschwerde  zurückweisen  zu  können ,  oder  ihr  abzuhelfen ,  wenn 
sie  erkennt,  dass  sie  da  einen  Irrthum  begangen  habe.  Wenn  die  kan- 
tonale Executivgewalt ,  mit  welcher  der  Bund  durch  das  Organ  des 
BR.  correspondirt ,  dafür  hält ,  dass  nach  der  Verfassung  und  den  Ge- 
setzen des  Kantons  der  recurrirte  Beschluss  an  den  Grossen  Rath  zu 
bringen  sei ,  ehe  die  BBehörde  entscheidet ,  so  ist  es  an  dieser  Voll- 
ziehungsbehörde ,  den  Grossen  Rath  einschreiten  zu  lassen ,  da  die 
Mittheilung  der  Klage  an  sie  gelangte.  Die  BBehörde  muss  den  Re- 
*'currenten  eine  Entscheidung  über  das  Wesentüche  ihrer  Klage  geben, 
ohne  sie  an  den  Grossen  Rath  des  Kantons  zu  weisen ;  dieses  hängt 
mit  dem  Petitionsrecht  zusammen  und  folgt  auch  aus  Art.  90  Zififer  2 
der  BVerf. 

In  das  Materielle  eintretend  macht  der  BR.  vor  Allem  darauf  auf- 
merksam ,  dass  es  für  die  Recursinstanz  nicht  genügen  könne ,  anzu- 
nehmen, es  habe  die  Regierung  von  Bern  bei  Fassung  des  Beschlusses 
in  gutem  Glauben  gehandelt  und  namentlich  die  Thatsachen,  auf 
welche  gegründet  sie  den  Grütliverein  aufgehoben ,  als  erwiesen  be- 
trachtet, vielmehr  sei  es  nothwendig,  dass  die  BBehörde  die  Wahrheit 
oder  Genauigkeit  dieser  Thatsachen  selbst  erforsche.  Was  nun  diese 
betreffe ,  so  habe  sich  in  den  Acten  keine  Spur  gefunden ,  dass  der 
Grütliverein  sich  mit  der  Verbreitung  communistischer  und  socialisti- 
scher  Schriften  befasst  habe.  Von  der  sehr  geringen  Anzahl  von 
Büchern  und  Brochüren ,  die  in  Thun  in  Beschlag  genommen  worden, 
sei  von  jedem  nur  ein  einziges,  mehr  oder  weniger  beschmutztes 
Exemplar  vorhanden ,  was  genugsam  beweise ,  dass  sie  zum  Gebrauch 
der  Section  und  nicht  zur  Verbreitung  ausser  derselben  dienen.  — 
Die  Feindseligkeit  der  Sectionen  des  Vereins  im  Kt.  Bern  sei  zwar 
ausser  Zweifel,  keineswegs  aber  dargethan,  dass  sie  unerlaubte  Mittel 
angewendet  haben ;  denn  gegen  die  Regierung  bei  Wahlen  und  bei  der 
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dem  Volke  verfassungsgeinäss  unterworfenen  Abberufungsfrage  arbei- 
ten und  stimmen ,  sei  blos  Ausübung  eines  gewährleisteten  politischen 
Rechts ,  aber  weder  ein  Vergehen  noch  Gefahr  für  den  Staat.  Wenn 
heimliche  oder  erklärte  Feindseligkeit  eines  Vereins  gegen  eine  be- 
stehende Ordnung  oder  Regierung  genügte ,  diesen  ^fzuheben ,  wie 
stünde  es  dann  mit  der  Garantie  des  Vereinsrechts?  Die  Heftigkeit 
der  Sprache  eines  Vereins  und  gemeine  ehiTerletzende  Ausfalle,  deren 
er  sich  allfö>llig  gegen  die  Regierung  schuldig  mache,  lasse  sich  durch 
Anwendung  der  Gesetze  gegen  den  Missbrauch  der  Rede  und  der 
Presse  rügen ;  aber  diese  Beschimpfungen  bilden  noch  keine  Gefahr 
für  den  Staat,  selbst  nicht  eine  Unverträglichkeit  des  Fortbestandes 
aus  dem  Grunde ,  weil  eine  solche  Sprache  weniger  ein  Zeichen  der 
Stärke,  als  vielmehr  ein  Beweis  der  Schwäche  und  ein  Schlag  sei,  den 
sich  der  Verein  selbst  versetze.  —  Sodann  sei  nur  ermittelt,  dass 
Sectionen  des  Grütlivereins  in  der  Schweiz  mit  Sectionen  des  gleichen 
Vereins ,  die  im  Auslande  von  dort  niedergelassenen  Schweizern  ge- 
bildet worden ,  correspondirt  haben ,  diese  können  aber  nicht  aus- 
wärtige Gesellschaften  genannt  werden.  —  Wahr  sei,  dass  ein  Copier- 
buch  vorhanden  gewesen,  aber  beseitigt  worden  sei.  Die  Gründe,  aus* 
welchen  dasselbe  weggeschafft  worden,  können  ebenso  gut  geringfügig 
als  gewichtig  sein  und  es  möge  dieser  Umstand  allerdings  sich  dazu 
eignen ,  viele  Vermuthuugen  zu  erzeugen ,  aber  vom  Verdacht  bis  zur 
moralischen  Ueberzeugung  einer  strafbaren  That ,  um  nicht  zu  sagen 
bis  zur  juristischen  Gewissheit,  sei  ein  bedeutender  Abstand.  Ob  das 
Verschwinden  des  Copierbuches  die  Wirkung  habe ,  dass  der  GrütU- 
verein  sich  seines  Charakters  als  eines  öffentlichen  Vereines  begeben, 
hange  von  dem  Inhalte  des  Buches  ab ,  den  man  nicht  kenne.  Uebri- 
gens  sei  zu  beachten,  dass  Art.  78  der  bernischen  Verfassung,  wenn 
er  nur  die  öffentlichen  Vereine  gewährleiste ,  dem  Vereinsrecht  eine 
Beschränkung  beibringe ,  die  ihm  Art.  46  der  BVerf.  keineswegs  auf- 
erlege. Diese  habe  nicht  die  Absicht ,  alle  nicht  gänzlich  öffentlichen 
Vereine  zu  untersagen ,  sondern  euizig  und  allein  die  widerrechtlichen 
und  gefährlichen.  So  denke  Niemand  dai*an,  die  geheime  Gesellschaft 
der  Freimaurer  aufzulösen  oder  zu  verbieten.  Wenn  also  die  von  der 
Verfassung  des  Kts.  Bern  aufgestellte  Bedingung  der  Oeffentlichkeit 
des  Vereins  als  eine  absolute  aufgefasst  werden  wollte ,  so  würde  sie 
als  mit  der  BVerf  im  Widerspruch  stehend  nach  Art.  4  lemma  2  der 
Uebergangsbestimmungen  dahin  fallen.  Jedenfalls  aber  und  voraus- 
gesetzt ,  dass  das  Nichtvorhandensein  des  Copierbuches  einen  hinrei- 


XVI.    Vereins-  und  Petitionsrecht.    No.  1S4.  183 

cheuden  Grund  zur  AulTiebuDg  der  Section  Thun  gäbe ,  so  würde  die 
Unterdrückung  der  übrigen  Sectionen  des  Kts.  Bern  keineswegs  ge- 
rechtfertigt sein ,  da  immerhin  noch  ein  Unterschied  zwischen  Un- 
schuldigen und  Schuldigen  gemacht  werden  müsste. 

Ueber  die  katUomUe  Compeienz  bezüglich  auf  Vereine  spricht  sich 
der  BR.  dahin  aus: 

Die  Befugnisse  der  Staatsgewalten ,  bezüglich  der  Vereine ,  sind 
nach  der  Verfassung  und  den  Gesetzen  der  Kantone  verschieden,  weil 
Art.  6  der  BVerf.  nicht  vorgeschrieben  hat ,  wie  sie  die  Gewalten  und 
die  Befugnisse  der  Behörden  vertheilen  sollen.  Jedoch  gibt  es  einige 
gemeinsame  Züge. 

Die  kantonale  gesetzgebende  Behörde ,  der  Grosse  ßath ,  erlässt 
die  Gesetze ,  welche  die  Vereine  betreffen.  Diese  Gesetze  können  die 
Bildung  der  Vereine  keineswegs  der  Genehmigung  der  Regierung  oder 
Beschränkungen  unterwerfen ,  die  mit  der  freien  Ausübung  des  Ver- 
einsrechts innerhalb  der  verfassungsmässigen  Schi  anken  unverträglich 
sind;  dieselben  müssen  die  erforderlichen  Bestimmungen  zur  Unter- 
drückung des  Missbrauchs  aufstellen ,  wie  es  Art.  46  der  BVerf.  vor- 
schreibt. Bezüglich  der  Presse  bedient  sich  Art.  45  Wort  für  Wort 
der  nämlichen  Ausdrücke. 

Es  bestehen  zwischen  Art.  45  u.  46  nur  zwei  Verschiedenheiten : 

1)  Die  kantonalen  Gesetze  bezüglich  der  Vereine  sind  nicht  wie 
diejenigen  über  die  Presse  der  (vorherigen)  Genehmigung  des  BR. 
unterworfen.  Aber  dieses  schliesst  die  Controle  der  BBehörde  über 
diese  Gesetze  nicht  aus ,  wenn  dieselben  etwa  der  BVerf.  oder  der- 
jenigen des  Kantons  Widersprechendes  enthalten ;  eine  Controle ,  die 
ausgeübt  vrird,  wie  es  in  Art.  90  Ziff.  2  u.  Art.  74  Ziff.  8  u.  15  bestimmt 
ist,  in  der  Art,  dass  die  B Versammlung  und  der  BR.,  beide  in  ihrer 
Sphäre,  von  sich  aus  oder  auf  Beschwerde  hin  die  nothwendigen  Mass- 
regeln ergreifen  können,  um  die  Verfassung  beobachten  zu  lassen. 

2)  Der  Art.  46  behält  dem  Bunde  keineswegs  die  Befugniss  vor, 
gegen  den  Missbrauch  des  Vereinsrechts ,  der  gegen  ihn  oder  seine 
Behörden  gerichtet  ist,  Strafbestimmungen  zu  erlassen,  wie  ihm  Art.  45 
bezüglich  der  Presse  dieses  Recht  gibt. 

Aus  diesen  Verschiedenheiten  ergibt  sich ,  dass  die  gesetzgebe- 
rische Befugniss  der  BBehörden  hinsichtüch  des  Vereinsrechts  weniger 
ausgedehnt  ist  als  in  Bezug  auf  die  Presse ;  aber  dieses  verhindert  die 
BGesetzgebung  nicht ,  die  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Eid- 
genossenschaft, ihre  Behörden  und  gegen  das  Völkerrecht,  deren  sich 
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ein  Verein  unter  der  Form  von  Verschwörung  oder  auf  andere  Art 
schuldig  macht,  zu  bestrafen.  Dieses  schreibt  Art.  104  der  BVerf.  vor 
und  das  BStrafrecht  [OflF.  S.  III.  404]  hat  es  in  den  Art.  36  bis  38,  40 
bis  50,  39,  41  bis  43  und  73  vorgesehen. 

Der  Vollziehungsbehörde  gehört  die  Polizei  über  die  Vereine  an 
und  der  richterlichen  Behörde  die  Anwendung  der  Strafen ,  welche 
ausgesprochen  werden. 

Aber  wie  weit  erstreckt  sich  die  Polizei  und  wo  beginnt  die  Wirk- 
samkeit der  Justiz?  Hier  ist  eine  Verschiedenheit  zwischen  den  Ver- 
fassungen und  Gesetzen  der  Kantone. 

Man  nimmt  ziemlich  allgemein  an ,  dass  die  Befugnisse  der  Voll- 
ziehungsgewalt bestehen: 

a)  In  der  Ueberwachung  der  Vereine ; 

b)  in  der  Beseitigung  von  Unordnung ,  deren  Ursache  oder  Gelegen* 
heit  sie  sein  können ; 

c)  in  der  Ueberweisung  ihrer  Mitglieder  an  die  Gerichte ,  wenn  sie 
sich  eines  Missbrauchs  des  Vereinsrechts  schuldig  gemacht  haben; 

d)  in  Ergreifung  der  dui'ch  die  Umstände  gebotenen  Massregeln  bei 
dringenden  Fällen  oder  plötzlicher  Gefahr. 

Der  wesentlichste  Punkt,  über  welchen  die  Verschiedenheit  unter 
den  Kantonalgesetzgebungen  besteht ,  ist  der  zu  wissen ,  welcher  Be- 
hörde zukommt ,  die  Atißebuiu/  eines  Vereins  zu  verfügen ,  der  in  sei- 
nem Zwecke  oder  in  den  Mitteln,  die  er  anwendet,  etwas  Widerrecht- 
liches oder  Staatsgefährliches  hat. 

Abgesehen  von  dem ,  was  dem  Grossen  Rathe  vorbehalten  sein 
kann ,  gehört  das  Recht  der  Aufhebung  eines  Vereins  in  einigen  Kan- 
tonen der  Vollziehungsgewalt  y  in  andern  der  richterlichen  Behörde  an. 

In  den  erstem  wird  die  Aufhebung  eines  widerrechtlichen  oder 
staatsgefährlichen  Vereins  als  eine  Massregel  der  höhern  Politik  be- 
trachtet ,  welche  für  die  Sicherheit  des  Staates  genommen  wird ,  die 
nur  der  Regierung  augehören  kann,  welche  für  diese  Sicherheit  sowie 
für  die  Aufrechthaltung  der  Ordnung  verantwortlich  ist. 

In  den  andern  Kantonen  wird  die  Bildung  widerrechtlicher  oder 
staatsgefährlicher  Vereine  als  ein  politisches  Vergehen  und  die  Auf- 
hebung des  Vereins  als  Anwendung  einer  Strafe  angesehen. 

Da  indess  die  Regierung  die  Ordnung  aufrecht  erhalten  und  für 
die  Sicherheit  des  Staates ,  sowie  für  die  Integrität  sowol  der  Bundes- 
ais der  kantonalen  Institutionen ,  die  glcichmässig  gewährleistet  sind, 
wachen  muss ,  so  kann  die  Vollziehungsbehörde  gegen  die  Unterneh- 
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mungen  irgend  einer  Faction  nicht  entwaffnet  bleiben ,  sondern  sie 
miiss  zu  gelegener  Zeit  die  durch  die  Nothwendigkeit  und  Dringlich- 
keit gebotenen  Massregeln  ergreifen  können ,  um  eine  Verschwörung, 
deren  Herd  in  einem  Vereine  sein  würde ,  zu  ersticken ,  einen  Hand- 
streich zu  vereiteln,  einen  Auflauf  oder  einen  Aufstand,  den  ein  Verein 
oder  eines  seiner  Comite  versuchen  sollte ,  zu  unterdrücken.  Diese 
fursorgende  Gewalt  gehört  nicht  weniger  den  Regierungen  in  jenen 
Kantonen  an ,  wo  die  Aufhebung  des  Vereins  Sache  der  Gerichte  ist, 
als  denjenigen,  wo  sie  im  Geschäftskreis  der  Vollziehungsbehörde  liegt, 
aber  mit  dem  Unterschiede,  dass  dort  die  ergrififenen  Massregeln 
eben  so  wenig  in  der  Aufhebung  des  Vereins  als  in  der  Anwendung 
anderer  Strafen  bestehen  können;  sie  sind  nur  provisorisch  und  die 
Angelegenheit  muss  ohne  Verzug  vor  die  Gerichte  gebracht  werden ; 
wird  diess  unterlassen ,  so  muss  die  Verfolgung  aufgegeben  und  die 
Sache  wieder  in  ihrem  vorigen  Stand  belassen  werden. 

Gleichbedeutend  diesen  dringenden  und  provisorischen  Mass- 
regeln ist  in  Pressachen  die  (mgeiiblickliche  Beschlagnahme  einer 
Schrift,  welche  die  Druckerei  verlassen  hat,  oder  noch  unter  der  Presse 
ist ,  die  durch  die  Regierung  oder  einen  ihrer  Beamten  angeordnet 
wird,  wenn  die  Schrift  gefahrlich  und  von  der  Art  ist,  eine  amtliche 
Verfolgung  hervorzurufen.  ^Dieser  Beschlagnahme  muss  entweder  un- 
mittelbar die  gerichtliche  Klage  oder  deren  Aufhebung  folgen  und  es 
kommt  der  Vollziehungsgewalt  keineswegs  zu,  die  Schuldigen  zu  stra- 
fen ,  noch  eine  Zeitung  eingehen  zu  lassen.    [Vgl.  No.  180*] 

Aber  welches  auch  die  competente  Kantonalbehörde  sein  mag, 
die  einen  Verein  aufhebt ,  sie  sei  gesetzgebend ,  vollziehend  oder  rich- 
terlich ,  so  bleibt  diese  Massregel  doch  immer  unter  der  Controle  der 
BBebörde ,  die  stets  auf  Beschwerdeführung  oder  von  sich  aus  ein- 
schreiten kann.  Denn  durch  Art.  74  Ziifer  8  und  90,  Ziffer  2  der 
BVerf.  ist  mit  Bezug  auf  die  durch  den  Bund  gewährleisteten  Rechte, 
also  auch  hinsichtlich  des  Vereinsrechts ,  die  Kantonalsouveränetät 
beschränkt  und  es  muss  daher  der  BBebörde  das  Recht  zustehen ,  die 
Motive  einer  kantonalen  Massregel ,  über  welche  die  Bürger  sich  be- 
schweren ,  zu  würdigen ,  sonst  wäre  die  durch  die  BVerf.  verheisscne 
und  zugesicherte  Garantie  ein  leeres  Wort.  .  .  Die  Kantonalgesetzge- 
bung muss  sich  daher  auf  Unterdrückung  der  Missbräuche  im  Vereins- 
recht beschränken ;  sie  kann  unter  keinem  Titel  Präventivmassregeln 
feststellen  und  die  zur  Unterdrückung  der  Missbräuche  erforderlichen 
Bestimmungen  dürfen  ihr  Ziel  nicht  überschreiten —  Das  Recht  aber 
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wird  nicht  blos  dadurch  verletzt,  dass  man  im  Allgemeinen,  im  Grund- 
satz die  Auflösung  der  Vereine  beschliesst ;  man  vernichtet  es  nicht 
weniger  durch  besondere  Massregeln  in  Bezug  auf  diese  oder  jene 
Vereine ,  die  aus  diesen  oder  jenen  Gründen  unterdrückt  werden ,  in- 
sofern diese  Gründe  nicht  gut  und  verfassungsmässig  sind.  Behaupten, 
dass  man  das  Vereinsrecht  achte,  weil  man  seine  Unterdrückung  nicht 
im  Grundsatze  beschlossen ,  während  man  besondere  Verbindungen 
aus  Gründen ,  von  denen  man  keine  Rechenschaft  geben  will ,  auflöst, 
ist  gerade  wie  wenn  man  sagen  wollte ,  dass  man  das  Leben  einer 
Person  im  Grundsatze  achte ,  indem  man  ihr  zugleich  die  Nahrung 
entzieht —  Die  ganze  BRegierung  würde  gelähmt,  unmöglich  gemacht 
durch  dieses  System  des  Ultra-Kantonalismus ,  das  selbst  den  Execu- 
tivbehörden  von  Theilen  der  Eidgenossenschaft  erlauben  ¥mrde ,  die 
im  Interesse  Aller  gegen  ihre  besondere  Gewalt  angebrachten  Schran- 
ken zu  überschreiten  und  so  illusorisch  zu  machen  die  Freiheii  und 
Rechte  des  Volkes,  die  verfassungsmässigen  Rechte  der  Bürger  wie  die 
Rechte  und  Befugnisse,  welche  das  Volk  den  Behörden  übertragen  hat, 
—  die  Rechte,  welche  der  BGewalt  übertragefi  sind,  —  mit  dem 
Zwecke :  die  Unabhängigkeit  des  Vaterlandes  nach  Aussen  sicher  zu 
stellen,  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern  zu  handhaben,  die  Freiheit  und 
Rechte  der  Eidgenossen  zu  schützen  und  jhre  gemeinsame  Wohlfahrt 
zu  vermehren  (Art.  2,  3  und  5  der  BVerf.) 

Speciell  auf  die  Frage ,  ob  nach  dem  Rechte  des  Kts.  Bern  die 
Verwaltungsbehörden  oder  die  Gerichte  befugt  seien ,  einen  Verein 
aufzulösen ,  glaubt  der  BR  nicht  eintreten  zu  sollen ,  weil  die  getrof- 
fene Massregel,  von  welcher  Behörde  sie  auch  ausgegangen,  unter  der 
Controle  der  BBehörde  stehe  und  weil  er  das  Decret  vom  1 6.  Juni 
für  nicht  gerechtfertigt  halte. 

Der  BR.  kam  daher  zu  dem  Schlüsse :  Es  sei  über  die  Petitionen 
des  Centralcomite  des  Grütlivereins  und  der  Section  von  Burgdorf 
(wegen  ihrer  unanständigen  und  beleidigenden  Fassung)  zur  Tages- 
ordnung zu  schreiten,  im  Uebrigen  aber  dem  Decrete  vom  16.  Juni 
1852,  welches  die  Aufhebung  des  Schweiz.  Grütlivereins  im  ganzen 
Umfange  des  Kts.  Bern  und  seine  Untersagung  für  die  Zukunft  ver- 
fügt, keine  Folge  zu  geben. 

B.  1853  III.  138  —  167.  1864  I.  441—472.  486  —  524. 

Einer  Entscheidung  in  dieser  Sache  von  Seite  der  gesetzgebenden 
Räthe  kam  die  Regierung  von  Bern  durch  folgendes  Decret  vom 
11.  Juli  1854  zuvor: 
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»Der  Regierungsrath  des  Kantons  Bern, 
»Nach  Einsicht  eines  vom  20.  Juni  datirten  Gesuches  mehrerer  Staatsbürger 
um  Aufhebung  des  unterm  16.  Juni  1852  gegen  den  Grütliverein  ergangeneu  Be- 
schlusses ; 

»Erwägend,  dass  die  oberste  Polizeibehörde  des  Kantons  laut  Verfassung  befugt 
ist,  staatsgefäbrliche  Vereine  zu  beschranken  oder  aufzuheben, 

»In  Betrachtung  aber ,  dass  die  Umstände ,  welche  die  Behörde  seiner  Zeit  die 
in  Frage  stehende  Verfügung  als  Pflicht  erachten  Hessen ,  nicht  mehr  bestehen, 

»beschliesst: 
»Das  Verbot  des  Grütlivereins  vom  16.  Juni  1852  ist  aufgehoben.« 
Der  BR.  gab  am  13.  Juli  1854  den  Räthen  von  diesem  Decrete 
Kenntniss ,  worauf  diese  Angelegenheit  aus  den  Tractanden  fiel. 

195«   Der  Vereinsvorstand  der  in  den  Genossenwaldungen  von  Stans 
holzberechtigten  Liegenschaftsbesitzer  bringt  vor: 

Seit  Jahrhunderten  bestehe  in  der  Gemeinde  Stans,  wie  in  den 
übrigen  Gemeinden  von  Nidwaiden ,  eine  s.  g.  Genossencorporation, 
die  nebst  anderm  Vermögen  auch  ausgedehnte  Waldungen  besitze. 
Früher  im  Besitze  politischer  Rechte  seien  die  Genossenschaften  auf 
die  Bedeutung  privatrechtlicher,  ökonomischer  Gesellschaften  be- 
schränkt worden Die  Güterbesitzer  in  Stans  haben  sich  nun  in 

eine  Gesellschaft  vereinigt  mit  dem  Zwecke,  den  rechtlichen  Umfang 
und  Inhalt  der  Güterrechte  in  den  Genossenwaldungen  zu  untersuchen, 
dieselben,  so  weit  sie  sich  behaupten  lassen,  festzustellen,  um  in  der 
Folge  den  möglichst  ungeschmälerten  Fortbestand  dieser  Güterrechte 
in  rechtlicher  und  factischer  Beziehung  zu  sichern.  Einem  daherigen 
Begehren  um  Urkundenedition  sei  von  der  Genossenverwaltung  nur 
theilweise  entsprochen  worden,  wesshalb  die  Beihülfe  der  Behörden 
habe  angesprochen  werden  müssen;  allein  wegen  unrichtiger  Aus- 
legung der  Ausstandsgesetze  habe  sich  im  ganzen  Lande  keine  Be- 
hörde mehr  gefunden,  die  über  das  Begehreu  einen  Beschluss  hätte 
fassen  können.  Um  sich  bei  dem  nöthig  gewordenen  ernstlichen  Vor- 
gehen auf  einen  soliden  und  gesetzlichen  Rechtsboden  zu  stellen  und 
namentlich  um  auch  die  Ausstandsfrage  zu  erledigen,  habe  der  Verein 
der  Güterbesitzer  beschlossen,  seine  Statuten  dem  Landrathe  zur 
Genehmigung  vorzulegen,  allein  derselbe  sei  auf  das  Begehren  nicht 
eingetreten. 

Es  werde  desshalb  in  zwei  Richtungen  Schutz  der  BBehörden 
angerufen : 

1)   Nach  Art  46  der  BVerf.  sei  der  Landrath  verpflichtet,  den 
Vereinsstatuten  die  nachgesuchte  Genehmigung  zu  ertheilen,  weil  eine 
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Weigerung  einem  Beschlüsse,  dass  der  Verein  als  solcher  nicht  be- 
stehen dürfe,  gleich  komme.  Eine  Anerkennung  von  Seite  des  Land- 
rathes  müsse  der  Verein  aber  besitzen,  wenn  er  den  Charakter  einer 
bleibenden  corporativen  Verbindung  haben  und  den  Schutz  und  die 
Rechte  einer  moralischen  Person  geniessen  wolle. 

2)  Der  Landrath  von  Nidwaiden  wolle  angehalten  werden,  den 
Grundsatz  auszusprechen,  dass  in  Anwendung  der  verfassungsmässig 
garantirten  Rechtsgleichlieit  rücksichtlich  dieses  Vereins,  betreffend 
den  Ausstand  bei  Behörden,  die  gleichen  Grundsätze  in  Anwendung 
zu  bringen  seien,  welche  die  Genossenschaften  für  sich  in  Ansprach 
nehmen,  wonach  nur  die  unmittelbaren  Mitglieder  der  Vereinigung, 
nicht  aber  deren  Verwandte  zum  Ausstand  verhalten  werden  können. 

Die  Regierung  von  Nidwaiden  erwiedert :  Der  Verein  als  solcher 
bedarf  zu  seinem  Fortbestehen  keiner  Genehmigung ;  er  hat  bisanhin 
bestanden  und  kann  ferner  wirken,  so  lange  er  in  Zweck  und  Mitteln 
nicht  staatsgefahrlich  oder  rechtswidrig  ist.  Dagegen  eignet  sich 
dieser  Verein  nicht  zu  einer  moralischen  Person  und  diese  Eigenschaft 
wird  ihm  der  Landrath  auch  nicht  ertheilen  kraft  seiner  Competenz. 
Was  die  Ausstandsfrage  betrifft,  so  wurde  hier  wie  in  allen  andern 
Fällen  verfahren ;  übrigens  trägt  Recurrent  selbst  Schuld  daran,  wenn 
er  bis  jetzt  keine  vollzählige  Behörde  fand,  weil  er  ein  vorgeschla- 
genes und  schon  oft  in  Anwendung  gebrachtes  Auskunftsmittel  nicht 
annehmen  wollte. 

Der  Recurs  wurde  abgewiesen.    Gründe: 

A.    Bezüglich  des  ersten  Beschwerdepunktes: 

1)  'Art.  46  der  BVerf.  garantirt  allerdings  das  Vereinsrecht;  dar- 
aus folgt  aber  keineswegs,  dass  ein  Verein  in  der  Eigenschaft  und 
Rechtsform  einer  Corporation  (moralischen  Pei'son)  vom  Staate  an- 
erkannt werden  müsse. 

2)  Es  hängt  vielmehi'  von  der  Gesetzgebung  jedes  Kantons  ab,  zu 
bestimmen,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  und  durch  welche 
Behörde  einem  Verein  die  Rechte  einer  Corporation  zuerkannt  wer- 
den sollen. 

3)  Somit  kann  in  der  Verweigemng  dieser  Rechte  durch  die  com- 
petente  Kantonsbehörde  keine  verfassungswidrige  Beschränkung  des 
Vereinsrechts  liegen,  weil  der  Rechtsbegriff  der  Corporation  gar  nicht 
zum  Wesen  des  Vereins  gehört. 

4)  Im  Uebrigen  wurde  der  Verein  der  Recurrenten  weder  aufge- 
hoben, noch  sonst  in  seiner  Wirksamkeit  verfassungswidrig  beschränkt 
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B.  Bezüglich  des  zweiten  Beschwerdepunkts: 

5)  Den  BBehörden  kann  nur  dann  eine  Einwirkung  auf  die  Justiz- 
pflege der  Kantone  zustehen,  wenn  es  sich  um  Verletzung  der  BVerf., 
von  BGesetzen  und  Concordaten  oder  der  Kantonsverfassung  handelt. 

6)  Dieses  ist  hier  aber  nicht  der  Fall,  indem  nur  in  Frage  liegt, 
ob  die  Ausstandsgesetze  mit  den  diese  Materien  beschlagenden  Rechts- 
gnindsätzen  und  Uebungen  richtig  angewendet  worden  seien  oder 
nicht ;  der  Entscheid  dieser  Frage  steht  aber  nicht  den  BBehörden  zu, 
sondern  kann  vielmehr  nur  von  einer  verfassungsmässigen  Ober- 
behörde des  Kantons  beurtheilt  und  regulirt  werden.    [Vgl.  No.  14«] 

7)  Die  Recurrenten  können  sich  um  so  weniger  über  Rechtlos- 
haltnng  beklagen,  als  nach  geschehenem  Ausstande  eine  Vervoll- 
ständigung der  Behörde  nach  dortiger  Uebung  angeordnet  werden 
wollte ,  welchem  Vorschlage  aber  der  Anwalt  der  Beschwerdefiihrer 
sich  widersetzte.  B.  1859  I.  373. 

196*  Auf  den  Beschluss  der  versammelten  Schützengemeinde  von 
Nidwalden  bewarb  sich  der  dortige  Schützeurath  um  das  eidg.  Schützen- 
festim Jahr  1861.  Als  Bewerber  für  dasselbe  traten  ferner  die  Schützen 
von  Neuenbürg  auf.  Obwol  der  Landrath  von  Nidwalden  den  Rück- 
tritt der  dortigen  Schützengemeinde  von  der  Bewerbung  wünschte, 
hielt  letztere  doch  an  ihrem  Beschlüsse  fest,  worauf  der  Landrath 
am  24.  October  1859  ein  förmliches  Verbot  gegen  die  Abhaltung  des 
Festes  in  Nidwalden  erliess.  Dessen  ungeachtet  betrachtete  das  eidg. 
Centralcomite  die  Schützen  von  Nidwalden  als  berechtigte  Bewerber 
und  bei  der  am  12.  Januar  1860  statutengemäss  erfolgten  Ziehung 
des  Looses  zwischen  den  beiden  genannten  Concurrenten  fiel  dasselbe 
auf  Nidwalden.  Da  nun  sowol  die  Schützengemeinde  an  der  Ueber- 
nahme  des  fraglichen  Festes  festhielt,  wie  anderseits  der  Landrath 
an  seinem  Verbote,  und  ein  Versuch  des  BR.  zur  Verständigung  ohne 
Erfolg  blieb,  auch  inzwischen  die  Leitung  dieser  Angelegenheit  einem 
Organisationscomite  übertragen  wurde,  so  wandte  sich  letzteres  gegen 
fraglichen  Landrathsbeschluss  vom  24.  Octbr.  1859  recurrirend  an 
den  BR.  mit  dem  Gesuche,  diesen  Beschluss  als  mit  Art.  46  der  BVerf. 
unvereinbar  aufzuheben. 

Die  Regierung  von  Nidwalden  erwiedert :  Unter  Hinweisung  auf 
Art  46  cit  wird  zunächst  bemerkt,  dass  es  sich  hier  weder  um  die 
Bildung  eines  Vereins,  noch  um  die  Verhinderung,  den  Bestand  oder 
die  Fortexistenz  eines  bereits  gebildeten  Vereins  handelt,  und  auch 


190  I.  Abschnitt.    Bundesverfassung. 

der  eidg.  Schützenverein  wird  durch  den  Landrathsbeschluss  so 
lange  in  seiner  statutengemässen  Thätigkeit  nicht  verhindert,  als 
Anerbieten  mehrerer  Orte  für  Uebernahme  des  Festes  zur  Auswahl 
vorliegen ;  zudem  schliesst  das  Verbot  keine  Versammlung  des  eidg. 
Schützenvereins  auf  dem  Gebiete  von  Nidwaiden  aus,  sondern  nur 
die  Abhaltung  des  Schützenfestes  im  Jahr  1861.  —  Nach  Art.  46  ist 
der  Schützenverein  in  den  verschiedenen  Richtungen  seiner  Thätig- 
keit der  kantonalen  Gesetzgebung  unterworfen  und  die  AuJGstellung 
der  erforderlichen  Bestimmungen  über  den  Missbrauch  des  Vereins- 
rechtes der  üompetenz  der  kantonalen  Gesetzgebung  zugewiesen. 
Eine  jede  Vereinsthätigkeit,  die  sich  mit  den  Bestimmungen  der  kan- 
tonalen Polizeigesetzgebung  nicht  verträgt,  muss  daher,  wenn  sie 
auch  an  imd  für  sich  ganz  löblich  wäre,  in  dem  Bereiche  der  betref- 
fenden Kantonalgesetzgebung  als  unerlaubt  angesehen  werden,  und 
nach  bestehendem  BRecht  ist  es  auch  Sache  der  Kantonsbehörden, 
zu  beurtheilen,  was  ihrer  Polizeigesetzgebung  zuwider  sei  oder  nicht 
Die  Obsorge  für  die  Sicherheits-  und  Sittenpolizei  fallt  in  den  Be- 
reich der  Kautonalsouveränetät  und  bei  Anlass  eines  solchen  Zusam- 
menflusses grosser  Volksmassen,  selbst  aus  dem  Auslande,  ist  es  hin- 
wieder Sache  der  Kantonsregierung,  zu  ermessen,  ob  die  Polizeimittel 
ausreichen ;  auch  kann  die  daherige  Verantwortlichkeit,  die  auf  der 
Regierung  lastet,  nicht  einem  beliebigen  Comite  überlassen  werdeo. 
Weder  der  eidg.  noch  der  kantonale  Schützenverein  ist  durch  eine 
Bestimmung  der  BVerf.  der  Unterordnung  unter  die  kantonale  Polizei- 
gesetzgebung entbunden.  Wenn  die  betreffende  Gesetzgebung  in  einem 
Kantone  der  Art  ist,  dass  zwar  nicht  der  Bestand  des  Schweiz.  Schützen- 
Vereins,  wol  aber  die  Abhaltung  des  eidg.  Schützenfestes  mit  derselben 
unvereinbar  erfunden  wird,  so  muss  ein  Festort  gewählt  werden, 
wo  dieses  Hinderniss  sich  nicht  vorfindet.  Der  Schweiz.  Schützen- 
verein steht  selbst  nach  §  14  seiner  Statuten  auf  diesem  Standpunkte, 
indem  die  Abhaltung  eines  Freischiessens  von  der  Bewilligung  der 
betreffenden  Kantonsregierung  abhängig  gemacht  wird.  Endlich  ist 
das  Organisationscomite  in  Nidwaiden  zur  Sache  nicht  legitimiit, 
da  nm*  der  eidg.  Schützenverein  allfällig  Grund  und  Veranlassung  zu 
einer  Beschwerde  hätte. 

Unmittelbar  nach  Eingang  dieser  Antwort  erklärte  das  Central- 
comite  des  Schweiz.  Schützenvereins  in  Zürich  den  Anschluss  an  den 
vorliegenden  Recurs. 
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Die  Regierung  von  Nidwaiden  wurde  eingeladen,  das  eidg.  Frei- 
schiessen im  Jahr  1861  auf  ihrem  Gebiete  zu  gestatten.    Gründe: 

1)  Vorerst  findet  die  Frage,  ob  die  Recurrenten  legitimirt  seien, 
über  Gefahrdung  des  eidg.  Schützenvereines  Beschwerde  zu  iuhren, 
durch  die  Zustimmung  zum  Recurse  von  Seite  des  Centralcomites  des 
Schweiz.  Schützenvereins  ihre  Erledigung. 

2)  Art.  46  der  BVerf.  garantirt  alle  Vereine,  die  weder  in  ihrem 
Zwecke  noch  in  den  dafür  bestimmten  Mitteln  rechtswidrig  oder  staats- 
gefahrlich  sind.  Nach  der  ausdrücklichen  Anerkennung  der  Regierung 
von  Nidwaiden  gehört  auch  der  eidg.  Schützenverein  in  die  Klasse 
dieser  erlaubten  und  somit  verfassungsmässig  garantirten  Vereine. 

3)  Dieser  Verein  ist  daher  berechtigt,  sich  nicht  nur  gegen  Mass- 
regeln zu  vertheidigen,  die  seine  Existenz  gefährden,  sondern  auch 
gegen  solche,  welche  die  seiner  Natur  und  Bestimmung  zukommende 
Thätigkeit  verhindern.  Als  einem  Schützenverein  kann  ihm  somit  das 
periodische  Abhalten  von  Schiessübungen  ebensowenig  verboten  wer- 
den ,  als  z.  B.  einem  Sängervereine  das  Singen. 

4)  Die  Behauptung,  der  Ort  der  Abhaltung  des  Freischiessens  sei 
für  den  Verein  nicht  von  wesentlicher  Bedeutung,  ist  einerseits  nur 
theilweise  richtig  und  anderseits  mit  Rücksicht  auf  die  obwaltende 
Rechtsfrage  völlig  unerheblich :  und  zwar  ersteres  darum,  weil  der 
eidg.  Schützenverein  schon  vermöge  seines  Umfangs  für  seine  Existenz 
und  Wirksamkeit  eines  vielfachen  Wechsels  der  Festorte  nothwendig 
bedarf;  letzteres  desshalb,  weil  dem  Rechte  eines  einzigen  Kantons, 
einen  erlaubten  schweizerischen  Verein  auszuschliessen,  das  gleiche 
Recht  aller  anderer  Kantone  zur  Seite  stehen  müsste,  womit  die  ver- 
fassungsmässige Garantie  des  Vereins  vollständig  gebrochen  wäre. 

5)  Die  kantonale  Polizeigesetzgebung  ist  nach  Art.  46  der  BVerf. 
allerdings  berechtigt,  über  den  Missbrauch  des  Vereinsrechtes  das 
Erforderliche  zu  verfügen.  Hieraus  folgt  aber  keineswegs  das  Recht 
im  offenbaren  Widerspruch  mit  dem  Principe  dieses  Artikels  einem 
an  sich  erlaubten  Vereine  den  Kanton  zu  verschliessen  oder  Bestim- 
mungen zu  treffen,  welche  die  naturgemässe  Entwicklung  seiner 
Thätigkeit  verhindern. 

6)  Die  Berufung  auf  Art.  1 4  der  Statuten  des  eidg.  Schützenvereins, 
also  lautend :  »Die  Unternehmer  des  Freischiessens  haben  dem  Cen- 
»tralcomite,  nachdem  durch  die  Kantonsregierung  die  Bewilligung 
»ertheilt  ist,  einen  Schiessplan  zur  Genehmigung  vorzulegen«, — 
hält  nicht  Stich,  weil  zur  Zeit  der  Erlassung  der  Statuten  (im  J.  1840) 
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das  Vereinsrecht  YOm  Bunde  noch  gar  nicht  garantirt  war  und  daher 
die  Bewilligung  von  Freischiessen  unbedingt  von  der  Eantonsregierung 
abhing ;  und  weil  auch  heutzutage  eine  gebührende  Anfrage  bei  der 
Eantonsregierung  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  womit  indess  kein 
Verzicht  auf  eine  allfällige  Beschwerde  verbunden  ist 

7)  Selbstverständlich  steht  endlich  dem  Schützenvereine  kein  Recht 
zu,  vom  Staate,  Gemeinden  oder  Privaten  pecuniäre  Betheiligung  zu 
verlangen,  auch  beruht  die  ganze  Verantwortlichkeit  des  Erfolges 
der  Unternehmung  auf  ihm.  B.  1861  L  862. 

IVII.  Gleichstellaiigr  der  Niehtkantonsbflrgrer  im  Verfahreik 

BVerf.  Art.  48.  BBeschluss  vom  24.  Septbr.  1866,  betr.  die  Rechtsverhältnisse  der 
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1.  Im  Allgemeinen. 

197»  Es  gibt  zweierlei  Reciprocit'di  oder  Gegenrecht  unter  ver- 
schiedenen Staaten.  Die  eigentliche  Keciprocität  besteht  darin,  dass 
ein  Staat  dem  andern  zusichert,  dessen  Bürger  im  Allgemeinen  oder 
in  gewissen  Theilen  der  Gesetzgebung  den  eigenen  Bürgern  gleich  zu 
halten  und  somit  das  einheimische  Recht  auf  sie  anzuwenden,  gleich- 
wie auf  die  letztern.  Bisweilen  nennt  nian  es  auch  Reciprocität, 
wenn  zwei  Staaten  sich  die  Anwendung  der  gleichen  Principien  in 
einem  gewissen  Theile  der  Gesetzgebung  zusichern,  z.  B.  im  Gewerbs- 
wesen, im  Concursrecht,  im  Paternitätsprozess  u.  s.  w.  Das  letztere 
ist  also  vielmehr  vertragsmässige  Uebereinstimmung  der  Gesetzgebung 
als  Gegenrecht.  Nun  ist  es  einleuchtend,  dass  der  Art.  48  der  BVerf. 
nicht  die  letztere  Art  einführen  konnte  oder  wollte ;  denn  dazu  wäre 
eine  einheitliche  schweizerische  Gesetzgebung  erforderlich.  Er  ent- 
hält vielmehr  in  Verbindung  mit  Art.  3  das  gerade  Gegentheil,  indem 
er  selbständige  und  ganz  verschiedene  kantonale  Gesetzgebungen 
voraussetzt  und  ohne  diese  Voraussetzung  gar  keinen  Sinn  hätte. 

Es  ist  daher  die  Ansicht  unrichtig,  dass  eine  ungleiche  Behand- 
lung der  Schweizerbürger  vorbehalten  sei,  ausser  in  den  Fallen,  wo 
es  sich  um  bundesgemäss  garantirte  Rechte  handle,  z.  B.  freie  Nieder- 
lassung, freier  Verkehr. 

Hier  stellt  sich  vielmehr  der  oben  erwähnte  Unterschied  klar 
heraus,  der  in  seiner  Anwendung  auf  den  Bund  und  seine  Verfassung 
sich  so  ausdrücken  lässt :  der  Bund  konnte  oder  wollte  nicht  eine 
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allgemeine  einheitliche  Gesetzgebung  vorschreiben,  sondern  er  liess 
im  Ganzen  die  Verschiedenheit  der  Gesetzgebungen  bestehen;  da- 
gegen machte  er  einige  Ausnahmen  und  stellte  allerdings  gewisse 
einheitliche  Principien  auf.  Diese  sind,  absolut  vorgeschrieben  als 
materielles  Recht  für  die  ganze  Schweiz  und  damit  hat  der  Art.  48 
gar  nichts  zu  schaffen.  Er  bezieht  sich  vielmehr  auf  das  ganze  Gebiet 
der  Gesetzgebung,  welches  die  Kantone  selbständig  gestalten  können 
und  stellt  das  Princip  auf,  dass  in  diesem  ganzen  Gebiete  die  übrigen 
Schweizerbürger  wie  die  eigenen  Kantonsbürger  gehalten  werden 
sollen;  er  stellt  mit  ganz  klaren  Worten  das  System  auf,  welches 
oben  die  eigentliche  Beciprocität  genannt  wurde. 

Diese  Reciprocität  kann  unter  fremden  Staaten  nicht  immer  con- 
veniren.  Vermöge  des  Art.  48  der  BVerf.  können  auch  im  Innern  der 
Schweiz  üebelstände  eintreten,  weil  eben  die  kantonalen  Gesetz- 
gebungen ganz  verschieden  sind.  Allein  man  darf  die  Schweiz.  Kan- 
tone nicht  als  fremde  Staaten  auffassen,  sondern  als  Glieder  eines 
Bundesstaates.  Die  schöne  Idee,  welche  dem  Art  48  zu  Grunde  liegt, 
ist  die:  wenn  es  nicht  zweckmässig  oder  nicht  ausführbar  ist,  die 
gleiche  Gesetzgebung  für  die  ganze  Schweiz  anzuwenden,  so  sollen 
wenigstens  die  Schweizer  alle  in  jedem  Kanton,  wie  die  betreffenden 
Kantonsbürger,  nach  dem  gleichen  Rechte  behandelt  werden.  Dieser 
Artikel  soll  einer  der  mächtigsten  Hebel  des  nationalen  Bewusstseins 
bilden;  die  Behörde  eines  Kantons  soll  in  den  vor  ihr  erscheinenden 
Parteien  nicht  Luzerner  und  Aargauer,  sondern  nur  Schweizer  er- 
blicken. Diese  grosse  Bedeutung  des  Artikels  ginge  aber  vollständig 
zu  Grunde,  wenn  es  auch  fernerhin  gestattet  wäre,  ein  Gegenrecht 
in  dem  oben  angedeuteten  Sinne  auszuüben,  d.  h.  in  dem  Gebiete  der 
nicht  bundesmässig  garantirten  Rechte.  Die  Convenienz  und  das 
Gegenrecht  in  diesem  Sinne  waren  unter  der  frühem  BVerfassung 
immer  eine  Art  Selbsthülfe  in  gesetzlicher  Form.  Dieser  Zustand 
hatte  auch  in  politischer  Beziehung  nachtheilige  Folgen.  Art.  48  der 
neuen  BVerf.  wollte  diesem  ein  Ende  machen. 

Es  können  auch  aus  diesem  neuen  Principe  immer  noch  Nach- 
tbeile entstehen.  Es  ist  diess  bei  allen  Kantonen  der  Fall,  welche 
den  Patemitätsgrundsatz  haben,  gegenüber  denjenigen,  welche  den 
Matemitätsgrundsatz  einführten.  Diese  Nachtheile  müssen  aber  dem 
hohem  Principe  des  Art.  48  untergeordnet  werden,  und  dann  können 
dieselben  Kantone  auf  einem  andern  Gebiete  auch  im  Vortheil  sein. 

Ein  Gesetz,  welches  unter  umständen  eine  nachtheiligere  Bc- 

•  13 
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handlung  der  Eantonsfremden  möglich  macht,  indem  es  die  Anwen- 
dung anderer  fremder  Gesetze,  z.  B.  jene  des  Heimatkantons  dieses 
Eantonsfremden,  gegen  sie  gestattet,  ist  daher  im  offenbaren  Wider- 
spruche mit  Art.  48  der  BVerf. 

6B.  y.  21.  März  1851  No.  1075  B.  Vgl  No.  43.  ZO»  f.  S94. 

198«  Sowol  der  Wortlaut  des  Art.  48  der  BVerf.  als  der  Gang  der 
darüber  gepflogenen  Berathungen  sprechen  entschieden  gegen  die 
Auffassung ,  die  in  diesem  Artikel  eine  Gleichstellung  der  beiden  Om- 
fessionen  in  allen  politischen  und  bürgerlichen  Rechten  hat  finden 
wollen. 

1)  Die  Worte:  »Den  Bürgern  des  eigenen  Kantons . . .  «  beweisen 
ganz  klar,  dass  es  sich  hier  überall  nicht  um  einen  Grundsatz,  der 
die  Confessionen  betrifft,  handelte,  sondern  um  den  Gegensatz  Ton 
Kantonsbürgern  lind  Schweizerbürgern ,  welche  hie  und  da  in  man- 
chen civilrechtlichen  Verhältnissen,  z.  B.  im  Concursrecht,  Erbrecht 
u.  8.  w.  verschieden  gehalten  wurden.  Diesem  Uebelstand  sollte  nun 
durch  den  Grundsatz  abgeholfen  werden,  dass  kein  Kanton  Ausnahmen 
zum  Nachtheil  von  kantonsfremden  Schweizerbürgern  machen  dürfe, 
sondern  dass  diese  imter  den  nämlichen  Gesetzen  stehen  sollen  wie 
die  Kantonsbürger. 

2)  Sowol  der  Entwurf  der  Revisions-Commission  als  der  erste  Ent- 
wurf der  Tagsatzung  enthielt  die  Worte  »christlicher  Confession« 
nicht,  was  ja  ganz  unerklärbar  wäre,  wenn  man  einen  auf  die  Confes- 
sionen bezüglichen  Grundsatz  hätte  aufstellen  wollen.  Erst  bei  der 
letzten  Berathung  der  Verfassung  wurden  diese  Worte  aufgenonmien, 
aber  einzig  mit  Rücksicht  auf  gewisse  Ausnahmsgesetze ,  die  hie  und 
da  hinsichtlich  der  Israeliten  vorhanden  sind  und  die  man  nicht  auf- 
heben wollte  (s.  Verhandlgn.  der  Tagsatzung  üb.  die  BVerf.  S.  270). 

3)  Noch  schlagender  ist ,  dass  verschiedene  Anträge ,  welche  das 
Recht,  gemischte  Ehen  einzugehen,  sichern  und  anerkannt  wissen 
wollten,  dass  weder  die  Eingehung  noch  der  Uebe'rtritt  von  einer  Con- 
fession zur  andern  Nachtheile  mit  Bezug  auf  politische  Rechte  zur 
Folge  haben  könne  u.  dgl. ,  in  Minderheit  blieben  (s.  ibid.  S.  86  u.  91). 

4)  Wenn  der  Art.  48  eine  Gleichstellung  der  Confessionen  in  Be- 
zug auf  bürgerliche  oder  politische  Rechte  enthalten  würde,  so  müsste 
er  sich  nothwendig  auch  auf  den  Erwerb  des  Bürgerrechtes  beziehen, 
was  anerkanntermassen  nicht  der  Fall  ist.  B.  1850 1. 273. 
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2.  Einzelne  Fälle. 

a,  Heiratsgebühren  und  Cautionen. 

199«  Art.  48  wird  häufig  angewendet  bei  Eeclamationen  gegen 
Gebühren ,  die  bei  der  Heirat  einer  Bürgerin  eines  andern  Kantons 
Ton  der  Heimatgemeinde  eines  Mannes  verlangt  werden.  Die  Anwen- 
dung geschieht  in  dem  Sinne,  dass  die  Kantone  zwar  befugt  sind,  der- 
artige Gebühren  oder  Cautionen  zu  verlangen,  vorausgesetzt,  dass  die 
Kantonsbürgerinnen,  wenn  sie  in  eine  andere  Gemeinde  desselben 
Kantons  heiraten ,  durch  das  Gesetz  denselben  Leistungen  unterwor- 
fen werden.  Der  Grundsatz  ist  mit  Einführung  der  neuen  BVerf.  in 
Kraft  getreten  und  es  sind  daher  alle  damit  in  Widerspruch  stehenden 
und  seit  dem  12.  Septbr.  1848  bezogenen  Gebühren  oder  Cautionen 

zu  restituiren.  B.  1851  n.  328.  cf.  Recursalbescheide  v.  5.  August  1850 

L  S.  Kaster  u.  Hess,  u.  v.  4.  Septbr.  gl.  J.  i.  S.  v.  Büren  u.  Engelberger. 

300«  Bei  Anlass  einer  Beschwerde  über  grössere  Einheiratungs- 
gebühren, die  eine  bernische  Gemeinde  von  kantonsfremden  Frauen 
verlangte ,  wurde  als  massgebend  angenommen ,  dass  der  Grundsatz 
des  Art  48  der  BVerf.  mit  dem  12.  Sept.  1848  Rechtskraft  erlangt  habe 
und  ins  Leben  getreten  sei,  um  so  mehr,  als  es  zu  dessen  Handhabung 
keiner  Ausfuhrungsgesetze ,  sondern  nur  der  Anwendung  der  für  die 
Kantonsbürger  geltenden  Gesetze  bedurfte.    B.  1852 1. 401.  1854  H.  65. 

SOI*  Peter  Oswald  Elsener  von  Zug,  wohnhaft  in  Schwyz,  erhebt 
folgende  Beschwerde:  Schon  L  J.  1820  habe  er  bei  seiner  Verhei- 
ratnng  mit  einer  Schwyzerin  an  die  Gemeinde  Zug  Fr.  150  als  Frauen- 
einzug  bezahlen  müssen.  Seither  Wittwer  geworden ,  gedenke  er  sich 
neuerdings  mit  einer  Schwyzerin  zu  verheiraten  und  die  Gemeinde 
Zug  fordere  neuerdings  Fr.  150  Einzugsgebühr  gemäss  einem  Ge- 
meindstatute vom  J.  1812.  Diese  Gebühr  stehe  aber  im  Widerspruch 
mit  Art  48  der  BVerf. ,  wonach  die  Schwyzerin  in  Zug  das  gleiche 
Recht  haben  soll  wie  die  Zugerin.  Ferner  dulde  Art.  4  der  BVerf. 
keine  Vorrechte  des  Ortes  und  endlich  käme  er  in  eine  viel  nachthei- 
ligere Stellung,  als  Art  41  Lemma  5  einem  Niedergelassenen  anweise, 
indem  er  in  zwei  Gemeinden  Lasten  tragen  müsste.  Er  verlange  da- 
her ,  dass  die  Forderung  der  Stadtgemeinde  Zug  als  unzulässig  er- 
klärt und  letztere  angehalten  werde,  ihm  die  L  J.  1820  erlegte  Summe 
zurück  zu  erstatten. 

Aus  dem  Statute  vom  J.  1812,  sowie  aus  einem  Berichte  des 
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Verwaltungsi  athes  von  Zug  geht  hervor ,  dass  auch  Zugerinnen  diese 
Gebühr  bezahlen  müssen. 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen.    Gründe : 

1)  Die  Berufung  des  Recurrenten  auf  Art.  48.  der  BVerf.  ist  un- 
begründet, weil  sich  aus  dem  Gemeindstatute  vom  J.  1812,  sowie 
aus  dem  Berichte  des  Verwaltungsrathes  von  Zug  ergibt,  dass  die 
fragl.  Einzugsgebühr  auch  auf  die  Angehörigen  anderer  Gemeinden 
des  Ets.  Zug  Anwendung  findet,  andere  Kantone  somit  gegenüber  dem 
Et.  Zug  nicht  im  Nachtheil  stehen. 

2)  Von  Vorrechten  eines  Ortes  kann  nicht  die  Rede  sein ,  wenn 
eine  Eantonsgesetzgebung  den  einzelnen  Gemeinden  je  nach  ihren 
Verhältnissen  für  die  Aufnahme  eines  Bürgers  oder  einer  Bürgerin 
gewisse  Einkaufsgebühren  gestattet. 

3)  Eben  so  wenig  findet  Art.  41  Ziffer  5  Anwendung,  weil  es  sidi 
hier  gar  nicht  um  Leistungen  eines  Niedergelassenen  gegenüber  der 
Niederlassungsgemeinde  handelt. 

4)  Eine  Rückforderung  der  schon  i.  J.  1820  bezahlten  Einzugs- 
gebühr gehört  in  die  Competenz  der  Gerichte,  weil  dabei  über  früher 
schon  erworbene  Rechte  zu  entscheiden  ist. 

5)  Uebrigens  ist  der  Recurs  auch  schon  in  formeller  Beziehung 
unstatthaft ,  weil  man  nicht  gegen  eine  Gemeindebehörde  mit  Umge- 
hung der  Eantonalbehörden  an  den  BR.  recurriren  kann  [Vgl.  No.  399} 

BR.  V.  4.  Septbr.  1849. 

202«  Joseph  Zimmermann  von  Buochs  (Nidwaiden)  beschwert 
sich ,  dass  er  bei  seiner  Verheiratung  mit  einer  Luzernerin  letzten 
Sommer  (1850)  eine  Abgabe  von  132  fl.  und  eine  Caution  von  380  fl. 
habe  leisten  müssen.  Um  nicht  aufgehalten  zu  werden,  habe  er  diesen 
Forderungen  der  Armenverwaltung  von  Buochs  entsprochen,  jedoch 
sich  sofort  an  die  Regierung  gewendet  und  Rückerstattung  verlangt, 
weil  das  betreffende  Gesetz  der  BVerf.  nicht  entspreche.  Er  sei  jedoch 
abgewiesen  worden,  indem  der  BR.  erst  am  4.  Septbr.  1850  untersagt 
habe ,  solche  Gebühren  und  Cautionen  zu  beziehen  und  weil  in  dem 
fragl.  Beschlüsse  der  seitherigen  Verehelichungen  nicht  erwähnt  worden 
sei ,  wesshalb  sich  das  Verbot  nur  auf  die  Zukunft  beziehe. 

Der  Recurs  wurde  begründet  erklärt  und  die  Restitution  der 
fragl.  Gebühren  und  Cautionen  angeordnet.    Gründe : 

1)  Nach  Art.  4  der  Uebergangsbestimmungen  der  BVer£  kann  kei* 
nem  Zweifel  unterliegen ,  dass  die  Grundsätze  der  letztern  mit  dem 
Tage  ins  Leben  traten ,  an  dem  sie  als  angenommen  erklärt  wurde. 
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Somit  mussten  die  ihr  widersprechenden  gesetzlichen  Bestimmungen 
in  den  Kantonen  ihre  Gültigkeit  verlieren ,  was  allseitig  anerkannt 
und  durchgeführt  ¥rurde ,  z.  B.  im  Niederlassungswesen. 

2)  Der  Beschluss  des  BR.  v.  4.  Sept.  h.  a.  [No.  199]  ist  mit  dieser  Auf- 
fassung gar  nicht  im  Widerspruch,  indem  er  die  jetzt  vorliegende  Frage 
nicht  behandelte ,  weil  keine  besondere  Veranlassung  dazu  vorhanden 
war  und  indem  es  überhaupt  nicht  in  der  Aufgabe  und  Befugniss  des 
BR  lag,  einen  neuen  Rechtszustand  einzuführen,  sondern  nur  den  be- 
reite vorhandenen  zur  Anerkennung  zu  bringen.  BR.  v.  15.  NoYbr.  1850. 

903«  Anton  Zimmermann  von  Buochs  verlangte  Rückgabe  einer 
Gaution  von  450  fl. ,  die  er  vor  1 2  Jahren  bei  seiner  Verehelichung 
mit  einer  Luzemerin  habe  leisten  müssen.  Solche  Gautionen  dürfen 
gegenwärtig  nicht  me*hr  gefordert,  also  auch  nicht  zurückbehalten  wer- 
den, wie  denn  auch  in  andern  Kantonen  die  Extradition  erfolgt  sei. 
Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen,  unter  folgender  Begründung: 

1)  Die  fraglichen  Gautionen  mussten  vor  dem  12.  Septbr.  1848 
auf  Grundlage  gültiger  Gesetze  geleistet  werden.  Sie  wurden  daher 
durch  die  BVerf.  nicht  aufgehoben ,  da  dieselbe  keine  rückwirkende 
Kraft  hat 

2)  Die  Auffassung  des  Recurrenten ,  als  handle  es  sich  nicht  um 
die  Vergangenheit,  sondern  nur  um  die  Zukunft,  ist  insofern  unrich- 
tig, als  ein  in  der  Vergangenheit  gesetzlich  entstandenes  und  wol- 
erworbenes  Recht  der  Gemeinde  auf  den  Besitz  der  Gaution  bis  zum 
Tode  der  Eigenthümerin  aufgehoben  würde. 

3)  Wenn  allfallig  in  andern  Kantonen  solche  Gautionen  zurück- 
gegeben wurden,  w  muss  dieses  entweder  durch  freie  Zustimmung 
der  Gemeinden  oder  durch  besondere  kantonale  Verordnungen  ge- 
schehen sein.  BR.  V.  17.  M&rz  1851. 

b>    Prozesscaution. 

3041«  Gegen  ein  kantonales  Gesetz,  wonach  kantonsfremde  Kläger 
in  Givilprozessen  zur  CauHon  angehalten  wurden ,  wurde  unter  Beru- 
fung auf  Art.  48  der  BVerf.  reclamirt ,  weil  dadurch  die  Gleichheit 
der  Schweizerbürger  vor  dem  Gesetze  verletzt  werde. 

Der  BR.  fand,  dass  solche  Gesetze  der  BVerf.  nicht  widersprechen, 
insofern  unter  kantonsfremden  Klägern  diejenigen  verstanden  werden, 
die  ausser  dem  Kanton  wohnen,  mithin  auch  die  Kantonsbürger,  die 
sich  in  diesem  Falle  befinden.  B.  1868  n.  574.  1854  n.  65.  Vgl  No.  631. 
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c.  Erbschafts-,  Concurssaehen  u.  <•  w, 
205«  Die  Kinder  des  Aloys  Odermatt  von  Beckemied  erhoben  An- 
sprüche an  den  Nachlass  ihrer  Tante  Anna  Josepha  Imhof  Ton  Alt- 
dorf. Sie  wurden  aber  von  den  Gerichten  in  Uri ,  gestützt  auf  Art  2 
des  Gesetzes  vom  4.  Mai  1856  abgevriesen,  wonach  die  Angehörigen 
der  andern  Kantone  das  Erbrecht  nur  dann  gemessen,  wenn  die  Ur- 
nerbürger  in  einem  ähnlichen  Falle  im  andern  Kanton  zur  Erbschaft 
zugelassen  werden  können,  was  nach  den  Gesetzen  Ton  Nidwaiden 
nicht  der  Fall  sei. 

Der  BR.  hob  diese  Urtheile  unter  folgender  Begründung  auf: 

1)  Das  sachbezügliche  umersche  Gesetz  und  dessen  Anwendung 
steht  im  Widerspruch  mit  Art.  48  der  BVerf.,  der  die  gleiche  Behand- 
lung der  Schweizerbürger  christlicher  C!onfession  in  der  Gesetzgebung 
und  im  gerichtlichen  Verfahren  Torschreibt. 

2)  Es  ist  kein  Grund  vorhanden ,  diese  Vorschrift  ausnahmsweise 
auf  das  Erbrecht  nicht  anzuwenden,  vielmehr  ist  der  Wortinhalt  jenes 
Artikels  allgemein  und  es  geht  der  Zweck  desselben  dahin ,  die  Bür- 
ger eines  andern  Kantons  nach  dem  gleichen  kantonalen  Gesetze  und 
nicht  desshalb  anders  zu  behandeln,  weil  in  ihrem  Heimatkanton  die 
Gesetzgebung  eine  abweichende  Entscheidung  eines  Specialfalles  zur 
Folge  hätte. 

3)  Die  Behauptung,  gerade  nach  der  Ansicht  der  Becurrenten 
werde  eine  Ungleichheit  der  Behandlung  eingeführt,  indem  beim  näm- 
lichen Erb  fall  die  Nidwalder  in  Uri  erben  könnten,  die  Urner  aber  in 
Nidwaiden  ausgeschlossen  würden,  ist  zwar  an  sich  und  für  den  gege- 
benen Fall  richtig ,  sie  beruht  aber  auf  einer  ganz  unrichtigen  An- 
schauung über  den  Zweck  und  die  Tragweite  des  Art  48  und  bedarf 
jedenfalls  der  Ergäuzimg ,  dass  auch  der  Nidwaldner  in  seinem  Kan- 
ton, kraft  seiner  Gesetzgebung ,  in  dem  bezeichneten  Fall  nicht  erben 
könnte  und  dass  der  Urner  nicht  verlangen  kann ,  in  Nidwaiden  an- 
ders und  besser  behandelt  zu  werden,  als  der  dortige  Kantonsbürger. 

4)  Die  gleiche  Behandlung  der  Schweizerbürger  in  Rechtssachen 
kann  nämlich  unmöglich  dahin  verstanden  werden ,  dass  das  gleiche 
kantonale  Recht  nur  dann  auf  sie  angewendet  werden  müsse,  wenn  in 
ihrem  Heimatkanton  im  gegebenen  Specialfalle  das  gleiche  materielle 
Recht  (z.  B.  das  Eintrittsrecht  bei  gewissen  Verwandtschaftsgraden) 
gelte ,  weil  bei  einer  solchen  Auslegung  eine  gleiche  Behandlung  we- 
gen der  Verschiedenheit  der  kantonalen  Civilgesetzgebungen,  die  der 
Bund  nicht  aufhob ,  gar  nicht  gedenkbar  wäre. 
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5)  Vielmehr  geht  die  Bestimmung  des  Art.  48  umgekehrt  dahin, 
die  Bürger  anderer  Kantone  sollen  in  Rechtssachen  nach  den  näm- 
lichen Gesetzen  behandelt  werden,  wie  die  eigenen  Bürger ,  gleich- 
viel, ob  der  betreffende  Fall  in  jenen  andern  Kantonen  nach  den 
dortigen  Gesetzen  so  oder  anders  entschieden  werden  müsste ;  eine 
Bestimmung,  welche  den  Urnerbürgem  in  allen  andern  Kantonen  auch 
zu  gut  kommt  und  die  ihnen  in  vielen  Fällen  ebenso  vortheilhaft  sein 
kann ,  wie  sie  im  vorliegenden  Fall  der  betreffenden  urnerschen  Pro- 
zesspartei zufallig  nachtheilig  ist. 

6)  Die  Vergleichung  des  Art.  48  mit  Ai-t.  29  lit.  d  und  Art.  41 
Ziff.  4  kann  auf  keine  beschränkendere  Auslegung  des  erstem  führen, 
weil  sich  die  letztern  gerade  nur  auf  zwei  specielle  Richtungen  bezo- 
gen und  der  constituireuden  Behörde  das  Bedürfniss  einer  allgemeinen 
Bestimmung  klar  machten ,  die  dann  in  Art.  48  ihren  Ausdruck  fand. 

7)  Endlich  ist  ebenso  wenig  einzusehen ,  wie  Art.  55  der  BVerf. 
und  seine  Ausführung  [das  BGesetz  über  Auslieferung  von  Verbre- 
chern] einer  andern  Auslegung  des  Art.  48  Raum  geben  können,  in- 
dem sie  Competenzbestimmungen  enthalten ,  während  Art.  48  hiezu 
in  gar  keiner  Beziehung  steht,  sondern  die  Competenz  der  handelnden 
Behörde  jeweilen  voraussetzt.  B.  1858 1,  263. 

Der  gegen  diesen  Entscheid  eingelegte  Recurs  wurde  von  der 
BVersammlung  am  14./21.  Decbr.  1857  verworfen,  unter  der  Begrün- 
dung: »dass  das  von  den  Gerichten  des  Kts.  Uri  ausgefällte  Urtheil 
mit  dem  durch  Ait.  48  der  BVerf.  gewährleisteten  Grundsatze ,  dass 
Schweizerbürger  christlicher  Confession  in  der  Gesetzgebung  den  Bür- 
gern des  eigenen  Kantons  gleich  zu  halten  sind,  im  Widerspruch  steht.« 

B.  1858  I.  4. 

306.  Joh.  Daniel  Rübattel  in  Olleires  (Waadt)  verlangt  gestützt 
auf  Art.  48  der  BVerf.  Cassation  eines  erst-  und  zweitinstanzlichen 
Urtheils  der  freiburgischen  Gerichte,  indem  er  zu  zeigen  versucht, 
dass  verschiedene  Verträge,  sowie  auch  mehrere  freiburgische  Ge- 
setze auf  unrichtige  Art  seien  ausgelegt  und  angewendet  worden, 
woraus  Recurrent  den  Schluss  zieht,  dass  er  lediglich  wegen  seiner 
Eigenschaft  als  Kantonsfremder  so  behandelt  worden  sei. 
Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen.    Gründe : 

1)  Selbst  wenn  man  annimmt,  die  freiburgischen  Gerichte  hätten 
die  Bedeutung  und  den  Werth  der  streitigen  Verträge  unrichtig  ge- 
würdigt und  den  Bestimmungen  des  einschlägigen  freiburgischen  Civil- 
gesetzes  eine  irrige  Anwendung  gegeben,  so  würde  hieraus  keineswegs 
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folgen ,  dass  der  Richter  die  Bestimmungen  der  Art.  4  und  48  der 
BVerf. ,  die  den  Grundsatz  der  Gleichheit  aller  Bürger  christlicher 
Confession  vor  dem  Gesetze,  in  der  Gesetzgebung  sowol  als  im  gericht- 
lichen Verfahren,  gewährleisten,  verletzt  habe ;  da  in  den  Acten  nichts 
zu  der  Annahme  berechtigt,  Recurrent  sei  mit  seinem  Begehren  dess- 
halb  abgewiesen  worden ,  weil  er  dem  Kanton  Freiburg  nicht  ange- 
höre und  die  Gerichte  hätten  ein  anderes  Urtheil  ausgefallt,  wenn  es 
sich  um  einen  Prozess  zwischen  zwei  Kantonsangehörigen  gehandelt 
haben  würde. 

2)  Durch  das  angeführte  Urtheil  hat  auch  keine  Verletzung  des  die 
persönliche  Freiheit  gewährleistenden  Art.  3  der  freiburgischen  Ver- 
fassung Statt  gefunden ,  gesetzt  sogar  das  Urtheil  sollte  die  von  den 
Parteien  beigebrachten  Verträge  falsch  ausgelegt  und  die  sachbezüg- 
lichen Gesetze  übel  angewendet  haben,  da  Recurrent  seine  Interessen 
vor  dem  Richter  frei  verfechten  konnte. 

3)  Somit  ist  für  die  BBehörde  kein  Grund  vorhanden,  hier  einzu- 
schreiten, zumal  keine  Verletzung  der  durch  die  Bundes-  und  Kantons- 
verfassung gewährleisteten  Bestimmungen  zum  Nachtheil  des  Be- 
schwerdeführers Statt  gefunden  hat,  sondern  es  sich  einÜEtch  um  die 
Anwendung  von  Gesetzen,  die  im  Kt.  Freiburg  in  Kraft  bestehen,  durch 
den  zuständigen  Richter  handelt.  B.  1858 1. 261. 

Ueber  die  von  Rübattel  bei  der  BVersammlung  erhobene  Be- 
schwerde schritt  dieselbe  am  7.  Decbr.  1857/22.  März  1858  zur  Tages- 
ordnung. 

207 •  Ueber  F.  R.  von  Russwyl  (Luzern)  wurde  während  seines 
Aufenthaltes  in  Fraubrunnen  (Bern)  am  11.  März  1852  durch  das 
dortige  Amtsgericht  Goncurs  verhängt  und  am  27.  Juli  gl.  J.  zu  Ende 
geführt.  In  diesem  Goncurs  hat  P.  L,  eine  von  Advocaturkosten  her- 
rührende Forderung  mit  278  Fr.  65  Rpn.  geltend  gemacht  und  er 
wurde  damit  in  die  fünfte  Klasse  eingereiht,  in  welche  Klasse  nach 
bernischem  Recht  Forderungen  gehören ,  die  sich  auf  eine  Obligation 
oder  auf  ein  rechtskräftiges  Urtheil  oder  auf  einen  Titel  gründen,  dem 
das  Gesetz  dieselben  Wirkungen  beilegt.  In  die  sechste  Klasse  fallen 
die  Currentschulden. 

F.  R.  kehrte  später  in  den  Kt.  Luzern  zurück.  Nachdem  ihm  da- 
selbst eine  Erbschaft  zugefallen  war,  wurde  im  Febr.  1856  vom  Be- 
zirksgerichte Russwyl  der  fortgesetzte  Goncurs  über  ihn  erkennt  In 
der  diessfälligen  Publication  wurde  angezeigt,  dass  R.  bereits  im 
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J.  1852  in  Frauenbruimen  in  Concurs  gerathen  sei  und  dass  zu  der  am 
29.  März  in  Busswyl  Statt  findenden  Ck)ncur8yerhandlung  die  frühem 
und  anfälligen  neuen  Gläubiger  eingeladen  werden.  P.  L.  meldete  seine 
Forderung  an  und  zwar  mit  Vorrecht  der  fünften  Klasse  des  ersten 
Concurses.  Gegen  die  Priorität  dieser  Forderung  wurde  Einwendung 
erhoben  und  P.  L.  mit  seinem  Vorrecht  letztinstanzlich  abgewiesen. 

Ueber  diesen  Entscheid  beschwert  sich  nun  L.  beim  BB.,  indem 
derselbe  die  Missachtung  eines  im  Et.  Bern  ausgefällten  rechtskräfti- 
gen Urtheils  in  sich  schliesse  und  desshalb  mit  Art.  49  der  BVerf.  im 
Widerspruch  stehe  und  weil  er  direct  oder  indirect  eine  Verletzung 
sowol  des  Art  48  als  auch  des  in  den  Concordaten  vom  15.  Juni  1804, 
7.  Juni  1810  und  8.  Juli  1818  anerkannten  Grundsatzes  der  Gleich- 
stellung enthalte. 

Die  Beschwerde  wurde  indess  abgewiesen.    Gründe : 

1)  Siehe  No.  360* 

2)  Concordatsgemäss  hätte  die  dem  ConcursitenR.  angefallene  Erb- 
schaft nach  Fraubrunnen  vor  den  Richter  über  den  frühern  Concurs 
gebracht  und  dieser  neue  Concurs  als  eine  Fortsetzung  des  frühern 
behandelt  werden  können. 

3)  Dieses  geschah  aber  nicht ,  sondern  es  wurde  vielmehr  mit  Zu- 
stimmung aller  Creditoren  ein  neuer  Concurs  in  einem  andern  Kanton, 
also  unter  andern  Gesetzen  und  unter  einem  andern  Richter  eröfibet 

4)  Somit  wurde  für  die  Aufhebung  [Durchführung  ?]  dieses  Con- 
curses das  luzernische  Gesetz  massgebend  und  auch  der  dortige  Rich- 
ter competent 

5)  Bei  dieser  Sachlage  war  ein  früheres  für  die  damalige  Concurs- 
masse  gültiges  Locationsurtheil  bei  einem  spätem  in  einem  andern 
Kanton  eröffneten  Concurs  zwar  wol  mit  Bezug  auf  die  Liquidität  der 
Fordenmg ,  nicht  aber  mit  Bezug  auf  ihre  Rangordnung  als  rechts- 
kräftig zu  betrachten ,  weil  nur  ein  und  dasselbe  Gesetz  diese  Rang- 
ordnung der  Creditoren  im  Concurs  bestimmen  kann. 

6)  Es  fragt  sich  somit  nur  noch,  ob  die  Auslegung,  welche  die  lu- 
zemischen  Gerichte  dem  §  72  der  dortigen  Concursordnung  gaben, 
mit  Art  48  der  BVerf.  in  Widerspruch  stehe.  Diese  Frage  ist  jedoch 
zu  verneinen: 

a.  weil  eine  kantonale  Concursordnung  wegen  der  nothwendigen  Ein- 
heit des  Verfahrens  nicht  unterscheiden  kann ,  ob  in  andern  Kan- 
tonen der  Creditor  in  einem  frühern  Concurs  im  spätem  ein  Pri- 
vilegium  habe  oder  nicht  und  weil  eine  solche  Unterscheidung 
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jedenfalls  einem  Kanton  nicht  aufgedrängt  werden  kann,  da  er  nur 
verpflichtet  ist,  die  Bürger  anderer  Kantone  den  seinigen  gleich 
zu  behandeln; 
b.  weil  ein  Luzernerbürger ,  der  mit  einem  Locationsurtheile  aus 
einem  frühern  in  einem  andern  Kanton  vollführten  Concurse  auf- 
träte, in  gleicherweise  behandelt  würde ,  somit  eine  ungleiche 
Behandlung  der  Kantons&emden  unter  gleichen  Verhältnissen 
durch  Auslegung  nicht  statuirt  wird.  B«  löö9 1.  388. 

d.  Vaterschaftssachen. 

208«  Eine  Aargauerin  belangte  einen  Luzerner  bei  dem  Gerichte 
seiner  Heimat  wegen  Patetmiiät  und  producirte  eine  Anerkennung  der 
Vaterschaft  und  ein  amtliches  Zeugniss,  dass  nichtaargauische  Weibs- 
personen vor  den  aargauischen  Gesetzen  und  Gerichten  den  Aar- 
gauerinnen gleich  gehalten  werden.  Nach  den  luzernischen  Gesetzen 
hätte  unter  diesen  Umständen  die  Klage  gutgeheissen  werden  müssen, 
allein  die  Luzerner  Gerichte  wandten  in  diesem  Falle  nicht  ihre, 
sondern  die  aargauischen  Gesetze  an ,  wonach  die  Klägerin  abgewie- 
sen werden  konnte.  Aargau  klagte  nun  gegen  Luzem  wegen  Nicht- 
beachtung des  Art.  48  der  BVerf.  und  siegte  ob.    Gründe: 

Die  neue  BVerf.  konnte  oder  wollte  nicht  eine  einheitliche, 
schweizerische  Gesetzgebung  einführen,  sondern  liess  unter  Aufstellung 
einiger  weniger  Grundsätze  im  Uebrigen  die  kantonalen  Gesetzgebun- 
gen als  selbständig  fortbestehen  (Art.  3).  Dagegen  stellte  sie  mit  un- 
zweideutigen Worten  in  Art.  48  die  schöne  Idee  auf,  dass,  wenn  auch 
nicht  ein  und  dasselbe  Becht  in  der  ganzen  Schweiz  gelte ,  doch  we- 
nigstens alle  Schweizer  in  jedem  Kanton  nach  dem  gleichen  Rechte 
wie  die  Bürger  dieses  Kantons  behandelt  werden  sollen.  Dieser  Ar- 
tikel soll  nun  den  mächtigsten  Hebel  des  nationalen  Bewusstseins 
bilden ,  die  Behörden  sollen  in  dem  vor  ihnen  auftretenden  Parteien 
nicht  Bürger  dieses  oder  jenen  Kantons ,  sondern  nur  Schweizer  er- 
blicken. Mit  dem  Buchstaben  sowol  als  mit  dem  Sinn  und  Zweck  dieses 
Artikels  ist  es  daher  unvereinbar ,  ganz  verschiedenes  Recht  auf  Je- 
manden anzuwenden,  je  nachdem  er  diesem  oder  jenem  Kanton  an- 
gehört. Dieses  s.  g.  Gegenrecht  und  die  Convenienz  waren  früher 
eine  Art  gesetzlicher  Selbsthülfe ,  womit  die  Kantone  sich  Jahre  lang 
plagten,  um  einander  wo  möglich  zu  zwingen,  gewisse  Grundsätze  der 
eigenen  Gesetzgebung  anzunehmen  und  nicht  selten  wm^de  dadurch 
das  gute  Einvernehmen  der  Kantone  in  bedenklicher  Weise  gestört. 
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Diesem  Zustande  sollte  der  Art.  48  ein  Ende  machen  und  es  geschah 
in  einer  Weise,  die  keinen  Zweifel  übrig  lässt. 

Allerdings  hat  dieser  Grundsatz  für  einzelne  Kantone  und  in 
einzelnen  Richtungen  auch  seine  Nachtheile ;  so  folgt  z.  B.  daraus  ganz 
richtig,  dass  diejenigen  Kantone,  die  den  Patemitätsgrundsatz  haben, 
im  Nachtheil  stehen  gegenüber  denjenigen,  die  den  Maternitätsgrund- 
satz  adoptirten  oder  sich  demselben  näherten.  Allein  abgesehen 
daTon ,  dass  diese  Nachtheile  vor  dem  hohem  Princip  des  Art  48 
zurücktreten  müssen ,  sind  mehrere  Umstände  geeignet ,  dieselben  in 
einem  mildem  Lichte  erscheinen  zu  lassen.  So  lässt  sich  z.  B.  wol 
annehmen,  dass  dieselben  Kantone,  die  in  einem  gewissen  Grebiete  der 
Gesetzgebung  durch  Anwendung  des  Art.  48  gegenüber  andern  im 
Nachtheil  stehen,  darin  eine  Compensation  finden,  dass  sie  durch 
denselben  Artikel  in  einem  andern  Gebiete  gegenüber  den  nämlichen 
oder  andern  Kantonen  vortheilhafter  gestellt  sind.  Femer  kann  man, 
so  lange  diese  selbständige  Gesetzgebungen  haben,  billigerweise  nicht 
yerlangen,  dass  sie  Kantonsfremde  besser  als  eigene  Bürger  darum 
behandeln,  weil  die  letztern  unter  gewissen  Voraussetzungen  in  einem 
andern  Kanton  besser  behandelt  werden.  Endlich  darf  man  nicht 
übersehen,  dass  es  jedem  Kanton  freisteht,  durch  Abänderung  seiner 
Gesetzgebung  allfällige  Nachtheile,  die  der  Art  48  cit  mit  sich  bringt, 
auszugleichen  oder  zu  Termindem. 

Nach  dem  luzernischen  Gesetze  y.  J.  1842  über  das  Gegenrecht 
dürfen  Kantonsfremde  nachtheiliger  als  Bürger  behandelt  werden, 
indem  man  unter  Umständen  ein  fremdes  Recht  auf  sie  anwendet, 
was  offenbar  dem  Art.  48  widerstreitet  Noch  auffallender  wird  dieses 
Gesetz  dadurch,  dass  der  Richter  unter  gegebenen  Umständen  nicht 
etwa  das  fremde  Recht  anwenden  muss ,  sondern  darf,  woraus  folgt, 
dass  die  nämliche  Civilklage  gutgeheissen  oder  verworfen  werden  kann, 
je  nachdem  der  Richter  das  eine  oder  andere  Recht  anwenden  will. 

Es  kann  sodann  keinem  Zweifel  unterliegen ,  dass  BVerf.,  BGe- 
setze  und  Concordate  für  den  Richter  so  gut  eine  Rechtsquelle  seines 
Landes  sind ,  als  die  kantonalen  Gesetze ,  ja  dass  sie  den  letztern  de- 
rogiren.  Es  fragt  sich  daher  nur ,  wann  die  erstem  in  Kraft  getreten 
seien.  Der  Ansicht  nun ,  dass  die  Einführung  der  neuen  BVerf.  nur 
die  rechtliche  Wirkung  geäussert  habe ,  die  Kantone  zu  bestimmen, 
ihre  Gesetzgebung  im  Sinne  derselben  zu  modificiren ,  dass  aber  so 
lange  dieses  nicht  geschehen ,  die  alten  Gesetze  angewendet  werden 
dürfen,  gleichviel  ob  sie  bundeswidrig  seien  oder  nicht :  dieser  Ansicht 
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widerspricht  der  Art.  4  der  Uebergangsbestimmungen.  Wenn  man 
sich  darauf  beruft,  dass  dieser  Artikel  nur  von  den  widersprechenden 
Bestimmungen  der  Kantonalverfassungen,  nicht  der  Gesetze,  spreche, 
so  muss  hierauf  erwiedert  werden : 

1)  Es  ist  bekannt,  dass  die  nämlichen  Grundsätze  in  den  einen 
Kantonen  in  der  Verfassung  stehen ,  während  sie  bei  andern  in  der 
Gesetzgebung  erscheinen.  Die  BVerf.  konnte  aber  immöglich  wollen, 
dass  es  von  diesem  Zweifel  abhänge,  wann  sie  eingeführt  werden  solle. 

2)  Wenn  sogar  die  Verfassungen  der  Kantone  mit  dem  12.  Septbr. 
1848  theilweise  aufgehoben  wurden,  so  ist  nicht  einzusehen,  warum 
die  kantonalen  Gesetze,  sofern  sie  mit  den  allgemeinen  Principien  des 
Bundes  collidiren,  mehr  geschont  werden  sollen. 

3)  Nach  der  erwähnten  Ansicht  hätten  viele  Bestimmungen  der 
BVerf.  erst  die  Revision  von  25  kantonalen  Gesetzgebungen  abwarten 
müssen  und  der  Zustand  wäre  der,  dass  die  Grundsätze  der  BVerf. 
in  den  einen  Kantonen  gelten  würden,  während  sie  in  den  andern  erst 
nach  Jahren  Wirksamkeit  erhielten.  Auch  ist  es  nicht  denkbar,  dass 
die  constituirende  Behörde ,  wenn  sie  in  diesem  Sinne  sich  hätte  aus- 
sprechen wollen,  die  sofortige  allgemeine  Einführung  decretirt  haben 
würde;  sie  hätte  vielmehr  Veranlassung  gehabt,  einen  bestinmiten 
Termin  für  die  Revision  der  kantonalen  Verfassungen  und  Gesetze  an- 
zusetzen und  die  BVerf.  erst  auf  diesen  Termin  anzuordnen. 

4)  Auch  die  Praxis  ist  entschieden  gegen  die  erwähnte  Auffassung. 
So  ist  die  freie  Niederlassung  eingeführt  worden ,  während  viele  Kan- 
tone ihre  alte  Gesetzgebung  noch  lange  nicht  geändert  hatten.  Man 
wird  femer  nicht  bezweifeln,  dass  die  Vollziehung  eines  Todesurtheils 
[wegen  politischer  Vergehen ;  Art.  54]  nach  dem  1 2.  Sept.  1848  nicht 
mehr  hätte  Statt  finden  dürfen ,  wenn  auch  das  kantonale  Strafgesetz 
dieses  gestattet  hätte.  Nach  dem  Art.  29  der  BVer£  dürfen  polizeiliche 
Verordnungen  der  Kantone  über  den  Verkehr  vor  der  bundesräthl. 
Genehmigung  nicht  vollzogen  werden.  Die  erwähnte  Anschauungs- 
weise würde  nun  dahin  führen ,  dass  diese  Bestimmung  sich  nur  auf 
neue  Verordnungen  beziehe  und  dass  die  alten,  wenn  auch  im  hohem 
Grade  bundeswidrig ,  immer  noch  vollzogen  werden  dürfen ,  bis  sie 
revidirt  seien.  Hie  und  da  mögen  allerdings  noch  ältere  kantonale 
Verordnungen,  die  einer  Veränderung  bedüi-fen,  fortbestehen,  wo  das 
Volk  in  Erwartung  einer  bevorstehenden  Revision  damit  einverstanden 
ist ;  sobald  aber  Beschwerden  einkamen ,  wurden  sie  im  Sinne  dieser 
Ausführnng  entschieden. 
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Mit  all  Diesem  boU  nicht  behauptet  werden,  dass  alle  Bestimmun- 
gen der  BVerf.  augenblicklich  ihre  practischen  Wirkungen  haben 
äussern  können ;  manche  bedurften  vielmehr  einer  Entwicklung  durch 
die  Gesetzgebung,  z.  B.  die  Bestimmungen  über  die  BRechtspflege, 
über  die  Heimatlosen  u.  s.  w.  Hier  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  die  wirksame  Einführung  nur  successiv  erfolgen  konnte.  Dieses 
kann  aber  nicht  gesagt  werden  für  eine  Reihe  allgemeiner  Principien, 
für  deren  Anwendung  eine  besondere  gesetzgeberische  Entwicklung 
gar  nicht  erforderlich  ist,  wie  z.  B.  gerade  bei  dem  in  Frage  liegenden 
Grandsatze  des  Art  48,  wonach  jeder  kantonsfremde  Schweizer  christ- 
licher Confession  in  der  Gesetzgebung  und  im  gerichtlichen  Verfahren 
wie  die  Kantonsbürger  behandelt  werden  soll. 

B.  1852  I.  397  ff.  [i.  S.  Suter  u.  Troxler].  Vgl.  No.  3ft4* 

309«  In  ähnlicher  Weise  hatten  die  zürcherischen  Gerichte  die 
Vaterschaftsklage  der  Brigitta  von  Arx  von  Ölten  (Solothurn)  gegen 
einen  Bürger  von  Zürich  abgewiesen.  Der  BR.  beschloss,  »es  haben  die 
Gerichte  des  Standes  Zürich  das  zürcherische  Recht  anzuwenden«, 
indem  er  auf  die  in  dem  vorhin  mitgetheilten  Falle  enthaltene  Be- 
gründung verwies ,  und  hinsichtlich  der  im  Urtheil  des  Obergerichts 
Zürich  aufgeführten  Erwägungen  (abgedruckt  in  Schaubergs  Beiträgen 
zur  Kunde  und  Fortbildung  der  zürcherischen  Rechtspflege  XVI.  23) 
Folgendes  beifügte: 

Das  Haupünody  dieses  Urtheüs  (Erw.  2)  besteht  darin ,  dass  der  Art|  48  der 
BYerf.  nur  auf  rein  dvü-  und  strafrechtliche  und  rein  prozessualische  Vorschriften 
bexogen  werden  könne,  nicht  aber  auf  solche  Verhältnisse,  die  mit  den  öffentlichen 
Einriditiiiigen  and  dem  Staatsrechte  der  Kantone  zusammenhangen,  wie  diess  in  Ma- 
trimonial- und  Vaterschaftssachen  der  Fall  sei,  indem  sonst  die  hierauf  bezüglichen 
Conc<Hrdate  sowol ,  als  der  durchgängig  beachtete  Grundsatz  der  Reciprocität  aufge- 
hoben wäre  und  für  manche  Kantone  so  nachtheilige  Folgen  einträten ,  wie  sie  der 
Gesetzgeber  gewiss  nicht  beabsichtigt  habe.  —  Hierauf  ist  zu  erwiedem,  dass ,  wenn 
andi  das  Becht  in  Matrimonial-  und  Vaterschaftssachen ,  wie  noch  manche  andere 
Zweige  des  Privatrechts ,  von  grosser  Bedeutung  ftü*  die  öffentlichen  Interessen  des 
Staates  ist,  es  nichts  desto  weniger  dem  Civilrecht  angehört ;  die  Frage  über  den 
Status  eines  Kindes  ist  und  bleibt  eine  reine  Civilfrage ,  sie  wird  überall  in  den  Civü- 
gesetzen  erörtert  und  vom  Civilrichter  entschieden ;  sie  muss  also,  wenn  dieses  richtig 
ist,  nach  der  eigenen  Aufbssung  des  zürcherischen  Obergerichts  unter  den  Art.  48 
der  BYert  &llen.  Allein  abgesehen  hievon  enthält  Art.  48  der  BVerf.  nicht  die 
mindeste  Andeutung  dafür,  dass  nur  gewisse  TheUe  der  Gesetzgebung  gemeint  seien, 
er  spricht  deutlich  und  allgemein  von  der  Gesetzgebung  und  vom  gerichtlichen  Ver- 
f&hren;  jede  Beschränkung,  die  hereingetragen  wird,  beruht  also  auf  einer  blossen 
Vermnthung,  die  im  Wortlaut  der  Verfassung  und  auch  im  Sinn  und  Geist  derselben 
keinen  Anhaltspunkt  findet.  So  darf  man  z.  B.  völlig  überzeugt  sein,  dass,  wenn  auch 
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Art.  41  Zifier  4  und  5  der  BVerf.  nichts  bestimmen  würde  über  die  Betteottong  der 
Niedergelassenen,  schon  nach  Art  48  die  Kantone  gewiss  nicht  befogt  wftren,  ein 
ganz  anderes  Steuersystem  auf  die  Niedergelassenen  anzuwenden,  als  auf  die  Bfliger; 
und  doch  gehört  das  Recht  der  Besteuerung  unzweifelhaft  dem  öffentlichen  und  nicht 
dem  Privatrecht  an.  —  Ob  die  sämmtlichen  in  Patemitätssachen  abgeschlossenen 
Concordate  dahin  fallen  würden  oder  nicht,  l&sst  sich  nicht  füglich  im  Allgemeinen 
benrtheilen  und  es  hängt  von  ihrem  Inhalt  ab,  in  welcher  Weise  der  Art  6  der  Ueber- 
gangsbestimmungen  der  BVerf.  auf  sie  Anwendung  finde.  Dass  der  Grondsats  der 
Redprocität  dahin  falle ,  ist  in  dieser  Allgemeinheit  kaum  richtig.  Es  gibt  nftmlich 
zwei  Arten  von  Reciprodtät  Die  erste,  so  zu  sagen,  eigentliche  Beciprodt&t  bezwedrt 
nichts  anderes,  als  dass  zwei  Staaten  sich  verpflichten,  ihre  Bürger  gegenseitig  gleidi 
zu  halten ,  wie  die  eigenen ;  die  zweite  Art  geht  aber  viel  weiter  und  kann  kram  mit 
Fug  Reciprodtät  genannt  werden,  sie  ist  vielmehr  ein  Vertrag,  wodurch  swei  Staaten 
sich  verpflichten,  in  einem  gewissen  Gebiet  der  Gesetzgebung  die  gleichen  Grondsätie 
anzuwenden ,  also  materielle  Einheit  einzuführen.  Die  erste  und  eigentliche  Art  der 
Reciprodtät  wird  keineswegs  durch  den  Art.  48  aufgehoben,  sondern  umgekehrt  zum 
allgemeinen  Grundgesetz  erklärt.  Diejenigen  Kantone,  die  den  Matemitätsgnindsatz 
haben,  üben  auch  diese  Redprocität  aus ,  indem  sie  fremde  Klägerinnen  nicht  ungün- 
stiger behandeln  als  die  eigenen;  solche  Kantone  aber,  die  das  Patemitätsprinc^ 
haben,  üben  sie  nicht  aus,  denn  sie  verlangen,  dass  die  erstem  Kantone  die  Bür- 
gerinnen der  letztem  besser  behandeln  als  die  eigenen  und  wenn  sie  dieses  nicht  tiran 
wollen,  so  behandeln  sie  die  Bürgerinnen  derselben  schlimmer,  als  ihre  eigenen.  Aber 
auch  die  zweite  Art  der  Reciprocität  steht  dem  Art.  48  nicht  unbedingt  entgegen. 
So  lässt  sich  z.  B.  nichts  dagegen  einwenden ,  dass  eine  Anzahl  von  Kantonen  znm 
gleichen  materiellen  System  in  Patemitätssachen  sich  vereinige ,  wobei  sich  wol  von 
selbst  versteht,  dass  sie  gegenseitig  die  Bürger  gleich  behandeln  wie  die  eigenen. 
Hinsichtlich  der  nicht  beigetretenen  Kantone  bleibt  es  dann  einfiich  beim  Gmndsati 
des  Art  48. 

In  Erw.  4  dieses  Urtheiles  wird  darauf  hingewiesen ,  dass  die  angerufene  Ent- 
scheidung des  BR.  [No.  JBO§]  für  andere  Fälle  kein  Recht  bilde,  dass  sich  in  der 
ständeräthlichen  Commission  zur  Prüfung  des  Geschäftsberichts  bereits  Stisnnen  da- 
gegen erhoben  haben  und  dass  es  zweifelhaft  sei,  ob  die  BVersanmilung  die  Ansicbt 
des  BR.  theilen  würde.  Die  erwähnte  Thatsache  ist  ganz  richtig  und  der  BR.  lässt 
diese  Bemerkungen  in  ihrem  vollen  Werthe  bestehen,  ohne  sich  aber  dadurch  verui- 
lasst  zu  finden ,  von  seiner  Ueberzeugung  abzugehen.  BR.  v.  22.  April  1853. 

Der  gegen  diesen  Besehluss  an  die  BVersammlung  ergriffene  Re- 

cui-s  wurde  am  15./19.  Juli  1854  verworfen. 

210«  Seiina  Baumann  von  Borgen  beklagte  einen  Bürger  von  Al- 
tendorf, Kt.  Schwyz,  der  Vaterschaft.  Diese  wurde  festgestellt,  jedoch 
in  Anbetracht ,  dass  gegen  Nichtkantonsbürgerinnen  nach  schwyzeri- 
schem  Gesetz  der  Grundsatz  der  Maternität  angewendet  werde ,  dem 
Kinde  das  Geschlecht  der  Mutter  und  deren  Heimatrecht  zugesprochen. 
Der  hiegegen  ergriffene  Recurs  an  den  BR.  von  Seite  der  Baamann 
wurde  von  der  Regierung  von  Schwyz  dahin  beantwortet :  Petentin 
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habe  die  Frist  für  Weiterziehung  des  erstinstanzlichen  Urtheils  verpasst, 
dieses  sei  daher  in  Rechtskraft  efnoachsen.  Eine  Aendemng  könnte 
nur  durch  den  Richter  und  in  Folge  specieller  Beschwerde  von  dem 
Kantonsgerichte  vorgenommen  werden.  Der  BR.  könne  auf  ein  rechts- 
kräftiges ürtheil  überhaupt  nicht  und  jedenfalls  erst  dann  eintreten, 
wenn  das  oberste  Gericht  entschieden  hätte.  —  Der  BR.  hat  jedoch 
den  Recurs  begründet  erklärt  und  jenes  Ui-theil  aufgehoben,  lediglich 
unter  Hinweisung  auf  den  Wortlaut  des  Art.  48  der  BVerf.,  welchem 
jenes  Urtheil  widerspreche  und  auf  die  Erwägung  gestützt,  dass  es 
bei  dieser  Sachlage  der  Klägerin  habe  freistehen  müssen ,  sich  sofort 
an  die  BBehörde  zu  wenden ,  statt  den  Prozess  durch  anderweitige 
Rechtsmittel  fortzuführen.       BR.  v.  11.  Febr.  1856  No.  681.  Vgl.  No.  8S8. 

e.  Führung  von  Civilstandsregistern, 

91  !•  Am  12.  Nov.  1858  wurde  zwischen  der  Regierung  von  Fret- 
bürg  und  dem  Bischof  eine  Convention  abgeschlossen,  die  folgende 
Bestimmungen  enthält: 

»Art.  4.  Die  Eintragung  der  Acten ,  ProtocoUe,  Urtheile  und  anderer  auf  den 
Ciribtaiid  bezQglichen  Actenstücke  soll  unmittelbar  nach  erfolgter  Mittheilung  Statt 
finden.  Indessen  kann  die  Eintragung  der  Ehen ,  die  ausser  dem  Kanton  eingesegnet 
worden,  nur  nach  vorheriger  Genehmigung  der  beiden  Behörden  erfolgen. 

»Art.  11.  Wenn  in  einer  katholischen  Gemeinde  einer  Familie,  die  einer  an- 
dern Confession  angehört,  ein  Kind  geboren  wird,  so  soll  der  Pfarrer  auf  Begehren 
der  Eltern  denselben  eine  authentische  Erklärung  über  die  Geburt  des  Kindes  aus- 
stellen. 

»Art  19.  Es  darf  an  den  einmal  vorgenommenen  Eintragungen  in  das  Register 
nichts  geändert  werden ,  ausgenommen  in  Folge  eines  rechtskräftigen  Urtheils ,  das 
von  der  competenten  geistlichen  oder  Civilbehörde ,  je  nach  der  Natur  der  anzubrin- 
genden Berichtigung  erlassen  würde.  € 

Ueber  die  eben  angeführten  Bestimmungen  dieser  Convention 
beschweren  sich  mehrere  Bürger  von  Freiburg  bei  der  BVersammlung, 
indem  sie  bemerken :  In  dem  Abschluss  dieses  Verkommnisses  liege 
das  Aufgeben  eines  Rechtes  von  Seite  des  Staates ,  das  ihm  allein  zu- 
stehe, des  Rechtes  nämlich,  dasjenige  allein  anzuordnen,  was  den 
bürgerlichen  Stand  der  Bürger  beschlage.  Speciell  werde  nach  Art.  11 
die  Geburt  der  Kinder  eines  in  einer  katholischen  Gemeinde  wohnen- 
den Reformirten  nicht  in  das  Civilstandsregister  eingetragen,  sondern 
nur  auf  Verlangen  ein  Geburtszeugniss  ausgestellt.  Die  Folge  davon 
werde  sein,  dass  die  betreffenden  Kinder,  da  sie  im  Kt.  Freiburg  kei- 
nen Civilstand  mehr  haben ,  der  daraus  fliessenden  Rechte  und  Vor- 
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theile  verlustig  werden  und  allen  möglichen ,  diesem  Verluste  inwoh- 
nenden Uebelständen  und  Nachtheilen  ausgesetzt  seien.  Hierin  aber 
liege  eine  Verletzung  des  Art.  9  der  Kantonsverfässung  und  des  Art  48 
der  BVerf.,  welche  beide  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  garantiren. 
Diese  Verfügung  berge  überdiess  eine  neue  Quelle  der  Heimatlosigkeit 
und  gefährde  die  wohlthätige  Wirkung  des  BGesetzes ,  besonders  der 
Art  15  ff.  —  Ebenso  habe  der  zweite  Satz  des  Art  4  zum  Zwecke 
und  zur  Wirkung,  den  Freiburgern  die  Wohlthat  der  Art  1  und  5 
des  BGesetzes  über  die  gemischten  Ehen  zu  entziehen,  denn  die  kirch- 
lichen Behörden  in  Freiburg  werden  eine  Mischehe  nur  dann  aner- 
kennen^ wenn  die  Verlobten  sich  verpflichten,  ihre  Kinder  im  katho- 
lischen Glauben  erziehen  zu  lassen.  Im  Falle  der  Weigerung  werde 
die  Ehe  ausser  dem  Kanton  vollzogen  werden  müssen,  die  Eintragung 
in  die  Civilstandsregister  aber  nicht  erfolgen,  dagegen  werden  die 
Kinder  als  uneheliche  vorgemerkt  werden.  —  Endlich  sage  das  Ver- 
kommniss  in  Art.  19  nicht,  welche  kirchliche  und  welche  weltliche 
Behörde  competent ,  noch  wer  der  Richter  sei ,  der  in  Conflictfallen 
darüber  zu  entscheiden  habe.  Jedenfalls  würde  der  Bischof  der  Beur- 
theilung  der  Pfarrer  durch  gewöhnliche  Gerichte  sich  widersetzen 
und  in  Widerspruch  mit  Art.  26  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  das 
Recht,  sie  selbst  zu  bestrafen,  beanspruchen. 

Die  Petenten  stellen  das  Gesuch,  es  möchte  die  B Versammlung 
geeignete  Beschlüsse  fassen  kraft  der  Befugnisse,  die  ihr  Art.  74  Ziff.  8 
der  BVerf.  ertheile. 

Nachdem  die  Regierung  von  Freiburg  zur  Beantwortung  der  Be- 
schwerde veranlasst  worden,  begutachtete  der  BR  letztere  wie  folgt: 

Es  ist  einleuchtend,  dass  in  der  Uebertragung  der  Führung  der 
Civilstandsregister  an  die  Geistlichkeit  nichts  Bundes-  oder  Ver- 
fassungswidriges liegen  kann,  ja  es  besteht  sogar  diese  Einrichtung 
in  der  grossen  Mehrzahl  der  Kantone.  Ebenso  wenig  ist  aber  vom 
bundesrechtlichen  Standpunkte  aus  der  Bund  berechtigt  zu  inter- 
veniren,  wenn  ein  Kanton  sich  mit  der  Kirchenbehörde  über  die  Art 
der  Führung  der  Civilregister  in  freiwilliges  Einverständniss  setzen 
will,  statt  allein  von  sich  aus  eine  Verordnung  zu  erlassen.  —  Bezüg- 
lich auf  Art.  11  versichert  die  Regierung  von  Freiburg,  dass  jedesmal 
beim  Begehren  eines  Geburtscheines  auch  die  Eintragung  in  das 
nämliche  Register  des  Civilstandes  erfolge.  Die  Sache  macht  sich 
also  factisch  so :  Die  in  katholischen  Gemeinden  wohnenden  Prote- 
stanten lassen  natürlich  ihre  Kinder  in  einer  protestantischen  Ge- 
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meinde  taufen  und  dort  werden  die  letztern  dann  ins  Civilregister 
eingetragen.  Dieser  Eintrag  erfolgt  aber  auch  am  Wohnorte,  sobald 
sie  beim  dortigen  Pfarrer  es  verlangen.  Unter  diesen  Umständen  ist 
ein  Widerspruch  mit  den  Verfassungsartikeln  9  und  48  nicht  vor- 
handen ,  auch  sind  diese  Personen  nicht  schlimmer  gestellt  als  ihre 
katholischen  Mitbürger.  Wenn  auch  vom  Standpunkte  der  Verwal- 
tung aus  sich  Bedenken  erheben  lassen,  so  darf  der  Bund  selbst- 
verständlich die  Details  der  kantonalen  Verwaltungen  seiner  Kritik 
nicht  unterwerfen,  zumal  die  BBehörden  ja  immer  zum  Einschreiten 
befugt  sind,  wenn  Erscheinungen  oder  Folgen  zu  Tage  treten  sollten, 
die  den  Bundeseinrichtungen  nicht  entsprechen. 

Gegen  den  Wortinhalt  des  Art.  4  lässt  sich  mit  .Grund  nichts 
einwenden,  auch  gilt  der  darin  ausgesprochene  Grundsatz  in  allen 
Kantonen  und  ist  in  das  Concordat  vom  4.  Juli  1820  niedergelegt, 
dem  alle  Kantone  beigetreten  sind.  Gegen  eine  missbräuchliche  An- 
wendung desselben  auf  Mischehen  schützt  die  von  der  Regierung  von 
Freiburg  abgegebene  Erklärung:  »dass  es  sich  hier  keineswegs  um 
»gemischte  Ehen  handelt  und  dass  nie  die  Eintragung  einer  ausser 
»dem  Kanton  geschlossenen  Ehe  aus  dem  einzigen  Grunde  der  ver- 
»schiedenen  christlichen  Confessionen  der  Eheleute  verweigert  wer- 
*den  kann.  Wir  scheuen  uns  nicht,  in  dieser  Hinsicht  hiemit  die 
»bestimmteste  Verbindlichkeit  auf  uns  zu  nehmen«  —  und  überdiess 
das  BGesetz,  das  in  vorkommenden  Fällen  von  den  BBehörden  an- 
gewendet würde. 

Bezüglich  auf  Art.  19  gibt  die  freiburgische  Regierung  die  Erklä- 
rung ab,  dass  die  diessfälligen  Competenzen  durch  die  Gesetze  genau 
ausgeschieden  seien.  In  Matrimonialsachen  hange  die  Gerichtsbarkeit 
von  der  Gonfession  ab ;  je  nach  dieser  entscheide  die  geistliche  oder 
civile  Behörde  materiell  den  Rechtsstreit  z.  B.  über  die  Gültigkeit 
einer  Ehe  oder  Scheidung ;  sodann  sei  es  immer  die  Civilbehörde,  die 
in  Folge  dieses  Urtheils  über  die  Aenderung  im  Civilregister  verfüge. 
Diese  Erklärung  ist  ganz  deutlich  und  beruhigend ;  aber  auch  abge- 
sehen hievon  kann  eine  allfällige  Lücke  in  einer  kantonalen  Gesetz- 
gebung, die  möglicherweise  Conflicte  zwischen  beiden  Behörden 
veranlassen  könnte,  die  Intervention  des  Bundes  in  keiner  Weise 
rechtfertigen,  zumal  weder  Kantonalverfassung  noch  BVorschriften 
dadurch  berührt  werden.  Endlich  ändert  die  Convention  offenbar 
nichts  am  Art.  26  des  Civilgesetzes ;  denn  dieser  unterscheidet  nicht 
zwischen  Beamten  und  Privaten  oder  zwischen  geistlichen  und  welt- 
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liehen  Beamten,  sondern  er  ist  anwendbar  gegen  Jedermann,  der 
widerrechtlich  die  Acten  des  Civilstandes  verändert. 

Am  13./21.  Juli  1859  beschlossen  beide  Bäthe  in  die  Beschwerde 
nicht  einzutreten.  B.  1859  TL.  232  ff.  n.  613  ff. 

f.    Verhängung  von  Strafen, 

212«  Das  st.  gallische  Gesetz,  betreffend  einige  Abänderungen  in 
dem  Strafgesetz  über  Verbrechen  vom  24.  Novbr.  1838,  enthält  in 
Art.  14  lit.  h  die  Bestimmung :  »Wenn  ein  Nichtkantonsbürger  weni- 
ger als  zwei  Jahre  Zuchthaus  verwirkt  hat,  ist  jedesmal  körperliche 
Züchtigung  verbunden  mit  Kantonsverweisung  anzuwenden.« 

Der  BB.,  der  von  dieser  Gesetzesbestimmung  bei  Anlass  eines 
Specialfalles  [i.  S.  Johann  Eberle  von  Dussnang  (Thurgau),  gewesenen 
Posthalters  in  Oberutzweil  (St.  Gallen),  dem  dann  die  BYersanrndong 
auf  den  Antrag  des  BB.  am  27.  Jan.  1853  die  körperliche  Züchtigung 
auf  dem  "Wege  der  Begnadigung  erliess]  Kenntniss  erhielt,  lud  die 
Begierung  des  Kts.  St.  Gallen  unter  Hinweisung  auf  Art.  48  dei*  BVer£ 
ein,  dafür  zu  sorgen,  dass  diese  Gesetzesbestimmung  mit  wünschbarer 
Beförderung  abgeändert  und  in  der  Zwischenzeit  nicht  mehr  vollzogen 
werde.  Die  Bedenken,  welche  das  Appellations-  und  Cassationsgericht 
gegen  die  Sistirung  jener  gesetzlichen  Bestimmung  erhob,  »so  lange 
nicht  ein  neues,  von  der  gesetzgebenden  Behörde  des  Kantons  zn 
erlassendes  Gesetz  an  deren  Stelle  getreten  sei«,  wurden  unter  ein- 
facher Hinweisung  auf  die  im  B.  1852  I.  401  —  403  [cf.  No.  208] 
enthaltene  Rechtsausführung  beseitigt.  BR.  v.  7.  Febr.  1853. 

213«  H.  K.  aus  dem  Kt.  Zürich  soll  am  14.  Sept  1857,  am  Markt- 
tage in  Bulle  (Freiburg),  auf  dem  Balkon  eines  dortigen  Wirthshauses 
stehend  einen  vorübergehenden  Chorherm  beleidigt  haben ,  indem  er 
das  Rufen  der  Krähen  »coa,  coa«  nachgeahmt.  Sowol  der  Beleidigte 
als  ein  Mitglied  des  Grossen  Rathes  kamen  hierauf  in  das  Wirthshans, 
um  sich  über  das  Vorgefallene  zu  beschweren ,  bei  welchem  Anlass 
zwischen  A.  Z.  von  Einsiedeln  und  einigen  jungen  Leuten  eine  kleine 
Schlägerei  vorfiel.  H.  K.  wurde  sodann  von  den  freiburgischen  Ge- 
richten wegen  Injurie  zu  2  Jahren  Kantonsverweisung  u.  A.  Z.  wegen 
Misshandlung  zu  8  Tagen  Verhaft  und  zweijähriger  Kantonsverwei- 
sung verurthcilt.  Beide  beschweren  sich  nun  über  dieses  ürtheil  und 
das  demselben  zu  Grunde  liegende  Gesetz ,  das  im  Widerspruch  mit 
Art.  48  der  BVerf.  gestatte ,  Nichtfreiburger  mit  Kantonsverweisung 
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ZU  bestrafen,  während  diese  Strafe  auf  Kantonsangehörige  keine  An- 
wendung finde. 

Die  Regierung  von  Freiburg  erwiedert :  Das  dortige  Strafgesetz 
lasse  bei  gewissen  Vergehen  auch  gegen  Kantonsangehörige  die  Ver- 
weisung zu ;  diese  Strafart  treffe  daher  nicht  absolut  blos  Kantons- 
fremde. So  weit  sie  aber  Nichtfreiburger  berühre,  frage  es  sich  nicht, 
ob  eine  richtige  oder  unrichtige  Anwendung  im  einzelnen  Falle  ge- 
macht worden  sei,  sondern  nur,  ob  diese  Bestimmung  den  Art.  48  cit. 
verletze.  Neben  diesem  Artikel  bestehe  aber  auch  Art.  41 ,  der  fest- 
setze ,  dass  der  in  einem  andern  Kanton  niedergelassene  Schweizer 
durch  gerichtliches  Strafurtheil  ausgewiesen  werden  könne.  Diese 
Bestimmung  mache  einen  Unterschied  zwischen  einem  Angehörigen 
und  Nichtangehörigen ;  der  letztere  könne  wegen  schlechter  Auffüh- 
rung weggewiesen  werden.  Daraus  folge  nothwendig ,  dass  auf  dem 
Gebiete  der  Strafgesetzgebung  in  der  durch  Art.  41  beschränkten 
Weise  ein  Unterschied  zwischen  Einheimischen  und  Nichtkantons- 
bürgern  gemacht  werden  dürfe.  Wenn  aber  schon  eine  einfache  Poli- 
zeibehörde eine  Wegweisung  aussprechen  dürfe,  so  sei  die  richterliche 
Gewalt  hiezu  noch  viel  eher  berechtigt.  Mit  dieser  Auffassung  des 
Art  41  Ziffer  6  harmonire  die  angegriffene  Bestimmung  des  freibur- 
gischen  Strafgesetzes  vollkommen,  Wegweisung  und  Verweisung  seien 
zwei  Ausdrücke ,  die  das  Gleiche  bezeichnen ,  nämlich  Fortschickung 
ans  dem  Kanton. 

Der  BR.  hat  in  Gutheissung  des  Recurses  das  gegen  K.  und  Z. 
erlassene  Strafurtheil,  als  mit  den  Bestimmungen  der  BVerf.  im  Wider- 
spruch stehend ,  aufgehoben : 

1)  Art.  48  der  BVerf.,  der  sämmtliche  Kantone  verpflichtet,  alle 
Schweizerbürger  christlicher  Confession  in  der  Gesetzgebung  sowol 
als  im  gerichtlichen  Verfahren  den  Bürgern  des  eigenen  Kantons 
gleichzuhalten,  lässt  eine  verschiedene  Behandlung  nach  der  Kantons- 
angehörigkeit nicht  zu. 

2)  Wenn  aber  die  Gesetzgebung  für  den  Kantonsbürger  wie  für 
Schweizer  eines  andern  Kantons  die  gleiche  sein  soU,  so  ist  kein  Grund 
vorhanden,  diese  Vorschrift  nicht  auch  auf  die  Bestimmungen  des 
Strafrechts  auszudehnen. 

3)  Zur  Beantwortung  der  Frage ,  ob  das  angegriffene  Strafurtheil 
bestehen  könne  oder  nicht ,  ist  daher  zu  untersuchen ,  ob  für  die  glei- 
chen Vergehen  freiburgische  Angehörige  auch  von  der  nämlichen 
Strafe  hätten  betroffen  werden  können. 
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4)  Zwar  kennt  das  freiburgische  Strafgesetz  die  Landesverweisung 
bei  einigen  Vergehen  als  Strafart,  die  auf  jeden  üebertreter  des  Ge- 
setzes Anwendung  finden  kann  oder  muss ;  allein  die  Vergehen  der 
geringfügigen  Misshandlung  und  Beleidigung,  deren  die  Beklagten 
schuldig  erfanden  worden  sind ,  gehören  nicht  dahin. 

5)  Vielmehr  sind  diese  Vergehen  nur  mit  Geld-  und  Freiheitsstrafe 
bedroht ;  und  wenn  dessen  ungeachtet  gegen  die  Recurrenten  Ver- 
weisung aus  dem  Kanton  ausgesprochen  wurde ,  so  konnte  dieses  nur 
in  Anwendung  des  Art.  292  des  freiburgischen  Strafgesetzes  geschehen, 
der  den  Richter  ermächtigt ,  bei  Kantonsfremden  die  verwirkte  Strafe 
ganz  oder  theilweise  in  Verweisung  umzuwandeln  oder  diese  Strafart 
noch  zu  der  ordentlichen  Strafe  hinzuzufügen,  wodurch  zwischen  Frei- 
burgem  und  Nichtfreiburgern  eine  unzulässige  Ungleichheit  entsteht 

6)  Eine  Berufung  auf  Art.  41  Ziflfer  6  ist  nicht  am  Platze ,  indem 
solche  gerichtliche  Urtheile  auf  ein  Strafgesetz  sich  stützen  müssen, 
das  für  bestimmte  Vergehen  die  Verweisung  androht  und  überhaupt 
mit  den  BVorschriften  in  keinem  Widerspruche  steht. 

7)  Da  demnach  der  von  den  Gerichten  angewendete  Art.  292  des 
freiburgischen  Strafgesetzes  durch  Art.  48  der  BVerf.  seine  Gültigkeit 
verlor,  so  sind  die  darauf  gegründeten  Urtheile  nichtig.  B.  1859 1. 368. 

214«  Die  liier  enthaltene  rechtliche  Auffassung  wird  in  einer  Bot- 
schaft des  BR.  bei  Anlass  einer  Beschwerde  der  Regierung  von  Luzem 
über  einen  Beschluss  des  BR.  vom  1.  Decbr.  1858  i.  S.  Balduin  Rey 
von  Muri  (Aargau)  ausführlich  entwickelt.    Wir  entheben  derselben 

Folgendes : 

Die  Ausweisung  findet  entweder  auf  polizeilichem  Wege  Statt  unter  den 
bestimmten  von  der  BVerf.  (Art.  41  6,  b)  bezeichneten  Voraussetzungen,  oder  sie 
eifolgt  als  Strafe  durch  die  Gerichte.  Im  letztern  Falle  versteht  sich  von  selbst, 
dass  die  Ausweisung,  die  unter  Umständen  eme  höchst  bedeutende  Strafe  sein 
kann ,  nicht  aus  jedem  beliebigen  Grunde  erfolgen  darf,  sondern  sich  auf  die 
Strafgesetzgebung  des  Kantons  stützen  muss;  diese  letztere  aber  steht,  wie  die 
übrige  Gesetzgebung  unter  dem  allgemeinen  und  hohem  Princip  des  Art.  48,  oder 
mit  andern  Worten :  Kantonsbürger  und  übrige  Schweizer  sollen  im  gleichen  Falle 
mit  der  gleichen  Strafart  und  dem  gleichen  Strafmass  bedacht  und  behandelt 
werden.  Diese  Auslcgimg  steht  mit  den  beiden«  Verfassungsartikeln  im  Einklang 
und  löst  joden  Widcrspnich  auf.  Man  wird  niui  einwenden,  ein  Staat  (Kanton) 
könne  ja  aus  ganz  guten  Gründen  der  Gesetzgebungspolitik  die  Strafe  der  Ver. 
bannung  seiner  Bürger  ganz  abschaffen  und  desshalb  werde  man  ihm  doch  nicht 
zumuthen  wollen,  fremden  Verbrechern  weitern  Aufenthalt  zu  gestatten.  Diese 
Besorgniss  erscheint  bei  Criminalverbrechem  nicht  gerechtfertigt,  weil  solchen 
in  der  Regel  auf  polizeilichem  Wege  der  weitere  Aufenthalt  verweigert  werden 
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kann ,  indem  sie  entweder  ihren  guten  Leumden  oder  sonst  ihre  bürgerliche  Ehre 
verloren  haben,  oder  durch  Verarmung  zur  Last  fallen  und  keine  Subsistenz- 
mittel  aufweisen  können  (Art.  41  2^ffer  1  und  6  der  BVerf.).  Der  Kanton  bedarf 
also  keiner  exceptionelieu  Strafgesetzgebung  gegen  Kantonsfremde,  indem  ihm  die 
BBehörden  wol  nicht  zumutheu  werden,  C'rimiualsträflingen  Niederlassung  oder 
Aufenthalt  zu  gestatten.  Ganz  anders  verhält  es  sich  bei  Polizeivergehen.  Hier 
darf  einem  Kanton  gar  wol  zngomuthet  werden ,  einen  Schweizerbürger ,  der  ein 
oder  zwei  Male  polizeilich  sich  verfohlt  hat,  bei  sich  zu  behalten  und  ihn  nicht 
durch  Strafurtheil  auszuweisen,  sofern  Kantonsbürger  im  nämlichen  Falle  nicht 
ausgewiesen  werden.  Denn  hier  ist  offenbar  das  öffentliche  Interesse  um  so  we- 
niger gefährdet,  als  der  Schweizerbürger  bei  mehrfacher  Uebertretung  von  Po- 
lizeistrafgesetzen nach  Art.  41  Ziffer  6,  b  der  BVerf.  durch  die  Polizeibehörden 
weggewieseu  werden  kann. 

Die  BVersammlung  schritt  dann  auch  wirklich  am  21./28.  Juli 

1859  über  die  Beschwerde  der  Regierung  von  Luzern  ohne  Anführung 

von  Gründen  zur  Tagesordnung. 

B.  1859  II.  223.  cf  BR.  v.  18.  Juni  1800  No.  2853. 

g.    Steuer for der ung  an  auswärts  Wohnende. 
Vgl.  oben  Xn.  A.  3  u.  4.  No.  111  —  110.  186  —  184. 

919*  Ein  Einwohner  von  Appenzell  A.  R. ,  Besitzer  von  Liegen- 
schaften im  Kt.  St.  Gallen,  beschwert  sich,  dass  er  diese  Liegenschaf- 
ten in  vollem  Wei^the  und  ohne  Abzug  der  darauf  haftenden  Kapital- 
schulden versteuern  müsse.  Die  Regierung  von  St.  Gallen  wies  nach, 
dass  sie  Bürger  und  Nichtbürger  nach  den  gleichen  Grimdsätzen  be- 
handle ,  nämlich  so :  Alles  Grundeigenthum  im  Kanton  unterliegt  der 
Steuer ;  ist  der  Eigenthümer  im  Kanton  wohnhaft ,  so  versteuert  er 
dasselbe  mit  seinem  Gesammtvermögen  und  so  liegt  der  Abzug  der 
Schulden  in  der  Natur  der  Sache ,  ist  aber  der  Eigenthümer  ausser 
dem  Kanton ,  so  ist  der  Grundbesitz  in  seinem  vollen  Werth  zu  ver- 
steuern, weil  er  sonst  der  Besteurung  gänzlich  entzogen  werden 
könnte.  Umgekehrt  wird  dasjenige  Grundeigenthum  nicht  besteuert, 
das  Kantonseinwohner  (Bürger  und  Ansässen)  ausser  dem  Kanton  be- 
sitzen. 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen.  Gründe : 
Das  Stenergesetz  von  St.  Gallen  steht  weder  mit  dem  Art.  4  noch 
mit  Art.  48  der  BVerf.  in  Widerspruch ,  indem  von  einem  Vorrecht 
irgend  eines  Ortes  bei  der  für  den  ganzen  Kanton  gültigen  Gesetz- 
gebung nicht  die  Rede  sein  kann  und  weil  das  fragl.  Gesetz  den  st.  gal- 
lischen Bürgern  gegenüber  andern  Schweizerbürgern  keinen  Vorzug 
einräumt,  da  die  erstem,  wenn  sie  in  gleicher  Lage  sind  wie  der 
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Recurrent,  d.  h.  wenn  sie  ebenfalls  ausser  dem  Kanton  wohnen,  die 
im  Kanton  befindlichen  Liegenschaften  auch  ohne  Abzug  der  Pfand- 
schulden versteuern  müssen.  B.  1861  n.  827. 

216«  Fr.  Pfr.  Schweizer  in  Salez  (St.  Gallen)  ist  Nutzniesserin 
eines  in  Chur  liegenden  Gapitalvermögens,  das  in  beiden  Kantonen 
versteuert  werden  musste.  Die  Steuerforderung  von  Chur  gründet  sich 
auf  folgende  Gesetzesbestimmung : 

»Jeder  Einwohner  der  Stadt,  sei  er  Bürger  oder  Nichtbürger,  hat  von  seinem 
anf  Stadtgebiet  liegenden  Grund-  und  Capitalvermögen ,  bestehe  letzteres  in  an- 
gelegten Geldern  oder  Handels-  oder  Gewerbsfond,  oder  Baarschaft  im  Betrage 
Ober  fl.  500  fl.  2.  15  kr.  vom  Tausend  zu  bezahlen;  ebenso  nicht  hier  wohnende 
Burger  oder  Nichtbürger  von  ihrem  hiesigen  Grundvermögen, 

Auf  die  desshalb  erhobene  Beschwerde  wurde  nicht  eingetreten, 
sondern  Becurrentin  angewiesen,  gutfindendenfalls  im  Sinne  der  Erw.  2 
zu  verfahren.    Gründe : 

1)  Die  Verfügung  der  Regierung  von  St.  Gallen  steht  weder  der 
Bundes-  noch  der  Kantonalverfassuug  entgegen  und  es  wäre  daher 
ein  Einschreiten  der  BBehörden  nicht  gerechtfertigt 

2)  Dasselbe  gilt  auch  von  dem  Steuergesetze  der  Stadt  Chur  an 
sich;  die  ganz  andere  Frage  aber,  ob  dasselbe  im  vorliegenden  Falle 
richtig  ausgelegt  und  angewendet  werde,  gehört  in  die  Competenz 
der  obem  Behörden  des  Kts,  Graubünden.  BR.  v.  21.  April  1852. 

217 •  Die  Gebrüder  Ryser  in  Murgenthal,  Kts.  Bern,  wurden  mit 
ihrer  bei  dem  BB.  eingereichten  Beschwerde  über  Bezug  unzulässiger 
Steuern  von  ihren  im  Kt.  Aargau  liegenden  Grundstücken  zunächst 
an  die  aargauischen  Behörden  verwiesen,  weil  wenn  auch  Streitfragen 
über  Anerkennung  und  Anwendung  von  BVorschriften  allerdings  von 
den  BBehörden  endgültig  zu  entscheiden  seien ,  die  Behandlung  der 
Fälle,  welche  zu  solchen  Fragen  Veranlassung  geben,  den  kantonalen 
Behörden  nicht  von  vornherein  entzogen  werden  könne,  insofern  sie 
überhaupt  in  jenen  Fällen  competent  seien,  wobei  sich  dann  aber  von 
selbst  verstehe,  dass  dieselben  das  BStaatsrecht  auch  da,  wo  es  mit  kan- 
tonalen Gesetzen  collidiren  sollte,  anzuwenden  haben  (17.  Sept.  1855). 
Die  Regierung  von  Aargau  wies  hierauf  die  Petenten  mit  ihrer 
Einsprache  gegen  die  Steuerpflichtigkeit  überhaupt  an  die  Justiz- 
direction ,  den  Entscheid  über  die  Grösse  der  Steuer  dagegen  an  den 
Administrativrichter,  worauf  jene  neuerdings  an  den  Bundesrath  ge- 
langten ,  da  sie  nicht  glauben ,  die  rein  staatsrechtliche  Frage  dem 
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aargauischen  Administrativrichter  unterstellen  zu  müssen.    Der  BB. 
ist  jedoch  wieder  nicht  eingetreten.   Gründe : 

1)  Es  liegt  in  dem  fiühern  Entscheide  des  BR,  dass  dieser  erst 
competentwird,  wenn  durch  den  materiellen  Entscheid  der  kantonalen 
Behörde  BVorschriften  verletzt  werden. 

2)  Der  Erlass  der  Regierung  von  Aargau  ist  kein  solcher  materiel- 
ler Entscheid,  vielmehr  ist  durch  denselben  den  Recurrenten  nur  der 
Weg  vorgezeichnet ,  auf  welchem  sie  ihre  Beschwerde  gegen  das  aar- 
gauische Steuergesetz -anzubringen  haben,  von  dessen  Betretung  der 
BR  sie  um  so  weniger  entbinden  kann,  als  dieselben  hinsichtlich  ihrer 
im  Et  Aargau  befindlichen  Liegenschaften  offenbar  wie  die  Bürger 
dieses  Kantons  dem  dortigen  Rechtsgange  in  Steuersachen  unterworfen 
sind,  indem  sie  nach  Art.  48  der  BVerf.  zwar  nicht  ungünstiger  be- 
handelt werden  sollen  als  aargauische  Einwohner,  aber  offenbar  durch 
Art.  50  der  BVerf.  auch  kein  Privilegium  vor  denselben  erhalten  kön- 
nen für  ihre  Liegenschaften ,  die  sie  im  Aargau  besitzen ,  und  welche 
in  Steuersachen  nach  den  dortigen  Gesetzen  (natürlich  unter  Beach- 
tung der  BVorschriften)  und  nach  dem  dortigen  Rechtsgang  behandelt 
werden  müssen.  l^B.  v.  9.  Jauuar  1856  No.  I09. 

3.  Beschränkung  der  Israeliten. 

Vgl.  No.  46.  47. 

21 8*  Ein  aargauischer /^raß/iVß  beklagte  sich,  dass  er  vor  dem 
Appellationsgerichte  in  Schafßaxisen  einen  Civilprozess  verloren  habe, 
gestützt  auf  §  6  des  dortigen  Gesetzes  über  den  Handelsverkehr  der 
Juden ,  wonach  die  aus  Handel  und  Tausch  entstandenen  Forderungen 
der  Juden  nur  gültig  sind,  wenn  sie  vor  dem  Gemeindrathspräsidenten 
des  Wohnorts  des  Schiddners  verhandelt  und  von  ihm  mit  Unter- 
schrift und  Siegel  bestätigt  werden.  Recurrent  beschwert  sich  nun 
über  die  Behandlung  der  Israeliten  im  Allgemeinen  und  speciell  ge- 
stützt auf  Art.  4,  29  xmd  42  der  BVerf.  Die  Beschwerde  wurde  abge- 
wiesen : 

1)  Der  BR  kann  auf  eine  Erörterung  der  Frage,  ob  die  Beschrän- 
kungen der  Rechte  der  Schweiz.  Israeliten  sich  rechtfertigen  imd 
zweckmässig  seien,  nach  seiner  verfassungsmässigen  Stellung  nicht 
eintreten,  sondern  er  hat  lediglich  die  vorhandene  BVerf.  anzuwenden. 

2)  Nun  kann  nach  bekannten  Regeln  der  Auslegung  ein  allgemei- 
ner Grundsatz  in  einem  Gesetze  nur  insoweit  gültig  sein,  als  er  nicht 
durch  specielle  Ausnahmen  beschränkt  ist,  wesshalb  eine  Berufung 
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auf  den  Art.  4  der  BVerf.  sich  nicht  rechtfertigt,  da  derselbe  durch 
andere  Artikel,  z.  B.  Art.  41  und  48,  beschränkt  wird. 

3)  Ferner  bezieht  sich  Art.  42  ausdrücklich  nur  auf  die  politischen 
Rechte  der  Schweizerbürger ,  welche  hier  nicht  in  Frage  liegen. 

4)  Ebenso  kann  Art.  29  auf  den  vorliegenden  Fall  nicht  bezogen 
werden ,  da  es  sich  hier  um  die  Form  civilrechtlicher  Geschäfte  und 
der  diessfälligeu  Beweisurkunden  handelt. 

5)  Es  gehört  somit  dieser  Gegenstand  nach  Ari  3  und  48  der 
BVerf.  in  das  Gebiet  derjenigen,  die  der  Gesetzgebung  der  Eomtone 
zu  freier  Verfügung  in  dem  Sinne  anheimgestellt  sind ,  dass  nur  die 
Gleichstellung  der  Schweizerbürger  christlicher  Confession  vom  Bunde 
verlangt  wird ,  wie  denn  auch  in  Gemässheit  dieses  Artikels  mehr- 
fache Beschränkungen  der  Israeliten  im  Gebiete  des  Civilrechts,  z.K 
in  Erwerb  von  Liegenschaften  und  Hypotheken ,  im  Wechselverkehr 
u.  s.  w.  bestehen.  B.  1852  L  403. 

219«  H.  Althaus  in  Bretzwyl  (Baselland)  beschwert  sich  unter 
Anderm  darüber ,  dass  die  dortige  Regierung  das  Waarenlager  eines 
Israeliten  Nordmann,  der  bei  ihm  zur  Miethe  gewohnt,  geschlossen 
habe ,  während  sie  dulde ,  dass  andere  Israeliten  solche  halten.  Es 
liege  darin  eine  der  BVerf.  und  dem  Kantonalgesetz  vom  17.  Novbr. 
1851  widerstreitende  ungleiche  BehandluDg. 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen  unter  der  Begründung: 
Eine  Verletzung  der  Rechtsgleichheit  im  Sinne  der  Verfassung 
liegt  nicht  vor ,  indem  die  Israeliten  nicht  Schweizerbürger ,  sondern 
nur  Tolerirte  sind.  Hieraus  folgt,  dass  der  Landrath  oder  mit  dessen 
Vollmacht  die  Regierung  Einzelnen  den  Aufenthalt  gestatten  kann, 
ohne  desshalb  eine  Rechtspflicht  zu  haben ,  alle  Israeliten  gleich  zu 
behandeln ;  gleichwie  es  den  Kantonen  freisteht ,  einzelne  politische 
Flüchtlinge  aufzunehmen  und  andere  abzuweisen.  BR.  v.  8.  April  1863. 

XVUl   Vollziehon^  kantonaler  Urtheile. 

BVerf.  Art.  49.  Vgl.  No.  44. 

1.  Im  Allgemeinen. 

220«  Der  Art.  49  der  BVerf.  schreibt  nur  die  Vollziehung  rechts- 
kräftige?' Urtheile  vor  und  daher  muss  der  vollziehenden  Behörde  das 
Recht  zustehen ,  die  Existenz  der  für  die  Rechtskraft  erforderlichen 
formellen  Bedingungen  eines  Urtheils ,  wie  z.  B.  der  Competenz  des 
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Gerichtes  zu  prüfen.  Nach  Art.  50  der  BVerf.  ist  aber  für  persönliche 
Klagen  nur  das  Gericht  des  Wohnortes  des  Beklagten  zuständig  und 
als  eine  solche  stellt  sich  der  Streit  darüber  dar ,  ob  der  Käufer  von 
Liegenschaften  den  Kauf  halten  und  zur  notarialischen  Fertigung 
mitwirken  müsse.  B.  1850  m.  130.  Vgl.  No.  8S8  Erw.  9. 

S21*  Die  Rechtskraft  eines  Urtheils  ist  nach  den  Gesetzen  des 
Kantons  zu  beurtheilen,  in  dem  dasselbe  erlassen  wurde,  dagegen 
richtet  sich  die  Vollziehung  eines  in  einem  andern  Kanton  erlassenen 
Urtheils  nach  den  Gesetzen  des  Kantons,  in  dem  sie  Statt  finden  soll. 
Sie  muss  bei  den  in  letzterm  hiefür  bezeichneten  Behörden  und  Beam- 
ten nachgesucht  werden,  welchen  das  Becht  zusteht,  die  Eidstenz  und 
die  Rechtskraft  desselben  zu  prüfen.  Hieraus  folgt  für  den  Inhaber 
eines  solchen  Urtheils  die  Verpflichtung : 

a.  eine  ordentliche  Urtheilsausfertigung  oder  einen  gehörigen  Pro- 
tocollsauszug ,  und 

b.  das  Zeugniss  der  competenten  Gerichtsstelle  beizubringen,  dass 
das  fragliche  Urtheil  (oder  ein  Theil  desselben)  nicht  durch  ein  ge- 
setzliches Rechtsmittel  weiter  gezogen ,  oder  der  Weiterziehung  nicht 
fähig  oder  endlich  in  der  letzten  Instanz  erledigt  sei ,  und  dass  daher 
der  Vollziehung  kein  gesetzliches  Hindemiss  entgegen  stehe ; 

c.  das  Begehren  um  Vollziehung  bei  den  hiefür  aufgestellten  Be- 
hörden und  mit  Beachtung  der  gesetzlichen  Instanzen  anzubringen. 

BR.  7.  Febr.  1851  No.  489.  Vgl.  No.  830.  684. 
3S2*  Wenn  es  richtig  ist,  dass  über  die  Vollziehung  eines  in  einem 
fremden  Staate  ausgefällten  Urtheils  ausschiesslich  die  Behörden 
desjenigen  Staates,  in.  welchem  dasselbe  vollzogen  werden  soll,  zu 
entscheiden  haben ,  so  verhält  es  sich  zwischen  den  Schweiz.  Kantonen 
anders ,  da  sie  als  Glieder  eines  Bundesstaates ,  zwischen  denen  die 
interkantonalen  Beziehungen  durch  die  BVerf. ,  durch  BGesetze  und 
Concordate  geregelt  sind ,  nicht  im  Verhältnisse  auswärtiger  Staaten 
stehen ,  woraus  folgt ,  dass  bei  CoUisionen,  welche  sich  hierauf  bezie- 
hen ,  die  BBehörden  competent  sein  müssen.  Nach  Art.  90  Ziffer  2 
der  BVerf.  aber  ist  der  BR  zunächst  verpflichtet,  über  die  Anwendung 
der  BVerf. ,  Gesetze  und  Concordate  zu  wachen ,  wesshalb  ihm  auch 
ein  Urtbeil  darüber  zustehen  muss ,  ob  dieselben  verletzt  seien  oder 
nicht.  BR.  V.  10.  Oct.  1849  No.  2997. 
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2.  Einzelne  F&Ue. 

a.  Civilurtheile. 
Vgl.  y.  Abschn.  VH.  2.  No.  684  ~  680. 

233«  S.  6.  in  Luzern  belangte  den  H.  in  Brienzwyler  vor  dem 
Amtsgerichte  Interlaken  als  forum  domicilii  auf  Uebertragung  des 
Eigenthums  an  einer  in  Obwalden  liegenden  Waldung  und  für  Scha- 
denersatz, lieber  den  Gerichtsstand  waltete  kein  Streit,  sondern  der 
Frozess  wurde  lange  Zeit  einlässlich  verhandelt.  Auf  die  Kunde,  dass 
der  inzwischen  nach  Obwalden  übergesiedelte  Beklagte  aus  der  strei- 
tigen Waldung  Holz  wegschaffe ,  erwirkte  Kläger  einen  Beschluss  des 
Bichteramtes  Interlaken,  wodurch  dem  H.  jede  Veränderung  am  Streit- 
object  untersagt  wurde.  Die  Regierung  von  Obwalden  verfugte  Voll- 
zug dieses  Beschlusses,  der  dortige  Landrath  aber  hob  diese  Verfügung 
auf  und  wies  den  Streit  über  die  Waldung  an  die  Civilgerichte  von 
Obwalden.  Die  diessfalls  erhobene  Beschwerde  wurde  gutgeheissen : 

1)  Die  Beschwerde  über  Nichtbeachtung  des  Art.  49  der  BVert 
erscheint  als  begründet,  indem 

a.  abgesehen  von  dem  persönlichen,  auf  Uebertiagung  von  Eigenthum 
gerichteten  Charakter  der  fraglichen  Civilklage  das  Richteramt 
von  Interlaken  in  Folge  der  Anerkennung  beider  Parteien  zu  Beur- 
theilung  des  Streites  unzweifelhaft  competent  wurde; 

b.  eine  in  gesetzlicher  Form  ausgewirkte ,  die  Erhaltung  des  Streit- 
objectes  bezweckende  Verfügung  des  competenten  Richters  in  ihrer 
Wirkung  einem  rechtskräftigen  Urtheile  gleiclistehen  muss,  zumal 
sonst  die  Vollziehung  des  Enduiiheils  von  vornherein  vereitelt 
werden  könnte. 

2)  Die  fragliche  Verfügung  des  Richteramtes  Interlaken  muss  daher 
nach  Art.  49  derBVerf.  auch  in  andern  Kantonen  Anerkennung  finden. 

3)  Endlich  kann  sowol  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  als 
nach  der  Verfassung  von  Obwalden  der  dortige  Landrath  keine  Be- 
fugiüss  haben ,  den  von  beiden  Parteien  anerkannten  Gerichtsstand 
abzuändern ,  um  so  weniger  als  derselbe  ausser  dem  Kanton  ist  und 
die  Parteien  selbst  Kantonsfremde  sind.  B.  1851 II.  340. 

224«  Turian  von  Morges  wurde  durch  Urtheil  eines  waadtländi- 
schen  Gerichtes  als  Universalerbe  seines  Kindes  erklärt  und  ungefähr 
gleichzeitig  provocirten  die  mütterlichen  Verwandten  des  letztem,  die 
in  Genf  wohnten ,  über  den  dort  befindlichen ,  in  Liegenschaften  be- 
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stehenden  Theil  des  Nachlasses  ein  Urtheil  der  genferschen  Gerichte, 
wodurch  sie  zu  Miterben  erklärt  wurden.  Turian  beschwert  sich  nun, 
dasB  ihm  die  Vollziehung  des  waadüändischen  Urtheils  in  Genf  ver- 
weigert werde ;  er  wird  aber  abgewiesen : 

1)  Ein  eigentlicher  Competenzconfiict  zwischen  Behörden  ver- 
schiedener Kantone  liegt  zur  Zeit  nicht  vor ,  indem  die  beiden  Regie- 
rangen  von  Waadt  und  Genf  sowol  über  den  Gerichtsstand  als  über 
die  Anwendbarkeit  der  Gesetze  einverstanden  sind  und  indem  auch 
die  beiden  Gerichte  von  Morges  und  Genf  die  Competenzfrage  selbst 
zu  beortheilen  nicht  im  Falle  waren ,  weil  die  Frozessparteien  ihnen 
diese  Frage  nicht  vorlegten. 

2)  Es  kann  sich  somit  nur  noch  darum  handeln,  ob  T.  auf  Grund- 
lage des  Art.  49  der  BYerf.  berechtigt  sei,  die  Vollziehung  des  Ur- 
theils nach  seinem  ganzen  Inhalt  auch  in  Bezug  auf  die  in  Genf  be- 
findlichen Liegenschaften  zu  verlangen. 

3)  Diese  Frage  ist  zu  verneinen ,  indem  die  VoUziehbarkeit  des 
Urtheils  dessen  Rechtskraft  und  diese  hinwieder  die  Competenz  des 
Gerichtes  voraussetzt.  Es  war  nun  aber  das  waadtländische  Gericht 
nicht  competent,  ohne  Einwilligung  der  Betheiligten,  über  die  Zuer- 
kennung  von  Liegenschaften ,  die  in  einem  andern  Kanton  sind  und 
der  dortigen  Jurisdiction  unterliegen ,  zu  urtheilen. 

4)  Der  Grundsatz  der  Einheit  einer  Erbschaft,  so  richtig  er  an  sich 
ist  and  so  wünschenswerth  seine  allgemeine  Anerkennung  in  einem 
Bundesstaate  sein  mag,  hat  die  letztere  in  der  Eidgenossenschaft  noch 
nicht  gefunden,  indem  das  darauf  hinzielende  Concordat  vom  15.  Juli 
1822  nur  die  Zustinamung  von  13  Kantonen  erhalten  hat,  während 
die  übrigen  Kantone ,  worunter  namentlich  auch  Waadt  und  Genf, 
demselben  nicht  beitraten. 

5)  Jener  Grundsatz  ist  aber  überhaupt  ein  Grundsatz  des  positiven 
Rechts  und  der  Gesetzgebung  und  er  wird  daher  durch  die  Grenzen 
der  Landeshoheit  in  dem  Umfange  seiner  Gültigkeit  beschränkt,  wenn 
er  nicht  durch  Staatsverträge  wie  obiges  Concordat  ausgedehnt  wer- 
den kann. 

6)  Ebenso  kann  der  Grundsatz  der  Prävention  eines  Gerichtes  nur 
in  einem  und  demselben  Staate  Anwendung  finden  und  der  Gerichts- 
barkeit eines  andern  Staates  keinen  Eintrag  thun ,  wenn  nicht  beson- 
dere Verträge  vorhanden  sind. 

7)  Endlich  sind  die  eidg.  Kantone  in  Bezug  auf  Civilgesetzgebung 
und  Jurisdiction  als  selbständige  Staaten  zu  betrachten,  insoweit 
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nicht  BVerf.,  BGesetze  oder  Concordate  beschränkend  einwirken ,  was 

hinsichtlich  der  vorliegenden  Frage  nicht  der  Fall  ist. 

B.  1852  I.  406.  Vgl  No.  839. 

22S«  Dem  Sohne  des  P.  J.  C.  von  Grenus  in  Genf  fiel  ein  Legat 
im  Betrage  von  200,000  Fr.  zu  unter  der  Bedingung,  dass  es  bis  zu 
dessen  Volljährigkeit  ausschliesslich  von  seinen  mütterlichen  Ver- 
wandten verwaltet  werde.  Bei  der  Uebergabe  dieses  Betrages  an  den 
bestellten  Verwalter,  Notar  König  in  Bern,  wurde  laut  Emp£Gtngschein 
vom  25.  Febr.  1851  anerkannt,  dass  durch  die  Bedingung  des  Legates 
die  elterliche  Gewdlt  des  Vaters,  v.  G.,  nicht  beschränkt  werde,  son- 
dern unverändert  nach  Massgabe  der  genferschen  Gesetze  gewahrt 
bleiben  solle  und  dass  namentlich  die  Frage  über  das  Eigenthum  und 
den  Bezug  der  jährlichen  Einkünfte  von  dem  Legate  spätem  Verhand- 
lungen vorbehalten  bleibe.  Am  2.  April  1851  wurde  sodann  zwischen 
V.  G.  und  seiner  damaligen  Gattin,  Henriette  geb.  von  Stürler,  Letzterer 
in  Beistand  ihres  Vaters,  R  v.  Stürler  -  Muttach ,  ein  s.  g.  contract  de 
menage  abgeschlossen ,  der  Folgendes  enthält : 

a.  G.  bewilligt  seiner  Gemahlin  von  dem  Ertrag  des  Legates  zu 
beziehen  jährlich  1240  Fr.  in  Erfüllung  des  Ai-t.  5  des  Ehecontracts 
und  jährlich  3000  Fr.  für  die  ordentlichen  Ausgaben  der  Haushaltung; 

b.  die  Erziehung  des  Sohnes  soll  unter  gemeinsamer  Leitung  Statt 
finden  und  die  Kosten  von  dem  Verwalter  des  Legates  bezahlt  werden 
auf  Rechnungen ,  die  von  dem  einen  oder  andern  der  Contrahenten 
visirt  sind. 

In  einem  später  von  G.  gegen  seine  Gattin  eingeleiteten  Schei- 
dungsprozesse [No.  226]  hat  das  Civilgericht  von  Genf  durch  rechts- 
kräftig gewordenes  l'rtheil  vom  22.  Febr.  1853  die  Ehe  getrennt,  die 
Erziehung  des  Sohnes  dem  Ehemann  (Kläger)  zugesprochen  und  der 
Beklagten  die  Prozesskosten  auferlegt.  Wälirend  dieser  Zeit  versuch- 
ten die  mütterlichen  Verwandten  des  Legatars  den  v.  G.  von  der  Be- 
nutzung der  Einkünfte  des  Legates  zu  verdrängen  und  verweigerten 
auch  die  Berücksichtigung  der  mit  seinem  Visum  versehenen  Noten 
für  die  Erziehungskosten  seines  Sohnes.  G.  Hess  nun  seinem  minder- 
jährigen Sohn  nach  der  Bestimmung  der  Genfer  Gesetze  einen  tutor 
ad  hoc  bestellen  und  sodann  diesen  Vormund ,  sowie  seine  (des  Klä- 
gers) Gattin  und  deren  Eltern  nebst  dem  Notar  König,  Letzterm  als 
Vermögensverwalter,  auf  den  18.  Mai  1852  vor  das  Civilgericht  in 
Genf  laden ,  wo  er  folgende  Begehren  stellte : 
a.  dass  sein  Recht  auf  die  Nutzniessung  des  Vermögens  seines  Sohnes 
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UDd  namentlich  auch  des  Legates  von  200,000  Fr.  anerkannt  und  die 
Verwalter  angehalten  werden,  ihm  dessen  Ertrag  auszuliefern; 

b.  dass  die  Verwalter  verpflichtet  werden ,  ihm  Aufschlüsse  über 
die  Verwaltung  dieses  Vermögens  zu  ertheilen,  damit  er  dieselbe 
controliren  könne; 

c.  dass  V.  Stürler  angehalten  werde,  dem  Kläger  das  Silbergeschirr 
des  Sohnes  y.  Grenus  auszuliefern ; 

d.  dass  er  ebenso  verpflichtet  werde ,  ihm  ein  von  dem  Baron  von 
Grenus  der  Frau  von  Grenus  gemachtes  Geschenk  im  Betrage  von 
15,000  Fr.  auszuliefern. 

e.  dass  endlich  die  obige  Uebereinkunfl  vom  2.  April  1851  als  null 
und  nichtig  erklärt  werde. 

Diese  Klagevorladung  wurde  den  in  Genf  wohnenden  Beklagten 
gehörig  insinuirt  und  hinsichtlich  der  in  Bern  wohnenden  Mithaften 
ward  die  Bewilligung  der  Vorladung  nach  §  21  des  bernischen  Civil- 
prozesses  beim  dortigen  Appellations-  und  Cassationshofe  nachgesucht 
Diese  Behörde  verweigerte  aber  die  verlangte  Bewilligung ,  weil  die 
in  Bern  wohnenden  Beklagten  nach  §.11  des  bemischen  Civilpro- 
zesses  und  Art.  50  der  BVerf.  in  Bern  belangt  werden  müssen.  Gleich- 
wol  erschienen  vor  dem  Gerichte  in  Genf  die  in  Bern  wohnenden  Mit- 
beklagten, sowie  der  Vogt  des  Sohnes  v.  Grenus;  Frau  Henriette 
V.  Grenus  dagegen  blieb  aus.  Die  ei^stem  stellten  die  Einrede  der  In- 
competenz  des  Gerichtes  auf  und  der  Vogt  des  Sohnes  überliess  die 
Klagebegehren  dem  Ermessen  desselben.  Kläger  bestritt  jene  Einrede 
und  verlangte  jedenfalls  den  Klagezuspruch  gegenüber  seinem  Sohne 
und  seiner  Gattin. 

Am  8.  Febr.  1853  fällte  das  Civilgericht  von  Genf  ein  Zwischen- 
ortheil  aus,  worin  es  seine  Competenz  ablehnte  in  der  Klage  gegen 
Notar  König,  sowie  über  das  Klagebegehren  um  Auslieferung  der 
15,000  Fr. ;  in  den  übrigen  Beziehungen  aber  erklärte  sich  das  Gericht 
für  competent.  In  Folge  Appellation  der  Ehegatten  v.  Stürler  vyrurde 
am  21.  März  1853  das  erstinstanzliche  Urtheil  bestätigt.  Der  Prozess 
wurde  nun  in  der  Hauptsache  fortgesetzt,  es  blieben  aber  die  sämmt- 
lichen  Beklagten  aus,  worauf  das  Gericht  am  5.  April  1853  dem 
Kläger  seine  Klageschlüsse  zusprach ,  die  er  jedoch  in  der  Weise  mo- 
dificirt  hatte,  dass  er  den  vierten  (d)  fallen  liess  und  die  übrigen  nicht 
mehr  auf  Notar  König  ausdehnte. 

Da  mittlerweile  die  geschiedene  Gattin  v.  G.  unter  eigenmächti- 
ger Wegnahme  ihres  Sohnes  aus  einer  Pension  ihr  Domicil  ebenfalls 


222  I*  Abschnitt.    Bundesverfassung. 

Bach  Bern  verlegt  hatte ,  da  das  Vermögen  des  letztem  dort  lag  und 
die  übrigen  Beklagten  ebenfalls  dort  wohnten ,  so  stellte  Kläger  nach 
§21  des  bernischen  Civilprozesses  das  Gesuch  an  das  dortige  Appel- 
lations-  und  Cassationsgericht  um  Bewilligung  der  Vollziehung  der 
erwähnten  genferschen  Urtheile  gegenüber  dem  Sohne  v.  G.  und  auf 
sein  im  Kt  Bern  liegendes  Vermögen ;  gegenüber  den  übrigen  Beklag- 
ten als  Verwaltern  seines  Vermögens.  Dieses  Begehren  wurde  jedoch 
abgewiesen,  worauf  v.  G.  gestützt  auf  Art.  49  der  BVerf.  Beschwerde 
beim  BR  führte. 

Von  Seite  des  v.  Stürler  wurde  eingewendet :  Das  Vermögen  des 
Sohnes  v.  G.  und  die  Verwalter  sind  in  Bern ,  daher  muss  eine  Klige 
gegen  die  letztern  nach  Art.  50  der  BVerf.  dort  angebracht  werden. 
Dadurch  rechtfertigt  sich  die  Verweigerung  der  Vorladung  und  der 
Vollziehung  durch  den  Appellations-  und  Cassationshof  in  Bern.   Die 
in  Bern  wohnenden  Mitbeklagten  haben  ausdrücklich  nur  behu&  der 
Competenzbestreitung  ein  Domicil  verzeigt ;  als  aber  das  Gericht  nach- 
her in  der  Hauptsache  verhandelte ,  thaten  sie  es  nicht  mehr  und 
Hessen  sich  auch  nicht  vertreten.    Aus  jener  Domicilverzeigung  kann 
also  nicht  die  Competenz  folgen  und  da  der  bemische  Gerichtshof 
schon  die  Vorladung  verweigerte ,  so  musste  er  folgerecht  auch  das 
Exequatur  verweigern.  Ueberdiess  haben  mehrere  bedeutende  Rechte- 
gelehrte ihr  Gutachten  dahin  abgegeben ,  dass  die  Domicilverzeigung 
und  Erscheinung  vor  Gericht,  wenn  sie  nur  zu  dem  Zwecke  geschehe, 
die  Incompetenz  desselben  zu  plädiren,  keineswegs  die  Einlassung  auf 
die  Hauptsache  involvire ,  insofern  man  bei  dieser  kein  Domicil  mehr 
verzeigt  habe,  nicht  erschienen  und  das  Urtheil  par  defaut  erfolgt  seL 
Hätten  die  in  Bern  wohnenden  Mitbeklagten  vor  den  Genfergerichten 
sich  eingelassen,  so  würden  sie  vor  Allem  aus  die  Einrede  mangelnder 
Legitimation  aufgestellt  haben ,  weil  schon  am  2.  Sept.  1852  das  Per- 
sonal des  nunmehrigen  Familienrathes  sich  aus  den  fünf  nächsten 
männlichen  mütterlichen  Verwandten  constituirte ,  dem  als  solchem 
die  ganze  genferische  Gerichtsverhandlung  fremd  blieb.     Bei  dieser 
Sachlage  wird  daher  nicht  speciell  auf  die  Klageschrift  eingetreten. 

Der  BR.  entschied  am  15.  März  1854,  es  seien  die  fraglichen 
Civilurtheile  vom  8.  Febr.,  21.  März  und  5.  April  1853  in  Sachen  des 
V.  Grenus  gegen  seinen  Sohn ,  seine  geschiedene  Gattin  und  die  Ver- 
walter des  Vermögens  seines  Sohnes  als  rechtskräftig  zu  betrachten 
und  mithin  in  Anwendung  des  Art.  49  der  BVerf.  zu  vollziehen. 
Gründe : 
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1)  Art  49  der  BVerf.  schreibt  die  Vollziehung  rechtskräftiger  Ur- 
theile  in  der  ganzen  Schweiz  vor  und  es  kommt  mithin  in  Frage ,  ob 
die  vorliegenden  Civilui-theile  rechtskräftig  seien. 

2)  Die  Rechtskraft  eines  Urtheils  hängt  nicht,  wie^in  dem  genfer- 
schen  Rechtsgutachten  vom  5.  Octbr.  1853  ausgeführt  ist,  ausschliess- 
lich ab  von  seinem  definitiven  Charakter ,  d.  h.  dem  Ausschluss  eines 
weitem  Instanzenzuges,  sondern  überdiess  von  der  Competenz  des 
urtheilenden  Gerichts.  Es  muss  daher  auf  die  Frage  der  Competenz 
eingetreten  werden. 

3)  Auf  der  andern  Seite  kann  aber  ebensowenig  der  Ansicht  bei- 
getreten werden,  als  ob  die  amtliche  Verweigerung  der  Insinuation 
der  Vorladung  vor  die  Gerichte  eines  andern  Kantons  von  vorneherein 
der  Rechtskraft  eines  Urtheils  der  letztern  entgegen  stehe.  Dadurch 
würde  nämlich  die  ganze  Bedeutung  des  Art.  49  geradezu  aufgehoben 
und  die  Vollziehung  fremder  Urtheile  ausschliesslich  von  der  vorläu- 
figen, ohne  contradictorische  Verhandlung  und  somit  ohne  volle  Sach- 
kenntnis» erfolgten  prozessualischen  Verfügung  einer  kantonalen  Be- 
hörde abhängig  gemacht. 

4)  Nun  war  die  Civilklage  des  v.  Grenus  gerichtet: 

a.  gegen  seinen  Sohn,  resp.  dessen  ad  hoc  geordneten  Vormund,  und 
sie  hatte  zum  Zwecke  einerseits  die  angesprochene  Nutzmessung 
an  dessen  Vermögen  geltend  zu  machen  und  anderseits  den  Um- 
fang imd  die  Grenze  der  väterlichen  Gewalt  mit  Rücksicht  auf  die 
testamentarisch  bestimmte ,  exceptionelle  Verwaltung  des  Vermö- 
gens gerichtlich  bestimmen  zu  lassen ; 

b.  gegen  seine  Gattin  zum  Zwecke  der  Aufhebung  des  von  ihm  abge- 
schlossenen Vertrages  vom  2.  April  1851 ; 

c.  gegen  dieselbe ,  sowie  gegen  ihre  Eltern ,  in  der  Eigenschaft  als 
Administratoren  des  Vermögens  des  Sohnes*  zu  dem  Zwecke, 
soweit  es  diese  ihre  Eigenschaft  mit  sich  bringe ,  zur  ReaHsirung 
des  ersten  Klagebegehrens  (a)  mitzuwirken. 

5)  In  Bezug  auf  den  ersten  und  wesentlichsten  Klagepunkt  wird 
nun  die  Competenz  der  Genfer-Gerichte  schon  dadurch  ausser  Zweifel 
gestellt,  weil  der  Beklagte,  resp.  dessen  Vormund ,  die  Competenz 
nicht  bestritt  und  weil,  auch  wenn  man  dem  streitigen  Rechtsverhält- 
niss  einen  ganz  persönlichen  Charakter  im  Sinne  des  Art.  50  der 
BVerf.  beilegen  wollte ,  sowol  der  Sohn  v.  G.  als  sein  Vormund  ihr 
Domicil  in  Genf  hatten  und  somit  unter  dem  Richter  dieses  Ortes 
standen  (Code  civ.  Art  108,  Berner  Civ.  Proz.  §  11). 
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6)  Zudem  besteht  die  Natur  dieses  Klagepunktes  offenbar  nicht  in 
einer  persönlichen  Schuldforderung ,  vielmehr  bezieht  sich  derselbe 
theils  auf  die  Feststellung  des  Umfangs  der  väterlichen  Gewalt,  theils 
auf  die  Anerkennung  des  Nutzniessungsrechtes  an  dem  Vermögen  des 
Sohnes.  Er  hat  mithin  einen  vorherrschend  dinglichen  Charakter, 
indem  die  diessfällige  Klage  des  Nutzniessers  gegen  den  Eigenthümer 
über  Existenz  und  Umfang  dieses  Rechtes  eine  dingliche  ist. 

7)  Es  könnte  sich  daher  vielmehr  fragen,  ob  diese  Eiage  als  ding- 
liche nicht  in  Bern  hätte  angebracht  werden  sollen ,  weil  das  Objeet 
derselben  daselbst  liegt.  Diese  Frage  fällt  aber  schon  darum  dahin, 
weil  der  beklagte  Eigenthümer  den  genferschen  Gerichtsstand  aner- 
kannte und  das  Streitobject  überdiess  nicht  in  Lnmobilien  besteht 
(Berner  Civ.  Proz.  §  18). 

8)  Der  zweite  Klagepunkt  (Erw.  4,  b.)  bezieht  sich  allerdings  auf 
ein  obligatorisches  Verhältniss,  nämlich  die  Auflösung  eines  Ver- 
trages. Die  Gerichte  von  Genf  waren  aber  competent  hierüber  zu  ent- 
scheiden, weil  die  einzig  betheiligte  Partei,  Fr.  v.  Grenus,  in  Genf  ihr 
gesetzliches  Domicil  hatte  (Code,  civ.  Art.  108;  Berner  Civ.  Proz.  §  11) 
und  weil  sie  überdiess  keine  gerichtsablehnende  Einrede  erhob. 

9)  Endlich  findet  in  Bezug  auf  den  dritten  Klagepunkt  und  die  da- 
bei betheiligten  Personen  (Erw.  4,  c)  betreffend  die  Fr.  v.  Grenus  das 
eben  Gesagte  Anwendung ;  und  hinsichtlich  der  Ehegatten  von  Stürler- 
Muttach  kann  von  einer  persönlichen  Schuldforderung  an  sie  keine 
Rede  sein ,  weil  die  Klage  nicht  gegen  sie  persönlich  oder  ihr  Vermö- 
gen gerichtet  ist,  sondern  weil  sie  nur  in  der  Eigenschaft  als  Ver- 
walter des  Vermögens  der  Hauptbeklagten  adcitirt  waren.  Somit 
muss  in  Bezug  auf  sie  der  Gesichtspunkt  der  Connoxität  sowol,  als 
derjenige  der  Streitgenossenschaft  massgebend  sein,  nach  welchem 
(auch  zufolge  des  Berner  Civ.  Proz.  §  11,  d  und  §  16)  der  Genfer- 
gerichtsstand ,  dessen  Competenz  in  Bezug  auf  die  Hauptpersonen 
und  Hauptfragen  nachgewiesen  ist,  auch  hinsichtlich  ihrer  Person 
competent  wurde. 

10)  Die  Behauptung,  das  Personal  der  Verwaltung  habe  sich  am 
2.  Septbr.  1852  verändert,  kann  der  Competenz  der  Gerichte  und  der 
Rechtskraft  der  Urtheile  nicht  entgegen  stehen ,  zumal  die  Beklagten 
schon  vor  dieser  Veränderung  belangt  wurden  und  auch  nachher  noch, 
ohne  Anzeige  davon  zu  machen,  in  der  Eigenschaft  als  Verwalter  sich 
vor  Gericht  gestellt  haben. 

1 1)  Die  Competenz  der  Genfergerichte  in  der  Hauptsache  schliesst 
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auch  diejenige  über  die  Zwischenfrage  in  sich  und  zwar  um  so  mehr 
als  sie  von  beiden  Parteien  hierüber  angerufen  wurden  und  weil  die 
BVerf.  überhaupt  keine  Unterscheidung  zwischen  rechtskräftigen  Ur- 
theilen  au&tellt. 

12)  Wenn  die  Competenz  der  genf ersehen  Gerichte  aus  materiellen 
Gründen  hergestellt  ist ,  so  wird  schliesslich  nicht  mehr  erforderlich 
zu  untersuchen ,  ob  sie  auch  durch  die  Wirkung  der  Zwischenurtheile 
ihre  Begründung  finde,  oder  ob  sie  in  der  Hauptsache  dadurch  an- 
erkannt worden  sei,  dass  die  Beklagten  sich  zur  Beurtheilung  der 
Zwischenfrage  gestellt  haben. 

Auf  die  gegen  diesen  Beschluss  bei  der  BVersammlung  einge- 
reichte Beschwerde  hat  diese  am  18./20.  Heumonat  1854 

*1)  in  Erwägung ,  dass  die  Gerichte  des  Kts.  Genf  unzweifelhaft 
competent  waren ,  über  die  väterliche  Gewalt,  welche  dem  Herrn  von 
Grenus  über  seinen  minderjährigen  Sohn  zusteht  und  über  das  aus 
dieser  Gewalt  fliessende  Nutzniessungsrecht  an  dem  Vermögen  des 
Sohnes  zu  entscheiden; 

»2)  in  Erwägung,  dass  eben  so  unzweifelhaft  die  Gerichte  von 
Genf  über  den  Vertrag  vom  2.  April  1851  zwischen  den  Ehegatten 
Grenus,  welche  in  Genf  domicilirten  und  dortige  Angehörige  sind, 
zu  erkennen  hatten ; 

»3)  in  Erwägung,  dass  was  hingegen  die  Verwaltung  des  dem  min- 
derjährigen Sohne  Edmund  Grenus  zugehörigen  Legates  von  Fr.  200,000 
betrifft,  diese  Verwaltung  in  Bern  von  dortigen  Bürgern  geführt  wird 
und  daher  allfällige  Anstände  über  die  Verwaltung  vor  den  Gerichten 
des  Kts.  Bern  auszutragen  sind ,  wobei  dann  aber  allerdings  durch 
rechtskräftige  Urtheile  bereits  festgesetzte  Rechtsverhältnisse  nicht 
mehr  in  Frage  gestellt  werden  können; 

»4)  in  Erwägung,  dass,  wenn  Herr  von  Stürler  allie  von  Muttach 
in  Bern,  welcher  gewisses  Silbergeschirr  in  Händen  haben  soll ,  das- 
selbe auszuliefern  sich  weigert,  er  für  die  Auslieferung  in  Bern  be- 
langt werden  muss, 

»beschlossen : 
»Es  seien  die  fraglichen  Civilurtheile  vom  8.  Febr.,  21.  März  und 
5.  April  1853,  in  Sachen  des  Herrn  v.  Grenus,  rechtskräftig  und  voll- 
ziehbar, soweit  sie  den  Herrn  von  Grenus,  Vater,  als  Nutzniesser  des 
Vermögens  seines  minderjährigen  Sohnes  und  somit  auch  des  Legates 
der  Fr.  200,000  erklären,  und  den  Vertrag  zwischen  den  Eheleuten 

15 
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Grenus  vom  2.  April  1851  verwerfen.    Weiter  gehe  die  Rechtskraft 
und  VoUziehbarkeit  des  gedachten  Urtheils  nicht. 

B.  1854  m.  68.  Off.  S.  IV.  383. 

226«  Durch  Urtheil  des  Civilgerichts  von  Genf  vom  22.  Februar 
1853  wurden  die  Eheleute  v.  Grenus  geschieden,  die  Frau  verurtheilt, 
dem  Mann  den  Sohn  zur  Erziehung  zurückzustellen  und  die  Kosten 
zu  zahlen.  Da  dieselbe  sich  nach  Bern  begeben  hatte,  so  wurde  im 
Mai  1853  dort  die  Vollziehung  des  Urtheils  nachgesucht,  auf  die  Ein- 
rede aber,  dass  letzteres  noch  nicht  rechtskräftig  sei,  verweigert 
Nachdem  dieser  Mangel  beseitigt  worden,  erfolgte  am  31.  Octbr.  1853 
wieder  eine  Abweisung,  weil  die  Frau  v.  Grenus  nach  der  Erklärung 
ihres  Vaters  nicht  im  Kt.  Bern  wohne  und  mithin,  da  ihr  Aufenthalts- 
ort nicht  bezeichnet  worden  sei,  nicht  einvernommen  werden  könne 
(§391  des  Berner  Civilprozesses). 

Der  BR,  an  welchen  recurrirt  wurde,  beschloss,  es  sei  das  fragL 
Civilurtheil  entweder  jetzt  oder  nach  vorgängiger  Edictalladung  der 
Beklagten  als  rechtskräftig  zu  vollziehen : 

1)  Nach  Art.  49  der  BVerf.  sollen  die  rechtskräftigen  Civilurtheile, 
die  in  einem  Kanton  gefällt  worden  sind,  in  der  ganzen  Schweiz  voll- 
zogen werden  können. 

2)  Es  steht  mithin  den  Behörden,  welche  die  Vollziehung  eines 
solchen  Urtheils  zu  bewilligen  oder  zu  verfügen  haben,  lediglich  die 
Prüfung  zu,  ob  dasselbe  rechtski'äftig  sei.  Sonach  kann  auch  der 
§  391  Lemma  2  des  bernischen  Civilprozesses  seit  der  Erlassung  der 
BVerf.  nur  in  diesem  Sinne  Geltung  haben. 

3)  Im  vorliegenden  Falle  erscheint  nun  die  Rechtskraft  des  Ur- 
theils vom  22.  Febr.  1853  hinreichend  constatirt,  indem: 

a.  die  beklagte  Partei ,  gegen  welche  die  Vollziehung  verlangt  wird, 
im  Prozesse  gehörig  vertreten  war  und  die  Competenz  des  Ge- 
richtes anerkannte; 

b.  durch  ein  Zeugniss  der  betr.  Gerichtskanzlei  vom  5.  Juli  1853  dar- 
gethan  wird,  dass  während  der  gesetzlichen  Frist  und  bis  zu  diesem 
Tage  kein  Rechtsmittel  gegen  fragliches  Urtheil  ergrififen  worden  sei 

4)  Der  §  391  Lemma  2  cit.  räumt  zwar  der  betheiligten  Partei  das 
Recht  ein,  vor  der  Vollziehung  eines  Urtheils  eines  kantonsfremden 
Gerichts  noch  gehört  zu  werden,  d.  h.  Einreden  gegen  die  Rechtskraft 
des  Urtheils  anzubringen ;  es  darf  aber  dieses  Recht  keineswegs  dahin 
ausgedehnt  werden,  durch  Entfernung  oder  auf  andere  Weise  die 
Vollziehung  zu  verhindern. 
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5)  Wenn  mithin  nach  Allem ,  was  in  vorliegender  Sache  bereits 
jeschehen  ist  imd  über  die  Rechtskraft  dieses  Urtheils  vorliegt,  noch 
»ine  weitere  Erklärung  der  Beklagten  erforderlich  erscheint,  so  kann 
lieselbe  auf  dem  Wege  der  Edictalladung  (§82  des  bernischen  Civil- 
[irozesses)  eingeholt  werden. 

6)  Recurrent  hat  endlich  ein  rechtliches  Interesse  nachgewiesen, 
im  Besitz  eines  im  Kt.  Bern  executorischen  Titels  zu  sein,  wenn  auch 
gegenwärtig  die  Vollziehung  des  Urtheils  nicht  im  ganzen  Umfange 
möglich  sein  sollte.  B.  1855 1.  426. 

997«  Ein  aargauischer  Anwalt  führte  im  Aai*gau  einen  Prozess 
für  U.,  einen  Einwohner  des  Kts.  Zug,  und  liess  seine  Kostenforderung 
bei  dem  aargauischen  Gerichte  auf  den  Betrag  von  262  Fr.  88  Rp. 
moderiren.  U.  erschien  zum  Moderationstermin  nicht,  sondern  er- 
klärte schriftlich,  man  müsse  ihn  im  Et.  Zug  suchen.  Die  zugerschen 
Behörden  verweigerten  die  Vollziehung  des  Urtheils  und  auch  der 
BR.  versagte  die  Mitwirkung  zu  sofortiger  Vollziehung.    Gründe : 

Ohne  ein  solches  ModeroHonsurtheil  aufheben  oder  in  der  ihm 
gebührenden  rechtlichen  Wirkung  schmälern  zu  wollen,  muss  man 
sich  auf  der  andern  Seite  hüten,  demselben  eine  Tragweite  zu  geben, 
die  es  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  haben  kann.  Wenn  Jemand 
in  einem  Kanton  Prozesse  führt  und  sich  eines  dortigen  Anwalts  be- 
dient, so  unterwirft  er  sich  den  dortigen  Prozess-  und  Advocatur- 
gesetzen;  er  geniesst  den  Schutz  derselben,  hat  aber  auch  die  Ver- 
pflichtungen zu  erfüllen,  die  diese  Gesetze  ihm  auferlegen.  Es  kann 
daher  z.  B.  keinem  Zweifel  unterliegen ,  dass  der  Anwalt  berechtigt 
ist,  nach  dem  gesetzlichen  Tarif  seines  Kantons  die  Gebühren  zu  be- 
rechnen. Wenn  nun  in  diesem  Kanton  ein  summarisches  Verfahren 
für  allfallige  Streitigkeiten  zwischen  Anwalt  und  Client  über  die  Rich- 
tigkeit der  Ansätze  der  Rechnung  vorgeschrieben  ist,  so  folgt  aus 
Obigem,  dass  das  betreffende  Gericht  allerdings  competent  ist,  hier- 
über massgebend  zu  entscheiden.  Auch  ist  dasselbe  allein  im  Stande 
zu  wissen,  ob  der  Anwalt  die  Leistungen,  die  er  in  Rechnung  bringt, 
wirklich  gemacht  habe.  Es  kann  also  die  Bedeutung  und  rechtliche 
Wirkung  eines  solchen  Moderationsurtheils  nicht  verkannt  werden. 

Wenn  dessen  ungeachtet  einem  solchen  Urtheil  nicht  die  Kraft 
eines  sofort  executorischen  Titels  zuerkannt  werden  kann,  so  beruht 
dieses  auf  folgenden  Gründen :  Es  fragt  sich,  welches  der  Zweck  und 
die  Bedeutung  des  Moderationsverfahrens  und  des  betreffenden  Ur- 
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theils  sei.  Während  der  gewöhnliche  Prozess  die  definitive  Regulirung 
eines  bestimmten  streitigen  Rechtsverhältnisses  in  seinem  ganzen  Um- 
fang bezweckt,  so  kann  das  Moderationsverfahren  keine  andere  Be- 
deutung haben,  als  zu  untersuchen  und  zu  entscheiden  : 

a.  ob  der  Anwalt  die  in  der  Rechnung  enthaltenen  Leistungen  wirk- 
lich gemacht  habe ; 

b.  ob  die  Ansätze  hiefür  dem  gesetzlichen  Tarif  entsprechen. 

Eine  weiter  gehende  Competenz  kann  aber  der  Moderationsrichter 
als  solcher  nicht  haben,  namentlich  nicht  gegenüber  von  Kantons- 
fremden und  es  darf  auch  nicht  angenommen  werden,  dass  kantons- 
fremde Kläger  durch  Anhebung  des  Prozesses  in  eine  weiter  gehende 
Competenz  eingewilligt  haben.  Nun  umfasst  aber  dieses  Moderations- 
verfahren, resp.  Urtheil,  nach  dem  Gesagten  durchaus  nicht  das  ganze 
Rechtsverhältniss  zwischen  Anwalt  und  Client,  betreflfend  die  Kost^n- 
forderung,  und  es  kann  daher  auch  dieses  s.  g.  Urtheil,  das  im  Grande 
nichts  anderes  ist,  als  ein  authentisches  Zeugniss  der  competenten 
Behörde  über  die  Richtigkeit  der  Rechnung  in  den  zwei  oben  erwähn- 
ten Beziehungen,  unmöglich  die  Bedeutung  und  Wirkung  eines  rechts- 
kräftigen Urtheils  haben.  Denn  dem  Schuldner  können  noch  eine 
Menge  Eim'eden  zu  Gebote  stehen,  welche  die  auch  richtig  berechnete 
Forderung  aufheben  können ;  Einreden,  die  das  Moderationsverfahren 
durchaus  nicht  berühren,  sondern  die  vom  natürlichen  Richter  des 
Schuldners  beurtheilt  werden  müssen. . .  Der  belangte  Schuldner  kann 
z.  B.  die  Einrede  gänzlicher  oder  theilweiser  Zahlung  haben.  Dieses 
scheint  gerade  hier  der  Fall  zu  sein.  Während  in  der  Beschwerde- 
schrift die  Execution  eines  Urtheils  von  262  Fr.  80  Rp.  verlangt  wird, 
zeigt  sich,  dass  daran  bereits  53  Fr.  80  Rp.  bezahlt  sind.  Wenn  auch 
hier  dieser  Umstand  ohne  Bedeutung  ist,  weil  der  Gläubiger  diese 
Zahlung  anerkennt,  so  beweist  er  doch  die  grosse  Tragweite  der  Be- 
hauptung, dass  ein  Moderationsurtheil  executorische  Kraft  habe.-  Es 
können  nämlich  viele  Fälle  eintreten ,  in  welchen  eine  Prozesspartei 
ihrem  Anwalt  Vorschüsse  gemacht  hat,  ohne  dass  sie  im  Stande  ist, 
dieses  anders  zu  beweisen,  als  etwa  im  ordentlichen  Civilprozess  durch 
Zeugen,  Eid,  Judicien  u.  s.  w.  Wollte  man  daher  das  Moderations- 
urtheil als  rechtskräftig  und  executorisch  betrachten,  so  würde  der 
Schuldner  um  seine  Einrede  und  seinen  natürlichen  Richter  gebracht, 
er  müsste  zahlen  und  dann  gegen  alle  Grundsätze  beim  Forum  seines 
Gläubigers  wieder  auf  Rückerstattung  klagen.  So  lassen  sich  noch 
viele  andere  Einreden  denken,  die  eben  so  wenig  die  Moderation  be- 
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rühren  und  die  der  Schuldner  daher  nicht  vor  diesem  Forum  anzu- 
bringen hat,  z.  B.  Transaction  über  die  Kosten,  Compensation,  Nicht- 
erfüllung des  Mandates,  Novation,  Verjährung  u.  s.  w. 

Diese  Entscheidung  lässt  sich  dem  gemäss  so  zusammenfassen : 
D(is  Moderationsurtheil  setzt  die  Richtigkeit  und  Gesetzlichkeit  der 
Rechnung  endgültig  fest  und  darf  von  einem  andern  Richter  nicht  mehr 
in  Zweifel  gezogen  werden;  allein  die  Wirkung  eines  rechtskräftigen 
Urtheils  mit  Rücksicht  auf  sofortige  Execution  kann  es  nicht  haben, 
weil  das  moderirende  Gericht  nicht  competent  sein  konnte,  cdlfällig  an- 
derweitige, nicht  auf  die  Ansätze  der  Rechnung  bezügliche  Einreden 
des  Schuldners  vor  sein  Forum  zu  ziehen  und  ihn  ohne  weiters  zur 
Zahlung  einer  gewissen  Summe  zu  verurtheilen, 

B.  1856  I.  422.  Vgl.  No.  30Y  Erw.  5. 

9S8«  Die  Regierung  von  Nidwaiden  verlangte  von  derjenigen  in 
Luzem  Vollziehung  eines  vom  Wochenrath  in  Stans  ausgefällten  Pro- 
vocationsurtheils,  weil  ein  solches  eben  so  rechtskräftig  sei,  wie  ein 
nach  einlässlicher  Verhandlung  erfolgtes  Haupturtheil,  wesshalb  denn 
auch  Art  49  Anwendung  finde.  Letzteres  wurde  von  der  Regierung 
von  Luzem  bestritten,  weil  es  sich  hier  Mos  um  die  Verfügung  einer 
Administrativbehörde  handle. 

Der  BR.  trat  der  Ansicht  von  Luzem  bei,  um  so  mehr,  als  die 
Verfassung  von  Nidwaiden  alle  civilrechtlichen  Fragen,  mit  Ausnahme 
der  Civilprozessrevisionen,  den  Gerichten  zuweist  und  die  vorliegende 
Frage  ofiFenbar  rein  civilrechtlicher  Natur  ist.  B.  1856 1.  509. 

S39«    Fried.  Aebli  von  Ennenda  (Glarus)  beschwert  sich  darüber, 
dass  das  zürchersche  Obergericht  sich  weigere,  einem  unterm  8.  Dec. 
1846  gegen  die  Assecuranzgesellschaft  »La  France«  erlassenen  schieds- 
gerichtL  Urtheil  mittelst  Arrestlegung  Vollziehung  zu  verschaffen. 
Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen : 

1)  Die  VoUziehbarkeit  eines  CSvilurtheils  setzt  dessen  Rechtskraft 
und  diese  hinwieder  die  Competenz  des  urtheilenden  Gerichts  voraus. 

2)  Es  kann  nun  aber  die  Competenz  des  Schiedsgerichts,  welches 
das  in  Frage  liegende  Urtheil  vom  8.  Decbr.  1846  ausfällte,  keines- 
wegs als  hergestellt  betrachtet  werden,  wenn  man  berücksichtigt: 

a.  dass  seine  Zuständigkeit  von  der  beklagten,  in  Paris  domicilirten 
Versicherungsgesellschaft  von  Anfang  an  bestritten  war ; 

b.  dass  das  Schiedsgericht  seine  bestrittene  Zuständigkeit  auf  ein  Ur- 
theil des  Civilgerichts  von  Glarus  vom  12.  Septbr.  1846  stützt, 
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welches  letztere  aber  nicht  zuständig  sein  konnte,  die  Frage  zu 
entscheiden,  ob  ein  in  Paris  wohnender  Beklagter  schuldig  sei, 
über  eine  persönliche  Anforderung  vor  einem  Schiedsgerichte  in 
Glarus  Recht  zu  nehmen; 

c.  dass,  gleich  wie  den  schweizerischen  Gerichten  das  Recht  gewahrt 
werden  muss,  die  formelle  Rechtskraft  und  daherige  VoUziehbar- 
keit  der  Urtheile  französischer  Gerichte  zu  prüfen  und  darüber 
zu  erkennen,  man  auch  den  letztem  dasselbe  Recht  in  Bezug  auf 
schweizerische  Givilurtheile  einräumen  muss; 

d.  dass  Recurrent  in  Anerkennung  dieses  Grundsatzes  sein  Rechts- 
begehren um  Vollziehung  des  schiedsgerichtlichen  Urtheils  vom 
8.  Decbr.  1846  sowol  dem  Civiltribunal  der  Seine  als  dem  Appel- 
lationßhofe  vorlegte,  von  beiden  aber  mit  einlässlicher  Motivirung 
der  Unzuständigkeit  des  Schiedsgerichts  abgewiesen  wurde. 

3)  Bei  dieser  Sachlage  hat  die  behauptete  Rechtskraft  des  fragl 
Urtheils  nicht  die  hinreichende  Liquidität,  um  die  Anwendung  des 
Art.  49  der  BVerf.  durch  die  BBehörden  zu  begründen. 

4)  Es  haben  daher  die  zürcherschen  Gerichte,  deren  Entscheidung 
übrigens  seit  drei  Jahren  unangefochten  blieb,  die  Verfügung  des 
ausserordentlichen  Executionsmittels ,  des  Arrestes,  mit  Grund  ab- 
gelehnt. B.  1857  I.  225.  Vgl  No.  «99. 

930«  Die  Erben  des  David  Combremont  in  Chezard  (Neuenburg) 
beschweren  sich  darüber,  dass  die  freiburgischen  Behörden  die  Eixe- 
cution  eines  schiedsgerichtlichen  Uiiheils  in  Sachen  gegen  Alexander 
Rey,  firüher  in  Payerne  (Waadt)  jetzt  im  Kt.  Freiburg  wohnhaft,  ver- 
weigern, ungeachtet  der  Gerichtsschreiber  in  Payerne  imd  später  der 
Staatsrath  von  Waadt  dasselbe  ohne  Vorbelialt  für  exequirbar  erklärt 
haben. 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen.    Gründe : 

1)  Die  Competenz  des  BR,  auf  das  Urtheil  des  Kantonsgerichts 
von  Freiburg  vom  7.  März  1855  einzutreten,  ist  darum  begründet, 
weil  Beschwerde  darüber  geführt  wird,  dass  durch  dieses  Urtheil  ent- 
gegen dem  Art.  49  der  BVerf.  die  Vollziehung  eines  rechtskräftigen 
schiedsgerichtlichen  Urtheils  vom  20.  Juli  1852  verhindert  wurde. 

2)  Diese  Competenz  wird  durch  die  Führung  eines  Prozesses  vor 
den  freiburgischen  Gerichten  über  die  VoUziehbarkeit  dieses  letztern 
Urtheils  nicht  ausgeschlossen ,  indem  laut  der  Entscheidung ,  welche 
die  BVersammlung  in  der  Streitsache  der  Mad.  Dupre   in   Bulle 
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[No.  875]  erlassen  hat/bei  Beschwerden  über  Verletzung  von  B Vor- 
schriften das  Rechtsmittel  des  Recurses  an  die  BBehörden  dadurch 
nicht  verloren  geht,  dass  die  Parteien  zunächst  bei  den  kantonalen 
Gerichten  Schutz  suchen  und  zuerst  deren  Entscheid  anrufen. 

3)  Nun  setzt  die  Anwendung  des  Art.  49  der  BVerf.  ein  rechts- 
kräftiges Urtheil  voraus,  welche  Eigenschaft  nur  dann  vorhanden  ist, 
wenn  dasselbe  von  einem  competenten  Gerichte  erlassen  imd  wenn 
die  wesentlichen  Formen,  welche  die  Gesetze  zum  Schutze  des  Rechts 
in  Prozessen  aufstellten,  beobachtet  wurden. 

4)  Diese  Requisite  müssen  natürlich  nach  den  Gesetzen  desjenigen 
Kantons,  in  welchem  der  Prozess  geführt  wurde,  beurtheilt  werden. 

5)  Gegen  die  Rechtskraft  des  schiedsgerichtlichen  Urtheils  vom 
20.  Juli  1852  werden  nun  vorzugsweise  folgende  Thatsachen  geltend 
gemacht : 

a.  der  Mangel  ei^er  Vorladung  des  beklagten  Alexander  Rey  auf  den 
20.  Juli  1852  ; 

b.  der  Mangel  der  Mittheilung  des  Urtheils,  das  am  nämlichen  Tage 
vom  Schiedsgericht  par  defaut  ausgefällt  wurde. 

6)  Die  erstere  Thatsache  ist  zugestanden;  jedoch  wird  dagegen 
eingewendet,  Rey  sei  damals  interdicirt  gewesen  und  das  Schieds- 
gericht habe  statt  seiner  dessen  Curator  vorgeladen.  In  dieser  Hin- 
sicht ergibt  sich  jedoch  aus  den  Acten : 

a.  zu  jener  Zeit  habe  blos  eine  Klage  auf  Interdiction  vorgelegen, 
von  der  Rey  später  freigesprochen  worden,  während  die  Inter- 
diction erst  vom  Tage  des  Endurtheils  ihre  Wirkung  äussere  (Art. 
341  und  343  des  Code  civil  Frib.). 

b.  die  Ernennung  eines  provisorischen  Curators  während  des  Inter- 
dictionsprozesses  sei  nur  möghch,  aber  nicht  nothwendig  (Art  341 
cit.  und  Art.  606  des  Code  de  proced.  civ.  Frib.)  und  im  vorliegen- 
den Falle  sei  die  Ernennung  eines  solchen  in  gesetzlicher  Form 
bestritten  und  nicht  nachgewiesen. 

7)  Die  Unterlassung  einer  gehörigen  Vorladung  und  der  daherige 
Ausschluss  der  Vertheidigung  ist  sowol  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
als  nach  dem  waadtländischen  Civilprozess  (Art.  403  und  405)  un- 
zweifelhaft ein  Nullitätsgrund,  der  mithin  die  Eigenschaft  der  Rechts- 
kraft des  Urtheils  ausschliesst. 

8)  Die  zweite  Thatsache,  Mangel  der  Mittheilung  des  Urtheils,  ist 
ebenfalls  zugestanden  und  muss  um  so  grössere  Bedeutung  haben,  als 
der  Beklagte  Rey  auch  von  der  Verhandlung  seines  Prozesses  keine 


232  I-  Abschnitt    Bundesyer&ssung. 

• 

Kenntniss  hatte,  mithin  sich  in  der  Unmöglichkeit  befand,  die  Rechts- 
mittel anzuwenden,  die  der  waadtländische  Civilprozess  in  solchen 
Fällen  zulässt 

9)  Unter  diesen  Umständen  kann  auf  die  executorische  Clausel, 
womit  von  verschiedenen  Behörden  das  Urtheil  versehen  wurde,  um 
so  weniger  etwas  ankommen,  als  sie  offenbar  auf  dem  Zeugniss  des 
Greffier  von  Payeme  vom  30.  Juli  1852  beruht,  dass  gegen  das 
Urtheil  kein  Recurs  eingelegt  worden  sei,  somit  auf  der  unrichtigen 
Voraussetzung,  als  wäre  das  Urtheil  beiden  Parteien  mitgetheilt 
worden. 

10)  Daher  kann  das  schiedsgerichtliche  Urtheil  nicht  als  rechts- 
kräftig im  Sinne  des  Art.  49  der  BVerf.  betrachtet  werden  und  es  ist 
mithin  eine  Mitwirkung  der  BBehörde  zum  Zwecke  der  Vollziehung 
desselben  unzulässig.  BR-  v.  3.  Septbr.  1866. 

231«  M.  und  Streitgenossen  aus  Aargau,  Inhaber  gemeinsamer 
Liegenschaften  mit  Frau  S.  in  Yverdon  klagten  beim  Bezirksgericht 
Zofingen  auf  Theilung  derselben.  Diese  wurde  erkannt  und  S.,  Namens 
seiner  Eheirau,  zu  den  Kosten  verurtheilt.  Um  letztere  zu  erhalten 
Hessen  die  Recurrenten  den  S.,  Namens  seiner  Ehefrau,  durch  Anle- 
gung einer  Pfändung  (saisie)  rechtlich  betreiben.  S.  schlug  Recht  vor, 
weil  er  persönlich  mit  seinem  Vermögen  für  die  Zahlung  in  Anspruch 
genommen  werde,  während  seine  Frau  Schuldnerin  sei  und  auch  als 
Erbin  ihres  Vaters  in  jenem  Prozess  als  Partei  Theil  genommen  habe. 
Das  Gericht  von  Yverdon  verwarf  diese  Einwendung,  weil  es  den 
Worten :  »im  Namen  seiner  Frau«  die  Bedeutung  gab,  »als  Inhaber 
der  Rechte  seiner  Frau«.  Das  Cassatiousgericht  dagegen  fand  die 
Einrede  begründet  und  hemmte  die  Vollziehung. 

Hierüber  beschweren  sich  nun  M.  und  Streitgenossen  und  führen 
an :  Wenn  der  Cassationshof  erklärte,  man  könne  gegen  S.  nicht  im 
Namen  seiner  Frau  exequiren,  so  benahm  er  dem  aargauischen  Ur- 
theile  jede  Bedeutung  und  Rechtskraft Diese  Entscheidung  be- 
ruht zunächst  auf  dem  Irrthum,  dass  der  Mann  Mandatar  seiner 
Frau  sei,  während  er  vielmehr  der  Inhaber  ihrer  Rechte  (droit-ayant) 
und  somit  auch  ihrer  Verbindlichkeiten  ist.  Der  Irrthum  wurde  da- 
durch grösser,  dass  das  Gericht  nur  waadtländische  Gesetze  anwenden 
wollte  und  es  nun  schwierig  wurde,  in  der  waadtländischen  Praxis 
für  die  Bedeutung  des  aargauischen  Urtheils  das  Entsprechende  zu 
finden...  Das  aargauische  Urtheil  verurtheilte  den  S.  zur  Zahlung, 
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ilim  überlassend,  auf  seine  Frau  zurückzugreifen,  was  nach  waadt- 
ländischen  Gesetzen  leicht  zu  reguliren  ist. 
Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen :    • 

1)  Die  Vollziehung  eines  rechtskräftigen  Civilurtheils  ist  nach  den 
Gesetzen  des  Kantons,  in  dem  sie  Statt  finden  soll,  einzuleiten  und 
durchzufuhren. 

2)  Im  vorliegenden  Falle  wurde  durch  das  Urtheil  des  Bezirks- 
gerichts Zofingen  vom  19.  März  1855  nicht  der  Opponent  S.  zur  Zah- 
lung der  Kosten  verurtheilt,  sondern  seine  Frau,  als  deren  gesetzlicher 
Stellvertreter  der  Ehemann  im  Urtheil  erwähnt  ist. 

3)  Es  hätte  daher  die  in  jenem  Prozesse  obsiegende  Partei  die  Exe- 
cution  gegen  das  Vermögen  der  Fr.  S.  richten  sollen  und  zwar  nach 
den  Vorschriften  der  waadtländischen  Gesetze  über  den  Rechtsbetrieb 
gegen  eine  verheirathete  Frau. 

4)  Eine  Berufung  auf  Art.  49  der  BVerf.  rechtfertigt  sich  darum 
nicht,  weil  der  Cassationshof  von  Waadt  nicht  dem  aargauischen  Civil- 
urtheil  die  Execution  verweigert,  sondern  dem  Executionsgesuch  der 
Gläubiger,  das,  wenn  es  gegen  den  Ehemann  S.  gerichtet  sein  soll, 
in  der  Form  seines  Anbringens  den  Gesetzen  von  Waadt  nicht  ent- 
spricht. B.  1858  I.  267. 

939«  J.  B.  Engensperger  in  Eberswyl  (Thurgau)  cedirte  an  J.  G. 
Heer  in  Rorschach  eine  Forderung  von  424  Fr.  24  Rp.,  die  ihm  an- 
geblich an  Dr.  Boppard  in  Rorschach  (St.  Gallen)  zustand.  Heer  be- 
langte nun  den  Boppard  auf  Bezahlung  und  Hess  dem  Cedenten,  En- 
gensperger, Streit  verkünden.  Sein  Rechtsgesuch  formulirte  er 
schliesslich  dahin:  »Ist  nicht  zu  erkennen: 

»a.  es  habe  Beklagter  die  streitigen  424  Fr.  24  Rp.  sammt  Zins 
als  Schidd  anzuerkennen; 

*b.  eventuell  seien  selbige  sammt  Zinsen  vom  22.  Januar  1853  an 
vom  Streitbetheiligten  dem  Kläger  zu  vergüten.  Alles  unter  Kosten- 
folge ?« 

Der  litisdenunciat,  der  vom  Anfang  bis  zum  Ende  des  Prozesses 
an  diesem  Theil  nahm  und  selbständige  Beweise  antrug,  schloss  sich 
dem  Hauptbegehren  des  Klägers  an,  beantragte  dann  aber  in  einem 
spätem  Zusätze  zu  seiner  Rechtsfrage,  dass  Kläger  mit  seinem  gegen 
den  Streitbetheiligten  gestellten  Begehren  abgewiesen  werde. 

Das  Bezirksgericht  Gossau,  als  zweite  Instanz,  hiess  imterm 
19.  April  1858  das  eventuelle  Rechtsbegehren  des  Klägers  gut  und  das 
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GassatioDsgesuch,  welches  hierauf  der  Litisdenunciat  einlegte,  wurde 
am  14.  Octbr.  1858  vom  Cassationsgericht  verworfen.  Da  sich  aber 
der  Litisdenunciat  dem  Urtheile  nicht  unterziehen  wollte,  so  verlangte 
»der  Beklagte  wegen  des  etwas  unklaren  Wortlautes  des  bezirksge- 
richtlichen Dispositivs«  Erläuterung  desselben.  Dieses  Gesuch  wurde 
wie  dem  Kläger  Heer,  so  auch  dem  Litisdenunciaten  Engensperger 
amtlich  insinuirt,  letzterer  aber  verband  mit  der  Empfangsbescheini- 
gung eine  Protestation  dahin  gehend,  dass  eine  solche  Erläuterung 
mit  der  prozessualischen  Stellung  eines  Intervenienten  und  mit  dem 
Art.  50  der  BVerf.  im  Widerspruch  stehe.  Das  Bezirksgericht  Gossau» 
vor  dem  alle  drei  Parteien  erschienen,  legte  am  20.  Decbr.  1858  sein 
Urtheil  vom  19.  April  gl.  J.  in  dem  Sinne  aus,  wie  der  Beklagte  bean- 
tragt hatte. 

Heer  und  Boppard  verlangten  sodann  bei  der  thurgauischen  Re- 
gierung Vollziehung  des  st.  gallischen  Urtheils,  die  aber  verweigert 
wurde. 

Die  diessfallige  Beschwerde  wurde  vom  BR.  aus  folgenden  Grün- 
den verworfen : 

1)  Da  Engensperger  Unbestrittenermassen  zur  Zeit  des  Prozesses 
im  Kant.  Thurgau  wohnhaft  und  solvent  war ,  so  konnte  er  gemäss 
Art.  50  der  BVerf.  in  keiner  Form  und  Weise  als  Beklagter  oder  Mit- 
beklagter (Streitgenosse  des  Beklagten)  für  eine  persönliche  Forderung 
vor  die  st.  gallischen  Gerichte  geladen  und  von  diesen  verurtheilt 
werden. 

2)  Die  vom  Kläger  ausgewirkte  Vorladung  war  vielmehr  eine  ts^ 
cultative  und  es  war  und  konnte  die  Stellung  des  Engensperger  im 
Prozesse  nach  der  ganzen  Lage  des  Rechtsverliältnisses  keine  andere 
sein,  als  die  eingeklagte  Forderung  zu  unterstützen,  weil  er  als  Ce- 
dent  einer  Forderung  an  den  Kläger  im  Falle  des  Unterliegens  des 
letztern  mit  einer  Regressklage  bedroht  wurde. 

3)  Engensperger  handelte  auch  im  Prozesse  dieser  Stellung  ge- 
mäss, indem  er: 

a.  das  Rechtsbegehren  des  Klägers  um  Verurtheilung  des  Beklagten 
unterstützte  und  für  die  Existenz  der  Forderung  Beweise  anbot, 
wozu  er  in  der  Stellung  als  Mitbeklagter  gar  keine  Veranlassung 
gehabt  hätte,  wol  aber  als  Litisdenunciat  des  Klägers ; 

b.  das  eventuell  gegen  ilm  gerichtete  Rechtsbegehren  einfach  und  be- 
harrlich bestritt; 

c.  beim  s.  g.  Erläuterungsverfahren,  wobei  ihm  die  Tendenz,  ihn  in 
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der  Eigenschaft  als  Beklagten  zu  behandeln  und  den  st.  gallischen 
Gerichten  zu  unterwerfen,  erst  recht  klar  werden  musste,  von 
vornherein  seinen  verfassungsmässigen  Gerichtsstand  verwahrte. 

4)  Es  kann  daher  diese  Theilnahme  am  Prozesse,  wozu  der  Streit- 
betheiligte  befugt  war,  keineswegs  als  Anerkennung  des  st.  gallischen 
Grerichtsstandes  ihm  gegenüber  betrachtet  werden,  wenn  auch  Engen- 
sperger  in  der  durch  den  Kläger  provocirten  Bestreitung  des  even- 
tuellen Rechtsbegehrens  und  im  Cassationsverfahren  den  formellen 
Gnmd  der  Bestreitung  nicht  hervorhob. 

5)  Da  somit  eine  Verurtheilung  des  Litisdenunciaten  des  Klägers 
wegen  Incompetenz  der  Gerichte  verfassungsgemäss  nicht  Statt  finden 
konnte,  so  hat  das  fragl.  Urtheil  nicht  die  Eigenschaft,  um  behufs 
seiner  Vollziehung  die  Intervention  der  BBehörden  zu  begründen. 

6)  Bei  dieser  Sachlage  ist  es  nicht  erforderlich,  gemäss  dem  ersten 

Rechtsbegehren  der  Regierung  von  Thurgau  und  des  Engensperger 

den  Gegenstand  zu  Händen  der  thurgauischen  Justizcommission,  als 

letzter  kantonaler  Instanz,  zurück  zu  weisen,  zumal  es  den  Recur- 

renten  freisteht,  sich  noch  an  dieselbe  zu  wenden. 

BR.  V.  19.  Octbr.  1859.  Vgl.  No.  63S. 

933«  Die  Handelsleute  Kaspar  und  David  Zwicki  in  Mollis,  Kts. 
GlaroB,  belangten  die  Handelsleute  Fehr  und  Grieb  in  Burgdorf,  Kts. 
Bern,  für  ihr  Contocurrent-Guthaben  von  783  Fr.  51  Rp.  Letztere 
anerkannten  in  dem  in  Burgdorf  gegen  sie  angehobenen  Prozesse  diese 
Forderung,  stellten  aber  in  Form  einer  Wiederklage  eine  Forderung 
auf  Schadenersatz,  die  ihnen  auch  vom  Appellations-  und  Cassations- 
hofe  des  Kts.  Bern  mit  Urtheil  vom  21.  Jan.  1859  in  einer  Summe  von 
1413  Fr.  72  ^/j  Rp.  zugesprochen  wurde.  Sie  verlangten  nun  von  den 
Glarner  Behörden  die  Vollziehung  dieses  Urtheils  für  den  Mehrbetrag 
von  630  Fr.  21*/«  Rp.  nebst  Verzugszinsen  zu  5  %  '^om  15.  Oct.  1855, 
d.  h.  vom  Tage  der  Klagerhebung  hinweg.  Auf  erfolgten  Widerspruch 
verweigerte  die  Standescommission  von  Glarus  jenes  Urtheil  für  die 
Zinsen  in  Vollzug  zu  setzen,  weil  diese  im  Urtheil  nicht  zugesprochen 
worden  seien.  Fehr  und  Grieb  wandten  sich  nun,  gestützt  auf  Art.  49 
der  BVerf ,  beschwerend  an  den  BR,  indem  sie  sich  darauf  berufen, 
dass  nach  §  137  des  bernischen  Civilprozesses  unzinstragende  Forde- 
rungen vom  Tage  der  Klagerhebung  an  zu  5  %  zinstragend  werden 
und  dass  laut  einer  Bescheinigung  der  Obergerichtskanzlei  von  Bern 
gerade  mit  Rücksicht  auf  diese  gesetzliche  Regel  das  Dispositiv  der 
Ürtheile  um  Geldforderungen  keinen  speciellen  Zuspruch  von  Ver^ 
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zugszinsen  zu  enthalten  pflege.    Der  BR  wies  diese  Beschwerde  ab 
mit  folgender  Begründung: 

1)  Das  ürtheil  spricht  den  Parteien  keine  Zinsen  zu. 

2)  Wenn  auch  §  137  der  bernischen  Prozessordnung  die  Verzin- 
sung als  Wirkung  der  Klagerhebung  bezeichnet,  so  bestimmt  dieselbe 
Prozessordnung  in  §  295,  dass  der  Richter  nicht  mehr  oder  anders^ 
als  verlangt  wurde,  zusprechen  könne.  Laut  den  Rechtsbegehren  der 
Parteien  sind  aber  keine  Zinsen  gefordert  worden. 

3)  Ferner  fällt  in  Betracht,  dass  das  Rechtsbegehren  der  Wieder- 
kläger nicht  eine  bestimmte  Summe  enthält,  sondern  Schadenersatz 
im  Grundsatze  verlangt,  was  jedenfalls  zweifelhaft  macht,  ob  der  §  137 
der  Prozessordnung  ipso  jure  und  ohne  besondern  Ansatz  der  Zinse 
in  der  Specification  der  Forderung  und  ohne  richterlichen  Zuspruch 
Anwendung  finde. 

4)  Bei  dieser  Sachlage  hat  die  Zinsforderung  keineswegs  die  er- 
forderliche Liquidität,  um  die  BBehörde  zu  berechtigen,  auf  Grund- 
lage des  Art.  49  der  BVerf.  gegen  die  kantonale  Behörde,  welche  die 

Vollziehung  verweigert,  zu  interveniren. 

BR.  V.  14.  Juli  1859  No.  3004.  Vgl.  No.  SSO. 

234«  Im  Juni  1853  klagte  die  ledige  St.  in  Trimmis  gegen  Sp.  von 
Obwalden  auf  Vaterschaft  und  zwar  bei  dem  bündnerischen  Kreis- 
gerichte der  fünf  Dörfer.  Sp.  war  schon  vorher  abgereist  und  auf  die 
Vorladung  erfolgte  aus  seiner  Heimat  die  Anzeige,  dass  er  ausgewan- 
dert sei.  Er  wurde  nun  im  Nov.  gl.  J.  durch  Contumazurtheil  als  Vater 
des  Kindes  erklärt.  Die  Regierung  von  Obwalden  verweigerte  aber 
die  Anerkennung  des  Kindes  und  die  Ausstellung  eines  Heimatschei- 
nes. —  Nach  den  Gesetzen  von  Graubünden  hat  das  forum  delicti  zu- 
gleich über  die  daher  rührenden  Paternitäts-  und  Entschädigungs- 
klagen abzusprechen.  Die  Regierung  von  Graubünden  verlangte  daher 
UrtheilsvoUziehung. 

Die  Regierung  von  Obwalden  erwiederte :  Sp.  war  nie  im  Kanton 
Graubünden  niedergelassen,  denn  er  hielt  sich  nur  unfreiwillig  auf  Be- 
fehl des  Bischofs  einige  Zeit  dort  auf,  um  für  seine  Disciplinfehler  zu 
büsseu.  Jedenfalls  aber  war  er  nicht  mehr  im  Kanton  zur  Zeit  der 
Klagestellung  und  überdiess  müssen  Paternitätsklagen  in  der  Heimat 
des  Beklagten  angebracht  werden. 

Der  BR.  fand ,  Art.  49  der  BVerf.  sei  hier  nicht  anzuwenden. 
Gründe : 

1)    Die  gegenwärtig  zu  entscheidende  Frage  besteht  dann,  ob  der 
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BR.  in  Anwendung  der  Art.  49  und  90  ZiflF.  2  der  BVerf.  mitzuwirken 
habe,  damit  das  Paternitätsurtheil  des  Kreisgerichts  der  5  Dörfer  vom 
22.  Novbr.  1853  von  der  Regierung  von  Obwalden  anerkannt  und 
vollzogen  werde. 

2)  Die  Rechtskraft  eines  Civilurtheils  hängt  unter  Anderm  von  der 
Competenz  des  urtheilenden  Gerichtes  ab ,  welch'  letztere  im  vorlie- 
genden Fall  bestritten  ist. 

3)  Unterstellt  nun  sogar,  Sp.  wäre  in  Graubünden  förmlich  nieder- 
gelassen gewesen ,  so  konnten  die  Gerichte  dieses  Kantons  zwar  wol 
competent  sein ,  über  «eine  persöulichen  Rechtsverhältnisse  zu  ent- 
scheiden, nicht  aber  über  den  Status  seines  ausserehelichen  Kindes,  weil 
dadurch  die  Rechtsverhältnisse  seiner  Heimatgemeinde  und  seines  Bei- 
matkantons  berührt  werden ,  welche  keineswegs  unter  der  Jurisdiction 
der  graubündnerischen  Gerichte  stehen. 

4)  Uebrigens  bleibt  dem  Kt.  Graubünden  unbenommen,  über  das 

Heimatrecht  des  fraglichen  Kindes  gegenüber  dem  Kt.  Obwalden  die 

bundesgerichtliche  Entscheidung  anzurufen. 

B.  1855  I.  429.  Vgl.  No.  868  Erw.  1.  9«S. 

m 

33S»  Diese  Ansicht  wurde  in  einem  spätem  Fall  in  Sachen  der 
Regierung  von  Freiburg  gegen  diejenige  von  Graubünden  folgender- 
massen  ausgeführt: 

1)  Es  handelt  sich  darum ,  ob  die  Regierung  von  Graubünden  ver- 
pflichtet sei ,  das  ürtheil  eines  freiburgischen  Gerichtes  vom  25.  Aug. 
1855,  wodurch  der  graubündnerischen  Gemeinde  Cauco  ein  ausser- 
ehlich  erzeugtes  Kind  heimatrechtlich  zugesprochen  wurde,  nach 
Art.  49  der  BVerf.,  so  viel  an  ihr  liegt,  zu  vollziehen  und  dem  gemäss, 
in  Anerkennung  dieses  Bürgerrechts,  dem  erwähnten  Kinde  einen 
Heimatschein  verabfolgen  zu  lassen. 

2)  Diese  Verpflichtung  tritt  nur  dann  ein,  wenn  ein  rechtskräftiges 
Civilurtheil  vorliegt.  Diese  Eigenschaft  des  Urtheils  hängt  aber  zu- 
nächst von  der  Competenz  des  urtheilenden  Gerichtes  ab. 

3)  Es  folgt  nun  aber  aus  der  Staatshoheit  der  Kantone ,  über  die 
Frage,  ob  Jemand  Bürger  ihres  Kantons  sei,  keine  fremde  Jurisdiction 
anerkennen  zu  müssen ;  insofern  nicht  BVorschriften  oder  allgemeine 
Concordate  über  den  bürgerlichen  Status  vorhanden  sind ;  was  hier 
keineswegs  der  Fall  ist. 

4)  Dieser  Grundsatz  findet  überall  Anerkennung  und  er  ist  auch 
in  der  Schweiz  durch  die  Praxis,  sowie  durch  den  Umstand  bestätigt, 
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dass  einzelne  Kantone  über  die  Behandlung  der  Patemitätsfalle  und 
der  daherigen  Statusfragen  besondere  Verträge  abgeschlossen  haben. 

5)  Somit  waren  die  freiburgischen  Gerichte  nicht  competent  einem 
andern  Kauton  ein  aussereheliches  Kind  bürgerrechtlich  zuzusprechen. 

6)  Endlich  ist  die  Berufung  auf  die  BBeschlüsse  in  Sachen  der  Bri- 
gitta  von  Arx  [s.  No.  309]  nicht  statthaft,  weil  Art.  48  in  keiner  Be- 
ziehung zu  der  Competenzfrage  steht,  sondern  den  Grundsatz  au&tellt, 
dass  die  Gerichte  (deren  Competenz  natürlich  vorausgesetzt)  in  vor- 
kommenden Fällen  Kantonsfremde  nicht  ausnahmsweise  ungünstiger 
als  Bürger  behandeln  und  die  gleichen  Grundsätze  anwenden  sollen 
und  weil  in  jenem  Falle  die  zürcherischen  Gerichte,  als  Gerichtsstand 
der  Heimat  des  Beklagten ,  competent  waren ,  über  den  Status  des 
Kindes  der  Klägerin  zu  entscheiden  und  durch  die  BBeschlüsse  ange- 
wiesen wurden ,  das  zürcherische  Gesetz  anzuwenden  und  nicht  aus- 
nahmsweise ein  der  kantonsfremden  Klägerin  ungünstiges  [nämlich 
ihr  heimatliches]  Gesetz.  B.  1860  n.  6. 

336»  J.  von  Kueyres  (Waadt) ,  damals  im  Kt.  Freiburg  sich  auf- 
haltend, wurde  nebst  der  Gemeinde  Rueyres  auf  den  20.  April  1852 
vor  das  freiburgische  Gericht  Gruyere  geladen ,  um  auf  eine  Paterni- 
tätsklage zu  antworten ,  nachdem  das  Justiz-  und  Polizeidepartement 
von  Waadt  die  Anlegung  der  Vorladung  bewilligt  hatte.  Der  Prozess 
musste  indess  verschoben  werden  und  es  fand  eine  neue  Vorladung 
auf  den  27.  Octbr.  Statt,  an  welchem  Tage  das  Kind  dem  J.  mit  allen 
rechtlichen  Folgen  zugesprochen  wurde  und  zwar  in  Abwesenheit  des 
J.  und  seiner  Heimatgemeinde  Rueyres.  Die  Behörde  von  Waadt 
verweigert  nun  die  Anerkennung  und  Vollziehung  des  ürtheils,  worüber 
sich  die  betheiligte  freiburgische  Gemeinde  La-Roche  beschwert,  indess 
abgewiesen  wird: 

\)  Nach  allgemeinen  Grundsätzen  bilden  die  waadtländischen  Ge- 
richte in  der  vorliegenden  Paternitätsklage  gegen  J.  den  natürlichen 
Gerichtsstand,  insofern  nicht  durch  Vertrag  zwischen  beiden  Staaten 
eine  Ausnahme  aufgestellt  wurde. 

2)  Eine  solche  Ausnahme  existirt  aber  nicht ,  indem  die  Gesetze 
beider  Kantone  lediglich  bestimmen,  dass  Paternitätsklagen  gegen 
Angehörige  anderer  Staaten  nur  insoweit  zugelassen  werden ,  als  das 
Urtheil  dort  anerkannt  würde  und  Reciprocität  bestände. 

3)  Diesem  Grundsatze  entsprechend  wurde  in  den  beiden  Kantonen 
Freiburg  und  Waadt  das  Verfahren  eingeführt,  im  einzelnen  Falle 
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sich  über  den  Gerichtsstand  im  Voraus  zu  verständigen ,  was  nach 
der  Behauptung  der  Becurrentin  dadurch  geschehen  sein  soll ,  dass 
das  Justiz-  und  Polizeidepartement  von  Waadt  die  Anlegung  einer 
Vorladung  der  beklagten  Gemeinde  vor  den  freiburgischen  Richter 
gestattet  habe. 

4)  Diese  Thatsache  reicht  aber  nicht  hin ,  um  den  freiburgischen 
Richter  als  conventionell  und  somit  competent  zu  betrachten,  indem : 

a.  die  Bewilligung  einer  Behörde ,  ihre  Angehörigen  vor  ein  fremdes 
Gericht  zu  citiren,  die  Befugniss  der  letztern,  diesen  Gerichtsstand 
selbst  anzuerkennen  oder  zu  bestreiten,  in  keiner  Weise  beschränkt, 
weil  sie  ein  besonderes  Recht  und  Interesse  daran  haben ;  nun  aber 
der  Beklagte  J.  den  freiburg.  Gerichtsstand  nie  anerkannte  und 
die  Gemeinde  Rueyres  formlich  dagegen  protestirte; 

b.  schon  vor  dem  angesetzten  Gerichtstage ,  an  dem  übrigens  der 
Gegenstand  nicht  behandelt  wurde ,  das  Justiz-  und  Polizeidepar- 
tement in  Waadt  die  Competenz  der  freiburgischen  Gerichte  be- 
stritt und  zum  Voraus  das  Urtheil  als  unvollziehbar  im  Kt.  Waadt 
erklärte. 

5)  Folglich  ging  das  Urtheil  vom  27.  Octbr.  1852  nicht  von  com- 
petenter  Stelle  aus  und  es  kann  mitbin  als  rechtskräftig  im  Sinne  des 
Art.  49  der  BVerf.  nicht*  angesehen  werden.  B.  1855 1.  431. 

9S7.  Rudolf  Schöchli  von  Elgg  (Kt.  Zürich)  hatte  1855  in  Bern  mit  . 
einer  Elisabetha  Jucker  von  Bollingen,  Amtsbezirks  Bern,  ausser- 
ehelich  ein  Kind  erzeugt  und  wurde,  da  er  sich  unbekannt  wohin  ent- 
fernt hatte ,  durch  das  Amtsgericht  Bern  im  Wege  des  Edictalverfah- 
rens  zur  Bezahlung  von  Alimentationsbeiträgen  und  Kindbettkosten 
verurtheilt.  Als  im  Sommer  1857  der  Aufenthalt  des  Schöchli  in  der 
Stadt  Zürich  entdeckt  wurde ,  verlangte  die  Jucker  die  Vollziehung 
jenes  Urtheils.  Sowol  der  Bezirksgerichtspräsident  von  Zürich  als  die 
Givilabtheilung  des  Obergerichtes  verweigerten  sie.  Hierüber  be- 
schwerte sich  die  Jucker  bei  dem  BR.  und  führte  aus :  ihr  Klagerecht 
sei  mit  dem  Momente  der  Conception  begründet,  Schöchli  also  damals 
der  bemischen  Gesetzgebung  unterworfen  gewesen;  nach  Satzung  183 
des  bermschen  Civilrechtes  habe  sie  die  Wahl ,  die  Klage  bei  dem 
Amtsgerichte  ihres  Bürgerortes  oder  bei  demjenigen  des  Ortes,  wo 
sie  niedergekommen,  anzuheben,  in  beiden  Fällen  sei  das  Amtsgericht 
Bern  competent  gewesen ;  ebenso  auch  für  das  Vergehen ,  womit  sie 
ihre  Civilklage  habe  verbinden  können,    üeberdem  sei  der  neue 
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Aufenthalt  des  Schöchli  unbekannt ,  der  letzte  bekannte  aber  Bern 
gewesen.   Der  Recurs  wurde  verworfen ,  aus  folgenden  Gründen : 

1)  Die  bundesgemässe  Verpflichtung  der  Kantone  zur  Vollziehung 
eines  Civilurtheils  hängt  von  der  Rechtskraft  des  letztem  ab  und 
diese  hinwiederum  zunächst  von  der  Zuständigkeit  des  urtheilenden 
Gerichtes. 

2)  Die  Forderungen  auf  Entschädigung  und  Alimentation  müssen 
als  persönliche  Forderungen  im  Sinne  des  Art.  50  der  BVerf.  betrach- 
tet werden  imd  sind  daher  am  Wohnorte  des  Beklagten  anzubringen, 
sofern  nicht  dargethan  wird ,  dass  der  letztere  zur  Zeit  der  Anhebung 
der  Klage  insolvent  gewesen  oder  keinen  festen  Wohnsitz  gehabt  habe. 

3)  Ein  solcher  Beweis  liegt  nicht  vor,  vielmehr  ergibt  sich  aus  den 
Acten ,  dass  der  beklagte  Schuldner  zu  jenem  Zeitpunkte  schon  bald 
ein  Jahr  als  solventer  Mann  in  Zürich  seinen  Wohnsitz  hatte. 

BR.  V.  23.  Febr.  1859  No.  728. 

338«  Laut  Urtheil  des  Bezirksgerichts  Uri  vom  19.  Decbr.  1854 
wurde  ein  von  der  Josepha  H.  von  Seh.  (Uri)  gebornes  Kind  dem  Do- 
minik M.  von  0.  (Wallis)  wohnhaft  zu  A.  (Zug)  zugesprochen  und 
hievon  der  Regierung  von  Wallis  zu  Händen  der  Heimatgemeinde  des 
Vaters  Mittheilung  gemacht  mit  dem  Ersuchen  um  Einsendung  eines 
Heimatscheines.  Die  Gemeinde  0.  antwortete  aber,  M.  anerkenne  den 
gerichtlichen  Entscheid  nicht  und  daher  könne  sie  auch  keinen  Hei- 
matschein ausstellen.  Schritte ,  die  bei  der  Regierung  von  Wallis  auf 
Anerkennung  des  Urtheils  gethan  wui'den ,  waren  erfolglos ,  wesshalb 
sich  nun  die  Regierung  von  Uri  beschwert  und  zur  Begründung  der- 
selben vorbringt:  Nach  Vorschrift  des  Art.  48  der  BVerf.  sind  die 
Kantone  gehalten,  alle  Schweizerbürger  chiistlicher  Confession  in 
der  Gesetzgebung  und  im  gerichtlichen  Verfahren  gleich  zu  halten  und 
Art.  49  stellt  fcbt,  dass  rechtskräftige  Civilurtheile  in  der  ganzen 
Schweiz  vollzogen  werden  sollen.  Hieraus  folgt ,  dass  eine  Umerin 
gegenüber  einem  Walliser  dasselbe  Klagrecht  hat,  wie  eine  Walliserin 
und  dass  für  eine  Kichtwalliserin  der  im  Wallisergesetze  der  Wahl  der 
Mutter  heimgestellte  Richter  des  Wohnortes  der  letztern  ebenso  com- 
petent  sei  wie  für  eine  Bürgerin  von  Wallis ;  ferner  dass  dessen  Spruch 
die  nämlichen  rechtlichen  Wirkungen  äussern  müsse ,  -me  dieselben 
im  dortigen  Personenrechte  bezeichnet  sind.  Art.  153  dieses  Personen- 
rechtes lautet  nun: 

»Die  Vaterschaflsklage  und  jeder  darauf  bezügliche  Handel  soll ,  laut  Auswahl 
der  Mutter,  entweder  vor  dem  correctionellen  Gericht  des  Zehntens,  wo  der  Beklagte 
wohnt,  oder  vor  jenem  des  Wohnortes  der  Mutter  eingeleitet  werden.« 
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Hienach  ist  derjenige  Richter  competent,  den  die  Mutter  von 
den  beiden  bezeichneten  auswählt ,  und  es  kann  keineswegs  etwa  der 
Grundsatz  des  heimatlichen  Gerichtsstandes  aufgestellt  werden ,  was 
daraus  deutlich  erhellt,  dass  auch  Nichtwalliserinnen  nach  dem 
Grundsatze  des  Gegenrechtes  (§  152)  ein  Klagerecht  eingeräumt  ist 
[gegen  Walliser?],  die  möglicher  Weise  ihien  Wohnsitz  nicl^t  im 
Kt  Wallis  haben ;  auch  ist  für  diesen  Fall  nicht  etwa  der  heimatliche 
Richter  des  Beklagten  vorbehalten ,  vielmehr  steht  in  der  Einleitung 
des  Walliser  Gvilgesetzbuches  die  Bestimmung,  dass  diese  Gesetze  in 
Betreff  des  Standes  sich  auch  auf  die  im  Auslande  wohnenden  Walli- 
ser erstrecken.  Das  Wallisergesetz  enthält  keine  beschränkende  Be- 
stimmung in  dem  Sinne,  dass  die  für  den  vorliegenden  Fall  .zutreffenden 
Vorschriften  dieses  Gesetzes  nur  auf  die  im  Wallis  wohnenden  Klä- 
gerinnen angewendet  werden  können ;  auch  ist  eine  solche  Beschrän- 
kung nicht  denkbar ,  da  sonst  den  auswärtigen  Klägerinnen  gar  kein 
Forum  angewiesen  wäre. 

Die  Regierung  von  Wallis  erwiedert  dagegen  unter  Anderm 
Folgendes :  Schon  die  Klage  ist  nicht  nach  Vorschrift  des  Gesetzes, 
namentlich  nicht  inner  der  gesetzlichen  Frist  angebracht  worden; 
weder  die  Regierung  noch  die  Gemeindebehörde  von  0.  hat  von  der 
Ladung  an  den  Beklagten  noch  von  der  Zusprechung  des  Kindes  an 
denselben  Nachricht  erhalten ,  somit  war  auch  der  betheiligten  Hei- 
matgemeinde keine  Gelegenheit  geboten ,  ihre  Interessen  zu  wahren. 
Das  Bezirksgericht  von  Uri  hat  sich  auch  beim  Abspruch  über  den 
Status  des  Kindes  nicht  auf  das  Gesetz  des  Kantons  Wallis ,  als  das 
der  Heimat,  sondern  auf  das  Landbuch  von  Uri  gestützt;  dagegen 
bei  der  formellen  Frage  nach  der  Wahl  des  Gerichtsstandes  den 
Art.  153  des  Walliser  Gesetzbuches  angerufen,  ein  Verfahren,  da« 
weder  rechtsförmlich  noch  zulässig  ist.  Wenn  Art.  153  nicht  nur 
Walliserinnen,  sondern  auch  Angehörigen  anderer  Kantone  und  sogar 
Fremden  die  Wahl  zwischen  dem  Gerichtsstande  des  Wohnortes  des 
Beklagten  und  demjenigen  der  Klägerin  freistellt,  so  ist  dagegen  die 
weitere  Schlussfolgerung  der  Beschwerde  irrthümlich ,  dass  dieser  Ar- 
tikel Nichtwalliser  -  Gerichten  die  Befugniss  einräume ,  Vaterschafts- 
klagen gegen  Walliser  Bürger  oder  im  Kt.  Wallis  wohnende  Beklagte 
zu  beurtheilen.  Die  im  Gesetz  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  können 
zur  Verfolgung  von  Vaterschaftsklagen  nur  im  Wallis  Geltung  haben, 
und  dass  der  Gesetzgeber  nur  die  Walliser  Gerichte  im  Auge  gehabt 
hat,  folgt  aus  den  Art.  143,  149  u.  150  und  namentlich  aus  dem  Ge- 
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brauch  der  Bezeichnungen  »Zehnten«,  »Kastellan«  und  »Grosskastellan 

des  Zehntens«  u.  s.  w 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen: 

1)  Die  Vollziehung  eines  Civilurtheils  und  die  Frage,  ob  dasselbe 
rechtskräftig  sei,  hängt  wesentlich  von  der  Competenz  des  urtheilenden 
Gerichtes  ab. 

2)  Diese  Competenz  kann  durch  den  Art  48  der  BVerf.  schon  im 
Allgemeinen  nicht  begründet  werden ,  weil  derselbe  mit  der  Bestim- 
mung der  Competenz  in  gar  keiner  Beziehung  steht,  dieselbe  vielmehr 
voraussetzt  und  auf  diesen  Fall  hin  die  Anwendung  des  gleichen  Ge- 
setzes auf  kantonsfremde  Schweizerbürger  und  gleiche  Behandlung 
derselben  vorschreibt, 

3)  Uebrigens  könnte  dieser  Art.  48,  dürfte  man  ihn  auf  Competenz- 
bestimmungen  anwenden,  zur  ausnahmsweisen  Anwendung  eines  frem- 
den Gesetzes  geradezu  nicht  berechtigen,  sondern  vermöchte  die 
Competenz  im  vorliegenden  Fall  nur  dann  zu  rechtfertigen ,  wenn  die 
Gesetze  von  Uri  gestatten  würden ,  einen  Urnerbürger  in  einem  Kan- 
ton ,  wo  er  weder  Heimat  noch  Wohnsitz  hat ,  wegen  Paternität  mit 
Erfolg  imd  Bückwirkung  auf  seilte  Heimatgemeinde  zu  belangen. 

4)  Ebensowenig  kann  in  vorliegender  Sache  die  Competenz  der 
Gerichte  von  Uri  aus  Art.  153  des  Civilgesetzes  von  Wallis  hergeleitet 
werden ,  weil  derselbe  ofiFenbar  sich  nur  auf  Klagen  bezieht ,  die  von 
den  im  Kanton  anwesenden  Personen  oder  gegen  solche  erhoben 
werden,  und  daher  nur  die  Walliser  Gerichte  als  competent  er- 
klärt. 

5)  Weil  aber  der  Beklagte  in  Uri  weder  heimatberechtigt  war, 
noch  auch  nur  dort  wohnte ,  so  konnten  daher  die  Gerichte  von  Uri 
zur  Anhandnahme  der  Klage  nicht  competent  sein. 

6)  Aus  der  Lücke  der  Walliser  Gesetzgebung  über  den  Gerichts- 
stand Landesabwesender  in  Paternitätssachen  folgt  jedenfalls  nicht 
die  Competenz  der  urnerischen  Gerichte ,  dem  Kt.  Wallis  ein  ausser- 
eheliches  Kind  als  Büiger  zuzusprechen ,  zumal  wenn  man  berück- 
sichtigt ,  dass  weder  dieser  Kanton ,  noch  die  betheiligte  Gemeinde 
Gelegenheit  hatte,  sich  rechtzeitig  über  die  Competenzfrage  oder  über 
die  Hauptsache  auszusprechen.  B.  I86l  I.  333. 

Vgl.  noch  Xo.  563  —  .%6S. 
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5.  Strafartheile, 
Vgl.  No.  *1. 

S39«  A.  von  Ennenda  klagte  gegen  zwei  Beamte  von  Appenzell 
R.  und  St. ,  dass  sie  Urheber  und  Begünstiger  einer  Fälschung  seien. 
Die  Klage  wurde  als  unbegründet  abgewiesen  und  A.  zu  einer  Ent- 
schädigung von  150,  resp.  100  Fr.  an  die  Beklagten  verurtheilt.  Für 
diese  Beträge  wurde  A.  rechtlich  betrieben  und  eine  Schätzung  auf 
ihn  herausgenommen,  gegen  die  weitere  Vollziehung  aber  von  dessen 
Vogt  und  von  dem  Vogt  seiner  Frau  protestirt,  weil  nach  glarnerschen 
Gesetzen  eine  Schätzung  gegen  Bevogtete  nicht  vollzogen  werden 
könne.  Ein  Gesuch  bei  der  Regierung  von  Glarus,  dem  Urtheil  Voll- 
ziehung zu  verschaffen ,  blieb  ohne  Erfolg.  Hierüber  beschwert  sich 
nun  die  Regierung  von  Appenzell  A.  R.  und  verlangt  unter  Hinweisung 
auf  Art.  49  der  BVerf. ,  dass  dem  vorliegenden  rechtskräftigen  Civil- 
urtheil  Vollstreckung  gegeben  werde. 

Die  Regierung  von  Glarus  bemerkt  dazu :  Abgesehen  davon ,  ob 
das  vorliegende  Urtheil  ein  Civil-  oder  ein  Strafurtheil  sei ,  so  könne 
doch  mehr  nicht  verlangt  werden ,  als  dass  es  wie  ein  rechtskräftiges 
CivU-Urtheil  des  eigenen  Kantons  behandelt  werde.  Nun  seien  aber 
A.  und  dessen  Ehefrau  nach  dortigen  Gesetzen  berechtigt,  durch  Pro- 
testation gegen  die  Schätzung  die  weitere  Vollziehung  zu  hemmen 
und  dann  sei  die  Angelegenheit  vor  das  Vermittleramt  und  das  Ge- 
richt zu  bringen,  nicht  um  neuerdings  über  die  Schuld  des  A.  ein  Ur- 
theil auszufallen ,  sondern  um  über  die  Statthaftigkeit  der  gegen  die 
Schätzung  erhobenen  Exceptionen  eine  Entscheidung  zu  verlangen, 
was  nach  den  Gesetzen  von  Glarus  Sache  der  Gerichte  sei.  Eine  Be- 
schwerde bei  den  BBehörden  wäre  also  erst  dann  zulässig ,  wenn  die 
Gerichte  von  Glarus  ohne  genügenden  Rechtsgrund  die  Vollziehung 
eines  rechtskräftigen  Urtheils  hemmen  würden. 

Der  BR.  gab  der  Beschwerde  einstweilen  keine  Folge ,  sondern 
wies  die  betheiligten  Gläubiger  an,  im  Sinne  der  Erw.  2  zu  verfahren. 
Die  Erwägungen  lauten : 

1)  dass  wenn  die  Vollziehung  eines  Civilurtheils  in  einem  andern 
Kanton  Anstand  findet,  die  dabei  betheiligten  Personen  sich  zunächst 
an  die  Behörden  zu  wenden  haben ,  denen  die  Entscheidung  über  die 
VoUziehbarkeit ,  resp.  die  Rechtskraft  des  Urtheils  zusteht ,  ehe  von 
Verletzung  des  Art.  49  der  BVerf.  und  mithin  von  Intervention  der 
BBehörden  die  Rede  sein  kann ; 

2)  dass  nun  nach  dem  Berichte  der  Regierung  von  Glarus  und 
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den  angeführten  Gesetzen  in  diesem  Kanton  die  Gerichte  über  solche 
Fragen  zu  entscheiden  haben ,  wobei  jedoch  selbstverständlich  nicht 
neuerdings  auf  das  Materielle  des  Prozesses,  die  Existenz  der  Schuld- 
verpflichtung ,  sondern  nur  auf  die  formelle  Rechtskraft  des  ürtheils, 
dessen  Vollziehbarkeit  der  Debitor  bestreitet ,  einzutreten  ist. 

B.  1858  I.  265.  Vgl.  No.  991. 

240«  Im  Jahr  1840  wurden  Bürger  von  Baselland  von  den  aar- 
gauischen Gerichten  wegen  eines  auf  aargauischem  Gebiete  in  der 
Nähe  der  Grenze  verübten  Jagdfrevels  bestraft.  Die  Regierung  von 
Baselland  weigerte  sich ,  diesem  ürtheil  Vollziehung  zu  verschaffen 
und  bestritt  die  Competenz  der  aargauischen  Gerichte.  Als  sodann  die 
Regierung  von  Aargau  Einleitung  traf,  behufs  Vollziehung  des  Ür- 
theils Grundstücke  in  Anspruch  zu  nehmen ,  welche  die  Betheiligten 
im  Kt.  Aargau  besitzen,  brachte  die  Regierung  von  Baselland  die  An- 
gelegenheit an  den  BR.  Zur  Begründung  der  Beschwerde  wurde  an- 
geführt :  Der  angebliche  Jagdfrevel  habe  unzweifelhaft  im  Bann  der 
basellandschaftlichen  Gemeinde  Nusshof  Statt  gefunden,  die  i.  J.  1664 
Basel  vom  Stifte  Olsberg  gekauft  habe.  Dieser  Gemeindebann  sei 
i.  J.  1669  zwischen  Basel  und  Oesterreich  ausgemarkt  worden.  Durch 
jene  Kaufsurkunde  und  nach  seitheriger  Uebung  sei  das  Jagdrecht  in 
diesem  Bann  auf  Basel,  resp.  Baselland  übergegangen.  Einei.  J.  1823 
vorgenommene  Revision  der  Gemeindebanngrenzen ,  wobei  diese  auf 
die  prätendirte  Kantonsgrenze  verlegt  worden,  sei  von  den  baselland- 
schafllichen  Behörden  nie  anerkannt  worden  und  daher  haben  auch 
die  aargauischen  Gerichte  das  Recht  nicht  gehabt,  die  fragliche  Hand- 
lung zu  bestrafen.  Durch  das  Begehren  um  Vollziehung  des  ürtheils 
habe  Aargau  die  Jurisdiction  von  Baselland  anerkannt ;  auch  können 
die  Beklagten  nach  Art.  50  und  53  der  BVerf.  nicht  ihrem  natürlichen 
Richter  entzogen  werden  und  es  sei  daher  die  beabsichtigte  Pfändung 
als  Selbsthülfe  unzulässig. 

Der  BR.  entschied ,  es  sei  die  Regierung  von  Aargau  zur  Voll- 
ziehung des  fraglichen  Ürtheils  berechtigt ;  dem  Kt.  Baselland  aber 
sei  vorbehalten,  das  behauptete  auf  Grundlage  eines  privatrecht- 
lichen Titels  im  aargauischen  Gebiete  in  Anspruch  genonmiene  Jagd- 
recht vor  dem  Bundesgericht  zu  verfolgen.    Gründe : 

Die  Frage,  ob  die  Beschwerde  der  Regierung  von  Baselland  gegen 
die  Regierung  von  Aargau  wegen  angedrohter  Vollziehung  obgedach- 
ten  Strafurtheils  begründet  sei ,  beruht  darauf ,  ob  die  aargauischen 
Gerichte  competent  gewesen  seien,  die  erwähnten  Jagdvorfalle  zu 
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beurtheilen.  Denn  im  üebrigen  steht  der  formellen  Rechtskraft  jenes 
Urtheils  nichts  entgegen  und  zwar  selbst  in  dem  Falle  nicht ,  wenn  es 
materiell  als  unrichtig  betrachtet  werden  könnte. 

Nun  ist  es  im  schweizerischen  Staatsrechte  ein  unbestrittener 
Satz ,  dass  alle  Jurisdiction  auf  der  Landeshoheit  beruht  und  von  der- 
selben ausgeht.  Daraus  folgt  in  Strafsachen ,  dass  alle  Handlungen, 
die  innerhalb  der  Grenzen  eines  Kantons  begangen  werden ,  in  Bezug 
auf  ihre  Strafbarkeit  oder  Straflosigkeit  der  Gesetzgebung  und  Juris- 
diction dieses  Kantons  unterworfen  sind.  Besondere  Staatsverträge 
ausgenommen ,  findet  von  diesem  Princip  auch  in  dem  Falle  keine 
Ausnahme  Statt,  wenn  die  Handlung  auf  Liegenschaften  begangen 
wurde,  die  zum  Gütercomplex  einer  Grenzgemeinde  des  Nachbar- 
kantons gehören ,  jedoch  im  Gebiete  des  ersten  Kantons  liegen.  Da 
nun  die  eingeklagten  Jagdvorfalle,  wenn  auch  auf  den  Nusshofer- 
gütem  und  im  s.  g.  jedoch  bestrittenen  Nusshofergemeindebann,  doch 
nach  den  Acten  unzweifelhaft  innerhalb  der  aargauischen  Territorial- 
hoheit Statt  fanden ,  so  folgt  daraus  die  Competenz  der  aargauischen 
Behörden,  jene  Handlungen  zu  beurtheilen. 

Eine  ganz  andere  Frage  ist  es  nun,  ob  dieses  Urtheil  richtig  sei, 
oder  ob  die  aargauischen  Gerichte  das  vom  Nusshof  behauptete  Jagd- 
recht in  seinem  angeblichen  Gemeindebanne  hätten  anerkennen  und 
daher  die  Angeklagten  freisprechen  sollen.  Diese  Frage  gehört  zum 
materiellen  Inhalte  des  Urtheils  und  unterliegt  daher  nicht  der  Ent- 
scheidung des  BR.  So  viel  ist  nun  gewiss ,  dass  weder  die  Regierung 
noch  die  Gerichte  von  Aargau  ein  Jagdrecht  von  Baselland  oder  der 
Ortschaft  Nusshof  anerkennen,  und  es  muss  daher  bei  dieser  Sachlage 
dem  Stande  Baselland  vorbehalten  bleiben,  die  Existenz  eines  solchen, 
angeblich  auf  privatrechtlichem  Titel  beruhenden,  factischen  Rechtes 
auf  aargauischem  Gebiete  gegenüber  dem  Stand  Aargau  vor  dem 
Bundesgerichte  petitorisch  geltend  zu  machen. 

Zur  Zeit  aber  hat  dieses  behauptete  Jagdrecht  keinerlei  Liquidi- 
tät. Als  Regal  betrachtet,  muss  es  vielmehr  dem  Kt.  Aargau  zustehen, 
und  wenn  der  Kt.  Baselland  sein  Jagdregal  den  Gemeinden  überlässtj 
so  kann  es  natürlich  nur  innerhalb  der  Kantonsgrenzen  geschehen. 
Es  scheint  indess  dieses  Recht  mehr  auf  einen  privatrechtlichen  Titel 
gestützt  zu  werden,  lieber  einen  theilweise  streitigen  und  dem  Be- 
griffe der  Regalität  gegenüber  jedenfalls  zweifelhaften  Besitzstand 
gründet  Nusshof  seine  Ansprache  auf  die  Abtretung  eines  Gebiets  vom 
Stifte  Olsberg  an  die  Stadt  Basel  vom  Jahre  1664.    Allein  in  jener 
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Urkunde ,  in  der  die  abgetretenen  Rechte,  zum  Theil  viel  bedeutungs- 
losere, specificirt  worden,  ist  vom  Jagdrecht  keine  Bede  und  zudem 
ergibt  sich  aus  den  Acten  vom  Jahr  1669  und  1792,  dass  das  Stift 
Olsberg  das  Jagdrecht  in  seinen  Umgebungen  von  der  vorderösterrei- 
chischen Regierung  in  Freiburg  im  Breisgau  gepachtet  hat.  Wenn 
nun  auch  anzunehmen  ist ,  dass  diese  Pacht  sich  nicht  gerade  auf  das 
jetzt  streitige  Land  bezog ,  so  ist  durchaus  keine  Wahrscheinlichkeit 
vorhanden ,  dass  das  Stift  Olsberg  auf  den  abgetretenen  Besitzungen 
das  Jagdrecht  besass  und  verkaufen  wollte ,  während  es  dasselbe  auf 
seinen  übrigen  Besitzungen  nicht  besass,  sondern  von  Oesterreich 
pachten  musste.  Auf  der  andern  Seite  acquirirte  Basel  im  J.  1664 
von  Olsberg  einen  gewissen  Gebietstheil  und  konnte  nun  allerdings  kraft 
seiner  Landeshoheit  und  Regalität  das  Jagdrecht  ausüben ;  allein  dieses 
musste  sich  später  natürlich  nach  den  Kantonsgrenzen  modificiren. 
Mit  dem  hier  Erörterten  soll  keineswegs  über  die  Existenz  dieses 
Rechtes  entschieden  werden,  was  dem  BR.  nicht  zustehen  würde,  son- 
dern es  soll  nur  gezeigt  werden,  dass  dasselbe,  bevor  es  zu  compe- 
tenter  gerichtlicher  Anerkennung  gelangt,  jedenfalls  sehr  illiquid  und 
daher  keineswegs  geeignet  ist,  gegenüber  dem  aargauischen  Territo- 
lialrecht  und  der  daraus  herfliessenden  Jurisdiction  und  Competenz 
irgend  wie  in  die  Wagschale  zu  fallen. 

B.  1852  I.  419.  Vgl.  No.  lOS,  S7Z. 

2411  •  Im  Jahr  1841  verurtheilte  das  Obergericht  in  Bern  mehrere 
Solothurner  wegen  Körperverletzung  unter  anderm  zu  den  Prozess- 
kosten, deren  Betrag  durch  Urtheil  vom  11.  Novbr.  1843  zu  Gunsten 
des  Damnificaten  auf  361  Fr.  45  Rp.  festgestellt  wurde.  Letzterer 
wandte  sich  wiederholt  an  die  solothurnischen  Behörden,  um  die 
Vollziehung  dieses  Urtheils  zu  erhalten,  wurde  aber  durch  motivirte 
Beschlüsse  abgewiesen.  Auf  sein  Gesuch  an  den  BR.,  dass  er  gestützt 
auf  Art.  49  und  90  Ziff.  2  die  Behörden  von  Solothurn  zur  Vollziehung 
jenes  Urtheils  anhalte,  wurde  nicht  eingetreten : 

1)  Die'BVerf.  ist  am  12.  Sept.  1848  in  Kraft  getreten  und  äussert 
ihre  Wirkung  von  dieser  Zeit  an ;  es  kann  mithin  eine  rückwirkende 
Anwendung  auf  frühere  Streitpunkte  nicht  Statt  finden. 

2)  Somit  darf  der  Art.  49  nicht  auf  alle  rechtskräftigen  Civil- 
ui-theile  bezogen  werden,  die  zu  irgend  einer  frühern  Zeit  in  der  Eid- 
genossenschaft ausgefällt  und  über  deren  VoUziehbarkeit  nach  dama- 
ligen interkantonalen  Rechtsgrundsätzen  von  den  betreffenden  Behör- 
den Entscheidungen  gefasst  wurden.  B.  1864 II.  68. 
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9412  •  Auf  die  Klage  des  Oberstlieut.  Kun2  in  Uster  wurde  Secun- 
darlehrer  J.  C.  Sieber  daselbst  wegen  eines  in  der  Neuen  Thurgauer  Zel- 
tung erschienenen  Artikels  vom  Bezii-ksgericht  Frauenfeld  am  9.  Juni 
1855  zu  Busse,  Kosten  und  Entschädigung  verurtheilt.  Kläger  wandte 
sich  hierauf  an  den  Regierungsrath  in  Zürich  mit  dem  Gesuche,  er 
möchte  dieses  Urtheil  als  vollstreckbar  erklären.  Dieser  erwiederte 
aber,  nach  feststehender  Praxis  biete  er  zur  Vollziehung  der  von 
nichtzürcherischen  Gerichten  erlassenen  Strafurtheile  nur  dann  Hand, 
wenn,  was  hier  nicht  zutreffe,  die  Vollziehung  durch  BGesetze  oder 
Staatßverträge  geboten  sei ;  insoweit  jedoch  solche  Urtheile  Bestim- 
mungen civilrechtlicher  Natur  enthalten,  stehe  der  Entscheid  über 
Vollziehbarkeit  den  Gerichten  zu.  Nun  erhob  Kläger  die  Schuld- 
betreibung gegen  Sieber  für  die  ihm  zugesprochene  Entschädigung 
und  Kostenvorschuss ;  der  Betriebene  nahm  aber  Bechtsvorschlag,  der 
am  27.  Decbr.  1855  auch  vom  Obergericht  unter  folgender  Begrün- 
dung bestätigt  wurde: 

>1)  Nach  dem  vom  Obergericht  auf  den  Wunsch  des  Regierungsrathes  am 
30.  Decbr.  1854  gefassteu  Beschlüsse  (Svhaubergs  Zeitschrift  I.  49)  dürfen  Straf- 
erkenntnisse ausserkaiitonaler  Behörden  auch  mit  Bezug  auf  Bussen  und  Gerichts- 
kosten nur  dann  von  den  zürcherischen  Behörden  vollzogen  werden,  wenn  der 
Regienmgsrath  im  einzelnen  Falle  das  Urtheü  vollziehbar  erklärt.  Im  vorliegenden 
Falle  hat  derselbe  aber  ein  hierauf  gerichtetes  Gesuch  des  B^currenten  abgewiesen. 

>2)  In  dem  erwähnten  Beschlüsse  des  Kegierungsrathes  ist  zwar  dem  Recur- 
renten  freigestellt  worden,  mit  Bezug  auf  allütllige  in  dem  StraftirtheU  enthaltene 
Bestimmungen  civilrechtlicher  Natur  einen  Entscheid  der  Gerichte ...  zu  veran* 
lassen,  dessen  ungeachtet  kann  aber  dem  Begeliren  des  Hecurrenten  um  Rechts- 
öffiiung  nicht  entsprochen  werden.  Gesetzt  nämlich,  es  sollte  der  Art.  49  der  BYerf. 
auch  auf  solche  civürechtliche  Bestimmungen  Anwendung  finden,  die  nicht  auf 
CivU- ,  sondern  auf  Strafurtheilen  beruhen ,  so  gehört  doch  jedenfalls  die  jetzt  in 
Rede  stehende  Forderung  in  diese  Klasse  nicht;  denn  sie  bezieht  sich  nicht  etwa 
auf  Ersatz  eines  dem  Recurrenten  zugefügten,  durch  das  StrafurtheU  ermittelten 
Schadens,  sondern  die  ganze  eingeforderte  Summe  besteht  theils  aus  Gerichts- 
kosten, die  das  thurgauische  Gericht  dem  Recurrenten  unter  Vorbehalt  des  Re- 
gresses auf  den  Gegner  aufgelegt  hat,  theils  aus  Kostenentschädigung,  d.  h.  ge- 
richtlich dem  Recurrenten  zuerkannter  Entschädigung  für  die  durch  den  Straf- 
prosess  ihm  erwachsenen  Kosten.  Es  leuchtet  nun  aber  von  selbst  ein,  dass,  wenn 
für  Kosten  eines  ausser  dem  Kanton  geführten  Strafprozesses  Rechtsöffiiung  nicht 
bewilligt  werden  darf,  sofern  dieselben  von  der  urtheUenden  Behörde  gefordert 
werden,  die  Rechte  auch  dann  nicht  geöflftiet  wenlen  dürfen,  wenn  die  Gegen- 
partei des  VerurtheUten  die  Gerichtskosten  freiwUlig  oder  gezwungen  bezahlt  hat 
und  dieselben  nun  von  Letzterm  zurückfordert ,  indem  sonst  jenes  Verbot  ganz 
leicht  umgangen  und  unwirksam  gemacht  werden  könnte.«  [Vgl.  Schaubery  1.  c.  II.  261.] 
Ueber  diese  Beschlüsse  der  zürcherischen  Behörden  beschwerte 
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sich  sodann  Oberstlieut.  Kunz  beim  BR.  und  verlangte,  dass  er  das 
thurgauische  Urtheil  vollziehbar  erkläre,  allein  er  wurde  auch  hier 
abgewiesen.    Gründe : 

1)  Die  Beschwerde  wird  im  Wesentlichen  durch  folgende  zwei  Mo- 
mente begründet: 

a.  Die  BPressgesetzgebung  entziehe  dem  Beleidigten  das  natürliche 
Recht,  den  Beleidiger  an  seinem  Wohnorte  zu  belangen  und  ver- 
weise ihn  an  den  Richter,  in  dessen  Gebiet  ein  auswärtiges  Blatt 
erscheine.  Die  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  erfordere  daher,  dass 
das  in  einem  andern  Kanton  ausgefällte  Urtheil  über  eine  Press- 
klage in  dem  Kanton,  welchem  der  Beklagte  angehöre,  Vollziehung 
erhalte ; 

b.  der  Art.  49  scheine  unbedingt  insofern  anwendbar  zu  sein,  als 
ürtheile  wegen  Verletzung  der  Privatehre  gleich  jedem  andern 
Civilurtheile  wenigstens  zu  behandeln  seien. 

2)  Wenn  Recurrent  unter  BPressgesetzgebung  —  die  nicht  exi- 
stirt  —  einzelne  Grundsätze  versteht,  die  bei  Anlass  der  Prüfung  der 
kantonalen  Pressgesetze  von  den  BBehörden  ausgesprochen  wurden, 
so  ist  die  oberwähnte  (Erw.  1  a)  Voraussetzung  irrthümlich.  Die  letz- 
tern schrieben  nämlich  nicht  vor,  dass  alle  Pressklagen  beim  Richter 
des  Druckortes  angebracht  werden  müssen,  vielmehr  verlangten  sie 
im  Interesse  der  Pressfreiheit  blos ,  dass  die  Redactoren ,  Verleger  u. 
8.  w.  eines  Blattes  nur  dort  und  nicht  in  allen  Kantonen,  in  denen  das 
Blatt  verbreitet  ist,  belangt  werden  können.  Demnach  ist  von  Bundes 
wegen  keineswegs  ausgeschlossen,  die  von  einer  Redaction  genannten 
Verfasser  injuriöser  Artikel  an  ihrem  Wohnorte  zu  belangen,  falls  die 
kantonalen  Gesetze  dieses  zulassen. 

3)  Aus  den  im  Beschlüsse  des  zürcherischen  Obergerichts  vom  27. 
Decbr.  1855  angeführten  Gründen  hat  die  Frage,  ob  das  Urtheil  die 
Bedeutung  eines  rechtskräftigen  Civilurtheils  habe,  jedenfalls  nicht 
diejenige  Liquidität,  welche  erforderlich  ist,  um  im  Sinne  des  Art.  49 
der  BVerf.  von  Bundeswegen  zu  interveniren. 

BR.  V.  24.  März  1856.  Vgl.  No.  SOS. 

34I3«  Einem  gewissen  Sutter  von  Weggis,  wohnhaft  in  Küssnacht, 
wurde  in  Folge  Rechtstriebes  sein  ganzes  Vermögen  gepfändet ;  gleich- 
wol  zog  er  mit  seiner  Fahrhabe  heimlich  nach  Weggis  (Luzern),  wofür 
er  vom  schwyzerischen  Criminalgericht  wegen  Betrugs  gestraft  wurde ; 
auch  verfügte  das  Urtheil,  dass  die  verpfändeten  Gegenstände  im  In- 
teresse seiner  Gläubiger  wieder  nach  Küssnacht  zurück  zu  bringen 


}CVm.  Vollziehung  kant.  ürtheile.  2.  Einzelne  FäUe.  No.  94S.  944.    249 

seien.  Inzwischen  wurden  die  Pfander  in  Weggis  für  Miethzins  und 
Fütterungskosten  des  Viehs  versteigert. 

Die  Regierung  von  Schwyz  beschwert  sich  nun  darüber  und  be- 
merkt :  Die  Pfändung  hatte  die  volle  Wirkung  eines  Sequesters  und 
das  Pfandrecht  ging  durch  betrügliche  Verschleppung  der  Gegen- 
stände nicht  unter Ferner  kommt  in  Betracht,  dass  durch  ein  Ur- 

theil  in  civilrechtlicher  Beziehung  die  Restitution  der  Pfandobjecte 
verfugt  wurde.  Hiezu  war  das  schwyzerische  Gericht  befugt,  weil 
die  Gegenstände  rechtlich  als  im  Kt.  Schwyz  liegend  zu  betrachten 
waren.  Diese  Verfügung  ist  daher  ein  rechtskräftiges  Civilurtheil, 
das  nach  Art.  49  der  BVerf.  in  allen  Kantonen  zu  vollziehen  ist. 

Der  Beschwerde  wurde  keine  Folge  gegeben: 

1)  Vorausgesetzt  auch,  es  könnte  das  Dispositiv  3  des  Urtheils 
des  Criminalgerichts  von  Schwyz  vom  5.  Sept.  1855  als  ein  rechts- 
kräftiges Civilurtheil  betrachtet  werden,  so  kann  doch  bekanntlich 
die  Rechtskraft  eines  solchen  niemals  gegen  dritte  Personen,  sondern 
nur  gegen  die  Parteien  im  Prozesse  ihre  Wirkung  äussern. 

2)  Da  nun  aber  inzwischen  andere  Gläubiger  Pfandrechte  an  die 
streitigen  Objecte,  resp.  deren  Erlös,  geltend  machten,  so  muss  so- 
mit das  rechtliche  Verhältniss  derselben  zu  den  frühern  Gläubigern 
des  Sutter  richterlich  ausgemittelt  werden.  Hiebei  kommt  indess 
der  Gerichtsstand  der  gelegenen  Sache  zur  Anwendung,  da  von  bei- 
den Seiten  dingliche  Rechte  in  Frage  liegen.  B.  1857  I.  227. 

S44«  B.  Loeb  in  Avenches  (Waadtj  schloss  einen  Pferdetausch 
mit  X.  Marmoud  von  Farvagny  (Freiburg) ,  wobei  gegenseitig  jede 
Nachwährschaft  wegbedungen  wurde.  Bald  nachher  musste  das  dem 
Marmoud  übergebene  Pferd  wegen  Krankheit  getödtet  werden,  was 
diesen  veranlasste,  den  Loeb  beim  Bezirksgerichte  Avenches  mit  einer 
Civüklage  für  Aufhebung  des  Tausches  und  Entschädigung  zu  belan- 
gen, welche  Klage  er  vorzüglich  auf  Betrug  stützte.  Er  wurde  jedoch 
abgewiesen,  weil  er  vor  der  Unterzeichnung  des  Vertrages  von  der 
liberatorischen  Clausel  desselben  Kenntniss  gehabt  habe.  Dieses  ür- 
theil  beschritt  die  Rechtskraft  und  wurde  vom  Kantonsgerichte  Frei- 
burg executorisch  erklärt.  Dagegen  wurde  nun  gestützt  auf  das  Po- 
lizeigesetz beim  Bezirksgericht  der  Sarine  (Freiburg)  von  Amtes  wegen 
eine  correctionelle  Klage  gegen  Loeb  eingeleitet  und  derselbe  in  con- 
tumaciam zu  60  Fr.  Busse  verurtheilt ;  während  Marmoud ,  der  als 
Civilpartei  intervenirte,  mit  Rücksicht  auf  die  Vertragsclausel  und 
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das  Urtheil  von  Avenches  wieder  abgewiesen  wurde.  Das  Kantons- 
gericht,  an  welches  Marmoud  appellirte,  sprach  ihm  hingegen  2000  Fr. 
Entschädigung  und  die  Kosten  zu.  —  Loeb  verlangt  nun  Aufliebung 
der  beiden  freiburgischen  Urtheile,  eventuell  wenigstens  des  kantons- 
gerichtlichen. 

Die  Gegenpartei  wandte  ein :  Die  Beschwerde  ist  schon  formell 
nicht  zulässig,  weil  Loeb  regelmässig  citirt  war  und  nicht  erschien, 
was  nach  den  freiburgischen  Gesetzen  den  Richter  zu  einem  Urtheil 
berechtigte ;  immerhin  kann  der  Verurtheilte  während  fünf  Jahren 
Relief  verlangen.  Materiell  ist  zu  bemerken,  dass  Art.  49  der  BVerf. 
beobachtet  wurde,  weil  das  Urtheil  von  Avenches  das  Exequatur  er- 
hielt, auch  die  Kosten  von  Marmoud  bezahlt  wurden.  Zudem  ist  der 
zweite  Prozess  nicht  von  ihm,  sondern  von  der  Staatsbehörde  ein- 
geleitet worden.  Ein  Delict  kann  immer  verfolgt  werden  und  die, 
welche  darunter  litten,  können  immer  reclamiren.  Uebrigens  war  die 
causa  eine  andere.  In  Avenches  war  Marmoud  Kläger ,  in  Freiburg 
der  Staatsanwalt ;  dort  lag  nur  eine  reine  Civilklage  vor ,  abgesehen 
von  Betrug ;  hier  handelte  es  sich  um  die  Untersuchung  der  Krank- 
heit und  um  einen  fraudulösen  Handel,  der  gehörig  bewiesen  war. 
Das  Vergehen  musste  daher  bestraft  und  der  Schaden  ersetzt  werden.... 

Die  Beschwerde  wurde  gutgeheissen,  soweit  sie  sich  auf  das  kan- 
tonsgerichtliche Urtheil,  d.  h.  auf  den  Civilpunkt  bezieht,  aus  folgen- 
den Gründen : 

1)  Die  Frage,  ob  Loeb  die  Folgen  des  Schadens  zu  tragen  habe, 
der  durch  einen  zwischen  ihm  und  Marmoud  abgeschlossenen  Pferde- 
tausch dem  letztern  erwachsen  war,  wurde  von  dem  Civilgerichte  in 
Avenches  am  25.  Juli  1855  entschieden. 

2)  Dieses  Urtheil  muss  in  jeder  Hinsicht  als  rechtskräftig  betrachtet 
werden,  weil  jene  Behörde  schon  als  Richter  des  Wohnortes  des  Be- 
klagten und  überdiess  durch  übereinstimmenden  Willen  beider  Par- 
teien zur  Entscheidung  competent  war  und  weil  das  Urtheil  nach 
Massgabe  de*  Waadtländcr  Civilprozessgesetzes  in  Rechtskraft  ge- 
treten war. 

3)  Auch  das  Kantonsgericht  von  Freiburg  hat  durch  Beschluss  vom 
8.  Octbr.  1855  dieses  Urtheil  im  ganzen  Kanton  executorisch  erklärt 

4)  Wenn  nun  auch  die  freiburgischen  Gerichte  im  Interesse  der 
öftentlichen  Sicherheit  berechtigt  waren,  den  Loeb  wegen  Einführung 
eines  mit  einer  ansteckenden  Krankheit  behafteten  Pferdes  und  da- 
heriger  Contravention  gegen  die  sanitarischen  Polizeigesetze  des  Kan- 


XYIIL  Vollziehung  kant  Urtheile.  2.  Einzelne  FiUIe.  No.  944—949.    251 

ion8  correctionell  zu  bestrafen,  so  wurden<doch  diese  Gerichte  dadurch 
keineswegs  competent,  den  zwischen  Loeb  und  Marmoud  definitiv 
entschiedenen  Civilprozess  wieder  aufzunehmen  und  einer  neuen  Ent- 
scheidung zu  unterwerfen  und  zwar  um  so  weniger,  als : 

a.  der  behauptete  Beti-ug  von  Seite  des  Loeb  schon  in  dem  Civil- 
prozesse  in  Avenches  von  dem  Kläger  Marmoud  als  Klagegrund 
aufjgestellt  wurde  und  Gegenstand  der  Verhandlung  bildete ; 

b.  ein  solches  Verfahren  in  der  Wirklichkeit  nichts  anderes  wäre,  als 
die  Revision  eines  Civilurtheils,  das  von  den  Gerichten  eines  an- 
dern Kantons  ausgefällt  wurde. 

5)  Das  ürtheil  des  Kantonsgerichts  Freiburg  d.  d.  11.  Febr.  1856 
ist  femer  nichts  anderes  als  eine  Aufhebung  des  Urtheils  des  Bezirks- 
gerichtes von  Avenches,  das  doch  von  demselben  Kantonsgericht  als 
executorisch  erklärt  wurde ;  da  nämlich  in  den  2000  Fr.,  zu  deren 
Zahlung  Loeb  condemnirt  wurde,  gerade  die  1400  Fr.  inbegriffen  sind, 
die  nach  dem  Urtheile  von  Avenches  Marmoud  an  Loeb  zu  bezahlen  hat. 

6)  Es  läuft  daher  das  ürtheil  des  Kantonsgerichts  Freiburg  auch 
dem  Art  49  der  BVerf.  zuwider,  indem  es,  dieselbe  Streitfrage  unter 
denselben  Parteien  nochmals  entscheidend,  die  Wirkung  des  rechts- 
kräftigen Urtheils  vom  25.  Juli  1855  wieder  gänzlich  aufhebt. 

B.  1857. 1.  229. 

m.   Gerichtsstand. 

BVerfl  Art.  50,  53.  BGesetz  vom  20.  Novbr.  1850,  betr.  den  Gerichtsstand  für  Civil- 
klagen,  welche  von  dem  Bunde  oder  gegen  denselben  angehoben  werden  [Off.  S.U.  73]. 

Vgl.  No.  tZH. 

1.  Im  Allgemeinen. 

945«  Es  liegt  nicht  in  der  Stellung  des  BR.,  die  materiellen  Rechts- 
verhältnisse der  Parteien  zu  untersuchen  oder  denselben  von  vorne 
herein  einen  Gerichtsstand  anzuweisen ;  es  muss  vielmehr  diesen  über- 
lassen bleiben,  ihre  Rechte  bei  der  als  competent  erachteten  Gerichts- 
stelle geltend  zu  machen.  BR.  v.  7.  Decbr.  1850  No.  3534. 

246«  Civilrechtliche  Verhältnisse  müssen  vor  den  Gerichten  des 
betreffenden  Kantons  verfolgt  werden;  nach  der  BVerf.  steht  dem 
BR.  kein  Recht  zu,  in  die  Civilprozesse,  die  in  den  einzelnen  Kan- 
tonen zu  führen  sind,  sich  einzumischen.  BR.  v.  8.  Octbr.  1849  No.  2955. 

347«  Ueber  die  Zuständigkeit  eines  Gerichtes  kann  dieses  selbst 
nach  seinen  heimatlichen  Gesetzen  nur  urtheilen  in  Prozessen  zwi- 
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sehen  Einwohnern  desselben  Kantons,  wenn  es  sich  aber  um  einen 

Gerichtsstand  zwischen  Angehörigen  verschiedener  Kantone  handelt, 

so  sind  die  kantonalen  Gesetzgebungen  durch  Concordate  oder  BGe- 

setze  beschränkt  und  nur  diese  sind  massgebend,  sowie  auch  hier  die 

BBehörden  competent  werden,  unter  deren  Schutz  die  Verfassung, 

Gesetze  und  Concordate  des  Bundes  gestellt  sind. 

BR.  V.  10.  Octbr.  1849.  No.  2996. 

2.    Gerichtsstand  des  Wohnortes. 

Art.  3  und  4  Lemma  2  des  BGesetzes  v.  20.  Novbr.  1850,  betr.  deu  Gerichtsstand 
ftlr  Civilklagen  [Off.  S.  n.  73  No.  4»«].   Vgl.  No.  888.  889.  S08  Erw.  14-17. 

805.  547. 

248«  Alle  persönlichen  Civilklagen  fallen  unter  Art.  50.  Der 
miethweise  Besitz  eines  Lagerungsplatzes  und  die  Bestellung  eines 
Mandatoren  [Mandatars?]  für  einzelne  Geschäfte  begründen  kein  Do- 
micil.  Auch  liegt  in  der  Bezeichnung  eines  Ortes  für  die  Vertrags- 
erfüllung nicht  die  Anerkennung  des  dortigen  Gerichtsstandes,  wenn 
über  den  Vertrag  selbst  ein  Prozess  entsteht. 

B.  1853  II.  575.  Vgl.  No.  854.  859. 

249«  Wenn  eine  Person  factisch  zwei  Wohnsitze  hat  und  eine 
Collision  eintritt  über  die  Rechte  und  Verbindlichkeiten,  die  von  dem 
gesetzlichen  Domicil  abhangen,  so  muss  von  dem  Grundsatze  aus- 
gegangen werden,  dass  das  frühere  Domicil  als  fortdauernd  zu  be- 
trachten sei,  wenn  nicht  in  der  Erwerbung  des  spätem  ein  Aufgeben 
desselben  liegt,  und  dass  somit  Rechte  und  Verbindlichkeiten  aus  dem 
spätem  Domicil  in  diesem  Falle  nur  insofern  zur  vollen  rechtlichen 
Wirkung  gelangen  können,  als  sie  nicht  mit  denjenigen  coUidiren, 
die  von  dem  fortbestehenden  altem  Domicil  herrühren. 

B.  1855  I.  402.  Vgl.  No.  876.  S66. 

Daher  wii'd  auch  der  letzte  Wohnort  als  entscheidend  angenom- 
men, bis  nachgewiesen  wird,  dass  der  Betreffende  einen  andern  festen 
Wohnsitz  in  einem  andern  Kanton  erworben  habe. 

BR.  V.  30.  Juli  1860  No.  3503. 

230«  Art.  50  der  BVerf.  macht  keinen  Untei-schied  zwischen  liqui- 
den und  illiquiden  Forderungen,  daher  muss  auch  für  die  erstem 
die  Rechtsverfolgung  (la  poursuite  juridique)  gegen  den  Schuldner  an 

seinem  Wohnorte  eingeleitet  werden. 

BK.  V.  1.  Octbr.  1858  No.  3709.  Vgl.  No.  186  Erw.  3. 

231«  A.  wollte  die  Anwendung  des  Art.  50  der  BVerf.  sogar  bei 
rein  persönlichen  Forderungen  nicht  im  Allgemeinen  zugeben,  son- 
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dem  er  behauptete,  jener  beziehe  sich  nur  auf  die  Betreibung,  nicht 
aber  auf  das  Anbringen  einer  Civilklage  im  ordentlichen  Prozess. 

Die  Betreibung  und  der  ordentliche  Prozess  sind  aber  nur  zwei 
verschiedene  Formen,  unter  denen  der  Gläubiger  seine  Forderung  zu 
re&lisiren  hat,  je  nachdem  sie  unbestritten  oder  bestritten  ist;  der 
Prozess  ist  nur  die  Fortsetzung  der  Betreibung  nach  erhobenem  Wi- 
derspruche des  Schuldners.  Wäre  jene  Ansicht  richtig,  so  würde  das 
Princip  des  Art.  50  grösstentheils  dahin  fallen ;  denn  es  äussert  seinen 
Werth,  die  Bestimmung  des  Gerichtsstandes,  hauptsächlich  bei  bestrit- 
tenen Forderungen.  Man  denke  sich  die  Consequenzen  jener  Ansicht. 
Der  sesshafte  solvente  Schuldner  müsste  nach  derselben  entweder  die 
Execution  gegen  sich  durchführen  lassen  und  auf  alle  Vertheidigung 
verzichten,  oder  er  müsste  dann  dem  Creditor  vor  sein  Gericht  folgen, 
d.  h.  seinem  verfassungsmässigen  Richter  entsagen  und  zwar  gerade 
in  den  Fällen,  w^o  er  seines  Schutzes  allein  bedarf.  Denn  da,  wo  er 
eine  Forderung  anerkennt,  kann  der  Richter  keine  andere  Bedeutung 
für  ihn  haben,  als  dass  er  allfällig  den  gesetzlichen  Gang  der  Betrei- 
bung controliren  muss.  K.  1854  IL  53. 

95S«  Wenn  das  Prozessgesetz  eines  Kantons  Forderungen  für 
Verwendungen  auf  ein  Grundstück  ein  exceptionelles  Forum  zuweist, 
so  wird  die  rechtliche  Natur  der  Forderung  desshalb  nicht  verändert 
und  der  persönliche  Charakter  des  Rechtes  selbst  keineswegs  in  einen 
dinglichen  verwandelt. 

Art.  15  litt.  0  des  waadtländischen  Civilprozesses,  lautend: 
»En  matidre  d'ouvrages  faits  ä  un  immeublc  tant  qu'ils  n'ont  pas  M  reconnus, 
Paction  est  intent^e  devant  le  Juge,  dans  le  ressort  duquel  Timmeuble  est  situe,« 

vermag  die  erwähnten  Grundsätze  nicht  zu  ändern.  Dieses  Gesetz  ist  nur 
für  den  Umfang  des  Kantons  und  für  die  Einwohner  desselben  gültig. 

BR.  V.  10.  Octbr.  1849  No.  2978. 

253«  Fräulein  Justina  Steiger  in  Bern  trat  bei  einem  Aufenthalt, 
den  sie  in  Garmiswyl  (Freiburg)  machte ,  mit  J.  Krattinger ,  Wirth  in 
Düdingen  (gl.  Kantons)  in  Kaufsunterhandlungen  über  ein  Gut ,  das 
dieser  in  Mariahilf,  Sensebezirk,  besass.  Ein  von  dem  Geschäftsmann 
der  FrL  Steiger  geschriebenes  Kaufproject  wurde  am  6.  Novbr.  1854 
zu  Düdingen  unterzeichnet ,  um  es  beim  definitiven  üebereinkommen 
notarialisch  bestätigen  zu  lassen.  Frl.  Steiger  verzichtete  indess  auf  den 
Kauf,  worauf  sie  auf  Verlangen  Krattingers  vor  das  Civilgericht  des 
Sensebezirks  geladen  und  dort  in  contumaciam  verurtheilt  wurde, 
entweder  den  Kauf  zu  halten  oder  dem  Kläger  eine  Entschädigung 
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von  1500  Fr.  zu  zahlen.  Dieses  vom  17.  April  1855  datirte  Urtheil 
wurde  der  Beklagten  am  21.  gl.  M.  eröffnet,  von  ihr  aber  unbeachtet 
gelassen.  Im  Juni  1855  erhielt  Frl.  Steiger  eine  neue  gerichtliche 
Ladung ,  damit  sie  zu  Errichtung  des  förmlichen  Kaufactes  mitwirke, 
ansonst  die  Entschädigung  eingefordert  werde ,  worüber  sie  sich  nun 
beim  BR.  unter  Berufung  auf  Art.  50  der  BVerf.  beschwerte  und  femer 
Aufhebung  des  Urtheils  vom  1 7.  April  wegen  mangelnder  Competenz 
der  freiburgischen  Gerichte  beantragte. 

Krattinger  erwiedert :  Der  freiburgische  Richter  ist  darum  zu- 
ständig, weil  der  fragliche  Vertrag  im  dortigen  Kanton  abgeschlossen 
wurde  und  zu  vollziehen  ist ,  und  weil  die  Gültigkeit  und  Wirksam- 
keit des  Geschäftes  überhaupt  nach  den  Gesetzen  dieses  Kantons  ent- 
schieden werden  muss.  Nun  ist  das  Contumazurtheil  für  die  Recur- 
rentin  um  so  eher  verbindlich ,  als  dasselbe  ihr  gehörig  eröffiiet  und 
auch  von  ihr  anerkannt  wurde,  da  sie  kein  Rechtsmittel  dagegen 
ergriffen ,  niemals  eine  forideclinatorische  Einrede  gestellt ,  vielmehr 
durch  ihr  Stillschweigen  die  Competenz  anerkannt  hat.  Die  vor- 
liegende Klage  ist  eine  gemischte,  denn  zu  dem  persönlichen  Ursprung' 
tritt  ein  dingliches  Element  hinzu ,  da  es  sich  wesentlich  auch  um 
Erwerb  von  Grundstücken  handelt.  Art.  50  der  BVerf.  findet  hier  keine 
Anwendung,  da  er  nur  rein  persönliche  Klagen  im  Auge  hat,  nicht  aber 
dingliche  und  gemischte.  Demnach  sind  hier  die  Gesetze  des  Kts.  Frei- 
burg massgebend  und  §§  22  und  30  des  dortigen  Civilprozesses  lassen 
keinem  Zweifel  Raum ,  dass  die  gestellte  Klage  als  eine  dingliche  an- 
zusehen und  zu  behandeln  sei.  Demnach  wird  auf  Abweisung  der 
Beschwerde  angetragen. 

Der  BR.  erklärte  den  Recurs  für  begründet  und  hob  das  Urtheil 
vom  17.  April  1855  auf.     Gründe: 

a.  Bezüglich  auf  die  Natur  der  Klage : 
1)  Nach  Art.  1420  des  freiburgischen  Civilgesetzbuches  begründet 
das  Kaufsversprechen  für  ein  Grundstück  nur  dann  ein  Klagerecht,  sei 
es  für  den  Verkäufer  oder  für  den  Käufer,  wenn  es  in  einer  öffentlichen 
Steigerung  oder  vor  einem  Notar  gemacht ,  oder  ganz  von  der  Hand 
desjenigen  geschrieben,  datirt  und  unterzeichnet  ist  von  dem  die  end- 
liche Fertigung  verlangt  wird.  Nach  dem  folgenden  Artikel  (1421)  be- 
steht das  Recht,  das  aus  einem  in  den  angegebenen  Formen  abgeschlos- 
senen Kaufvertrage  abgeleitet  wird ,  darin ,  dass  im  Weigerungsfalle 
des  einen  Theils  zur  Fertigung  des  authentischen  Kaufactes  derselbe 
zu  einer  Entschädigung  verfällt  werden  kann. 
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2)  Aus  der  Erklärung  des  Krattinger  selbst  geht  hervor,  dass  das 
Kaufsversprechen  vom  6.  Novbr.  1854  keiner  der  in  Art.  1420  cit.  auf- 
gestellten Bedingungen  entspricht. 

3)  Nach  dem  Wortlaute  des  Art.  14  des  freiburgischen  Civilprozess- 
gesetzes  ist  die  persönliche  Klage  eine  solche,  die  eine  an  eine  Person 
gestellte  Ansprache  fune  reclamation  faife  ä  une  personne)  zum  Gegen- 
stand hat,  während  die  dingliche  Klage  nach  Art.  20  auf  eine  Liegen- 
schaft, oder  auf  eine  Liegenschaft  mit  noch  andern  Ansprüchen,  oder 
auf  ein  Recht  an  eine  Liegenschaft  gerichtet  ist  Dagegen  hat  die 
freiburgische  Gesetzgebung  die  gemischten  Klagen  nicht  vorgesehen. 

4)  Jede  dingliche  Klage  hat  die  Anerkennung  und  Gewährleistung 
eines  vom  Kläger  behaupteten  dinglichen  Rechtes  zum  Zweck  und 
Inhalt ,  während  im  vorliegenden  Falle  Krattinger  im  Gegentheil  sich 
seines  Eigenthumsrechts  auf  eine  Liegenschaft  entäussern  will ,  was 
jedenfalls  keine  dingliche  Klage  begründet.  Dadurch ,  dass  die  Klage 
dahin  geht,  die  Recurrentin  zur  Anerkennung  der  Gültigkeit  des  Ver- 
trages vom  6.  Novbr.  1854  zu  zwingen  und  die  übrigen  Schritte  zur 
Vollziehung  desselben  einzuleiten,  nimmt  sie  den  Charakter  einer  rein 
persönlichen  Klage  an :  ein  Charakter ,  der  den  aus  einem  Vertrage 
entspringenden  Klagen  allgemein  zukommt 

ö)  Selbst  dann ,  wenn  das  Kaufsversprechen  von  einem  Notar  ab- 
gefasst  worden  wäre ,  würde  es  dem  Krattinger  doch  nur  das  Recht 
auf  eiae  Entschädigungsklage  geben  und  keineswegs  dasjenige,  die 
Recurrentin  zu  zwingen,  wider  ihren  Willen  das  zu  Mariahilf  gelegene 
Gut  zu  erwerben.  Daher  kann  auch  diese  Klage  nicht  den  Charakter 
einer  dinglichen  annehmen,  obgleich  der  Gegenstand  des  Vertrages 
eine  im  Kt  Freiburg  gelegene  Liegenschaft  ist. 
b.    Bezüglich  des  Gerichtsstandes: 

6)  Schon  das  Concordat  vom  15.  Juni  1804,  bestätigt  den  S.Juli 
1818  [A  S.  L  282  Snell  L  242],  stellt  den  Grundsatz  das  Gerichts- 
standes des  Wohnortes  der  Schuldner  für  alle  persönlichen  Klagen 
auf»  ein  Grundsatz,  der  von  der  BVerf.  (Art  50)  gewährleistet  worden 
ist  und  der  sich  ebenfalls  im  freiburgischen  Civilprozess  (Art.  14)  fin- 
det Diese  Bestimmungen  heben  die  von  Krattinger  angerufene,  näm- 
hch  das  fonun  contractus,  auf,  denn  wenn  dieses  gegen  den  Willen 
von  Parteien ,  die  in  verschiedenen  Kantonen  der  Schweiz  wohnen, 
aufrecht  erhalten  werden  wollte,  so  würde  dadurch  Art  50  der  BVerf. 
fllusorisch  gemacht,  weil  dieser  eben  will,  dass  der  Schweizerbürger 
Tor  seinem  natürlichen  Richter  gesucht  werde. 
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7)  Nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  sowol  als  nach  der  frei- 
burgischen  Gesetzgebung  ist  die  von  Erattinger  anhängig  gemachte 
Klage  keine  dingliche,  auf  eine  Liegenschaft  gerichtete,  sondern  eine 
persönliche  gegen  die  vorgebliche  Erwerberin  von  Grundstücken ,  um 
sie  zu  verpflichten ,  sich  als  solche  anzuerkennen  und  die  Verpflich- 
tungen des  gegen  sie  angerufenen  Vertrages  zu  erfüllen.  Diese  Klage 
musste  daher  vor  dem  Richter  des  Wohnortes  der  Beklagten  ange- 
bracht werden ,  zumal  Art.  32  des  freiburgischen  Civilprozessgesetzes 
festsetzt ,  dass  die  über  den  Gerichtsstand  und  die  Competenz  ange- 
stellten Bestimmungen  Staatsverträge  nicht  modiflciren  sollen. 

8)  Die  Competenz  der  kantonalen  Gerichte  bei  Streitigkeiten,  die 
sich  zwischen  schweizerischen  Angehörigen ,  welche  in  verschiedenen 
Kantonen  niedergelassen  sind ,  erheben ,  ist  durch  Bestimmungen  der 
Concordate  und  BGesetze  beschränkt. 

9)  Zu  einem  rechtskiäftigen  und  executorischen  Urtheile  ist  vor 
Allem  die  Competenz  des  urtheilenden  Gerichts  erforderlich,  oder 
dass  die  Parteien  zum  Voraus  und  auf  eine  rechtsgültige  Weise  sich 
über  die  Wahl  des  Richters  geeinigt  haben.  Hiezu  ist  nöthig,  dass  der 
Beklagte  formlich  den  Streit  vor  dem  an  sich  incompetenten  Gerichte 
aufnimmt,  oder  dass  er  freiwillig  an  den  Processverhandlungen  vor  die- 
sem Gerichte  Theil  nimmt  (s.  u.  A.  Art.  33  des  freiburgischen  Prozess* 
gesetzes). 

10)  Im  vorliegenden  Falle  ergibt  sich  weder,  noch  wird  behauptet, 
dass  die  Recurrentin  die  Competenz  des  Gerichtes  des  Sensebezirks 
zugegeben  habe ,  während  ihr  Stillschweigen  von  Rechtswegen  nicht 
als  gültige  Zustimmung  angesehen  werden  kann.        BR.  v.  7.  Nov.  1855. 

234«  E.  verkaufte  sein  zu  W.  (Thurgau)  gelegenes  Heimwesen  an 
H.  von  B.  (Bern),  damals  wohnhaft  gewesen  im  Kt.  St.  Gallen  und  es 
wurde  der  daherige  Vertrag  gehörig  verschrieben.  Zur  notarialischen 
Fertigung  erschien  aber  H.  nicht ,  vielmehr  stellte  sich  heraus ,  dass 
er  in  seine  Heimat  zurückgekehrt  sei.  E.  liess  nun  den  H.  vor  das 
Friedensrichteramt  Zielschlacht  (Thurgau)  laden ;  allein  die  Anlegung 
der  Citation  wurde  gestützt  auf  einen  Beschluss  des  bernischen  Appel- 
lations-  und  Cassationshofes  verweigert,  weil  es  sich  hier  um  eine  per- 
sönliche Klage  handle. 

Hierüber  beschwert  sich  nun  E.  und  führt  an :  Schon  die  WM- 
gerung  die  Ladung  anzulegen ,  erscheint  als  unstatthaft  und  die  An- 
nahme des  bernischen  Obergerichts,  es  handle  sich  hier  um  eine  rein 
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persönliche  Ansprache,  ist  unrichtig,  denn  nach  §  41  des  thurgauischen 
Notariatsgesetzes  ist  der  Kaufvertrag  nach  allen  Richtungen  perfect ; 
die  gegenseitigen  persönlichen  Beziehungen  der  Contrahenten  sind  in 
dieser  Urkunde  rechtsgültig  abgeschlossen.  Zur  Zeit  handelt  es  sich 
nur  noch  um  den  Vollzug  einer  gesetzlichen  Form ,  um  die  Fertigung, 
d.h.  um  die  Tradition  der  Liegenschaften  aus  Gründen  des  öffentlichen 
Rechts;  der  Kern  des  Streites  ist  also  der  Prozess  über  den  Eigen- 
thumsübergang.  Die  dinglichen  Rechte  des  Recurrenten  sind  in  Folge 
des  Kaufs  erloschen ,  daher  muss  der  Streit  vor  die  thurgauischen 
Gerichte  gebracht  werden,  wo  die  Liegenschaften  sich  befinden ;  über 
die  Frage  des  Eigenthums  können  die  bemischen  Gerichte  nicht  ent- 
scheiden. Nach§  19  der  thurgauischenProzessordnung  sind  Personen, 
die  keinen  Wohnsitz  in  diesem  Kanton  haben,  da  zu  belangen,  wo  die 
einzuklagende  Verbindlichkeit  entstanden  oder  zu  erfüllen  ist  oder 
da,  wo  sie  Liegenschaften  besitzen ;  dieser  §  trifft  hier  völlig  zu ,  denn 
die  Verbindlichkeit  ist  nicht  nur  im  Kt.  Thurgau  entstanden,  son- 
dern auch  in  demselben  zu  erfüllen  und  die  streitige  Liegenschaft, 
die  eben ,  weil  über  das  Eigenthum  an  derselben  Prozess  obwaltet, 
unter  amtliche  Verwaltung  gestellt  wurde,  befindet  sich  in  demselben 
Kanton.  Dieser  §  19,  mit  dem  die  §§  12  und  14  des  bernischen  Ge- 
setzes übereinstimmen,  steht  mit  Art.  50  der  BVerf.  nicht  nur  nicht 
im  Widerspruch,  vielmehr  würde  Recurrent  seinem  natürhchen  Richter 
entzogen,  wenn  er  gezwungen  werden  sollte,  sein  Recht  im  Kt.  Bern, 
also  vor  einem  nicht  zuständigen  Forum,  zu  suchen. 
Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen: 

1)  Bei  den  BBehörden  können  nur  dann  Beschwerden  angebracht 
werden ,  wenn  es  sich  um  Verletzung  der  Bundes-  oder  Kantonalver- 
fassung, von  BGesetzen  oder  Concordaten  handelt.  Im  vorliegenden 
Falle  konnte  aber  keine  solche  Vorschrift  zur  Begründung  der  Be- 
schwerde angeführt  werden.  ^ 

2)  Vielmehr  rechtfertigt  sich  der  Entscheid  des  bemischen  Appel- 
lations-  und  Cassationshofes  vollständig  durch  Art.  50  der  BVerf., 
indem  die  Klage  auf  Erfiillung  einer  Vertragsverbindlichkeit  in  der 
Regel  eine  persönliche  ist.  Von  einer  dinglichen  Klage  kann  hier 
darum  keine  Rede  sein,  weil  eine  solche  immer  die  gerichtliche  Aner- 
kennung eines  vom  Beklagten  bestrittenen  dinglichen  Rechtes  des 
Klägers  bezweckt  und  verfolgt,  während  hier  dieses  Recht  des  Klägers 
(sein  Eigenthum)  vom  Beklagten  gar  nicht  bestritten  wird ,  sondern 
vom  Kläger  auf  den  Beklagten  übertragen  werden  will. 

17 
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3)  Der  §  19  des  thurgauischen  Prozessgesetzes,  also  lautend: 
»Personen ,  die  keinen  Wohnsitz  im  Kanton  haben ,  sind  da  zu  belan- 
gen, wo  die  einzuklagende  Verbindlichkeit  entstanden  oder  zu  erfüllen 
ist,  oder  da,  wo  sie  Liegenschaften  besitzen,«  —  kann  nicht  in  Be- 
tracht kommen,  weil  er  —  auf  persönliche  Klagen  gegen  solvente 
Schweizerbürger ,  die  in  einem  andern  Kanton  einen  festen  Wohnsitz 

haben ,  angewendet  —  dem  Art.  50  der  BVerf.  widersprechen  würde. 

B.  1861  L  827. 

9SS«  Am  22.  März  1852  übergab  der  Vormund  der  Geschwister 
Emmenegger  von  Granges-Paccot  (Freiburg)  dem  Bruder  der  letztem, 
P.  J.  Enmienegger  180  Fr.,  imi  für  die  Mündel  ein  Stück  Land  zu 
kaufen.  Diess  geschah,  aber  P.  J.  E.  liess  sich  dasselbe  auf  seines 
Namen  zufertigen  und  zog  bald  darauf  in  den  Kt.  Neuenburg,  wo 
er  eine  Anstellung  als  Landjäger  erhielt.  Am  30.  April  1856  wurde 
letzterer  durch  die  freiburgischen  Gerichte  edictaliter  aufgefordert 
100  Fr.  zurückzuzahlen  und  nach  fruchtlosem  Ablauf  der  Frist  in  con- 
tumaciam verfällt,  welches  Urtheil  öffentlich  angeschlagen  wurde. 
Die  Geschwister  E.  machten  sich  sodann  mit  einer  Handschrift  von 
100  Fr.,  die  ihrem  Schuldner  angehörte,  bezahlt.  —  Um  aber  zur 
Zahlimg  der  58  Fr.  42  Rp.  betragenden  Kosten ,  sowie  der  Capitai- 
restanz  und  Zinsen  zu  gelangen ,  schlugen  die  Geschwister  E.  wieder 
den  gleichen  Weg  ein.  Bereits  war  ihnen  ein  kleines  Grundstück  des 
P.  J.  E.  an  Zahlungstatt  angewiesen  worden .  als  dieser  gegen  das 
ganze  bisherige  Verfahren  protestirte ,  dessen  ungeachtet  aber  sich 
bereit  erklärte,  für  die  neue  Forderung  im  Kt.  Freiburg  sich  belangen 
zu  lassen.  Eine  Verständigung  vor  dem  Friedensrichter  konnte  nicht 
erzielt  werden  und  es  wurde  daher  die  Sache  zur  Verhandlung  vor 
Gericht  vertagt. 

P.  J.  E.  beschwert  sich  nun  über  Alles .  was  bisher  geschehen. 
namentUch  auch  über  den  unverhältnissmässigen  Betrag  der  entstan- 
denen Kosten,  sowie  darüber,  dass  man  ihm  den  Rechtsweg  nur  habe 
öffnen  wollen ,  wenn  er  Caution  leiste. 

Die  Geschwister  E.  bemerken  dagegen ,  sie  haben  nicht  gewusst, 
wo  Recurrent  als  Landjäger  stationirt  sei,  auch  habe  er  mehrere  dem 
Einzug  der  100  Fr.  vorausgegangene  Briefe  unbeantwortet  gelassen. 
Gegen  den  Gerichtsstand  in  Freiburg  könne  er  nicht  mehr  protestiren, 
weil  er  sich  demselben  freiwillig  unterzogen  habe. 

Der  BR.  erklärte  den  Recurs  für  begründet,  soweit  er  den  erst  ge- 
nannten Prozess  betrifft,  hinsichtlich  des  zweiten  aber  für  unbegründet: 
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1)  Art.  50  der  BVerf.  stellt  den  Grundsatz  auf,  dass  der  aufrecht- 
stehende  schweizerische  Schuldner  mit  festem  Wohnsitz  für  persön- 
liche Anforderungen  vor  dem  Richter  seines  Wohnortes  gesucht  werden 
müsse. 

2)  E.  befand  sich  seit  mehrern  Jahren  unter  dem  neuenburgischen 
Landjägercorps  und  hat  zufolge  dieser  mit  einem  bleibenden  Charakter 
versehenen  Staatsanstellung  seinen  Wohnort  im  Kt.  Neuenburg. 

3)  Dieses  Verhältniss  war  den  Geschwistern  E.  nicht  unbekannt 
und  wenn  sie  auch  den  jeweiligen  Stationsort  ihres  Bruders  nicht 
kannten ,  so  wäre  dieser  doch  bei  der  betreflfenden  Oberbehörde  des 
Kts.  Neuenburg  leicht  zu  erfahren  gewesen. 

4)  Das  für  eine  unzweifelhaft  persönliche  Anforderung  von  100  Fr. 
Capital  vor  den  freiburgischen  Gerichten  eingeleitete  und  auf  dem 
Edictalwege  gegen  E.  durchgeführte  Verfahren  verstösst  sich  daher 
gegen  den  Art.  50  der  BVerf. 

5)  Auch  das  im  zweiten  Prozess  gegen  den  Recurrenten  beobach- 
tete Verfahren  ist  nicht  das  ordentliche.  Art.  50  cit.  erklärt  aber  die 
Ausnahme  nicht  für  unzulässig ,  dass ,  wenn  zwei  Parteien  freiwillig 
die  Frage  der  Competenz  den  Gerichten  eines  Kantons  zur  Entschei- 
dung vorlegen ,  sie  an  diesen  Entscheid  gebunden  sind  und  die  Com- 
petenzfrage  dann  nicht  weiter  vor  die  BBehörden  bringen  können. 

6)  Es  wäre  zwar  allerdings  sachgemässer,  wenn  der  in  der  Haupt- 
sache competente  Richter  auch  über  die  damit  verbundenen ,  in  ma- 
terieller Connexität  stehenden  Nebensachen  urtheilen  würde. 

7)  E.  hat  aber  in  dieser  Prozesssache  die  Competenz  des  freibur- 
gischen Richters  förmlich  anerkannt  und  dadurch  wurde  ein  gewill- 
kürter Gerichtsstand  geschaffen,  dem  sich  Recurrent  nicht  mehr  ein- 
seitig entziehen  kann.  B.  1869 1.  376. 

256«  W.  von  M.  (Aargau)  wohnt  seit  dem  15.  Octbr.'  1855  im 
Kt.  Waadt  und  jetzt  in  Lausanne.  Am  26.  August  1858  verehelichte 
er  sich  mit  S.  E.  von  G.  (Aargau)  und  erhielt  von  deren  Beistand  das 
Vermögen  der  Frau  heraus.  Im  April  1859  errichtete  er  nach  Vor- 
schrift der  waadtländischen  Gesetze  vor  dem  Friedensrichter  des 
Kreises  Lausanne  eine  Anerkennung  für  das  Frauengut  von  17,1 29  Fr. 
und  diese  Behörde  begnügte  sich  mit  einer  solchen  einfachen  Aner- 
kennung, da  ihr  W.  als  zahlungsfähig  und  gut  beleumdet  bekannt 
war.  Das  Bez.-G.  Kulm  (Aargau)  erklärte  jedoch  am  29.  Novbr. 
1859  den  W.  pflichtig,  binnen  14  Tagen  die  Hälfte  des  Frauengutes 
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sicher  zu  stellen  und  am  20.  Decbr.  erklärte  es,  W.  habe  diese  Hälfte 
zurück  zu  erstatten ,  weil  er  der  ersten  Verpflichtung  nicht  nachge- 
kommen sei.  Ohne  von  der  ihm  eingeräumten  Appellationsirist  Ge- 
brauch zu  machen ,  wandte  sich  W.  unter  Berufung  auf  Art.  48  u.  50 
der  BVerf.  beschwerend  an  den  BR.  behauptend ,  er  hätte  für  diese 
rein  persönliche  Ansprache  in  Lausanne,  seinem  bekannten  Wohnsitz, 
belangt  werden  sollen ,  zumal  er  zahlungsfähig  sei. 

Das  Bezirksgericht  Kulm  erwiedert :  Art.  48  der  BVerf.  beschlägt 
den  vorliegenden  Fall  nicht ,  indem  er  nicht  für  den  niedergelassenen 
Schweizer ,  sondern  nur  für  die  Behörden  des  Niederlassungskantons 
eine  Pflicht  begründet.  In  beiden  Kantonen,  Waadt  und  Aargau,  hält 
dagegen  die  Gesetzgebung  den  Grundsatz  fest,  dass  s.  g.  Statusfragen 
nach  den  Gesetzen  der  Heimat  zu  beurtheilen  seien ;  der  vorliegende 
Fall  aber  beschlägt  ofi'enbar  eine  solche  Frage,  indem  er  auf  die  Wir- 
kung der  Ehe  sich  bezieht.  Die  Ehe  des  Recurrenten  kann  nur  dann 
eine  rechtsgültige  sein  und  ihre  gesetzliche  Wirkung  hervorbringen, 
wenn  sie  auf  eine  den  gesetzlichen  Vorschriften  seiner  Heimat  ent- 
sprechende Weise  zu  Stande  gekommen  ist.  Die  Wirkungen  und 
Folgen  dieser  Ehe  können  nur  nach  der  aargauischen  Gesetzgebung 
bemessen  werden ;  nach  dieser  aber  wird  der  Ehemann  nicht  Eigen- 
thümer  des  Vermögens  seiner  Frau.  —  Art.  50  der  BVerf.  befasst  sich 
nur  mit  rein  persönlichen  Ansprachen ;  die  heimatliche  Behörde  aber 
erhebt  keine  Forderungsklage,  herrührend  aus  einem  persönlichen 
Obligationsverhältnisse,  sondern  die  gerichtlichen  Massregeln  sind 
ein  Ausfluss  der  amtlichen  Stellung  des  Gemeindi-athes  M.  als  Vor- 
mundschafts- und  Waisenbehörde  über  Gemeindebürger.  Wenn  die 
Ehefrau  selbst  ihre  Rechte  niclit  versteht ,  so  ist  der  Gemeinderath 
als  Waisenbehörde  einzuschreiten  verpflichtet ,  zumal  die  Gemeinde 
ein  Interesse  daran  hat,  dass  ihre  Angehörigen  nicht  durch  Verarmung 
ihr  zur  Last  fallen.  Die  Amtshandlungen  des  Gemeindrathes  M.  wer- 
den gerechtfertigt  durch  die  §§  53,  55,  60  und  Gl  des  aargauischen 
bürgerliclien  Gesetzbuches,  welche  den  Ehemann  zur  Sicherstellung 
des  Frauengutes  verpflichten  und  die  Beschaflenheit  derselben  be- 
zeichnen mit  der  weitern  Bestimmung,  wie  sie  in  den  Erkenntnissen 
vom  29.  Nov.  und  20.  Decbr.  ausgefülirt  sind.  —  Die  von  waadtländi- 
schen  Behörden  vollzogenen  Handlungen  haben  für  die  Waisenbehörde 
von  M.  und  für  den  Recurrenten  selbst  keine  verbindliche  Kraft,  na- 
mentlich ist  die  vor  dem  Friedensgerichte  in  Lausanne  Statt  gefundene 
Anerkennung  ganz  imerheblich  und  ungültig. 
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Der  BR.  erklärte  die  Beschwerde  für  begründet  und  hob  die  Ur- 
theile  des  Bezirksgerichts  Kuhn  vom  29.  Nov.  und  20.  Dec.  1859  auf: 

1)  Art.  48  der  BVerf.  hat  in  vorliegender  Beschwerde  keine  An- 
wendung ,  denn  er  ist  bestimmt ,  Kantonsfremde  gegenüber  dem  Kan- 
tone ,  in  dem  sie  niedergelassen  sind  oder  Rechtsgeschäfte  zu  behan- 
deln haben ,  zu  schützen ,  nicht  aber  Kantonsbürger  gegenüber  den 
Behörden  ihres  Heimatkantons.  Im  vorliegenden  Falle  wird  aber  die 
Beschwerde  nicht  gegen  die  waadtländischen ,  sondern  gegen  die  aar- 
gauischen Behörden  gerichtet. 

2)  Dagegen  kann  nach  Art.  50  der  BVerf.  die  Competenz  der  aar- 
gauischen Behörden  nicht  begründet  sein ,  wenn  die  Klage  des  Ge- 
meindrathes  von  M.  eine  persönHche  Forderung  enthält. 

3)  Ueber  diese  Eigenschaft  der  Klage  kann  nun  kein  Zweifel  ob- 
walten, da  der  Rechtsgrund  der  Klage  kein  dinglicher  sein  kann, 
indem  der  Ehefrau  für  die  Vermögenshälfte ,  die  der  Ehemann  ver- 
sichern oder  zui'ückgeben  soll,  weder  ein  Eigenthums-  noch  ein  Pfand- 
recht zusteht.  Es  liegt  mithin  nui*  eine  persönHche  Verpflichtung  des 
Ehemannes  in  Frage. 

4)  Die  Verbindlichkeit  zu  einer  persönlichen  Leistung  muss  nicht 
nothwendig  auf  einem  bestimmten  Vertrage  beruhen,  sondern  sie  kann 
ebenso  gut  aus  einer  gesetzlichen  Vorschrift  oder  aus  einem  Delicte 
oder  andern  Gründen  hervorgelien. 

5)  Noch  weniger  hängt  die  persönliche  oder  dingliche  Natur  einer 
Klage  davon  ab ,  ob  sie  von  der  direct  betheiligten  Person  oder  von 
andern  Personen ,  die  gesetzlich  in  ilirem  Interesse  zu  handeln  befugt 
sind,  angehoben  werde. 

6)  Ferner  bezieht  sich  die  Klage  ausschliesslich  auf  Vermögens- 
rechte der  Eheleute  W.,  deren  Regulirung  nicht  den  mindesten  Einfluss 
auf  ihren  Status  hat. 

7)  Ebenso  wenig  bildet  endlich  die  Handlungsfähigkeit  des  Beklag- 
ten den  Gegenstand  des  Streites ;  wenn  dieses  aber  auch  der  Fall  wäre, 
so  hätte  es  nur  die  Folge ,  dass  die  waadtländischen  Behörden  gemäss 
ihrem  Civilgesetze  das  aargauische  Gesetz  über  Handlungsfähigkeit 
anwenden  würden. 

8)  Es  hätte  somit  die  Klage ,  als  eine  persönHche ,  gemäss  Art.  50 
der  BVerf.  am  Wohnorte  des  Beklagten  angebracht  werden  sollen, 
was  in  diesem  Falle  um  so  unbedenkHcher  geschehen  konnte,  als  auch 
die  waadtländische  Gesetzgebung  eine  Klage  auf  Sicherstellung  des 
VermögensderEhefrauen  gestattet.  (Civilgesetzbuch  Art.  1090 — 1101.) 

B.  1861 1.  342. 
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857»  Im  J.  1846  kauften  die  Gebr.  Getaz  in  Vivis  durch  Vermitt- 
lung eines  gewissen  Esseivaz  in  Bulle  von  Thorin  &  Ck).  in  Villars-sous- 
Mont  (Freiburg)  eine  Partie  gesägter  Holzwaaren,  die  auf  den  Holz- 
platz der  Käufer  in  Bulle  abgeliefert  werden  sollten.  Bis  zum  J.  1850 
wurde  der  Vertrag  ausgeführt  und  die  Rechnung  abgeschlossen.  Nun 
fordern  aber  die  Verkäufer  nachträglich  noch  3164  Fr.  37  Cent  nebst 
Zins,  welche  Forderung  indess  von  den  Gebr.  Getaz  gänzlich  bestritten 
wird.  Sie  wurden  desshalb  vor  den  Friedensrichter  in  Bulle  und  vor 
das  BGericht  Greyerz  geladen,  bestreiten  nun  aber  die  Competenz  der 
freiburgischen  Gerichte ,  da  sie  für  diese  rein  persönliche  Forderung 
vor  dem  Richter  ihres  Wohnortes,  in  Vivis ,  belangt  werden  müssen. 

Thorin  &  Comp,  antworten :  Der  Handel  ist  im  Kt.  Freiburg 
(Bulle)  abgeschlossen  und  vollzogen  worden ,  wo  die  Recurrenten  ein 
eigenes  Etablissement  (Holzplatz)  haben,  das  sie  durch  ihren  Ge- 
schäftsführer Esseivaz  besorgen  lassen.  Zu  Beurtheilung  des  Streites 
sind  nun  die  freiburgischen  Behörden  competent,  weil  die  Käufer  nicht 
nur  für  dieses  Geschäft  im  Kt.  Freiburg  Domicil  genommen ,  sondern 
überhaupt  und  unter  dem  Schutz  der  dortigen  Gesetze  ein  bedeu- 
tendes Geschäft  betreiben ,  also  für  die  eingegangenen  Verbindlichkei- 
ten auch  dort  Rede  stehen  müssen.  Ob  sie  daneben  noch  im  Kt.  Waadt 
ein  zweites  Domicil  haben ,  ist  völlig  gleichgültig ,  zumal  es  gar  nicht 
selten  vorkommt ,  dass  grössere  Handelsgeschäfte  an  mehreren  Orten 
Sitz  nehmen. 

Die  Beschwerde  wurde  begründet  erklärt ,  demnach  den  Recur- 
renten das  Recht  zugestanden ,  den  Gerichtsstand  der  Kläger  abzu- 
lehnen.  Gründe : 

1)  Art.  50  der  BVerf  schreibt  für  alle  persönlichen  Ansprachen 
ohne  Ausnahme  den  Gerichtsstand  des  Wohnortes  des  Beklagten  vor 
und  es  kann  daher  nur  in  Frage  kommen: 

a.  ob  die  Recurrenten  auch  in  Bulle  ein  Domicil  besitzen? 

b.  oder  ob  die  Parteien  durch  den  Vertrag  selbst  die  freiburgischen 
Gerichte  für  den  Fall  von  Streitigkeiten  als  competent  erklärt  haben? 

2)  Nun  liegt  für  das  behauptete  Domicil  in  Bulle  kein  Beweis  vor, 
indem  eine  Niederlassungsbewilligung  liir  die  Recurrenten  nicht  pro- 
ducirt  wurde  und  der  miethweise  Besitz  eines  Holzplatzes  zum  Behuf 
der  Abnahme  und  Spedition  der  Holzlieferungen ,  sowie  auch  das  Do- 
micil des  hiefur  angestellten  Esseivaz  diesen  Mangel  nicht  ersetzen 
kann.  Es  ergibt  sich  nämlich ,  dass  derselbe  blosser  Mandatar  der 
Gebr.  Getaz  ist  zur  Ausführung  specieller  Vertragsverhältnisse  und 
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dasB  diese  keineswegs  vermöge  einer  Generalprocur  ein  zweites  Han« 
delshaus  in  Bulle  etablirt  haben. 

3)  Ebenso  wenig  haben  die  contrahirenden  Parteien  für  den  Fall 
von  Streitigkeiten  ein  besonderes  Forum  bezeichnet ;  denn  eine  solche 
Absicht  derselben  geht  aus  der  Bezeichnung  eines  Ortes  für  die  Voll- 
ziehung des  Vertrages  nicht  hervor  und  es  kommt  im  kaufmännischen 
Verkehr  sehr  häufig  vor ,  dass  ein  di-itter  Ort  zur  Uebemahme  und 
Bezahlung  von  Waaren  bestimmt  wird  ohne  irgend  welche  Absicht, 
allfaUige  Streitigkeiten  von  dem  Richter  dieses  Ortes  entscheiden  zu 
lassen«  BR.  v.  26.  Januar  1852.  Vgl.  No.  948. 

998«  J.  in  Genf  liess  die  Verwaltung  der  Westbahn  vor  das  Han- 
delsgericht in  Genf  laden ,  um  eine  Entschädigungsklage  wegen  Ver- 
lustes zweier  in  Yverdon  aufgegebenen  Colli  gegen  sie  geltend  zu  ma- 
chen. Trotzdem ,  dass  die  Westbahn  die  Competenz  der  genferschen 
Gerichte  bestritt,  erklärte  das  Handelsgericht  sich  competent.  Hier- 
über beschwert  sich  nun  die  Westbahn  und  führt  an ,  dass  ihr  gesetz- 
liches Domicil  in  Lausanne  sei,  von  wo  aus  der  ganze  Betrieb  geleitet 
werde.  Als  sie  durch  einen  Vertrag  mit  den  Gesellschaften  Lyon-Genf 
und  Lausanne-Freiburg  den  Betrieb  der  Bahnstrecke  im  Enclave  von 
C61igny  übernommen,  habe  die  Regierung  von  Genf  verlangt,  dass  sie 
Stellvertreter  in  Genf  bezeichne ,  dadurch  also  selbst  zugegeben ,  dass 
Abs  wirkliche  Domicil  der  Gesellschaft  nicht  in  Genf  sei.  In  Folge 
dessen  sei  zwar  die  genfersche  Gerichtsbarkeit  anerkannt  worden,  aber 
ausdrücklich  nur  für  jenen  Betrieb  der  enclavirten  Bahnstrecke. 

Die  Vernehmlassung  der  Gegenpartei  geht  dahin :  Der  Gesell- 
schaftssitz begründet  ein  Domicil ,  aber  er  beschränkt  dasselbe  nicht 
absolut.  Es  kann  sich  eine  Gesellschaft  bilden  und  in  ihren  Statuten 
z.  B.  Genf  als  ihren  Sitz  erklären  imd  gleichwol  kann  sie  nach  der 
Natur  ihrer  Unternehmung  ihi*  Hauptdomicil  in  andern  Staaten  haben. 
Keine  Regierung  autorisirt  eine  anonyme  Gesellschaft,  ohne  ihr 
vorzuschreiben ,  dass  sie  im  Gebiete  dieses  Staates  ihren  Sitz  haben 
müsse.  Dieser  Wohnsitz  ergänzt  die  moralische  Person  und  ist 
besonders  nothwendig  mit  Rücksicht  auf  die  innem  Angelegenheiten 
der  Gesellschaft  und  auf  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  ihr  imd  den 
Actionären.  In  diesem  Sinne  ist  der  statutenmässige  Gesellschaftssitz 
der  Westbahn  in  Lausanne  aufzufassen.  .  . .  Allein  ihr  wirkliches  Do- 
micil hat  die  Westbahn  in  Genf  und  diess  verbieten  ihr  die  Statuten 
nirgends;  ihr  Hauptbüreau  ist  in  Genf  am  Quai  du  Montblanc,  auch 
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hat  sie  ein  Bureau  am  grossen  Quai ;  die  Briefköpfe  lauten  in  gedruck- 
ten Worten :  Bureau  de  Geneve ,  die  Direction  ist  dort  etablirt  und 
hat  die  Leitung  aller  Dienstzweige  unter  der  Oberaufsicht  des  Yer- 
waltungsrathes.  Wenn  das  Domicil  des  letztem  massgebend  wäre, 
so  könnte  man  daraus  folgern ,  dass  das  Domicil  der  Gesellschaft  in 
Paris.sei,  wo  auch  eine  Oberaufsicht  ist.  . . .  Das  Domicil  wird  durch 
die  Thatsache  des  Wohnsitzes  und  durch  die  Absicht  begründet; 
allein  die  letztere  erklärt  sich  durch  die  erstere  und  alle  die  au^e- 
zählten  Verhältnisse  beweisen  wol  die  Absicht ,  ein  Hauptdomicil  für 
die  Zwecke  der  Gesellschaft  in  Genf  zu  nehmen.  Hier  ist  das  leitende 
Corps ,  während  im  Kt.  Waadt  nur  die  für  den  Betrieb  nöthigen  Cor- 
respondenzbüreaux  sind ;  hier  auch  die  Comptabilität  und  die  Kasse, 
während  in  Waadt  die  Bank  den  Dienst  der  Kasse  yerrichtet. ...  Die 
Regierung  von  Waadt  hat  durch  Genehmigimg  der  Statuten  der  Ge- 
Seilschaft  einen  beständigen  Wohnsitz  in  diesem  Kanton  zur  Pflicht 
gemacht,  allein  die  Gesellschaft  kann  zwei  Wohnsitze  haben:  ab 
Handelsgesellschaft  hat  sie  an  verschiedenen  Orten  Interessen,  die  sie 
zu  dauernden  Etablissements  bestimmen  können,  wie  ein  Handelshaus 
in  vielen  Städten  Succursalen  hält.  Der  Zweck  des  Art.  50  der  BVerf. 
ist  nicht  der,  die  gerichtliche  Verfolgung  zu  erschweren,  sondern  den 
Beklagten  gegen  Anwendung  von  Gesetzen  zu  schützen,  die  er  nicht 
kennt  und  denen  er  sich  nie  unterworfen  hat.  Das  lässt  sich  aber  von 
der  RecuiTentin  nicht  sagen ,  vielmehr  wäre  es  sonderbar ,  wenn  die 
Genfer  Gerichte  nicht  competent  wären ,  über  Handlungen  und  Ver- 
bindlichkeiten der  Gesellschaft  zu  urtheilen,  die,  wenn  auch  anderswo 
eingegangen,  im  Kt.  Genf  zu  erfüllen  sind  und  wenn  die  Genfer  Bürger 
der  waadtländischen  Gesetzgebung  unterworfen  würden.  Streng  ge- 
nommen lässt  sich  nach  Art.  50  sagen ,  dass  von  einem  einzigen  Do- 
micil bei  Status-  und  Immobiliarfragen  die  Rede  sein  könne,  aber 
nicht  bei  Handelsverhältnissen. 

Die  Beschwerde  wurde  für  begründet  erklärt : 

1)  In  der  Hauptsache  handelt  es  sich  Unbestrittenermassen  um 
eine  persönliche  Forderung,  die  auf  Nichterfüllung  eines  in  Yverdon 
(Waadt)  zwischen  J.  und  der  Westbahn  abgeschlossenen  Vertrages 
gestützt  wird.  Auch  gehen  die  Parteien  darüber  einig,  dass  die  West- 
bahn,  als  Beklagte,  vor  ihrem  natürlichen  Richter  belangt  werden 
müsse. 

2)  Somit  muss  der  Kläger,  wenn  er  seine  Forderung  vor  den  Gen- 
fer Gerichten  geltend  machen  will,  nachweisen,  dass  die  Westbahn 
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entweder  ihr  allgemeines  wirkliches  Domicil  in  Genf  habe,  oder  dass 
sie  dort  für  einzelne  Rechtsgeschäfte,  wohin  speciell  das  vorliegende 
gehöre,  in  Genf  ein  Domicil  gewählt  habe. 

3)  Kläger  behauptet  nun  nicht  das  letztere ,  sondern  das  erstere, 
weil  die  Thatsache  entscheidend  sei,  wo  eine  Gesellschaft  den  Central- 
punkt  ihrer  Etablissements  und  ihrer  Operationen  habe ;  weil  ferner 
die  Westbahn  in  Genf  zwei  Bnreaux  besitze  unter  dem  Titel:  »Com- 
pagnie  des  chemins  de  fer  de  FOuest  suisse«  und  »bureau  central  des 
correspondances  des  chemins  de  fer  suisses« ;  und  weil  endlich  hier 
die  Direction  mit  verschiedenen  Beamten ,  Comptabilität  und  Kasse 
installirt  sei ,  wo  Zahlungen  vde  in  Paris  und  in  Lausanne  geleistet 
und  bezogen  werden  können. 

4)  Diese  Thatsachen  reichen  aber  nicht  hin,  um  den  Beweis  zu 
leisten,  dass  die  Gesellschaft  oder  Verwaltung  den  Willen  und  die 
Absicht  gehabt  habe,  ihr  eigentliches  und  allgemeines  Domicil,  das 
statutengemäss  im  Kt.  Waadt  sein  soll,  auf  den  Kt.  Genf  zu  übertragen, 
wenn  man  berücksichtigt: 

a.  dass  die  Gesellschaft  durch  Concession  des  Kts.  Waadt  ins  Leben 
trat  und  das  ganze  Gebiet  ihrer  Unternehmung  im  Kt.  Waadt 
ist,  d.  h.  die  ganze  Eisenbahn  von  Yverdon  bis  an  die  Grenzen 
von  Genf  und  Wallis,  nebst  allem  Material,  Werkstätten,  Bureaus, 
Angestellten  u.  s.  w. ; 

b.  dass  die  Eisenbahngesellschaften  überhaupt  in  andern  Kantonen 
als  denen,  in  welchen  sie  ihr  allgemeines  Domicil  haben,  nur  für 
die  Rechtsgeschäfte,  die  dort  gewissermassen  localisirt  sind,  ein 
Domicil  nehmen ; 

c.  dass  in  Uebereinstimmung  damit  die  Westbahn  in  Genf  nur  ver- 
pflichtet wurde,  für  den  Betrieb  der  Strecke  im  Enclave  von  Ce- 
ligny  ein  Domicil  zu  nehmen; 

d.  dass  sie  bei  diesem  Anlasse  ausdrücklich  erklärt  hat : 

1)  jede  Verantwortlichkeit  über  den  Betrieb  der  Section  Genf- 
Coppet,  sowie  über  den  Dienst  im  Bahnhofe  abzulehnen ; 

2)  sich  zu  weigern,  andere  Autoritäten  anzuerkennen  als  die  des  Kts. 
Waadt  in  Allem,  was  den  Betrieb  waadtländischer  Linien  betrifiFt ; 

3)  die  Competenz  der  Genfer  Gerichte  anzuerkennen,  jedoch  nur 
über  den  Betrieb  im  Enclave  von  Celigny  und  zu  diesem  Behuf 
am  Quai  du  Montblanc  No.  3  ein  Domicil  zu  wählen  imd  Herrn 
Aubert,  Präsidenten  der  Direction,  als  Stellvertreter  der  Ge- 
sellschaft in  Genf  zu  bezeichnen.  B.  1860 II.  11—16. 
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959«  St.  besitzt  in  Morens  (Freiburg)  ein  Landgut,  wo  er  sich 
vorübergehend  aufhält,  während  sein  eigentliches  Domicil  in  Bern  ist 
Im  Jahr  1856  liess  die  Gemeinde  Morens  während  seiner  Abwesenheit 
für  eine  Armensteuer  sein  Mobiliar  pfänden ,  worüber  er  sich  nun 
beschwert,  da  die  Steuerforderung  rein  persönlicher  Natur  sei,  somit 
nur  an  seinem  Wohnorte  geltend  gemacht  werden  könne.  Die  Ge- 
meinde habe  diese  Eigenschaft  der  Forderung  dadurch  selbst  aner- 
kannt, dass  sie  Mobiliar  habe  pfänden  lassen,  während,  wenn  die 
Steuer  dingliche  Natur  hätte,  sie  als  Pfand  auf  den  Liegenschaften, 
von  denen  sie  erhoben  wurde,  hätte  haften  müssen. 

Die  Beschwerde  wurde  abge¥desen : 

Die  Gesetzgebung  und  der  Gerichtsstand  über  Grundeigenthum 
und  über  die  Besteuerung  desselben  steht  unzweifelhaft  dem  Kanton 
zu,  in  dem  jenes  liegt.  Wenn  somit  Steuern  von  Grundeigenthum  er- 
hoben und  dadurch  auch  solche  Eigenthümer  betroffen  werden ,  die 
ausser  dem  Kanton  wohnen,  so  wird  jener  Gerichtsstand,  falls  die 
Steuer  bestritten  ist,  durch  Art.  50  der  BVerf.  nicht  aufgehoben,  in- 
dem solchen  Steuerforderungen  ein  rein  persönlicher  Charakter  im 
Sinne  dieses  Artikels  nicht  beigemessen  werden  kann. 

B.  1858  I.  275.  Vgl.  No.  186.  198.  9€S.  SOH. 

960*  Johannes  Zaugg,  wohnhaft  in  der  Gemeinde  Trueb,  Kts. 
Bern,  Eigenthümer  von  Liegenschaften  sowol  im  Gemeindebanne 
Trueb ,  als  von  solchen ,  die  in  der  Gemeinde  Escholzmatt ,  Kt&  Lu- 
zern  liegen,  ist  von  den  Behörden  der  letztern  Gemeinde  für  eine 
Polizeisteuer  vom  reinen  Vermögen  belastet  und  sowol  auf  dem  VoU- 
ziehungs-  als  auf  dem  gerichtlichen  Wege  belangt  worden.  Er  pro- 
testirte  gegen  das  erstere  und  gab  der  gerichtlichen  Vorladung  keine 
Folge,  da  er  am  Wohnorte  zu  belangen  sei. 

Die  Regierung  von  Luzern,  in  ihrer  Antwort  an  den  BR,  ver- 
langte, dass  gemäss  §  100  des  Organisationsreglements  für  den  KULu- 
zern  die  Frage,  betreffend  die  Steuerpflicht,  zunächst  bei  ihr  selbst  ein- 
geleitet werden  müsse,  ein  Recurs  an  den  BR.  sei  erst  nachher  zulässig. 

Der  BR.  entschied,  dass  die  Frage,  ob  der  Recurrent  in  Escholz- 
matt Steuern  schuldig  sei,  von  den  bernischen  Gerichten  entschieden 
werden  müsse  und  hob  das  VoUziehungs-  und  Rechtsverfahren  im 
Kt.  Luzern  auf.    Gründe : 

1)  Die  bestrittene  Steuedbrderung  bezieht  sich  nicht  auf  das  im 
Kt.  Luzern  liegende  Grundeigenthum,  sondern  auf  das  übrige  Vermö- 
gen des  Recurrenten  und  ist  mithin  eine  rein  persönliche  Forderung. 
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2)  Becurrent  hat  nach  den  Acten  seinen  Wohnsitz  unzweifelhaft 
im  Kt.  Bern,  er  muss  daher  für  persönliche  Steuerforderungen  nach 
Art  50  der  BVerf.  und  gemäss  vorgängiger  Entscheidungen  der  BVer- 
sammlung  dort  belangt  werden. 

3)  Eine  Verweisung  des  Becurrenten  an  die  Regierung  von  Lüzem 
wäre  ohne  alle  Bedeutung,  weil,  auch  vorausgesetzt,  dass  diese  Begie- 
rong  die  Besteurung  desselben  bestätigen  wurde,,  ein  administratives 
Steuerdecret  weder  auf  Vollziehung  in  einem  andern  Kanton  Anspruch 
machen,  noch  den  Gerichtsstand  des  Becurrenten  nach  dem  Kt.  Luzern 
verlegen  kann.  BR.  v.  27.  Mai  1859  No.  2235.  Vgl.  No.  306. 

3.   Gerichtsstand  in  Vaterschaftssachen. 

Vgl.  No.  8S4— «SS.  564. 

961  •  In  der  Vaterschaftssache  der  Anna  Maria  W.  aus  dem  Kt. 
Bern  gegen  Adam  Seh.  von  Binzwyl  (Solothurn)  erkannte  das  Amts- 
gericht Fraubrunnen  am  15.  Jan.  1858,  es  sei  der  Beklagte  mit  sei- 
ner forideclinatorischen  Einrede  abgewiesen.  Auf  den  16.  April  er- 
folgte neue  Ladung  und  damals  wurde  Seh.,  ungeachtet  er  neuerdings 
die  Zuständigkeit  der  bernischen  Gerichte  bestritt,  zur  Bezahlung  von 
Alimentationsbeiträgen  verfällt,  worüber  er  sich  nun  beschwert  und 
verlangt,  dass  die  W.  angehalten  werde,  ihn  vor  den  solothurnischen 
Gerichten  zu  suchen. 

Die  Antwort  auf  diese  Beschwerde  geht  im  Wesentlichen  dahin : 
Seh.  habe  gegen  das  Erkenntniss  vom  15.  Jan.  Appellation  erklärt,  dieselbe 
aber  nicht  ausgefbhrt  und  somit  sei  jenes  rechtskräftig  geworden.  Daraus  folge, 
dass  er  dieses  ürtheil  nun  nicht  mehr  anfechten  könne.  Sollte  Seh.  das  zweite 
Erkenntniss  vom  16.  April  angreifen  wollen,  so  sei  zu  bemerken,  dass  das  Amts- 
gericht Fraubrunnen  durch  das  rechtskräftig  gewordene  Urtheil  unzweifelhaft  com- 
petent  geworden  sei,  über  den  Status  zu  erkennen.  Damit  habe  aber  auch  die  Be- 
sUiiung  der  Fehlbaren  verbunden  werden  müssen;  ja  es  bilde  der  strafrechtliche 
und  polizeiliche  Charakter  unzweifelhaft  die  Hauptsache  und  die  Civilfolgen  fallen 
kraft  der  Grundsätze  über  den  Adhäsionsprozess  unter  die  Gerichtsbarkeit  der 
ftkr  die  Hauptsache  zuständigen  Behörden. 

Der  Becurs  wurde  gutgeheissen : 

1)  Es  handelt  sich  in  diesem  Prozesse  ausser  der  Zusprechung  des 
Kindes  an  die  Mutter  vorzüglich  um  die  Frage,  welchen  Alimentations- 
beitrag  der  der  Vaterschaft  beklagte  Seh.  zu  leisten  habe. 

2)  Diese  Klage  ist  ihrem  ganzen  Wesen  nach  eine  rein  persönliche, 
indem  sie  gegen  den  Beklagten  aus  dem  speciellen  Grunde  geltend 
gemacht  wird,  dass  er  die  W.  geschwängert  habe. 
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3)  Nach  Art.  50  der  BVerf.  muss  aber  der  Beklagte  für  persönliche 
Ansprachen  bei  dem  Richter  seines  Wohnortes  gesucht  werden  und 
es  ging  somit  das  Urtheil  vom  16.  April  1858,  soweit  es  den  Seh.  zu 
Alimentationsbeiträgen  verpflichtet,  nicht  von  competenter  Stelle 
aus  und  kann  im  Sinne  des  Art.  49  nicht  als  rechtskräftig  betrachtet 
werden. 

4)  Es  kann  nicht  darauf  ankommen,  ob  Seh.  zur  ^wendung  des 
unrichtigen  Forums  die  richtigen  Rechtsmittel  ergriffen  und  durch- 
geführt habe,  sondern  es  kommt  einzig  in  Frage,  ob  Vorschriften  der 
BVerf.  verletzt  worden  seien.  Liegt  dieser  Fall  vor,  so  ist  der  BB. 
befugt,  in  jedem  Stadium  des  Rechtsstreites  einzuschreiten  und  wider- 
sprechende Beschlüsse  aufzuheben  [vgl.  No.  357].       B.  1859  I.  378. 

292m  Ein  Bürger  von  Bern,  niedergelassen  in  Neuenburg,  wurde 
von  einer  Bernerin  mit  einer  Alimentationsklage  bezüglich  auf  ihr 
ausserehelich  geborues  Kind,  als  dessen  Vater  sie  den  Beklagten 
bezeichnete,  vor  den  bernischen  Gerichten  belangt.  Der  Beklagte  be- 
stritt die  Gerichtszuständigkeit,  wurde  indess  von  beiden  Instanzen 
mit  seiner  Einrede  abgewiesen.  Er  führte  nun  Beschwerde,  darauf 
gestützt ,  dass  eine  persönliche  Forderung  vorliege ,  für  die  er  nach 
Art.  50  der  BVerf.  nur  beim  Gerichtsstande  seines  Wohnortes  belangt 
werden  könne. 

In  der  Antwort  wird  gesagt: 

Nach  der  Gesetzgebung  des  Kts.  Bcru  kaim  in  PateruitätsfäUen  die  Klägerin 
ihre  Klage  entweder  da  anbringen,  wo  sie  niedergekommen  oder  wo  sie  heimat- 
berechtigt ist  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  der  Beklagte  dem  KU  Bern  angehöre 
oder  kantonsfremd  sei,  und  ob  er  im  Kanton  wohne  oder  nicht.  Der  Beklagte 
konnte  also  als  Berner  vor  den  bemischen  Gerichten  belangt  werden.  Die  BVerf. 
hat  hieran  nichts  geändert.  Sie  enthält  nur  ui  Art.  50  einen  Grundsatz  der  Con- 
cordate,  der  schon  seit  1804  eingeführt  war.  Die  Klägerin  verlangt,  dass  der  Be- 
klagte als  Vater  ihres  ausserehelichcn  Kindes  erklärt  und  zu  den  gesetzlichen 
Leistungen  behufs  Uutcrlialtung  desselben  verurtheilt  werde.  Das  Gericht  muss  auf 
Begehren  oder  von  Amteswegen  der  Gemeinde,  der  das  Kind  zufällt,  eine  Ent- 
schädigung zuerkennen.  Dem  Vater  aber  kann  das  Kind  nur  zugesprochen  werden, 
wenn  er  sowol  als  seine  Ileimatgemeinde  damit  einverstanden  ist,  widrigenfedls 
dasselbe  mit  Bezug  auf  das  Heimatrecht  der  Gemeinde  der  Mutter  zuerkannt 
wird.  —  Die  Frage  nach  der  Vaterschaft  eines  Kindes  ist  inmier  eine  Statusfrage 
und  zwar  die  vorherrschende,  während  die  Frage  über  die  pecuniären  Leistungen 
nur  secundäre  Bedeutung  hat Wenn  man  die  Hauptfrage  des  Status  von  der- 
jenigen der  pecuniären  Leistungen  trennt,  so  reducirt  sich  diese  auf  ein  blosses 
Factum  und  voii  diesem  Standpunkte  aus  könnte  man  allerdings  sagen,  die  Vater- 
schaftsklage sei  nur  eine  persönliche.   Allein  es  ist  dem  nicht  so  und  zu  allen 


XIX.  Gerichtsstand.  3.  in  Vaterschaftssachen.   No.  969.  269 

Zeiten  bat  man  den  Status,  die  Vaterschaft,  die  persönlichen  Leistungen  des  Va- 
ters und  den  Strafpunkt  vor  dem  gleichen  Gerichte  behandelt,  weil  alle  mit  ein- 
ander verbunden  sind;  da  aber  die  Statusfrage  die  Hauptsache  ist,  so  tritt  mit 
Bezug  auf  die  übrigen  die  Connexität  ein.  Ein  analoges  Verhältniss  findet  sich 
im  Strafprozess ,  wo  häufig  die  ("ivilansprüchc  ohne  Rücksicht  auf  Art.  50  vom 
Strafirichter  behandelt  werden.  Damit  ist  zugleich  nachgewiesen,  dass  bei  Vater- 
schaftssachen auch  der  strafrechtliche  Gesichtspunkt  nur  secundäre  Bedeutung 
hat  und  den  Gerichtsstand  nicht  bestimmen  kann,  indem  nur  durch  die  Geburt 
des  Kindes  die  pecuniären  Interessen  der  Mutter,  der  Gemeinde  und  des  Staates 
betheiligt  werden.  Es  kann  somit  auch  von  einem  Gerichtsstande  des  Delicts 
nicht  die  Rede  sein.  Da  der  Kt.  Neuenburg  das  Patemitätsprincip  nicht  anerkennt, 
so  könnte  der  Art.  50  gar  nicht  angewendet  werden,  wenn  Klägerin  nur  eine  per- 
sönliche Forderung  erheben  wollte.  Dieser  Artikel  kann  nicht  den  Zweck  haben, 
den  Kläger  vor  einen  Gerichtsstand  zu  führen,  der  die  Klage  von  vorneherein  und 
von  Amteswegen  verwerfen  müsste 

Der  BH.  erklärte  die  Beschwerde  für  begründet  und  hob  die  be- 

treflfenden  Urtheile  auf: 

1)  Statusklagen  (d.  h.  Status  im  engern  Sinne  =  bürgerlicher  Stand, 
Status  civitatis)  sind  allerdings  vom  Gerichtsstande  der  Heimat  zu 
beurtheilen,  weil  dieser  exceptionelle  Gerichtsstand  durch  die  natür- 
lichen Territorialgrenzen  der  Juiisdiction  geboten  wird ,  indem  kein 
Staat  (resp.  Kanton)  einem  andern  Staat  oder  Kanton  Bürger  gericht- 
lich zuerkennen  kann.  In  Paternitätsfällen  sind  somit  die  Statusklagen 
beim  Gerichte  der  Heimat  des  Vaters  oder  der  Mutter  anzubringen, 
je  nachdem  in  der  Heimat  des  Erstem  eine  Klage  auf  Zuerkennung 
des  bürgerlichen  Standes  des  Vaters  gesetzlich  zulässig  ist  oder  nicht, 

2)  Die  Verfolgung  von  Alimentations-  und  Entschädigungsansprü- 
chen bildet  aber  keineswegs  aus  dem  Grunde  eine  Statusklage,  weil 
die  Begründung  jener  Ansprüche  auf  die  Thatsache  der  Vaterschaft 
gestützt  werden  muss,  vielmehr  ist  eine  Statusklage  im  Sinne  der 
Erw.  1  nur  dann  vorhanden,  wenn  die  gerichtliche  Bestimmung  des 
streitigen  bürgerrechtlichen  Standes  Zweck  und  Gegenstand  der  Klage 
bildet. 

3)  Im  vorliegenden  Prozesse  kann  von  einer  Statusklage  desshalb 
die  Bede  nicht  sein,  weil  einerseits  der  bürgerrechtliche  Stand  des 
fragl.  ausserehelichen  Kindes  schon  längst  gerichtlich  festgesetzt  ist*) 
und  weil  anderseits  die  jetzt  obschwebende  Klage  ausschliesslich  auf 
Geltendmachung  einer  persönlichen  Forderung  gerichtet  ist ,  indem 
laut  dem  Urtheile  des  Amtsgerichtes  Thun  vom  5.  Nov.  1858  das  Bechts- 


♦)   In  der  Darstellung  der  factischen  Verhältnisse  dieses  Falles  im  Bundes- 
blatt mangelt  hierüber  jeder  nähere  Aufechluss. 
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begehren  der  Klägerin  dahin  geht,  es  sei  Recurrent  als  Vater  des  von 
ihr  gebornen  ausserehelichen  Kindes  zu  den  gesetzlichen  Leistungen 
an  den  Unterhalt  und  die  Erziehung  desselben  unter  Kostensfolge  zu 
verurtheilen. 

4)  Kraft  Art.  50  der  BVerf.  und  der  ihm  stets  gegebenen  Auslegung 
muss  daher  Recurrent  beim  Gerichtsstande  seines  Wohnortes  gesucht 
werden,  da  er  imbestrittenermassen  solvent  ist  und  einen  festen  Wohn- 
sitz hat.  Es  ist  auch  kein  Grund  vorhanden,  dem  Recurrenten  diesen 
Schutz  der  BVerf.  darum  zu  entziehen,  weil  er,  wie  die  Klägerin, 
Bürger  des  Kts.  Bern  ist,  zumal  unzweifelhaft  kein  Bürger  und  Ein- 
wohner eines  andern  Kantons  auf  die  Alimentationsklage  einer  Ber- 
nerin  vor  die  Gerichte  dieses  Kantons  geladen  werden  könnte. 

5)  Es  kann  auch  von  einer  Connexität  der  vorliegenden  Klage  mit 
der  Statusklage  nicht  gesprochen  werden : 

a.  weil  das  bernische  Civilrecht  gar  keine  Statusklage  gegen  den  Va- 
ter eines  ausserehelichen  PCindes  kennt  und  gibt,  ja  sogar  den 
bürgerlichen  Stand  des  Vaters  dem  Kinde  nur  dann  gewährt,  wenn 
nicht  nur  der  letztere,  sondern  auch  seine  Heimatgemeinde  damit 
einverstanden  ist; 

b.  weil,  wie  oben  erwähnt,  der  bürgerrechtliche  Stand  des  Kindes 
längst  gerichtlich  bestimmt  ist  und  zwar  in  dem  Sinne,  dass  dasselbe 
der  Mutter  bürgerrechtlich  zugesprochen  wurde,  mithin  zwischen 
dieser  Statusbestimmung  und  der  Klage  gegen  den  Vater  auf  Ali- 
mente und  Entschädigung  kein  Zusammenhang  bestehen  kann, 
diese  letztere  vielmehr  ganz  selbständig  verfolgt  werden  muss. 

6)  Wenn  endlich  darauf  hingewiesen  wird,  im  Kt.  Neuenburg,  dem 
Wohnsitze  des  RecuiTenten,  könnte  die  Klägerin  ihre  Forderung  nach 
der  dortigen  Gesetzgebung  nicht  zur  Geltung  bringen,  so  ist  hierauf 
zu  erwiedern,  dass  Art.  50  den  Schweizerbürger  in  persönlichen  For- 
derungssachen den  Gesetzen  seines  Wohnsitzes  unterstellen  wollte 
und  zwar,  wie  die  BVersammlung  in  Sachen  der  Kte.  St.  Gallen  und 
Thurgau  [vgl.  No.  128]  entschieden  hat,  auch  dann,  wenn  gewisse  Ar- 
ten von  Forderungen  beim  Gerichtsstände  des  Wohnortes  als  unzuläs- 
sig abgewiesen  würden.  B.  1860  n.  16—20. 

Die  Anna  Walther  von  üettligen  (Bern)  hatte  einen  ganz  ähn- 
lichen Entscheid  des  BR.  v.  9.  Jan.  1860  in  Sachen  gegen  Job.  Münger 
von  da,  wohnhaft  im  Kt.  Freiburg,  an  die  BVersammlung  gezogen ;  sie 
wurde  aber  durch  Beschluss  beider  Räthe  vom  20./21.  Juli  1860  ab- 
gewiesen. B.  1860  in.  111—118. 
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963*  In  einem  ähnlichen  Falle,  in  welchem  der  Gerichtspräsident 
des  Broyebezirks  (Freiburg)  dem  Cyprian  Desponds  von  Bioley-Oiju- 
laz  (Waadt),  seit  m^hrem  Jahren  niedergelassen  in  Fetigny  (Freiburg), 
ein  von  der  Angelika  Goumaz  von  Fetigny  gebomes  Kind  heimat- 
rechtlich zusprach,  wurde  dieses  Urtheil  unter  Aufstellung  folgender 
Erwägungen  aufgehoben : 

1)  Die  Kantone  sind  kraft  ihrer  Souveränetät  und  Gerichtsbarkeit 
nidit  verpflichtet,  einer  auswärtigen  Gerichtsstelle  das  Recht  zuzu- 
gestehen,  über  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  jemand  Bürger  ihres 
Kantons  sei,  d.  h.  sie  können  nicht  durch  das  Urtheil  eines  auswär- 
tigen Gerichts  verhalten  werden,  die  Angehörigkeit  oder  das  Bürger- 
recht einem  ausserehelichen  Kinde  zu  ertheilen,  sofern  nicht  hierüber 
BVorschriften  oder  allgemeine  Concordate  bestehen. 

2)  Zwischen  den  Ständen  Freiburg  und  Waadt  besteht  nicht  nur 
kein  Concordat  zur  Regelung  der  Heimatrechtsverhältnisse  unehe- 
licher Kinder,  sondern  es  lässt  auch  die  waadtländische  Gesetzgebung 
selbst  die  Vaterschaftsklage  nicht  zu ;  die  BGesetzgebung  aber  schreibt 
sachbezüglich  nichts  vor. 

3)  Somit  waren  die  freiburgischen  Gerichte  nicht  befugt,  das 
aussereheliche  Kind  der  A.  Goumaz  dem  Kt.  Waadt  oder  dem  Recur- 
renten  Desponds,  mithin  der  Gemeinde  Bioley-Orjulaz,  als  Bürger  zu- 
zusprechen. 

4)  Art.  48  der  BVerf.  hat  in  keiner  Weise  Competenzfragen  im 
Auge,  er  setzt  vielmehr  die  Competenz  voraus  und  stellt  dem  gemäss 
den  Grundsatz  auf,  dass  die  zuständigen  Gerichte  in  den  bei  ihnen 
anhängig  gemachten  Fällen  die  Bürger  anderer  eidg.  Stände  in  der 
Gesetzgebung  wie  im  gerichtlichen  Verfahren  überhaupt  nicht  ungün- 
stiger behandeln  dürfen,  als  die  Angehörigen  des  eigenen  Kantons. 

5)  Hingegen  die  Klage  auf  Schadloshaltung,  welche  die  A.  Goumaz 
gegen  den  Recurrenten  anzuheben  sich  vorbehält,  bildet  eine  persön- 
liche Ansprache  und  gehört  daher  vor  den  Richter  des  Wohnorts  des 
Beklagten ,  also  vor  den  freiburgischen  Richter,  da  Desponds  seinen 
Wohnsitz  im  Ki  Freiburg  hat  (Art.  50  der  BVerf.).  BR.  v.  23.  April  1859. 

4.  Gerichtsstand  der  belegenen  Sache. 

Art.  4  des  BGesetzes,  betr.  den  Gerichtsstand  ftlr  Civilklagen  u.  s.  w.  [Off.  S.  11.  73.] 
Vgl.  No.  9M  Erw.  6. 848.  M8. 858  Erw.  4  a.5. 854.858  Erw.  8. 805  u.  814. 

964«  Unter  Hoheitsrechten  (gegenüber  administrativen  Gemeinde- 
verfugungen)  mussman  Torzugsweise  die  Anwendung  der  Gesetzgebung 
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und  Gerichtsbarkeit  in  Civil-  und  Strafsachen  verstehen.  Diese  Gesetze 
und  Gerichte  finden  Anwendung  auf  alle  innerhalb  der  Grenzmarken 
eines  Kantons  liegenden  Grundstücke,  insoweit  nicht  eidgenössische 
Concordate  oder  andere  Verträge  in  dieser  Hinsicht  die  Hoheitsrechte 
dieses  Kantons  beschränken.  BR.  v.  12.  Mto  1861  No.  947. 

263«  Grundsteuern  sind  nicht  rein  persönliche  Ansprachen  im 
Sinne  des  Art.  50  der  BVerf.  Wenn  daher  die  Pflicht  zu  einer  solchen 
Leistung  von  dem  in  einem  andern  Kanton  wohnhaften  Eigenthtuner 
bestritten  wird,  so  sind  die  Gerichte  des  Kantons  competent,  in  wel- 
chem die  betreffenden  Liegenschaften  sich  befinden,  denn  letztere 
sind  allein  der  Gesetzgebung  und  der  Gerichtsbarkeit  dieses  Kantons 
unterworfen. 

BR.  V.  9.  Juni  1868  No.  2322  u.  v.  13.  Octbr.  1858  No.  3866.  Vgl.  No.  9M. 

266«  Eine  dingliche  Klage  muss  immer  gegen  den  Besitzer  de8 
streitigen  Objectes  gerichtet  werden  und  zwar  von  dem  Inhaber  des 
dinglichen  Rechtes,  daher  ist  die  Klage  des  Pfandinhabers  zur  Reali- 
sirung  seiner  Forderung  keine  dingliche.    BR.  v.  3.  Sept.  1861  No.  8206. 

367«  Die  Klage  auf  Zurückerstattung  von  Grundstücken  ist  keine 
dingliche,  wenn  sie  nicht  den  Charakter  einer  Vindication  hat,  d.  h. 
wenn  sie  nicht  vom  wirklichen  Eigenthümer  gegen  den  Besitzer  ge- 
richtet wird  in  der  Absicht,  die  Anerkennung  und  Rückgabe  des  schon 
vorhandenen  Eigenthums  zu  erlangen. 

BR.  V.  19.  März  1858  i.  S.  J.  S.  Miaoton. 

268«  Art.  50  der  BVerf.  wollte  auf  pfandrechtlich  versicherte 
Forderungen  ausgedehnt  werden,  weil  durch  die  dingliche  Natur  des 
blos  accessorischen  Pfandrechts  der  persönliche  Charakter  der  Haupt- 
forderung nicht  verändert  werde. 

Wenn  auch  allerdings  hinsichtlich  der  Obligation  eines  Schuld- 
ners und  dem  accessorischen  Pfandrechte  juristisch  unterschieden 
werden  kann,  so  folgt  doch  daraus  nicht,  dass  Verfassung  und  Con- 
cordate die  versicherten  und  unversicherten  Forderungen  in  Bezug 
auf  den  Gerichtsstand  gleich  haben  behandeln  wollen;  vielmehr 
spricht  sich  dagegen  sowol  die  stete  Uebung  aus ,  als  auch  die  Be- 
stimmungen der  nahe  verwandten  Concordate  über  Pfandrechte  in 
Concursen  und  der  Zweck  des  Art.  50  überhaupt.  Dieser  will  nur 
verhindern,  dass  man  für  persönliche  Ansprachen  auf  das  Vermögen 
eines  sesshaften  und  solventen  Schweizerbürgers  Arrest  lege  und  ihn 
zwinge,  sich  vor  die  Gerichte  eines  andern  Kantons  zu  stellen.    Hat 
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aber  der  Debitor  dem  in  einem  andern  Kanton  wohnenden  Gläubiger 
dort  PÜEUidrechte  bestellt,  so  muss  der  letztere  gewiss  auch  nach  Mass- 
gabe seiner  Gesetze  sie  realisiren  können.  Weder  die  Goncordate, 
nodi  die  BVerf.  beabsichtigten  in  solchen  Fällen  die  kantonale  Gesetz- 
gebang  and  Jurisdiction  zu  beschränken.  B.  1854  n.  5S. 


)m  Die  Regierung  von  Aargau  trägt  dem  BK.  vor :  Das  solothur- 
uische  Zehntenloskaufegesetz  verfugt  in  §  1  die  verbindliche  Ablösung 
der  Zehnten  mit  der  Bestimmung,  dass  dadurch  das  Zehntpflichti^- 
keitsrerhältniss  aufgehoben  sei.  Nach  §  12  übernimmt  der  Staat,  als 
Selbstschuldner,  die  Zahlung  der  Zehntcapitalien  an  den  Zehntherm, 
und  die  Zehntpflichtigen  bleiben  dem  Staat  dafür  haftbar.  Aargau 
war  mm  Zehntbesitzer  in  Obef'-  imd  Unter- Er linsbach  und  die  Los- 
kaofssumme  im  Betrage  von  18,152  Fr.  69  R.  a.  W.  wurde  von  den 
Zehntpflichtigen  ausdrücklich  und  vorbehaltlos  anerkannt.  Dieselben 
hatten  zwar  anfänglich  verschiedene  Ausstellungen  gemacht  und  u.  A. 
4000  Fr.  Abzug  verlangt  für  den  Unterhalt  des  Kirchenchors  und  für 
möglichen  Landverlust  durch  die  Aare.  Allein  diese  Einwendungen 
worden  zurückgezogen,  indem  namentlich  mit  Bezug  auf  den  streitigen 
Unterhalt  des  Kirchenchors  auf  einen  prozessualischen  Rechtsanspruch 
verzichtet  wurde,  um  dafür  allenfalls  bei  der  aargauischen  Staats- 
behörde auf  dem  Wege  des  Bittgesuches  einzukommen.  Wirklich  ging 
ein  solches  10  Jahre  später  ein,  nachdem  bereits  der  grössere  Theil 
des  Zehntcapitals  bezahlt  war ;  Erlinsbach  suchte  imi  einen  Beitrag 
an  den  Neubau  der  Kirche  und  an  deren  künftige  Unterhaltung  an. 
indem  sie  sich  auf  das  Verhältniss  des  Staates  Aargau  als  Zehntherrn 
and  auf  §  16  des  obenerwähnten  Gesetzes  berief.  Mit  diesem  Gesuche 
abgewiesen ,  liess  die  Gemeinde  den  Staat  Aargau  auf  dem  Wege  des 
üivilprozesses  vor  den  Amtsgerichtspräsideuten  von  Ölten  und  Gösgen 
vorladen. 

Hierüber  beschwert  sich  nun  Aargau,  da  die  Forderung  in  Folge 
Novation  des  Schuldverhältnisses  eine  rein  persönliche  geworden  sei, 
wesshalb  nach  Art.  50  der  BVerf.  nur  die  aargauischen  Gerichte  zu- 
ständig sein  können.  Dazu  komme,  dass  der  frühere  Zehntbezirk 
Erlinsbach  nicht  blos  Gebietstheile  des  Kts.  Solothum ,  sondern  auch 
des  Kts.  Aargau  umfasse.  Nähme  man  also  einen  dinglichen  Anspruch 
an.  so  wäre  der  solothumische  Gerichtsstand  nicht  ausschliesslich  zu- 
ständig ;  da  aber  der  Gerichtsstand  nicht  theilbar  sei,  so  folge  daraus 
wieder,  dass  Aargau  vor  seinen  Gerichten  gesucht  werden  müsse. 

18 
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Der  BK.  erklärte  die  8olothiu*ni8cheii  Gerichte  zuständig,  unter 
folgender  Begründung : 

FasBt  man  das  vorliegende  Verhältniss  im  Allgemeinen  auf  und 
so  weit  es  in  seinen  faetischen  Grundlagen  nicht  streitig  ist,  so  ist  es 
offenbar  ganz  dasselbe ,  wie  in  dem  Competenzconflict  zwischen  Bern 
und  Solothurn,  betr.  die  Bucheggbergischen  Gemeinden  Aettingen 
und  Mühledorf,  der  sowol  von  dem  BR.  als  auf  erfolgten  Becnn  von 
den  gesetzgebenden  Käthen  dahin  entschieden  wurde,  es  seien  die  solo- 
thurnischen  Gerichte  competent  [cf.  No.  45].  Dort  wie  hier  lag  die 
Frage  vor .  ob  auf  dem  Zehnten ,  vesp,  dem  Loskaufscapital ,  eine  Be- 
schwerde hafte  zu  Gunsten  der  zehntpflichtigen  Gemeinde .  wie  hocb 
dieselbe  zu  taxiren  und  ob  die  Gemeinde  berechtigt  sei ,  den  ausia- 
mittelnden  Beti*ag  an  dem  noch  nicht  ausbezahlten  Loskaufscapital 
abzuziehen  und  einzubehalten.  Abgesehen  von  den  speciellen  Einreden 
der  Regierung  von  Aargau  (wovon  später)  müssen  daher  die  nämlichen 
Grundsätze  auch  hier  für  die  Entscheidung  massgebend  sein. 

Diese  bestehen  im  Wesentlichen  darin :  Es  kommt  auf  die  Natur 
des  streitigen  Rechtsverhältnisses  an ,  nicht  wie  Kläger  dieselbe  dar- 
zustellen für  gut  findet,  sondern  wie  sie  sich  wirklich  gestaltet.  Wenn 
nun  der  klagenden  Gemeinde  Erlinsbach  überhaupt  ein  Recht  auf  den 
Zehnten  oder  das  Loskaufscapital  zusteht ,  was  der  BR.  nicht  zu  er- 
örtern hat ,  da  es  die  materielle  Seite  des  Prozesses  betrifiFt ,  so  liegt 
keine  Spur  der  Entstehung  eines  persönlichen  Obligationsverhältnisses 
vor.  In  der  Antwortschrift  der  Gemeinde  Erlinsbach  muss  dieses  auch 
—  und  gewiss  mit  Recht  —  anerkannt  werden.   Es  wird  dort  gesagt: 

»Die  Gemeinde  kann  dem  Stand  Aargau  gegenüber  sich  auf  kein  Obligatioi»- 
verhältniss  berufen  und  wilsste  in  allen  angenommenen  Rechtsansichten  keinen 
Obligationsgi-und  zur  Begründung  ihres  llechts  zu  finden,  c 

Dieses  ist  nicht  vom  Kläger  hingeworfen ,  um  die  Competenz  zu 
begründen,  sondern  es  bieten  ^virklich  die  Acten  keinen  Anhaltspunkt 
dar,  um  auf  eiuen  positiv  gesetzlichen  oder  gemeinrechtlichen  Ent- 
stehungsgrund  einer  persönlichen  Obligation  zu  schliessen.  Wenn  also 
das  Recht  überhaupt  existirt ,  so  kann  es  nur  auf  dem  dinglichen  Ne- 
xus beruhen ,  in  dem  der  Zehnten  nach  seiner  rechtsgeschichÜichen 
Entwicklung  zu  der  Kirche  beruht.  Ob  nun  dieses  Recht  im  Kanton 
Solothurn  wirklich  existire ,  muss  dem  materiellen  Entscheid  anheim 
fallen,  aber  gewiss  ist,  dass  dessen  Begründung  auf  keine  andere  Art 
versucht  werden  kann  und  dass  es  sich  mithin  um  ein  dingliches 
RechtsverhältnisR  handelt    Ein  Beweis  hiefür  liegt  auch  darin ,  dass 
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diese  Klage  nicht  gegen  eine  bestimmte  Person  vermöge  eines  persön- 
lichen Entstehungsgrundes  gerichtet  wird,  sondern  gegen  den  jewei- 
Ugen  Inhaber  des  Zehntrechtes,  auf  den  die  auf  dem  Zehnten  haftende 
Beschwerde,  sofern  sie  überhaupt  existirt ,  übergehen  muss.  Von  die- 
ser Ansicht  ausgehend,  durfte  daher  die  solothurnische  Gesetzgebimg, 
ohne  gegen  den  damals  schon  als  Concordat  bestehenden  Art.  50  der 
jetzigen  BVerf.  zu  Verstössen ,  festsetzen .  dass  wenn  Verpflichtungen, 
wie  die  streitige,  existiren  oder  behauptet  werden,  ihr  Betrag,  als  auf 
dem  im  Lande  befindlichen  Zehntcapital  haftend ,  von  demselben  in 
Abzug  gebracht  werden  solle  und  dass  der  competente  Richter  des 
Kantons  über  solche  Streitfragen  zu  entscheiden  habe.  Das  solothur- 
nische (besetz  bestimmte  daher,  wenn  eine  Last  zu  Gunsten  der  Kirche 
auf  dem  Zehntertrag  hafte,  so  müsse  sie  auch  auf  das  Loskau&capital 
übergehen  und  die  zehntpflichtige  Gemeinde  sei  daher  vor  Ablieferung 
dieses  Capitals  berechtigt,  allfällige  Streitfragen  über  Existenz  und 
Umfang  einer  solchen  Last  beim  forum  rei  sitae  anliängig  zu  machen. 
Es  bleibt  nun  noch  übrig  auszumitteln.  ob  im  vorliegenden  Fall 
diese  allgemeine  Auffassung  der  Competenzfrage  durch  die  besondem 
von  der  aargauischen  Regierung  erhobenen  Einreden  modificirt  werde. 
Diese  Einreden  reduciren  sich  eigentlich  auf  zwei : 

A.  Die  Gemeinde  Erlinsbach  hätte  bei  der  Ausmittlung  der  Los- 
kaofssumme  ihr  angebliches  dingliches  Recht  geltend  machen  sollen. 
Dadurch,  dass  sie  es  nicht  gethan,  vielmehr  erklärt  habe,  sich  im 
Wege  der  Petition  an  die  aargauische  Regierung  zu  wenden,  habe  sie 
auf  ihr  Recht  selbst,  sowie  auf  den  Gerichtsstand  verachtet.  —  Offen- 
bar gehört  die  Frage ,  ob  durch  damalige  Handlungen  oder  Unterlas- 
siugen  auf  das  Recht  selbst  verzichtet  worden  sei ,  nicht  hieher,  son- 
dern vor  den  competenten  Richter  und  es  kann  sich  hier  nur  fragen 
ob  ein  Verzicht  auf  den  Gerichtsstand  vorliege.  Aus  den  Acten ,  na- 
mentlich einer  Correspondenz  der  beiden  Finanzdirectionen  über  die 
Berechnung  der  Loskaufsumnie,  ergibt  sich,  dass  die  Gemeinde  aller- 
dings schon  damals  einen  Abzug  für  Kirchenbauten  geltend  machte 
und  dass  die  Finanzdirection  von  Solothurn  am  17.  Januar  1839  an 
diejenige  von  Aargau  schrieb : 

>Die  zwei  andern  Bemerkungen  (worunter  die  Fordening  für  Kirchenbauten) 
sind  noch  unerledigt  und  wie  wir  vernehmen,  ziehen  die  Pflichtigen  vor,  statt 
der  An]iebuug  eines  kostspieligen  Prozesses,  bei  Ihnen.  Tit.,  mit  einer  Petition  ein- 
zngeJangen  und  so  diese  Anstände  auf  gütlichem  Wege  zu  heben.« 

Hierin  kann  nun  ein  Verzicht  auf  den  Gerichtsstand  unmöglich 
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liegen.  Denn  vorerst  hatte  die  Finanzdirection  durchaus  keine  Be- 
fugnisse für  eine  Gemeinde  einen  solchen  Verzicht  auszusprechen; 
sodann  ist  weder  von  einer  Vollmacht ,  noch  von  einem  Auftrag  die 
Rede,  sondern  lediglich  davon,  dass  dem  Vernehmen  nach  die  Gemeinde 
versuchen  wolle ,  auf  dem  Vergleichswege  einen  Prozess  abzuwenden. 
Nichts  berechtigt  hier  auf  einen  Verzicht  auf  den  Gerichtsstand  zu 
schliessen  und  zwar  um  so  weniger,  als  dieser  der  Gemeinde  gesichert 
war ,  so  lange  das  Loskaufscapital  bis  auf  den  Betrag  ihrer  Forderung 
im  Kanton  zurückblieb.  Ein  solcher  Verzicht  hätte  nur  dann  ange- 
nommen werden  können,  wenn  die  Gemeinde  zur  Auszahlung  des 
Gapitals  eingewilligt  hätte. 

B.  Die  zweite  Einrede  besteht  darin,  dass  der  Zehntbezirk  von 
Erlinsbach  auch  aargauische  Gebietstheile  umfasst  habe.  —  Angenom- 
men dem  sei  also ,  so  qualificirt  sich  desshalb  Aargau  nicht  als  forum 
rei  sitae.  Denn  das  Streitobject  lag  und  liegt  ausschliesslich  im  Ki 
Solothurn,  sowie  auch  die  Gesetze,  worauf  die  Klage  gestützt  wird, 
nur  im  Umfang  dieses  Kantons  Geltung  haben  können.  Die  behauptete 
Servitut  oder  Reallast  wird  nur  auf  solotbumischen  Zehnten  geltend 
gemacht,  sowie  auch  das  Loskaufscapital,  gegen  welches,  als  pflich- 
tiges  Object,  das  Urtheil  im  Falle  der  Anerkennung  des  Rechtes  exe- 
quirt  werden  soll ,  ausschliesslich  im  Kt.  Solothum  liegt. 

BR.  V.  6.  Mftn  1854. 

270«  Im  Jahr  1858  liess  K.  von  G.  (St.  Gallen)  im  Einverständ- 
niss  mit  dem  eidg.  Kriegscommissariat  durch  den  Baumeister  Ragaz 
in  Luziensteig  eine  Gantine  herstellen ,  worauf  Letzterer  nach  erhal- 
tener Bezahlung  in  Concurs  gerieth.  Gemäss  dem  vorhandenen  Ver- 
trage übernahm  später  das  Gommissariat  diese  Cantine ,  unter  der 
Bedingimg  jedoch,  dass  K.  sich  mit  den  Gläubigern  des  Ragaz,  welche 
auf  die  Cantine  Ansprüche  machten ,  abzufinden  habe ;  und  es  vmrde 
daher  bei  diesem  Kaufe  durch  einen  besondem  Revers  bedungen,  den 
Kaufpreis  so  lange  in  unparteiischem  Gewahrsam  liegen  zu  lassen,  bis 
die  Anstände  zwischen  K.  und  dem  Curator  der  Concursmasse  Ragaz 
erledigt  seien.  K.  verlangte  dabei  gemäss  seiner  —  zwar  bestrittenen  — 
Behauptung,  dass  jene  Kaufeumme  in  Bern  deponirt  bleibe.  Im  Mai 
1859  erhielt  er  dann  die  Anzeige,  dass  das  Geld  dem  Kriegscommissär 
von  Graubünden  übersandt  und  von  diesem  beim  Präsidenten  des 
Kreisamtes  Chur  deponirt  worden  sei.  K.  wurde  femer  nach  Chur 
vorgeladen ,  um  auf  eine  Eigenthums-  und  Theilungsklage  der  Massa- 
vei-waltuug  zu  antworten. 
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Hierüber  beschwert  sich  nun  K.  und  behauptet,  er  müsse  an  sei- 
nem Wohnorte  belangt  werden,  da  es  sich  nur  um  persönliche  For- 
derungen an  ihn  handle;  die  Eigenthums-  und  Theilungsklage  sei 
blos  erfanden  worden ,  um  einen  Gerichtsstand  der  gelegenen  Sache 
ZQ  b^ründen.   Er  stellt  daher  das  Gesuch : 

1)  dasB  das  Gommissariat  die  Kaufsumme  zurückziehe  und  ihm 
einhändige ,  oder  sie  beim  Richter  seines  Wohnortes  deponire ; 

2)  dass  die  Behörden  von  Graubünden  als  incompetent  erklärt  und 
die  Reclamanten  angewiesen  werden,  den  Recurrenten  beim  Gerichte 
seines  Wohnortes  zu  belangen. 

Die  Concursmasse  bemerkt  über  das  Materielle :  Recurrent  yer- 
accordirte  fragliche  Cantine  an  Ragaz  für  1000  Fr.  und  unterstützte 
ihn  sogleich  mit  Material.  Diese  Summe  ist  daher  nur  als  Arbeitslohn 
und  Pachtgeld  aufzufassen  und  es  drückt  auch  der  Inhalt  des  Vertrages 
die  Absicht  aus,  dass  die  1000  Fr.  die  Entschädigung  für  Herstellung 
und  Benutzung  der  Cantine  und  nicht  den  Kaufpreis  bilden  sollen, 
was  übrigens  auch  daraus  hervorgeht ,  dass  das  abgenutzte  Material 
später  auf  2839  Fr.*  80  Rp.  geschätzt  wurde.  Aus  den  Correspondenzen 
geht  ebenfalls  hervor ,  dass  dem  Recurrenten  an  dem  Gebäude  etwas 
zu  gut  komme ,  der  Baumeister  aber  als  Eigenthümer  des  Materials 
zu  betrachten  sei.  Desshalb  betheiligte  sich  auch  die  Concursmasse 
beim  Verkauf  des  Materials  und  bei  dem  erwähnten  Reverse,  weil  sie 
dingliche  Rechte  an  der  Cantine  geltend  machte.  Da  es  sich  mithin  um 
diese  letztere  handelt,  so  sind  nur  die  Gerichte  von  Graubünden  compe- 
tenty  auf  deren  Gebiet  das  Streitobject  liegt Wenn  aber  der  Gerichts- 
stand der  gelegenen  Sache  begründet  ist,  so  versteht  sich  wol  von 
selbst,  dass  der  Kaufpreis,  der  an  die  Stelle  des  frühern  Objectes  trat, 
hierin  keine  Veränderung  bewirkt.  Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen : 
1)  Dem  ersten  Begehren  des  Recurrenten,  das  Oberkriegscommis- 
sariat  anzuweisen,  ihm  die^Kaufsunmie  zu  bezahlen,  kann  nicht 
entsprochen  werden,  weil: 

a.  dasselbe  beauftragt  war,  die  Cantine  anzukaufen  mit  den  er- 
forderlichen Sicherheitsmassregeln  gegen  jede  Ansprache  von 
dinglichen  Rechten  ab  Seite  dritter  Personen ; 

b.  das  Gommissariat  in  Vollziehung  dieses  Auftrages,  im  Einverständ- 
niss  mit  dem  Verkäufer  und  dritten  Ansprechern  von  Miteigen- 
thumsrecht  an  dem  Kaufsobject,  den  Kaufpreis  deponirte,  es  den 
Betheiligten  überlassend,  sich  über  ihre  Ansprachen  an  dieses 
Geld  gütlich  oder  rechtlich  aus  einander  zu  setzen ; 
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c.  die  Behauptung  des  Reeurrenten ,  er  habe  zu  dem  Orte  der  Depo- 
sition seine  Zustimmung  nicht  gegeben ,  bestritten  und  Beweis  für 
das  Gegentheil  anerboten  worden  ist  und  daher,  da  nicht  der  BR, 
sondern  die  Concursmasse  des  Ragaz  sich  der  Herausgabe  des 
Depositums  widersetzt,  im  Prozess  zwischen  dieser  und  demfiecuF- 
renten  von  dem  competenten  Gerichte  darüber  zu  entscheiden  ist^ 

2)  Wenn  Recurrent  in  zweiter  Linie  behauptet,  es  sei  auf  sein 
Eigenthum  gegen  die  Bestimmungen  der  BVerf.  Arrest  oder  Sequester 
gelegt  worden,  um  ihn  für  eine  persönliche  Forderung  seinem  natür- 
lichen Richter  zu  entziehen  (Art.  50  und  53) ,  so  ist  auch  diese  Be- 
schwerde nicht  begründet,  weil: 

a.  ein  Arrest  oder  Sequester  gar  nicht  verfügt  wurde ,  sondern  der 
Depositar  sich  weigert,  das  Depositum  ohne  Consens  der  beid- 
seitigen Deponenten  herauszugeben,  wesshalb  hierüber  der  richter- 
liche Entscheid  einzutreten  hat ; 

b.  Recurrent  den  Beweis  keineswegs  geleistet  hat,  dass  es  sich  um 
eine  persönliche  Forderung  an  ihn  handle,  vielmehr  aus  den  Acten 
hervorgeht,  dass  die  Concursmasse  des  Ragaz  Etgenthum,  eventuell 
Miteigenthum ,  an  dem  Kauftobjecte  anspricht. 

3)  Das  Wesen  dieses  Rechtsverhältnisses  wird  natürlich  dadurch 
nicht  geändert,  dass  an  die  Stelle  des  Kau&objectes  inzwischen  der 
Kaufpreis  getreten  ist  B.  1860  n.  9. 

97 1«  Die  Yormundschaftsbehörde  Schnottwyl  (Solothum)  hatte 
seit  einigen  Jahren  einen  2536  Fr.  haltenden  Reversbrief  d.  d.  2.  Mai 
1851  in  Verwahrung,  den  der  Notar  Fassnacht  in  Murten  zu  Gunsten 
Benedict  Eberhard  auf  zwei  Schuldner  in  Obermettlen  ausgestellt 
hatte.  Nachträglich  wurde  in  dem  Briefe  bescheinigt,  dass  er  nicht 
nur  zu  Gnnsten  des  Benedict  Eberhard ,  sondern  auch  zu  Gunsten 
seiner  sämmtlichen  Geschwister  ausgestellt  sei.  In  Folge  Kataster- 
bereinigung wurde  dieser  Reversbrief  an  den  Hypothekarcontroleur 
Siffert  in  Angstorf  herausgegeben.  Benedict  Eberhard  liess  den  Brief 
dort  mit  Arrest  belegen  und  sowol  die  Gemeinde  Schnottwyl  als  den 
Notar  Fassnacht  vor  das  Gericht  des  Sensebezirks  laden,  damit 
darüber  entschieden  werde ,  ob  nicht  die  Nachtragsbescheinigung  auf 
erwähntem  Titel  nichtig  und  die  Forderung  alleiniges  Eigenthum  des 
Klägers  sei.  Die  Gemeinde  Schnottwyl  hielt  sich  nicht  pflichtig,  der 
Ladtmg  Folge  zu  leisten  und  es  erfolgte  sodann  ein  Gontumazurtheil 
zu  Gunsten  des  Klägers ,  worüber  sich  die  Regiemng  von  Solotburn 
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wegen  Verletzung  des  Art.  50  der  BVerf.  beschwert,  indess  abgewiesen 
wnrde: 

1)  Die  Klage  des  B.  £berhard  ist  nicht  als  eine  persönliche 
Schuldklage  aufzufassen ,  für  die  Art.  50  den  Gerichtsstand  des  Wohn- 
nties  des  Schuldners  garantirt,  sondern  sie  ist  vielmehr  eine  Nichtig- 
keitsklage und  Vindication ,  für  die ,  je  nach  den  Bestimmungen  der 
betreffenden  Kantonalgesetzgebung,  auch  der  Gerichtsstand  des  Ortes 
der  Errichtung  des  Actes  oder  der  gelegenen  Sache  gelten  kann; 
wobei  die  Kantone  in  ihrer  Souveränetät  nur  insofern  beschränkt  sind, 
als  sie  die  Schweizerbürger  nicht  ungünstiger  behandeln  dürfen ,  als 
ihre  eigenen  Angehörigen. 

2)  Es  wurden  somit  durch  das  im  Kt.  Freiburg  gegen  die  Vor- 
mundschaftsbehörde Sclmottwyl  Statt  gefundene  gerichtliche  Verfah- 
ren die  Bestimmungen  der  BVerf.  nicht  verletzt,  um  so  weniger  als 
die  Gemeinde  Schnottwyl  von  der  Klage  und  dem  Rechtstage  zugestan- 
denermassen  in  Kenntniss  gesetzt  war  und  sich  also  in  der  Möglichkeit 
beüand ,  ihre  Rechte  vor  den  Gerichten  geltend  zu  machen. 

B.  1856  I.  510. 

979«  S.  jetzt  in  Bellach  (Solothurn)  besass  im  Bezirk  Baden 
(Aargau)  ein  Haus ,  auf  dem  ein  verzinsliches  Capital  von  2800  Fr. 
haftete.  Im  Jahr  1855  betrieb  ihn  der  Gläubiger  an  seinem  Wohnorte, 
das  Amtsgericht  Solothurn  -  Lebern  hob  aber  den  Rechtstrieb  auf  und 
Terwies  den  Gläubiger  an  den  Richter  des  Ortes ,  wo  das  Pfand  liege. 
Dort  wurde  nun  der  Rechtstrieb  angehoben ;  da  indess  die  Steigerung 
ungünstig  ausfiel  und  die  Forderung  nicht  deckte ,  so  wurde  vom  Be- 
zirksgericht Baden  der  Goncurs  gegen  den  Recurrenten  eingeleitet  und 
diese  Verftigung  auf  erhobene  Beschwerde  auch  vom  Obergericht  bestä- 
tigt, weil  der  Rechtstrieb  in  gesetzlicher  Weise  ausgeführt  worden  sei. 
Hierüber  beschwert  sich  nun  S.  und  behauptet ,  dieses  Verfahren 
verletze  den  Art.  50  der  BVerf.,  weil  er  nur  an  seinem  Wohnorte ,  im 
Kt.  Solothurn,  hätte  belangt  und  zum  Concurse  getrieben  werden 
können.  Nach  den  aargauischen  Gesetzen  stehe  zwar  dem  Gläubiger 
die  Wahl  zu ,  die  Betreibung  gegen  die  Person  des  Schuldners  oder 
gegen  das  P£emd  zu  richten.  Jener  habe  nun  das  letztere  gethan  und 
damit  die  Verpflichtung  übernommen ,  für  den  unbezahlt  gebliebenen 
Rest  der  Forderung  ihn  persönlich  an  seinem  Wohnort  zu  belangen, 
um  80  mehr,  als  der  Beschluss  des  Amtsgerichts  Solothurn -Lebern 
sich  nur  auf  das  Unterpfand  und  nicht  auf  die  persönliche  Forderung 
bezogen  habe. 
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Der  Recurs  wurde  yerworfen: 

1)  Die  Berufung  auf  Art.  50  der  BVerf.  ist  lücht  statthaft,  weil  der- 
selbe sich  lediglich  auf  rein  persönliche  Forderungen  bezieht,  während 
es  sich  hier  um  eine  rein  grundversicherte  handelt 

2)  Uebrigens  ist  die  Beschwerde  schon  darum  unbegründet,  weil 
der  Gläubiger  den  Recurrenten  im  Kt.  Solothurn  betreiben  wollte, 
dann  aber  auf  das  Begehren  des  letztem  durch  richterlichen  Entscheid 
genöthigt  wurde ,  den  Rechtstrieb  im  Kt.  Aargau ,  wo  das  Unterpfand 
liegt ,  anzuheben. 

3)  Recurrent  hat  sich  daher  den  Folgen  zu  unterziehen ,  die  das 
aargauische  Rechtstriebgesetz  mit  sich  bringt,  zumal  aus  dem  Recnrs- 
entscheid  des  aargauischen  Obergerichts  yom  14.  Octbr.  1856  hervor- 
geht, es  sei  das  Betreibungsverfahren  ein  gesetzliches  gewesen  und 
es  habe  unter  obwaltenden  Umständen'der  Geldstag  gegen  den  Re- 
currenten erkennt  werden  dürfen.  B.  1858  L  277. 

5.  Gerichtsstand  in  Erbschaftssaohen. 

Vgl.  unten  m.  Abschn.  VJ.  2  No.  556— S61. 
973*  Am  5.  Juni  1854  verstarb  in  St.  Gallen  Joh.  Friedrich  Lan- 
genauer  von  Urnäsch  (Appenzell  A.  R«),  der  seit  dem  J.  1838  ununter- 
brochen in  St.  Gallen  wohnhaft  war.  Ak  Intestaterben  hinterliess  er 
fünf  Geschwister  und  sodann  ein  Vermächtniss  vom  26.  Mai  1854,  kraft 
welchem  er  die  Hälfte  des  Nachlasses  seiner  Schwester,  Wittwe  Anna 
Katharina  Waldburger  iu  StGallen,  legirte.  Zu  demNachlass  gehörten 
Liegenschaften  in  Teufen  (Appenzell  A.  R.),  welche  veräussei^t  wurden. 
Als  die  Theilungsbehörde  in  St.  Gallen  den  Erlös  reclamirte ,  wurde 
die  Herausgabe  verweigert ,  weil  das  dort  liegende  Vermögen  nach 
appenzellischen  Gesetzen  zu  behandeln  sei.  [Nach  letztern  beträgt  in 
einem  Fall  dieser  Art  der  Pflichttheil  ^/s  des  ganzen  Vermögens,  nach 
st.  gallischem  Recht  aber  blos  y^.] 

Hierüber  beschwert  sich  nun  die  Wittwe  Waldburger  und  ver- 
langt ,  es  möchte  die  Regierung  in  Appenzell  augehalten  werden ,  den 
Erlös  abzuliefern,  resp.  das  Testament  anzuerkennen  und  zu  vollziehen, 
unvorgreiflich  civibechtlichen  Einsprachen,  die  wenn  sie  erhoben 
würden,  vor  dem  Richter  der  liegenden  Erbschaft  zu  entscheiden 
wären.  Zur  Begründung  führt  sie  an: 
a.    Die  Erbschaft  wurde  in  St.  Gallen  eröffnet,  wo  der  Erblasser  starb, 

und  es  wurden  daselbst  auch  die  Verfügungen  zur  Liquidation 

derselben  getroffen. 
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b.  Der  niedergelassene  Schweizer  kann  in  Beziehung  auf  die  Totalität 
seines  Vermögens  und  die  damit  zusammenhängenden  Dispositions- 
rechte nicht  zwei  oder  mehrern  Gesetzgebungen  zugleich  unter* 
worfen  sein,  sondern  nur  einer  und  zwar  derjenigen,  der  er  sich 
durch  die  Wahl  seines  Domicils  unterzogen  hat. 

c  Wenn  auch  Appenzell  dem  Concordatv.  15.Juli  1822  beigetreten  ist, 
so  war  der  Erblasser  demselben  doch  nicht  unterworfen,  weil  StGal- 
len,  unter  dessen  Gesetzgebung  er  stand,  jenes  nie  anerkannte. 

d.  Obgleich  Liegenschaften  als  solche  der  Gesetzgebung  des  Landes 
unterworfen  sind ,  wo  sie  liegen ,  so  findet  dieser  Grundsatz  hier 
doch  keine  Anwendung,  weil  der  Erblasser  nicht  über  eine  Liegen- 
schaft als  solche  verlügt  hat,  sondern  über  eine  pars  quota  seines 
Gesammtvermögens.  Recurrentin  reclamirt  auch  nicht  die  Liegen- 
schaft, sondern  das  Betreffniss  des  daherigen  Erlöses. 

e.  Mit  dieser  Ausführung  stimmen  auch  die  Vorschriften  der  BVerf. 
speciell  Art  41  Ziffer  4  und  Art.  50  überein.  Den  Bürgern  eines 
Kantons,  die  sich  in  einem  andern  niederlassen,  bleibt  die  Gesetz- 
gebung ihrer  Heimat,  ausgenommen  die  Beziehungen  ihres  per- 
sönlichen und  bürgerlichen  Standes,  völlig  fremd.  Hinsichtlich  des 
Vermögens  ist  der  Gerichtsstand  des  Domicils  allein  massgebend. 

Der  BB.  wies  die  Beschwerde  ab.    Gründe : 

1)  Die  Frage,  ob  der  Heimatkanton  eines  Erblassers  oder  der 
Kanton,  in  dem  er  niedergelassen  war,  oder  derjenige,  wo  sein 
Nachlass  li^,  oder  wo  die  Erbschaft  eröffnet  wurde,  competent  sei, 
die  Streitigkeiten  über  die  Erbschaft  zu  entscheiden ,  somit  auch  die 
Vollziehung  allfalliger  Urtheile  in  andern  Kautonen  zu  verlangen  und 
dort  belegene  Erbschaftstheile  zur  gemeinsamen  Masse  zu  reclamiren : 
kann  nur  dann  und  insoweit  von  den  BBehörden  entschieden  werden, 
als  BVorschriften  oder  Concordate  vorhanden  sind,  welche  die  Kan- 
tone beschränken  und  als  verbindliches  Recht  derselben  betrachtet 
werden  können. 

2)  Nun  ezistiren  BVorschriften  nicht,  die  es  rechtfertigen  würden, 
dem  Begehren  der  Petentin  Folge  zu  geben.  Es  ist  auch  nur  Ein  Con- 
cordat  über  dieses  Rechtsgebiet  vorhanden,  das  hier  keine  Anwendimg 
linden  kann ,  weil  der  Kt.  St  Gallen  ihm  nicht  beitrat  und  weil  es 
einen  dem  Gesuche  gerade  entgegengesetzten  Zweck  hat,  nämlich 
den  Gerichtstand  des  Heimatkantons  des  Erblassers  bei  Streitigkeiten 
über  dessen  Nachlass  zur  Geltung  zu  bringen  (Concordat  vom  15.  Juli 
1822).   [A.  S.  U.  37.   Snell  L  233.] 
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3)  Der  Grundsatz  der  Einheit  einer  Erbschaft  gehört  dem  posi- 
tiven Recht  und  der  Gesetzgebung  an  und  kann  daher  keine  weitere 
Gültigkeit  beanspruchen  als  jene  Gesetzgebung  reicht,  wenn  er  nicht 
in  einem  Bundesstaate  durch  BVorschriften  oder  durch  Concordate 
auf  andere  Glieder  des  Bundes  ausgedehnt  wurde,  wie  dieses  z.  B.  bei 
dem  bereits  erwähnten  Concordate  und  demjenigen  über  das  Verfahren 
in  Concursen  der  Fall  ist 

4)  Von  Seite  der  st.  gallischen  Behörden  ist  eine  Einsprache  gegen 
die  von  Appenzell  A.  R.  in  Anspruch  genommene  Jurisdiction  über 
den  auf  seinem  Gebiete  liegenden  Theil  des  Nachlasses  um  so  weniger 
gedenkbar ,  als  der  Kt.  St.  Gallen  bei  Ablehnung  des  fraglichen  Con- 
cordats  die  Erklärung  abgab,  er  werde  keine  Einsprache  dagegen 
machen,  dass  der  Heimatkanton,  so  oft  sich  das  Vermögen  des  Nieder- 
gelassenen auf  seinem  Gebiete  befinde,  seine  Gesetze  und  seine  Formen 
auf  dasselbe  anwenden  wolle.  BR.  v.  12.  Min  1856. 

974«  Eine  ganz  ähnhche  Entscheidung  findet  sich  vom  17.  März 
1856  in  S.  Bäschlin  und  Kutzli  von  Schaffhausen  c.  die  Gerichts- 
schreiberei von  Basel,  bezüglich  auf  den  theils  in  Basel  tiieils  in 
Zürich  liegenden  Nachlass  des  an  letzterm  Orte  verstorbenen  Karl 
August  Wirz  von  Basel ,  der  wir  folgende  Erwägungen  entheben : 

3)  So  wünschenswerth  auch  die  allseitige  Anerkennung  des  Grund- 
satzes der  Einheit  und  einheitlichen  Behandlung  der  Erbschaften  in 
einem  BStaat  sein  mag,  so  besteht  doch  eine  allgemeine,  für  die  Kan- 
tone verbindliche  BVorschrift  über  den  Gerichtsstand  in  Erbstreitig* 
keiten  nicht,  und  es  müssen  somit  die  Kantone  berechtigt  sein,  so  weit 
sie  nicht  durch  jenes  Concordat  [v.  15.  Juli  1822]  beschränkt  sind, 
über  die  in  ihrem  Gebiete  vorkommenden  Erbfälle  nach  Massgabe 
ihrer  Gesetzgebung  zu  verfügen. 

4)  Die  Behauptung  der  Recurrenten ,  es  sei  ein  Grundsatz  des  all" 
gemeinen  schweizeiischen  Rechtes,  erbrechtliche  Verhältnisse  durch 
den  Gerichtsstand  des  Wohnortes  des  Erblassers  reguliren  zu  lassen, 
wird  theils  durch  jenes  Concordat  widerlegt,  wonach  in  der  Mehrheit 
der  Kantone  eine  entgegengesetzte  Rechtsanschauung  vorhanden  ist 
und  zum  Abschluss  des  Concordates  führte,  theils  kann  sie  jedenfalls 
nur  als  Rechtsnorm  in  den  einzelnen  übrigen  Kantonen  betrachtet 
werden ,  deren  Wirkung  auf  das  Gebiet  dieser  Kantone  beschränkt 
bleibt,  so  lange  sie  sich  nicht  eine  gegenseitig  verbindliche  Anwendung 
sichern. 
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5)  Diedier  mässie  auch  die  zwar  noch  nicht  vorliegende  Frage ,  ob 
die  zürcherischen  Behörden  verpflichtet  seien ,  die  dort  liegende  Erb- 
schaft an  Baselstadt  auszuliefern,  nach  den  gleichen  Grundsätzen  be- 
handelt werden,  zunml  Zürich  durch  das  Concordat  vom  15.  Juli  1822 
Basel  gegenüber  nicht  gebunden  ist. 

97S«  G.  von  Waadt,  wohnhaft  in  Genf,  erhebt  folgende  Be- 
schwerde :  Seine  Mutter  sei  im  J.  1855  zu  Lausanne  mit  Hinterlassung 
dreier  Kinder  verstorben.  Damals  sei  kein  Testament  bekannt  gewesen 
und  man  sei  daher  zur  Theilung  der  Fahrhabe  geschritten,  wobei  eine 
Forderung  auf  den  Recurrenten  unvertheilt  geblieben.  Im  August  1858 
habe  er  gerichtliche  Anzeige  erhalten,  dass  ein  Testamentseiner  Mutter 
gefunden  und  homologirt  worden  sei  und  dass  seine  Schwestern  und 
eine  Nichte  gegen  ihn  als  Erben  seiner  Mutter  klagend  auftreten 
und  auf  sein  Vermögen  greifen  wollen.  Diesem  Verfahren  habe  er 
umsonst  Einhalt  zu  thun  versucht ,  vielmehr  vernommen ,  dass  seine 
Schwestern  und  Nichte  sogar  getrennte  Klagen  gegen  ihn  eingeleitet 
und  Urtheile  erwirkt  haben ,  in  Folge  deren  sie  die  Execution  auf  ein 
Grundstück  des  BecuiTcnten  gerichtet,  was  neue  gerichtliche  Ver- 
handlungen hervorgerufen  habe.  Nun  seien  aber  die  Ansprachen  der 
Klägerinnen  ebenso  viele  persönliche  Forderungen,  weil  sie  gewisse 
Geldsummen  als  Saldo  ihrer  Erbtheile  und  als  Legate  zum  Gegen- 
stand haben.  Er,  Recurrent,  sei  aber  solvent  und  in  Genf  nieder- 
gelaasen ,  daher  widerspreche  jenes  Verfahren  dem  Art  50  der  BVerf. 
UeberdiesB  sei  dasselbe  unregelmässig  gewesen ,  indem  man  dem  Re- 
currenten von  den  betreffenden  Verhandlungen  keine  gehörige  Anzeige 
gemacht  habe.  Endlich  sei  zu  beachten,  dass  eine  Erbschaftsklage  nicht 
vorliege,  da  die  Theilung  schon  längst  Statt  gefunden  und  dass  ein  später  - 
aufgefundenes  Testament  die  Wirkung  der  Theilung  nicht  habe  zerstö- 
ren, sondern  einfach  zu  einer  Klage  auf  Berichtigung  führen  können. 
Die  Beschwerde  wurde  abgewiesenr: 

1)  Die  Klage  der  Geschwister  G.  gegen  den  Recurrenten  bezieht 
sich  auf  Geltendmachung  von  Erbrechten  und  sie  ist  daher  keine  per- 
sönliche Klage  im  Sinne  des  Art.  50  der  BVerf. 

2)  Dieser  Charakter  der  Klage  wird  dadurch  nicht  verändert,  dass 
die  Kläger  ihre  Erbschaftstheile  grösstentheils  in  bestimmten  Summen 
verlangen  und  ebenso  wenig  dadurch ,  dass  nach  der  Behauptung  des 
Recurrenten  schon  früher  eine  theilweise  Theilung  Statt  geftuiden 
haben  soll. 
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3)  Es  kann  daher  die  Competenz  der  waadtländischen  Gmdite  auf 
Grundlage  des  Art  50  nicht  angefochten  werden.  Die  Frage  aber,  ob 
der  Prozess  bisanhin  in  den  gesetzlichen  Formen  gefuhrt  worden  sei, 
ist  nicht  Tom  BR,  sondern  von  den  waadtländischen  Gerichten  zu  ent- 
scheiden. B.  1860  n.  8. 

976«    Frau  Rosa  Margaretha  von  Chambrier,  Yon  Neuenburg, 
kaufte  im  Jahr  1842  ein  Landgut  in  Corcelle8-sur-Ck>ncize  (Waadt) 
und  erwarb  dort  im  Jahr  1849  das  Bürgerrecht.    Seither  wohnte  sie 
während  des  Winters  in  Neuenburg,  im  Sommer  aber  auf  besagtem 
Landgute,  wo  sie  denn  auch  am  29.  Mai  1860  im  Alter  von  89  Jahren 
starb ,  aber  in  Neuenburg  beerdigt  wurde.    Sie  hinterliess  ein  eigen- 
händiges Testament  d.  d.  Neuenburg  4.  Mai  1854,  zufolge  welchem  ae 
ihren  Neffen,  Armand  Friedrich  von  Perregaux,  von  Neuenburg,  ak 
Erben  einsetzte,  das  sie  in  die  Hand  ihres  Geschäftsführers,  des 
Notars  Perrin  in  Valangin,  niederlegte.   Ueberdiess  fanden  sich  noch 
zwei  Codicille  vor,  das  eine,  eigenhändige,  yerfertigt  in  Corcelles  am 
16.  Decbr.  1857,  das  andere,  ein  öffentliches,  das  am  10.  Jan.  1859 
dem  Notar  Bachelin  in  Neuenburg  übergeben  wurde.    Der  ernannte 
Erbe  nahm  den  Nachlass,  soweit  er  in  Neuenburg  lag,  in  Besitz ;  der- 
jenige in  Corcelles  aber  wurde  unter  Siegel  gelegt  und  verlangt,  das« 
das  Testament  und  die  Papiere  der  Erblasserin  dort  deponirt  werden. 
Auf  die  Weigerung  des  Erben  und  auf  die  Beschwerde ,  die  desshalb 
beim  Staatsrathe  von  Waadt  erhoben  wurde,  erfolgt  nicht  nur  die 
Bestätigung  der  getroffenen  Verfügung ,  sondern  überdiess  ein  Aufruf 
an  die  Erbschaftsansprecher  im  Amtsblatt  unter  Ansetzung  einer  An- 
meldungsfrist von  90  Tagen,  worüber, nun  Beschwerde  geführt  wird. 
Der  BR.  hob  die  Verfügungen  der  waadtländischen  Behörden  auf 
unter  folgender  Begründung: 

1)  Da  die  Kantone  Waadt  und  Neuchätel  nicht  im  Concordate  vom 
15.  Juli  1822  stehen  und  die  Gesetzgebungen  der  beiden  Kantone  den 
Gerichtsstand  in  Erbsachen  nicht  vom  Bürgerrechte,  sondern  vom 
Domicil  des  Erblassers  abhängig  machen ,  so  kann  das  Bürgerrecht 
nicht  von  entscheidender  Bedeutung  sein,  sondern  neben  andern  um- 
ständen höchstens  ein  Indicium  zu  der  Absicht ,  Domicil  zu  nehmen, 
bilden. 

2)  Wenn  nun  von  zwei  behaupteten  Wohnsitzen  der  eigentliche 
und  richtige  zu  ermitteln  ist,  so  muss  von  der  Ansicht  ausgegangen 
werden ,  das  früher  anerkannte  und  zweifellose  Domicil  dauere  fort. 
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wenn  nicht  der  Uebergang  desselben  auf  eine  andere  Ortschaft  er- 
wiesen ist  (c£  Beschluss  des  BB.  vom  8.  Febr.  1854  Competenzstreit 
zwischen  Wallis  und  Waadt  i.  S.  Zürcher  [No.  349]). 

3)  Nun  ist  aber  der  Beweis ,  die  Erblasserin  habe  beim  Ankauf 
eines  Landgutes  in  Corcelles  oder  später  bei  ihrer  Naturalisation  ihr 
eigentliches  Domicil  und  Etablissement  principal  dahin  übertragen 
wollen,  nicht  geleistet,  wenn  man  berücksichtigt: 

a.  dass  die  für  Waadt  sprechenden  Umstände :  periodischer  Aufent- 
halt, Büi^errecht,  Genuss  der  Gemeindenutzungen  auch  zu  Gunsten 
▼on  Neuenburg  sprechen; 

b.  dass  die  Erblasserin  nie  eine  Erklärung  über  Veränderung  des 
Domidls,  wie  sie  in  den  Gesetzen  dieser  beiden  Kantone  vorgesehen 
oder  angeordnet  ist,  abgegeben  hat; 

c  dass  sie,  nachdem  sie  über  70  Jahre  allein  in  Neuenburg  zugebracht, 
auch  von  da  an  bis  zu  ihrem  Tode  ihre  Wohnung  in  Neuenburg 
beibehielt  und  jeden  Winter  bezog  und  überdiess  ihr  Vermögen 
in  Neuenbürg  liegen  und  verwalten  liess. 

4)  Wenn  Neuenburg  als  das  wahre  Domicil  der  Erblasserin  zu 
betrachten  ist,  so  sind  daher  nur  die  dortigen  Gerichte  zur  Eröffnung 
and  Behandlung  der  Erbschaft  competent.  BR.  y.  29.  Oct.  1860. 

6.  Gerichtsstand  des  Vertrages. 

Vgl.  No.  »48.  aSS  Erw.  6. 

I 

977»  Art.  50  der  BVerf.  und  das  Concordat  von  1804  schliessen 
das  forum  contractus  aus,  indem  sie  für  alle  persönlichen  Ansprachen 
den  Gerichtsstand  des  Wohnortes  des  Schuldners  als  verbindlich  be- 
zeichnen. BR.  V.  10.  Oct  1849  No.  2997. 

7.  Gerichtsstand  des  begangenen  Vergehens. 

Art.  4  des  BGesetzes  v.  20.  Nov.  1850  [Off.  8. 11.  73.  vgl.  No.  Sl€  Erw.  5J.  BGesetz 

vom  24.  Juli  1852  Über  die  Auslieferuug  von  Verbrechern  oder  Angeschuldigten 

[Off.  S.  m.  161.  vgl.  No.  598  —SSO].  Vgl.  ferner  No.  1»8  ff.  »4t. 

978»  In  Strafsachen  ist  sowol  nach  gemeinem  Rechte  als  insbe- 
sondere nach  den  Vorschriften  des  BGesetzes  über  die  Auslieferung 
von  Verbrechern  oder  Angeschuldigten  neben  dem  Gerichtsstande  des 
begangenen  Verbrechens  auch  derjenige  des  Wohnortes  des  Beklagten 

competent.  BR.  v.  30.  Aug.  1858  No.  321^7. 

S79«  Ein  Bürger  von  Genf  wurde  von  einem  waadtländischen 
Gerichte  rtrafrechtUch  verfolgt,  weü  er  dort  durch  seinen  Anwalt  im 
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Givilprozesse  eine  gefälschte  Urkunde  zu  steinen  Gunsten  prodndrt 
hatte.  Er  beschwert  sich  daiüber,  behauptend,  wenn  fiberhaupt  in  der 
Veränderung  der  Urkunde  eine  Fälschung  läge ,  so  wäre  diese  Hand- 
lung in  Genf  begangen  worden  und  es  müsste  mithin  das  Genfer  Ge- 
richt, als  forum  delicti,  den  Fall  beurtheilen. 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen ,  weil  sowol  nach  dem  Straf- 
recht  von  Waadt  (Art.  180),  als  nach  demjenigen  von  Genf  (Art.  161) 
eine  Fälschung  da  begangen  wii*d ,  wo  jemand  von  der  gefälschten 
Urkunde  Gebrauch  macht  und  wo  mithin  der  rechtswidrige  Nachtbeil 
eintreten  soll.  B.  1854  IL  65. 

980*  Friedrich  Pescautini  in  Prangins  (Waadt)  erhob  bei  dem 
Gerichte  in  Monthey  (Wallis)  eine  Injurienklage  gegen  den  Advocaten 
Secretan  von  Lausanne ,  weil  dieser  ihm  wiederholt ,  namentlich  auch 
in  Vouvr}'  (Wallis)  tiefe  Ehrenkränkung  zugefügt  habe ,  wofür  er  im 
Weitem  eine  Entschädigung  von  20,000  Fr.  fordert.  Dm  Gericht  in 
Monthey  nahm  die  Klage  anhand  und  erklärte  sich  ungeachtet  er- 
hobener Protestation  für  competent ,  worüber  sich  nun  der  Beklagte 
unter  Berufung  auf  Art.  50  der  BVerf.  beschwert. 
Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen.     Gründe: 

1)  Die  Competenzfragen  müssen  in  der  Regel  von  den  Gerichten 
behandelt  und  entschieden  werden ;  die  BBehörden  können  nur  dann 
mitwirken,  wenn  entweder  durch  die  Intervention  eines  Gerichtes 
Bundes-  oder  Concordatsvorechriften  verletzt  werden ,  oder  wenn  es 
sich  um  die  Vollziehung  eines  Civilurtheils  handelt,  dessen  Rechts- 
ki-aft  bestritten  ist. 

2)  Nun  widerspricht  die  Anhandnahme  der  Klage  durch  das  Gericht 
in  Monthey  dem  Art.  50  der  BVerf.  nicht ,  weil  derselbe  auf  persön- 
liche Schuldforderungen,  die  rein  civilrechtlicher  Natur  sind,  b^ 
schränkt  werden  muss,  während  es  sich  hier  um  eine  vor  dem  correc- 
tionellen  Gericht  zu  erörternde  Injurienklage  handelt,  deren  Zweck  in 
erster  Linie  auf  Schutz  der  gekränkten  Elire  gerichtet  ist,  wenn  aucli 
gleichzeitig  ein  Begehren  auf  Entschädigung  damit  verbunden  wird; 
wesshalb  denn  auch  Klagen  wegen  Ehrverletzung  nach  den  meisten 
Gesetzgebungen  sowol  beim  Gerichtsstand  des  Wohnortes  des  Be- 
klagten ,  als  beim  Gerichtsstand  des  Ortes ,  wo  die  Injurie  Statt  fand, 
angebracht  werden  können. 

3)  Es  steht  daher  von  Bundeswegen  der  C'ompetenz  der  Gerichte 
von  Wallis  nichts  entgegen,  wobei  sich  indess  von  selbst  versteht,  dass 
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diese  CompeieDZ  sich  uur  auf  solche  Ehrverletzungen  beziehen  kann, 
die  im  Kt.  Wallis  Statt  gefunden  haben  sollten.     BR.  v.  23.  April  1866. 

981«  In  Folge  eines  Brandes  im  Hause  des  D.  in  Murten  suchte 
die  Centralverwaltung  der  Schweiz.  Mobiliarversicherungsgesellschaft 
m  Bern  bei  der  freiburgischen  Regierung  dainim  nach,  dass  die  Ur- 
sache des  Brandes  und  die  Grösse  des  Schadens  ermittelt  werde. 
Diesem  Begehren  schloss  sich  auch  die  Verwaltung  der  freiburgischen 
IrnmainUar-Assecuranz  an.  Nach  Statt  gefundener  Untersuchung  er- 
kannte die  Anklagekammer,  dass  ein  Verbrechen  nicht  vorliege.  Hier- 
auf klagte  D.  bei  dem  Bezirksgericht  Murten  gegen  den  Präsidenten 
und  Secretär  der  Eingangs  erwähnten  Verwaltung,  die  das  Ansuchen 
unterschrieben  hatten,  auf  Verleumdung  und  als  das  Gericht  in  Bern 
die  Zustellung  der  Ladung  an  die  Beklagten  verweigert  hatte,  wurden 
diese  edictaliter  vor  das  Gericht  Murten  geladen.  Ueber  dieses  Ver- 
fahren wird  nun  von  der  Centralverwaltung  der  Schweiz.  Mobiliar- 
Versicherungsgesellschaft  Beschwerde  geführt,  weil  sie  dadurch  ihrem 
natürlichen  Richter  entzogen  werde 

D.  beantwortet  die  Beschwerde  dahin :  Die  Recurrenten  haben 
durch  ihre  falsche  und  leichtsinnige  Anschuldigung  einen  Angriff  auf 
seine  Ehre  gemacht  und  er  sei  daher  berechtigt,  bei  den  freiburgischen 
Gerichten  zu  klagen.  Art.  50  und  53  der  BVerf.  beziehen  sich  auf 
reine  CSvilfragen,  während  es  sich  hier  um  ein  Delict  und  eine  Straf- 
klage handle.  Der  gegenwärtige  Fall  werde  durch  das  BGesetz  vom 
24.  Juli  1852  normirt,  dessen  Art  2  bestimme,  dass  Auslieferung  Statt 
finden  müsse  wegen  falscher  Verzeigung  in  Bezug  auf  die  in  diesem 
Artikel  aufgeführten  Verbrechen,  worunter  auch  die  Brandstiftung 
sich  finde.  Eine  formliche  Auslieferung  sei  aber  nicht  nöthig ,  weil 
es  sich  im  Grunde  nur  um  die  Fortsetzung  einer  Klage  handle ,  für 
welche  die  Recurrenten  den  gleichen  freiburgischen  Richter  angerufen 
haben ,  den  sie  nun  auch  gegen  sich  anerkennen  müssen ;  zumal  die 
jetzige  Klage  nach  den  freiburgischen  Gesetzen  entweder  als  connexe 
Klage  oder  auch  als  Gegenklage  vor  diesem  Richter  angebracht  werden 
könne.  Jedenfalls  aber  beruhe  sie  auf  einem  Delicte  und  unterliege 
somit  dem  Gerichtsstande  des  Vergehens.  Den  Recurrenten  bleibe  es 
unbenommen,  diesem  Richter  die  Competenzeinreden  vorzutragen  und 
im  Falle  der  Abweisung  an  die  BBebörden  zu  gelangen.  Der  Recurs 
sei  also  auch  verfrüht. 

Die  Beschwerde  wurde  gutgeheissen  und  das  von  dem  Bezirks- 


288  '•  Abschnitt.    Bundesverfiissiuig. 

gericht  Murteii  gegen  die  Recurrenten  erhobene  Strafverfahren  als 
unzulässig  erklärt: 

1 )  Vorerst  können  die  Recurrenten  bei  obwaltendem  Anstand  zwi- 
schen den  beiüischen  und  freiburgischen  Gerichten  über  die  Com- 
petenz  nicht  verhalten  werden,  sich  bei  den  letztem  zu  stellen  und 
über  die  Competenzfrage  einen  Prozess  zu  führen,  vielmehr  eiiid  sie 
befiigt,  zuerst  die  Erledigung  des  staatsrechtlichen  Confiietes  durch 
die  BBehörden  zu  verlangen,  weil  sonst  die  den  Gerichtsstand  be- 
treffenden Stellen  der  BVerll  (Art.  50  und  53)  einen  wesentlichen 
Theil  ihrer  Bedeutung  verlieren  würden. 

2)  Wird  nun  die  Klage  des  D.  als  Criniinalklage  wegen  falscher 
Anzeige  von  Brandstiftung  aufgefasst,  so  haben  nach  dem  BGesetze 
vom  24.  Juli  1852  (Art.  1  und  2)  die  freiburgischen  Behörden  sidi 
vor  jedem  Einschreiten  mit  einem  Auslieferungsgesuch  an  die  Regie* 
rung  von  Bern  zu  wenden  und  zu  gewärtigen,  ob  dieselbe  dem  Be- 
gehren Folge  gebe  oder  die  Klage  im  Kt.  Bern  zur  Untersuchung  und 
Beurtheilung  einleite ;  —  ein  Verfahren,  das  bis  dahin  nicht  Statt  fand. 

3)  Wenn  aber,  wie  es  den  Anschein  hat,  die  Klage  lediglich  auf 
Schadenersatz  und  Satisfaction  wegen  angeblicher  Verleumdung  oder 
Beschimpfung  gerichtet  ist,  mithin  persönliche  Leistungen  im  CivU- 
wege  verfolgt  wenlen  wollen,  so  sind  die  Beklagten  nach  Art.  50  cit. 
an  ihrem  Wohnorte  zu  belangen  und  zwar  hier  um  so  mehr,  als  bei 
Injurien  als  Ort  des  Delicts  derjenige  zu  betrachten  ist,  wo  die  Ii^urie 
mündlich  geäussert  oder  geschrieben  oder  gedruckt  wurde,  was  im 
vorliegenden  Falle  am  Wohnort  des  Beklagten  geschah. 

4)  Die  kantpnalen  Prozessgesetze  sind  bei  interkantonalen  Com- 
petenzfragen  nicht  massgebend,  wie  denn  auch  das  freiburgische  Straf- 
recht in  Art.  4  bei  Bestimmung  der  Verbrechen  und  Vergehen ,  die 
von  freiburgischen  Gerichten  verfolgt  werden  können,  ausdrücklich 
die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  vorbehält.  B.  1858  n.  272. 

382«  Johann  Meier  von  Bellach  (Solothurn)  erhob  beim  Amts- 
gerichtspräsidenten  in  Balsthal  gegen  Joseph  Felder  in  Germiswyl 
(Freiburg)  Injurienkkge,  weil  dieser  ihn  in  Solothurn  verleumdet 
habe.  Felder  bestritt  nach  Art.  50  der  BVerf.  die  Gompetenz  der  solo- 
thumischen  Gerichte  und  behauptete,  er  müsse  in  seinem  Wohn- 
orte belangt  werden. 

Die  Regiei*ung  von  Solothurn  ist  der  Ansicht^  dass  InjurienUageu 
nicht  als  persönliche  Fordenmgeu  aufzufassen  seien,  sie  haben  viel- 
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mehr  einen  civil-  und  einen  strafrechtlichen  Charakter  und  seien  mit- 
hin gemischter  Natur.  Dem  gemäss  bestimme  die  solothurniche  Civil- 
prozessordnung '(§  24)  als  Gerichtsstand  für  Injurienklagen  nach  Wahl 
des  Klagers  jenen  des  Wohnortes  des  Beklagten  oder  des  Ortes  der 
Begehung.  Diese  Vorschrift  stehe  auch  mit  der  BVerf.  nicht  im 
Widerspruch. 

Der  BR  entschied,  der  competente  Genclitsstand  fiir  diesen  Fall 
sei  im  Kt.  Freiburg.    Gründe : 

1)  Die  Bestimmungen  der  kantonalen  Prozessgesetze  sind  bei  inter- 
kantonalen Fragen  nicht  massgebend,  sobald  sie  mit  den  Grundsätzen 
der  BVerf.  in  Widerspruch  kommen. 

2)  Es  fragt  sich  daher  lediglich,  ob  die  Bestimmung  der  BVerf., 
die  fiir  persönliche  Klagen  den  Richter  des  Wohnortes  des  Beklagten 
anweist,  im  vorliegenden  Falle  ihre  Anwendung  finde. 

3)  Die  rechtliche  Natur  der  Klage  wird  durch  den  Gegenstand, 
avf  den  sie  gerichtet  ist ,  bestimmt. 

4)  Die  Klage  des  Johann  Meier  ist  auf  Satisfaction  wegen  angeb- 
licher Verleumdung  oder  Beschimpfung  gerichtet ;  es  werden  mithin 
der  Hauptsache  nach  persönliche  Leistungen  im  Civilwege  verfolgt, 
fiir  die  der  Beklagte  an  seinem  Wohnorte  zu  belangen  ist. 

BR.  V.  17.  Mftrz  1858. 

8.  Gerichtsstand  des  Beschlages. 

S83»    Die  BVerf.  kennt  keinen  Gerichtsstand  des  Arrestes. 

BR.  V.  7.  Jan.  1860  No.  73. 

S84«  Allfällige  Bestimmungen  des  (h.  1.  tessinischen)  Civilprozesses 
über  den  Gerichtsstand  des  Arrestes,  insoweit  sie  mit  Art.  50  der  BVerf. 
im  Widerspruch  stehen,  sind  nichtig  und  dürfen  daher  nicht  ange- 
wendet werden.  B^^-  v.  lO.  April  1860  i.  S.  Isidor  Saner. 

9.  Gerichtsstand  der  Wiederklage. 

An  7   des  BGesetzes  vom  20.  Kovbr.  1850^  betr.  den  Gerichtsstand  ftlr  Civil- 

klagen  u.  s.  w.  [Off.  S.  ü.  78]. 

98S»  Nach  Erledigung  des  unter  No.  S98  erwähnten  Competenz- 
streites  belangte  der  damalige  Recurrent  Johannes  PIüss  in  Zofingen 
den  Albert  Ryser  vor  den  bernischen  Gerichten,  indem  er  das  Rechts- 
begehren stellte,  dass  Letzterer  vcrurtheilt  werde,  für  die  auf  dem 
Nachlaas  des  Bezirksnchters  Plüss  zu  Ryken  haftenden  Schulden  pro 
rata  einzustehen.  Dieser  Klage  setzte  Rvser  eine  eventuelle  Wieder- 
klage entgegen,  dahin  gehend : 

.     19 
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a.  Kläger  habe  ihm  den  Schaden  zu  ersetzen,  der  iiir  ihn  aus  dem 
Verkauf  eines  zum  Nachlass  gehörenden  Fabrikationsgeschäftes  ent- 
standen sei; 

b.  es  solle  diese  Schadensersatzforderung  mit  der  Forderung  des 
Vorklägers,  soweit  hinreichend,  verrechnet  werden. 

Nachdem  von  der  obersten  Instanz  beiden  Parteien  ihre  Becbts- 
Schlüsse  waren  zugesprochen  worden,  Hess  A.  Ryser  den  J.  Plüss  zur 
Festsetzung  seiner  Schadensersatzfordeining  vor  den  bernischen  Rich- 
ter laden  und  stellte  dieselbe  auf  14,773  Fr.  70  Rp.,  wogegen  Plüss 
vor  Allem  die  Einrede  der  Incompetenz  jenes  Richters  vorschütste, 
jedoch  durch  Urtheil  des  Appellations-  und  Cassationshofes  von  Bern 
d.  d.  5.  August  1858  abgewiesen  wurde. 

Hierüber  beschwert  sich  nun  J.  Plüss  bei  dem  BR.  folgender- 
massen :  Mit  dem  Art.  50  der  BVerf.  sind  Wiederklagen  gegen  einen 
solventen  Schuldner  nur  insofern  vereinbar,  als  sie  den  Charakter 
einer  Compensation  an  sich  tragen,  nicht  aber  so  weit  sie  einen  selb- 
ständigen Anspruch  enthalten.    Die  beiden  Rechtsschlüsse  der  vor- 
liegenden Wiederklage  haben  auch  keinen  andern  Sinn,  als  die  grund- 
sätzliche Anerkennung  eines  Schadensersatzes  und  dessen  Compen- 
sation zu  verlangen.    Mehr  verlangte  und  erhielt  Wiederkläger  nicht, 
daher  hatte  Recurrent  keine  Veranlassung,  in  jenem  Prozesse  den 
Gerichtsstand  der  Wiederklage  abzulehnen.    Gegenwärtig  aber  wird 
eine  selbständige  Forderung  gestellt,  was  aus  deren  Formulirung  her- 
vorgeht und  namentlich  aus  dem  Umstände,  dass  Wiederkläger  bis 
jetzt  vom  Recurrenten  gar  nicht  für  eine  bestimmte  Summe  belangt 
wurde  und  somit  keinen  Grund  zur  Compensation  hat.  Für  eine  solche 
selbständige  persönliche  Ansprache  kann  aber  Recurrent  nur  vor  dem 
Richter  seines  Wohnortes  belangt  werden.    Gesetzt  man  ginge  indess 
vom  Standpunkte  einer  Compensation  aus,  so  handelt  es  sich  hier 
nicht  um  eine  blose  Moderation,  sondern  um  eine  selbständige  Er- 
mittlung des  angeblichen  Schadens  in  einem  Streite  von  sehr  grossem 
Belang,  der  nicht  durch  einfaches  richterliches  Ermessen  (Modera- 
tion) erledigt  werden  kann,  sondern  die  Durchführung  vieler  Beweise 
und  ein  eigentliches  Urtheil  erfordert.  W^enn  nun  auch  das  bemische 
Recht  einen  solchen  Streit  als  blosses  Accessorium  des  principiellen 
Entscheides  zu  behandeln  gestatten  würde,  was  übrigens  nicht  der 
Fall  ist,  so  könnte  es,  als  im  Widerspruch  mit  dem  Bundesrecht,  bei 
interkantonalen  Beziehungen  nicht  angewendet  werden.    Es  wird  da- 
her (las  Gesuch  gestellt,  es  sei  das  fragl.  Urtheil  vom  5.  August  1858 
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aufisuheben  und  Wiederkläger  mit  der  Ermittelung  seiner  Ersatz- 
ansprüche an  den  Richter  des  Wohnortes  des  Recnrrenten  zu  ver- 
weisen. 

Der  BR.  ¥ries  die  Beschwerde  ab.    Gründe : 

1)  Durch  die  vom  Recurrenten  gegen  A.  Ryser  von  Murgenthal 
vor  den  bernischen  Gerichten  erhobene  Klage  auf  Uebernahme  von 
Erbschaftsverbindlichkeiten  wurde  die  Competenz  dieser  Gerichte  un- 
zweifelhaft auch  für  connexe  Wiederklagen  begründet. 

2)  Eine  solche  Wiederklage  auf  Scliadensersatz  aus  Handlungen  des 
klagenden  Miterben  wurde  wirklich  gestellt  und  von  den  bernischen 
Gerichten  in  ihrem  ganzen  Umfange  grundsätzlich  gutgeheissen. 

3)  In  Folge  dieser  Competenz  der  bemischen  Gerichte  wäre  dem 
Beklagten  und  Wiederkläger  unstreitig  das  Recht  zugestanden,  im 
nämlichen  Hauptverfahren  nicht  nur  die  Frage  über  die  rechtliche 
Existenz  seiner  Forderung,  sondern  auch  über  deren  Betrag  und  Um- 
fang zur  Entscheidung  zu  bringen. 

4)  Wenn  daher  Wiederkläger,  von  der  bemischen  Prozessordnung 
Gebrauch  machend,  die  Feststellung  des  Quantitativs  seiner  Forde- 
rung in  einem  nachti-äglichen  Prozess  geltend  machte,  so  kann  da- 
durch die  Competenz  des  Gerichtes  nicht  verändert  werden ;  vielmehr 
erscheint  es  ganz  natürlich,  dass  dem  Gerichte,  das  über  die  Existenz 
einer  Forderung  zu  entscheiden  hat,  auch  die  Beurtheilung  des  Quan- 
titativs zustehen  muss. 

5)  Wenn  Recurrent  aus  dem  zweiten  Rechtsschluss  des  Wieder- 
klägers, dahin  gehend :  »es  soll  dessen  Fordemng  mit  der  Forderung 
desVorklägers,  soweit  hinreichend,  veiTCchnet  werden«  —  den  Schluss 
zieht,  es  könne  Wiederkläger  nui*  dann  seine  Forderung  liquidiren, 
wenn  und  in  wie  weit  der  Vorkläger  die  seinige  quantitativ  geltend 
mache,  so  steht  diese  Auslegung  im  Widerspruch  mit  dem  Berichte 
des  Appellations-  und  Gassationshofes,  dem  es  allein  zukommen  kann, 
den  Suwo  und  die  Bedeutung  seines  Ui-theils  vom  28.  Novbr.  1856  zu 
erklären. 

6)  Aus  diesen  Gründen  kann  in  dem  Competeneurtheile  dieses 
Gerichtshofes  vom  5.  Aug.  1858,  gegen  welches  der  Recurs  gerichtet 
ist,  eine  Verletzung  bundesrechtlicher  Grundsätze  nicht  gefunden 
werden.  BR.  v.  25.  April  1859. 
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10.   Gerichtsstand  des  Zusammenhangs  der  Sachen. 

Art.  8  des  BGesetzes  vom  20.  Novbr.  1850,  betr.  den  Gerichtsstand  für  CmUdagen 
u.  8.  w.  [Off.  S.  n.  73].  Vgl.  No.  995  Erw.  97955  Erw.  6.  985.  W9B. 

386«  Das  für  die  Hauptsache  competente  Gericht  ist  es  auch  fiir 
Nebenfragen  aus  demselben  factischen  Verhältnisse  (materieller  Con- 
nezität),  ¥rie  Entschädigungsforderungen,  Wiederklage. 

BR.  V.  7.  Juni  1861  No.  2372. 

IL  Gerichtsstand  in  Concurssachen. 

Vgl.  onten  m.  Abschn.  IL— IV.  No.  549-559  and  596. 

387«  Nach  dem  Tode  eines  gewissen  J.  von  Langenbruck  schlu- 
gen dessen  Erben  den  Nachlass  aus  und  es  wurde  nun  in  Baselliuid 
Concurs  eröffnet  über  die  in  Langenbruck  domicilirte  Handelsgesell- 
schaft J.  und  y.  Der  angebliche  Socius  V.  von  Oensingen  (Solothum) 
wurde  überdiess  als  Massaverwalter  des  Nachlasses  von  J.  vor  den 
Friedensrichter  in  Langenbruck  behufs  Rechnungsstellung  vorgela- 
den. Gegen  Goncurseröffnung  und  Ladung  wird  nun  Beschwerde  ge- 
fuhrt, weil: 

a.  V.  nie  in  Langenbruck,  sondern  stets  mit  Familie  auf  einem  Ge- 
werb in  Oensingen  gewohnt  habe  und  dort  ein  Gemeindeamt  bekleide; 

b.  ohne  Anhebung  des  Rechtstriebes  der  Concurs  in  Baselland  er- 
öSnet  worden  sei  und  zwar  für  eine  Forderung ,  die  V.  bestreite  und 
worüber  daher  zuerst  der  Richter  seines  Wohnortes  zu  entscheiden 
habe ; 

c.  gar  nie  eine  Societät  J.  und  V.  bestanden  habe  oder  von  einem 
Gesellschaftsvertrag  oder  einer  Firma  die  Rede  gewesen  sei;  V.  habe 
blos  bisweilen  den  J.  mit  Ankauf  von  Vieh  beauftragt  und  ihm  Geld 
dazu  gegeben,  während  ersterer  allein  den  Risico  getragen. 

Die  basellandßchaftliche  Behörde  erwiederte :  Der  Nachlass  des 
J.  wurde  ausgeschlagen  und  es  war  somit  Concui*s  darüber  einzuleiten. 
Dabei  zeigte  sich ,  dass  zuerst  die  Liquidation  einer  in  Langenbruck 
domicilirten ,  auf  Viehhandel  gerichteten  Societät,  deren  Mi^lied  V. 
war,  vorzunehmen  sei.  Da  für  die  Geschäfte  der  Gesellschaft  ihr  Ver- 
mögen haftete ,  so  musste  der  über  sie  ausgebrochene  Concurs  publi- 
cirt  werden,  zumal  V.  sich  weigerte,  die  Liquidation  der  Gesellschafts- 
schulden zu  übernehmen.  Existirte  eine  Gesellschaft  und  war  deren 
Wohnsitz  in  Langenbruck ,  so  wurden  dadurch  die  Bezirksämter  von 
Waidenburg  competent,  von  Amtes  wegen  einzuschreiten  und  allfallige 
Beschwerden  gegen  sie  sind  bei  dem  Qvilrichter  anzubringen ,  nicht 


XIX.  Gerichtsstand.  11.  in  Concurssachen.  No.  98V.  293 

bei  einer  Vollziehungsbehörde ,  deren  Zuständigkeit  bestritten  wird. 
Nach  hierseitigen  Gesetzen  haben  Körperschaften  .  .  .  und  Gesell- 
schaften ihren  persönlichen  Gerichtsstand  da,  wo  der  regelmässige 
Versammlungsort  ihrer  Vertreter  ist.  Tritt  nun  ein  Fremder  hier  einer 
Societät  bei ,  so  unterwirft  er  sich  diesem  Gesetze  hinsichtlich  aller 
Forderungen ,  die  aus  der  Gesellschaft  herrühren.  Zur  Begründung 
einer  Gesellschaft  bedarf  es  weder  eines  schriftlichen  Vertrages,  noch 
der  Publication  der  Firma.  Bei  der  Inventarisation  langten  mehrere 
Forderungen  ein  an  J.  und  V.  als  Gesellschafter,  auch  sprach  sich  die 
öffentliche  Meinung  für  die  Existenz  einer  Gesellschaft  aus ,  sowie  die 
Aeusserung  des  V.  selbst  in  einer  Einvernahme. 

Die  Beschwerde  wurde  fiir  begründet  erklärt  und  besclüossen. 
es  sei  weder  der  Concurseröffnung  gegen  V.,  noch  dessen  Vorladung 
zur  Rechnungsstellung  an  die  basellandschaftlichen  Behörden  Folge 
zu  geben.    Gründe: 

1)  Bei  der  Frage,  ob  die  Behörden  von  Basellandschaft  beftigt 
seien,  über  einen  Einwohner  des  Kts.  Solothurn  Concurs  zu  eröffnen 
und  denselben  behufs  einer  Klage  auf  Rechnungsstellung  vor  ihr  Fo- 
rum zu  ziehen,  sind  die  Grundsätze  des  BStaatsrechtes  massgebend 
und  es  ist  mithin  die  Competenz  des  BR.  nach  Art  90  Ziff.  2  der 
BVerf.  und  steter  Praxis  begründet 

2)  In  der  Sache  selbst  ist  weder  die  Existenz  einer  förmlichen  und 
dauernden  Handelsgesellschaft,  noch  das  Domicil  derselben  in  Langen- 
bruck  nachgewiesen  oder  auch  nur  zur  Wahrscheinlichkeit  erbracht, 
indem  J.,  einer  der  angeblichen  Gesellschafter,  lediglich  dort  wohnte, 
während  daselbst  keine  Firma,  kein  Geschäftsbureau,  keine  gemein- 
same Buchftihrung  vorhanden  ist ,  keine  öffentliche  Bekanntmachung 
und  überhaupt  kein  Act  vorliegt,  woraus  entnommen  werden  könnte, 
dass  V.  mit  J:  in  eine  Handelsgesellschaft  getreten  und  eingewilligt 
hätte,  Langenbruck  als  Domicil  derselben  zu  erklären. 

3)  Vielmehr  ergibt  sich  aus  den  vorliegenden  Acten  nur,  es  haben 
beide  Personen  in  einigen  vereinzelten  Fällen  Vieh  gekauft  und  wieder 
veräuBsert,  wozu  V.  sein  Geld  und  seinen  Credit  hergab  und  den  Ri- 
sico  ganz  allein  trug,  während  J.  beim  Ein-  und  Verkauf  thätig  war 
und  einen  Theil  des  allfälligen  Gewinns  zur  Belohnung  erhielt 

4)  Bei  dieser  Sachlage  ist  kein  Grund  vorhanden,  den  V.  anzu- 
halten, der  C!oncursmasse  des  J.  oder  auch  den  Gläubigern  der  angeb- 
lichen Societät  vor  einem  andern  als  seinem  natürlichen  Richter 
(Art.  50  der  BVerf.)  Rede  zu  stehen. 
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5)  Wenn  mau  aber  auch  die  Existenz  einer  Gesellschaft  annehmen 
wollte ,  so  konnte  überdiess  der  Nichtantritt  des  Privatnachlasses  dee 
J.  ab  Seite  seiner  Erben  keineswegs  die  Insolvenz  der  angeblichen 
Societät  zm*  Folge  haben ,  so  lange  die  letztere  nicht  ihre  Insolvenz 
erklärte  oder  die  einzelnen  Gesellschafter  durch  den  Rechtatrieb  zum 
Concurse  gebracht  wurden. 

6)  Unter  diesen  Umständen  konnte  es  nicht  in  der  Befugniss  der 
Behörden  von  Basellandschaft  liegen,  gegen  einen  nicht  einmal  in 
ihrem  Gerichtskreis  wohnhaften ,  noch  solventen  Gesellschafter  den 
Concurs  zu  eröifnen,  sondern  es  muss  vielmehr  den  Societätsgläubigern 
überlassen  werden,  den  aufrechtstehenden  angeblichen  Associe  an 
seinem  Wohnorte  zu  belangen.  B- 1856 1. 412. 

388«  H.  von  S.  (Bern)  wui*  seit  mehrern  Jahren  in  U.  (Luzem) 
Niedergelassener  auf  GrundeigenthunL  Am  17.  März  1859  wurde 
er  wegen  verschiedener  Vergehen  vom  luzernischen  Obergericht  zu 
2  Y2  Jahren  Zuchthausstrafe  verui-theilt  und  in  die  dortige  Strafanstalt 
versetzt.  Am  6.  Apiil  gl.  J.  bestellte  der  heimatliche  Gemeindrath 
dem  Verurtheilten  einen  Vogt  in  der  Person  des  S.  in  S.  (Bern).  Auf 
H.  lasteten  mehrere  Betreibungen,  die  den  5.  Mai  1859  die  Aufrech- 
nung (Inventar,  behufs  Vollführung  des  Concurses)  herbeiführten, 
welches  Verfahren  vom  Aufrechnungsofficium  U.  vollzogen  wurde. 
Gleich  nach  der  Bevogtung  des  H.  will  sich  der  Botenweibel  von  U. 
mit  dem  Vogte  des  H.  dahin  verständigt  haben ,  dass  jener  diesem 
die  jeweiligen  Betreibungen  durch  die  Post  übermittle.  Bei  der  Auf- 
rechnung erfuhr  die  Concursbehörde,  dass  der  Vogt  einige  Tage  vor- 
her alles  Vieh  des  Concursiten  fortgenommen  habe,  worauf  das  Bich- 
teramt  Trachselwald  um  Rückstellung  desselben  angegangen  wurde, 
von  welcher  Gerichtsstelle  indess  abschlägige  Antwort  einging ,  weil 
nach  bernischen  Gesetzen  der  Wohnsitz  des  Vogtes  auch  derjenige  des 
Vögtlings  sei ,  wesshalb  die  bernischen  Behörden  den  Concurs  über 
H.  zu  vollführen  haben.  Wirklich  erkannte  der  Gerichtspräsident  von 
Trachselwald  auf  die  Insolvenzerklärung  des  Vogtes  hin  den  Geldstag 
über  H.  Die  luzernischen  Behörden  verweigerten  darauf  die  nach- 
gesuchte Mitwii'kung  und  stellten  im  Gegentheil  an  die  bernische 
Kegierung  das  Gesuch ,  sie  möchte  die  Aufhebung  des  Geldstages  im 
Kt.  Bern  und  die  Rückstellung  des  Viehs  veranlassen,  worauf  dieselbe 
jedoch  nicht  einging,  vielmehr  den  Ansichten  des  Gerichtspräsidenten 
in  Trachselwald  beitrat. 
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Hierüber  beschwert  sich  uun  die  Regierung  von  Luzeim  und 
verlangt  unter  Berufong  auf  Art.  50  der  BVerf.,  dass  die  bernischen 
Behörden  angehalten  werden ,  die  Geldstagpublication  über  H.  aufzu- 
heben und  das  Vieh  dem  Concursofficium  Zell ,  Kts.  Luzern  zui*  Yer- 
fugang  zu  stellen. 

In  ihrer  Antwort  verweist  die  Regierung  von  Bern  zunächst  auf 
die  Gegenbemerkungen  des  Gerichtspräsidenten  von  Trachselwald, 
die  im  Wesentlichen  dahin  gehen:  Nach  Satzung  232' des  bemischen 
Civilgesetzbuches  müsse  jeder  Sträfling,  der  zu  ein-  oder  mehrjähriger 
Zuchthaasstrafe  veruii;heilt  werde ,  für  die  Dauer  der  Strafzeit  mit 
einem  Vogte  versehen  werden.  Ein  solcher  Vormund  sei  auch  liier 
bestellt  und  ein  Vermögensverzeichniss  aufgenommen  worden ;  ersterer 
habe  auf  die  Verhaftung  der  Ehefrau  H.  hin  die  Kinder  dieser  Eheleute 
sammt  dem  Vieh  im  Kt.  Luzern  abgeholt  und  letzteres  versteigert. 
In  Folge  der  mittelst  der  Post  eingelangten  Betreibungsacten  gegen 
den  Vögtling,  die  als  unförmlich  und  unverbindlich  bezeichnet  werden, 
habe  der  Vogt  beim  Richteramt  Trachselwald  den  Geldstag  des  Vögt- 
lings  H.  angerufen,  der  am  14.  Mai  1859  erkannt  worden  sei  gestützt 
auf  §§11,  554  und  558  1.  c,  wonach  der  Wohnsitz  des  Vögtlings  und 
auch  der  Geldstag  desselben  sich  nach  dem  Domicil  des  Vogtes  richte. 

Die  Regierung  von  Bern  fügt  dann  noch  bei :  Erst  auf  wieder- 
holtes Begehren  der  luzemischen  Behörden  hat  der  Gemeindrath  S. 
dem  H.  einen  Vogt  bestellt,  nachdem  jene  von  der  ihr  zustehenden 
Befiigniss ,  eine  solche  Anordnung  selbst  zu  treffen ,  keinen  Gebrauch 
gemacht  haben  ....  Der  Vögtling  ist  bernischer  Kantonsbürger  und 
nach  den  Gesetzen  beider  Kantone  richtet  sich  die  persönliche  Fähig- 
keit der  Bürger  nach  den  Gesetzen  ihres  Heimatortes.  Art.  50  der 
BVerf,  findet  hier  desshalb  keine  Anwendung,  weil  der  Wohnsitz  des 
H.  mit  Erkennung  einer  peinlichen  Strafe  und  der  darauf  erfolgten 
Bevogtung  durch  die  heimatliche  Behörde  sich  verändert  hat.  Sowol 
Art.  6  des  luzernischen  als  Art.  4  des  bernischen  CMlgesetzbuches 
lauten  übereinstimmend ; 

»Die  Form  eines  Rechtsgeschäftes  ist  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Landes 
zu  beurtheilen,  in  welchem  dasselbe  vorgenommen  worden,  c 

Bei  der  Betreibung  sind  die  bernischen  Gesetze  nicht  beobachtet 
worden,  auch  hat  eine  Verständigung  zwischen  dem  luzernischen  Be- 
treibungsbeamten und  dem  Vogt  über  die  Art  und  Weise ,  wie  die 
Betreibungsvorkehren  mitzutheilen  seien ,  nicht  Statt  gefunden. 

Der  BR.  beschloss ,  es  sei  der  luzernische  Gerichtsstand  zur  Aus- 
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tragung  des  fraglichen  Concurses  competent  und  daher  der  Erlös  der 
dieser  Concursmasse  angehörenden  Gegenstände  dahin  abzuliefern: 

1)  H.  von  S.  hatte  zur  Zeit  seiner  criminellen  Verurtheilung  nach 
allgemein  anerkannten  schweizerischen  Rechtsbegriffen  seinen  ordent- 
lichen Wohnsitz  im  Kt.  Luzern  und  war  somit  der  dortigen  Gerichts- 
barkeit der  Regel  nach  unterworfen ,  indem  er  sammt  seiner  Familie 
in  der  luzernischen  Gemeinde  U.  auf  einem  ihm  gehörenden  Heim- 
wesen niedergelassen  war. 

2)  Nach  luzernischen  Gesetzen  konnte  er  diesen  Wohnsitz  und  den 
dadurch  begründeten  Gerichtsstand  durch  die  eingetretene  Bevogtung 
nicht  verlieren. 

3)  Diese  Wirkung  konnte  eben  so  wenig  eintreten  durch  die  Be- 
stimmung des  bernischen  Prozessgesetzes ,  nach  welcher  bevormun- 
dete Personen  den  Wohnsitz  ihres  Vormundes  haben,  weil: 

a.  die  Gesetze  eines  Staates,  resp.  Kantons,  wenn  nicht  ausdrücklich 
etwas  anderes  vorgeschrieben  ist,  auf  den  Umfang  des  Staates  be- 
schränkt sind ; 

b.  unmöglich  angenommen  werden  kann,  es  liege  einer  solchen  pro- 
zessualischen Bestimmung  die  Absicht  zu  Grunde ,  die  gesammte 
Jurisdiction  über  einen  Einwohner  des  Staates  aufzugeben  und  sie 
einem  andern  Staat  abzutreten,  falls  dieser  Einwohner  einen  Vor- 
mund hat ,  der  zufällig  und  wol  sehr  ausnahmsweise  in  einem  an- 
dern Staate  wohnt ; 

c.  eine  Ausdehnung  einer  solchen  prozessualischen  Bestimmung  auf 
internationale ,  resp.  interkantonale  Verhältnisse  zu  beständigen 
Conflicten  führen  müsste. 

4)  Ueberdiess  war  der  grösste  Theil  der  Betreibungen ,  die  den 
Concurs  des  H.  herbeiführten ,  schon  längst  vor  der  Bevogtung  des- 
selben rechtshängig  und  konnte  folglich  nur  durch  die  luzemischen 
Behörden  ausgeführt  werden.  Auch  war  das  letzte  Stadium  der  Be- 
treibung (die  Aufrechnung ,  Einleitung  des  Concurses)  schon  einge- 
treten ,  ehe  der  Vormund  des  H.  das  Geldtagsbegehren  beim  Richter- 
amte Trachselwald  eingegeben  hatte. 

5)  Alle  Rechtstriebacten  wurden  rechtzeitig  zur  Kenntniss  dieses 
Vormundes  gebracht  und  es  ist  die  Einrede,  es  sei  dieses  nicht  auf 
dem  Wege  amtlicher  Vermittlung  durch  Requisition  geschehen,  nicht 
erheblich ,  wenn  man  berücksichtigt : 

a.  dass  durch  diese  Mittheilungen  nicht  die  Pereon  und  die  Rechts- 
verhältnisse des  Vormundes  berührt  wurden ,  sondern  diejenigen 
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seines ,  der  luzemischen  Gerichtsbarkeit  unterworfenen  Vögtlings, 
wesshalb  der  Erstere  auch  allfallige  Rechtsmittel  nicht  bei  den 
bemischen,  sondern  bei  den  luzernischen  Gerichten  hätte  anbrin- 
gen müssen ; 

b.  dass  der  Vormund  alle  jene  Mittheilungen  annahm  und  nicht  nur 
über  die  Form  derselben  keine  Beschwerde  erhob,  sondern  sie 
gerade  benutzte,  um  die  Insolvenz  des  H.  damit  zu  motiviren; 

c.  dass  eine  Hemmung  der  Betreibung  in  der  That  nicht  möglich 
gewesen  wäre,  indem  die  meisten  und  wesentlichsten  Forderungen 
gegen  H.  auf  rechtskräftigen  Urtheilen  beruhen. 

6)  Ganz  abgesehen  von  der  Frage  des  Wohnsitzes  des  Falliten  H. 
wäre  endlich  das  luzernische  Gericht  nach  dem  betreffenden  Con- 
cordate  [vom  7.  Juni  1810?]  jedenfalls  befugt  gewesen,  den  Concurs 
aber  die  Liegenschaften  des  H. ,  die  weitaus  den  grössten  Theil  der 
ActiTen  bilden ,  auszuführen.  Daher  würde  sich  auch  die  Ausführung 
eines  Separatconcurses  im  Kt.  Bern  über  einen  ganz  unbedeutenden, 
vielleicht  nicht  einmal  die  Kosten  deckenden  Activbetrag  in  keiner 
Weise  rechtfertigen  [Vgl.  No.  53«].  B.  1861 1.  337. 

12.   Prorogirter  Gerichtsstand. 

Ygi  Art.  5  des  BGesetzes  ▼.  20.  Novbr.  1850 ,  betr.  den  Gerichtsstaud  für  CivU- 
kLRgen  u.  s.  w.  [Off.  S.  n.  73]  Vgl.  No.  «98.  «95  Erw.  8.  «8«.  858  Erw.  9.  8S5 

Erw.  6.  857  Erw.  8.  475.  556  ad  3. 

989«  Von  der  Vorschrift  des  Art.  50  der  BVerf.  ist  eine  Ausnahme 
in  dem  Sinne  zulässig,  dass  wenn  zwei  Parteien  freiwillig  die  Frage 
der  Gompetenz  den  Gerichten  eines  Kantons  zum  Entscheide  vorlegen, 
sie  an  diesen  Entscheid  gebunden  sind  und  die  Competenzfrage  dann 
nicht  weiter  vor  die  BBehörden  bringen  können.  Wenn  daher  ein 
bandeswidriger  An*est  angelegt  wird,  in  der  Absicht,  dadurch  jeman- 
den seinem  natürlichen  Richter  zu  entziehen  ^  so  steht  es  dem  Ver- 
letzten frei ,  entweder  seine  Beschwerde  sofoii;  an  die  BBebörden  zu 
richten  oder  die  Competenzfrage  den  Gerichten  des  Kantons,  in  dem 
der  Arrest  gelegt  wurde ,  anzuvertrauen. 

Das  freiwillige  Zugeben  eines  mit  einer  persönlichen  Klage  Be- 
drohten ,  die  streitige  Waarenlieferung  im  Domicil  des  Ansprechers 
hinter  Recht  zu  legen ,  ist  dagegen  nicht  als  Verzicht  auf  den  natür- 
lichen Gerichtsstand  des  Beklagten  anzusehen. 

B.  1851  U.  330.  cf.  1852  I.  411  (No.  806). 

990«  Ein  an  sich  incompetentes  Gericht  kann  competent  werden 
durch  die  Anerkennung  der  Parteien.  Allein  diese  Anerkennung  muss 
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entweder  eine  ausdrückliche  sein ,  oder  sie  muss  aus  der  unweiger- 
lichen Einlassung  in  den  Prozess  hervorgehen.  Aus  der  blossen  Unter- 
lassung von  Rechtsmitteln  kann  sie  nicht  gefolgert  werden,  weil  auf 
diesem  Wege  Concordate  und  BGesetze  alle  Bedeutung  und  Wirksam- 
keit verlieren  müssten ,  und  jeder  Schweizer  vor  ein  incompetentes 
Gericht  eines  andern  Kantons  geladen  und  gezwungen  werden  könnte, 
dort  durch  alle  Instanzen  einen  Prozess  über  die  Competenz  zu  fuh- 
ren, während  Concordate  und  BGesetze  ihn  gerade  davor  schützen 
wollen ,  dass  er  dem  natürlichen  Itichter  nicht  entzogen  werde. 

BR.  V.  10.  Oct.  1849  No.  2997.  cf.  B.  1860  H.  18  Erw.  L 

291«  In  der  freiwilligen  Einlassung  auf  die  Vorfrage  der 
Competenz  wird  einem  an  sich  incompetenten  Richter  das  Recht 
eingeräumt,  sie  zu  entscheiden,  da  es  den  Prozessparteien  unbe- 
nommen ist,  auch  einen  andern  als  den  gesetzlichen  Gerichtsstand 
anzuerkennen.        BR.  v.  24.  Juli  1850  No.  2183.  u.  v.  21.  April  1851  No.  1455. 

S9S«  Joh.  Heinrich  Linder  -  Stehlin  in  Basel  kam  L  J.  1849  in 
Concura  und  es  w^urde  im  Laufe  desselben  Hs.  Georg  Stehlin  in  Nieder- 
schönthal (Baselland)  als  Curator  der  Fallimentsmasse  bestellt.  Wegen 
Nachlässigkeit  und  schlechter  Vermögensverwaltung  belangten  sodann 
Linder  und  J.  J.  Seul,  Vater  in  Basel,  letzterer  in  der  Eigenschaft 
als  Gläubiger  des  Linder,  den  Vogt  Stehlin  vor  den  basellandschafl- 
lichen  Gerichten  mit  einer  Klage  auf  Schadensersatz,  sie  wurden  aber 
unter  Berufung  auf  das  Concordat  vom  15.  Juli  1822  von  beiden  In- 
stanzen abgewiesen ,  weil  der  Prozess  nicht  dort ,  sondern  in  Basel- 
stadt behandelt  werden  müsse. 

Gestützt  auf  Art.  50  der  BVerf.  und  auf  die  §§27  und  28  der 
basellandschaftlichen  Prozessordnung  beschweren  sich  nun  beide  Klä- 
ger beim  BR  und  bitten ,  es  möchte  dieser  die  Competenz  der  Ge- 
richte von  Basellaud  aussprechen,  oder  ihnen  eine  Richtschnur  zur 
Verfolgung  iluer  verkürzten  Rechte  an  die  Hand  geben. 
Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen.    Gründe : 

1)  Art.  50  der  BVerf.,  auf  den  die  Recurrenten  sich  beinifeii,  kann 
in  vorliegender  Sache  nicht  gegen  die  Gerichte  von  Baselland  und  den 
Beklagten  Hs.  (i.  Stehlin  dm-ch  die  BBehörden  angewendet  werden, 
weil  dieser  Artikel,  lediglich  im  Interesse  und  zum  Schutze  des  belang- 
ten Schuldners  erlassen,  den  letztern  zwar  berechtigt ,  für  persönliche 
Ansprachen  nur  vor  dem  Richter  seines  Wohnorts  auf  die  Klage  ein- 
zutreten, ihn  jedoch  keineswegs  hindert,  auf  diesen  Gerichtastand 
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zu  verachteu  und  den  Klägern  vor  dem  Richter  ihres  Wohnorts  ins 
Re^t  zu  antworten,  falls  der  letztere  die  Klage  anhand  nehmen  will. 

2)  Wenn  aber  auch  dort  die  Klage  wegen  Incompetenz  abgelehnt 
und  somit  den  Klägern  jeder  Rechtsweg  verschlossen  würde,  so  müsste 
wieder  die  Frage  entstehen ,  ob  nicht  die  BBehörden  competent  seien, 
wegen  Rechtsverweigerung  eine  massgebende  Verfügung  zu  treffen. 
Zur  Zeit  ist  indess  nicht  erforderlich,  auf  diese  Frage  einzutreten, 
weil  einerseits  eine  Klage  beim  Civilgericht  in  Baselstadt  noch  nicht 
angebracht  wurde ,  anderseits  die  Gerichte  von  Baselland  nicht  defi- 
nitiv ,  sondern  nur  einstweilen  ihre  Competenz  abgelehnt  haben. 

3)  Das  Concordat  vom  15.  Juli  1822  [A.  S.  IL  34.  Snell  I.  231] 
entscheidet  die  Frage  nicht,  ob  eine  Schadensersatzklage  aus  vormund- 
schaftlicher Geschäftsführung  am  Wohnorte  des  Vogtes  oder  am  Orte 
seiner  Verwaltung  anzubringen  sei.  Auch  ist  eine  Berufung  auf  dieses 
Concordat  um  so  auffallender ,  als  weder  Baselstadt  noch  Baselland 
demselben  beigetreten  sind. 

4)  Was  das  zweite  Rechtsbegehren  betrifft ,  so  kann  es  nicht  in 
der  Stellung  des  BR.  liegen ,  Rathschläge  für  die  Behandlung  privat- 
rechtUcher  Interessen  zu  ertheilen.  BR-  v.  2.  April  185C. 


Niclaus  Schneider  von  Diessbach  (Bern),  als  Metzger  wohn- 
haft in  Avenches  (Waadt),  hat  in  Neuenburg  ein  Local  gemiethet,  wo 
er  Fleisch  verkauft  und  wohin  er  sich  wöchentlich  zwei  Male  begibt 
Am  28.  Septbr.  1859  verpflichtete  er  sich  60  Fr.  Miethzins,  den 
sein  Bruder  an  Karl  Friedrich  Borel  in  Neuenburg  schuldete,  am 
24.  Novbr.  gl.  J.  zu  zahlen.  Auf  Verlangen  des  letztern  bewilligte  der 
Friedensrichter  am  5.  Decbr.  die  Betreibung  gegen  Nicl.  Schneider, 
wovon  ihm  am  folgenden  Tage  Anzeige  gemacht  wiu'de.  Am  20.  Dec. 
wurde  dann  die  Pfändung  bewilligt,  die  dem  Bruder  des  N.  Schneider 
angezeigt  ward.  Als  aber  diese  am  10.  Januar  1860  vorgenommen 
werden  sollte ,  erkläite  Schneider ,  er  besitze  nichts  in  Neuenbuig, 
man  müsse  ihn  in  Avenches  belangen.  Der  Gläubiger  liess  indess  auf 
ein  Guthaben  Schneiders  bei  Peter  Aebischer  Beschlag  legen  mid  das- 
selbe am  4.  Febr.  einpfänden.  Hierüber  wurde  beim  Appellations- 
gerichtspräsidenten Beschwerde  gefuhrt,  die  jedoch  verworfen  wui'de, 
wesentlich  darauf  gegründet,  dass  Sclmeider  einen  Gerichtsstand  in 
Neuenburg  besitze  und  denselben  noch  ausdrücklich  dadurch  aner- 
kannt habe ,  dass  er  gegen  die  Pfändungsankündigung  keinen  Wider- 
spruch erhoben  habe.    Endlich  ermächtigte  der  Friedensrichter  am 
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1 3.  April  den  Gläubiger  Borel ,  die  in  Aebischers  gemiethetem  Local 
befindlichen  Gegenstände  in  Auflösung  der  Pfändung  an  sich  zu  ziehen. 

Hierüber  beschwert  sich  nun  Schneider ,  indem  er  behauptet,  er 
müsse  für  diese  rein  persönliche  Forderung  gemäss  Art.  50  der  BVert 
an  seinem  Wohnorte  (Avenches)  belangt  werden,  zumal  er  eigenen 
Rechtens  und  ehrenfahig  sei.  Der  Umstand,  dass  er  wöchentlich  zwei 
Male  in  Neuenburg  erscheine ,  sei  ohne  Gewicht ,  da  er  zu  gleicher 
Zeit  nicht  an  zwei  Orten  ein  regelmässiges  Domicil  haben  könne  nnd 
eben  so  wenig  konmie  darauf  etwas  an,  dass  er  gegen  das  Betreibungs- 
verfahren  rechtzeitig  keine  Einsprache  erhoben  habe,  da  letzteres  von 
Anfang  an  unstatthaft  gewesen  sei. 

Aus  dem  Berichte  des  Staatsrathes  von  Neuenburg  ergibt  sich, 
dass  nach  dortigem  Betreibungsverfahren  jeder  Schuldner,  der  gegen 
eine  Betreibung  Einsprache  erheben  will,  dieses  binnen  8  Tagen  nach 
der  s.  g.  Pfändungsabschätzung  (»mise  en  taxe«),  die  späteeteng 
15  Tage  nach  der  Zahlungsaufforderung  erfolgt,  thun  muss;  unter- 
lässt  er  dieses,  so  wird  Anerkennung  der  richterlichen  Gompetenz  und 
der  Richtigkeit  der  Schuld  vermuthet. 

Die  Beschwerde  wurde  aus  folgenden  Gründen  abgewiesen : 

1)  Da  die  Forderung,  wofür  Recurrent  betrieben  wurde,  von  lete- 
term  anerkannt  ist ,  so  konnte  die  ausgewirkte  Pfändung  (Saisie)  auf 
sein  Guthaben  bei  Aebischer  weder  den  Zweck  noch  die  Wirkung 
haben ,  den  Recurrenten  mit  Bezug  auf  die  Existenz  der  Schuld  sei- 
nem natürlichen  Richter  zu  entziehen. 

2)  Indess .  wenn  er  auch  als  solvent  und  in  Avenches  domicilirt 
gegen  die  Execution  durch  den  neuenburgischen  Richter  hätte  Ein- 
sprache erheben  können ,  stand  ihm  doch  auf  der  andern  Seite  frei, 
darauf  zu  verzichten  und  sich  in  Neuenburg  betreiben  zu  lassen. 

3)  Nun  muss  das  letztere  angenommen  werden,  weil  er  weder 
gegen  die  richterliche  Bewilligung  des  Rechtstriebs  vom  5.  Decbr. 
1859,  noch  gegen  die  Ankündigung  der  Pfändung  vom  20.  Decbr. 
Einsprache  erhob,  noch  gegen  die  am  10.  Januar  1860  versuchte  und 
nur  wegen  Mangels  eines  Objectes  aufgegebene  Pfändung  an  eine 
obere  Behörde  recuirirte. 

4)  Diese  Annahme  ist  um  so  mehr  gerechtfertigt  und  um  so  natür- 
licher ,  als  Recurrent  in  Neuenburg  ein  Verkaufelocal  gemiethet  hatte 
und  wöchentlich  mehimals  einen  regelmässigen  Geschäftsverkehr 
unterhielt. 

5)  Die  Pfändung  der  Forderung  auf  Aebischer  muss  nur  als  eine 
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Fortsetzung  des  durch  Decret  vom  5.  Decbr.  1859  bewilligten  und 
nicht  contestirten  Rechtstriebs  aufge£asst  werden.     BR.  v.  2.  Mai  1860. 

394«  In  Folge  Vergleichs  vom  8.  Mai  1857  schuldet  S.  von  T. 
(Luzem),  wohnhaft  in  L.  (Neuenburg)  an  F.  in  Bern  1100  Fr.  Am 
1.  October  gL  J.  erwirkte  F.  für  diese  Summe  einen  VoUziehungsbefehl 
an  S.,  der  sich  damals  in  B.  (Bern)  aufhielt.  Es  zeigte  sich  aber,  dass 
S.  nach  L.  (Neuenburg)  gezogen  war,  worauf  die  Betreibung  in  diesem 
Kanton  angehoben  wurde.  Am  18.  Dcbr.  1857  stellte  dann  S.  folgende 
neue  Erklärung  aus ; 

»  Der  ünteneichnete  schuldet . . .  dem  Herrn  F.  in  B.  ein  Capital  von  1100  Fr. 
Zar  Yonahme  allf&lliger  bezüglicher  Betreibungsyorkehren  verzeigt  der  Unterzeich- 
nete sein  Domidl  bei  Herrn  FOrsprecher  A.  in  Bern. « 

Gestützt  auf  diese  Erklärung  wurde  nunmehr  in  Fortsetzung  der 
froher  angehobenen  Betreibung  der  am  1.  Octbr.  1857  erlassene  Voll- 
ziehungsbefehl am  13.  April  1858  durch  das  Richteramt  Bern  bewilligt, 
am  15.  gL  Ms.  dem  verzeigten  Domicilträger  insinuirt  und  am  22.  die 
Pfändung  vorgenommen ;  Letzterer  erklärte  jedoch ,  »  dass  S.,  so  viel 
bekannt,  kein  Vermögen  im  Kt.  Bern  besitze  «,  worauf  das  Bichteramt 
Bern  den  Geldstag  über  S.  erkannte.  Hierüber  beschwerte  sich  S. 
beim  bemischen  Appellations-  und  Cassationshof ,  der  ihn  aber  am 
26.  Mai  1860  abwies,  unter  Anderm  in  Betrachtung: 

•  11)  dass  die  fragliche  Domicilverzeiguag  als  ein  ftir  S.  verbindlicher  Act  an- 
gesehen werden  moss,  weU: 

»  a.  die  Bestimmung  des  Art  50  der  BVerf.  unmöglich  dahin  zu  verstehen  ist, 
dass  ein  Schuldner  im  Betreibnngsprozess  sowol  als  im  eigentlichen  Civilprozesse 
nicht  auf  sein  fomm  domicflü  ausdrücklich  oder  auf  eine  concludente  Weise ,  sogar 
wenn  dieses  m  seinem  offenbaren  Vortheil  gereicht,  Verzicht  leisten  könne:  —  dass 
er  vielmehr  berechtigt  sei,  zu  jeder  Zeit,  selbst  nach  jahrelangem  einlässlichem 
ProieMe,  nach  l&ngst  gutgeheissener  Betreibung  beim  verzeigten  DomicUe  und  nach 
lingst  anerkannter  Legalität  des  Verfahrens  auf  die  Cassation  der  Folgen  seiner 
eigenen  Anerkennung,  seines  Verzichtes,  anzutragen; 

m  b.  vielmehr  anzunehmen  ist,  die  bundesrechtliche  Garantie  des  Gerichtsstandes 
des  wiridichen  Wohnsitzes  derogire  in  keiner  Weise  dem  Rechte  und  der  Willkür 
demjenigen,  der  sich  sonst  darauf  berufen  könnte ,  sie  zwinge  ihn  nicht,  von  ihr  Ge* 
braocfa  xa  machen ,  sie  sei  nur  denjenigen  gegeben ,  der  es  nicht  vorziehe ,  auf  das 
garantirte  Recht  Verzicht  zu  leisten ,  zumal  dieses  Recht  nur  vor  dem  Richter  des 
Wohnortes  für  persönliche  Ansprachen  Rede  zu  stehen,  resp.  belangt  werden  zu 
können,  nicht  zur  Kategorie  der  anderweitigen,  durch  die  BVerf.  geschützten ,' na- 
mentlich der  politischen  Rechte,  der  Religionsausübung ,  des  Stimmrechts,  der  freien 
Niederlaasong  o.  s.  w.  gehört,  über  welche  allerdings  als  unver&nsserliche  Rechte 
nicht  ooDtrafiirt  werden  kann.  <• 
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Ueber  diesen  Entscheid  beschwert  sich  nun  S.  und  yerlangt,  dass 
derselbe  als  nichtig  erklärt  werde,  weil  er  im  Widerspruch  stehe  mit 
dem  Concordate  vom  15.  Juni  1804,  bestätigt  den  8.  Juli  1818,  femer 
mit  Art.  50  der  BVerf.  und  mit  den  §§413  und  426  des  bemisdieD 
Vollziehungsverfahrens.   Nach  §  413  cit.  müsse  die  Schuldbetreibmig 
ordentlicherweise  an  dem  Wohnsitz  des  Schuldners  eingeleitet  werden 
und  das  bernische  Betreibungsgesetz  erwähne  den  Gerichtsstand  des 
verzeigten  Domicils  nicht ,  die  Bestimmung  dieses  letztern  Gresetees 
könne  aber  durch  die  im  Civilprozess  gestatteten  fora  prorogata  oder 
designata  nicht  ergänzt  werden.   Dazu  komme ,  dass  nach  §  426  jede 
Vertragsbestinmiung ,  durch  welche  das  in  diesem  Hauptstücke  vor- 
geschriebene Verfahren  zum  Nachtheil  des  Schuldners  abg^mdert 
werden  sollte,  als  nichtig  erklärt  sei.  Gerade  aber  wegen  der  Entfer- 
nung des  Schuldnei^  und  mit  Rücksicht  auf  die  Nachtheile  und  die  Ge- 
fahr im  Falle  eines  Contumazverfahrens  habe  Art.  50  der  BVerl  das 
forum  domicilii  für  persönliche  Ansprafchen  in  Schutz  genommen.  In 
dieser  Richtung  werde  auf  die  Motive  des  bundesräthlichen  Entscheides 
in  dem  Competenzstreite  zwischen  Colombey  (Wallis)   gegen  Ai^e 
(Waadt)  vom  Jahre  1854  verwiesen  [s.  No.  249].  Auch  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte der  eidgenössischen  Concordate  müsse  Recnrrent  die  Le- 
galität der  Betreibung  im  verzeigten  Domicile  bestreiten.  Er  verweise 
diessfalls  auf  die  Bestimmung  der  citirten  Concordate,  die  in  den  Art  50 
übergegangen  seien.   Wenn  sich  nun  der  Schuldner,  sei  es  ausdrück- 
lich oder  stillschweigend,  eine  Betreibung  vor. einem  incompetenten 
Gerichtsstande  gefallen  lasse,  wozu  er  berechtigt  aber  nicht  verpflichtet 
sei,  so  treten  dann  bei  dem  Concui'se  mehr  die  Rechte  der  Gläubiger 
in  den  Vordergrund ;  die  Handlung  eines  Gläubigers  oder  des  Schuld- 
ners könne  aber  auf  die  Rechte  des  Staates  oder  dritter  Personen  in 
Betreff  des  Gerichtsstandes,  der  den  Gläubigern  zukomme,  keinen 
Einfluss  ausüben.  Der  Conciirs  müsse  daher  da  erkannt  und  vollführt 
werden ,  wo  der  Schuldner  seinen  gesetzlichen  Wohnsitz  habe.  —  In- 
dem dann  Recurrent  in  eine  Kritik  des  obergerichtlichen  Entscheides 
eintritt,  bemerkt  er  noch :  Nicht  nur  seine  neuenburgischen  Gläubiger 
können  sich  der  Vollziehung  des  Concurses  im  Kt.  Bern  widersetzen, 
sondem  auch  er  selbst  sei  dazu  berechtigt,  weil  er  weder  nach  eid- 
genössischem noch  nach  kantonalem  Recht  gültig  und  rechtsverbindlich 
auf  seinen  gesetzlichen  Betreibungsgerichtsstand  habe  Verzicht  leisten 
können,  und  weil  daraus,  dass  er  sich  die  Betreibung  in  Bern  habe  ge- 
fallen lassen,  noch  nicht  folge,  dass  er  aucli  den  Concurs  dasellist  über 
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sich  ei^ehen  lassen  müsse.  Es  handle  sich  hier  um  öffentliches  Recht ; 
die  Rechte  des  Staates  und  dritter  Personen  und  der  öffentliche  Cre- 
dit seien  in  Mitleidenschaft  gezogen  und  daher  müsse  von  Amtes 
wegen  eingeschritten  werden. 

Der  Recurs  wurde  abgewiesen : 

1)  Die  Frage,  ob  der  recurrirte  Beschluss  des  bemischen  Appella- 
tions-  und  Cassationshofes  auf  Grundlage  der  kantonalen  Gesetze  und 
Verordnungen -richtig  motivirt  sei  oder  nicht,  kann  der  Kritik  der 
BBehörden  nicht  unterstellt  werden. 

2)  Mit  Bezug  auf  den  bundesstaatsrechtlichen  Gesichtspunkt  findet 
der  BR.,  in  Zustimmung  zur  Erwägung  1 1  des  Erkenntnisses  des  ber- 
nischen Appellations-  und  Cassationshofes :  Art.  50  der  BVerf.  ver- 
bietet keineswegs  für  einzelne  civilrechtliche  Verhältnisse  und  Fälle 
eipen  andern  als  den  gewöhnlichen  Gerichtsstand  anzuerkennen.  Da- 
her kann  Recurrent  nicht  seine  eigenen  diessfälligen  Handlungen  an- 
fechten ,  nämlich  seine  freiwillige  Unterwerfung  unter  die  bernischen 
Gerichte  in  Betreff*  der  fraglichen  Betreibung  und  die  stillschweigende 
Anerkennung  dieser  Betreibung  bis  zum  Stadium  des  Concurserkennt- 
nisses. 

3)  Die  Berufung  des  Recurrenten  auf  einen  Entscheid  des  RR.  vom 
Jahr  1854  in  Sachen  der  Gerichte  von  Colombey  (Wallis)  und  Aigle 
(Waadt)  hält  nicht  Stich ,  weil  es  sich  dort  um  die  Frage  handelte,  an 
welchem  Orte  das  gesetzliche  Domicil  des  Schuldners  sei ,  hier  aber 
um  die  Frage,  ob  im  Specialfalle  ein  Verzicht  auf  das  gesetzliche 
Domicil  vom  Standpunkte  des  Bundesrechts  aus  zulässig  sei 

4)  Die  Frage  übrigens ,  ob  gestützt  auf  BVorschriften  oder  Con- 
cordate  in  Folge  allfalliger  Bescliwerden  anderer  Betheiügter  das 
bemische  Concurserkenntniss  im  Kt.  Bern  oder  im  Kt  Neuenburg, 
dem  regelmässigen  Domicil  des  Recurrenten,  auszuführen  sei ,  liegt 
gegenwärtig  zur  Entscheidung  nicht  vor.  1^- 1961 1-  -^29. 

13.   Unzul&Bsigkeit  von  Ausnahmsgerichten. 

BVerf.  Art.  Ö3.  Vergl.  No.  8§.  195. 17§  f. 

99S«  Kraft  Ermächtigung  des  Grossen  Rathes  setzte  der  Regie- 
rangsrath  von  Freiburg  ein  Kriegsgericht  ein  zur  Beurtheilung  der 
Theilnehmer  am  Aufstände  vom  22.  April  1853.  Dieses  trat  dann 
Auch  wirklich  in  Function  und  fällte  eine  Reihe  von  Strafurtheilen 
ans.  Der  BR.  beschloss  aber  am  3.  Juni  1853  von  Amtes  wegen :  Die 
Crtheile  und  übrigen  Verfügungen  des  am  22.  April  d.  J.  in  Freiburg 
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eingesetzten  Kriegsgerichtes  sind ,  als  von  incompetenter  Behörde  er- 
lassen, aufgehoben.  Die  Regierung  yon  Freiburg  wird  eingeladen, 
die  Angeklagten  vor  die  verfassungsmässigen  Gerichte  zu  stellen,  in- 
soweit nicht  der  Grosse  Rath  eine  Amnestie  eintreten  läset.  Gründe: 

1)  Die  Verfassung  des  Kantons  Freiburg  stellt  folgende  Grund- 
sätze auf: 

Art.  6.  Niemand  darf  seinem  ordentlichen  Richter  entzogen  werden. 

Art.  58.  Die  Rechtspflege  in  bOrgerlichen,  in  Strafredits-ond  in  slreitigeB 
Verwaltungssachen  wird  ausschliesslich  durch  die  verfassungsmässigen  Gerichte 
ausgeübt. 

Art.  71.  Die  Einrichtung  von  Geschwomengerichten  ist  gewährleistet: 

a.  für  peinliche  Sachen, 

b.  für  politische  Vergehen. 

c.  für  Pressvergehen. 

Art  72.  Die  von  Militärpersonen  im  activen  Dienste  des  Kantons  begangenen 
Vergehen  und  Verbrechen  werden  von  einem  in  Gemässheit  des  eidg.  Militärstraf- 
gesetzbuches eingerichteten  Kriegsgerichte  beurtheilt. 

2)  Art.  53  der  BVerf.  enthält  ebenfalls  den  Grundsatz,  Niemand 
dürfe  seinem  verfassungsmässigen  Gerichtsstand  entzogen  und  es 
dürfen  keine  Ausnahmsgerichte  eingeführt  werden. 

3)  Da  nun  der  Aufstand  vom  22.  April  offenbar  ein  politisches 
Verbrechen  ist  und  die  Theilnehmer  daran  nicht  ab  Militärs  in  acti- 
vem  Kantonaldienste  gehandelt  haben ,  so  hätten  die  Letztem  vor  die 
verfassungsmässigen  Gerichte  gestellt  werden  sollen. 

4)  Eine  Berufung  auf  Art.  1  lit.  k.  des  eidg.  Militärstrafgesetzes, 
wonach  KriegsgefEingene  unter  dieses  Gesetz  fallen,  hält  nicht  Stich, 
indem  dasselbe  einen  förmlichen  Krieg  mit  regelmässigen  Truppen 
voraussetzt ,  was  dadurch  bestätigt  wird ,  dass  Nichtmilitärs ,  die  sich 
gegen  die  Armee  vergehen ,  nur  in  Feindesland  unter  dieses  Gesetz 
gestellt  werden  (Art.  1  lit.  g). 

5)  Die  Aufstellung  des  Kriegsgerichts  im  Augenblicke  der  Gefahr 
und  um  grösseres  Unglück  abzuwenden ,  ist  allerdings  zu  entschul- 
digen, aber  es  folgt  daraus  nicht,  dass  seine  Erlasse  rechtskräftig 
werden. 

6)  Nach  Art.  5  der  BVerf  müssen  die  verfassungsmässigen  Rechte 
der  Bürger  gleich  denjenigen  der  Behörden  geschützt  werden  und  es 
ist  der  BR.  nach  Art.  90  Ziffer  2  berechtigt  und  verpflichtet,  für  die 
Beobachtung  der  Verfassung  zu  wachen  und  zu  deren  Handhabung 
von  sich  aus  oder  auf  eingegangene  Beschwerde  die  erforderlichen 
Verfügungen  zu  treffen. 
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Gegen  diesen  Beschluss  wurde  eine  Reihe  von  Petitionen  an  die 
BVer^ammlung  gerichtet.  Dieselbe  beschloss  aber  am  1 6./20.  Juli  1 853 : 

» in  Erwägung : 

»  dasB  aus  der  Prüfung  der  Amtshandlungen  des  BR.  hervorgeht, 
dass  er  seine  Competenz  nicht  überschritten  hat,  und  dass  insbeson* 
dere  sein  Beschluss  vom  3.  Juni  1.  J.  der  BVerf.  nicht  widerspricht, 
daher  die  von  den  Petenten  erhobene  Beschwerde  nicht  gerechtfer* 
tigt  ist,  so  dass  ihrem  Gesuche  nicht  entsprochen  werden  kann, 

» in  Betracht 

»des  Art.  5  und  90  Ziffer  2,  sowie  des  Art.  53  der  BVerf.  und 
der  Art  6,  58  und  71  der  Verfassung  des  Kts.  Freiburg: 

»Es  wird  zur  Tagesordnung  geschritten  über  die  Begehren, 
welche  in  den  Petitionen  gegen  den  Beschluss  des  BR  vom  3.  Juni 
1.  J.,  betreffend  die  Angelegenheiten  des  Kts.  Freiburg,  enthalten 
sind.  *  Off.  S.  in.  550. 

14.  Provocation. 

S96«  Zwischen  Einwohnern  von  Uri  und  Bern  entstand  Streit 
über  einen  Kauf  von  Waaren;  diese  wurden  in  freiwilligem  Einver- 
siändnifls  beider  Parteien  in  Uri  hinter  Recht  gelegt  und  nun  kam 
in  Frage ,  vor  welchem  Richter  der  Prozess  zu  behandeln  sei.  Der 
BR.  entschied  für  das  Forum  domicilii  der  beklagten  Berner ,  weil  in 
der  freiwilligen  Deposition  des  Streitobjectes  kein  Verzicht  auf  den 
natüflichen  Gerichtsstand  liege  (cf.  B.  1851 II.  330.  No.  980).  Da 
die  nmerschen  Kläger  während  langer  Zeit  keinen  Schritt  thaten, 
wurden  sie  von  dem  bemerschen  Gerichte  auf  Gesuch  der  Beklagten 
und  nach  dortigen  Prozessgesetzen  zur  Klage  provocirt,  worauf  sie 
erklärten,  dass  sie  vom  Prozesse  abstehen  und  den  Beklagten  und 
Provocanten  das  Streitobject  zur  Disposition  stellen. 

Es  entstand  nun  aber  ein  zweiter  Gompetenzstreit  darüber ,  wer 
über  die  von  den  Provocanten  reclamirten  Kosten  und  Entschädigung 
ZQ  entscheiden  habe.  Der  BR.  entschied,  es  sei  dasselbe  Gericht  com- 
petent,  das  die  Hauptsache  zu  beurtheilen  gehabt  hätte,  weil  sowol 
die  materielle  Connexität  der  Forderungen ,  als  auch  die  Qualität  als 
Nebenforderung ,  nach  allgemeinen  Grundsätzen  und  nach»  dem  ber- 
nischen Prozessrechte  diese  Ansicht  begründen  und  weil  überdiess 
durch  die  Competenz  des  bemischen  Gerichtes  und  durch  dessen 
Einschreiten  die  Beklagten  zu  einer  Wiederklage  vor  demselben  Ge- 
richte berechtigt  wurden,  B.  1852 1.  411. 

20 
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297«  Im  Jahr  1812  verkaufte  K.  an  die  Rechts  vorfahren  der  Ge- 
schwister H.  das  Rütigut  in  Alpnach  (Obwalden).  Als  Kaufirest  blieb 
die  Summe  von  1691  S*  und  wurde  verschrieben,  zugleich  aber  ein 
Vorstand  von  38  ^  zu  Gunsten  R.  erwähnt  mit  der  Bemerkung,  es 
betrage  das  gesammte  Capital  588  ^,  woran  jedoch  S.  als  Eigenthu- 
mer  der  Alp  Stöcken  den  Rest  mit  555  S*  zu  verzinsen  habe.  Bis  auf 
die  jüngste  Zeit  fand  auch  wirklich  die  Verzinsung  der  588  S  in 
dieser  Weise  Statt ;  nun  weigert  sich  aber  auf  einmal  der  Einzinser 
S.,  seinen  Antheil  ferner  zu  verzinsen ,  unter  der  Behauptung ,  das 
ganze  Capital  laste  auf  dem  Rütigut.  Die  Geschwister  H.  erklärten 
darauf  ihren  gegenwärtigen  Gläubigern,  den  Geschwistern  K.  in  Nid- 
walden ,  dass  sie  die  Berichtigung  des  Schuldverhältnisses  verlangen 
und  das  Quantitativ  des  Kaufrestes  von  1691  ^  nicht  mehr  anerken- 
nen, sondern  die  Einrede  der  Compensation  desjenigen  Betrages  vor- 
behalten ,  der  als  neuer  Capitalvorstand  auf  ihr  Grundstück  gewalzt 
werden  wolle.  In  Folge  dieser  Anzeige  setzte  das  Gericht  von  Nid- 
walden  den  Geschwistern  H.  eine  peremtorische  Frist ,  um  ihre  An- 
sprache gegen  die  Geschwister  K.  geltend  zu  machen,  und  ungeachtet 
sofortiger  Protestation  gegen  die  Competenz  dortigen  Gerichtes  wurde 
ein  Tag  zur  Verhandlung  angesetzt.  In  Folge  der  hierüber  erhobe- 
nen Vorfrage  erklärte  sich  das  Gericht  von  Nidwaiden  für  competent. 
Hierüber  beschweren  sich  nun  die  Geschwister  H.,  weil  sie  gegen 
Art.  50  der  BVerf.  ihrem  natürlichen  Richter  entzogen  wei-den ;  sie 
stellen  nämlich  keine  selbständige  Forderung,  sondern  behaltei^ sieb 
nur  vor,  wenn  sie  belangt  würden,  allfällige  Einreden  geltend  m 
machen.  Ueberdiess  haben  alle  Käufe  und  Verträge  in  dieser  Sache 
in  Obwalden  Statt  gefunden. 

Die  Geschwister  K.  erwiedern :  Es  sei  nicht  constatirt,  dass  beim 
Kauf  im  Jahr  1812  eine  Gült  verschwiegen  worden  sei,  oder  dass  der 
Besitzer  der  Alp  Stöcken  die  Zinspflicht  von  555  H  bestreite;  wenn 
aber  auch  letzteres  der  Fall  wäre ,  so  müssten  ihn  die  Recurrenten 
auf  Anerkennung  der  Schuld  belangen.  Sodann  stellen  sie  darauf  ab: 

1)  die  Forderung  sei  jedenfalls  eine  persönliche ,  entstanden  aus 
angeblicher  Verschweigung  einer  Gült  und  sie  müsste  daher  gegen 
die  Rechtsnachfolger  des  Verkäufers  an  ihrem  Wohnort  angebracht 
werden. 

2)  Es  sei  unstatthaft,  auf  Zinsansprüche  der  Geschwister  K  zur 
Deckung  einer  angcbUchen  Forderung  Beschlag  zu  legen  und  sie  da- 
durch ihrem  natürlichen  Richter  zu  entziehen. 
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3)  Von  einer  Gegenrechnung  könne  nicht  die  Bede  sein ,  w^U  ^en 
Greschwistern  K.  das  Recht  zustehe,  die  an  sie  gestellte  Forderung 
als  selbständig  zu  behandeln  und  weil  die  betreffenden  Gläubiger  und 
Schuldner  für  Gegenforderungen  nicht  dieselben  seien. 

4)  Erst  wenn  die  Recurrenten  gegen  den  Besitz  der  Alp  Stöcken 
abgewiesen  würden,  könnten  sie  Regress  auf  die  Verkäufer  nehmen. 

5)  Ein  forum  oontractus  sei  weder  in  den  kantonalen  Gesetzen 
noch  in  der  BVerf.  begründet. 

Die  Beschwerde  wurde  gutgeheissen,  somit  der  Gerichtsstand  von 
Nidwaiden  als  unzulässig  erklärt : 

1)  Den  Recurrenten  stehen  zwei  Wege  offen ,  um  ihre  Entschädi- 
gung w^en  angeblicher  Verheimlichung  eines  Capitalvorstandes  und 
daheriger  Vergrösseri^ng  ihres  schuldigen  Kaufrestes  zu  erlangen: 
nämlich  einerseits  der  Weg  einer  selbständigen  Klage  gegen  die  Ver- 
käufer der  Liegenschaften  oder  deren  Rechtsnachfolger,  apderseitß 
der  Weg  der  Einrede ,  &lls  sie  für  Verzinsung  oder  Bezahlung  des 
Kaufrestes  belangt  werden. 

2)  Würden  die  Recurrenten  den  eraten  Weg  einschlagen,  so  müss- 
ten  sie  allerdings  gemäss  Art.  50  der  BVerf.  ihre  Klage  am  Wohnorte 
der  Beklagten ,  mithin  in  Nidwaiden ,  anbringen. 

3)  Sie  erheben  jedoch  eine  solche  Klage  nicht,  vielmehr  ist  in  den 
von  ihnen  erlassenen  rechtlichen  Anzeigen ,  betreffend  Ordnung  der 
Angelegenheit,  ausdrücklich  die  Erklärung  enthalten,  dass  sie  gegebe- 
nen Falls  die  Grösse  des  schuldigen  Kaufrestes  bestreiten  und  auf  dem 
Wege  der  Einrede  ihr  Recht  suchen  werden. 

4)  Die  Recurrenten  würden  daher  ihröm  ordentlichen  Richter  ent- 
zogen, wenn  sie ,  zumal  bei  der  vollständigen  Connexität  von  Schuld 
und  Gegenschuld,  gezwungen  werden  sollten,  beim  Gerichtsstand  ihrer 
Gläubiger  die  Frage  entscheiden  zu  lassen,  ob  sie  denselben  die  ganze 
Soname  oder  nur  einen  Theil  schulden. 

5)  Es  ist  aber  die  Absicht  und  die  Anzeige,  man  werde  eine 
Schuldforderung,  wenn  sie  geltend  gemacht  werde,  ganz  oder  theil- 
weise  bestreiten,  keineswegs  eine  Beschlagnahme  oder  Arrest  im 
Sinne  des  Art  50  der  BVerf. 

6)  Endlich  kann  die  Behauptung ,  es  seien  bei  der  Anforderung 
nicht  so  viele  Personen  betheiligt  wie  bei  der  Gegenforderung,  oder 
umgekehrt ,  wol  auf  den  gerichtlichen  Entscheid  in  der  Hauptsache, 
nicht  aber  auf  die  Competenzfrage  von  Einfluss  sein. 

B.  1858 1.  270. 
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308«  Im  Mai  1859  betrieb  F.  von  R.  (Luzern)  den  H.  in  St.  (Aar- 
gan) für  eine  Forderung  von  174  Fr.,  wogegen  dieser  aus  dem  Grund 
einer  Gegenforderung  von  201  Fr.  50  Rp.  Rechtsvorschlag  auswirkte. 
Anstatt  den  H.  vor  den  aargauischen  Gerichten  zu  belangen  und  in 
dem  daherigen  Prozesse  die  Compensationseinrede  zur  Erörterung  zu 
bringen ,  liess  F.  den  H.  durch  den  Gerichtspräsidenten  von  R.  auf- 
fordern, seine  Gegenansprüche  bis  Mitte  Juli  1859  bei  der  zuständigen 
luzemischen  Behörde  einzuklagen,  ansonst  diese  als  erloschen  be- 
trachtet würden.  Gleich  nach  Empfang  dieser  Aufforderung  bestritt 
H.  sowol  die  Zulässigkeit  der  Provocation,  als  die  Competenz  des 
luzemischen  Richters ,  worauf  F.  beim  Bezii^ksgerichte  R.  das  Rechts- 
gesuch stellte,  H.  sei  theils  zur  Anerkennung  der  Provocation,  thefls 
zur  Geltendmachung  seiner  Gegenforderung  binnen  zwei  Monaten 
zu  verurtheilen.  Ohne  dass  H.  zu  dieser  Verhandlung  vorgeladen 
wurde ,  erklärte  sich  das  Gericht  als  competent ,  gegen  welches  Er- 
kenntniss  H.  beim  luzemischen  Obergerichte  Beschwerde  führte ,  je- 
doch abgewiesen  wurde, 

»in  Erwägung: 

»  1)  dass  nach  §  335  in  Verbindung  mit  §  834  des  [luzemischen]  CiTÜrechte- 
ver&hrens  zum  Entscheid  über  die  Frage ,  ob  ein  Provocat  schuldig  sei  oder  nicht, 
binnen  einer  bestimmten  Frist  sein  vermeintliches  Klagrecht  auszuüben,  im  Falle 
eines  Streites  da^euige  Gericht  competent  ist,  welches  über  die  Ansprache  zu  ent- 
scheiden hat; 

»  2)  dass  nun  im  vorliegenden  Falle  das  Bezirksgericht  R.  über  die  vermeint- 
liche Forderung  des  Recurrcnten  am  Opponenten  zu  urtheilen  hat ,  weil  letzterer 
im  Gerichtsbezirke  R.  domicilirt,  mithin  die  recurrirte  Erkanntniss  sich  materieU 
als  richtig  herausstellt; 

>  3)  dass  auch  das  eventuelle  Begehren  des  Recurrenten  um  Cassation  w^en 
Unförmlichkeit  rechtlich  nicht  begründet  ist,  indem  nach  der  bestimmten  Prote- 
station des  Recurrenten  gegen  die  Zuständigkeit  der  luzernischen  Gerichte ,  bei  An- 
lass  der  Zustellung  der  Beantwortungsauffordemng,  eine  nachmalige  Aufforderung 
und  Vorladung  nutzlos  gewesen  wäre  und  der  Recurrent  allföllige  Nachtheile  seines 
Nichterscheinens  vor  Gericht  R.,  weil  selbst  verschuldet,  zu  tragen  hat« 

Dieses  Urtheil ,  behauptet  H.,  stehe  sowol  mit  den  Vorschriften 
der  luzemischen  Gesetzgebung,  als  mit  den  Bestimmungen  der  BVerf. 
im  Widerspruch,  denn  §  6  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  den 
Kt.  Luzem  laute :  *  Die  bürgerlichen  Gesetze  beziehen  sich  auf  alle 
Personen  und  auf  alle  Sachen ,  die  sich  im  Gebiete  des  Kantons  be- 
finden und  der  Botmässigkeit  desselben  unterworfen  sind«,  also 
konnten  die  luzemischen  Gesetzesbestimmungen  auf  H.,  der  im  Kt. 
Aargau  wohne,  nicht  angewendet  werden,  woraus  folge,  dass  auch  vor 
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den  luzernischen  Gerichten  kein  ProvocationsprozeBS  gegen  ilm  ge- 
führt and  benrtheilt  werden  könne.  Ebenso  sei  den  Art.  50  und  53 
der  BVerf.  zuwider  gehandelt  worden ,  denn  dass  H.  im  Kanton  Aar- 
gau wohne,  sei  unbestreitbar,  sein  verfassungsmässiger  Gerichtsstand 
fiir  persönliche  Klagen  sei  also  in  diesem  Kanton ;  ebenso  unzweifel- 
haft sei,  dass  der  zwischen  F.  und  ihm  obwaltende  Schuldstreit  eine 
persönliche  Anforderung  betreffe  und  selbst  die  Provocationsklage 
sei  eine  persönliche.  Demnach  ersuchte  Becurrent  H.  um  Cassation 
des  Urtheils  des  luzernischen  Obergerichtes  vom  31.  Dezbr.  1859. 
Die  Beschwerde  wurde  iudess  —  abgewiesen : 

1)  Die  aargauischen  Gerichte  wären  erst  dann  zur  Bemiheilung 
der  Gegenforderung  des  Recurrenten  competent,  wenn  die  Hauptfor- 
derung durch  förmliche  Klage  bei  ihnen  anhängig  gemacht  würde, 
was  zur  Zeit  nicht  geschehen  ist. 

2)  Ueberhaupt  schreibt  die  BVerf.  die  mancherlei  Civilgerichts- 
stände  nicht  direct  vor,  welche  durch  die  kantonalen  Gesetzgebungen 
und  prozessualischen  Handlungen,  z.  B.  Einreden,  Wiederklagen,  Pro- 
vocationen  u.  s.  w.,  competent  werden  können ,  vielmehr  enthält  sie 
eine  bestimmte  Vorschrift  nur  in  Bezug  auf  die  richterliche  Verfol- 
gung persönlicher  Ansprachen  oder  Forderungsrechte  (Art.  50). 

3)  Es  fragt  sich  somit  nur  noch,  ob  durch  das  Provocationsver- 
fahren  der  luzemischen  Gerichte  Art.  50  dt.  verletzt  worden  seL 
Diese  Frage  ist  jedoch  zu  verneinen ,  weil  die  ProvocoHon  keine  Klage 
behufs  Verfolgung  persönlicher  Ansprachen  im  Sinne  des  Art.  50  ist, 
sondern  vielmehr  nur  den  Zweck  hat,-  den  Provocaten  zum  Anbringen 
seiner  Forderung  vor  dem  Richter  zu  veranhssen,  vor  dem  sie  gerade  nach 
diesem  Art.  50  allein  selbständig  verfolgt  werden  kann.   B.  1861  L  346. 

XI.  Arreste  (Sequestrationen). 

BVerf.  Art  50. 

1.  Im  Allgemeinen. 

999«  Art  50  der  BVerf.  hat  nicht  den  Zweck,  Rechtsvor- 
kehren zu  untersagen,  die  der  natürliche  und  competente  Richter 
eines  Debitors  in  Schuldsachen  verfassungsmässig  verfügt,  sondern 
es  spricht  dieser  Artikel  ausdrücklich  nur  von  solchen  Arresten,  die 
ausser  dem  Kanton,  in  dem  der  Schuldner  wohnt,  auf  dessen  Ver- 
minen gelegt  werden.   Wenn  somit  die  Arrestverfugung  von  dem 
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natürlichen  Richter  des  Debitors  ausging ,  so  ist  eine  Verletsung  des 
Art.  50  tiicht  Torhanden,  vielmehr  hat  sich  jener  an  diejenigen  Rechts- 
mittel EU  halten ,  die  in  den  Prozessgesetzen  seines  Kantons  Yorge- 
schrieben  sind.  B.  1867  L  m 

300«  Ch.  von  Assens  (Waadt)  pachtete  ein  Gut  im  Kt  Freibui^ 
und  beschwert  sich  nun ,  dass  der  Verpächter  sein  ganzes  Mobiliar 
ohne  Grund  mit  Arrest  belegt  habe. 

Die  Beschwerde  wiu-de  von  der  Hand  gewiesen,  weil  es  sich  nicht 
um  einen  Arrest  handle,  der  in  einem  andern  Kanton  als  demjenigen, 
in  welchem  Recurrent  wohnt ,  zum  Zwecke ,  ihn  seinem  natürlichen 
Richter  zu  entziehen ,  auf  sein  Vermögen  gelegt  worden  wäre ;  mithin 
sei  auch  eine  Berufung  auf  den  Art.  50  der  BVerf.  unstatthaft  und  es 
gehöre  die  Beschwerde  ausschliesslich  vor  die  freiburgischen  Gerichta 

B.  1856  L  417. 

301«  Nur  der  wirkliche  Eigenthümer  der  mit  Arrest  belegten 
Sache  hat  den  Rechtsschutz  des  Art.  50  der  BVerf.  und  kann  sich  der 
betreflfenden  Rechtsmittel  bedienen ;  im  Zweifel  muss  er  sein  Eigen- 
thum  beweisen.  BR.  v.  27.  Sept.  1854  No.  3961.  Vgl.  No.  Sil  Erw.  3. 

30S«  Die  Unterlassung  eines  Recurses  gegen  eine  ArrestlegiiBg 
an  das  kantonale  Obergericht  während  der  gesetzlichen  Frist  steht  der 
Anhandnahme  und  Entscheidung  des  Falles  durch  den  BR.  nicht  ent- 
gegen. Die  Wirkimg  der  BVerf.  kann  nämlich  nicht  durch  die  Fristen 
eines  kantonalen  Prozessgesetzes  beschränkt  oder  au%ehoben  werden 
und  es  besteht  die  wesentliche  Bedeutung  des  Art.  50  gerade  darin, 
dass  der  von  einem  buudeswidrigen  Arrest  Beti*ofiene  nicht  angehalten 
werden  kann,  zuerst  durch  alle  Rechtsinstanzen  eines  andern  Kantons 
über  Arrest  oder  Gerichtsstand  zu  prozessiren ,  sondern  dass  er  sich 
gutfindendenfalls  unmittelbar  an  die  BBehörden  wenden  kann. 

B.  1855  I.  419.  1856  I.  614  BrW.  5.  BR.  v.  8.  Mai  u.  4.  Ocftbr.  1858  i.  S.  v.  Grenus. 

Vgl.  No.  SSV. 

2.  Unzulässige  Arreste. 

Vgl.  Ko.  44.  Ite.  15t.  54«.  54§.  554. 

303«  Hess,  von  Engelberg,  kaufte  im  Herbst  1853  von  Seim  in 
Stans  den  Heuertrag  sowie  die  Frühlingsatzung.  Die  Zahlungen  soll- 
ten auf  Mai,  Septbr.  und  Novbr.  1854  erfolgen.  Zur  Besorgung  des 
Viehs  hielt  sich  Hess  den  Winter  über  in  Nidwaiden  auf,  meist  auch 
seine  Frau  und  ein  Sohn,  während  die  andern  7  Kinder  den  Haushalt 
in  Engelberg  fortführten ,  wo  er  Liegenschaften  und  eben£Bdl8  einen 
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Viehstand  besitzt.  Im  Mai  erhob  sich  ein  Streit  über  die  Rechnungs- 
verhältnisse,  obwol  die  fällige  Terminzahlung  berichtigt  war.  Am 
14.  Mai  wurde  auf  sämmtliche  32  Stücke  Vieh  des  Hess  Arrest  gelegt 
und  derselbe  verhindert,  letzteres  in  benachbartes  Mattland  zu  treiben, 
dessen  Atzung  er  angekauft  hatte.  Es  wurde  vielmehr  nach  amtlicher 
Verfügung  das  Vieh  in  Seims  Heimwesen  getrieben.  Hess  selbst  wurde 
wegen  Versuchs,  das  Vieh  wider  das  Verbot  wegzunehmen,  in  Verhaft 
gesetzt.  Der  Bath  von  Nidwaiden  bestätigte  die  Wegnahme  der 
32  Kühe,  bis  Hess  sich  mit  Seim  abgefunden  oder  Sicherheit  geleistet 
habe ;  auch  wurde  der  Letztere  zu  Aufstellung  einer  Wache  gegen  ge- 
heime Abfuhr  auf  Kosten  des  Hess  ermächtigt.  Gegen  alles  dieses  liess 
Hess  theils  dem  Seim ,  theils  der  Regieniug  von  Nidwaiden  eine  Pro- 
testation zugehen ,  woiin  sie  für  den  grossen  Schaden  verantwortlich 
erklärt  wurden.  Am  1 6.  Mai  bewilligte  dann  der  Rath  eine  Schätzung, 
in  Folge  welcher  vier  Kühe  für  eine  angebhche  Forderung  von  716  Fr. 
eingeschätzt,  der  Arrest  auf  die  übrigen  aber  aufgehoben  wurde. 
Hess  wurde  gegen  Caution  für  die  Kosten  aus  dem  Verhaft  entlassen, 
verweigerte  aber  die  Annahme  des  Schatzzettels.  Nach  fruchtlosen 
Schritten  bei  der  Regierung  von  Nidwaiden  beschwert  sich  nun  die- 
jenige von  Obwalden  sowol  über  den  Arrest ,  als  über  die  Verhaftung 
und  die  weitere  strafrechtliche  Behandlung  des  Hess  .... 

Die  Regierung  von  Nidwaiden  erwiederte :  Hess  betreibt  schon 
über  ein  halbes  Jahr  mit  seiner  Frau  und  abwechselnd  2  —  3  Söhnen 
in  Nidwaiden  die  Sennerei  und  ist  daher  nach  dem  Gesetze  als  Nieder- 
gelassener zu  betrachten ;  die  diessfallige  Taxe  hatte  er  nach  einer 
Convention  zwisqjien  beiden  Standestheilen  nicht  zu  bezahlen  und 
Steuern ,  denen  er  hätte  unterworfen  werden  können ,  wurden  keine 
erhoben.  Die  Ausübung  der  ihm  als  Niedergelassenen  zustehenden 
Rechte  wurde  nie  verweigert.  Die  Vermuthung  sprach  dafür ,  dass 
Hess  das  Vieh  ausser  den  Kanton  fuhren  wolle,  zumal  er  sich  wider- 
sprechend darüber  äusserte,  ^'erhaftung  erfolgte ,  weil  er  anfanglich 
die  Arrestanlegung  läugnete,  das  Vieh  wegtreiben  wollte  und  der 
Ladung  vor  den  Laudanmiann  nicht  Folge  leistete.  Seim  beansprucht 
nun  für  seine  Fordeiomg  ein  Pfandrecht  auf  das  bei  ihm  an  die 
Atzung  gestellte  Vieh  und  zwar  in  der  Eigenschaft : 

a.  als  Verpächter  der  Atzung  oder  als  Eigenthümer  des  Grundstücks. 
van  welchem  sie  herrühil;.  Von  jeher  galt  in  Nidwaiden  der  Satz: 
»Was  Blumen  isst,  zahlt  Blumen.«  Er  findet  sich  auch  in  den  Ver- 
ordnungen über  die  Gülten  und  in  anderweitigen  Gesetzgebungen ; 


312  I.  Abschnitt.    BundesTerfiASSung. 

b.  al8  Eigeuthümer  der  letzten  Gült,  die  auf  dem  Gute  haftet 
Das  Pfandrecht  dieses  Besitzers  beruht  auf  manchen  Stellen  des  Land- 
rechtes, sowie  auf  den  Verordnungen  vom  1.  Oct.  1849  und  24.  April 
1854,  nach  welchen  Hess  schon  im  Anfang  der  Nutzung  zur  Sicherheit 
angehalten  werden  konnte ,  in  welcher  Richtung  Seim  auch  wirklich 
Schritte  gethan  hat ; 

c.  als  Inhaber  einer  Forderung ,  die  in  Bezug  auf  ihre  Einbring- 
lichkeit  zweifelhaft  und  in  Gefahr  ist.  Nach  dem  Nidwalder  Betrei- 
bungsgesetz kann  der  gefährdete  Gläubiger  immer  Sicherheit  yerian- 

gen  und  zwar  auch  für  streitige  Ansprachen Hier  handelte  es  sich 

um  Sicherung  eines  schon  bestehenden  Pfandrechtes ,  nicht  aber  um 

Errichtung  eines  solchen Der  Umstand ,  dass  die  Forderung  mchl 

fällig  war,  kann  das  Recht  nicht  aufheben,  die  erforderlichen  Mas8- 
regeln  zur  Sicherung  eines  Pfandrechtes  anzuordnen.  Die  Schalz- 
bewilligung  war  nur  eine  Folge  des  Arrestes  und  nothwendig  zu  ReaK- 
sirung  des  Pfandrechtes. 

Der  BR.  erkannte :  Der  Arrest  und  die  darauf  gestützte  Schätzung 
sei  unzulässig ,  daher  das  geschätzte  Vieh  oder  dessen  Aequivalent  an 
Obwalden  zurückzustellen ;  —  die  Gerichte  von  Obwalden  seien  com- 
petent,  über  die  Forderung  des  Seim  an  Hess  zu  erkennen; —  anf 
die  Beschwerde  über  das  strafrechtliche  Verfahren  sei  nicht  einzu- 
treten.   Gründe : 

1)  Vorerst  kommt  in  Frage,  ob  Hess  als  Niedergelassener  des 
Kts.  ünterwalden  nid  dem  Wald  zu  betrachten  sei,  indem  bejahenden- 
falls von  einer  Anwendung  des  Art.  50  der  BVerf.  nicht  die  Rede 
sein  könnte. 

2)  Diese  Frage  aber  ist  zu  verneinen,  weil  Hess  während  der  frag- 
lichen Zeit  seinen  Haushalt  in  der  Heimatgemeinde  Engelberg  fort- 
führte, wo  sein  Grundeigenthum  sich  befindet  und  wo  er  den  grössten 
Theil  seiner  Familie  und  einen  Theil  seines  Viehstandes  zurück  Hess; 
weil  er  ferner  in  Nidwaiden  weder  Ausweisschriften  deponiii,e ,  noch 
ein  Niederlassungsrecht  verlangte  oder  ein  solches  erhielt;  und  weil 
er  offenbar  dort  kein  bleibendes  Domicil  hatte  oder  beabsichtigte, 
sondern  nur  iür  eine  gewisse  Zeit  zur  Fütterung  und  Besorgung  seines 
Viehs  sich  dahin  begab. 

3 )  Es  muss  mithin  seine  Heimatgemeinde  Engelberg  als  sein  poli- 
tisches und  bürgerliches  Domicil ,  wo  er  für  persönliche  Ansprachen 
rechtlich  zu  belangen  war ,  angesehen  werden. 

4)  Die  Beschwerde  von  Obwalden  bezieht  sich  auf  folgende  Punkte : 
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A.  auf  den  auf  das  Vieh  des  Hess  gelegten  Arrest  und  dessen  Folge, 
die  Schätzung; 

B.  auf  den  Gerichtsstand ,  der  hiedurch  für  die  Forderung  selbst  in 
Anspruch  genommen  wird ; 

C  auf  das  gegen  Hess  und  seine  Söhne  angewendete  strafrechtliche 
Verfahren, 
ad  A.  5)  Zunächst  war  ein  Arrest  auf  Grundlage  einer  angeblichen 
Gefahr  wegen  Realisirung  der  Forderung  nicht  statthaft  und  es  sind 
allfallige  Gesetze,  die  aus  diesem  Grunde  den  Arrest  gestatten  würden, 
ungültig,  weil  Art.  50  der  BVerf.  einen  Arrest  auf  das  Eigenthum 
solventer  und  auf  festem  Wohnsitz  befindlicher  Schweizerbürger  für 
persönliche  Ansprachen  nicht  gestattet. 

6)  Es  liegt  mithin  nur  noch  in  Frage ,  ob  die  Forderung  des  Sohn 
an  Hess  für  den  Kaufpreis  des  ihm  überlassenen  Heues  oder  Grases 
(Blumens)  mit  einem  vertragsmässigen  oder  gesetzlichen  Pfandrechte 
▼ersehen  gewesen  sei ,  zu  dessen  Schutz  ein  possessorisches  Bechts- 
mittel  habe  angewendet  werden  können. 

7)  Ein  vertragsmässiges  Pfandrecht  wird  nicht  behauptet,  vielmehr 
geht  aus  dem  Vertrage  hervor,  es  sei  dem  Hess  der  Kaufpreis  theilweise 
weit  über  den  Termin  hinaus,  an  dem  das  Vieh  das  Seimische  Grund- 
eigenthum  wieder  zu  verlassen  hatte,  creditirt  und  anvertraut  worden. 

8)  Die  Begierung  von  Nidwaiden  nimmt  aber  für  Seim  ein  gesetz- 
liches Pfandrecht  in  Anspruch  und  zwar  in  dessen  Eigenscliaft: 

a.  als  Inhaber  der  letzten  Gült , 

b.  als  Eigenthümer  des  Grundstückes ,  dessen  Blumen  das  Hessische 
Vieh  consumirt  hat  oder  als  Verkäufer  dieses  Blumens. 

9)  Nach  dem  Nidwaldner  Landrecht  (Foimularbuch  Anhang  S.  7 
11.  8)  kommt  dem  Inhaber  der  letzten  Gült  allerdings  ein  Pfandrecht 
Em  den  Blumen  »so  das  Vieh  isst  oder  geessen  hätte«  zu ,  das  aber 
erst  dann  entsteht  oder  wirksam  wird ,  wenn  derselbe  für  seinen  Zins 
beim  Gültschuldner  und  auf  dessen  Eigenthum  keine  Befriedigung 
gefunden,  oder  wenn  ein  älterer  Gültgläubiger  im  nämlichen  Falle  die 
^la-hlung  bei  ihm  sucht,  wodurch  er  in  den  Besitz  von  dessen  Pfand- 
rechten gelangt. 

10)  Es  sind  nun  aber  diese  Voraussetzungen  hier  nicht  nur  nicht 
vorhanden,  sondern  es  ist  überall  von  einer  Gültforderung  keine  Bede, 
indem  laut  Bechnung  des  Seim  und  Schätzung  der  Arrest  für  den 
Kaufpreis  des  Heues ,  mithin  für  eine  ganz  andere  Forderung  nach- 
gesucht und  bewilligt  wurde. 
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11)  Diese  Auffassung  wird  auch  durch  §  3  der  Verordnung  vom 
1.  Febr.  [24.  April?]  1854  bestätigt,  woraus  hervorgeht,- dass  bei  Ab- 
weidung eines  Grundstückes  durch  fremdes  Vieh  der  Eigenthümer  des 
erstem  dem  Inhaber  der  letzten  Gült  sogleich  Keuntnias  geben  soll, 
damit  dieser ,  wenn  es  uöthig  ist ,  den  Verkäufer  des  Blumens  uud 
ef*st  bei  dessen  Insolvenz  den  Käufer  desselben  zur  SichersteUung  an- 
halten könne. 

12)  Uebrigens  wurde  diese  Verordnung  zu  Gunsten  der  Gülten- 
forderungen und  für  den  Fall  des  Wegziehens  mit  den  Blumen  oder 
mit  dem  Vieh  aus  dem  Kanton  erlassen ;  es  ist  nun  aber  in  keiner 
Weise  constatirt,  dass  Hess  sein  Vieh  aus  dem  Kanton  wegtreiben 
wollte ;  mithin  rechtfertigte  sich  auch  vom  Standpunkte  obiger  Ver- 
ordnung aus  ein  Arrest  keineswegs. 

13)  Wenn  indess  auch  im  Sinne  dieser  Verordnung  eine  Sicher- 
stollung  auf  dem  Wege  des  Arrestes  an  sich  zulässig  gewesen  wäre, 
so  hätte  sich  zudem  ein  Arrest  auf  eine  ganze  Seute  von  32  Kühen  für 
eine  Forderung  von  einigen  100  Fr.  auf  keine  Weise  rechtfertigen  lassen. 

14)  Was  nun  das  angebliche  Pfandrecht  des  Verkäufers  des  Bla- 
mens  an  dem  Vieh  betrifft  (Erw.  8,  b),  so  stützt  sich  dasselbe  lediglich 
auf  eine  Uebung,  die  jedoch  nicht  nur  bestritten  und  auf  keine  Weise 
belegt  ist,  sondern  auch  in  dem  Umfang ,  in  dem  sie  behauptet  vörd, 
allen  Analogien ,  Gesetzen  und  Uebuugen  anderer  Kantone ,  die  ähn- 
liche ßechtsverhältnisse  haben ....  widerspricht. 

15)  Es  findet  sich  nämlich  ein  solches  Pfandrecht  an  dem  Vieh  wol 
in  Gesetzen  und  Uebuugen  vor ,  so  lange  letzteres  auf  dem  betreffen- 
den Grundstücke,  also  im  Besitz  des  Verkäufers  des  Blumens  ist 
ähnlich  dem  Pfandrechte  des  Verpächters  oder  Venniethers  an  den 
Illaten ,  nicht  aber ,  wenn  das  Vieh  mit  Wissen  des  Verkäufers  weg- 
genommen wurde  (Berner  Civilreclit  §  842 ;  Luzerner  Civilrecht  §  630; 
Appenzell  A.  II.  Rechtstriebgesetz  §  15). 

16)  Im  vorliegenden  Fall  war  das  Hessische  Vieh  erwiesener- 
massen  nicht  mehr  auf  dem  Sei  mischen  Grund eigenthimi ,  sondern  es 
hatte  bereits  ein  anderes  Grundstück  abgeweidet.  Es  wurde  auch  von 
keiner  Seite  behauptet ,  dass  der  Wegzug  ein  heimUcher  gewesen  sei. 

17)  Unter  diesen  Umständen  qualilicirt  sich  somit  die  Forderung 
des  Seim  für  verkauftes  Heu  lediglich  als  eine  persönliche  Ansprache 
ohne  damit  concuiTirendes  und  schon  vorhandenes  dingliches  Recht 
und  es  widerspricht  mithin  ein  Arrest  auf  das  Eigeuthum  des  solven- 
ten und  in  Engelberg  sesshafien  Hess  dem  Ait.  50  der  BVerf. 
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16)  Aas  demselben  Grunde  ist.  die  Fortdauer  dee  Arrestes  in  Be- 
zug auf  vier  Kühe ,  resp.  dessen  Umwandlung  in  eine  Scbatsning,  un- 
zulässig, indem  der  Rechtstrieb,  dessen  Folge  eine  regelmässige 
Schätzung  sein  muss ,  in  Engelberg  anzuheben  gewesen  wäre. 

ad  B.  19)  Nach  dem  Gesagten  versteht  sich  von  selbst ,  dass  ein 
allfälliger  Rechtsstreit  Über  die  Seimische  Forderung  vor  dem  Ge- 
richtsstande des  Schuldners  in  Obwalden  auszutragen  ist,  während 
hinwieder  Hess  allfallige  Forderungen  gegen  die  Behörden  in  Nid- 
walden  in  letzterm  Kanton  anzubringen  hat. 

ad  C.  20)  Dem  BR.  steht  keine  Entscheidung  zu  über  das  gegen 
Hess  und  Söhne  eingeleitete  strafrechtliche  Verfahren,  zumal  die  Be- 
hörden von  Nidwaiden  unzweifelhaft  competent  waren ,  wegen  dort 
allfällig  verübter  Vergehen  einzuschreiten.  B.  1866 1.  i03— 412. 

304to  W.  V.  kl  Chevroux  (Waadt)  beschwert  sich ,  dass  auf  Be- 
gehreu des  P.  zu  Yverdon  ihm  200  Säcke.  Korn  in  Neuenburg  mit 
Arrest  belegt  worden  seien  für  eine  angebliche  Forderung  von  840  Fr., 
die  er  aber  .bestreite.  Der  Arrest  widerspreche  dem  Art  50  der  BVerf., 
w^  Becurrent  näöh  den  beigelegten  ao&tlichen  Zeugnissen  ei&  totes 
Domicil  habe  und  solvent  sei. 

Die  Regierung  von  Neuenburg  berichtet  hierüber:  Die  dortige 
Gesetzgebung  gestatte  in  solchen  Fällen  den  Arrest ,  wobei  dem  Im- 
petraten  vorbehalten  bleibe ,  mit  Rücksicht  auf  Art.  50  dt.  zu  recla- 
miren  und  sein  Domicil  und  seine  Solvenz  nachzuweisen.  Art.  50 
setze  allerdings  einen  Grundsatz  fest ,  ab^  ohne  das  Verfahren  über 
den  Beweis  des  Wohnortes  und  der  Zahlungsfähigkeit  näher  zu  be- 
stimmea ;  und  wenn  es  wie  hier  genüge ,  eine  einfache  Erklärung  vor- 
zulegen, dass  man  im  Rufe  der  Solvenz  stehe,  so  könne  in  den  meisten 
Fällen  der  Schuldner  sich  über  den  Gläubiger  lustig  machen.  Uebri- 
gens  habe  der  Friedensrichter  Vob  Neuenburg  den  Sequester  [die 
Sequestration  ]  nur  auf  G^ahr  des  Gläubigers  bewilligt,  und  er  könne 
diess  nicht  verweigern,  wenn  er  weder  den  Wohnsitz,  noch  die  Zah- 
lungsfähigkeit des  Schuldners  kenne;  dem  letztern  stehe  ja  immer 
frei)  sich  darüber  auszuw^en  und  Schadensersatz  zu  verlaligen,  weHn 
der  Afrest  im  Widerspruch  äiit  der  BVerf.  ausgewirkt  worden  sei. 
Die  Beschwerde  wurde  gut  geheissen: 

1)  Es  handelt  sieh  hier  offenbar  um  eine  persönliche  Forderung 
im  Sinne  des  Art.  50  der  BVerf.,  weil  dieselbe  die  Zahlung  einer 
Summe  von  840  Fr.  von  V.  an  P.  bezweckt 
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2)  Daher  inuss  kraft  dieses  Artikels  die  Forderung  beim  natür- 
lichen Gerichtsstand  des  V.  angebracht  werden,  sofern  nicht  bewiesen 
wird,  dass  derselbe  keinen  bekannten  festen  Wohnsitz  habe  und  dass 
er  insolvent  sei. 

3)  Der  Beweis  für  diese  Thatsachen  ist  vom  Gläubiger,  der  einen 
Arrest  verlangt ,  zu  leisten ,  nicht  aber  vom  Schuldner  der  Beweis  de« 
Gegentheils. 

4)  Dieser  Beweis  wurde  nicht  geleistet ,  vielmehr  geht  aus  einer 
förmlichen  Erklärung  des  Syndics  der  Gemeinde  Chevroux  hervor, 
dass  der  Bürger  V.  wirklich  in  dieser  Gemeinde  seinen  Wohnsitz 
habe ,  den  er  von  seiner  Geburt  an  nie  verlassen  und  dass  er  im  Bii& 
der  Solvenz  stehe. 

5)  Demnach  widerspricht  der  auf  Begehren  des  P.  auf  das  dem 

V.  gehörende  und  in  Neuenburg  befindliche  Korn  gelegte  Sequester 

den  Bestimmungen  des  Art.  50  der  BVerf.  und  er  kann  somit  keine 

gesetzliche  Kraft  haben. 

B.  1858  I.  276  u.  BR.  v.  28.  Juli  1859  i.  S.  Stahcl  u.  Jftgi^  c.  Roedu. 

303.  Die  Holzhändler  Pitet  &  C»  in  Lavey  (Waadt)  haben  dne 
Waldung  oberhalb  St.  Moriz  (Wallis)  ausgebeutet,  nachdem  sie  dne 
Bewilligung  der  Gemeinde  zu  Erstellung  eines  Schleifweges  reichUch 
bezahlt  hatten.  Gleichwol  verlangte  die  Gemeinde  St  Moriz  nachher 
noch  40  Ct.  für  das  Klafter  und  liess  auf  ein  grosses  Quantum  Holt 
Arrest  legen ,  worüber  sich  nun  Pitet  &  C^-  beschweren. 

Die  Regierung  von  Wallis  antwortet :  Die  Klage  der  Gemeinde 
St.  Moriz ,  die  den  Beschlag  motivirte ,  bezieht  sich  auf  eine  Ver- 
letzung von  Eigenthumsrechten  an  Grundstücken  und  Bäumen  und 
es  handelt  sich  darum ,  das  Eigenthum  in  seinen  Zustand  wiederher- 
zustellen oder  den  Minderwerth  zu  taxiren.  Daher  konnte  sich  die 
Gemeinde  an  die  kantonalen  Gerichte  wenden.  Bestimmungen  über 
das  Civilrecht  und  speciell  über  die  Unterscheidung  zwischen  beweg- 
lichem und  unbeweglichem  Gut  sind  Sache  der  kantonalen  Gesetz- 
gebung, ein  Princij) ,  das  die  BVerf.  unberührt  liess  und  somit  impli- 
cite  bestätigte.  Die  Art.  359  und  362  des  Civilgesetzbuches  und  Art.  16 
des  Prozessverfahrens  für  den  Kt.  Wallis  lassen  keinen  Zweifel  übrig, 
dass  die  Beschädigten  richtig  verfahren  seien.  Dazu  kommt  noch, 
dass  Augenschein,  Expertisen,  Zeugenabhörungen  auf  dem  Local ,  um 
den  Schaden  zu  constatiren,  nur  in  der  Competenz  des  Richters  sind, 
in  dessen  Gebiet  das  Grundstück  liegt. 
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Der  BR.  hob  den  Arrest  und  das  gegen  die  Recurrenten  vor  dem 
Richteramt  St.  Moriz  eingeleitete  Verfahren  auf: 

1)  Die  rechtliche  Natur  der  Klage  wird  durch  den  Gegenstand, 
auf  den  sie  gerichtet  ist,  bestimmt.  Aus  den  vorliegenden  Acten  er- 
gibt sich ,  dass  dieser  Gegenstand  in  Bezahlung  einer  Summe  Geldes 
besteht  iur  verschiedene  Schädigungen ,  welche  die  Recurrenten  auf 
dem  Gemeindegebiet  von  St.  Moriz  verübt  haben  sollen. 

2)  Solche  Klagen  aber ,  die  auf  Bezahlung  einer  Geldschuld  ge- 
richtet sind  —  welches  auch  d«r  Grund  der  Schuld  sein  mag  —  sind 
als  persönliche  Klagen  oder  Ansprachen  zu  betrachten  und  somit 
nach  dem  Wortlaut  des  Art.  50  der  BVerf.  zu  behandeln ,  ohne  dass 
es  nöthig  wird,  dem  letztern  eine  extensive  Auslegung  zu  geben,  in 
sofern  wenigstens  diese  Klagen  nicht  dadurch  ihre  Natur  verlieren, 
dass  sie  mit  Pfandrechten  verbunden  sind. 

3)  Nun  wurde  aber  weder  ein  vertragsmässiges  noch  ein  gesetz- 
liches Pfandrecht  fiir  die  fragliche  Forderung  auf  dem  Eigenthum 
der  Recurrenten  behauptet  oder  nachgewiesen. 

4)  Wenn  überhaupt  die  kantonale  Gesetzgebung  über  interkanto- 
nale Competenzfragen  massgebend  wäre,  so  stehen  selbst  der  cit. 
Art  16  des  Givilprozesses  und  die  Art  359  und  362  des  Civilgesetz- 
buches  von  Wallis  mit  obiger  AufEassung  gar  nicht  im  Widerspruch, 
weil  es  sich  um  Bezahlung  einer  Geldsumme,  als  Schadensersatz,  und 
keineswegs  um  einen  Streit  über  Eigenthum  oder  andere  dingliche 
Rechte  an  Grundstücken  und  damit  zusammenhängenden  Bäumen  han- 
delt und  weil  eine  Forderung  auf  Schadensersatz  denselben  Charakter 
beibehält,  ob  der  Schaden  an  beweglichem  oder  unbeweglichem  Gut 
verübt  worden  sei. 

5)  Eben  so  wenig  kann  das  Prozessverfahren ,  das  zu  Constatirung 
des  Schadens  einzutreten  hat ,  eine  persönliche  Klage  in  eine  ding- 
liche oder  gemischte  umwandeln. 

6)  Demnach  steht  der  auf  das  Eigenthum  des  im  Kt.  Waadt  woh-* 
nenden  Recurrenten  im  Kt.  Wallis  gelegte  Arrest  mit  Art  50  der 
BVerf.  im  Widerspruch,  zumal  der  feste  Wohnsitz  und  die  Zahlungs- 
fähigkeit der  Recurrenten  ausser  Zweifel  ist.  B.  1859 1. 875. 

306«  Ein  Waadtländer,  der  im  Kt.  Neuenburg  gewohnt  hatte, 
zog  im  J.  1855  in  seine  Heimat  zurück.  Im  J.  1859  wurde  ihm  wegen 
rückständiger  Steuern  im  Kt.  Neuenburg  Arrest  angelegt,  worüber  er 
Beschwerde  führt,  weil  er  nach  Art  50  der  BVerf.  für  diese  ganz 
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persönliche  und  zndem  unbegründete  Forderung  im  Kt.  Waadt  be- 
langt werden  müsse. 

Die  Regierung  von  Neuenbürg  erwiederte :  Art.  50  bezweckt  nur, 
einen  solventen  Scfaweizerbürger  für  persönliche  Verbiiidlichkeiten 
seinem  natürlichen  Richter  nicht  zu  entziehen,  nicht  aber  ihn  vor 
Klagen  zu  schützen ,  die  ihrer  Natur  nach  nur  vor  den  Richter  des 
Kantons  gehören,  in  dem  die  Verbindlichkeit  entstanden  ist.  In  Steuer- 
sachen kann  nur  der  Richter  des  Kantons  entscheiden ,  dem  man  die 
Steuern  schuldet  und  daher  ist  alles  ,*  was  der  Schuldner  in  diesem 
Kanton  besitzt ,  das  natürliche  und  gesetzliche  Pfand  des  Gläubigars, 
und  in  diesem  Fall  wird  auch  der  Schuldner  durch  den  Arrest  seinem 
natürlichen  Richter  nicht  entzogen.  Uebrigens  ist  die  Forderung  be- 
gründet und  durch  den  Arrest  wird  dem  richterlichen  Entscheide 
nicht  vorgegriffen. 

Die  Beschwerde  wurde  gutgeheissen  und  der  fragliche  Arrest 
aufgehoben : 

1)  Die  entscheidende  Frage  ist  die,  ob  die  Forderung  persönlicher 
Steuern  nicht  unter  dem  Art.  50  der  BVer£  stehe ,  so  dass  ein  Kanton 
befugt  wäre ,  streitige  Steuern  durch  seine  Gerichte  auch  dann  ent^ 
scheiden  zu  lassen,  wenn  der  Steuerpflichtige  in  einem  andern  Kanton 
seinen  Wohnsitz  hat. 

2)  Nun  geht  die  Entscheidung  der  gesetzgebenden  Räthe  vom 
20.  Juli  1855  in  Sachen  der  Kantone  St  Gallen  und  Thurgau  [et 
No.  138  J  dahin ,  es  stehen  die  Steuerpflichtigen  unter  dem  Schatx 
der  Gerichte  ihres  Wohnortes  und  es  sei  der  Kanton  des  Wohnort« 
nicht  gehalten ,  Steuerforderungen  anderer  Kantone  auf  dem  Execn- 
tionswege  einzutreiben  oder  Entscheidungen  ausserkantonaler  Behör- 
den darüber  anzuerkennen  und  zu  vollstrecken. 

3)  Durch  diesen  Entscheid  wurden  die  persönlichen  Steuerfbrde- 
rungen  in  Bezug  auf  den  Gerichtsstand  andern  persönlichen  Anspra- 
chen gleichgestellt  und  der  .Wirkung  des  Art.  50  der  BVerf.  unterwor- 
fen ,  was  auch  die  Motivirung  der  Commissionen  der  gesetzgebenden 
Räthe  deutlich  bestätigt. 

4)  Der  verfügte  Arrest  rechtfertigt  sich  somit  nicht,  indem  das 
feste  Domicil  und  die  Solvenz  des  Recurrenten  nicht  bestritten  sind. 

B.  1860  n.  7.  VergL  No.  t59,  Mll. 

307«  Auf  eine  Caution  von  570  Fr.,  die  Daniel  Rübattel  von 
Olleires  (Waadt)  zu  Sicherung  eines  Rechts  zur  Einlösung  (droit  de 
redimation)  eines  im  Kt.  Freiburg  gelegenen  Immobile  beim  Friedens- 
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richter  des  ersten  Kreises  des  Broye-Bezirks  deponirt  hatte ,  liess  Ad- 
Tocat  Gendre  in  Freiburg  für  eine  Deservitenforderung  von  675  Fr. 
98  Rp.  Beschlag  legen.  Um  diesen  zu  beseitigen ,  verzeigte  Rübattel 
ein  Domicil  im  Kt.  Freiburg,  jedoch  unter  Bestreitung  der  Competenz 
der  dortigen  Gerichte  und  wurde  dann  durch  Contumazurtheil  vom 
6.  März  1860  vom  Gerichte  angehalten ,  Sicherheit  für  die  Forderung 
(cautio  judicatum  solvi)  zu  bestellen.  Unter  Hinweisung  auf  Art.  SO 
der  BVerf.  beschwert  sich  nun  Rübattel  theils  über  den  Arrest,  theils 
über  die  AulBage  zur  Cautionsleistung. 

Von  gegnerischer  Seite  wird  auf  Verwerfung  der  Beschwerde  an- 
getragen, weil  Recurrent  völlig'insolvent,  schon  oft  betrieben  und  ge- 
pfändet worden  sei,  wie  sich  denn  auch  aus  einem  Zeugnisse  des  Frie- 
densrichters von  Domdidier  (Bezirk  der  Broye)  ergebe ,  dass  jener 
dort  weder  Liegenschaften  noch  Fahrhabe  besitze.  Ueberdiess  habe 
Recurrent  den  freiburgischen  Gerichten  sich  unterworfen,  weil  er 
dort  ein  Domicil  verzeigt  habe ;  auch  beruhe  die  Deservitenrechnung 
auf  einer  gerichtlichen  Anerkennung.  Es  finden  also  hier  die  Art  48 
und  49  der  BVerf.  Anwendung. 

Der  BB.  hob  die  Sequestration  und  das  Urtheil  vom  6.  März  1860 
aul    Gründe : 

1)  Der  einen  Arrest  gegen  einen  Schweizerbürger  auswirkende 
Creditor  muss  den  Beweis  führen,  dass  der  Debitor  keinen  festen 
Wohnsitz  habe  oder  insolvent  sei.  Dieser  Beweis  ist  aber  nicht  ge«» 
leistet,  indem  die  Thatsache,  dass  der  Debitor  schon  öfter  betrieben 
und  selbst  gepfändet  worden  sei ,  zum  Beweise  der  Insolvenz  nicht 
genügt  und  ebenso  wenig  die  Erklärung  des  Friedensrichters  in  Dom- 
didier, dass  er  kein  Immobiliar-  oder  Mobiliar-Vermögen  des  Recur- 
renten  kenne,  zumal  gerade  dieser  Prozess  beweist,  dass  Rübattel 
ttber  eine  Summe  Geldes ,  die  er  deponirt ,  zu  verfugen  haba 

2)  Daher  war  der  freiburgische  Richter ,  weil  es  sich  um  eine  per^ 
sönUche  Forderung  handelt ,  nicht  befugt ,  im  Kanton  Freiburg  einen 
Arrest  auf  sein  Vermögen  zu  legen,  den  Recurrenten  darüber  vor  sein 
Forum  zu  ziehen  und  ihm  Cautionen  für  die  Fortsetzung  des  Prozesses 
aufzulegen. 

3)  Die  Verzeigung  eines  Domicils  im  Kt.  Freiburg  rechtfertigt  die 
Coippetenz  nicht,  weil  eich  aus  den  Acten  ergibt,  dass  der  Recurrent 
diesen  Sdiritt  einzig  zu  dem  Zwecke  that  und  thun  musste ,  um  seine 
Opposition  gegen  den  Arrest  und  gegen  die  Competenz  des  Gerichtes 
geltend  zu  machen. 
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4)  Die  Berufung  auf  Art.  48  der  BVerf.  ist  unstatthaft,  weil  derselbe 
nicht  von  der  Competenz  der  Gerichte  handelt,  sondern  dieselbe  viel- 
mehr voraussetzt.  * 

5)  Dasselbe  ist  der  Fall  mit  Art.  49  der  BVerf.,  weil  die  gericht- 
liche Genehmigung  der  Advocatenconti  sich  nur  auf  die  Richtigkeii 
der  Rechnung  bezieht,  keineswegs  aber  die  Einreden  entscheidet,  die 
mit  der  ursprünglichen  Richtigkeit  und  Beweiskraft  eines  Fordemngs- 
titels  in  keinem  Zusammenhang  stehen,  wie  z.  B.  die  Einrede  der  Zah- 
lung ,  der  Novation ,  der  Verjährung  u.  s.  w.  [Vgl.  No.  SS7.] 

BR.  v.  7.  Juli  1860. 

3.   Ausnahmsverhältnisse. 

308«  Ueber  die  in  Folge  einer  eingeleiteten  Criminaluntersuchimg 
verfügte  Beschlagnahme  von  Vermögensobjecten  steht  dem  BR  keine 
Entscheidung  zu. 

BR.  T.  4.  Sept.  1849  No.  2519.  —  Vgl  übrigens  No.  179.  IM. 

309.  Der  Bote  G.  von  W.  (Zürich)  wurde  im  J.  1852  im  Et  Aargsa 
wegen  ZoUverschlagniss  zu  Busse  und  Kosten  verurtheilt ,  allein  die 
zürcherischen  Behörden  gestatteten  die  Execution  nicht  Im  J.  1854 
belegte  das  Bezirksamt  Zurzach  das  Botenfuhrwerk  so  lange  mit  Be- 
schlag, bis  der  Vater  des  G.,  der  letzteres  ansprach,  Busse  und  Kosten 
bezahlt  habe.  G.  beschwert  sich  nun  über  Verletzung  des  Art.  50  der 
BVerf.  und  verlangt  Rückerstattung  des  Geldes.  Er  wurde  abgewiesen: 

1)  Der  Zweck  des  Art.  50  besteht  einzig  darin,  zu  bewirken,  dsw 
Schuldner  für  persönliche  Ansprachen  nicht  durch  Arreste  ihrem  na- 
türlichen Richter  entzogen  werden. 

2)  Im  vorliegenden  Falle  wurde  nun  diesem  Zwecke  nicht  entgegen 
gehandelt,  indem  die  aargauischen  Behörden  zur  Ausfällung  des  Straf- 
urtheils  competent  waren ,  sowie  auch  zur  Vollziehung  desselben  auf 
ihrem  Gebiete ,  nachdem  G.  ohne  Erfolg  an  seinem  Wohnorte  belangt 
worden  war. 

3)  Die  Behauptung  des  G.,  es  habe  das  mit  Beschlag  belegte  Fuhr- 
werk seinem  Vater  gehört,  ist  ganz  unerwiesen  und  bei  jetziger  Sach- 
lage jedenfalls  unerheblich,  indem  dasselbe  zurückgestellt  und  die 
Zahlung vom  Recurrenten  selbst  geleistet  wurde. 

B.  1855  I.  416.  Vgl.  No.  «49. 

310«  G.  von  Trüb  (Bern)  beschwert  sich :  Er  sei  mit  einer  Ladung 
Kastanien  von  Genf  nach  Bern  gefahren ,  in  Murten  aber  sei  ihm  auf 
Begehren  des  F.  in  Vivis  dieselbe  wegen  einer  Schuldforderung  mit 
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Arrest  belegt  worden.  Dieses  Verfahren  Verstösse  gegen  Art.  50  der 
BVerf.,  weil  er,  G.,  in  Vivis  niedergelassen  und  dort  aufrecht  stehender 
Bürger  sei. 

F.  antwortet :  Er  besitze  eine  unbestrittene  und  fällige  Forderung 
auf  G.,  wofür  er  den  ßechtstrieb  bereits  durchgeführt  habe.  Aus  den 
beigelegten  Rechtstriebacten  ergebe  sich ,  dass  G.  in  Viyis  nicht  das 
mindeste  Vermögen  besitze  oder  dasselbe  verborgen  habe.  Es  werde 
auch  bestritten ,  dass  G.  einen  festen  Wohnsitz  gehabt  und  solvent  sei, 
denn  er  nenne  sich  Commis  in  Bern ,  während  er  seine  Schriften  in 
Vivis  deponirt  habe. 

Der  Recurs  wurde  verworfen: 

1)  Recurrent  kann  sich  im  vorliegenden  Falle  auf  Art.  50  darum 
nicht  berufen ,  weil  sein  Creditor  F.  ihn  gemäss  diesem  Artikel  in 
seinem  gesetzlichen  Domicil  und  durch  seinen  natürlichen  Richter 
belangte ,  wobei  sich  herausstellte ,  dass  Recurrent  dort  gar  kein  Ver- 
mögen besitzt  und  er  somit  nicht  als  solvent  betrachtet  werden  kann. 

2)  Unter  diesen  Umständen  darf  dem  Gläubiger  nicht  verwehrt 
werden ,  die  weitere  Execution  seines  erhobenen  Rechtstriebes  da  zu 
verlangen ,  wo  sein  Schuldner  Vermögen  besitzt ,  zumal  sich  aus  den 
Acten  ergibt,  dass  die  Forderung  liquid  und  unbestritten  ist.  Es  kann 
sich  daher  nicht  darum  handeln,  eine  streitige  Sache  dem  natürlichen 
Richter  des  Schuldners  zu  entziehen. 

3)  Diese  Auffassung  ist  im  vorliegenden  Falle  um  so  begründeter, 
als  nach  waadtländischem  Rechte ,  dem  der  Schuldner  zur  Zeit  unter- 
worfen ist ,  der  Gläubiger  ohne  dessen  freiwillige  Zulassung  die  Er- 
öffnung des  Concurses  und  somit  auch  die  Reclamation  anderswo 
liegender  Activen  zur  Masse  nicht  erhalten  kann. 

4)  Es  liegt  aber  nicht  im  Zwecke  des  Art.  50 ,  den  Gläubiger  in 
einen  rechtlosen  Zustand  zu  versetzen ,  sondern  lediglich  ihn  anzu- 
weisen, in  persönlichen  Forderungssachen  den  natürlicBen  Richter 
des  Schuldners  nicht  zu  umgehen.  B.  1858 1.  269. 

811«  Joseph  Vögtli ,  Gemeindepräsident  von  Läufelfingen  (Basel- 
land) beschwert  sich  darüber ,  dass  zu  Gunsten  des  Johann  Salm  in 
Veitheim  (Aargau)  für  eine  Heulieferung  im  Betrage  von  1017  Fr. 
50  Rp.  Beschlag  gelegt  worden  sei  auf  drei  Pferde ,  mit  welchen  sein 
Sohn  Fuhrleistungen  zum  Bau  der  Eisenbahn  zwischen  Brugg  und 
Aarau  gemacht  habe.  Diese  Pferde  seien  sein  Eigenthum  und  er  habe  . 
auch  die  Vindication  derselben  geltend  gemacht,  er  sei  aber  durch 
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Urtheil  des  Be^rksgerichts  Lenzburg  und  des  aargauischen  Ober- 
gerichts mit  dieler  Klage  abgewiesen  worden.    Das  Obergericht  sei 
dabei  yon  der  Ansicht  ausgegangen ,  der  dem  Sohne  Yögtli  angelegte 
Arrest  sei  demselben  als  Geschäftsführer  und  zu  Händen  seines  Vaters 
angelegt  worden ,  letzterer  sei  es ,  gegen  den  der  Arrest  ausgewirkt 
worden ,  desshalb  könne  er  in  einer  Sache ,  in  der  er  die  eine  Partei 
bilde,  der  Hauptintervention  sich  nicht  getrösten.  £r,  Recurrent,  habe 
sich  hierauf  dem  Streite  über  die  Statthaftigkeit  des  Arrestes  als 
Nebenintervenient  angeschlossen,  allein  auch  dieser  sei  durch  Urtheil 
beider  Instanzen  bestätigt  worden.  —  Er  beschwert  sich  nun  beim 
BR.,  weil  dieser  Arrest  mit  Art.  50  der  BVerf.  im  Widerspruch  stehe. 
Er  wurde  üidess  vom  Bß.  abgewiesen.    Gründe: 

1)  Recurrent  bestreitet  die  Zulässigkeit  des  Arrestes  unter  der  Be- 
hauptung ,  dass  die  fraglichen  Pferde  nicht  seinem  Sohne ,  sondern 
ihm  eigenthümlich  zugehören ;  daher  dürfe  auf  sein  Vermögen  ausser 
dem  Kantone ,  in  dem  er  wohne ,  für  persönliche  Forderungen  mit 
Umgehung  seines  natürlichen  Richters  kein  Arrest  gelegt  werden. 

2)  Recurrent  suchte  mit  dieser  Behauptung  seines  Eigenthums 
schon  vor  den  aargauischen  Gerichten  die  Aufhebung  des  Arrestes  zu 
erwirken;  es  wurde  aber  eine  rechtliche  Anerkennung  seiner  An- 
sprüche auf  die  mit  Beschlag  belegten  Gegenstände  richterlich  nicht 
ausgesprochen  und  desswegen  auch  der  angefochtene  Arrest  nicht 
aufgehoben. 

3)  Bei  dieser  Sachlage  und  da  das  Eigenthum  des  Recurrenten  an 
den  drei  Pferden  nicht  rechtlich  anerkannt  vorliegt ,  kann  eine  Ver- 
letzung des  Art.  50  der  BVerf.  gegenüber  dem  J.  Vögtli ,  Vater ,  nicht 
angenommen  werden.  BR-  v.  30.  Sept.  1858.  Vgl.  No.  SOI. 

4,   Pfand-  und  Retentionsrechte. 

% 

Vgl.  No.  45  Erw.  6.  184. 

313«  Alt.  50  der  BVerf.  schreibt  zwar  vor,  dass  solvente  Schweizer- 
bürger für  pei^önliche  Forderungen  au  ihrem  Wohnsitz  zu  belangen 
seien  und  erklärt  daher  in  solchen  Fällen  Arrestanlegungen  ausserhalb 
ihres  Kantons  für  unzulässig.  —  Allein  hiedurch  ist  den  Kantonen 
keineswegs  benonmien ,  durch  ihie  Gesetzgebimg  für  gewisse  Klassen 
von  Forderungen  ein  Retentions-  oder  Pfandrecht  aufzustellen ,  wie 
z.  B.  für  die  Forderung  des  Gastwirths  an  den  EiFccten  der  Reisenden, 
oder  zu  Gunsten  des  Verkäufers  an  dem  verkauften  Objecte ,  oder  zu 
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Gunsten  des  Beschädigten  an  dem  noch  in  seinem  Besitze  befindlichen 
Gegenstande ,  womit  der  Schaden  verübt  wurde  u.  s.  w.  —  Wo  dieses 
geschehen  ist ,  sind  solche  Forderungen  nicht  als  rein  persönliche  im 
Sinne  des  Art  50  zu  betrachten  und  es  kann  mithin  der  amtliche 
Schutz  eines  solchen  schon  bestehenden  gesetzlichen  Pfand-  oder  Re- 
tentionsrechtes nicht  als  bundeswidrige  Arrestanlegung,  durch  welche 
erst  weitere  Rechte  oder  Vortheile  erreicht  werden  sollten,  ausgelegt 
werden.  B.  1850 1. 420. 

313«  Der  Holzhändler  Peter  Sigwart ,  wohnhaft  in  Luzern ,  hatte 
in  der  Gemeinde  Gisweil,  Kt.  Unterwaiden  ob  d.  W.  eine  Waldung  ge- 
kauft zum  Abschlagen  des  Holzes.  Auf  Begehren  einiger  Büi^er  von 
Obwalden  bewilligte  der  Landammann  Arrest  auf  genügendes  Holz 
zur  Deckung  ihrer  Guthaben  für  Lebensmittel,  die  sie  an  Arbeiter  des 
Sigwart  geliefert  hatten.  Ferner  erwirkten  auch  einige  seiner  Arbeiter 
Arrest  zur  Deckung  ihrer  Arbeitslöhne.  Gestützt  auf  die  Concordate 
von  1804  und  1826  und  Art.  50  der  BVerf.  beschwerte  sich  Sigwart 
über  beide  An:este. 

Die  Regierung  von  Obwalden  berief  sich  zur  Rechtfertigung  der- 
selben auf  eine  Bestimmung  des  dortigen  Landbuches,  wonach  die  in 
Obwalden  verarbeiteten  Waaren  nicht  abgeführt  werden  dürfen,  bevor 
die  darauf  haftenden  Arbeitslöhne  und  Spesen  bezahlt  seien  und  der- 
jenige ,  welcher  fremde  Arbeiter  einstelle ,  für  die  von  letztem  auf- 
getriebenen Schulden  zu  haften  habe. 

Der  BR  wies  die  Beschwerde  ab ,  aus  folgenden  Gründen : 

1)  Die  Ansicht,  als  müsse  jeder  Schweizerbürger  in  dem  Kantone, 
wo  er  Schulden  contrahirt  hat,  vor  Gericht  Rede  stehen  und  dort 
belangt  werden  können,  ist  imrichtig,  indem  sie  dem  Art.  50  der 
BVerf.  geradezu  widerspricht. 

2)  Wenn  übrigens  auch  diese  Ansicht  richtig  wäre,  so  würde 
daraus  noch  keineswegs  die  Befugniss  folgen,  dass  das  Eigenthum 
solventer  Schweizerbürger ,  die  ein  festes  Domicil  haben ,  mit  Arrest 
belegt  werden  dürfe ,  sondern  lediglich  die  Befugniss  sie  vor  Gericht 
za  dtiren  und  im  Verurtheilungsfalle  das  Urtheil  nach  Art.  49  der 
BVerf.  in  ihrem  Dondcil  vollziehen  zu  lassen. 

3)  Dagegen  ist  im  vorliegenden  Falle  nicht  liquid ,  ob  die  Forde- 
rungen für  welche  der  Arrest  bewilligt  wurde,  rein  persönliche  seien, 
indem  laut  dem  Berichte  der  Regierung  von  Obwalden  nach  constanter 
Rechtsübung  den  Forderungen  für  Verwendungen  auf  Waaren  und 
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Transport  derselben  ein  gesetzliches  Pfandrecht  zustehe :  ein  Grund- 
satz ,  der  in  manchen  Ländern  Anerkennung  findet 

BR.  V.  17.  Nov.  1852  No.  8920. 

314«  Die  Beschlagnahme  des  Yon  einem  ausserkantonalen  schwei- 
zerischen Schuldner  früher  bestellten  Pfandes  zum  Zwecke  der  Exe- 
cution  ist  kein  Arrest  im  Sinne  des  Art.  50  der  BVer£,  da  es  sich  nur 
um  die  Bealisirung  des  Pfandrechtes  handelt  nach  den  Gesetzen  des 
Ortes ,  wo  das  Pfand  sich  befindet ,  worüber  nach  Analogie  des  Con- 
cordates  vom  7.  Juni  1810  der  Bichter  dieses  Ortes  competent  ist 

BR.  y.  6.  Dec.  1850  No.  852S. 

319«  In  der  Anton  Lieberherr'schen  Verlassenschaftssache  [vergL 
No.  336]  kamen  die  Parteien,  nachdem  durch  Urtheil  des  Kleinen 
Bathes  in  Trogen  vom  9.  Januar  1851  der  Ehevertrag  sowol  als  das 
Testament  als  ungültig  erklärt  worden ,  überein,  dass  die  Summe,  die 
Friedrich  Wenger  an  die  Erbmasse,  resp.  an  das  Waisenamt  Umäschen 
herauszugeben  habe,  4319  Fr.  22V2  Rp.  a-  W.  =  6259  Fr.  74  Rp. 
n.  W.  betragen  solle.  Zwei  Drittheile  dieser  Summe  wurden  aüch 
wirklich  ausbezahlt,  ein  Drittheil  aber  =  2086  Fr.  58  Bp.  mit  gericht- 
lichem Beschlag  belegt  auf  Ansuchen  des  Christian  Wenger  in  Cor- 
neaux  (Neuenburg) ,  der  inzwischen  die  Wittwe  Lieberherr  geehlichi 
hatte  und  behauptete,  dass  laut  appenzellischem  Erbrecht  seine  Frau 
als  Wittwe  hierauf  Anspruch  habe. 

Hierüber  beschwerte  sich  die  Begierung  von  Appenzell  neuer- 
dings beim  BB.  und  verlangte ,  dass  auch  dieser  Drittheil  an  sie  ver- 
abfolgt werde.  Zwar  habe  allerdings  die  Wittwe  Lieberherr  Anspruch 
auf  einen  Drittheil  des  reinen  Nachlasses ,  wovon  die  Hälfte  zu  eigen, 
die  andere  zu  lebenslänglicher  Nutzniessung ,  allein  es  müsse  zuerst 
eine  Ausrechnung  Statt  finden,  weil  Passiven  vorhanden  und  Auslagen 
erlaufen  seien. 

Der  BB.  gab  indess  der  Beschwerde  keine  Folge.  Gründe : 
Die  Begierung  von  Appenzell  kann  ihr  Begehreu  kaum  auf  andere 
Motive  stützen ,  als  entweder  auf  Art.  50  der  BVerf. ,  oder  auf  das 
Concordat  vom  15.  Juli  1822,  betrefi'end  die  Erbrechtsverhältnisse, 
obwol  sie  sich  hieriiber  nicht  ausgesprochen  hat.  Im  vorliegenden 
Falle  kann  der  Art.  50  zur  Zeit  nicht  zu  einem  Einschreiten  der  BBe- 
hörde  veranlassen ;  denn  einerseits  gehört  der  mit  Arrest  belegte  Dritt- 
theil  des  Nachlasses  laut  Anerkennung  der  Begierung  von  Appenzell 
zur  Hälfte  der  Ehefrau  des  Arrestimpetranten ,  Christian  W^enger  in 
Comeaux ,  und  anderseits  steht  ihm  an  der  zweiten  Hälft^e  die  Nutz- 
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liessung,  mithin  ein  dingliches  Recht,  zu.  Vom  Standpunkte  des 
krt  50  der  BVerf.  lässt  sich  daher  gegen  die  provisorische  Sicher- 
beitsmassregel  des  Arrestes  nichts  einwenden,  vorausgesetzt,  dass  man 
damit  nicht  bezwecke ,  die  Angelegenheit  dem  natürlichen  Richter  zu 
entziehen.  Dieses  führt  nun  auf  das  citirte  Concordat.  Dasselbe 
schreibt  nicht  vor,  dass  eine  Verlassenschaft,  die  zwischen  Bewohnern 
Terschiedener  Kantone  streitig  ist,  der  einen  oder  andern  Partei  oder 
ftuch  dem  competenten  Gerichte  zum  Voraus  müsse  eingehändigt 
werden ,  wenigstens  gewiss  da  nicht ,  wo  die  Untersuchung  und  Beur- 
theilung  eines  Erbstreites  ohne  den  Besitz  des  streitigen  Betrages, 
wie  hier ,  sehr  leicht  möglich  ist.  Auch  hier  fehlt  es  daher  an  einer 
BVorschrifl,  welche  die  BBehörden  zum  Einschreiten  zur  Zeit  be- 
rechtigen würden.  Dagegen  ist  es  allerdings  richtig,  dass  wenn  wirklich 
ein  Erbstreit  entstehen  würde ,  was  jetzt  noch  gar  nicht  gewiss  ist, 
derselbe  nach  dem  Concordate  der  Entscheidung  der  appenzellischen 
Gerichte  unterliegen  muss  und  dass  das  rechtskräftige  Urtheil  dann 
nach  Art.  49  der  BVerf.  auch  in  andern  Kantonen  Anspruch  auf  Voll- 
ziehung hat.  BR.  y.  13.  Mai  1853. 

316«  Die  Gebr.  Mauerhofer  in  Trübschachen  (Bern)  beschweren 
sich  darüber,  dass  Einwohner  des  luzernischen  Amtes  Entlibuch  seit 
einiger  Zeit  Arrest  auf  Holz  legen  lassen,  das  über  deren  Gnmdstücke 
abgeführt  werde,  angeblich  wegen  Schadens,  der  jenen  daraus  er- 
wachfie.  Dadurch  werde  nicht  nur  der  freie  Verkehr  gehemmt,  sondern 
den  Bezügern  des  Holzes  erheblicher  Schaden  zugefügt,  indem  sie 
entweder  mit  den  Arrestimpetranten  um  jeden  Preis  sich  verständigen 
oder  das  Holz  liegen  lassen  müssen ,  bis  der  Schaden  gerichtlich  er- 
mittelt sei,  in  welch'  letzterm  Falle  die  zur  Abfuhr  günstige  Zeit  ver- 
loren gehe.  Dieselbe  könne  nämlich  nur  im  Winter  Statt  finden  und 
im  Frühling,  wenn  der  Wasserstand  der  Ilfis  und  Emmen  günstig  sei. 
üeber  diese  Arreste  haben  sie  sich  vergeblich  bei  den  Gerichten  in 
Lozern  beschwert  und  daher  wenden  sie  sich  nun  an  den  BR.  mit  dem 
Gesuche,  es  möchte  derselbe  das  Verbot  vom  12.  Januar  und  die  Ur- 
theile  vom  1.  März  und  31.  Januar  1854  aufheben  und  ähnliche 
Massnahmen  der  luzemischen  Behörden  für  die  Zukunft  verhindern. 
Zur  Begründung  ^drd  angeführt: 

I)  Solche  Eutschädigungsforderungen  seien  rein  persönlicher  Natur 
und  daher  gemäss  Art.  50  der  BVerf.  beim  Richter  des  Wohnortes 
anzubringen. 
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2)  Das  von  dem  luzemischen  Richter  behauptete ,  den  Impetraten 
angeblich  zustehende  Retentionsrecht  könne  gegen  Bürger  anderer 
Kantone  nicht  wirksam  sein ,  da  es  dem  Art  50  cii  widerspreche. 
Gerade  so  gut  könnte  auf  einen  Postwagen,  der  durch  Umwerfen 
Schaden  stifte ,  Arrest  gelegt  werden ,  bis  jener  ermittelt  und  be- 
zahlt sei. 

3)  Nach  Art.  50  dürfe  auf  Vermögen,  das  solvente  Schweizerbürger 
ausser  dem  Kanton  besitzen ,  kein  Arrest  gelegt  werden.  Wenn  die 
luzernischen  Gerichte  die  getroflFene  Massregel  »Verbot«  und  nichi 
»  Arrest «  nennen ,  so  sei  die  Wirkung  doch  die  nämliche. 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen.   Gründe: 

1)  Art  50  öer  BVerf.  schreibt  vor,  für  persönliche  Forderungen 
seien  solvente  Schweizerbürger  an  ihrem  Wohnort  zu  belangen  und  er 
erklärt  daher  Arrestanlegungen  ausserhalb  ihres  Kantons  in  solchen 
Fällen  für  unzulässig, 

2)  Hiedurch  ist  es  jedoch  den  Kantonen  keineswegs  benommen, 
durch  ihre  Gesetzgebung  für  ge¥dsse  Klassen  von  Forderungen  ein 
Retentions-  oder  Pfandrecht  aufzustellen,  wie  z.  B.  für  die  Forderung 
des  Gastwirths  an  den  Effecten  der  Reisenden ,  oder  zu  Gunsten  des 
Verkäufers  an  dem  verkauften  Objecto  oder  zu  Gunsten  des  Beschä- 
digten an  dem  noch  in  seinem  Bezitze  befindlichen  Gegenstande,  wo- 
mit der  Schaden  verübt  wurde  u.  s.  w. 

3)  Wo  dieses  geschehen  ist,  sind  solche  Forderungen  nicht  als  rein 
persönliche  im  Sinne  des  Art.  50  der  BVerf.  zu  betrachten  und  es 
kann  mithin  der  amtliche  Schutz  eines  solchen  schon  bestehenden  ge- 
setzlichen Pfand-  oder  Retentionsrechtes  nicht  als  bundeswidrige 
Arrestanlegimg,  durch  die  erst  weitere  Rechte  und  Voi-theile  erreicht 
werden  sollten,  ausgelegt  werden. 

4)  Den  vorliegenden  Fall  betreffend  erklären  nun  die  Regierung 
und  die  Justizkammer  des  Obergerichts ,  es  bestehe  nach  dortigem 
Rechte  ein  gesetzliches  Retentionsrecht  an  den  Gegenständen,  mit 
welchen  ein  Schaden  verursacht  wurde  und  welche  noch  auf  dem 
Grund  und  Boden  des  Beschädigten  sich  befinden. 

5)  Das  von  den  Recurrenten  angeführte  Beispiel  von  Schaden 
durch  einen  Postwagen  kann  nicht  massgebend  sein,  indem  in  solchen 
Fällen  ein  Retentionsrecht  als  unvereinbar  mit  dem  öffentlichen  Dienst 
und  mit  den  Rechten  der  Postreisenden  erscheinen  muss.  Ueberdiess 
trägt  Art.  4  des  BGesetzes  über  den  Gerichtsstand  für  Civilklagen 
[Off.  S.  II.  73]  dem  forum  delicti  möglichste  Rechnung  dadurch,  dass 
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er  den  Gerichtsetand  des  Domicils  derjenigen  Ereisyerwaltung  auf- 
hellt, deren  Beamtete  oder  Angestellte  einen  Schaden  verursacht 
haben. 

6)  Der  Nachtheil ,  der  durch  die  Ausübung  eines  solchen  Reten- 
tionsrechtes möglicherweise  entstehen  kann ,  ist  nach  dem  Gesagten 
kein  rechts¥ridriger ,  auch  kann  er  überdiess  durch  eine  Gaution  ver- 
mieden werden.  BR.  vom  17.  Juli  1854. 

317«  Der  Waadtländer  P.  in  L.  beschwert  sich,  dass  die  Gemeinde 
Salvan  im  Wallis  eine  ihm  verkaufte  Partie  Holz  mit  Sequester  belegt 
und  ihn  vor  das  Friedensrichteramt  Port  -Yalais  habe  citiren  lassen. 
Den  Kaufpreis  habe  er  zum  grossem  Theil  bezahlt  und  den  Rest  nur 
darum  nicht  abgetragen ,  weil  ein  Dritter  ihm  dieses  habe  untersagen 
lassen,  da  er  auf  das  nämliche  Holz  Anspruch  mache. 

Aus  dem  Berichte  der  Regierung  von  Wallis  und  den  dortigen 
Gesetzen  geht  hervor ,  dass  dem  Verkäufer  ein  Retentionsrecht  bis 
zur  Bezahlung  zusteht  und  dass  er  auf  dem  Eau&object  eine  Special- 
hypothek hat ,  so  lange  dasselbe  nicht  in  dritte  Hand  übergegangen 
ist.  Dabei  wurde  bemerkt,  dass  es  sich  jetzt  nur  um  den  Schutz  dieses 
dinglichen  Rechtes  handle,  indem  eine  Klage  auf  Bezahlung  des  Kauf- 
restes allerdings  am  Wohnorte  des  Recurrenten  angebracht  werden 
müsste.    Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen : 

1)  Aus  den  vorliegenden  Acten  geht  zwar  nicht  bestimmt  hervor, 
ob  zur  Zeit  des  Erlasses  (exploit)  des  Friedensrichters  von  Port- 
Valais  die  verkaufende  Gemeinde  sich  noch  im  Besitze  des  streitigen 
Hobces  befand,  oder  ob  dieser  Besitz  auf  den  Käufer  übergegangen  war; 
in  beiden  Fällen  kann  aber  der  verfügte  Sequester  nicht  als  ein  Arrest 
im  Sinne  des  Art.  50  der  BYerf.,  mithin  als  eine  Verletzung  desselben 
betrachtet  werden ,  weil  im  ersten  Falle  die  Verkäufer  nach  den  Ge- 
setzen sowol  als  nach  dem  Vertrage  berechtigt  waren,  das  Kaufsobject 
bis  zur  Bezahlung  zurück  zu  behalten  und  daher  auch  die  zum  Schutze 
des  Besitzes  erforderlichen  Rechtsmittel  anzuwenden  und  weil  im 
zweiten  Falle  das  Gesetz  von  Wallis  (d.  d.  1.  Juni  1849  Art.  9)  dem 
Verkäufer  ein  Pfandrecht  am  Kaufsobjecte  gestattet  und  somit  nicht 
ein  rein  persönliches  Schuldverhältniss  vorliegt. 

2)  Die  Gerichte  von  Wallis  wären  allerdings  nicht  competent, 
den  P.  für  die  Forderung  der  Gemeinde  vorzuladen ;  dieses  ist  aber 
auch  sowol  nach  dem  Erlass  des  Friedensrichteramtes ,  als  nach  der 
Erklärung  der  Regierung . . .  keineswegs  der  Fall. 
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3)  Unter  diesen  Umständen  verletzt  die  Vorladung  des  P.  jeden- 
falls ein  verfassungsmässiges  Recht  desselben  nicht,  zumal  er  eine 
Klage  auf  Erfüllung  des  Vertrages  und  auf  Uebergabe  des  Kaufs- 
objectes  jedenfalls  im  Kt.  Wallis  anbringen  müsste  und  es  ihm  frei- 
steht, entweder  dieses  zu  thun  oder  sich  im  Kt.  Waadt  für  die  Bezah- 
lung des  Kaufrestes  belangen  zu  lassen.  B.  1864  n.  65. 

318«  Ulrich  Imhof  älter  und  jünger  von  Hub  ßei  Romanshom 
beschweren  sich,  dass  Jacob  Kunz  von  Oerlikon  (Zürich)  zwei  Fässer 
zurückhalte,  in  welchen  sie  Most  an  letztern  versandt  haben,  angeb- 
lich desshalb,  weil  dieselben  zwei  Eimer  weniger  halten,  als  ihm  ver- 
kauft worden  sei.  In  dieser  Weigerung  werde  Kunz  durch  den  Ge- 
richtspräsidenten von  Zürich  unterstützt,  offenbar  im  Widerspruch 
mit  Art.  50  der  BVerf. 

Der  BR.  wies  die  Beschwerde  unter  folgender  Begründung  ab: 

Art.  50  der  BVerf.  kann  im  vorliegenden  Fall  durch  Intervention 
des  BR.  nicht  angewendet  werden ,  weil  keine  Behörde  Arrest  auf 
das  Eigenthum  der  Recurrenten  in  einem  andern  Kanton,  als  den  sie 
bewohnen,  gelegt  hat;  vielmehr  wurden  die  fraglichen  Gegenstände 
dem  jetzigen  Inhaber  freiwillig  übergeben  und  anvertraut  Hieraus 
folgt,  dass  die  Recurrenten  auf  dem  ordentlichen  Rechtswege  üur 
Eigenthum  wieder  zu  rcclamiren  liaben  und  dass  dem  Richter  die 
Entscheidung  über  die  Begründetheit  des  angewendeten  Retentions- 
rechts zusteht.  BR.  V.  16.  Sept  1856. 

319«  K.  aus  dem  Kt.  Bern  wohnte  in  Pieterlen  (Bern)  bei  einem 
gewissen  G.  zur  Miethe  imd  zog  später  nach  Nods,  desselben  Kantons. 
Die  Herausgabe  seiner  Ausweisschriften  wurde  ihm  verweigert,  weil 
er  den  Aufenthaltsschein  nicht  zurückstellen  konnte ;  er  hatte  den- 
selben dem  G.  übergeben  und  dieser  gibt  ihn  wegen  Forderungen,  die 
er  an  K.  stellt,  nicht  heraus.  K.  verlangt  nun,  dass  das  Regierungs- 
stätthalteramt  Büren,  resp.  G.,  angehalten  werde,  die  Schriften  heraus- 
zugeben, gestützt  auf  folgende  Gründe: 

a.  Nach  Art  41  der  BVerf.  könne  K.  sich  niederlassen,  wo  er  wolle 
und  sei  daher  berechtigt  gewesen ,  seinen  Wohnsitz  zu  verlegen ; 

b.  K.  sei  ein  aufrecht  stehender  Bürger  und  müsste  daher  für  all- 
fäUige  Forderungen  an  seinem  neuen  Wohnort  belangt  werden ; 

c.  Ein  ordentliches  Arrestverfahren  liege  gar  nicht  vor,  indem  ein 
solches,  auf  Werthgegenstände  gerichtet,  von  der  Civilbehörde  hätte 
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ausgehen  mässen ,  während  G.  einen  Arrest  gar  nicht  erwirkt  habe, 
sondern  die  Schriften  willkürUch  vorenthalte ; 

d.    es   handle  sich  hier  um   die  Bestimmungen   des  öffentlichen 
Rechts ,  welche  G.  nicht  zum  Gegenstand  eines  Civilprozesses  machen 
könne,  sondern  die  von  Amtes  wegen  zu  handhaben  seien. 
Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen: 

1)  Vorerst  kann  eine  administrative  Verfügung  gegen  G.  auf 
Herausgabe  des  Aufenthaltsscheines  nicht  erlassen  werden,  weil  offen- 
bar ein  civilrechtUches  Verhältniss  (Pfand-  oder  Retentionsrecht)  in 
Frage  liegt  und  weil  die  Anwendung  des  Art.  50  der  BVerf.  hier  nicht 
statthaft  ist,  da,  abgesehen  von  andern  Gründen,  von  keiner  Behörde 
ein  Arrest  auf  jenen  Schein  gelegt  wurde  und  G.  den  K  nicht  mit 
einer  Klage  oder  mit  dem  Rechtstriebe  verfolgte. 

2.  Ebenso  erscheint  eine  Verfügung  von  Bimdes  wegen  gegen  das 
Statthalteramt  Büren  auf  Herausgabe  der  Ausweisschriften  als  unzu- 
lässig, weil  einerseits  dadurch  auf  indirectem  Wege  und  mit  Beseiti- 
gung des  Richters  die  ganze  Bedeutung  des  allfälligen  Civilrechts  des 
6.  aufgehoben  würde  und  weil  es  anderseits  nicht  als  eine  bundes- 
widrige Erschwenmg  des  Niederlassungsrechtes  zu  betrachten  ist, 
wenn  ein  kantonales  Gesetz  im  Interesse  der  administrativen  Ordnung 
die  Herausgabe  der  Ausweisschriften  an  die  Bedingung  der  Rück- 
erstattung des  Aufenthaltsscheines  knüpft,  vorausgesetzt,  dass  es  in  der 
Macht  des  Reclamanten  steht ,  sich  diesen  Schein  zu  verschaffen  und 
somit  selbst  das  Hinderniss  zu  heben.     B.  1868 1.  269.  Vergl.  No.  158. 

390«  S.  aus  Aargau  placirte  seinen  Sohn  bei  R.  im  Et.  Waadt, 
behufs  Erlernung  der  Uhimacherei,  unter  Vorauszahlung  des  halben 
Lehrgeldes.  Später  entstand  Streit  und  es  wurde  der  junge  S.  zurück 
gerufen.  R.  behielt  dessen  Effecten  zurück,  worüber  nun  Beschwerde 
geführt  wird ,  unter  der  Behauptung ,  dieser  Beschlag  (Retention)  sei 
nicht  zulässig ,  weil  der  Vater  S.,  nicht  der  Sohn,  contrahirt  habe,  die 
zurückbehaltenen  Effecten  aber  dem  letztern  gehören  und  weil  es  dem 
R.  unbenommen  bleibe ,  fui*  allfällige  Forderungen  den  Recurrenten 
nach  Art.  50  der  BVerf.  an  seinem  Wohnorte  zu  belangen. 
Der  Recurs  wurde  abgewiesen : 

1)  Recurrent  anerkennt  selbst,  die  fraglichen  Effecten  seien  nicht 
sein  Eigenthum ;  daher  hat  derselbe  keinen  Grund ,  gegen  einen  auf 
diese  Effecten  gelegten  Arrest  in  eigenem  Namen  Beschwerde  zu 
fuhren. 
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2)  Wenn  aber  angenommen  wird,  der  Becurs  sei  im  Namen  seines 
Sohnes ,  als  Eigenthümers  jener  Effecten ,  erhoben ,  so  findet  Art  50 
der  BVerf.  aus  zwei  Gründen  keine  Anwendung  und  zwar : 

a.  weil  der  Sohn  S.,  also  der  eigentliche  ßecurrent,  zur  Zeit  der 
Retention  seiner  Effecten  sein  Domicil  im  Kt.  Waadt  hatte  und  daher 
nicht  von  einem  Arreste  die  Rede  sein  kann ,  der  in  einem  andern 
Kanton  als  an  dem  seines  WohnoHes  auf  sein  Eigenthum  gelegt  wor- 
den wäre ; 

b.  weil  nach  dem  Berichte  der  Regierung  von  Waadt  überhaupt 
kein  Arrest  oder  Sequester  von  einer  Behörde  angeordnet  wurde, 
sondern  Privatpersonen  aus  civilrechtlichen  Gründen  die  fraglichen 
Effecten  retinirt  haben ,  wesshalb  es  Sache  des  Eigenthümers  ist,  auf 
dem  Civilwege  sein  Eigenthum  da  zu  reclamiren ,  wo  es  liegt. 

B.  1858  1. 268. 

XIL  Asyl. 

BVerf.  Art.  57.  Vgl.  unteu  U.  Abschn.  X.  7.  No.  599—595. 

391«  Die  obersten  Behörden  der  Eidgenossenschaft  bekannt^i 
sich  in  älterer  und  neuerer  Zeit  stets  einstimmig  und  ohne  Wid»- 
spruch  zu  folgendem  Grundsatz : 

» Die  Schweiz  gewährt  den  politisch  Verfolgten  aller  Parteien 
ein  Asyl,  wenn  sie  sich  durch  ruhiges  Verhalten  desselben  würdig 
bezeigen ;  sie  gewährt  ihnen  aber  kein  Asyl,  wenn  sie  auf  deren  Ge- 
biet ihre  Umtriebe  und  Angriffe  gegen  die  Existenz  und  Rechtssicher- 
heit anderer  Staaten  fortsetzen.  «  B.  1855  1.455. 

322«  Nach  den  Grundsätzen  unsers  Buudesstaatsrechts  ist  die 
Eilheilung  des  Asyls  zunächst  Sache  der  Kantone  und  es  kann  der 
Bund  in  der  Regel  die  Kantone  nicht  zu  Gewährung  des  Asyls  zwingen, 
wol  aber  dieses  Recht  nach  Massgabe  des  Art.  57  der  BVerf.  be- 
schränken. Im  höhern  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicher- 
heit muss  aber  unter  Umständen  von  diesem  Grundsatz  abgegangen 
werden.  Ein  solcher  Fall  trat  im  Juli  1849  ein,  als  die  Zahl  der 
Plüchtlinge  aus  Deutschland  und  Italien  mehr  als  11,000  betrug.  Da- 
mals musste  der  BR.  ausnahmsweise  das  Asyl  vorschreiben,  eine  cen- 
trale Leitung  anordnen  und  die  Kantone  anhalten ,  eine  gewisse  Zahl 
von  Flüchtlingen  zu  übernehmen.  B.  1851 1.  2:^2. 

323«  Für  Gewährung  des  Asyls  wurden  in  diesem  Ausnahmsfalle 
folgende  Grundsätze  aufgestellt: 
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a.  Die  Gebote  des  Völkerrechtes  verlangen  dringend,  dass  alle 
Flüchtlinge  mit  gleicher  Strenge  einer  polizeilichen  Controle  unter- 
stellt und  dass  sie  von  den  Landesgrenzen  zurückgezogen  werden,  wo- 
bei immerhin  die  von  der  Humanität  gebotenen  Rücksichten  auf  Alter, 
Geschlecht  und  Lage  der  Person  beobachtet  werden  sollen. 

B.  1848/49  I.  180.  241.  272.  Vgl.  No.  3S9. 

Mit  Bezug  auf  tVrt/iVnwcAc  Flüchtlinge  wurde  Entfernung  derselben 
aus  dem  Kt.  Tessin  verlangt  und  ihnen  auch  der  Aufenthalt  in  Grau- 
bünden u.  s.  w.  nicht  gestattet.  B.  1848/49  1. 172. 180. 
Durch  Beschluss  des  BR.  vom  15.  Febr.  1858  wurde  in  Ueberein- 
stimmung  mit  einem  Beschlüsse  vom  15.  Febr.  1851,  welcher  letztere 
von  der  BVersammlung  bestätigt  worden  [B.  1858  IL  256]  verfügt: 

»1)  Alle  italienischen  und  französischen  YlüchilingQ^  welche  mit 
Grund  bezichtigt  werden,  dass  sie  an  politischen  Verbindungen  oder 
Unternehmungen  Theil  nehmen ,  welche  mit  den  von  den  BBehörden 
bisanhin  festgehaltenen  Principien  über  das  Asylrecht  nicht  vereinbar 
sind ,  sollen  —  im  Sinne  der  frühem  Internirungsbeschlüsse  —  aus 
dem  Kt.  Genf  entfernt  werden. 

»  2)  Diese  Massregel  ist,  ganz  abgesehen  vom  obigen  Requisit,  auf 
alle  diejenigen  italienischen  und  französischen  Flüchtlinge  anzuwen- 
den, welche  ohne  festen  Beruf  oder  ohne  eine  ordentliche  Anstellung 
im  Kt.  Genf  sich  aufhalten. « 

Dieser  Beschluss  wurde  auch  den  Regierungen  von  Waadi, 
Neuenburg,  Bern  (bezüglich  des  Jura),  Solothum,  Baselstadt  und 
Baselland,  betreffend  die  Intemirung  der  italienischen  und  französi- 
schen Flüchtlinge  und  den  Kt.  IVallis  und  Tessin ,  hinsichtlich  der 
italienischen  Flüchtlinge  mitgetheilt.  B.  1858  I.  102. 

Bezüglich  auf  deutsche  Flüchtlinge  wurde  vorgeschrieben:  es 
solle  kein  solcher  innerhalb  6  Stunden  von  der  deutschen  Grenze  ge- 
duldet werden,  widrigenfalls  sie  des  Asylrechtes  verlustig  erklärt 
würden.  B.  1848,49  I.  242. 

b.  Sollten  die  Emigrirten  es  verschmähen ,  ihre  particularen  Par- 
teibestrebungen den  höhern  politischen  Rücksichten  der  Eidgenossen- 
schaft, die  ihnen  eine  ruhige  und  friedliche  Zufluchtstätte  gewähren 
will,  unterzuordnen ,  so  ist  gegen  solche  Renitenten  unverweilt  und 
auf  energische,  thatsächliche  Weise  einzuschreiten. 

13.  1848  49  I.  181.    1852  I.  23. 

Demgemäss  soll  solchen  Flüchtlingen ,  die  auf  Kosten  der  Eid- 
genossenschaft forttransportirt  worden  sind,  dann  aber  mit  Reisemit- 
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teln  versehen  (aus  England)  in  die  Schweiz  zurückkehrten,  der  Auf- 
enthalt nicht  mehr  gestattet ,  sondern  sie  sollen  beförderlich  entfernt 
werden.  ,  B.  1864  n.  86. 

c.  Missbrauch  des  Asyls ,  namentlich  Theilnahme  an  Aufständen 
gegen  Nachbarstaaten,  hat  sofortige  Ausweisung  der  Theünehmer  zur 

Folge.  B.  1848/49  1. 186. 

Auch  arbeitsscheuen  und  liederlichen  Flüchtlingen  kann  das  Asyl 
entzogen  werden.  B.  1860  U.  439. 

Die  Ausweisung,  gleichviel  aus  welchen  Gründen,  kann  aber 
einzig  vom  BR.  verfügt  werden.  Flüchtlinge,  die  schwerere  Vergehen 
verüben ,  sind  vor  der  Ausweisung  dem  Strafrichter  zu  überweisen. 

B.  1860  n.  489. 

Als  Missbrauch  des  Asyls  wurde  es  erklärt,  als  17  Flüchtlinge 
in  der  »  Tribüne  suisse  *  eine  Protestation  gegen  ihre  Intemirong 
publicirten.    Sie  wurden  unter  folgender  Begründung : 

1)  dass  die  erwähnten  Flüchtlinge  durch  eine  gemeinsame  und 
öffentliche  Demonstration  der  Autorität  des  BR.  Trotz  boten ,  indem 
sie  ihm  das  Recht  der  Internirung  bestritten  und  seine  Verfügung  ak 
Rechtsverletzung  qualificirten ; 

2)  dass  sie  ferner  mit  bisher  unbekannter  Anmassung  das  Asyl 
als  ein  Recht  in  Anspruch  nehmen  und  zwar  in  jedem  ihnen  beliebigen 
Kantone,  während  es  nur  Sache  der  Schweiz  ist,  das  Asyl  zu  gewähren 
oder  zu  verweigern ;  ^ 

3)  dass  bei  einem  solchen  Betragen  der  Flüchtlinge  und  einer  sol- 
chen Auffassung  ihrer  Stellung,  die  für  die  Zukunft  keinerlei  Garantie 
gewähren ,  eine  weitere  Duldung  der  Unterzeichner  der  Protestation 
unstatthaft  ist : 

sämmtlich  aus  dem  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  weggewiesen. 

B.  1851  I.  327. 

Hinwieder  wui-de  durch  BBeschluss  vom  5.  August  1853  der  BR. 
eingeladen,  die  geeigneten  Anordnungen  zu  treffen,  damit  in  Zukunft 
von  Seite  des  Justiz-  und  Polizeidepartements  keine  Schiitte  zur  Ent- 
fernung von  Pereonen  gethan  werden,  die  weder  das  Asyl  luissbraucht 
haben ,  noch  genügende  Veranlassimg  zu  der  Annahme  geben ,  dass 
eine  solche  Verletzung  oder  sonstige  Gefahrdung  der  innern  oder 
äussern  Sicherheit  der  Eidgenossenschaft  von  ihnen  zu  erwarten  steha 

Off.  S.  in.  599.to. 

d.  lieber  die  Flüchtlinge  sind  Verzeichnisse  zu  führen,  welche 

dem  BR.  und  den  benachbai*ten  (Grenz-)  Kantonen  zuzustellen  sind. 

B.  1848/49  I.  182. 


XXI.  Asyl.  Ko.  SM.  333 

Speciell  für  die  im  J.  1849  angekommenen  deutschen  Flüchtlinge 
wurde  am  12.  August  1850  im  Weitern  verfügt: 

e.  Die  Kantone  sind  verpflichtet,  die  Flüchtlinge  strenge  zu  über- 
wachen, namentlich  haben  dieselben  die  vom  Justiz-  und  Polizeidepar- 
tement unter  Genehmigung  des  BR.  zu  erlassenden  Verfugungen ,  be- 
treffend die  Vollziehung  dieser  Beschlüsse  und  die  Controlirung  der 
Flüchtlinge,  aufs  Genaueste  auszuführen. 

Für  die  Nichtbeachtung  der  diessfälligen  Vorschriften  werden 
die  Kantone  in  der  Weise  verantwortlich  gemacht,  dass  dieselben  für 
jeden  daraus  entstehenden  Nachtheil  einzustehen  haben ,  beziehungs- 
weise dass  ihnen  die  wegen  ihrer  mangelhaften  Bewachung  der  Eid- 
genossenschaft; zur  Last  fallenden  Flüchtlinge  Überbunden  werden. 

B.  1850  n.  439.  vgl.  1861  I.  870. 

f.  Sollten  die  Kantone  einzelnen  Flüchtlingen  Niederlassungs- 
bewilligung ertheilen,  so  ist  dieses  dem  BR.  anzuzeigen,  welcher  über 
die  Streichung  derselben  aus  dem  Verzeichniss  der  Flüchtlinge  ent- 
scheiden wird.  B.  1850  H.  489. 

Im  Uebrigen  wurde  erklärt,  später  (nach  dem  12.  August  1850) 
kommende  Flüchtlinge  »  fallen  der  Verfügung  der  Kantone  anheim, 
vorbehalten  jedoch  die  Rechte,  die  nach  Art.  57  der  BVerf.  über  die 
Aufnahme  von  Flüchtlingen ,  in  welcher  Form  sie  auch  erfolgen  mag, 
den  Bundesbehörden  zustehen  «  *).  B.  1.  c.  p.  440  ff. 


*)  Wer  sich  mit  dieser  Materie ,  die  dem  BR.  und  ziunal  seinem  Justiz-  und 
Polizeidepartement  ausserordentliche  Mühe  verursachte,  näher  vertraut  machen 
möchte,  beliebe  nachzulesen: 

B.  1848/49: 1.  151.  166a.  167.  179.  193—221.  223  —  242.  258,7a.  259  —  276. 
281—294.  II.  213.  253—259.  283  -288.  309.  330.  359—388.  892—398.  403—419. 
428.  603.  508.  531.  537.  Hl.  164.  —  1850:  I.  13—27.  71.  77.  96.  338.  ü.  221.  237. 
271.437.  in.  164.  380.  403.  —  1851 : 1.  239.  343.  II.  377ff.  504ff.  —  1852: 1.  145.— 
1858:  U.  4—47.  162-171.  413.  625-649.  652.  IH.  89.  —  1854:  ü.  84—87.  — 
1865:  I.  452—457.  —  1857:  I.  263f.  —  1858:  II  241.  301.  349—363.  365—371. 
628—644.  —  1859: 1.  35  -42. 

Die  Flüchtlinge  vom  Juli  1849  bis  31.  August  1850  verursachten  der  Eidgenos- 
senschail  533,854  Fr.  19  Rp.  Kosten  [B.  1853  II.  643  -649],  wobei  zu  beachten  ist, 
dass  die  einzelnen  Kantone  noch  Vieles  zu  bestreiten  hatten,  das  ihnen  der  Bund  nicht 
ersetste.  Ueberdem  nöthigte  der  massenhafte  Eintritt  von  Flüchtlingen  zu  einer 
DuIitArischen  (henzbewachung,  die  ca.  936,000  Fr.  Kosten  verursachte,  wozu  noch 
6145  Fr.  81  Rp.  kommen,  so  dass  die  Gesammtauslage  1,475,000  Fr.  beträgt  [ibid. 
S.  648].  Nachträglich  übernahm  der  Bund  noch  25,083  Fr.  45  Rp.  die  der  Kt.  Tessin 
ßlr  den  Transport  ungarischer  Flüchtlinge  nach  Amerika  im  J.  1851  ausgelegt  hatte 
[Off.  S.  IV.  260]. 
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39A«  Mit  Ereisschreiben  vom  26.  Januar  und  16.  Juli  1850  er- 
öffnet das  eidg.  Justiz-  und  Polizeidepartement  den  Kantonen : 

Seit  einiger  Zeit  kommen  Fremde  in  die  Schweiz ,  die  sich  die 
Eigenschaft  von  Flüchtlingen  beilegen.    Es  sind  diess  unter  andern : 

1)  Angehörige  der  deutschen  Staaten,  die  angeben,  sich  politischeo 
Verfolgungen  in  ihrer  Heimat  entziehen  zu  wollen ; 

2)  Franzosen,  die  sich  für  Flüchtlinge  ausgeben,  obschon  die- 
selben weder  verfolgt  noch  verurtheilt  sind;     . 

3)  Deserteure  aus  der  öster.  Armee,  sowol  Ungarn  und  Lombarden, 
als  auch  eigentliche  OesteiTcicher  oder  Angehörige  der  verschiedeDeo 
k.  k.  Staaten ,  die  sich  der  heimatlichen  Militärdienstpflicht  zu  ent- 
ziehen suchen ,  weil  sie  die  Waffen  nicht  gegen  ihr  Vaterland  tragen 
wollen ;  ein  Grund ,  der  seine  Bedeutung  verloren ,  seitdem  der  Krieg 
in  Italien  und  Ungarn  sein  Ende  erreicht  hat ;  es  sind  dieses  Indivi- 
duen ,  die  meistentheils  mit  tessinischen  Pässen  für  das  Innere  der 
Schweiz,  sogar  tiir  Frankreich  und  Piemont  versehen  sind ; 

4)  Italiener  und  Angehörige  anderer  Staaten ,  die  ihr  Vaterland 
verlassen  haben ,  weil  ihnen  die  daselbst  bestehende  Ordnung  der 
Dinge  nicht  zusagt ; 

5)  Individuen  verschiedener  Nationen,  die  der  Schweiz  von  einigen 
Nachbarstaaten  zugewiesen  werden ; 

6)  Polen,  mit  Pässen  liir  die  Schweiz  versehen,  die  ihnen  von  der 
Heimatbehörde,  mit  dem  Befehl  auszuwandern ,  zugestellt  worden; 

7)  Politische  Flüchtlinge  ,  die  in  Frankreich ,  in  den  sardinischen 
Staaten  oder  anderswo  ein  Asyl  besitzen  und  die ,  sei  es  aus  eigenem 
Antriebe  oder  weil  die  Behörden  der  Länder,  wo  sie  Aufnahme  ge- 
funden hatten ,  sie  ohne  oder  mit  Pässen  wegschicken,  in  die  Schweiz 
einzudringen  suchen. 

Diese  sämmtlichen  Individuen  und  andere  in  älmlicher  liage  be- 
findlichen Fremden  gehören  nicht  in  die  Kategorie  derjenigen  Flücht- 
linge ,  die  in  Folge  der  ausserordentlichen  und  exceptionellen  Um- 
stände vom  letztverfiossenen  Jahre  unter  eidg.  Leitung  gestellt  werden 
mussten.  Sie  stehen  vielmehr  unter  dem  gewöhnlichen  Gesetze ,  d.  h. 
unter  der  Kantonalbehörde.  Desshalb  mögen  die  Kantone  denselben 
Asyl  gewählten,  wenn  sie  es  für  gut  finden,  sie  sind  aber  nicht  gehalten 
jene  aufzunehmen.  Sie  dürfen  dieselben  daher  nicht  andern  Kantonen 
zuweisen  und  sind  hinwieder  berechtigt,  diese  Fremden  denjenigen 
Kantonen,  von  welchen  sie  ihnen  zugewiesen  worden,  wiederum  zurück 
zu  senden. 


XXI.  Asyl.  No.  S94--8M.  335 

Die  Eidgenossenschaft  übernimmt  in  Bezug  auf  diese  Fremden 
keinerlei  Verpflichtungen.  Sie  befiehlt  nicht  dieselben  aufzunehmen, 
sie  verbietet  es  aber  nicht ;  sie  behält  sich  blos  vor,  deren  Aufenthalt 
innerhalb  einer  gewissen  Entfernung  von  der  Grenze  zu  untersagen, 
ialls  ihre  Anwesenheit  jenseits  des  Internirungsrayons  Nachtheile  zur 
Folge  haben  sollte,  sowie  sie  auch  dieselben  aus  der  Schweiz  verwei- 
sen würde ,  wenn  sie  ihre  Sicherheit  gefährden. 

323«  Bezüglich  auf  Spione  und  fremde  geheime  Agenten  (agents 
provocateurs)  -wird  die  thätigste  und  strengste  Aufsicht  empfohlen. 
Sobald  dieselben  sich  feindseligen  Handlungen  oder  verdächtigen  Ab- 
sichten hingeben ,  so  sind  sie  festzunehmen,  auf  die  Polizei  zu  fuhren, 
zu  verhören  und  wenn  hinreichende  Beschwerden  vorliegen ,  in  Ge- 
fangenschaft zu  setzen,  damit  die  Behörde  je  nach  den  Verhältnissen 
weiter  zu  verfügen  im  Stande  ist.  Die  Individuen  dieser  Kategorie 
von  Fremden  in  der  Schweiz  sind  aus  ihrem  Gebiete  wegzuweisen,  so- 
fern die  denselben  zur  Last  fallenden  Handlungen  nicht  das  Ein- 
schreiten des  Strafrichters  nach  sich  ziehen. 

Solche  Fremde  fallen  auch  wirklich  in  den  Bereich  des  Art.  57  der 
BVerf.,  weil  sie  die  Sicherheit  der  Schweiz  auf  jede  Weise  gefährden. 

Die  Agenten  haben  im  Allgemeinen ,  um  ihre  Zwecke  besser 

zu  erreichen,  die  Maske  der  Flüchtlinge  vorgehängt.    B.  1850 IIT.  137. 

396«  Mit  Note  vom  24.  Januar  1852  stellte  der  französische  Ge- 
sandte das  Begehren  an  den  BR,  dass  er  *die  förmliche  Verpflich- 
tung« übernehme ,  alle  Ausweisungen  von  Flüchtlingen ,  welche  der 
Gesandte  zu  verlangen  in  den  Fall  kommen  könnte,  zu  bewilligen  und 
dass.  die  Verfügungen  der  BBehörde  während  einer  zum  Voraus  zu 
verabredenden  Zeitfrist  ihre  Vollziehung  erhalten  sollen ,  ohne  den 
kantonalen  Behörden  die  Möglichkeit  zu  lassen ,  jene  Befehle  unter 
irgend  einem  Vorwand  zu  entkräften  oder  zu  umgehen. 

»Die  franz.  Oesimdtschaft ,  so  fälirt  die  Note  fort ,  ist  allein  in  der  Lage  zu 
wissen,  welchen  Ton  diesen  Individuen  mit  Rücksicht  auf  deren  Antecedentien 
and  «nderweitigen  Beziehungen  und  Verbindunj^en  ein  längerer  Aufenthalt  im 
ganxen  Umfiuag  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft  nicht  mehr  zu  gestatten  ist  und 
welchen  hinwieder  eine  fernere  Duldung ,  deren  Dauer  jedoch  von  der  zukünftigen 
Aufführung  abhängt,  provisorisch  gewährt  werden  kann. 

»Die  Erstem  müssten  die  Schweiz  verlassen,  sobald  ich  ihre  Personalbeschroi- 
boDg  würde  eingegeben  haben;  die  Andern  hingegen  wüssten,  dass  wenn  das 
Bdnreiz.  Gebiet  ihnen  noch  als  Zufluchtsstätte  dient,  diese  nnr  unter  der  Bedin- 
gung geschieht,  dass  sie  keine  Klagen  von  meiner  Seite  veranlassen. 
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»Ein  abweichender  Standpunkt  —  so  schliesst  die  Note  —  mOsste  unmittel- 
bar zu  bedauerlichen  Verwickelungen  führen  und  insbesondere  der  Regierung  der 
Republik  die  Pflicht  auferlegen,  auf  Massrogeln  zu  denken,  die  sie  auf  das  leb- 
hafteste wünscht  nicht  anwenden  zu  müssen,  zu  denen  sie  sich  aber  selbst  wider 
ihren  Willen  hingerissen  sälie,  wenn  der  Schritt,  den  ich  ...  zu  thon  die  Ehre 
habe,  seinen  Zweck  nicht  erreichen  sollte.« 

In  der  vom  9.  Febr.  1852  datirten  Antwort  wies  der  BR  zunächst 
nach ,  wie  er  bisanhin  seinen  internationalen  Verpflichtungen  mit  Be- 
zug auf  die  Flüchtlingspolizei  gewissenhaft  und  in  guten  Treuen  nach- 
gekommen sei  und  entgegnet  dann  auf  das  gestellte  Begehren : 

»Weftn  der  Schweiz.  BR.  dieses  Begehren  nicht  ablehnen  wurde, 
so  würde  er  aufe  schwerste  die  BVerf.  verletzen ,  sowie  auch  die  hei- 
ligsten Pflichten  gegen  das  Land ,  das  ihm  die  oberste  leitende  und 
vollziehende  Gewalt  übertragen  hat ;  denn  er  muss  in  jenem  Begebrm 
einen  tiefen  Eingrifl*  in  die  Unabhängigkeit ,  Würde  und  Freiheit  des 
Landes  erblicken ,  weil  er  das  jedem  selbständigen  Staate  zustehende 
Recht  aufgeben  soll ,  nach  seinem  Ermessen  und  seiner  Verantwort- 
lichkeit Fremden  den  Aufenthalt  zu  gestatten  oder  zu  verweigern ;  er 
muss  ferner  in  jenem  Begehren  eine  entschiedene  Einmischung  in  die 
innern  Angelegenheiten  der  Schweiz  erblicken ;  denn  anerkennt  audi 
die  franz.  Regierung  keinen  andern  Richter  als  sich  selbst  für  die  Be- 
dürfnisse ihrer  Politik  und  die  Mittel  ihre  Zwecke  zu  erreichen,  so 
kann  sie  doch,  ohne  die  bestimmtesten  Begriffe  von  Völkerrecht  auf- 
zugeben ,  ihr  Urtheil  andern  Staaten  nicht  aufdrängen  und  ihnen  das 
Recht  nicht  bestreiten ,  selbst  zu  entscheiden ,  was  sie  auf  ihrem 
Gebiet  zu  thun  und  zu  lassen  haben.    Frankreich,  das  zu  jeder  Zeit 
politisch  Verfolgten  ein  Asyl  gewährte ,  würde  nie  dieses  Recht  sich 
bestreiten  lassen  und  nie  auf  die  Entscheidung  in  solchen  Fragen 
verzichten. 

»Wenn  nun  der  BR.  das  gestellte  Begehren  ablehnen  muss,  so 
folgt  daraus  keineswegs ,  dass  er  den  Flüchtlingen  gestatten  werde, 
das  Schweiz.  Gebiet  zu  feindseligen  Unternehmungen  gegen  andere 
Staaten  zu  benutzen ;  er  muss  vielmehr  die  Anklage  bestimmt  zurück- 
weisen, als  wolle  die  Schweiz  den  unverbesserlichen  Feinden  der  Ge- 
sellschaft eine  Art  Ungestraftheit  zusichern.  Er  hat  bereits  auf  die 
Thatsache  hingewiesen,  dass  er  seit  Jalu-en  viele  französische  und 
andere  Flüchtlinge  ausgewiesen  hat ,  deren  Gegenwart  als  unverträg- 
licli  mit  den  völkerrechtlichen  Beziehungen  zwischen  der  Eidgenossen- 
schaft und  andern  Staaten  erschienen  ist ;  er  wird  auch  ferner  in  jedem 
einzelnen  Falle  nach  diesem  Gesichtspunkte  urtheilen  und  entscheiden. 
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»Der  Schweiz.  BR.  glaubt  hiemit  alle  Zusicherungen  ertheilt  zu 
haben ,  welche  ihit  der  Ehre  und  Unabhängigkeit  der  Eidgenossen- 
schaft verträglich  sind  und  den  Forderungen  des  Völkerrechts  ent- 
sprechen ;  er  kann  daher  auch  durcR  die  Drohungen,  die  am  Schlüsse 
der  Note  angedeutet  sind,  sich  nicht  bestimmen  lassen,  von  der  Bahn 
abzuweichen,  die  ihm  ebenso'  sehr  durch  das  tiefe  Gefühl  seiner  Pflicht 
&lg  durch  den  völkerreclitlichen  Standpunkt  und,  wie  er  nicht  zweifelt, 
auch  durch  die  Stimme  des  Schweiz.  Volkes  vorgezeichnet  ist.« 

B.  1853  IL  18  ff.  Vgl.  die  Note  v.  13.  Febr.  1852  an  den  Schweiz.  Geschäftsträger 

in  Paris  B.  1852  I.  14«. 

327«  Auf  eine  diessiallige  Zumuthung  der  österreichischen  Regie- 
rung wurde  geantwortet :  Die  Eidgenossenschaft  kann  keinerlei  Ver- 
bindlichkeiten eingehen  oder  Zusagen  geben  weder  für  eine  vorherige 
Erkundigung  bei  den  betreffenden  fremden  Behörden,  ehe  man  einem 
politischen  Flüchtlinge  den  Aufenthalt  in  einem  Grenzkanton  gestattet, 
noch  für  regelmässige  Uebermittlung  von  Flüchtlingslisten  als  Beweis 
einer  Controle,  am  wenigsten  in  Form  einer  übernommenen  Verpflich- 
tung oder  eines  Vertrages.  Im  bisherigen  Verkehr  hat  man  sich  aber 
nicht  geweigert,  einem  befreundeten  Nachbar,  wenn  er  darum  einkam, 
Aufschluss  über  die  Anwesenheit  gewisser  Fremden  zu  geben  und  Listen 
von  ausgewiesenen  und  geduldeten  Flüchtlingen  mitzutheilen. 

B.  1855  I.  372.  Vgl.  No.  606. 

398«  Der  zuerst  im  Wintermonat  1848  gegenüber  dem  Kt.  Tessin 
angewandte  Grundsatz  der  Intemirung  politischer  Flüchtlinge  wurde 
durch  eine  Verfügung  der  gesetzgebenden  Eiithe  vom  27.  Winter- 
monat 1848  bestätigt,  wodurch  er  gesetzliche  Kraft  erhielt  und  dem- 
nach gleich  dem  Art.  57  der  BVerf.  für  die  Folge  und  im  Allgemeinen 
als  staatsrechtlicher  Grundsatz  gilt. 

Aus  einer  Depesche  des  BR.  an  den  Greschäftsträger  in  Wien  v.  7.  Febr.  1854. 

« 

329»  Die  Intemirung  aller  politischen  Flüchtlinge  ins  Innere  der 
Schweiz  oder  in  Kantone ,  die  von  der  Grenze  ihrer  Heimat  entfernt 
liegen,  sowie  die  Ausweisung  aller  derjenigen,  die  das  Asyl  miss- 
brauchen oder  deren  fortgesetztes  revolutionäres  Treiben  notorisch 
ist,  gilt  als  festgestellte  Regel.  Bezüglich  der  Ausweisung  wird  von 
dieser  Regel  keine ,  bezüglich  der  Intemirung  nur  dann  vom  BR.  eine 
Ausnahme  gestattet,  wenn  Gründe  der  Humanität  oder  besondere 
Verhältnisse  obwalten  und  der  BR.  gleichzeitig  in  der  Persönlichkeit 
und  dem  ruhigen  Betragen  der  Flüchtlinge  diejenige  Garantie  findet, 
die  er  von  dem  zu  fordern  berechtigt  ist ,  dem  er  eine  ganz  besondere 
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Erleichterung  gewährt.  Die  Erlaubniss  zum  einstweiligen  Aufenthalt 
an  der  Grenze  kann  aber  jeden  Augenblick  zurückgezogen  und  je 
nach  Umständen  und  nach  eingehenden  Berichten  nicht  nur  in  eine 
sofortige  Intemirung,  sondern  in  eine  völlige  Ausweisung  aus  der 
Schweiz  verwandelt  werden. 

Es  ergibt  sich  hieraus ,  dass  nicht  niur  bei  Ertheilung  der  Bewil- 
ligung eine  einlässliche  Prüfung  der  Umstände  und  Verhältnisse  jeder 
einzelnen  Persönlichkeit  Statt  findet,  sondern  dass  auch  eine  fort- 
währende Aufsicht  geführt  wird ;  und  überdiess  weist  die  BBehorde 
keine  Reclamation  gegen  eine  von  ihr  gegebene  Aufenthaltsbewilligimg 
einfach  zurück,  sondern  sie  zieht  dieselbe  in  ernste  Berathungond 
trägt  ihr,  wenn  sie  begründet  ist,  alle  Rechnung.  Dieses  System  hat 
gewiss  alle  für  die  Nachbarstaaten  wünschbaren  Garantien  und  es  geht 
die  practische  Zweckmässigkeit  desselben  schon  daraus  hervor ,  dass 
sich  seit  längerer  Zeit  keine  erheblichen  Anstände  mehr  über  die 
Fremdenpolizei  mit  den  Nachbarstaaten  ergeben  haben.  B.  1856 1.869. 

330«    Art.  57  der  BVerf  findet  auf  alle  Fremden  ohne  Unterschied 
Anwendung,  auf  die  mit  vollkommen  regelmässigen  Papieren  ver- 
sehenen sowol,  als  auf  die,  welche  keine  solchen  besitzen,  sei  es,  weü 
sie  politische  Flüchtlinge ,  Deserteurs  oder  einfache  Refractärs  sind. 
Indem  der  Gesetzgeber  der  BGewalt,  beziehungsweise  dem  Bunde, 
diese  Befugniss  in  Betreff  der  admhiistrativen  und  politischen  Polizei 
zutheilte,  hat  er  offenbar  den  Willen  ausgesprochen,  der  mit  den 
internationalen  Angelegenheiten  beauftragten  Behörde  das  bestimmte 
und  förmliche  Recht  zu  ertheilen,  auf  polizeilichem  Wege  jeden  Frem- 
den aus  dem  Lande  zu  entfernen ,  der  duixh  sein  Verhalten ,  seine 
Handlungen  oder  aus  irgend  einer  Ursache  die  Sicherheit  und  die 
Beziehungen  der  Schweiz  zum  Auslande  gefährden  sollte.    Nun  gut 
als  Regel ,  dass  wer  das  Mehr  kann ,  auch  das  Weniger  darf  und  dass 
wenn  der  Bund,  beziehungsweise  der  BR.,  das  Recht  hat,  einen  Frem- 
den aus  der  Schweiz  loegzuweisen ,  er  um  so  mehr  das  Recht  haben 
muss,  ihn  in  gewissen  Fällen  zu  iniemiren  und  ihm  den  Aufenthalt  an 
der  Grenze  zu  untersagen. 

Die  mit  regelmässigen  Schriften  versehenen  und  nicht  zu  dar 
Klasse  der  politischen  Flüchtlinge,  der  Deserteurs  und  Refractärs 
gehörenden  Fremden  befinden  sich  zwar  in  einem  günstigem  Rechts- 
verhältniss  in  Bezug  auf  die  Niederlassung  und  den  Aufenthalt  in  der 
Schweiz  als  die  erstem ,  indem  sie  nöthigenfalls  den  Schutz  der  Ver- 
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xäge  tind  die  Dazwischenkunft  ihrer  Vertreter  bei  der  Eidgenossen- 
ichaft  anrufen  können.  Trotzdem  kann  ihnen  die  Schweiz  das  Nieder- 
Assungs-  oder  Äufenthaltsrecht  und  zwar  schon  aus  einem  der  in 
irt  41  der  BVerf.  in  Betreff  der  Schweizerbürger  vorgesehenen  Mo- 
ive  entziehen ,  abgesehen  davon ,  dass  ihre  Ausweisung  auch  auf  den 
\it.  57  sich  gründen  kann. 

Die  Flüchtlinge ,  Deserteurs  und  Refractärs  haben  hingegen  auf 
Ule  diese  Vertrags-  und  verfassungsmässigen  Vortheile  keinen  An- 
spruch. Sie  gemessen  die  Gastfreiheit  des  Landes,  das  ihnen  das  Asyl 
gewährt,  folglich  auch  berechtigt  ist,  es  ihnen  zu  entziehen. 

Das  Asyl  ist  eines  der  Attribute  der  Eantonalsouveränetät,  jedoch 
kein  unbedingtes  und  unbeschränktes;  denn  damit  es  diess  sein  könnte, 
müsste  man  nicht  nur  den  Art.  57,  sondern  auch  die  Bestimmungen 
ier  Art.  74  Ziff.  13  und  Art.  90  Ziff.  2,  8,  9,  10  beseitigen,  die  in  die- 
ser Beziehung  auch  die  Kantonalsouveränetät  beschränken,  indem  sie 
der  BBehörde  nicht  nur  ein  Aufsichtsrecht  zusicherten,  sondern  auch 
das  Recht,  handelnd  in  Allem  einzuschreiten,  was  mit  der  politischen 
Emigration  in  näherer  oder  weiterer  Beziehung  steht.  Es  kann  somit 
nicht  von  dem  guten  Willen  eines  Kantons  abhangen,  ob  ein  Fremder 
ans  der  Schweiz  entfernt  werde  oder  nicht,  welchen  die  BBehörde  für 
den  Bestand  der  internationalen  Beziehungen  als  gefährlich  betrachtet 
and  demzufolge  ausgewiesen  hätte.  Bisher  hat  kein  Kanton  diese 
Theorie  aufgestellt ;  denn  man  anerkennt,  wie  weit  sie  führen  könnte, 
besonders  wenn ,  was  immer  geschehen  kann,  eine  Meinungsverschie- 
denheit zwischen  der  Kantons-  und  der  BBehörde  hinsichtlich  der 
Auffassung  der  die  Massregel  begründenden  Thatsachen  obwalten 
sollte.  Es  genügt  auf  diese  Consequenz  hinzuweisen ,  um  zu  der  Ein- 
sicht zu  führen,  dass  bei  einem  entgegengesetzten  System  die  Bestim- 
mungen des  Art.  57  und  die  dieselben  ergänzenden  im  Grunde  nur 
eine  lächerliche  und  bedeutungslose  Vorschrift ,  eine  unversiegliche 
Quelle  unauflöslicher  Conflicte  zwischen  der  BBehörde  und  den  Kan- 
tonsregierungen sein  würden.  B.  1858 II.  251. 
Der  Ständerath  trat  in  seinem  Beschlüsse  vom  27.  Juli  1858  die- 
ser Auffassung  bei ,  indem  er  die  Beschwerde  der  Regierung  von  Genf 
über  Beschlüsse  des  BR.  v.  24.  April  und  24.  Mai  1858,  betreffend 
Ausweisung,  resp.  Internirung  mobilerer  in  Genf  sich  aufhaltender 
Fremder,  unter  Anfuhrung  folgender  Erwägungen  verwarf: 

1)    dass  der  BR.  kraft  Art.  90  (Eingang,  dann  Ziffer  8  und  9)  der 
BVerf.  befugt  und  unter  Umständen  auch  verpflichtet  ist,  die  durch 
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Art.  57  dem  Bund  eingeräumten  Befugnisse  in  Bezug  auf  Ausweisung 
von  Fremden  von  sich  aus  und  ohne  höheres  Zuthun  der  gesetzgeben- 
den Bäthe  der  Eidgenossenschaft  auszuüben ;  dass  der  Abgang  eines 
BGesetzes  über  Fremdenpolizei  jene  Befugniss  des  BR.  nicht  nur  nicht 
schwächt,  sondern  vielmehr  bekräftiget,  und  dass,  im  Weitem,  die 
Befugniss  zur  Ausweisung  aus  dem  Gebiete  der  Eidgenossenschaft 
diejenige  zur  blossen  Internirung  in  sich  schliesst; 

2)  dass  auch  keine  materiellen  Gründe  vorliegen ,  gegen  das  Ein- 
schreiten des  BR.  im  recurrirten  Falle  eine  abweichende  Verfugung 
eintreten  zu  lassen.  B.  1858  IL  871. 

Der  endliche  Beschluss   der  Rätlie  vom   14./15.  Januar  1859 
[OflF.  S.  VI.  115]  enthält  blos  noch  folgende  Erwägungen : 

»1)  dass  laut  dem  letzten  Berichte  des  BR.  [B.  1859  L  35]  die 
thatsächliche  Frage ,  welche  zu  dem  Conflicte  Veranlassung  gegeben 
hat ,  gelöst  worden  ist ; 

»2)  dass  übrigens  im  vorliegenden  Falle  der  BR.  die  ihm  durch  die 
BVerf.  eingeräumte  Corapetenz  nicht  überschritten  hat.« 

331«  Es  ist  einleuchtend ,  dass  ein  grosser  Unterschied  besteht 
zwischen  politischen  Flüchtlingen  und  Deserteurs.  Die  erstem  müssen 
ihr  Land  verlassen,  um  grossen  Gefahren  und  starken  Strafen  zu  ent- 
gehen, denen  sie  in  Folge  ihrer  politischen  Ueberzeugungen  ausgesetzt 
sind.  Die  zweiten  dagegen  verlassen  ilir  Land  freiwillig,  um  sich  den 
Militärpflichten  zu  entziehen,  denen  sie  nach  den  Gesetzen  unterworfen 
sind  und  die  jeder  Bürger,  den  das  Loos  trifft,  zu  tragen  hat;  auch 
sind  die  Deserteurs,  so  viel  bekannt,  keinen  erheblichen  Strafen  aus- 
gesetzt ,  insofern  sie  binnen  einer  gewissen  Frist  zurückkehren.  Aus 
diesem  Grunde  ist  denn  auch  die  Behandlung,  die  diesen  beiden  Klassen 
von  Personen  im  Allgemeinen  in  der  Schweiz  zu  Theil  wird,  eine  sehr 
verschiedene.  Weitaus  die  meisten  Kantone  gewähren  den  politischen 
Flüchtlingen  bereitwillig  ein  Asyl,  wäluend  fast  alle  Kantone  den 
Deserteurs  kein  solches  geben ,  sondern  sie  behandeln  wie  alle  Frem- 
den, die  keine  ordentlichen  Schriften  haben,  d.  h.  sie  möglichst  schnell 
zu  entfernen  trachten,  natürlich  ohne  sie  an  die  Behörden  ihres  Lan- 
des auszuliefern.  Diese  letztere  Auffassung  ist  auch  diejenige  des  BR. 
und  er  hat  daher  bei  jeder  Gelegenheit  mit  Rücksicht  auf  das  Gesetz 
über  Heimatlosigkeit  darauf  hinzuwirken  gesucht,  dass  die  Deserteurs 
im  Kanton  nicht  geduldet  werden.  Diese  Auffassung,  die  fast  in  allen 
Kantonen  wurzelt  und  zum  Theil  in  jenem  Gesetz  seine  Begründung 
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findet,  kann  derBR.  nicht  verlassen,  noch  zu  einem  entgegengesetzten 
System  übergehen.  Er  würde  diess  aber  thun,  wenn  er  aus  eidg.  Geldern 
Unterstützungen  verabreichen  würde,  um  ihnen  den  Aufenhalt  in  der 
Schweiz  leicht  und  bequem  zu  machen ;  auch  ist  es  einleuchtend,  dass 
durch  eine  solche  Massregel  der  Andrang  der  Deserteurs  nach  der 
Schweiz  in  erheblichem  Masse  vermehrt  würde.  Es  ist  ferner  zu  be- 
rücksichtigen,  dass  ein  solches  Verfahren  ein  gutes  Einvernehmen 
mit  unsem  Nachbarstaaten  keineswegs  fördern  würde.  "Während  wir 
z.  6.  in  denselben  beständig  darauf  hinwirken ,  dass  die  von  unsem 
Gesetzen  verbotene  Werbung  dort  unterdrückt  werde,  würde  es  dort  wol 
nicht  mit  gleichgültigen  Augen  angesehen  werden,  wenn  wir  demjenigen, 
die  die  Gesetze  ihres  Landes  übertreten ,  gleichsam  eine  Prämie  ver- 
abreichen würden.  Endlich  ist  zu  berücksichtigen,  dass  der  BK.  sogar 
den  politischen  Flüchtlingen  in  der  Regel  nur  Unterstützungen  gibt, 
um  ihre  Entfernung  aus  der  Schweiz  möglich  zu  machen.  Aus  diesen 
Gründen  könnte  es  der  BR.  vor  der  B Versammlung  nicht  verantworten, 
für  Unterstützungen  von  Deserteurs  eidg.  Gelder  zu  verwenden. 

Was  die  beabsichtigte  Inteimirung  betrifit ,  so  sind  die  bestehen- 
den staatsrechtlichen  Verhältnisse  zu  beachten.  Die  Fremdenpolizei, 
und  insbesondere  das  Recht,  Aufenthalt  und  Asyl  zu  geben,  ist  Sache 
der  Kantone  und  die  BBehörde  kann  dieses  Recht  nach  Art.  57  der 
BVerf.  nur  beschränken,  nicht  erweitern,  d.  h.  sie  kann  keinem  Kanton 
Fremde  gegen  seinen  Willen  aufdringen.  Ausnahmen  sind  möglich 
bei  gebieterischer  Nothwendigkeit ,  wie  eine  solche  z.  B.  im  J.  1849 
eingetreten  ist  bei  Anwesenheit  einer  ganzen  Armee  von  Flüchtlingen. 
Wenn  es  sich  dagegen  um  Internirung  einzelner  oder  mehrerer  Flücht- 
linge handelte ,  so  geschah  dieses  nie  in  der  Form ,  dass  man  sie  von 
Bundes  wegen  gewissen  Kantonen  zuwies ,  sondern  man  befahl  ihnen 
einfach,  die  Grenzkantone  zu  verlassen  und  im  Innern  der  Schweiz  ein 
Asyl  nachzusuchen.  Bei  der  jetzigen  Sachlage  hält  sich  daher  der  BR. 
nicht  für  befugt,  durch  einen  förmlichen  Befehl  andern  Kantonen  die 
Deserteurs  in  Genf  zuzuweisen,  zumal  für  die  absolute  Nothwendigkeit 
einer  solchen  Massregel  keine  zureichenden  Gründe  vorliegen  und 
der  BR.  nicht  einmal  die  Zahl,  die  Heimatorte  und  das  Verhalten  der- 
selben kennt. 

Dagegen  ist  der  BR.  erbötig ,  auf  Verlangen  den  Kantonen  von 
dieser  Sachlage  Kenntniss  zu  geben  und  sie  anzufragen,  ob  sie  solchen 
Deserteurs,  die  mit  einem  genferischen  Laufpass  versehen  wären,  den 
Durchzug  und  im  Falle  von  Arbeit  den  Aufenthalt  gestatten  wollen. 
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unter  der  Bedingung  natürlich,  dass  sie  jeweilen  nach  Genf  zurück* 
gewiesen  werden  dürfen  und  dass  dieser  Kanton  im  Falle  von  Hei- 
matlosigkeit verantwortlich  bleibe ;  denn  man  kann  für  ziemlich  ge- 
wiss ansehen ,  dass  ohne  diese  Bedingungen  von  allen  Kantonen  eine 
abschlägige  Antwort  erfolgen  würde.  BR.  an  Genf  v.  27.  Aug.  1860. 

333«    Die  Bewilligung  zur  Rückkehr  ausgewiesener  Flüchtlinge 

findet  nur  ganz  ausnahmsweise  unter  ganz  besondem  Yerhältnisseii 

Statt  und  wird  nie  an  solche  ertheilt,  welche  wegen  Missbrauches  des 

Asyls ,  also  durch  eigenes  Verschulden ,  ausgewiesen  wurden. 

BR.  V.  13.  Juni  1866  i.  S.  Winterbezg. 


XIU.  Gompetenzen 

1.  der  vereinigten  Räthe  (Bundesversammlung). 

BVerf.  Art  80.  BGesetz  vom  22.  Dec.  1849  über  den  Geschäftsverkehr  zwischen 
dem  Nationab^th,  Ständerath  u.  s.  w.  [Off.  S.  I.  279].  Geschäftsreglement  v.  11.  Juli 
1856  [V.  123  in  Verbindung  mit  11.  14].  Wahlrcglement  für  die  Schweiz.  BVersamm- 
lung  vom  27.  Januar  1859  [VI.  148].  Decret  vom  16.  Novbr.  1849,  betreffend  doi 
von  den  obersten  BBehörden  zu  leistenden  Amtseid  [1. 451.  BGesetz  v.  9.  Decbr.  1850, 
betreffend  die  Verantwortlichkeit  der  eidg.  Behörden  und  Beamten  [II.  1491.  —  Art  6 
des  BGesetzes  vom  20.  Novbr.  1850,  betreffend  den  Gerichtsstand  für  Civilklagen. 
welche  von  dem  Bunde  oder  gegen  denselben  angehoben  werden  [Off.  S.  IL  73]. 

Vgl.  No.  8§!8. 

333*  Bei  Competenz fragen  werden  stets  nur  die  Fundamente 
der  Klage  untersucht ,  während  auf  den  Fond  der  Streitfrage,  auf  die 
Frage,  ob  die  angeführten  Thatsachen  in  allen  Richtungen  bewiesen 
werden  können ,  ob  der  Beschwerdeführer  legitimirt  sei,  ob  nicht  an- 
derweitig präjudicirt  sei  u.  s.  f.,  noch  gar  nicht  eingetreten  wird.  Diese 
letztern  Untersuchungen  gehören  schon  ins  Gebiet  der  richterlichen 
Gewalt,  der  materiell  durch  die  BVersammlung  nicht  irgendwie  prä- 
judicirt werden  soll. . . .  Die  BVereammlung  hat  daher  im  einzelnen 
Falle  —  die  factischen  Verhältnisse  als  wahr  vorausgesetz£  —  nur  zu 
untersuchen,  ob  eine  Läsion  verfassungsmässiger  Rechte  eines  Bürgers 
ernstlich  in  Frage  komme.  B- 1851  in.  134. 

334*  Der  Nationalrath  cassirte  am  14.  Novbr.  1848  die  im  Kan- 
ton Freiburg  getroffenen  Wahlen  in  diese  Behörde,  darauf  gegründet, 
dass  dort  vorgeschrieben  worden  war ,  es  dürfen  nur  diejenigen  an 
der  Wahl  Antheil  nehmen,  welche  sowol  die  Bundes-  als  die  Eantonal- 
verfassung  beschworen  haben,  während  es  den  Kantonen  nicht  zu- 
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stehen  könne,  zu  den  durch  die  BVerf.  aufgestellteu  Erfordernissen 
noch  weitere  hinzuzufügen. 

Da  die  Regierung  von  Freiburg  in  diesem  Entscheide  einen  Ein- 
griff in  ihr^  Kantonalsouveränetät  erblickte ,  erhob  sie  nach  Art.  74 
Ziffer  17  der  BVerf.  einen  nach  Art.  80  von  den  vereinigten  Räthen 
zu  behandelnden  Competenzstreit.  Diese  erklärten  sich  wirklich  als 
zuständig  und  hoben  dann  am  20.  Novbr.  1848  den  Beschluss  des 
Nationalrathes  auf.  B.  1848 1. 95—107. 

339*  Nachdem  der  BR  am  4.  Septbr.  1849  beschlossen  hatte, 
Luzem  habe  den  aargauischen  Israeliten  Zutritt  zu  den  dortigen 
Märkten  zu  gestatten,  vorausgesetzt  dass  sie  sich  den  für  die  Einhei- 
mischen geltenden  Gesetzen  und  Verordnungen  unterziehen:  erhob 
die  Regierung  von  Luzern  einen  Competenzstreit  [Art.  74,  Ziffer  17a 
der  BVerf.],  indem  sie  behauptete,  dieser  Gegenstand  falle  ausschliess- 
lich der  Kantonalsouveränetät  anheim. 

National-  und  Ständerath  beschlossen  am  12.  Decbr.  1849  in 
getrennten  Sitzungen,  es  gehöre  diese  Frage  zu  genieinschaftlicher 
Verhandlung  an  die  vereinigten  Räthe. 

Am  29.  April  1850  beschloss  sodann  die  BVersammlung : 

»  Der  in  Frage  liegende  Gegenstand  gehöre  in  den  Bereich  der 
Competenz  des  Bundes ,  es  sei  desshalb  der  BR.  zum  Erlasse  des  De- 
cretes  vom  4.  Septbr.  1849  lt.  Art.  90  Ziffer  2  der  B Verfassung  berech- 
tigt gewesen  und  es  sei  die  Beschwerde  des  Standes  Luzern  vom 
5.  Nov.  1849  in  dieser  Beziehung  als  unbegründet  abgewiesen. « 

Hierauf  ging  die  Sache  zum  Entscheid  über  die  Hauptfrage  an 
die  getrennten  Räthe  [s.  oben  No.  46]. 

336«  Der  aargauische  Landsasse  Joseph  Hammer,  der  im  J.  1848 
zu  Oberkulm  eingebürgert  wurde ,  hatte  mit  der  Salomea  Schläppi 
von  Lenk  (Bern)  vier  Kinder  erzeugt,  die  der  Gemeinde  der  Mutter 
zugesprochen  worden  waren.  Im  J.  1849  ehelichten  sich  diese  Perso- 
nen und  es  erhob  sodann  die  Regierung  von  Bern  gegen  diejenige  von 
Aargau  Klage  beim  BG.  auf  nachträgliche  Aufnahme  jener  Kinder  in 
das  nunmehrige  Bürgerrecht  der  Eltern.  Am  1.  Juni  1853  setzte  der 
Präsident  des  BG.  der  Regierung  von  Aargau  Frist  von  3  Wochen  zu 
Eiiureichung  der  Antwort  an,  worauf  am  17.  gl.  Mts.  die  Justizdirection 
um  Erstreckung  der  Frist  um  weitere  3  Wochen  ansuchte,  » indem  die 
Acten  zu  Erstellung  der  Antwort  vielseitig  vervollständigt  werden 
müssten«.  Am  5.  Juli  wurde  dann  aber  die  Competenz  des  BG.  be- 
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stritten,  worauf  die  Klage  der  Kegierung  von  Bern  zorückgertellt  und 
von  letzterer  die  Competenzfrage  bei  der  BVersammlung  anhängig 
gemacht  wurde. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  §  92  des  BGesetzes  über 
das  Verfahren  beim  BGerichte  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten 
vom  22.  Novbr.  1850  [Off.  S.  II.  98 :  »der  Beklagte  kann  bei  derjenigeo 
Stelle,  von  welcher  ihm  die  Klageschrift  mitgetheilt  worden  ist,  inner- 
halb drei  Wochen  vom  Empfang  dei-selben  an  gerechnet,  die  Zustän- 
digkeit des  BG.  bestreiten  «] ,  sowie  des  §  65  [»  Gesetzliche  Fristen 
können  nur  durch  Uebereinkunft  der  Parteien  erstreckt  werden.  Wer 
sie  versäimit,  verwirkt  die  Befagniss ,  deren  Ausübung  durch  das  Ge- 
setz an  sie  geknüpft  war«,  während  hier  die  Beklagte  .zu  Erstreckung 
der  Frist  die  Zustimmung  der  Klägerin  nicht  eingeholt  habe]  beschloss 
die  BVersammlung  am  9.  Febr.  1850:  »es  sei  die  Competenzbestrei- 
tuug  der  Regierung  von  Aargau  verspätet  und  habe  dadurch  der  be- 
klagte Theil  das  Recht  verwirkt,  im  vorliegenden  Falle  die  Zuständig- 
keit des  BG.  zu  bestreiten.«    [Vgl.  unten  No.  519«] 

337*  In  dem  unter  No.  334  erwähnten  Streite  zwischen  P.  D. 
Turian  in  Morges  und  den  mütterlichen  Seitenverwandten  seines 
Sohnes  wurde  von  Seite  der  Regierung  von  Genf  die  Competenz  des 
BR.  zu  Beurtheilung  dieses  Conflicts  bestritten.  In  seiner  Botschaft 
an  die  BVersammlung  begründete  der  BR.  seine  Zuständigkeit  fol- 
gendermassen : 

Wenn  über  die  Competenz  der  Gerichte  des  einen  und  andern 
Kantons  ein  Couflict  obwaltet,  so  ergibt  sich  die  Nothwendigkeit, 
diesen  Conflict  durch  die  competente  BBehörde  zu  entischeiden.  Diese 
Behörde  ist  aber  nicht  das  BGericht,  weil  es  sich  nicht  um  eine 
bürgerliche  Rechtsstreitigkeit  zwischen  zwei  Kantonen  handelt,  son- 
dern um  eine  staatsrechtliche  Frage  über  die  Jurisdictionsbefug- 
niss,  als  Ausfluss  der  Territorialhoheit  und  weil  durch  Art.  101  der 
BVerf.  solche  Fragen  ausdrücklich  der  Competenz  des  BG.  entzogen 
sind.  Aus  diesem  Grunde  hat  bisdahiu  der  BR.  solche  Competenz- 
streitigkeiten  entschieden,  selbstverständlich  nach  Art.  74  Ziffer  15 
der  BVerf.  unter  Vorbehalt  des  Recurses.  Aber  auch  die  BVersamm- 
lung (wie  hier  behauptet  wurde)  ist  nicht  unmittelbar  zuständig,  denn 
es  ist  zu  beachten : 

1)    Es  liegt  gewiss  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Anwendung  von 
Verfassung,  Gesetzen ,  Concordaten  und  Beschlüssen  auf  täglich  vor- 
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kommende  einzelne  Fälle  nicht  zunächst  der  obersten  Landesbehörde 
zusteht,  deren  wesentlicher  Wirkungskreis  sich  auf  die  Gesetzgebung 
und  Oberaufsicht  bezieht,  sondern  der  Gerichts-  und  Regierungs- 
behörde ,  je  nachdem  der  Streit  privatrechtlich  ist  oder  nicht.  Die 
umgekehrte  Ansicht  müsste  in  der  That  zu  einer  sonderbaren  und 
Bchwerfölligen  Praids  fuhren.  Es  kommen  nämlich  sehr  häufig  solche 
Falle  vor,  die  bisweilen  sehr  dringlich  sind,  z.  B.  bei  Fragen  über  die 
Zulässigkeit  von  Arrestanlegung.  In  allen  solchen  Fällen  müsste  man 
nach  der  andern  Ansicht  entweder  die  BYersammlung  einberufen, 
oder  die  Betheiligten  müssten  bis  zu  ihrem  Zusammentritte,  vielleicht 
fast  ein  Jahr ,  warten. 

2)  Obiger  Grundsatz  wird  auch  durch  Art.  90  Ziffer  2  der  BVerf. 
bestätigt.  Das  ganze  nach  dieser  Ziffer  dem  BR.  zugewiesene  Ge- 
schäflsgebiet  besteht  vorzugsweise  aus  staatsrechtlichen  Streitfragen 
und  somit  verlöre  dieser  Artikel  grösstentheils  seine  Bedeutung ,  so- 
bald man  dem  Art.  74  Ziffer  16  die  Auslegung  gäbe,  dass  die  BYer- 
sammlung sich  zunächst  und  unmittelbar  mit  diesen  Geschäften  zu 
befassen  habe.  Diese  Ansicht  würde  auch  zu  sonderbaren  Consequen- 
zen  fuhren.  Bekanntlich  besteht  zwischen  einigen  Kantonen  über 
den  Gerichtsstand  in  Erbsachen  ein  Concordat.  Wenn  nun  zwischen 
zwei  Kantonen,  die  im  Concordate  stehen,  und  zwischen  zwei  andern, 
die  nicht  dazu  gehören ,  ganz  der  gleiche  Competenzstreit  ausbricht, 
80  wird  Niemand  bezweifeln  wollen ,  dass  nach  Art.  90  Ziffer  2  der 
BVerf  zunächst  der  BR.  jenen  Streit  zu  entscheiden  hätte.  Soll  nun 
aber  der  BR.  nicht  entscheiden,  wenn  die  Kantone  nicht  in  dem  Con- 
cordate stehen? 

3)  Diese  Ansicht  wird  auch  durch  Art.  25  Ziffer  6  des  Gesetzes 
über  die  Organisation  und  den  Geschäftsgang  des  BR.  [Off.  S.  I.  49] 
bestätigt ,  denn  sonst  hätte  man  die  Begutachtung  von  Competenz- 
streitigkeiten  »  der  Kantone . . .  unter  sich  «  nicht  dem  Justiz-  und 
Polizeidepartement  zuweisen  können. 

4)  Endlich  stimmt  mit  dieser  Auffassung  die  coustante  Praxis 

überein. 

B.  1850  ni.  61  ff.  cf.  ibid.  S.  128  u.  BR.  vom  8.  Aprü  1850  i.  S.  Grob- 

DappPsche  Erbschaft. 

Die  BVersammlung  beschloss  am  20.  Decbr.  1850: 
♦  Die  BVersammlung  in  Anwendung  des  Ait.  74  Ziffer  17  der 
BVerfasBung  erklärt:  dass  der  BR.  in  der  vorliegenden  Streitfrage 
zwischen  den  Regierungen  von  Waadt  und  Genf  competent  sei,  unter 
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Vorbehalt  der  Beschwerdeführung,  welche  nach  Art  74  Ziffer  15  der 
BVerf.  über  Vei*fiiguugen  des  ER.  an  die  BVersammlung  zulässig  ist « 

Dem  Berichte  der  diessfalligen  Commission  entheben  vnr  noch 
folgende  Stelle : 

» Da  ...  die  Entscheidungen  der  beiden  Gerichte  einander  schnurstra^  ni- 
widerlaufen  und  von  der  einen  Seite  die  Zuständigkeit  des  waadtländischen,  von  der 
andern  Seite  diejenige  des  genferischeu  Gerichtes  beharrlich  in  Abrede  gestellt  wird, 
so  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  es  Sache  des  Bundes  ist,  diesem  Conflietc  ein  Ende 
zu  machen.  Denn  nach  Art.  14  der  BVerf.  sind  die  Kantone  verpflichtet,  wenn  Strei- 
tigkeiten unter  ihnen  vorfallen ,  sich  jeder  Selbsthtllfe  zu  enthalten  und  sich  der  bim- 
desgemässen  Entscheidung  zu  unterziehen.  Dass  die  Kantonalgerichte  eben  so  weojg 
als  die  Administrativbehörden  eigenmächtig  verfahren  dürfen ,  sondern  ebenüalls  der 
BGcwalt  unterworfen  sind ,  braucht  wol  nicht  näher  auseinandergesetzt  zu  werden. 
Ea  fragt  sich  daher  blos ,  welche  Behörde  als  Organ  des  Bundes  in  dieser  Sache  zn 
handeln  habe.    Dass  das  BG.  nicht  competent  sei,  ist  principiell  in  der  Lieberherr- 
Wenger'schen  Angelegenheit  [No.  556]  von  der  BVersammlung  im  Juli  d.  Js.  bereits 
ausgesprochen.   Es  bleibt  daher  nur  die  Wahl  zwischen  dem  BR.  und  der  BVer- 
sammlung übrig.   Darüber  herrscht  kein  Streit,  dass  wenn  der  BR.  gewiasermaasen 
als  Richter  iu  erster  Instanz  zu  handeln  hätte ,  der  Entscheid  desselben  durch  eine 
nach  Ziffer  15  des  Art.  74  bei  der  BVersammlung  zu  erhebende  Beschwerde  an- 
gefochten werden  könnte ,  sowie  umgekehrt  die  BVersammlung,  wenn  sie  in  erster 
und  letzter  Instanz  verfügen  wollte ,  ohne  allen  Zweifel  vorher  das  Gutachten  des 
BR.  einholen  würde.  Wir  können  daher  nicht  begreifen,  wesshalb  der  Staatsrath  des 
Kts.  Genf  einen  so  grossen  Werth  darauf  legt ,  dass  der  Streit  in  erster  Linie  durch 
die  BVersammlung  entschieden  werden  solle.  Wir  unsererseits  halten  dafür,  dass 
der  Instanzenzug,  den  der  BR.  eingehalten  wissen  will,  einer  gründlichem  Wür- 
digung der  streitigen  Verhältnisse  nur  förderlich  sein  könne  und  dass  die  BVer- 
sammlung, der  die  Gesetzgebung  uud  die  Oberaufsicht  über  die  Verwaltung  und  die 
Rechtspflege  zusteht,  nicht  die  geeignete  Stelle  sei,  um  in  erster  Linie  einzelne 
Streitsachen  zu  beurtheilen  .  . .   Die  Ziffer  16  des  Art.  74  der  BVerf.  steht  dieser 
Auffassung  keineswegs  entgegen ,  da  im  Falle  einer  Beschwerde  über  den  Entscheid 
des  BR.  staatsrechtliche  Streitigkeiten  zwischen  den  Kantonen  jedenfalls  von  der 
BVersammlung  zu  beurtheilen  sind  und  die  diessfällige  Verfassungsbestimmung  so 
ausgelegt  werden  muss,  dass  sie  mit  der  Ziffer  2  des  Art.  90  der  BVerf ,  welche  dem 
BR.  mit  Beziehung  auf  solche  Streitigkeiten  ebenfalls  eine  geiiisse  Competcnz  zu- 
schreibt, in  gehörigem  Einklänge  steht.  In  diesem  Sinne  ist  auch  in  der  schon  er- 
wähnten Lieberherr- Wenger'schen  Conflictsache  zwischen  Appenzell  A.-R.  und  Bern 
entschieden  worden.« 

338*  Elisabetha  Walker  von  Wasen  (Uri)  gebar  am  8.  Nov.  1842 
in  Hendschiken  (Aargau)  ein  Kind,  das  am  13.  gl.  Ms.  auf  den  Namen 
»Johanna«  getauft  wurde.  Xaver  Grob  von  Cham  (Zug),  damals 
wohnhaft  in  Aarau ,  verkostgeldete  dieses  Kind  bei  der  Hebamme  in 
Hendschiken  und  schloss  im  J.  1843  mit  der  aargauischen  Oemeinde 
AUiswyl  einen  Vertrag  ab,  kraft  dessen  die  »Johanna  Walker«  gegen 
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Bezahlung  von  300  Fr.  in  das  Bürgerrecht  dieser  Gemeinde  auf- 
genommen wurde.  Im  J.  1849  wurde  indess  durch  Urtheil  des  Be- 
zirksgericlfts  Lenzburg  und  des  aargauischen  Obergerichts  die  Ein- 
bürgerung der  Johanna  Walker  zu  AUiswyl  als  ungültig  aufgehoben. 
Nun  gelangte  die  Regierung  von  Aargaa  an  diejenige  von  Vri,  dass 
de  die  Johanna  Walker  als  ihre  Bürgerin  anerkenne  und  auf  ihre 
Weigerung  erhob  sie  in  diesem  Sinne  eine  Klage  beim  BR.,  die  dieser 
dem  BG.  zur  Erledigung  überwies.  Allein  die  Regierung  von  Uri 
bestritt  die  Competenz  des  BG.  in  Sachen  zu  urtheilen ,  wesshalb  die 
Competenzfrage  an  die  BVersammlung  gelangte. 

Die  von  den  vereinigten  Räthen  niedergesetzte  Commission  bean- 
tragte Verwerfung  der  von  Uri  erhobenen  Competenzeinrede ,  im 
Wesentlichen  aus  folgenden  Gründen : 

»  Offenbar  treten  hier  zwei  Kantone  gegen  einander  auf  «nd  die  in  der  BVerf. 
Art  101  Ziffer  1  lit.  a.  enthaltene  Bestimmung  ist  hier  vorhanden.  Ob  die  Klage 
Aargaa's  eine  begründete  oder  eine  unbegründete  sei,  solches  zu  entscheiden  ist  aber 
Sache  des  BG.  Jedenfalls  hat  also  die  Sache  dahin  zu  gelangen. 

>  Aber  geht  man  auch  tiefer  ein  und  fragt  sich :  ist  im  Gnmde  und  beim  Lichte 
betrachtet  nur  ein  Streit  zwischen  zwei  Gemeinden,  wie  Uri  behauptet,  oder  ist  wirk- 
lieh ein  Streit  zwischen  zwei  Kantonen ,  wie  Aargau  behauptet ,  vorhanden ,  so  muss 
sich  die  Commission  für  das  letztere  entscheiden.  Wenn  der  Streit  als  zwischen  zwei 
GemeiDden  obschwebend  betrachtet  werden  wollte ,  so  sind  diese  zwei  Gemeinden 
AUiswyl  and  Wasen.  Allein  die  Gemeinde  Alliswyl  würde,  so  viel  aus  den  Acten  er- 
hellt, das  Kind  anerkennen,  wenn  solches  von  ihr  abhinge,  doch  die  Regierung  von 
Aargan  gibt  es  nicht  zu ;  und  ^ie  es  scheint ,  wünle  auch  die  Regierung  von  Uri 
nicht  zugeben,  dass  die  Gemeinde  Wasen  das  Kind  anerkenne.  Die  Regierungen  han- 
deln also  nicht  im  Namen  der  Gemeinden ,  sondern  selbständig.  Fragt  man  weiter, 
haben  die  Regierungen  ein  Interesse ,  geht  sie  die  Sach(f  etwas  an,  so  ist  auch  diese 
Frage  zn  bejahen.  Es  handelt  sich ,  wie  Aargau  richtig  bemerkt,  lun  die  Kantons- 
hörigkeit, 

n  Betrachtet  man  die  Antccedentien ,  so  findet  man ,  dass  schon  vor  der  BVerf. 
von  1848  Streite  zwischen  Kantonen  über  Kantonshörigkeit  von  Personen  an  das 
etdgenOsnsche  Recht  gelangten ;  während  der  kurzen  Dauer  des  BG.  seit  1848  beur- 
theilte  es  schon  ähnliche  Fälle. 

» Ferner  ist  zu  bemerken ,  dass  auf  emem  Umwege ,  wenn  man  dem  Staude 
Aargau  den  Zutritt  vor  das  BG.  dermalen  imd  in  der  Weise ,  wie  es  denselben  ver- 
langt, nicht  gestatten  würde,  der  Streit  zuletzt  doch  an  das  BG.  gelangen  dürfte. 
Setxe  man  nur  den  Fall,  die  Kantone  Aargau  und  Uri  würden  anfangen ,  daa  quästio- 
Dirliche  Kind  einander  polizeilich  zuzuschieben ,  indem  jeder  Theil  behauptete ,  das- 
selbe gehöre  nicht  ihm ,  sondern  dem  andern  Theile  an.  Am  Ende  müsste  doch  das 
BG.  den  Zwist  in  Folge  Anordnung  des  BR.  entschcidep. 

» Die  Commission  glaubt  endlich  noch  auf  einen  Gcsichtspimkt  aufmerksam 
machen  zu  soUen,  in  Folge  dessen  man  weniger  ängstlich  sein  darf,  einen  Streitgegen- 
stand an  das  BG.  zu  weisen.   Früher  durch  die  Annahme  eines  s.  g.  eidgenössischen 
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Rechts ,  später  durch  die  AufsteUung  eines  BG.  hat  sich  die  Stellung  der  Kantone  in 
Rechtsstreitigkeiten  anders  gestaltet,  als  wenn  sie  als  völlig  unabhängige  Staaten 
einander  gegenüber  ständen.   Wenn  z.  B.  ein  Staat  an  den  andern  auürgend  einem 
Rechtstitel  eine  Ansprache  macht,  so  muss  er  den  Fiscus  des  betreffenden  Staats  tot 
den  Gerichten  des  Bundes  belangen.   In  Folge  des  frühem  Instituts  des  eidg.  Rechts 
und  des  spätem  des  BG.  ist  solches  zwischen  den  Schweizerkantonen  nicht  der  Fall 
Das  BG.  soll  die  Streitigkeiten  entscheiden,  welche  nicht  statu srechtlicher  Natur  sind; 
dem  Staatsrechte  gegenüber  steht  das  h'ivatrecht.  Das  BG.  ist  also  bestimmt,  pH- 
ra^recA^/ic/ie  Streitigkeiten,  zwischen  den  Kantonen  zu  schlichten,  während  dieses 
sonst,  wenn  man  nichts  von  einem  solchen  Rechtsinstitute  wüsste,  den  Gerichten 
des  angesprochenen  Staates  zustehen  würde.«     B.  1851 III.  183. 

Die  vereiuigten  Käthe  beschlossen  am  4.  Aug.  1851  unter  Hin- 
weisung auf  Art.  101  Ziffer  1  lit.  a,  es  habe  das  BG.  die  vorgedachte 
Streitsache  zu  beurtheilen. 

339*  Appenzell  A.-R,  bestritt  mit  Schreiben  vom  20.  Apr.  1852 
(B.  1852 III.  159)  dem  Bunde  die  Competenz,  die  Art.  292—297  des 
BGesetzes  über  die  Strafrechtspflege  für  die  eidg.  Truppen  Yom 
27.  August  1851  auf  die  im  Kantonaldienst  stehenden  Truppen  aus- 
zudehnen. 

Beide  Käthe  (und  zwar  der  Nationalrath  am  15.  Juli  1852  und 
der  Ständerath  am  17.  gl.  Ms.)  beschlossen,  diesen  Competenzstreit 
nach  Massgabe  des  Art.  74  Ziffer  17  und  Art.  80  der  BVerf.  den  yer- 
einigten  Käthen  zum  Entscheid  vorzulegen. 

lieber  den  endlichen  Entscheid  s.  No.  326* 

340*  Die  Regierung  von  Beim  bestritt  dem  BR  die  Competeuz, 
auf  die  Beschwerde  mobilerer  Sectionen  des  Grütlivereins  über  die 
Autliebung  dieses  Vereins  im  Kt.  Bern  und  die  Wegweisung  der  dort 
nicht  förmlich  niedergelassenen  Mitglieder  einzutreten. 

Das  Nähere  siehe  oben  No.  194* 


Kaspar  Käsli  von  Altorf,  Kts.  üri,  kath.  Ck)nfes8ion,  erwarb 
im  Laufe  des  Jahres  1854  ein  zweites  Bürgerrecht  in  Oetweil  (Zürich) 
und  verehelichte  sich  hierauf  am  20.  Novbr.  1854  mit  Barbai*a  Luise 
Schulthess,  geschiedener  Tschudi,  reformirter  Confession,  von  Schwan- 
den (Glarus).  Diese  Verehelichuug  fand  unter  Beobachtung  der  durch 
die  Gesetze  der  Kantone  Zürich  und  Glarus  vorgeschriebenen  Formen 
Statt.  Die  Kegierung  von  üri  erklärte  jedoch  unterm  12.  März  1855 
nicht  nur  die  Ehe  als  nach  canonischem  Kecht  ungültig,  sondern  ver- 
weigerte zugleich  der  Ehefrau  Käsli  den  Aufenthalt  im  Kt.  Uri.  [Vergl. 
No.  86].    Als  Käsli  hierüber  beim  BK.  sich  beschwerte ,  bestritt  die 
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Regierung  von  Uri  in  erster  Linie  die  Competenz  des  Bundes  über  die 
Gültigkeit  einer  Ehe  zu  entscheiden  und  in  zweiter  Linie  behauptete 
äe  die  materielle  Ungültigkeit  der  von  Käsli  eingegangenen  Ehe. 

Der  BR  ging  in  seiner  diessfälligen  Entscheidung  davon  aus ,  es 
sei  die  Frage  der  Aufenthalts-  oder  Niederlassungsbefugniss  der  Barb. 
Luise  Schulthess  als  Ehefrau  des  Kaspar  Käsli  im  Kt.  Uri  auseinander 
zu  halten  von  der  Frage  über  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  Ehe 
selbst  nach  den  umerschen  Gesetzen.  Behalte  man  die  Niederlas- 
songsfrage  rein  im  Auge ,  so  unterliege  es  keinem  Zweifel ,  dass  die 
Competenz  des  BR.  darüber  zu  entscheiden  begründet  sei,  indem 
Art  41  der  BVerf.  den  Schweizerbürgern  das  freie  Niederlassungs- 
recht gewährleiste  und  der  BR.  nach  Art.  90  Ziff.  2  zur  Handhabung 
der  BVerf.  berufen  sei 

Da  sich  indess  die  Regierung  von  Uri  dem  Entscheid  der  Com- 
petenzfrage  nicht  unterzog,  sondern  an  die  BVersammlung  recurrirte, 
80  erklärte  diese  am  21.  Juli  1855  in  Erwägung:  »dass  durch  den 
genannten  Beschluss  des  BR.  nicht  über  die  Frage  der  Gültigkeit  oder 
Verbindlichkeit  der  Ehe  zwischen  Kasp.  Käsli  und  Barb.  Luise  Schult- 
hess nach  den  Gesetzen  des  Kts.  Uri,  sondern  nur  über  die  Frage  der 
Niederlassungsbefugniss  dieser  nach  zürcherischen  Gesetzen  verhei- 
ratheten  Ehegatten  entschieden  wird«  und  gestützt  auf  Art.  41  und  90 
Ziff.  2  der  BVerf.:  »die  Competenz  des  BR.  zu  der  fraglichen  Be- 
schlussnahme  ist  anerkannt*.  Oflf.  S.  V.  145.  cf.  B.  1855  U.  483—491. 

343«  Am  2./4.  August  1853  ertheilte  die  BVersammlung  einer 
Eisenbahn  auf  dem  Gebiete  des  Kts.  Waadt  »von  Yverdon  nach  Bern, 
in  der  Richätng  von  St'dffis,  Peterlingm,  Wifflisburg,  Murten  und  Lau- 
pen*  die  Genehmigung,  in  der  Meinung,  dass  binnen  15  Monaten  der 
Anfang  mit  den  Erdarbeiten  gemacht  imd  genügender  Ausweis  über 
die  Fortsetzung  der  Bahnlinie  geleistet  werden  müsse,  ansonst  die 
Genehmigung  dieser  Concession  erlösche  [Off.  S.  III.  583].  Da  der 
Kt.  Freiburg  mit  der  Ertheilung  einer  Concession  auf  seinem  Gebiete 
zögerte,  wurde  der  BR.  am  26.  Januar/2.  Februar  1854  ermächtigt, 
einer  allfalligen  Concession  desselben  die  Genehmigung  zu  ertheilen 
[Off.  S.  rV.  61].  Am  8.  Januar  1855  erstreckte  der  BR.  die  Frist  zum 
Beginn  der  Erdarbeiten  u.  s.  w.  bis  zum  30,  Juni  1855  [Off.  S.  V.  62J. 
Statt  die  Concession  zu  ertheilen ,  decretirte  Freiburg  am  27.  Novbr. 
1855  den  Bau  einer  Eisenbahnlinie  in  der  Richtung  von  Thörishans, 
FreUmrg,  Peterlingen,  Stdffis  und  Iferten  und  erhielt  für  diese  am 
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1./6.  Februar  1856  die  Genehmigung  der  BVersammlung,  wogegen 
(lt.  Art.  7)  in  die  von  der  Central-  und  Westbabngesellschaft  gestellten 
Begehren  zur  Ertheilung  einer  Zwangsconcession  gegen  den  Kt  Frei- 
burg zum  Bau  und  Betrieb  einer  Eisenbahn  auf  freiburgischem  Ge- 
biete in  der  Richtung  von  Laupen  über  Murien  nach  Peterlingen  und 
Iferten  »zur  Zeit«  nicht  eingetreten  wurde  [Off. S.V.  239].  Demgemäss 
wurde  dann  auch  am  1./7.  gl.  Mts.  in  die  Erneuerung  der  Concession 
für  die  Linie  Iferten  -  Laupen ,  wofür  sich  der  Staatsrath  von  Waadt 
mit  Zuschiiften  vom  26.  Juli  und  2.  Sept.  1855  verwendete,  »zur  Zeit« 
nicht  eingetreten  [Off.  S.  V.  254].  Die  von  dem  Staatsrathe  von  Waadt 
wiederholt  [nach  dem  B.  1857  11.  567]  am  29.  Juni  u.  26.  Nov.  1855, 
dann  am  2.  Juli  1856  und  später  noch  am  13.  März  1857  gestellte 
Gesuche  um  Ertheilung  einer  Zwangsconcession  für  eine  Eisenbahn 
über  Murten,  beziehungsweise  Peterlingen -Freiburg  führten  nur  daza: 

dass  der  BR.  am  24./25.  Juli  1856  eingeladen  wurde  »die  Acten 
in  Sachen  des  s.  g.  Westbahnconflictes  ^  namentlich  durch  Anordnong 
der  erforderlichen  technischen  Untersuchungen  angemessen  zu  ver- 
vollständigen und  sodann  seinen  abschliesslichen  Bericht  und  Antrag 
mit  möglichster  Beförderung  an  die  Mitglieder  der  BVersammlung 
gelangen  zu  lassen«  [Ofi".  S.  V.  367]; 

dass  ferner  am  20 ./23.  Sept.  1856  beschlossen  wurde :  Art.  l/»Dem 
[die  früher  gewünschte  Bahnlinie  modificirenden]  Decrete  des  Kts.  Frei- 
burg vom  24.  Mai  1856  und  der  demselben  zu  Grunde  liegenden  Conven- 
tion fiir  die  Erstellung  und  den  Betrieb  einer  Eisenbahn  von  der  Berner- 
grenze  bei  T/iörishaus  über  Freiburg  bis  Lausanne  wird  unter  nach- 
stehenden Vorbehalten  und  Bedingungen  die  Genehmigung  ertheilt« 
Art.  2.  »Die  vom  Kt.  Freiburg  beanspruchte  Bahnrichtung' t?on  der 
Freiburgergrenze  bei  Oron  bis  Lausanne  wird  im  Grundsatze  ebenfalls 
bewilligt,  üeber  die  nähern  Bedingungen  der  Concession  auf  dieser 
waadtläudischen  Strecke  haben  unter  Leitung  des  BR  noch  Verstän- 
digungsversuche zwischen  dem  Kt.  Freiburg  .  .  .  einerseits  und  dem 
Kt.  Waadt  andererseits  Statt  zu  finden.  Kommt  eine  Verständigung 
nicht  zu  Stande ,  so  wird  die  BVersammlung  die  nähern  Concessions- 
bedingungen  feststellen  [was  dann  auch  nach  weitern  vergeblichen 
Vergleichsversuchen  —  Off.  S.  V.  597  —  am  1./7.  August  1857  wirklich 
geschah  Off.  S.  V.  618].  Dem  BR.  ivird  jedoch  jetzt  schon  die  Ermäch- 
tigung ertheilt ,  über  das  Bahntrace  und  die  Bauplane  auf  waadtländi- 
schem  Gebiet  die  definitive  Genehmigung  auszusprechen  für  den  Fall, 
dass  die  Regierung  des  Kts.  Waadt  und  die  Bahnconcessionäre  darüber 
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sich  nicht  einigen  können  und  für  das  genehmigte  Trace  und  die  Bau- 
plane die  Anwendung  des  eidg.  Expropriationsgesetzes  zu  gestatten« 
[Off.  S.  V.  399] ;  — 

und  dass  endlich  Waadt  mit  allen  seinen  Gesuchen  um  Ertheilung 
einer  Zwangsconcession  gegen  Freiburg  definitiv  abgewiesen  wurde 
[B.  1857  n.  567.  Off.  S.  V.  599J.  Kraft  der  in  Art.  2  des  Beschlusses 
vom  20./23.  Sept.  1856  dem  BR.  ertheilten  Ermächtigung  genehmigte 
er ,  da  sich  die  Regierung  von  Waadt  damit  nicht  befassen  wollte,  am 
9.  März  1857  die  ihm  vorgelegten  Bauplane  für  die  Plisenbahn  von 
Oron  nach  Lausanne  auf  waadtländischem  Gebiete  wirklich  und  ge- 
stattete die  Anwendung  des  eidg.  Expropriationsgesetzes  für  dieselbe. 
Weil  aber  dessen  ungeachtet  waadtländischerseits  nicht  nur  die  Auf- 
legung der  Parcellarplane  in  den  Gemeinden ,  sondern  auch  die  Vor- 
nahme jeder  Expropriation  verweigert  wurde,  so  lud  der  BR.  am 
21.  Juli  gL  J.  den  Staatsrath  von  Waadt  »dringend  ein,  den  erlassenen 
Befehl  an  die  Gemeindebehörden  zurück  zu  nehmen  und  diese  letztern 
anzuweisen ,  die  gesetzlichen  Vorschriften ,  betreffend  die  Expropria- 
tion, zu  beachten«.  Allein  Waadt  erwiederte  am  28.  gl.  Mts. ,  »dass 
bevor  von  ihm  die  Plane  genehmigt  seien ,  dieselben  nicht  aufgelegt 
werden  dürfen ;  der  vom  BR.  genehmigte  Plan  sei  übrigens  ein  blosses 
Varproject  gewesen«.  Am  17.  August  antwortete  der  BR. :  »Wenn  der 
genehmigte  Plan  auch  nicht  der  definitive  Plan  im  eigentlichen  Sinne 
des  Wortes  war ,  so  sei  er  ebenso  wenig  ein  blosses*  Vorproject  gewe- 
sen, sondern  habe  die  vollständige  Situation  der  Bahn  und  deren  Län- 
genprofil verzeichnet,  mit  genauer  Angabe  der  Richtung,  der  Gefalls- 
und Steigungsverhältnisse ,  der  Krümmungen  und  der  zu  erstellenden 
Stationen.«  Da  indess  der  Staatsrath  am  28.  August  die  Fortsetzung 
der  begonnenen  Arbeiten  untersagte ,  bis  nach  Art  8  der  Detailcon- 
cession  die  Plane  ihm  vorgelegt  und  von  ihm  genehmigt  worden  seien, 
und  da,  ungeachtet  durch  Beschluss  des  BR.  vom  2.  Sept.  das  erwähnte 
Verbot  aufgehoben  worden ,  der  Staatsrath  dabei  beharrte  und  — 
binnen  der  ihm  gesetzten  Frist,  bis  zum  15.  Sept  sich  über  den  ihm 
mr  Prüfang  und  Genehmigung  vorgelegten  definitiven  Plan  auszu- 
sprechen —  sich  nicht  erklären  zu  können  behauptete,  so  ordnete  der 
BR.  am  18.  Sept  Commissarien  ab,  welche  trachten  sollen,  die  An- 
stände in  Minne  beizulegen ,  die  aber  nöthigenfalls  ermächtigt  seien, 
den  Beschlüssen  der  BBehörden  Vollziehung  zu  verschaffen  [B.  1857  IL 
487  —  499]. 
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Der  Grosse  Rath  des  Kts.' Waadt  fasste  sodann  am  25.  Sept.  1857 

folgenden  Beschluss : 

»Der  Grosse  Rath  des  Kantons  Waadt, 
nach  Anhörung  des  staatsräthlichen  Berichtes; 

in  Erwägung: 
dass  der  schweizerische  Kationabrath  und  der  Ständerath 
1]    indem  sie  dem  Kanton  die  Errichtung  einer  Eisenbahn  auf  seinem  Terri- 
torium auch  dann  noch  verweigert  haben,  nachdem  sie  anerkannt,  dass  dieselbe 
die  militärischen  Interessen  der  Schweiz  in  keiner  Weise  verletze; 

2]  indem  sie  auf  dem  Wege  der  Zwangsconcession  die  Erstellung  einer  Eisen- 
bahn durch  einen  Kanton  bewilligten ,  welcher  sich  der  Erstellung  derselben  nicht 
widersetzt  hat,  sondern  nur  deren  Genehmigung  von  der  Einräumung  Reicher 
Rechte  —  von  der  Reciprocitat  —  abhängig  machte ,  ohne  dabei  irgend  welche  Be- 
dingungen au&ustellen,  aus  welchen  der  Eidgenossenschaft  und  dem  Kanton  hätten 
Lasten  erwachsen  können; 

3)  indem  sie  durch  Art  54  der  Zwangsconcession  vom  4.  August  1857  **)  dem 
Kanton  die  seiner  Souveränetät  zustehenden  Hechte  entzogen  haben,  um  dieselbeD 
an  den  schweizerischen  BR.  überzutragen; 

in  die  Kantonalsouveränetät  eingegriffen  haben; 

in  Erwägung ,  dass  der  BR.  durch  Anwendung  des  Art  54  auf  den  im  Art  S 
der  Concession  vom  4.  August  1857**)  vorgesehenen  Fall  nicht  nur  diesen  Artikel 
falsch  ausgelegt,  sondern  abermals  in  die  Kantonalsouveränetät  eingegriüen  hat; 
in  Erwägung ,  dass  es  in  der  Pflicht  des  Grossen  Rathes  liegt,  alle  gesell- 
liehen  Mittel  zu  erschöpfen,  um  diesen  Eingriffen  Widerstand  zu  leisten; 

in  Erwägung,  dass  es  im  allgemeinen  Interesse  der  Schweiz  und  des  Kan- 
tons liegt,  dass  die  verfassungsmässige  Lösung  dieses  Ck)nflictes  beförderlichst  er- 
folge und  alle  Theile  sich  derselben  unterziehen , 

hat  beschlossen: 

Art.  1.  Der  Stand  Wacidt  erhebt  den  Competenzconflict,  indem  er  die 
Competenz  der  BBehörden  bestreitet. 

Art.  2.  Der  Staatsrath  ist  beauftragt,  diesen  Beschluss  dem  BR.  mitra- 
theilen,  damit  derselbe  in  kürzester  Frist  die  B Versammlung  einberufe,  welche 
über  den  Conflict  nach  Massgabe  des  Art.  74  Ziff.  17  und  nach  Anleitung  des  Art.  80 
der  BVerf.  zu  entscheiden  hat. 


*)  Art  54 :  »Wenn  sich  betreffend  Ausübung  der  gemäss  dieser  Concession 
dem  Kt  Waadt  eingeräumten  Rechte,  oder  wenn  sich  in  Fällen,  welche  durch 
die  Concession  nicht  vorgesehen  sind ,  Anstände  zwischen  dem  Kt  Waadt  und  der 
Gesellschaft  ergeben^  so  entscheidet  auf  eingelangte  Beschwerden,  im  Sinne  der 
ertheilten  Concession  und  der  ihr  zu  Grunde  b'egenden  Acten,  der  Bundesrath.« 

**)  Art.  8.  »Die  endgültigen  Studien  für  die  Eisenbahn  auf  dem  Gebiete  des 
Kts.  Waadt  sind  dem  Staatsrath  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

»Vor  dem  Beginn  der  Arbeiten  an  jeder  Section  des  Trace  sind  die  Detail- 
plane und  Kostenberechnungen  mit  einer  vollständigen  und  detaillirten  Uebersicbt 
der  Arbeiten  in  zwei  Doppeln  dem  Staatsrath  ztir  Genehmigung  vorzule^n. 

»Die  Plane  werden  Lage  und  Trac4  der  Ausweichstationen  und  mitstellen 
bestimmen.« 
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Art.  3.  Der  Staatsrath  wird  diesen  Beschluss  sämmtlichen  Kantonsregierun- 
gen und  allen  Mitgliedern  der  BVersammlung  mittheilen. 

Art.  4.  Während  des  Zeitraumes  bis  zur  Erledigung  des  Conflictes  wird 
sich  der  Staatsrath  aUer  materieUen  Acte  gegen  die  Verfügungen  des  BH.  ent- 
halten, indem  der  Staatsrath,  ohne  sich  dabei  zu  betheiligen,  die  ganze  Verant- 
wortlichkeit der  Folgen  dem  Bündesrathe  überlässt.« 

Unterm  19.  Decbr.  1857  beschloss  jedoch  die  BVersammlung 
ohne  Anfiihnmg  von  Motiven :  »dem  durch  Beschluss  des  Grossen  Rathes 
des  Kts.  Waadt  vom  25.  Sept.  1857  erhobenen  Competenzconflict  wird 
keine  Folge  gegeben«  [OflF.  S.  VI.  2]. 

Die  Mehrheit  der  Commission  wollte  folgende  Motive  anfuhren : 

•in  Erwägung: 

1)  dass  der  National-  und  Ständerath  bei  der  Anwendung  des  Art.  17  des  B6e- 
setses  über  den  Ban  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  auf  dein  Gebiete  der  Eidgenossen- 
schaft vom  28.  Juli  1852  [Off.  S.  III.  170]  von  dem  Standpunkte  ausgingen,  es  werden 
zmisc\^ßXiHer%ogenbuchsee  und  Marsee  zwei,  ausschliesslich  im  nationalen  Interesse  lie- 
gende Bahnen,  die  eine  über^fm,  Freiburg,  Oron,  Lausanne,  die  andere  dem  linken 
Ufer  der  Juraseen  entlang  (über  Sohthum,  Biel,  Neuenbürg,  Iferten)  erstellt  werden; 

2]  dass  sie,  von  diesem  Standpunkte  ausgehend,  die  Erstellung  einer  dritten 
linie  tkber  Murten  oder  ttber  Freiburg -Peterlingen  nicht  als  durch  das  Interesse 
der  Eidgenossenschaft  oder  eines  grossen  Theils  derselben  geboten  erachteten  und 
dem  gemäss  die  Anwendung  des  Art.  17  des  Eisenbahngesetzes  zu  Gunsten  der- 
selben wiederholt  und  definitiv  ablehnten  [in  eventueller  Abstimmung  wurden  hier 
noch  die  Worte  beigefügt:  »auf  so  lange,  als  nicht  neue  Thatsachen  eintreten, 
welche  einer  solchen  dritten  Linie  im  Sinne  des  angefahrten  Gesetzesartikels  eine 
eidg.  Bedeutung  verleihen«]; 

8]  dass  die  beiden  Räthe  hierbei  inner  den  Schranken  der  verfassungsmässigen 
Competenz  gehandelt  haben  und  ihre  Entscheidimg  folglich  endgültige  Kraft  be- 
sitzt, welche  um  so  weniger  in  Frage  gestellt  werden  kann,  als  in  Folge  dieser  Ent- 
seheidnng  die  Verträge  zwischen  dem  Kanton  und  der  Gesellschaft  für  die  Oronbahn 
in  Rechtskraft  erwachsen  und  theilweise  bereits  in  Vollziehimg  gesetzt  worden  sind. 
In  Erwägung ,  dass  die  Bestimmung  von  Art.  54  der  von  den  beiden  Käthen 
ertheilten  Detailconcession  vom  4.  August  1857  als  eine  zur  Vollziehung  der  ein- 
schlägigen Bnndesbeschlüsse  nothwendige  erscheint  und  dämm  nicht  als  ein  Eingriff 
in  die  Kantonalsouveränetät  angesehen  werden  kann; 

in  Envägung ,  dass  der  Art.  54  der  Detailconcession  erforderlichen  Falls  auch 
auf  die  in  Art.  8  derselben  dem  Kt.  Waadt  vorbehaltenen  Rechte  Anwendung 
finden  dürfte,  und  dass  überhaupt  der  BR.  in  Handhabung  und  Ausführung  der 
erwähnten  Concession  inner  dem  Kreis  seiner  Competenz  verfügt  imd  namentlich 
dem  definitiven  Detailplau  fur  die  Bahnstrecke  auf  waadtländischem  Gebiet  in 
endgOhiger  Weise  die  Genehmigung  ertheilt  hat.«  B.  1857  II.  564. 

343«  Die  Ausübung  des  Begnadigungsrechts  steht  der  vereinigten 
BVersammlung  zu,  die  Amnestie  dagegen  den  getrennten  Käthen. 
(Ai-t.  74  Ziflf.  7  u.  Art.  80  der  BVerf.)  BVers.  vom  Juli  1861  (Motion  Ziegler.) 
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2.  Der  getrennten  Räthe. 

BVerf.  Art.  73—79.81.  82.  BBeschluss  vom  9710.  Nov.  1848,  betr.  die  Uiizulissig- 
keit  von  Ersatzmännern  in  beiden  R&then  [Oü.  S.  I.  43].  BGesetz  v.  22.  Dec.  1849 
über  den  Geschäftsyerkehr  zwischen  dem  Nationah^th  und  Ständerath ,  sowie  Aber 
die  Form  der  Erlassung  und  Bekanntmachung  von  Gesetzen  und  Beschlossen  [I.  279]. 

Nationalrath :  BGesetz  vom  21.  Dec.  1850,  betr.  die  Wahl  der  MiU^er 
[n.  210  cf.IV.  390].  Beschluss  v.  9.  Dec.  1854,  betr.  die  Wahlen  in  Tessin  [V.  10]. 
Beschlass  y.  21.  Dec.  1854,  betr.  Cassation  von  Wahlen  in  Tessin  [V.  241.  Beschhiss 
v.  18.  Jan.  1860,  betr.  die  Wahl  des  eidg.  Obersten  Letter  von  Zug  [YI.  418].  Ge- 
Schäftsreglement  des  Schweiz.  Nationalrathes  vom  9.  Juli  1850  [II.  14]. 

Ständerath:  Geschäftsreglement  vom  7.  Dec.  1849  \U.  1].  Znsatz  v.  17.  Dec. 
1860  [Vn.  13]. 

344*  Art.  74  Ziff.  17  der  BVerf.  handelt  nicht  von  Competenz- 
conflicten ,  die  zwischen  Behörden  verschiedener  Kantone  entstehen. 
Diese  letztern  sind  nichts  anderes  als  Beschwerden  über  Nichtbeach- 
tung bundesrechtlicher  Orundsätze  in  Ausübung  kantonaler  Compe- 
tenzen.  Solche  Beschwerden  müssen  nach  Art.  90  Ziff.  2  der  BVerf. 
zuerst  vom  BR.  behandelt  werden  und  gegen  dessen  Entscheid  findet 
nach  Art.  74  Ziff.  15  Recurs  an  die  gesetzgebenden  Räthe  Statt,  nicht 
an  die  vereinigte  BVersammlung.  So  wird  nach  constanter  Praxis 
verfahren  und  hat  die  BVersammlung  in  einem  Specialfalle  i.  S.  Turian 
[No.  337]  entschieden.  BR.  v.  1.5.  Jan.  1868  No.  222. 

34S*  Die  Vorschrift  des  Art.  74  Ziff.  15  der  BVerf.,  der  »Beschwer- 
den von  Kantonen  oder  Bürgern  über  Verfügungen  des  BR.«  in  den 
Geschäftskreis  der  BVersammlung  verweist ,  ist  offenbar  nicht  in  un- 
beschränktem Sinne  aufzufassen,  sondern  es  wird  gemäss  wiederholten 
Entscheidungen  der  BVersammlung  ftir  die  Zulässigkeit  der  materiellen 
Würdigung  solcher  Beschwerden  jeweilen  vorausgesetzt,  dass  ein  von 
dem  Bunde  gewährleistetes  Recht  in  Frage  stehe  [Beispiel  für  die 

UnStatthaftigkeit  des  Recurses  s.  No.  434]. 

Auszug  aus  dem  Commissionalbericht  i.  S.  Hevmond.  de  Perrot  u.  LCss. 

V.  16./18.  Juli  1856. 

3.   Des  Bundesrathes. 

BVerf.  Art.  90.  BGesetz  vom  16.  Mai  1849  über  die  Organisation  u.  den  Geschäfts- 
«mg  des  BR.  [Off.  S.  I.  49].  Abänderung  des  Art.  29  Tit.  b.  vom  26.  Januar  1860 
[VI.  426].  BBeschluss  v.  2.  Decbr.  1850,  betr.  Führung  von  Gesch&ftslisten ,  Depar- 
tementsprotocoUen  u.  s.  w.  \U.  3463,  SöSs].  BBeschluss  v.  5.  August  1863,  betr.  Vor- 
legung des  Geschäftsberichtes  u.  der  Staatsrechnung  je  auf  den  1.  Mai  u.  des  Budget 
je  auf  den  1.  Juni  [III.  595].  BBeschluss  vom  21.  Juli  1854,  wonach  über  die  VoU- 
ziehung  von  Aufträgen,  welche  die  BVersammlung  bei  Abnahme  von  Geschftfts- 
berichten  dem  BR.  ertheilt,  jeweilen  im  folgenden  Geschäftsberichte  die  nOtliigen 
Mittheilungen  gemacht  werden  soUen  [IV.  262i].  Reglement  der  Schweiz.  BKanilei 
v.  7.  August  1850  rn.  551.  Abänderung  vom  10.  März  1853  [HI.  395].  Beschluss  des 
BR.,  betr.  d.  Amtsdauer  der  eidg.  Beamten  v.  14.  Mai  1855  [V.  118].  BBeschluss  tddi 
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20.  Juli  1860,  wonach  als  leitender  Grundsatz  festzuhalten  ist,  dass  die  Acten  sämmt- 
licher  Amtsperioden ,  mit  Ausnahme  der  jeweiien  laufenden  und  der  ihr  vorangegan- 
genen Periode ,  archivalisch  vollständig  geordnet  sein  sollen  [VI.  570 ,  vgl.  No.  S84 
Anmerkg.].    Vgl.  femer  IL  Abschn.  XII.  No.  St9  nnd  No.  500«  S49. 

34M*  Der  BR.  ist  nach  Art.  90  Ziff.  2  der  BVerf.  competent,  sowol 
von  Amteswegen  als  aiif  eingegangene  Beschwerden  über  Verletzung 
der  durch  dieselbe  garantirten  Rechte  Untersuchung  eintreten  zu 
lassen ;  für  Beobachtung  der  Verfassung ,  Gesetze  und  Beschlüsse  des 
Bundes ,  sowie  der  Concordate ,  sowol  durch  die  kantonalen  Verwal- 
tungs-  als  durch  die  Gerichtsbehörden  zu  sorgen  und  je  nach  Um- 
ständen entweder  selbst  weitere  Verfügungen  zu  treffen  oder  die 
Anwendung  des  Art.  105  einzuleiten. 

BR.  v.  13.  Febr.  1850  No.  458,  26.  Juli  1850  No.  2206,  7.  Decbr.  1850  No.  3533 

und  21.  März  1851  No.  1075  B. 

347*  Auf  Gesuche  um  Roth  und  Gutachten  in  Rechtsverhältnissen, 
die  sich  auf  die  Anwendung  der  BVerf.  beziehen ,  tritt  der  BR.  nicht 
ein,  da  es  nicht  in  der  Stellung  einer  Behörde  liegt ,  Gutachten  zu 
ertheilen ,  sondern  Beschlüsse  zu  fassen ,  insofern  ihre  Competenz  be- 
gründet ist.  Dieses  Verfahren  ist  um  so  nothwendiger,  als  solche  Gut- 
achten gewöhnlich  den  Zweck  haben  sollten,  dem  selbständigen 
Urtheil  kantonaler  Behörden  vorzugreifen. 

•  B.  1851  n.  313.  Tgl.  No.  999  Erw.  4. 

348«  £s  liegt  nicht  in  der  coiistitutionellen  Stellung  des  BK  eine 
allgemeine  principielle  Entscheidung  einer  einzelnen  Streitfrage  in  der 
Art  zu  geben ,  dass  dadurch  zugleich  mit  rechtlicher  Wirkung  eine 
allgemeine  Norm  aufgestellt  wäre ;  vielmehr  hat  er  es  blos  mit  der 
Entscheidung  der  concreten  streitigen  Fälle  zu  thun  und  auch  diese 
Entscheidung  hat  nur  dann  rechtlichen  Bestand ,  wenn  sie  von  den 
betheiligten  Kantonen  oder  Privaten  nicht  vor  eine  höhere  Instanz 
gezogen  wird.  Wenn  auch  die  Motive  der  Entscheidungen  ganz  all- 
gemeiner Natui'  sind  und  somit  den  Anschein  einer  principiellen  Lö- 
sung gewähren,  so  bleiben  sie  doch  nur  eine  unverbindliche  An- 
schauungsweise der  Behörde ,  die  sie  aufgestellt  hat. 

B.  1853  II.  583.  cf.  1855  D.  102. 

849«  Auf  die  an  den  BR.  sowol  von  Kantonsregierungen  als  von 
Bürgern  gestellten  Anfragen,  wie  diese  oder  jene  Bestimmung  der 
BVerf.  oder  der  BGesetze  zu  verstehen  oder  (xuszulegen  sei ,  wurde 
immer  geantwortet,  dass  der  BR.  sich  nicht  in  der  rechtlichen  Stellung 
befinde,  eine  authentische  Auslegung  der  Gesetze  geben  zu  können. 
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sondern  dass  er  nur ,  insoweit  seine  Gonipetenz  es  mit  sich  bringt, 
über  die  Anwendung  derselben  in  Specialfällen  zti  entscheiden  habe. 
Wurde  mitunter  gleichwol  bei  solchen  Anfragen  in  erläuternde  Bemer- 
kungen eingetreten,  so  geschah  es  immer  nur  im  Sinne  der  Mittheilung 
unmassgeblicher  Ansichten.  B.  1864  IL  61. 

Demzufolge  wurde ,  als  über  die  Auslegung  des  Art  23  der  Con- 
cession ,  welche  Neuenburg  der  Franco  -  Suisse  ertheilt  hatte ,  Streit 
entstand  und  sich  die  Regierung  an  den  BR.  wandte ,  um  dessen  An- 
sicht zu  vernehmen ,  ob  die  BVersammlung ,  weil  sie  die  Concession 
genehmigt  habe,  mit  dem  Entscheid  dieser  Frage  betraut  werden 
müsse,  oder  ob  der  BR.  sich  selbst  für  competent  erachte,  geantwortet, 
der  BR.  sei  nicht  im  Falle  diese  Frage  zu  entscheiden ,  da  sie  ausser- 
halb des  Kreises  seiner  Competenz  liege.  Wenn  aber  die  Regierung 
blos  die  Privatansicht  des  BR.  zu  kennen  wünsche,  so  gehe  diese  dahin, 
dass  dieser  Streit  vor  dem  competenten  neuenburgischen  Grerichte 
auszutragen  sei.  BR.  v.  12.  Oct.  1860.    Vgl.  No.  5S1.  »S§. 

350«  Es  liegt  nicht  in  der  Stellung  des  BR.  bei  Entscheidung  von 
Recursen  auf  allgemeine  Gründe  der  Zweckmässigkeit  näher  einzu- 
treten. Diese  mögen  in  Betracht  fallen ,  wenn  es  sich  um  Einfuhrung 
neuer  Bundes-  oder  Kantonalinstitutionen  handelt ;  der  BR.  aber  hat 
es  nur  mit  dem  bestehenden  Rechte  zu  thun  und  mit  den  Verhält- 
nissen ,  wie  sie  in  ihren  Licht-  und  Schattenseiten  vorliegen. 

B.  1853  n.  584. 

3S1«  Die  BVerf  gestattet  nicht  auf  die  Gesetzgebungen  der  Kan- 
tone einzuwirken ,  wenn  dieselben  weder  die  Bundes-  noch  die  Kan- 
tonsverfassung verletzen.  .  B.  lö5l  n.  326. 

3S2«  Die  Frage  der  Competenz  gehört  zu  der  öffentlichen  Ordnung 
und  ist  im  allgemeinen  Interesse  des  Staates  durch  die  Gesetze  be- 
stimmt, daher  ist  sie  stets  von  den  Behörden  von  Amteswegen  zu 
berücksichtigen.  BR.  v.  10.  Oct.  1849  No.  2978. 

3S3«  Die  Competenz  der  BBehörden  in  Sachen  der  Verfolgfung 
verfassungsmässiger  Civilrechte  ist  nur  dann  begründet ,  wenn  Petent 
gegen  den  Inhalt  der  Art.  5,  48,  49,  50  und  53  der  BVerf.  gehemmt 
oder  davon  ausgeschlossen  worden  wäre.      BR.  v.  3.  Oct  1849  No.  2901. 

3S41«  Die  Mittheilung  von  Beschwerden ,  die  sich  auf  die  Thätig- 
keit  oder  den  Geschäftskreis  der  Gerichte  beziehen,  an  die  betreffende 
Kantonsregierung  zur  Vernehmlassung  hat  nicht  den  Sinn ,  dass  die 
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Regierungen  als  solche  den  Gerichten  etwas  vorschreiben ;  sondern  es 
werden  diese  Mittheilungen  an  die  Regierungen  adressirt  als  an  Organe 
der  BBehörden  in  den  Kantonen  und  zwar  zu  dem  doppelten  Zwecke, 
damit  sie  dieselben  den  betheiligten  Behörden  oder  Privaten  zustellen 
lassen  und  zugleich  wissen ,  was  zwischen  diesen  und  den  BBehörden 
vorgeht.  Es  handelt  sich  in  solchen  Fällen  überall  nicht  um  kantonale 
Verfassungsfragen  und  Trennung  von  kantonalen  Gewalten ,  sondern 
um  Anwendung  des  BStaatsrechtes  durch  die  BBehörden  in  meistens 
interkantonalen  Fragen.  Sodann  befinden  sich  die  Gerichte  der  B Verf. 
gegenüber  in  keiner  privilegirten  Stellung  im  Verhältniss  zu  den  Re- 
gierungen ,  sondern  sie  haben  in  ihrem  Geschäftskreise  den  Bestim- 
mimgen  der  BVerf.  und  den  durch  sie  begründeten  Competenzen  eben 
80  gut  Folge  zu  geben  als  alle  andern  Behörden.  Wenn  also  z.  B. 
ein  Competenzconflict  zvaschen  den  Gerichten  zweier  Kantone  bei 
den  BBehörden  pendent  ist,  so  bringt  es  wol  die  Natur  der  Sache 
mit  sich,  dass  jene  Gerichte  auf  diessfällige  Anzeige  und  Einladung 
der  BBehörde  den  Prozessgang  sistiren. 

BR.  1864 II.  73  i.  S.  Wenger  u.  Lieberherr.  BR.  v.  8.  Mai  u.  4.  Oct.  1868  i.  S.  v.  Grenus. 
Hiezu  bemerkt  die  ständeräthliche  Commission: 
Der  BR.  spricht  sich  mit  gutem  Grunde  gegen  eine  gewisse  »privilegirte 
Stellung«  aus ,  welche  iu  einzelnen  Kantonen  der  Eidgenossenschaft  »die  Gerichte 
der  BVerf.  gegenüber«  eingenommen  haben.  Jene  kantonalen  Gerichte  gehen 
nämlich  von  der  Ansicht  aus,  dass  da  und  so  lange,  wo  und  als  die  K&ntonlgesetze 
mit  den  Bestimmungen  der  H  Verfassung  in  ganzem  oder  halbem  Widerspruch 
stehen ,  die  kantonalen  Gerichte  so  verpflichtet  wie  berechtigt  seien ,  die  Kantons- 
gesetze  festzuhalten,  zui*  Anwendung  zu  bringen  und  darnach,  selbst  wenn  die 
BVerf.  sehr  klar  dagegen  lauten  würde ,  ihre  Entscheidungen  zu  fcissen  und  zu 
fiUen.  Jene  Gerichte  beziehen  sich  nämlich,  indem  sie  in  solchen  Fällen  die 
Gesetze  der  Kantone  über  die  Grundsätze  der  BVerf.  stellen ,  auf  den  zweiten  Satz 
im  Art  4  der  »Uebergangsbestimmungen«  der  letztem,  wonach  »blos  diejenigen 
Bestimmungen  der  Kantonalverfassungen  ^  welche  mit  den  Bestimmungen  der 
BVerl  im  Widerspruch  stehen,  vom  Tage  an,  mit  welchem  diese  letztere  ab 
angenommen  erklärt«  worden ,  »aufgehoben«  worden  seien.  Diese  von  einigen  Ge- 
richten,  namentlich  der  Ostschweiz,  vertretene  Rechtsanschauung  lässt  sich  m 
keiner  Weise  und  von  keinem  rechtlichen  Gesichtspunkte  aus  vertheidigen  und 
begründen.  Hat  der  angeführte  Art.  4  die  der  BVerf  widersprechenden  »Vor- 
schriften der  Kantonalverfassungen  aufgehoben«  erklärt,  so  sollte  es  sich  doch  wol 
yon  selbst  verstehen,  dass  auch  die  der  BVerf.  widersprechenden  KantonalgeteUe 
Yom  Tage  der  Gültigkeit  der  erstem  an  als  ausser  Kraft  getreten  zu  betrachten 
seien  und  dass  es,  wie  iu  der  klaren  Pflicht  der  Kantonsregierungen,  ebenso  in 
jener  der  Kantonsgerichte  liegen  müsse,  die  neuem  Grundsätze  der  BVerf.  und 
nicht  ältere  widersprechende  Bestimmungen  von  kantonalen  Gesetzen  zu  befolgen 
und  sich  von  jenen  und  nicht  von  diesen  in  vorkommenden  Fällen  leiten  zu  lassen. 

Ibid.  S.  579  ff.  Vgl.  No.  »OS. 
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3SS«  Bei  Gegenständen  der  innem  Verwaltung  eines  iCantoDs, 
wobei  nicht  eine  BVorschrift ,  sondern  die  Verfassungsmässigkeit  einer 
Verfugung  oder  Verordnung  kantonaler  Behörden  in  Frage  liegt, 
müssen  Beschwerden  zuerst  vor  die  oberste  Kantonsbehörde  gebracht 
werden,  ehe  eine  solche  bei  den  BBehörden  zulässig  ist. 

B.  1858  I.  283.  BR.  v.  31.  Dec.  1869  L  S.  BücUer. 
Vgl.  No.  50.  801  Erw.  5.  917.  S78  Erw.  1.  S§6. 

3S6«  Beschwerden,  welche  sich  auf  Nichtbeachtung  von  BVor- 
schriften  beziehen ,  können  direot  von  der  obersten  kantonalen  Ver- 
waltungsbehörde an  den  BB.  gezogen  werden  und  es  brauchen  z.  B. 
Recurse  wegen  Verletzung  des  BGesetzes  über  die  gemischten  Ehen 
keineswegs  zuerst  an  die  Grossen  Räthe  der  Kantone  gerichtet  zu 
werden.  BR.  v.  8.  Nov.  1854  No.  4616. 

3S7«  Beschwerden  über  Missachtung  solcher  Rechte ,  die  in  der 
BVerf.  speciell  garantirt  sind,  können  jederzeit,  ohne  dass  zuvor  kan- 
tonale Instanzen  durchlaufen  werden  müssten,  bei  den  BBehörden 
direct  angebracht  werden. 

BR.  V.  9.  Juni  1858  No.  2322.    Vgl.  No.  194.  9«1.  S09. 

3S8«  Die  Einrede,  die  BBehörden  können  sich  mit  einer  An- 
gelegenheit erst  dann  befassen,  wenn  der  Instanzenzug  der  kantonalen 
Gerichte  ohne  Erfolg  durchgemacht  worden  sei,  beschränkt  den  Art  90 
Ziflf.  2  der  BVerf.  in  einer  Weise ,  die  sich  durch  den  Inhalt  desselben 
nicht  rechtfertigt.  Jene  Einrede  erscheint  namentlich  bei  Beschwerden 
über  Verletzung  des  natürlichen  Gerichtsstandes  als  unstatthaft ,  weil 
Art.  50  und  53  grösstentheils  ihre  Bedeutung  verlören,  wenn  der  Be- 
klagte gezwungen  wäre,  zuerst  in  einem  andern  Kanton,  als  dem 
seines  Domicils ,  einen  Prozess  über  die  Competenz  durch  alle  In- 
stanzen durchzuführen ,  ehe  er  die  Hülfe  der  BBehörden  in  Anspruch 
nehmen  dürfte.  Daher  ist  der  BR.  stets  in  constanter  Praxis  auf 
Beschwerden  betreffend  den  Gerichtsstand  eingetreten ,  sobald  solche 
an  ihn  gerichtet  wurden ,  ohne  Rücksicht  darauf,  in  welchem  Stadium 
sich  die  gerichtliche  Betreibung  oder  der  Prozess  befinde. 

B.  1858  I.  275.  1860  II.  U  Erw.  3.  Vgl.  No.  810  u.  Beschl.  d.  BR.  v.  23.März  1858 

i.  S.  Zwingli  c.  Trischler  s.  Schaubergs  Zeitschrift  VI.  202. 

359«  Die  BBehörden  können  zwar  allerdings  nicht  competent  sein, 
ein  rechtskräftiges  kantonales  gerichtliches  Urtheil  vom  Standpunkte 
der  kantonalen  Gesetzgebung  aus  einer  Kritik  zu  unterwerfen  und  zu 
entscheiden,  ob  dieselbe  richtig  oder  unrichtig  angewendet  sei. 
Dagegen  tritt  nach  der  Natui-  der  Sache ,  nach  constanter  Praxis  und 
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mehrfacben  Entecheidungen  der  BVersammlung  jene  Competenz  der 
BBehörden  ein ,  wenn  über  Verletzung  von  BVorschriften  oder  Con- 
cordaten  Beschwerde  geführt  wird,  weil  die  Handhabung  derselben 
unter  der  Au&icht  und  6ai*antie  der  BBehörden  steht  (Art.  90  ZifiP.  2, 
Art.  74  Ziflf.  8  und  15  der  BVerf.);  und  weil  die  Gerichte,  in  deren 
GeBchäftakreis  ein  Theil  der  BVorschrifben  fällt,  dieselben  eben  so  gut 
zu  respectiren  haben ,  als  die  Administrativbehörden. 

BR.  1857  I.  224  Erw.  1.  1858  1. 4.  1860  U.  18  Erw.  1.  Vgl.  Beschl.  des  BR.  v. 
9.  Januar  1860  No.  124  u.  vom  10.  April  gl.  J.  i.  S.  laidor  Sauer,  wo  beigefügt  wird: 
»Die  Ehre  und  die  UiAbhängigkeit  der  tessinischcn  Gerichte  wird  eben  so  wenig 
als  diejenige  der  andern  Kantone  verletzt ,  wenn  die  BBehörden  diejenige  Controle 
ausfiben,  welche  ihnen  kraft  der  BYerf.  zusteht.« 

360«  Die  Ansicht,  als  ob  die  BBehörden  nicht  befugt  seien,  ober- 
gerichtliche Urtheile  eines  Kantons ,  die  im  Widerspruch  mit  BVor- 
schriften  erlassen  Moirden ,  aufzuheben ,  ist  unvereinbar  mit  einer  all- 
seitig eingreifenden  und  consequenten  Durchfühi-ung  der  letztem  und 
mit  der  Erfüllung  der  Pflichten ,  welche  die  Art.  90  Ziff.  2  und  Art.  74 
Ziffi  8  u.  15  den  BBehörden  auflegen.  Sie  steht  auch  im  Widerspruch 
mit  der  constanten  Praxis ,  nach  welcher  in  einer  Reihe  von  Fällen 
urtheile  oberer  und  unterer  kantonaler  Gerichte  von  den  politischen 
Behörden  des  Bundes  in  Anwendung  jener  Artikel  aufgehoben  wurden. 
Durch  ein  Eingreifen  des  Bundes  in  Fällen  genannter  Art  wird 
auch  die  von  der  Eidgenossenschaft  garantirte  Eantonalverfassimg  in 

keiner  Weise  verletzt ,  weil die  BVorschriften ,  deren  Anwendung 

zum  Theil  in  den  Geschäftskreis  der  Gerichte  fällt,  für  die  letztern 
eben  so  gut  eine  Rechtsquelle  sein  müssen,  vne  die  kantonalen  Gesetze 
und  zwar  im  Falle  der  CoUision  eine  derogirende  Rechtsquelle. 

B.  1858  I.  264.  1859  I.  391.  1860  IL  18  Erw.  2  u.  BR.  v.  9.  Jan.  1860  No.  124. 

361«  lieber  die  Behauptung,  wenn  Parteien  vorher  den  Entscheid 
der  kantonalen  Gerichte  angerufen  haben,  so  können  sie  nachträglich 
keine  Beschwerde  mehr  an  die  BBehörden  bringen ,  wurde  durch  die 
BVersammlung  schon  längst  im  entgegengesetzten  Sinne  entschieden 
(siehe  Beschluss  i.  S.  Dupre  von  Bulle  No.  375  u.  s.  w.). 

B.  1860  IL  18  Erw.  3  und  BR.  v.  9.  Jan.  1860  No.  124. 


Wenn  Beschwerden  über  wirkliche  oder  angebliche  Ver- 
letzung vonBVerfassung,  Gesetzen  oder  Con'cordaten  einkommen,  so 
ist  der  BR.  nach  Art.  90  Ziff.  2  der  BVerf.  competent ,  alle  zu  Hand- 
habung derselben  erforderlichen  Verfügungen  zu  treffen ,  also  auch 
in  der  Hauptsache  selbst  zu  entscheiden ,  immerhin  unter  Vorbehalt 
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der  Beschwerde  an  die  BVersammlung.  Daraus  folgt  wol  von  selbst 
auch  die  Competenz  zur  Handhabung  des  Status  quo ,  zu  proviso- 
rischen Verfügungen  u.  drgl.  Der  ER.  hat  auch  diese  Befogniss  zu 
allen  Zeiten  ausgeübt,  ohne  dass  dieselbe  jemals  von  irgend  einer 
Seite  bestritten  worden  wäre.  Wenn  z.  B.  eine  Kantonsregierung 
einen  niedergelassenen  Schweizer  ausweist ,  so  ist  sie  gewiss  hiefnr 
die  verfassungsmässige  oberste  kantonale  Instanz.  Wird  aber  gegen 
diese  Ausweisung  bei  der  BBehörde  Beschwerde  gefuhrt ,  so  hat  der 
BR.  noch  immer  die  Suspension  solcher  Ausweisungen  verlangt  bis 
zur  Entscheidung  und  es  hat  bis  jetzt  Niemand  dieses  beanstandet. 
Es  wäre  nun  ein  grosser  Irrthum  anzunehmen ,  dass  die  rechüiche 
Stellung  und  Competenz  der  BBehörde  sich  ändere,  wenn  gerichtliche 
Urtheile  vorliegen ,  statt  Entscheidungen  einer  Regierung .  —  Wenn 
die  BVersammlung  [d.  h.  BGericht  cf.  No.  875]  competent  war,  die 
obergerichtlichen  Urtheile  in  Sachen  der  Mad.  Dupre  zu  cassiren  und 
wenn  der  BR.  competent  war,  diejenigen  des  Kriegsgerichts  [in  Frei- 
burg, cf.  No.  298]  aufzuheben,  so  wird  es  doch  keinem  Zweifel  unter- 
liegen ,  dass  Letzterer  grundsätzlich  befugt  sei ,  die  Suspension  eines 
Urtheils  zu  verlangen,  gegen  welches  wegen  Verfassungsverletzong 
Beschwerde  bei  den  BBehörden  geführt  wird. 

Eine  andere  Frage,  die  aber  nicht  das  Recht  selbst  und  die 
Competenz  betrifft ,  ist  die ,  ob  die  Suspension  einer  Vollziehung  noth-^ 
wendig  oder  zweckmässig  sei.  Diese  Frage  kann  nur  nach  den  Ver- 
hältnissen des  einzelnen  Falls  entschieden  werden. . .  Wenn  z.  B.  zur 
Evidenz  vorläge,  dass  durch  ein  gerichtliches  Urtheil  die  BVerfassung 
gröblich  verletzt  sei ,  so  wäre  doch  gewiss  die  Garantie  der  verfas- 
sungsmässigen Rechte  der  Büiger  eine  Satyre,  wenn  trotz  eingelegter 
Beschwerde  der  BR  die  vorläufige  Execution  eines  solchen  Urtheils 
zugeben  würde. 

Eine  solche  Beschwerde  liesse  sich  begreifen,  wenn  ohne  die 
betheiligte  Behörde  anzuhören ,  eine  Suspension  der  Vollziehung  bis 
zum  Entscheide  der  BVersammlung  verfugt  würde.  Dieses  geschieht 
aber  nicht ,  sondern  jene  Behörde  wii'd  sogleich  veranlasst ,  sich  über 
die  Suspensionsfrage  auszusprechen  und  nur  inzwischen,  d.  h.  für  8  bis 
14  Tage,  die  Vollziehung  zu  verschieben,  was  in  der  That  keinerlei 
Rechte  beeinträchtigen  kann.  In  vorliegender  Sache  wurde  denn  auch 
wirklich  »in  Erwägung :  dass  weder  in  der  Begründung  der  fraglichen 
Beschwerde ,  noch  in  den  Wirkungen  der  UrtheilsvoUstreckung  hin- 
reichende Motive  vorliegen ,  um  eine  Suspension  der  Vollziehung  bis 
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zum  Entscheide  der  b.  BVersammlang  zu  rechtfertigen,«  das  Begehren 
am  weitere  Suspension  der  Vollziehung  abgewiesen. 

BR.  vom  19.  April  1854  i.  S.  ForeU. 

Am  20.  Juni  1860  No.  2895  wurde  weiter  gesagt:   Die  wegen 

eines  Recurses  vom  BR.  provisorisch  angeordnete  Suspension  von 

rechtlichen  Vorkehren  in  der  recurrirten  Angelegenheit  fällt  dahin 

und  verliert  ihre  Bedeutung  mit  der  Insinuation  des  Endentscheides. 

363«  Wenn  eine  Beschwerde  über  angebliche  Verfassungswidrig- 
keit eines  kantonalen  Gesetzes  für  die  nächstbevorstehende  BVer- 
sammlung  vorläufig  angekündigt  und  dabei  vom  BR  verlangt  wird,  in- 
zwischen die  Vollziehung  dieses  Gesetzes  zu  verhindern,  so  kann  einem 
solchen  Begehren  nur  dann  entsprochen  werden,  wenn  einerseits  nach 
der  Ueberzeugung  des  BR.  die  Verfassungswidrigkeit  des  Gesetzes 
ausser  Zweifel  ist  und  anderseits  erhebliche  Gefahr  im  Verzuge  liegt. 

BR.  V.  12.  Oct.  1857  No.  3763. 

36A«  Es  wäre  unrichtig,  wenn  man  annehmen  wollte,  der  BR. 
dürfe  seine  Beschlüsse  nicht  vollziehen,  wenn  ein  Recurs  dagegen  ein- 
gelegt wird.  Man  muss  zwischen  solchen  recurrirten  Beschlüssen 
unterscheiden.  Häufig  würde  eine  Suspension  geradezu  einer  gemei- 
nen Trölerei  Vorschub  leisten ,  während  in  andern  Fällen  die  Natur 
der  Sache  suspensiven  Effect  verlangt  oder  doch  wenigstens  zulässt. 
Wenn  Gründe  der  letztern  Art  vorhanden  sind,  so  ist  der  BR  immer 

geneigt,  vorerst  den  angerufenen  Entscheid  der  eidg.  Räthe  abzuwarten. 

B,  1860  m.  80. 

36S«  Wo  der  Recurs  auf  andere  und  neue  Beweismittel  gegründet 
wird ,  welphe  der  kantonalen  Behörde ,  deren  Entscheid  Gegenstand 
der  Beschwerde  ist ,  nicht  vorlagen ,  wird  nicht  eingetreten ;  der  Re- 
current  hat  vorerst  auf  Grundlage  seiner  neuen  Beweise  bei  jener 
kantonalen  Behörde  um  Revision  des  frühern  Entscheides  einzu- 
kommen. BR.  V.  31.  Decbr.  1859  No.  5553. 

366«  Der  BR  ist  nicht  berechtigt ,  einem  Kanton  eine  civilrecht- 
liche  Entschädigungspflicht  aufzulegen.  B- 1861  H-  336. 

Demnach  wurde  auch  auf  das  Gesuch  der  Stadt  Biel ,  ein  rein 
privatrechtliches  Verhältniss,  nämlich  eine  Forderung  an  den  Kt  Bern 
auf  Entschädigung  für  einen  aufgehobenen  Zoll ,  dem  Entscheid  der 
BBehörden  zu  unterstellen,  von  beiden  Räthen  verworfen,  in  der 
Meinung,  dass  Biel  sein  Recht  bei  den  kantonalen  Gerichten  zu 
suchen  habe.  B.  1851 III.  89—122. 
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367*  Beschwerden  über  Ausserachtsetzung  bestehender  Kantonal- 
gesetze,  indem  den  Recurrenten  Privatrechte  entzogen  worden  seien, 
die  ihnen  entweder  gar  nicht  oder  doch  nur  gegen  gehörige  Ent- 
schädigung weggenommen  werden  können,  mögen  allfallig  in  den 
Bereich  der  kantonalen  Gerichtsbehörden  fallen,  keinesw^s  aber 
kann  den  BBehörden  eine  Einmischung  zustehen. 

BR.  V.  5.  Mai  1858  i.  Sachen  Lucchini  a.  LOn. 

368«  Die  Entschädigung  für  Requisitionen  von  Seite  der  Militär- 
obern  ist  nicht  durch  Quasiobligation  begründet,  sondern  durch  Begle- 
mente  bestimmt ;  ihre  Anwendung  kommt  daher  der  eidg.  Militärver- 
waltung zu,  nicht  den  Gerichten.  Diess  ist  der  Fall  bei  Truppentrans-  * 
porten  durch  Schiffe ,  Fuhrleistungen,  Requisitionen  von  Mannschaft, 
Pferden,  Quartieren,  Lebensmitteln  u.  s.  w.  für  den  eidg.  Militärdienst 
Derjenige ,  der  sich  benachtheiligt  glaubt  und  die  unrichtige  An- 
wendung der  Reglemente  und  Tarife  behauptet,  kann  sich  an  die 
oberste  Verwaltungsbehörde  wenden ,  nöthigenfalls  an  den  BB.  nnd 
kann  auch  laut  Art.  74  Ziffer  15  der  BVerf.  an  die  B Versammlung 
recui-iiren. 

Reclamationen  dieser  Art  haben  stets  die  Verwaltungsbehörden 
entschieden,  nie  die  Gerichte,  sonst  könnte  jeder  Soldat  wegen  des 

Soldes  der  Eidgenossenschaft  einen  Prozess  machen. 

G.-Ber.  1849  S.  128. 

369«  J.  Schürch ,  Müller  in  Madretsch  (Bern)  belangte  das  eidg. 
Kriegscommissariat  beim  Richteramt  Nidau  auf  Bezahlung  von  144  Fr. 
90  Rp.  als  Ei-satz  für  Schaden,  der  ihm  beim  Truppenzusammenzug  im 
Seeland  im  Herbst  1859  an  seinem  Grundeigenthum  zugefügt  worden 
sei.  Ungeachtet  der  Beklagte  die  Ajinahme  der  Ladung  aus  dem  Grunde 
der  Incompetenz  der  kantonalen  Gerichte  in  Sachen  zu  urtheilen  ab- 
lehnte und  daher  auch  bei  der  Verhandlung  ausblieb ,  erfolgte  am 
3.  März  1860  ein  Urtheil,  zufolge  welchem  die  Forderxmg  gutgeheissen 
wiu*de. 

Der  BR.  hob  indess  am  28.  gl.  Ms.  dieses  Urtheil  unter  folgender 
Begründung  auf: 

»  Wir  können  unmöglich  die  Ansicht  theilen ,  dass  unser  Com- 
missariat  piiichtig  gewesen  sei,  sich  in  einer  Angelegenheit  vor  einer 
richterlichen  Behörde  zu  stellen,  deren  Regelung  nicht  dieser  letztem 
zukömmt ,  sondern  durch  ein  eidgenössisches  Gesetz  vorgesehen  ist 
Das  fragliche  Urtheil  ist  den  bestimmten  Vorschriften  der  Art  227 
und  228  des  Reglements  für  die  eidg.  Kriegsverwaltung  [vom  August 
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1845  A.  S.  m.  293]  zuwider  erlassen  worden,  indem  nach  diesen  Be- 
stimmungen die  Vergütung  des  durch  Lageranstalten  verursachten 
Schadens  nicht  auf  dem  gewöhnlichen  Civilwege  verfolgt  werden 
kann. 

»  Mit  Rücksicht  auf  die  offenbare  Incompetenz  der  dortigen  Ge- 
richte in  dieser  Angelegenheit ;  mit  Rücksicht  femer  darauf,  dass  durch 
den  Spruch  des  Gerichtspräsidenten  von  Nidau  ein  eidg.  Gesetz  verletzt 
worden  ist,  befinden  wir  uns  in  der  Lage,  in  Anwendung  von  Art.  90 
Ziffer  2  der  BVerf.  das  mehrerwähnte  . . .  ürtheil  als  aufgehoben  zu 
erklären. « 

lieber  diesen  Beschluss  beschwerte  sich  Schürch  bei  der  BVer- 
sammlang,  er  wurde  indess  am  4./10.  Juli  1860  abgewiesen. 

ß.  1660  II.  588. 

4.   Des  Bondesgerichtes. 

BVerf.  Art.  94—107.  Heschluss  v.  4.  Aug.  1853,  betr.  die  Geschaftsftlhrung  des  BG. 
lOfL  8.  III.  593].  BGesetz  v.  5.  Juni  1849  über  die  Organisation  der  BBechtspflege 
n.  65  cf.  No.  S89— S§S].  BGesetz  v.  20.  Kovbr.  1850,  betr.  den  Gerichtsstand  für 
Cirilklagen  [11.  73  No.4J8].  BGesetz  v.  22.  Novbr.  1850  über  das  Verfahren  bei 
dem  BG.  in  bOrgerl.  Rechtsstreitigkeiten  [IL  77.  HI.  181.  V.  124  No.  474-476]. 
BGesetx  vom  24.  Septbr.  1856  über  die  Kosten  der  BRechtspilege,  die  Gerichts-  und 
Anmütsgebühren  und  Entschädigungen  [III.  408].  BGesetz  vom  30.  Juni  1849,  betr. 
du  Vemhren  bei  Uebertretungen  fiscalischer  und  polizeilicher  BGesetze^.  87 
No.  S8«— 19«].  BGesetz  vom  4.  Febr.  1853  über  das  BStrafrccht  [lU.  404 
No.  IIS6— S88].  Abänderung  des  Art.  65  [VI.  312].  BGesetz  vom  27.  August  1851 
Ober  die  BStrafrechtspflege  [U.  743].  Abäudernng  des  Art.  98  lit.  d.  [VI.  312].  BGe- 
setz Tom  d.  Tage  über  die  Strafrechtspflege  fOir  die  eidg.  Truppen  [II.  606  No.  596]. 
Zoaatzartikel  vom  10.  Juli  1854  [IV.  225].  BGesetz  vom  24.  Juli  1852  über  die  Aus- 
liefemog  von  Verbrechern  oder  Angeschuldigten  [III.  161  No.598 — BBS]. 

370«  Die  Frage  über  die  Jurisdictionsbefugniss  eines  Kantons  als 
Ausfluss  der  Territorialhoheit  ist  staatsrechtlicher  Natur  und  fallt 
daher  in  die  Competenz  der  politischen,  nicht  der  richterlichen  BBe- 

horden.  BR.  v.  12.  April  1850  No.  1071.  Vgl.  No.  SSV. 

371«  Art  105  der  BVerf.  ist  als  ein  Complement  der  Art.  101 
und  104  aufzufassen,  was  sich  daraus  ergibt,  dass  laut  dem  ProtocoU 
der  Tagsatzung  S.  155  der  gegenwärtige  Art.  105  ursprünglich  als 
Kt.  e  des  Art.  104  vorgeschlagen  war,  dass  dann  aber  bei  der  Schluss- 
redaction  (S.  280)  dieses  Lemma  in  einen  eigenen  Artikel  umgewandelt 
wurde,  offenbar  weil  man  fühlte,  dass  dieses  Lemma  sowol  den 
Art  101  als  den  Art.  104,  und  nicht  blos  diesen,  completire. 

In  den  Worten :  »  Die  von  der  BVerf.  garantirten  Rechte  «  sind 
Me  eidgenössisch  oder  kantonal  festgestellten  bürgerlichen  und  poli- 
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tischen  Rechte  mit  inbegriffen.  Daher  kann  das  BGericht  in  den  Fall 
kommen ,  Klagen  über  Verletzung  derselben  zu  beurtheilen ,  wie  im 
vorliegenden  Falle  in  S.  der  Mad.  Düpre  geb.  Michaud  gegen  die  Re- 
gierung in  Freiburg  [No.  378].  B.  1851  HL  127-186. 

372«  In  einem  Berichte  des  ER.  an  den  Nationalrath  "^j  über 
Competenz  in  staatsrechtlichen  Streitfragen  d.  d.  4.  Juni  1860  bemeikt 
derselbe :  Schon  die  Competenz  zwischen  BVersamndung  und  HR.  und 
der  diessfällige  Instauzeuzug  ist  gar  nicht  ausgeschieden.  Vergleidit 
man  Art.  74  Ziffer  7,  8,  15  und  16  mit  Art.  90  Ziffer  2  und  3  der 
BVer£,  so  wird  man  grossentheils  die  gleichen  Competenzen  für 
beide  Behörden  finden;  daher  die  Erscheinung,  dass  Beschwerden 
zwar  in  der  Regel  an  den  BR. ,  nicht  selten  aber  auch  direct  an  die 
BVersammlung  gerichtet  werden.  Die  letztere  könnte  schon  dadurch 
auf  eine  Verminderung  solcher  Geschäfte  hinwirken,  wenn  sie  diesel- 
ben nicht  erstinstanzlich  entscheiden ,  sondern  zu  diesem  Behuf  an 

den  BR.  überweisen  würde Nach  Art.  74  Ziffer  16  gehören 

Streitigkeiten  der  Kantone,  die  staatsrechtlicher  Natur  sind ^  in  die 
Competenz  der  BVersammlung.  Die  Art.  101 — 104  constitniren  das 
BGericht  als  Civil-  und  Criminalgerichf  und  in  der  erstem  Beziehong 
werden  ihm  in  Art.  101  Streitigkeiten  nicht  staatsrechtlicher  Natur 
zugeschieden ;  es  wurden  also  dadurch  alle  staatsrechtlichen  Streitig- 
keiten, soweit  sie  überhaupt  vor  den  Bund  gehören ,  dem  Grundsätze 
nach  dem  BGerichte  entzogen  und  den  politischen  BBehörden  vor- 
behalten. Das  sollte  offenbar  das  System  und  die  Regel  bilden. 
Allein  es  fragt  sich ,  in  welchem  Verhältniss  der  Ausnahme  oder  Er- 
gänzung die  Art  105  und  106  zu  dieser  Regel  stehen. 

Nach  Art.  105  urtheilt  das  BGericht  auch  über  Verletzung  durch 
die  BVerf.  garantirter  Rechte ,  wenn  hierauf  bezügliche  Klagen  von 
der  BVersammlung  an  dasselbe  gewiesen  werden.  Da  es  sich  hier  am 
constitutionelle  und  staatsrechtliche  und  nicht  um  civil-  oder  straf- 
rechtliche Fragen  handelt,  so  gestaltet  sich  offenbar  dieser  Artikel  zu 
einer  verfassungsmässigen  Ausnahme  von  dem  erwähnten  Compeienz- 
systeme.  Aber  diese  Ausnalime  ist  ganz  beschränkt,  man  kann  nicht 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  das  verfassungsmässige  System  um- 


*  Durch  Bcschluss  vom  22.  Decbr.  1857  [22.  Juli  1858?]  hatte  nämlich  der 
Nationalrath  eleu  HR.  eingeladen ,  Bericht  und  Antrag  zu  hinterbringen  zu  einem 
BGesetze,  kraft  welchem  hiezu  geeignete  Recursfidle  m  Gemässheit  des  Art  106  der 
BVerf.  dem  Entscheide  des  BGerichts  unterstellt  werden  können. 
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kehren  und  durch  Zutheilung  ganzer  Klassen  staatsrechtlicher  Fragen 
an  das  BGericht  dasselbe  fast  zur  Ausnahme  machen,  sondern  es  bleibt 
der  BVersammlung  im  einzelnen  Falle  überlassen ,  ihre  eigene  regel- 
mässige Competenz  gdtend  zu  machen  und  selbst  zu  entscheiden, 
oder  den  Gegenstand  an  das  BGericht  zu  überweisen,  wenn  sie  es  aus 
besondem  Gründen  für  zw^eckmässig  hält. 
Art.  106  lautend: 

»  £8  bleibt  der  BGesetzgebung  überlassen,  ausser  den  in  Art.  101, 104  und  106 
beieichneten  Gegenständen  auch  noch  andere  Fälle  in  die  Competenz  des  BGerichtes 
sa  legen« 

beschlägt  das  staatsrechtliche  Gebiet  nicht.  Es  lässt  sich  nämlich  vom 
logischen  Standpunkte  aus  kaum  denken ,  dass  die  Verfassung  zwei 
Artikel  neben  einander  stelle  in  dem  Sinne ,  dass  der  erstere  staats- 
rechtliche Fragen  nur  ausnahmsweise  durch  besoudern  Beschluss  der 
obersten  Behörde  an  das  BGericht  zu  überweisen  gestatte ,  und  der 
sEweite  der  Gesetzgebung  überlasse ,  diese  verfasmngsmdssigen  Aus- 
nahmen gesetzlich  zur  Regel  zu  machen. . . . 

Offenbar  ist  dieser  Aii;ikel  nicht  absolut  zu  verstehen ,  sondern 
wenn  er  in  Bezug  auf  seine  Tragweite  unbestimmt  ist ,  muss  er  so 
interpretirt  werden,  dass  er  mit  dem  Geist  und  Wortlaut  der  übrigen 
Artikel  möglichst  im  Einklang  steht ;  man  kann  ihn  nicht  so  auslegen, 
dass  der  sachbezügliche  Organismus  des  Bundes  umgekehrt  wird. 
Bereits  ist  gezeigt,  dass  alle  staatsrechtlichen  Conilicte  und  Beschwer- 
den an  die  BVersammlung  gebracht  werden  können .  dass  aber  auch 
der  BB.  zum  grössten  Theil  unter  Vorbehalt  des  Recurses  com- 
petent  ist  und  dass  er  weitaus  die  meisten  Beschwerden  erstinstanz- 
lich oder  allein  erledigt  kraft  Art.  90  Ziffer  2  und  3  der  BVerf. 
Will  man  nun  der  BVersammlung  einen  Theil  staatsrechtlicher  Fragen 
abnehmen  und  sie  dem  BGericht  überti*agen .  so  folgt  nach  obiger 
Einrichtung  von  selbst ,  dass  man  sie  auch  dem  BR.  abnehmen  muss, 
der  ja  nach  der  Wahl  der  Beschwerdeführer  in  den  meisten  Fällen 
ebenfalls  competent  ist.  Man  wird  wol  nicht  daran  denken,  den  BR. 
als  erste  und  das  BG.  in  der  gleichen  Sache  als  zweite  Instanz  auf- 
zustellen und  ebenso  wenig  wird  man  beabsichtigen,  nur  die  Beschwer- 
den an  das  BGericht  zu  überweisen,  die  direct  bei  der  BVersammlung 
angebracht  werden,  weil  dadurch  der  Zweck  gar  nicht  erreicht 
würde  und  ein  solches  Verfahren  höchst  inconsequent  wäre.  Wie 
man  es  aber  auch  anstellen  würde,  so  müsste  man  der  BVersammlung 
und  dem  BR.  Competenzen  wegnehmen ,  die  ihnen  durch  die  Art  74 
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und  90  ausdrücklich  zugesicheii;  sind.  Es  dürfte  aber  unzulässig  sein, 
einen  Verfassungsartikel  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  dahin  zu 
entwickeln ,  dass  dadurch  andere  Artikel  der  Verfassung  ganz  oder 
theilweise  aufgehoben  werden.  Will  man  daher  nicht  in  Widersprüche 
gerathen,  und  in  die  Competenzbestimmungen  der  BVerf.  eine  bedenk- 
liche Unsicherheit  oder  gar  Verwirrung  bringen,  so  gelangt  man  zu  dem 
Schlüsse,  dass  die  staatsrechtlichen  Streitfragen  in  die  Competenz  der 
politischen  Behörden  des  Bundes  gehören  mit  der  Ausnahme,  die 
durch  die  Verfassung  selbst  im  Art.  105  gestattet  ist  und  dass  die  ge- 
setzlich zulässige  Erweiterung  der  Competenz  des  BGerichts  laut 
Art.  106  sich  auf  nicht  staatsrechtliche  Streitfragen  bezieht,  im  Ein- 
klang mit  dem  Princip ,  das  diese  ganze  Materie  beherrscht 

Im  Weitern  wird  dann  noch  auf  die  Entstehungsgeschichte  des 
Art.  106  unter  Verweisung  auf  S.  139 — 141  der  Verhandlungen  der 
Verfassungs-Revisionscommission  aufmerksam  gemacht  und  es  werden 
auch  die  Schwierigkeiten  in  der  practischen  Ausfuhrung  des  Vor- 
Schlags  umfassend  erörtert.  B.  1860  ü.  649 — 567. 

373«    Beispiel  für  Art.  101  Ziffer  l,a:  Streit  der  Regierung  des 

Kts.  Aargau  gegen  diejenige  von  Uri  über  das  Heimatrecht  eines  von 

einer  Bürgerin  von  Uri  gebornen  Kindes  [No.  338]. 

B.  1851  nr  188. 

3741«    Der  Modus  des  im  letzten  Satze  des  Art.  101  der  BVerf. 

vorgeschriebenen  Verfahrens  ist  folgender:  Der  Kanton,  welcher 
Klage  erheben  will ,  hat  sein  Klagmemorial  sammt  Beilagen  dem  BR. 
einzubegleiten ;  dieser  wird,  wenn  es  nöthig  ist,  den  beklagten  Kanton 
einvernehmen.  Findet  der  BR.,  dass  der  Streitgegenstand  in  den  Ge- 
schäftskreis des  BG.  gehöre ,  so  übermittelt  er  die  Klage  sammt  Bei- 
lagen dem  Präsidenten  desselben  unter  gleichzeitiger  Mittheilung 
seiner  Schlussnahme  an  den  letztem  und  an  den  klägerischen  Kanton. 
—  Im  entgegengesetzten  Falle  setzt  der  BR.  den  Kläger  von  seiner 
negativen  Entschliessung  in  Kenntniss  und  überlässt  diesem ,  ob  er 
der  BVersammlung  ein  Cassationsgesuch  gegen  die  Schlussnahme  des 
BR.  einzureichen  sich  veranlasst  sehe.      •        Gesch.  Ber.  1849  8. 126 ff. 


Anhang:  Einige  Ui-theile  dos  Bundesgorichtes.  No.  SVS*  367 


Anhang. 


EiDi^re  IrtbeUe  des  Bandesgerichts. 

37S«  Joseph  Franz  Düpre,  von  Greyerz  und  Bell,  stellte  im  J.  1845 
seine  Zahlungen  ein,  in  Folge  dessen  durch  Beschluss  des  Appellations- 
gerichtes von  Freiburg  vom  30.  Mai  1845  der  Concurs  über  ihn  er- 
öffnet wurde.  Nach  der  am  19.  Juli  1847  obergerichtlich  genehmigten 
FalUmentsliquidation  zeigte  sich  ein  Deficit  von  120,689  Fr.  33Y2  Rp. 
Da  der  überdiess  wegen  Theilnahme  an  politischen  Umtrieben  in  Haft 
gesetzte  Düpre  über  erlittene  unverschuldete  Einbusse  sich  nicht 
ausgewiesen,  so  verurtheilte  ihn  das  Appellationsgericht  am  19.  Juli 
1847  zur  Verbannung  aus  dem  Kanton,  sofern  er  binnen  Jahres- 
frist seine  Gläubiger  nicht  vollständig  zu  befriedigen  vermöge.  Als 
aber  die  eidgenössischen  Truppen  in  Freiburg  einzogen,  wurde 
Düpre  aus  der  Gefangenschaft  befreit  und  überdem  erhielt  derselbe 
»wegen  der  erlittenen  politischen  Verfolgung«  eine  Entschädigung 
von  1000  Fr.  a  W. 

Am  6.  Juni  1849  erliess  der  Grosse  Rath  des  Kts.  Freiburg  ein 
Decret,  wonach  alle  diejenigen ,  welche  vom  6.  Jan.  bis  15.  Oct.  1847 
in  Concurs  geriethen ,  rehabilitirt  sein  sollen ,  sofern  sie  damals  in 
politischer  Untersuchung  standen.  In  Art.  3  wird  bestimmt,  es  finden 
diese  Verfügungen  auch  auf  diejenigen  politisch  Bezüchtigten  An- 
wendung, über  welche  während  des  erwähnten  Zeitraums  wegen 
Zahlungsunfähigkeit  Strafen  verhängt  worden  seien.  Kraft  dieses 
Decrets  erliess  der  Staatsrath  am  19.  und  26.  Juli  1849  im  Amtsblatt 
die  Publication ,  dass  Joseph  Franz  Düpre  in  seine  bürgerlichen  und 
politischen  Rechte  wieder  eingesetzt  sei 

Düpre  belangte  sodann  seine  Gattin  vor  dem  Bez.G.  Greyerz, 
dasB  sie  ihm  die  Nutzniessung  und  Verwaltung  ihres  Vermögens  wieder 
einräume  und  es  wurde  diese  Klage  durch  Urtheil  vom  14.  Mai  1850 
gntgeheissen.  Das  Kantonsgericht  bestätigte  dieses  Urtheil  am 
28.  Juni  gl.  J. 

Frau  Düpre  geb.  Michaud  wandte  sich  darauf  mit  einer  Be- 
schwerde an  die  BVersammlung ,  in  welcher  sie  ausführte ,  dass  das 
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Decret  vom  6.  Juni  1849  und  die  darauf  gegründeten  Urtheile  mit  den 
Art.  5,  13,  28,  33  und  58  der  freiburgischen  Staatsverfassung,  sowie 
mit  den  Art.  72,  74,  210  und  211  des  Civilgesetzbuches  in  Widerspruch 
stehen,  wesshalb  sie  den  Schutz  des  Bundes  in  Anspruch  nehme.  Diese 
Beschwerdeschrift  wurde  dem  BR  zur  Begutachtung  zugewiesen,  der 
sich  darüber  unterm  13.  Septbr.  1850  folgendermassen  äusserte: 
»Es  lässt  sich  streng  genommen  kaum  rechtfertigen,  dass  nicht  blos 
die  Strafen  aufgehoben  wurden,  sondern  auch  zum  Nachtheil  der 
Rechte  Dritter  und  gegen  das  allgemeine  Civilgesetz  die  civilrecht- 
lichen  Folgen  eines  frühern  Concurses.  Dessen  ungeachtet  glauben 
mi ,  es  könne  eine  Intervention  des  Bimdes  in  dieser  Angelegenheit 
nicht  mehr  Statt  finden.  Denn  die  Becurrentin  rief  über  die  Ausr 
legung  und  Anwendung  des  Decretes  den  Entscheid  der  freiburgischen 
Gerichte  an ;  dadurch  erklärte  sie  dieselben  für  competent  zu  beur- 
theilen ,  ob  ihre  Verhältnisse  den  Bestimmungen  des  Decretes  unter- 
liegen oder  nicht.  Nachdem  nun  der  Entscheid  ihr  ungünstig  war, 
so  kann  sie  nicht  wieder  das  Decret  selbst  angreifen  und  zugleich 
über  die  richtige  Auslegung  und  Anwendung  desselben  das  Urtheil 
des  Obergerichts  von  Freiburg  au  die  BVersanunlung  weiter  ziehen. 
Sobald  über  eine  constitutionelle  Frage  die  Gerichte  eines  Kantons 
von  den  Betheiligten  als  competent  anerkannt  worden  sind,  sokann 
eine  Intervention  dos  Bundes  nicht  mehr  Statt  finden ,  ohne  die  BBe- 
hörden  als  Appellatious-  und  Cassationsinstanz  der  kantonalen  Ober- 
gerichte zu  qualificiren.  Aus  diesen  Gründen  stellen  wir  den  Antrag, 
es  sei  auf  die  Beschwerde  nicht  einzutreten. « 

Beide  Räthe  beschlossen  indess  am  3./11.  August  1851:  »ohne 
weitere  Einlassung  auf  das' Materielle  der  vorliegenden  Beschwerde, 
diese  Angelegenheit,  gemäss  Art.  105  der  BVerf.,  dem  BGericht  zur 
Erledigung  zuzuweisen  *.  B.  1851  in.  127—136. 

In  ihrer  Vernehmlassung  stellen  die  Regierung  von  Freiburg  und 
Joseph  F.  Düpre  das  Begehren  um  Abweisung  der  Beschwerde : 

1)  weil  die  Art.  5 ,  74  Ziff.  7  und  90  Ziff.  3  der  BVerl  nur  dann 
Anwendung  finden,  wenn  eine  klare  Bestimmung  einer  kantonalen 
Verfassung  auf  eine  augenfällige  Weise  verletzt  worden  sei,  nicht  aber, 
sofern  es  sich  um  Interpretation  einer  solchen  Bestimmung  handle. 
Im  Zweifel  müsse  also  angenommen  werden,  dass  die  Entscheidungen 
der  kantonalen  Behörden  verfassungsmässig  seien.  Nun  könne  Frau 
Dupre  ledigHch  darüber  sich  beklagen,  dass  der  Grosse  Bath  von 
Freiburg  in  der  dem  J.  Düpre  ertheilten  Amnestie  die  Kantonsverfas- 
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sang  irrig  ausgelegt  habe ;  allein  Art.  105  der  BVerf.  verleihe  dem 
BGrerichte  nicht  so  ausgedehnte  Gewalt,  dass  dasselbe  als  Cassations- 
gericht  die  Gesetze  und  Urtheile  von  Kantonalbehörden  zum  Gegen- 
stand seiner  Verhandlungen  machen  dürfe ; 

2)  weil  die  Fr.  Düpre  mit  ihren  Einwendungen  gegen  das  Decret 
vom  6.  Juni  1849  xmd  die  erwähnten  gerichtlichen  Urtheile  nicht  mehr 
gehört  werden  dürfe,  da  sie  bei  Verfassungswidrigkeit  des  erstem  direct 
an  die  BBehörde  sich  hätte  wenden  und  die  Aufhebung  desselben  be- 
gehren sollen.  Nun  habe  aber  Fr.  D.  die  Zuständigkeit  der  freibur- 
gischen  Gerichte  anerkannt,  ja  sogar  durch  das  Organ  ihres  Anwalts 
vor  denselben  erklärt :  sie  fechte  das  Decret  an  und  für  sich  nicht  an, 
sondern  bestreite  nur  die  Anwendbarkeit  desselben  zu  Gunsten  ihi*es 
Ehemannes. 

Eventuell  werde  behauptet,  dass  der  Grosse  Rath  im  Decret  vom 
6.  Juni  1849  verÜEtssungsmässige  Rechte  von  Bürgern  nicht  verletzt 
habe,  da: 

a.  allgemeine  Grundsätze  nicht  in  einem  so  absoluten  Sinne  auf- 
gefSsisst  werden  können,  dass  daneben  Ausnahmen  nicht  gedenkbar 
wären.  Denn  wie  schon  in  den  Art.  27  und  28  der  Verfassung  ein- 
zelne Klassen  von  Staatsangehörigen  den  übrigen  nicht  gleichgestellt 
worden  seien,  so  beziehe  sich  Art.  3  des  Decretes  vom  6.  Juni  1849 
auf  eine  Anzahl  Bürger ,  von  deren  Namen  der  Grosse  Rath  keine 
specielle  Kenntniss  gehabt  und  nicht  auf  den  J.  Düpre  als  einziges 
Subject  einer  Begünstigung.  Im  Gegentheil  nehme  Fr.  Dupre  ein 
Privilegium  für  sich  in  Anspruch,  indem  sie  die  einzige  Frau  des 
Kantons  wäre ,  welche  die  Verwaltung  und  den  Genuss  ihi*es  Vermö- 
gens ausüben  könnte,  ungeachtet  ihr  Mann  bürgerlich  selbständig  sei ; 

b.  von  einer  Beeinträchtigung  der  Vermögensrechte  der  Fr.  D. 
eben  so  wenig  die  Rede  sein  könne ,  indem  Joseph  D.  keinen  Verwal- 
tongsact  vorzunehmen  befugt  sei ,  wodurch  ihr  Eigenthum  in  irgend 
einer  Weise  gefährdet  würde ; 

c.  zwischen  dem  Nachlass  einer  Strafe  und  der  gerichtlichen  Be- 
freiung von  den  Folgen  des  Falliments  wol  unterschieden  werden 
müsse,  indem  ersterer  ein  Act  sei,  der  nach  Ai-t.  45  der  Verfas- 
sung lediglich  dem  Grossen  Rathe  zustehe  und  der  ohne  irgend 
welche  Einschränkung  auf  alle  Arten  von  Strafen  ausgedehnt  werden 
könne ; 

d.  das  obergerichtlich  bestätigte  bezirksgerichtliche  Urtheil  ein 
rechtBkräftiges.  der  Vollziehung  fähiges  geworden  sei,  ohne  dass  Fr.  D. 
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die  Competenz  der  urtheilenden  Gerichte  beanstandet  habe,  noch  die^ 
sen  Erkenntnissen  irgend  welche  Ungesetzlichkeit  oder  Formwidrig- 
keit vorzuwerfen  vermöge. 

Das  BGericht  erkannte :  Der  Art  3  des  Decrets  vom  6.  Juni  1849, 
soweit  er  die  Verwaltung  und  Benutzung  des  Vermögens  der  Fr.  Düpre 
beschlägt,  und  die  darauf  begründeten  gerichtlichen  Urtheile  vom 
14.  Mai  und  28.  Juni  1850  seien  als  folgenlos  erklärt    Gründe: 

1)  Abgesehen  davon,  ob  nicht  schon  dadurch,  dass  die  B Versamm- 
lung die  Beschwerde  der  Fr.  Düpre  dem  BGericht  zur  Erledigong 
überwies ,  die  Competenz  des  Tribunals  für  einlässliche  Beurtheilong 
des  Anstandes  entschieden  sei ,  so  halten  die  gegen  die  Zuständigkeit 
des  Gerichts  gemachten  Einwendungen  jedenfalls  nicht  Stich  und  zwar 
diejenige  der  Anerkennung  des  ireiburgischen  Gerichtsstandes  durch 
die  Fr.  D.  nicht,  weil  notorisch  ist,  dass  die  B Versammlung  bei  ge- 
nauer Kenntniss  der  Präcedentien  und  trotz  derselben  die  Ueberwei- 
sung  des  Falles  an  das  BG.  beschloss ;  diejenige ,  dass  keine  klare 
Verletzung  einer  Verfassungsbestimmung  vorliege,  nicht,  weil  diese 
Frage  nicht  unter  dem  Gesichtspunkte  einer  Competenzeinrede  be- 
handelt werden  kann ,  sondern  dieselbe  mit  der  materieUen  Beurthei- 
lung  des  Streites  zusanmienfällt 

2)  Wenn  nun  das  Motiv  ins  Auge  gefasst  wird,  welchem  das  Beeret 
vom  6.  Juni  1849  seine  Entstehung  verdankt  und  das  der  Grosse  Rath 
in  folgenden  Erwägungen  ausspricht : 

»Considörant  que,  dans  le  nombre  des  victimes  polidques  qu'a  üfdtes  en  1847 
»an  gouvernement  rebelle  cnvers  la  Conf^d^ration  ^  il  en  est  pkisieurs  dont  las 
»biens  furent  mis  en  discussion  par  l'eifet  des  poursuites  et  pers^cutions  qui  fhrent 
»exercöes  contre  elles; 

»Consid^rant  qu'il  est  du  devoir  da  gouvernement  actnel  de  r^parer,  antant 
»qu'il  est  en  lui,  les  suites  d^plorables  qu'ont  entrain^es  ces  pers^cations  odienses«  — 

so  liegt  es  ausser  allem  Zweifel,  dass  eine  Begünstigung  des  J.  D.  mit 
Rücksicht  auf  seinen  Fallimentszustand  cms  dein  Grunde  politischer 
Verfolgung  nicht  Statt  finden  konnte ,  da  die  Insolvenzerklärung  des 
D.  den  Unruhen  im  Kt  Freiburg  lange  voranging  und  es  reine  Zufäl- 
ligkeit ist,  dass  die  Beendigung  der  Concursliquidation  bis  ins  J.  1847 
sich  verzögerte. 

3)  Demnach  hat  der  Art.  3  des  Decrets  vom  6.  Juni  1849  die  recht- 
liche Wirkung,  dass  der  im  J.  1845  mit  einem  bedeutenden  Deficit  fallit 
gewordene  D.  um  der  im  J.  1 847  erlittenen  politischen  Verfolgung  willen 
in  den  Zustand  der  bürgerlichen  und  politischen  Ehrenfahigkeit  zu- 
rück versetzt  wurde.   Das  Decret  nimmt  auch  dadurch  den  Charakter 
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emes  Ausnahmedecrets  an ,  dass  gegenüber  der  Behauptung  der  Be- 
schwerdeführerin ,  dasselbe  beziehe  sich  lediglich  auf  die  Person  ihres 
Ehegatten,  Jemand  anders,  der  dadurch  betroffen  wurde,  nicht  be- 
kannt ist* 

4)  Nun  war  der  Grosse  Rath  des  Kts.  Freiburg  kraft  des  ihm  nach 
Art.  45  litt  h  der  Verfassung  eingeräumten  Begnadigungsrechts  aller- 
dings befugt,  die  Strafen,  welche  über  D.  als  muthwilligen  Bankern- 
tirer  yerhängt  waren,  aufzuheben.  Dagegen  kann  es  nicht  als  Ausfluss 
dc^ Begnadigungsrechtes  angesehen  werden,  dass  civilrechtlicheF olgen, 
die  yon  Gesetzes  wegen  an  den  Fallimentszustand  sich  knüpfen ,  mit 
Verletzung  der  Rechte  dritter  Personen  als  beseitigt  erklärt  und  auch 
diess&lls  ein  Fallit  bei  stets  fortdauernder  vermögensrechtlicher  Insol- 
venz so  behandelt  werde ,  wie  wenn  er  im  Zustande  der  Zahlungs- 
fähigkeit sich  befinden  würde. 

5)  Nach  den  Art.  72,  74,  210  und  211  des  freiburgischen  Civil- 
gesetzbnches  bildet  der  Entzug  der  Verwaltung  und  Nutzmessung  des 
Franenyermögens  eine  im  Kt.  Freiburg  gemeinrechtliche  Folge,  die 
gegen  jeden  Falliten  eintritt.  Nun  wurde  dadurch,  dass  in  Folge  des 
Art  3  des  Decrets  vom  6.  Juni  1849  die  Fr.  D.  auf  eine  singulare 
Weise  gezwungen  werden  soll ,  der  Gewalt  ihres  zahlungsunfähigen 
Ehemanns  gerade  so  sich  zu  unterwerfen ,  wie  wenn  er  nicht  mehr 
insolyent  und  nach  Gesetzesvorschrift  rehabilitirt  worden  wäre,  aller- 
dings auf  eine  ihre  yermögensrechtlichen  Interessen  benachtheiligende 
Art  die  der  Fr.  D.  yerfassungsgemäss  zugesicherte  Gleichheit  mit  an- 
dern Staatsangehörigen  yor  dem  Gesetze  durch  das  Mittel  eines  Aus- 
nahmedecrets aufgehoben. 

B6.  V.  8.  Juli  1852.  Findet  sich  auch  vollständig  abgedruckt  in  der  Zeitschr. 

f.  Schweiz.  K.  II.  41  ff. 

878«  In  dem  Prozesse  der  Stadt  Luzem  gegen  die  dortige  Re- 
gierung, in  welchem  erstere  verlangte,  dass  letztere  zum  Neubau  der 
über  die  Reuss  in  Luzem  führenden  hölzernen  Brücke  angehalten 
yrerde ,  finden  sich  folgende  Erwägungen : 

1)  Die  Stadt  Luzern  vereinigte  vor  der  helvetischen  Revolution  mit 
der  Eigenschaft  eines  städtischen  Gemeinwesens  die  Landessouverä- 
netät  in  sich.  Unbestrittenermassen  war  das  Stadtärar  mit  dem  Fiscus 
▼erschmolzen  und  es  wurde  über  beide  eine  ungetheilte  Rechnung 
gefohrt  Nachdem  die  bestandene  Gütergemeinschaft  aufgelöst  ist 
und  die  Ausscheidung  des  Staatsvermögens  vom  Stadtvermögen  Statt 
gefunden  hat ,  beruht  daher  die  Aufgabe  des  Richters  darin ,  zu  er- 
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mitteln,  ob  die  Reussbrücke  als  städtisches  Eigenthuin  oder  als  Staats- 
gut betrachtet  worden  sei ,  denn  hievon  hängt  die  Entscheidung  der 
Streitfrage ,  auf  welcher  Partei  die  Baupflicht  laste ,  wesentlich  ab. 

2)  Wenn  auch  nicht  immer  in  dem  Worte  »f/nter/kifta  [der  Brücke, 
welcher  der  Stadt  Luzem  Überbunden  worden  war]  die  Pflicht  des 
Neubaus  inbegriff'en  ist,  so  ist  doch  bei  einer  Brücke,  als  einem  Ob- 
jecto ,  das  durch  stückweise  Reparaturen  stets  in  baulichem  Zustande 
erhalten  werden  kann .  als  Regel  anzusehen,  dass  die  Verbindlichkeit 
des  Unterhalts  diejenige  des  Neubaues  in  sich  schliesse  und  zwar  hier 
um  so  mehr ,  als  bei  der  Aufhebung  der  bestandenen  Gütergemein- 
schaft zwischen  Staat  und  Stadt  Luzern  die  Nothwendigkeit  eintrat, 
erstem  ausdrücklich  als  baupflichtig  zu  erklären ,  wenn  die  Dotation 
der  letztem  nur  auf  den  Unterhalt  der  Brücken  in  engerm  Sinne  des 
Wortes  berechnet  gewesen  wäre.  BG.  v.  20.  April  1856. 

37  7 •  Die  evangelische  Kirchgemeinde  Stein  a./R.  belangte  die  Re- 
gierung des  Kts.  Schaffhausen,  Namens  des  Fiscus,  auf  Wiederbesetzung 
der  seit  Februar  1853  erledigten  Helfer  stelle  in  Stein  und  auf  Her- 
ausgabe des  bisher  für  die  Besoldung  des  Helfers  verwendeten  Ein- 
kommens nebst  der  seit  Februar  1853  inne  behaltenen  Besoldung. 
Die  Klage  wurde  vom  BG.  unter  folgender  Begründung  abgewiesen: 

1)  Wenn  es  ein  unzweifelhaftes  Recht  der  Staatsgewalt  ist,  die 
Ausübung  der  Religion  innerhalb  der  Marken  ihres  Gebietes  zuzu- 
lassen oder  auszuschliessen  und  der  Kt.  Schafifhausen  im  §  2  seiner 
Staatsverfassung  sich  ausdrücklich  dieses  Recht  gewahrt  hat,  so  steht 
hiemit  die  Befugniss ,  die  für  die  Religionsausübung  erforderlichen 
Bestimmungen  und  Einrichtungen  zu  treffen  und  über  Art  und  Fort- 
dauer derselben  zu  entscheiden ,  in  nothwendigem  Zusammenhange. 
Namentlich  schliesst  das  protestantische  Kii'chenrecht ,  welches  ein 
eigenes ,  besonderes  Oberhaupt  der  Kirche  nicht  anerkennt ,  zu  Gun- 
sten der  Staatsregierung  die  Befugniss  der  Reform  in  sich. 

2)  Demnach  muss  die  Lösung  der  Frage ,  ob  in  der  Stadt  Stein 
zwei  protestantische  Kirchenämter  fortbestehen  sollen ,  oder  ob  mit 
Beziehung  auf  die  Zahl  derselben  eine  Reduction  eintreten  könne,  als 
einer  Frage  der  Zweckmässigkeit  und  des  örtlich  kirchlichen  Bedürf- 
nisses dem  gutfindenden  Ermessen  des  Beklagten  anheimgestellt  blei- 
ben. Es  kann  nicht  Sache  des  Richteramtes  sein,  hier  massgebende 
Bestimmungen  zu  trefien ,  zumal  dabei  Gründe  und  Verhältnisse  in 
Berücksichtigung  fallen  müssten,  deren  Würdigung  dem  Gebiete  recht- 
licher Erörterungen  feme  liegt. 
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3)  Klägerin  unterbreitet  nun  aber  nicht  allein  die  Zulässigkeit 
der  von  competenter  Behörde  beschlossenen  Aufhebung  der  Helfer- 
pfründe in  Stein ,  sondern  auch  die  Frage  des  Eigenthumsrechtes  an 
den  Fundationen,  welche  für  die  Besoldung  des  jeweiligen  Helfers  zu- 
dienten, dem  richterlichen  Entscheide.  Und  da  die  Klägerin  als  kirch- 
liche Corporation  fortbesteht,  so  könnte  das  Anspruchsrecht  derselben 
auf  Herausgabe  jener  Fundationen  keinem  begründeten  Widerspruche 
unterliegen,  sofern  erwiesen  vorläge,  dass  dieselben  entweder  von  der 
Klägerin  selbst  zum  Zwecke  der  Dotation  der  Helferpfründe  aus  ihrem 
Vermögen  gestiftet  oder  ihr  von  anderer  Hand  als  Eigenthum  vergabt 
worden  wären. 

4)  Die  Urkunden  von  1222  und  1268  lassen  wol  mit  ziemlicher 
Gewissheit  darauf  schliessen ,  es  sei  das  Vermögen  der  Nicolaüdrche 
zu  Stein  dem  Kloster  St.  Georgen  daselbst  incorporirt  worden.  Die 
betre£fenden  Urkunden  enthalten  jedoch  keinerlei  Nachweise  darüber, 
dass  für  die  St.  Nicolaikirche  ehedem  zwei  Beneficien  gestiftet  gewesen 
und  beide  dem  Klostergut  einverleibt  worden  seien. 

5)  Durch  den  Rathsspruch  vom  11.  Novbr.  1523  wurde  dem  Klo- 
ster St.  Georgen  lediglich  die  Bezahlung  bestimmter  jährlicher  Com- 
petenzen  zur  Pflicht  gemacht  und  es  blieb  dabei  ganz  dem  Ermessen 
der  Klägerin  anheimgestellt,  ihr  Kirchenwesen  so  zu  bestellen  wie  ihr 
beliebte,  resp.  für  Besorgung  desselben  ein  oder  mehrere  Barchen- 
ämter zu  schaffen.  Aus  den  Acten  ergibt  sich  in  unzweideutiger  Weise, 
dass  die  Competenzen ,  die  der  Beklagte  zur  Zeit  noch  für  das  Pfarr- 
amt Stein  verwendet  imd  deren  fortdauernde  Lieferung  keiner  Bean- 
standung unterliegt,  von  weit  höherm  Betrage  sind,  als  die  durch  den 
Bathsspruch  der  Klägerin  zugeschiedenen  Nutzungen  es  waren. 

6)  Zwar  hatten  allerdings  die  gegenüber  dem  Rathsspruche  der 
Zweihundert  erhöhten  Leistungen  aus  dem  St.  Georgen-Amte  in  Be- 
ziehung auf  zioei  Pfründen  von  Stein  Statt ,  sie  begannen  auch  bald 
nach  Aufhebung  jenes  Benedictinerklosters  und  sie  steigerten  sich  im 
Laufe  der  Zeit  fortwährend ;  es  ist  jedoch  nicht  erhoben,  ob  die  Stadt 
Zürich  damit  eine  wirkliche  Pfrtinddoiaiion  bezweckte ,  oder  ob  die- 
selbe ,  sei  es  kraft  ihrer  Landesherrlichkeit  über  Stein  oder  in  Ge- 
mässheit  der  Schutzherrschaft,  die  sie  selbst  über  die  reformirten 
Gemeinden  der  gemeinen  Herrschaften  ausübte,  nicht  etwa  blos 
Stipendien  verabreichen  wollte.  Endlich  bietet  auch  der  Vertrag  vom 
11.  Novbr.  1806  nicht  die  erforderlichen  Materialien  dar,  um  an  der 
Hand  desselben  ermessen  zu  können ,  ob  der  Beklagte  für  die  foi-t- 
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dauernde  Besoldung  eines  Helfers  zu  Stein  im  Besitze  des  entsprechen- 
den AequivaJents  sich  befinde.  BG.  t.  20.  Ocihr.  1866. 
378«  Die  Regierungen  der  Stände  Uri,  Schwyz,  Obumlden  und 
Wallis  belangten  diejenigen  von  iMzem,  Freiburg  und  Zug  über  die 
Frage ,  ob  Letztere  nicht  pflichtig  seien ,  mit  den  Klägern  über  die 
gemeinschaftlichen  Eriegskosten  in  Abrechnung  zu  treten ,  die  durch 
das  unter  ihnen  abgeschlossene,  im  J.  1847  durch  WafiEengewalt  auf- 
gelöste Bündniss  verursacht  und  nicht  vom  Bunde,  sondern  unmittel- 
bar durch  die  Kantone  angewendet  worden  sind. 

Die  Klage  wurde  grundsätzlich  gutgeheissen ,  in  der  Hauptsache 
aus  folgenden  Gründen : 

1)  Das  Separatbündniss  der  sieben  katholischen  Kantone  wurde 
unzweifelhaft  durch  die  damaligen  Regierungen  derselben  abgeschlos- 
sen ;  die  Stände  selbst  aber  sind  für  die  Handlungen  ihrer  Regierungen 
verantwortlich,  ungeachtet  des  schon  durch  die  Tagsatzung  den  Stän- 
den gewahrten  Rückgriffsrechtes,  sofern  ein  solches  geltend  gemacht 
werden  kann.  Uebrigens  wenn  auch  in  Betreff  der  auf  den  Sonder- 
bundskantonen selbst  ruhenden  Haftbarkeit  irgend  ein  rechtlicher 
Zweifel  walten  würde,  so  müsste  derselbe  doch  unbedingt  dahin  fallen 
in  Berücksichtigung  der  auf  die  Proclamation  der  Tagsatzung  vom 
20.  Octbr.  1847  durch  das  Volk  der  Kantone  Luzem  und  Freiburg 
gegenüber  der  BGewalt  bewiesenen  Haltung ,  wodurch  das  Vorgehen 
ihrer  Behörden  gebilligt  und  unterstützt  wurde. 

2)  Das  Separatbündniss,  als  ein  staatsrechtlicher  Act,  hervor- 
gegangen aus  der  Vereinbarung  und  Betheiligimg  mehrerer  durch  den 
BVertrag  von  1815  als  souverän  erklärter  Stände,  fällt  auch  nicht  in 
die  Kategorie  eines  unsittlichen  oder  verbrecherischen  Unternehmens 
und  die  gesetzmässige  BGewalt  selbst  betrachtete  weder  vor  noch  nach 
erlangtem  Siege  jenes  Bündniss  von  diesem  Gesichtspunkte  aus.  Die- 
selbe suchte  nämlich  zuerst  durch  die  Mittel  gütlicher  Vorstellungen, 
sodann  durch  Waffengewalt  die  nach  eidgenössischem  Staatsrechte 
unzulässige  Coalition  einzelner  Theile  des  ehemaligen  Staatenbundes 
zu  lösen  und  brachte ,  nachdem  ihr  dieses  gelungen  war ,  gegenüber 
den  beim  bundeswidrigen  Benehmen  betheiligten  Ständen  lediglich 
civilrechtliche  Massnahmen  in  Anwendung.  Nach  allen  diesen  Ante- 
cedentien  liegt  es  demnach  nicht  in  der  Befugniss  des  Tribunals,  bei 
Würdigung  der  Streitfrage  von  einer  rechtlichen  Anschauung  auszu- 
gehen, die  mit  den  Verhältnissen,  wie  si^  sich  geschichtlich  gestaltet 
haben ,  in  Widerspruch  treten  würde. 
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3)  Indem  somit  das  Separatbündniss  die  Antheilhaber  an  dem- 
selben in  Beziehung  auf  die  von  ihnen  vorausgesehenen  civilrecht- 
lichen  Folgen  von  Anfang  an  in  dem  Masse  verpflichtete ,  wie  es  bei 
erlaubten  Bilateralverträgen  überhaupt  der  Fall  ist,  fallt  noch  die 
Frage  in  Erörterung ,  ob  nachgehends ,  sei  es  durch  gütliche  Verein- 
barung oder  durch  Verfügung  competeuter  Staatsbehörden,  eine  Auf- 
lösung der  bestandenen  vertragsrechtlichenVerhältnisse  eingetreten  sei 
[Es  wird  sodann  weiter  ausgeführt,  dass  dieses  nicht  der  Fall  sei.] 
m.  T.  3.  JoU  1858.  Vgl.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  VI.  48.  VUI.  28.  IX.  30. 

379«  Der  Buchdrucker  Heinrich  Wolfrath  zu  Neuenburg  belangte 
den  BR,  Namens  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  indem  er  be- 
gehrte ,  dass  letztere  als  ersatzpflichtig  erklärt  werde  fui*  den  Scha- 
den, der  durch  die  am  4.  Septbr.  1856  erfolgte  Zerstörung  seiner 
Bucbdruckerei  und  des  darin  befindlichen  Materials  verursacht  wurde, 
dessen  Betrag  auf  46,666  Fr.  9  Rp.  berechnet  wird. 

Die  Klage  wurde  auf  Grundlage  folgender  Erwägungen  abgewiesen: 

1)  Der  Art.  3  des  Pariservertrages  vom  26.  Mai  1857*)  kann  zur 
Begründung  der  Klage  nicht  dienen ,  denn  derselbe  verfugt  offenbar 
nichts  anderes,  als  dass  die  Eidgenossenschaft  die  ihr  aus  den  Neuen- 
burger-Ereignissen  erwachsenen  Kosten  selbst  zu  tragen  habe  und  dass 
sie  dem  Kt.  Neuenburg  diessfalls  keine  besondere  Belastung  zumuthen 
dürfe.  Eine  Verbindlichkeit  zu  Uebernahme  von  Privatentschädigun- 
gen vorliegender  Art  ist  in  diesem  Artikel  nicht  ausgesprochen  und 
kann  in  keiner  Weise  aus  dem  Wortlaute  desselben  abgeleitet  werden. 
Die  Berichte  und  Ansichten ,  die  aus  den  Unterhandlungen  über  den 
Vertrag  zu  dessen  Auslegung  herbeigezogen  wurden ,  sind  bei  dem 
klaren  Wortlaute  nicht  zu  berücksichtigen  und  deren  Anrufung  ist  um 
so  weniger  statthaft ,  als  man  bei  dem  definitiven  Abschluss  des  Ver- 
trages von  den  frühern  Grundlagen ,  auf  welche  sich  die  Berichte  be- 
ziehen ,  abgegangen  ist. 

2)  Der  Art.  5  des  benannten  Vertrages**)  bedingt  vollständige 


*)  »Art.  3.  La  Confederation  suisse  garde  ä  sa  charge  tous  les  frais  resultaut 
des  evenements  de  Septembre  1856.  Le  Canton  de  Neuchätel  ne  pourra  §tre  ap- 
pcl^  k  contribuer  ä  ces  charges  que  comme  tout  autre  Canton  et  au  prorata  de 
8on  contingent  d'argent.« 

*^)  »Art.  5.  Une  amnistie  pleine  et  entidre  sera  prononcee  pour  tous  les 
d^lHs  on  contraventions  politiques  ou  müitaires  en  rapport  avec  les  derniers 
^T^oements,  et  en  &yeur  de  tous  les  Neuch&telois,  Suisses  ou  Etrangers,  et,  no- 
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Amnestie  für  alle  diejenigen,  die  sich  an  den  September-Ereignissen 
betheiligten,  er  untersagt  im  Besondem  noch  alle  Klagen  auf  Elrsatz 
für  erlittene  Beschädigungen.  Nun  lag  es  freilich  nicht  in  der  Absicht, 
den  Republikanern  Amnestie  zu  ertheilen,  da  man  den  Dank  des  Vater- 
landes votirte,  gleichwol  müsste  der  Wortlaut  des  Vertrages  auch  die 
Zerstörer  der  klägerischen  Druckerei  vor  jeder  civilrechtlichen  Ver- 
folgung schützen. 

Demnach  kann  der  Kläger  aus  dieser  Bestimmung  des  Vertrages 
keine  Berechtigung  zur  Klage  gegen  den  Bund  ableiten,  weil  dieBVert 
keine  Beschränkung  in  Beziehung  des  Rechts  zu  Ertheilung  der  Am- 
nestie enthält  und  die  BVersammlung  für  die  Ausübung  eines  rer- 
fassungsmässigen  Rechts  nicht  vor  den  Civilrichter  zur  Verantwortung 
gezogen  werden  kann. 

3)  Aus  den  Acten  ist  mit  Bestimmtheit  zu  entnehmen ,  dass  der 
Kläger  der  Betheiligung  am  Aufruhr  sich  schuldig  gemacht  und  dess- 
wegen  in  Anklagezustand  versetzt  wurde.  Durch  seine  Druckschriften 
hat  er  dem  Aufruhr  gedient  und  denselben  zu  verbreiten  gesucht;  die 
dadurch  herbeigeführte  Zerstörung  der  Buchdruckerei  fällt  nach  dem 
Berichte  der  eidg.  Commissarien  in  einen  Zeitpunkt,  in  dem  die  durch 
den  Aufruhr  hervorgerufene  Erschütterung  der  öffentlichen  Ordnung 
noch  nicht  ganz  vorüber  war,  wo  die  gesetzlichen  Behörden  sich  noch 
nicht  in  der  Lage  befanden ,  der  Zerstörung  des  klägerischen  Eigen- 
thums  vorzubeugen.  Der  dem  Kläger  zugestossene  Schaden  war  also 
eine  Folge  derjenigen  Zustände,  zu  deren  Herbeiführung  er  selbst 
mitgewirkt ,  der  Schaden  muss  als  ein  selbstverschuldeter  angesehen 
werden. 

4)  In  Beziehung  auf  die  dem  Kläger  zur  Last  fallende  Theilnahme 
am  Aufruhr  ist  er  der  Amnestie  theilhaftig  geworden.  Die  Strafunter- 
suchung wurde  niedergeschlagen.  Nun  ist  es  aber  nicht  statthaft,  dass 
Kläger  die  Amnestie,  so  weit  sie  ihm  Straflosigkeit  zusichert,  sich  zu 
Nutzen  mache ;  dass  er  aber  desswegen,  weil  Andern  ebenso  Straflosig- 


tamment  en  faveiir  des  honunes  de  la  Milice  qui  se   sont  soustraits,  en  passant 
ä  l'etranger,  k  l'obligation  de  prendre  les  armes. 

»Aucune  action,  soit  criminelle,  soit  correctionelle ,  en  dommages  et  interets, 
ne  pourra  dtre  dirig6e  ui  par  le  Canton  de  Neuchätel,  ni  par  aucune  autre  Cor- 
poration ou  personue  quelconque,  contre  ceux  qui  ont  pris  part,  directement  ou 
indirectement ,  aux  evenements  de  Septembre.  L'amnistie  devra  s'^tendre  6gale- 
ment  a  tous  les  d^üts  politiques  ou  de  presse  anterieurs  aux  ^y^nements  de 
Septembre.« 
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kdt  gewährt  wurde,  aus  dem  gleichen  Erlasse  eine  Klage  auf  Schadens- 
ersatz gegen  den  Bund  ableite ,  der  die  Amnestie  gewährte. 

Der  Kläger  muss  also  die  erlassene  Amnestie  mit  allen  ihren  Wir- 
kungen, den  günstigen  wie  den  ungünstigen,  sich  gefallen  lassen;  ohne 
Amnestie  hätte  er  kein  Klagerecht  besessen,  durch  dieselbe  konnte  er 
keines  erwerben. 

BG.  V.  20.  Decbr.  1869.  Vollständig  abgedr.  in  d.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht.  IX.  22. 

Später  gelangte  Wolfrath  mit  einer  Petition  an  die  BVersamm- 
lung,  in  der  er  das  Gesuch  stellte,  es  möchte  ihm  der  verursachte 
Schaden  mit  46,673  Fr.  09  Rp.  ersetzt  werden;  beide  ßäthe  schrit- 
ten aber  am  6./16.  Juli  1860  über  dieses  Gesuch  zur  Tagesordnung. 

Off.  S.  VI.  639. 

380«  Nachdem  durch  Urtheil  des  BG.  v.  18.  April  1858  der  Bund 
einerkennt  worden  war,  an  den  Kt.  Bc^elland  nachträglich  eine  Post- 
regalentschädigung von  11,731  Fr.  3  Rp.  a.  W.  zu  bezahlen,  forderte 
Baselland  später  noch  Zinsen  von  dieser  Summe  im  Betrage  von 
16,720  Fr.  30  Rp.  nebst  Zinseszinsen.  Die  Klage  wurde  aber  unter 
folgender  Begründung  abgewiesen : 

1)  Die  Pflicht  zu  Bezahlung  von  Verzugszinsen  ist  nicht  dadurch 
bedingt,  ob  ein  Beklagter  die  Erfüllung  der  gegen  ihn  eingeklagten 
Schuldverbindlichkeit  bona  oder  mala  fide  bestreite ,  sondern  es  be- 
ruht die  Begründung  der  Zinspflicht  wesentlich  darin ,  dass  die  Be- 
nutzung eines  Capitalguthabens  nicht  demjenigen  zustatten  kam ,  der 
vom  Richter  als  der  wirklich  Berechtigte  erklärt  wird.  Unter  allen 
Umständen  unterbricht  sowol  nach  bestehendem  Gesetze  (Art.  91  der 
Prozessordnung)  als  nach  bundesgerichtlicher  Praxis  die  Anhebung 
des  Prozesses  jeden  gutgläubigen  Besitz. 

2)  Wenn  übrigens  auch  Art.  6  des  BBeschlusses  vom  24.  Juli  1852 
[Off.  S.  ni.  237]  es  zweifelhaft  lässt,  ob  im  Zusammenhange  mit  einer 
erhöhten  Postentschädigung  gleichzeitig  der  Zinsvorbehalt  binnen 
Jahresfrist  sub  poena  praeclusionis  habe  geltend  gemacht  werden 
müssen ,  so  erscheint  es  dagegen  nach  Art.  89  und  98  des  BProzess- 
gesetzes  nicht  als  statthaft,  die  Nebensache  von  der  Hauptklage  zu 
trennen  und  über  jene  einen  selbständig  für  sich  bestehenden  Rechts- 
streit zu  fuhren.  Demnach  ist  der  durch  den  bundesgerichtlichen 
Spruch  vom  18.  April  1858  unter  den  gegenwärtig  sich  streitenden 
Parteien  obgewaltete  Postentschädigungsstreit  in  allen  Beziehungen 
als  definitiv  erledigt  zu  betrachten ;  und  wenn  durch  das  Urtheil  die 
Zinspflicht  nicht  im  Sinne  der  Erwägung  1  regulirt  wurde ,  so  ist  der 
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Grund  hievon  lediglich  darin  zu  suchen,  dass  die  Klage  dem  Tribunal 
keine  Veranlassung  dazu  geboten  hat. 

BG.  V.  29.  Nov.  1860  i.  S.  Baselland  c.  Band.  Vgl  No.  9tS. 

381«  Während  am  18.  August  1858  in  der  Nähe  der  Station  Cos- 
sonay  an  der  Wiederaufrichtung  mehrerer  umgefallenen  Telegraphen- 
stangen gearbeitet  wurde ,  kam  ein  Train  der  Westbahn ,  bestehend 
aus  10  Schotterwagen;  dieser  ergriff  die  Telegraphendrähte  und  riss 
eine  Telegraphenstange  um ,  die  den  auf  dem  vierten  Wagen  befind- 
lichen Philipp  Crausaz  von  Bavois  erschlug.  Da  Grausaz  eine  40jäh- 
rige  Wittwe  und  drei  unerzogene  Kinder  ohne  alles  Vermögen  oder 
sonstige  Erwerbsquelle  zurückliess ,  so  stellte  der  Vormund  der  Kin- 
der an  die  Schweiz.  Telegraphenverwaltung  und  an  die  Direction  der 
Westbahn  eine  Entschädigungsforderung  von  5000  Fr. ,  die  das  BG. 
nebst  Zins  zu  5  %  seit  dem  6.  April  1859  guthiess  in  der  Meinung, 
dass  jede  der  beiden  Beklagten  die  Hälfte  daran  zu  zahlen  habe. 
Gründe : 

1)  Es  besteht  unter  den  Parteien  kein  Streit  darüber,  da»  der 
Unglücksfall ,  welcher  den  Philipp  Crausaz  betroffen  hat ,  weder  von 
diesem  verschuldet  worden,  noch  die  Folge  eines  blossen ,  Niemanden 
zur  Last  fallenden  Zufalles  gewesen,  sondern  durch  eine  seine  Hinter- 
lassenen  zu  einer  Entschädigungsforderung  berechtigende  Nachlasoig- 
keit  verursacht  worden  sei,  wesshalb  zu  prüfen  ist,  welches  die 
Ursachen  des  Unglücksfalles  gewesen  seien  und  wem  dabei  ein  dvfl- 
rechtlich  haftbar  machendes  Verschulden  zur  Last  falle.  In  dieser 
Richtung  ergibt  eine  allseitige  Erwägung  der  durch  die  Prozess- 
instruction  festgestellten  Verhältnisse,  dass  als  erste  Ursache  des  Un- 
glücksfalles der  sclilechte  Zustand,  in  dem  sich  zur  Zeit  desselben  die 
Telegraphenlinie  Lausanne  -  Yverdon  befand ,  zu  betrachten  ist  und 
dass  hiezu  als  zweite  Ursache  eine  ungenügende  Leitung  der  an  der 
Stelle  des  Unglückes  in  Ausführung  befindlichen  Arbeiten  hinzukam. 

2)  Was  vorerst  den  schlechten  Zustand  der  Telegraphenlinie  Lan- 
sanne-Yverdon  betrifft,  so  wurde  derselbe  wesentlich  dadurch  veran- 
lasst, dass  die  beiden  Beklagten  versäumten,  über  die  Beaufsichtigung 
und  den  Unterhalt  der  Telegraphenlinie  rechtzeitig  und  in  genügender 
Weise  sich  zu  verständigen  und  dass  in  Folge  dessen  die  geeigneten 
Massnahmen  zu  deren  wirksamer  Ueberwachung  und  gehöriger  Re- 
paratur unterblieben ,  wie  denn  auch  eine  Lieferung  der  für  die  Re- 
paraturen erforderlichen  Materialien  an  die  Bahnverwaltung  verspätet 
und  in  ungenügendem  Masstabe  Statt  fand. 
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3)  Das  hierin  zu  Tage  tretende  Verschulden  trifiEt  beide  Beklagte, 
die  Telegraphenverwaltung  jedoch  in  höherm  Grade  als  die  Bahn- 
rerwaltung,  weil  sie  als  Eigenthümerin  der  Telegraphenlinie  eine 
besondere  Veranlassung  hatte ,  für  diejenigen  Anordnungen,  welche 
zur  gehörigen,  die  Interessen  der  öffentlichen  Sicherheit  wahrenden  In- 
standstellung derselben  nothwendig  waren,  die  Initiative  zu  ergreifen. 

4)  Dessen  ungeachtet  wäre  es  nicht  [richtig ,  der  Telegraphenver- 
waltung die  Hauptschuld  an  dem  eingetretenen  Unglücke  zuzuschrei- 
ben und  die  Bahnverwaltung  ganz  oder  zum  grossem  Theile  von  der 
Ebftbarkeit  für  dasselbe  zu  entlassen ,  da  zu  dem  schlechten  Unter- 
halte der  Telegraphenlinie  als  dessen  einer  Ursache ,  wie  bereits  be- 
merkt worden  ist,  noch  eine  zweite  Ursache  sich  hinzugesellte  ,  ohne 
welche  der  Unfall  vielleicht  ausgeblieben  wäre  und  da  für  diese  zweite 
Ursache  die  Bahnverwaltung  allein  einzustehen  hat.  Es  unterliess 
nämlich  der  Telegraphencontroleur  der  Westbahngesellschafb,  der  am 
18.  August  1858  sich  an  Ort  und  Stelle  eingefunden  hatte ,  um  nach 
der  der  Bahngesellschaft  gesetzlich  und  vertragsmässig  obliegenden 
Verpflichtung  die  Wiederaufrichtung  der  umgestürzten  Telegraphen- 
Stangen  No.  107  — 104  zu  leiten,  über  die  Festigkeit  der  nächsten 
StaDgen ,  die  bei  der  Arbeit  nicht  ausser  Berechnung  bleiben  durfte, 
sich  gehörig  zu  vergewissem  und  insbesondere  die  an  der  Basis  ver- 
faulte Stange  No.  103  gegen  ein  Umstürzen  in  genügender  Weise 
sicher  zu  stellen ,  worin  eine  offenbare  Nachlässigkeit  liegt. 

6)  Sonach  tragen  beide  Beklagte  in  bedeutendem  Masse  die  Schuld 
an  dem  Unglücksfalle ;  und  da  das  Mass  der  Schuld ,  das  jedem  zur 
Last  fallt,  unmöglich  genau  sich  ausmitteln  lässt,  zumal  nach  der 
Natur  der  Sache  nicht  über  alle  Einzelnheiten  des  Vorganges  eine  volle 
Gewissheit  gewonnen  werden  kann,  ist  es  am  Platze,  die  Folgen  des 
Unfalles  durch  die  Beklagten  in  gleichem  Verhältnisse  tragen  zu  lassen. 

6)    Die  von  den  Elägem  geforderte  Entschädigung  erscheint  nicht 

als  übersetzt,  da  die  aus  einer  Wittwe  und  drei  unerzogenen  Kindern 

bestehende  Familie  des  Philipp  Crausaz  noch  eine  längere  Reihe  von 

Jahren  in  dessen  Verdienst  eine  bescheidene  Auskunft  zu  finden  hoffen 

dorfte,  durch  dessen  Tod  aber  jedes  Subsistenzmittel  verloren  hat. 

BG.  V.  27.  Juni  1861. 


Zweiter  Abschnitt. 

Bnndesgresetzei 


I.  Orgaolsation  der  Rechtspflege. 

BGesetz  ?.  6.  Juni  1849  [Oflf.  S.  I.  66]. 

1.    Gerichtsbarkeit. 

Ges.  Art.  47. 

383«  Die  Gemeinde  Thunstetten  liess  den  BR.  vor  das  Friedens- 
richteramt Bern  laden  und  stellte  das  Rechtsbegehren ,  es  sei  der 
BR.,  Namens  der  Eidgenossenschaft,  schuldig,  der  Gemeinde  Thun- 
stetten 377  Dollars  35  Cts.  oder  2000  Fr.  sammt  Verzugszins  und 
ergangenen  Prozesskosten  zu  ersetzen ,  unter  Kostensfolge.  Da  sich 
ergab ,  dass  die  über  zwei  frühere  Prozesse  erlaufenen  Kosten  jeden- 
falls den  Betrag  von  1000  Fr.  übersteigen  und  dass  somit  das  Object 
der  Klage  ohne  Zins  und  ohne  die  neu  entstehenden  Prozesskosten 
mehr  als  3000  Pr.  betrage,  erklärte  der  BR.,  gestützt  auf  Art.  1 
Ziffer  2  des  BGes.  vom  22.  Nov.  1850,  betr.  den  Gerichtsstand  für  Civil- 
klagen,  die  von  dem  Bunde  oder  gegen  denselben  angehoben  werden 
(Oflf.  S.  II.  73),  dass  er  die  Competenz  der  kantonalen  Gerichte  bestreite. 
Hierüber  wurde  bei  der  BVersammlung  Beschwerde  geführt ,  ge- 
stützt auf  Art.  47  Lemma  2  des  BGesetzes  vom  5.  Mai  1849  [Oflf.  S. 
I.  74],  wonach  es  in  solchen  Fällen  nicht  auf  den  Betrag  der  Gesammt- 
forderung ,  sondern  auf  den  »Hauptwerth«  ankomme ,  die  Kosten  der 
frühern  Prozesse  aber  blos  als  Nebenforderungeu  (Pertinenzien)  sich 
qualificiren,  die  nach  §  94  des  BGesetzes  über  den  Civilprozess 
[Oflf.  S.  n.  98]  bei  der  Weithberechnung  für  die  Feststellung  des  Ge- 
richtsstandes nicht  in  Anschlag  zu  bringen  seien. 

In  seinem  Berichte  an  die  BVei^sammlimg  führte  aber  der  BR. 
aus,  dass  die  Kosten  der  frühem  Prozesse  nicht  als  Nebensache 
qualificirt  werden  können,  sondern  selbständige  Factoren  einer  Rech- 
nung und  Forderung  seien ,  die  nun  zum  ersten  Male  an  ihn  gestellt 
werde.  In  jenen  frühern  Prozessen  sei  er  nicht  Partei ,  sondern  blos 
Litisdenunciat  gewesen  und  in  dieser  Stellung  habe  er  einfach  die 
Competenz  des  BGerichts  füi-  den  Fall  eines  Angriflfes  gegen  ihn  ge- 
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wahrt.  Gesetzt  auch  der  Bundesfiscus  sollte  einerkannt  werden ,  die 
s.  g.  Hauptsache  (2000  Fr.)  zu  bezahlen,  so  würde  daraus  noch  keines- 
wegs folgen ,  dass  auch  die  Forderung  für  die  Kosten  der  frühem 
Prozesse  begründet  sei. 

Die  vereinigten  Räthe  beschlossen  am  22.  Decbr.  1860:  »in  der 
Rechtssache  des  Gemeindrathes  von  Thunstetten  gegen  den  BR.  wird 
das  BGericht  als  competent  erklärt  «.  B.  1861 1. 114—117. 

383«  In  einem  sehr  bedeutenden  Rechtsstreite  zwischen  der 
Bourgeoisie  von  Neuenbürg  und  der  dortigen  Munioipalität  wurde  das 
BGericht  zum  Entscheide  der  waltenden  Anstände  angerufen.  Der 
Staatsrath  dieses  Kantons  hatte  zwar  gemäss  der  ihm  zustehenden 
Competenz  dazu  eingewilligt,  dass  die  beiden  Corporationen  ihr  Recht 
beim  BGericht  suchen ,  jedoch  unter  Vorbehalten ,  wonach  er  sich 
anter  gewissen  Voraussetzungen  das  letzte  Entscheidungsrecht  reser- 
virte.  Da  aber  dadurch  der  richterliche  Entscheid  ein  ganz  illuso- 
rischer geworden  wäre,  so  nahm  das  BG.  den  Compromissvertrag 
nicht  an ,  sondern  zeigte  sich  erst  dann  bereit ,  in  die  Beurtheilung 
der  Anstände  einzutreten,  nachdem  eine  unbedingte  Anerkennung 
seines  Entscheidungsrechtes  eingegangen  war. 

B.  1860  IT.  404.   [Das  später  vom  BG.  ausfällte  Urtheil  ist  abgedruckt  in 

der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  IX.  83  if.] 

2.  Acten. 

Ges.  Art.  86. 

884«  Die  Acten,  welche  die  Parteien  in  einem  Gvilprozesse  vor  BG. 
produciren ,  sind  Eigenthum  derselben  und  sie  sind  ihnen  nach  been- 
digtem Prozesse  zuiiickzustellen.  Die  an  das  BG.  adressirten  Rechts- 
schriften der  Parteien:  Klage,  Antwort  u.  s.  w.  sowie  die  gepflogenen 
Beweis-  und  andere  Verhandlungen  dagegen  verbleiben  im  Archiv. 
Ebenso  sind  die  Acten  zurückzubehalten,  welche  zeigen,  wie  der 
Prozess  zur  Beurtheilung  an  das  BG.  gelangte  und  die  Competenz 
desselben  begründet  wurde.  Die  BGerichtskanzlei  hat  jedes  Mal 
gegen  Empfangscheine ,  welche  den  zurückbleil)enden  Acten  beizubin- 
den sind,  die  nach  obigen  Directionen  den  Parteien  gehörenden  Acten 
denselben  abzuliefern. 

Bei  Strafuntersuchungen  ist  zu  unterscheiden ,  ob  bei  einer  all- 
läUigen  Wiederaufnahme  des  Prozesses  die  betreffenden  Acten  als 
Originale  von  Bedeutung  seien  oder  nicht ;  im  ei*stern  Falle  sind  nur 
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Copien  herauszugeben,  im  zweiten  aber  die  Originale  unter  Zurück- 
behaltung beglaubigter  Abschriften.  Leumundszeugnisse  und  ab- 
gelaufene Cautionsscheine  fallen  in  die  zweite  Classe. 

Präsident  des  BG.  vom  24.  Aug.  1863  und  vom  20.  Jan.  1856, 

und  BK.  vom  23.  Jan.  1856^. 

38S«  Der  BGerichtsschreiber  hat  für  jede  Procedur  ein  Tollstän- 
diges  Actenverzeichniss  anzufertigen  und  die  Entscheidungen  in  ge- 
hörig beglaubigter  Form  den  Acten  beizulegen. 

BR.  y.  18.  Jan.  1856.  Präsident  des  BG.  v.  31.  Jan.  1856. 


II.  UebertretDDg  flsealischer  und  pollzelllclier  Bondesiresdn. 

BGesetz  vom  30.  Juni  1849  [Off.  S.  I.  87]. 

1.   Feststellung  des  Thatbestandes. 

Art.  2 — 7  des  Gesetzes. 

380«  Wenn  das  über  ein  eingeklagtes  Zollvergehen  angenommene 
ProtocoU  vom  Impetraten  nicht  als  richtig  anerkannt  wurde ,  so  ist 
ein  Gegenbeweis  gegen  dasselbe  zulässig.  Das  Gesetz  vom  30.  Juni  1849 
stellt  aber  über  die  Erfordernisse  des  Gegenbeweises  keine  mass- 
gebenden Vorschriften  auf.  Daher  sind  die  Geschwornen  in  der  Wür- 
digung des  Gegenbeweises  lediglich  an  ihre  innere  Ueberzeugong  und 

an  kein  gesetzlich  bestimmtes  Mass  von  Beweisgründen  gebunden. 

Cassationsurthcil  v.  28.  Juni  1853  i.  S.  BaHy. 

Dieses  Präjudiz  wurde  am  28.  April  1855  i.  S.  Espie  und  Pellet 
mit  dem  Zusätze  bestätigt :  Das  Gassationsgericht  erscheint  nach  der 
in  Art.  18  des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1849  ihm  eingeräumten  SteUnng 
nicht  als  befugt,  die  Richtigkeit  der  dem  erstinstanzlichen  Entscheide 
zu  Grimde  liegenden  Ansicht  in  Würdigung  zu  ziehen. 

387*  Die  Zolldirection  bemerkt  in  ihrem  Jahresberichte  von  1854 : 
»  Obschon  für  die  Aufnahme  von  StrafprotocoUen  bestimmte  Vor- 
schriften gegeben  sind ,  so  kommt  dennoch  öfters  der  Fall  vor ,  dass 
einzelne  Beamte  dieselben  nicht  genau  befolgen.  Solche  Fehler  werden 
jedes  Mal  gerügt  und  unter  Umständen  bestraft,  weil  die  Centralzoll- 
Verwaltung  sehr  darauf  hält ,  dass  in  der  Behandlung  der  Straflfalle 


*)  Durch  Beschluss  der  BVersammlung  vom  29.  Juli  1859  wurde  der  BR.  ein^ 
geladen,  durch  gleichmässige  Instruction  an  alle  Beamten  und  an  die  Hiit  Specialanf- 
trägen  jeglicher  Art  Namens  des  Bundes  Beauftragten  dafür  zu  sorgen,  dass  ktUiftig  alle 
Acten ,  £e  ihnen  in  Folge  ihres  Amtes  oder  Auftrages  oder  ihrer  Sendung  eingaben, 
gehörig  gesammelt  und  zu  rechter  Zeit  abgeliefert  werden.  [Off.  S.  VI.  298.  «.] 
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und  in  der  Abfassimg  der  VerbalprozeBse  die  grösstmögliche  Pünkt- 
lichkeit und  Vollständigkeit  herrsche ,  indem  die  Garantien  einer  ge- 
rechten Beurtheilnng  dadurch  bedingt  sind  «.  B.  1855  I.  503. 

2.  Anhandnahme. 

Art.  9—16  des  (les. 

388«  In  Art  104  der  BVerf.  ist  im  Allgemeinen  der  Grundsatz 
ausgesprochen ,  dass  die  Gerichte  nur  dann  befugt  seien ,  gegeli  die 
von  einer  BBehörde  ernannten  Beamten,  die  sich  eines  Vergehens 
schuldig  gemacht  haben ,  strafrichterlich  einzuschreiten ,  wenn  durch 
die  zuständige  BBehörde  eine  Ueberweisung  der  betreffenden  Be- 
amten an  die  Gerichte  Statt  gefunden  habe.  Wenn  auch  von  den  Vor- 
schriften des  Art  9  des  BGesetzes  vom  30.  Juni  1849  abgesehen  wird, 
so  geht  jedenfalls  aus  dem  Inhalte  des  fraglichen  Gesetzes  nicht  her- 
vor, dass  es  in  der  Absicht  der  BVersammlung  gelegen  habe ,  in  Ab- 
weichung von  dem  verfassimgsgemäss  ausgesproclienen  Grundsatze 
die  Strafgerichtsbarkeit  über  eidg.  Angestellte  mit  Beziehung  auf  die 
ihnen  allfallig  zur  Last  fallenden  Amts-  oder  Dienstpflichtverletzungen 

auf  kantonale  Gerichtsbehörden  zu  übertragen. 

Cassationsurtheil  y.  27.  Juni  1851  i.  S.  Daadin. 

888«  Es  liegt  unzweifelhaft  in  der  Pflicht  der  betrefienden  kan- 
tonalen Gerichts  vor  materieller  Beurtheilnng  eines  ihm  überwiesenen 
Zollübertretungsfalles  von  Amtes  wegen  sich  zu  vergewissem ,  ob  die 
gesetzlichen  Bedingungen  der  Anhängigmachung  desselben  vorhanden 
seien  und  eine  allfallig  bereits  verjährte  Klage  von  sich  aus  als  un- 
znlSsBlg  zurückzuweisen.  Cassationsurtheil  v.  26.  Juni  1852  i.  S.  Mager. 

3.  Verfahren  und  Urtheil. 

Art.  16—17  des  Ges. 

890«  Die  kantonalen  Schwurgerichte  treten  zu  der  Bundesstraf- 
rechts- und  Strafprozessgesetzgebung  in  das  nämliche  Verhältniss, 
wie  ständige  Strafgerichte.  So  weit  also  die  fragliche  Gesetzgebung 
in  Hinsicht  auf  die  Beweisführung  überhaupt  und  für  die  Beweiskraft 
angewendeter  Beweismittel  im  Speciellen  bestimmte  Normen  enthält, 
müssen  alle  gleichmässig  als  an  dieselben  Gesetze  gebunden  erachtet 
werden.  Cassationsurtheil  v.  27.  Juni  1853  i.  S.  Gattin  u.  Dupont. 

881*  Die  Erklärung,  dass  Milderungsgründe  vorwalten,  ist  Sache 
des  richterlichen  Ermessens.  Selbst  die  von  dem  Ausspruch  des  erst- 
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instanzlichen  Gerichts  entschieden  abweichende  Ansicht  des  Cassa- 
tionshofes  genügt  für  Aufhebung  des  betreffenden  Erkenntnisses  nicht 

Cassationsurtheü  y.  28.  Juni  1851 1.  S.  Veülard  n.  Bom'on. 

303«    UndeutUchkeiien  im  erstinstanzlichen  Urtheile  würden  keinen 

Grund  zu  sofortiger  Anhebung  einer  Cassationsklage  geben,  sondern 

sie  könnten  nur  dazu  veranlassen,  vorerst  den  diessfalligen  Entscheid 

des  Richters  erster  Instanz  einzuholen. 

Cassationsurtheil  v.  28.  Juni  1851 1.  S.  Veillard  o.  Boi^on- 

4.  Cassation. 

Art.  18  des  Ges. 
803«  Nach  Art.  18  des  Gesetzes  über  die  fiscalischen  Ueber- 
tretungen  ist  die  Anwendung  des  Bechtsmittels  der  Cassation  dadurch 
bedingt,  dass  gegen  ein  ausgefälltes  Urtheil  binnen  30  Tagen  von  der 
Mittheilung  an  gerechnet  die  Eingabe  einer  schriftlichen  Beschwerde 
beim  Cassationsgerichte  Statt  finde.  Die  an  die  Angeklagten  gemachte 
Anzeige ,  die  BBehörde  beabsichtige  die  Ergreifung  des  Rechtsmittels, 
genügt  für  Geltendmachung  desselben  nicht. 

Cassationsurtheil  v.  30.  Juni  1851  i.  S.  Evrard. 

304*  Das  Rechtsmittel  der  Cassation  dehnt  sich  auf  das  ganze 
bei  Uebertretung  eines  fiscalischen  oder  polizeilichen  BGesetzes  ob- 
gewaltete  strafrechtliche  Verfahren  aus;  dsQier  kann  ein  blosses 
Zwischenerkenntniss  [h.  1.  über  Zulässigkeit  eines  vom  Kläger  an- 
getragenen Beweises]  nicht  Gegenstand  eines  Gassationsbegehfens 
sein ,  was  sich  namentlich  ergibt : 

a.  aus  Art.  17  des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1849,  wonach  das  Urtheil 
als  das  Product  des  über  ein  Vergehen  vollständig  durchgeführten, 
urkundlichen  sowol  als  mündlichen  Beweises  erscheint; 

b.  aus  Art.  1 1  desselben  Gesetzes ,  wo  in  den  Worten :  »Im  Falle 

der  Cassation  bestimmt  das  Cassationsgericht  ein  beliebiges  Gericht 

behufs  neuer  abschliesslicher  Aburtheilung«,  es  deutlich  ausgesprochen 

ist,  dass  nur  ein  erstinstanzlicher  Endentscheid  der  Beurtheilung  des 

Cassationsgerichts  unterbreitet  werden  könne. 

Cassationsurtheil  v.  28.  Juni  1858  i.  S.  Bücher. 

305*  Der  Cassationshof  kann  nur  insofern  veranlasst  sein,  die 
Cassation  eines  in  Strafsachen  erlassenen  Urtheils  auszusprechen,  als  es 
sich  nicht  ausschliesslich  darum  handelt,  begangene  Unformlichkeiten 
inj  Verfahren  zu  reraediren,  sondern  wenn  die  Statt  gehabten  Gesetzes- 
verletzungen,  resp.  Formwidrigkeiten  im  Verfahren,  voraussichtlich 
eine  Aenderung  des  ausgefällten  richterlichen  Entscheides  bedingen. 
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Eine  solche  Gesetzesverletzung  liegt  z.  B.  vor ,  wenn  die  Appel- 
lation gegen  ein  erstinstanzliches  polizeigerichtliches  Urtheil  ver- 
weigert ¥drd,  ungeachtfet  die  Voraussetzungen  des  §  1 7  des  BGesetzes 
▼cm  30.  Juni  1849  vorliegen.     Cassationsurtheil  v.  28.  Juni  1853  i.  S.  Hermann. 

5.  Verjährung  der  Strafklage. 

Art.  20  des  Ges. 
396«  In  Art  20  lit.  b.  des  Gesetzes  über  das  Verfahren  bei  fis- 
calischen  Uebertretungen  ist  die  Nothfiist,  nach  deren  Verfluss  Klagen 
wegen  Contraventionen  erlöschen ,  ausdrücklich  auf  vier  Monate  und 
nicht  auf  120  Tage  festgesetzt.  Die  Interpretation  eines  BGesetzes 
nach  den  Vorschriften  der  Kantonalgesetzgebung  ist  durchaus  un- 
zulässig. CassatioDBurtheU  y.  1.  Juli  1851  i.  S.  Rusca  u.  Cattenazzi. 

In.  Postregal. 

BGesetz  vom  2.  Juni  1849  [Off.  S.  I.  98.] 
Art  33  Ziff.  3  der  BVerf.  —  Art.  10  u.  11  des  cit.  Gesetzes. 

307*  Wiederholt  haben  Postbeamte,  die  von  Gerichtsbehörden 
nm  Aufschlüsse  ersucht  wurden ,  dieselben  verweigert ,  indem  sie  sich 
auf  das  Po^^^^A^mnm  stützten.  Der*BR.  hat  jedoch  gefunden ,  dass 
eine  Verletzung  des  letztern  nur  dui*ch  Mittheilungen  an  unberechtigte 
Personen  begangen  werden  könne ;  als  unberechtigt  seien  indess  nicht 
die  Gerichte  zu  betrachten ,  die  im  Interesse  strafrechtlicher  Unter- 
suchungen Aufschlüsse  von  der  Post  bedürfen. 

In  Civilprozessen  aber  behielt  sich  der  BR  vor ,  im  einzelnen 
Falle  besondere  Weisung  zu  ertheilen.  B.  1854  n.  78. 

IV.  ZoIIwesen. 

BGesetz  vom  30.  Juni  1849.  [Off.  S.  1. 180.] 

An  dessen  Stelle  trat  das  spätere  Gesetz  vom  27.  August  1851  [II.  535].  — 
YoUiiehttngsverordnung  vom  27.  August  1851  [V.  695].  Aenderung  des  Art.  123 
derselben  vom  11.  Februar  1859  [VI.  211].  Aenderung  des  Art.  19  Alinea  4  vom 
20.  Joni  1860  [VI.  607].    Erweiterung  des  Art.  80  vom  10.  Decbr.  1860  [VII.  18], 

ebenso  des  Art.  44  vom  26.  Decbr.  1860  [VII.  19]. 

Art.  49  des  Ges. 
308«    Die  gleichzeitige  Üebertretung  der  Vorschriften  des  Art.  49 
nnd  derjenigen  des  Art.  52  des  Zollgesetzes  [Ofif.  S.  I.  180]  in  einer 
und  derselben  Handlung  ist  rechtlich   nicht  gedenkbar,  vielmehr 
sdüiesst  die  eine  Üebertretung  die  andere  aus. 

Cassationsurtheil  v.  28.  Juni  1851  i.  S.  Lauret. 

25 
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Art.  50  des  Gres. 

399«  Die  in  Art.  50  des  Gesetzes  über  das  SioUwesen  (1.  180] 
enthaltene  Strafandrohung  bezieht  sich  nicht  auf  jeden  einzelnen 
Uebertreter ,  sondern  auf  jede  Uebertretung.  Im  unzweifelhaften 
Zusammenhange  mit  der  fraglichen  Bestimmung  ist  nach  Art.  23  des 
Gesetzes  über  das  Verfahren  bei  Uebertretung  fiscalischer  und  poli- 
zeilicher BGesetze  dem  Richter  die  Möglichkeit  eröflEnet  für  mehrere 
Mitschuldige  auf  eine  und  dieselbe  Geldstrafe  zu  erkennen  und  es  wird 
ihm  hiebei  lediglich  die  Anordnung  solidarischer  Haftbarkeit  der  An- 
geklagten zur  Pflicht  gemacht. 

Cassationsartheil  v.  28.  Juni  1851  i.  S.  Veillard  u.  Bo^jon. 

Art.  50  und  51. 

400«  Abgesehen  davon ,  dass  der  Cassationsrichter  nach  der  ihm 
vom  Gesetz  angewiesenen  Stellung  nicht  befugt  ist ,  in  die  materielle 
Würdigung  der  für  die  Begründung  eines  Schuldurtheils  erstinstanzlich 
angebrachten  Motive  einzutreten,  so  kann  überdiess  nach  der  Fassung 
des  Art.  50  lit.  f.  u.  51  des  Zollgesetzes  [11.  535]  eine  Zollübertretung 
nicht  durch  den  Beweis  des  vorhandenen,  resp.  durch  den  Gegenbeweis 
des  mangelnden  Dolus  als  bedingt  erachtet  werden. 

CassationsurtheU  v.  17.  Decbr.  1856  i.  S.  Jaqoier. 

401«  Art.  50  des  Zollgesetzes  [IL  535]  kann  durch  Art.  54  des- 
selben nicht  als  modificirt  betrachtet  werden,  da  wenn  auch  den 
Hehlern  und  Gehilfen  bei  Zollübertretungen  die  nämliche  Strafe  wie 
den  Haui3turliebern  angedroht  wird,  daraus  noch  keineswegs  sich  fol- 
gern lässt ,  dass  wo  ein  Gehilfe  in  Verbindung  mit  dem  Haupturheber 
zur  Strafe  gezogen  wird ,  in  allen  Fällen  dem  erstem  separatim  die 
für  die  Thäterschaft  festgesetzte  Geldbusse  auferlegt  werden  müsse. 

CassationsurtheU  v.  28.  Juni  1851  i.  S.  Veillard  u.  Boi^on. 

V.  Dauer  und  Hosten  der  Kiederlassong:. 

Böesctz  vom  10.  Dccbr.  1849  [Off.  S.  I.  271]. 
Vgl.  No.  98  lit.  f.  und  1.  611.    Art.  2  und  5  des  cit  Ges. 

403«  In  einzelnen  Kantonen  werden  für  Bewilligungen  von  kür- 
zerer Dauer  verhältnissmässig  höhere  Gebühren  verlangt ,  z.  R  2  Fr. 
für  ein  Jahr,  sie  stellen  aber  frei,  solche  auf  4  Jahre  für  4  Fr.  zu 
beziehen.  Hierüber  beschwerten  sich  solche  Personen ,  denen  Bewil- 
ligungen von  so  langer  Dauer  nicht  conveniren.  Sie  wurden  aber  ab- 
gewiesen.   Gründe : 


y.  Dauer  und  Kosten  der  Niederlassung.    No.  408~40S.  3S7 

Nach  dem  BGesetze  vom  10.  Decbr.  1849  dürfen  die  Kantone  für 
eine  Niederlassung  von  4  Jahren  4  Fr.  fordern  und  tiberdiess  die 
Hälfte  dieser  Gebühr  bei  Verlegung  des  Wohnsitzes  in  eine  andere 
Gemeinde.  Wenn  nun  ein  Kanton  unter  andern  für  die  Recurrenten 
bequemem  Bedingungen  und  Voraussetzungen  einen  grössern  Betrag 
fordert ,  so  liegt  hierin  eine  Verletzung  des  BGesetzes  nicht ,  sofern 
ihnen  die  freie  Wahl  gelassen  wird,  Niederlassungsbewilligungen  nach 
Massgabe  dieses  Gesetzes  zu  beziehen.  B.  1B51  n.  822. 

4(I3«  Nach  Erlass  des  Gesetzes  vom  10.  Decbr.  1849,  in  Kraft 
getreten  1.  Januar  1850,  wurde  von  Inhabern  schon  ertheilter  Nieder- 
lassungsbewilligungen ,  die  noch  für  mehrere  Jahre  gültig  waren, 
▼erlangt ,  dass  dieselben  aufgehoben  und  ihnen  neue  auf  Grundlage 
dieses  Gesetzes  ausgestellt  werden.  Sie  wurden  aber  gemäss  §  5  1.  cit. 
abgewiesen.  B.  1851  ir.  322. 

VI.  Abtretung  von  Privatreehten. 

BGesetz  vom  1.  Mai  1850  [Off.  8.  I.  319]. 

AUkndenmg  des  Art  37  v.  18.  Juli  1857  [V.  568].  Reglement  des  BG.  fär  die  eidg. 
Schätzungscommissionen  vom  22.  April  1854  [IV.  2141.  BGesetz  vom  28.  Juli  1852 
Aber  den  Bau  und  Betrieb  Ton  EisenbahDen  im  Gebiete  der  Eidgenossenschaft 
raL  170].  Abänderung  des  Art.  3  dieses  Gesetzes  vom  19.  Juli  1854  [IV.  248]. 
Verordnung  des  BR.  v.  9.  Aug.  1854  über  die  technische  Einheit  im  Schweiz.  Eisen- 
bilinwesen  [TV.  327].  Bescbluss  des  BR.  vom  11.  Aug.  1858,  betr.  die  Anschluss- 
Verhältnisse  der  Schweiz.  Eisenbahnen  [VI.  74].  Beschluss  des  BR.  v.  10.  Juli  1857, 
betr.  Entschädigung  an  die  Eisenbahnschatzungscommissionen  [V.  567]. 

1.   Gegenstand  der  Abtretung. 

Vgl  No.  451-458.  45S.  Ges.  Art.  1.  2. 
MOtLm  Im  Sinne  des  Expropriationsgesetzes  vom  1.  Mai  1 850  ist  un- 
ter n  Abtretung  von  PrivcUrecfUenv  alles  dasjenige  zu  verstehen,  was  ein 
Expropriat  von  seinem  Eigenthum  an  die  Baugesellschaft  hinzugeben 
hat,  wogegen  der  Ausdruck  » Forderung a  nach  Art.  6  und  7  jenes 
Gesetzes  das  Verlangen  um  Uebemahme  gewisser  Leistungen  ab  Seite 
der  Expropriatin  in  sich  schliesst. 

BG.  V.  30.  Nov.  1857  i.  S.  Schubiger  c.  Vereinigte  Schweizerbahnen. 

40B«  An  einem  für  die  Bequemlichkeit  des  geschäftstreibenden 
Publikums  erstellten  [d.  h.  also  öffentlichen]  Fusswege  kann  eine 
eigentliche  Fusswegrechtsservitut  nie  erworben  werden.  Im  Fall  wegen 
Eisenbahnbauten  ein  solcher  Fussweg  eingeht,  so  kann  von  Abtretung 
▼on  Rechten,  wie  sie  im  Sinne  der  §§  1  u.  3  des  BGesetzes  vom  I.Mai 
1850  zu  Entschädigungsansprüchen  erforderlich  ist,  keine  Bede  sein. 
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Dadurch,  dass  die  Schätzungscommission  eine  etwelche  Ent- 
schädigung gesprochen  hat ,  wird  bei  weiter  gehenden  streitigen  An- 
sprüchen die  Würdigung  der  Frage  einer  bestehenden  Berechtigung 
nicht  ausgeschlossen  und  es  ist  der  Abgang  einer  solchen  als  ent- 
scheidend zu  erachten. 

BG.  y.  17.  Aprü  1855  L  S.  Ziegler-Pellis  u.  Rieter  c.  NOB. 

406«  Die  bisher  von  Langenthai  nach  Burgdorf  führende.Land- 
strasse  wurde  wegen  einer  Krümmung  an  zwei  Stellen  von  der  Central- 
bahn  durchschnitten.  Um  aber  zwei  Uebergänge  zu  vermeiden,  wurde 
die  Strasse  in  gerader  Richtung  südlich  der  Bahn  nach  gezogen.  Durch 
diese  veränderte  Richtimg  wird  nun  Joh.  Ulrich  Kammermann  in 
Wynigen  genöthigt,  von  seinem  links  der  Bahn  liegenden  Hause  gegen 
Burgdorf  hin  zu  fahren  und ,  nachdem  er  den  Bahnübergang  passirt, 
auf  einem  neu  angelegten  Feldweg  die  Communication  mit  seiner 
4  Jucharten  haltenden  Schneidematte,  die  früher  an  erwähnter  Strasse 
lag ,  zu  suchen.  Hiedurch  entsteht  ihm  ein  Umweg  von  890  Fuss, 
wofür  die  Schätzungscommission  eine  Entschädigung  von  300  Fr.  be- 
stimmte, während  Kammermann  beim  BG.  1500  Fr.  verlangte. 

Die  Beschwerde  wurde  aus  folgenden  Gründen  abgewiesen: 

1)  Das  BGesetz  vom  1.  Mai  1850  sichert  für  den  Fall  der  Errich- 
tung öffentlicher  Werke  den  dabei  Betheiligten  nur  insofern  Schadens- 
ersatz zu ,  als  eine  Beeinträchtigung  ihrer  Privatrechte  Statt  findet, 
was  sowol  aus  der  Ueberschrift  als  aus  den  Artikeln  1  und  3  des  alle- 
girten  Gesetzes  unzweifelhaft  hervorgeht. 

2)  Nun  stand  allerdings  die  dem  Recurrenten  eigenthünilich  an- 
gehörende Schneidematte  mit  der  alten  Landstrasse  von  Burgdorf 
nach  Langenthai  in  unmittelbarer  Verbindung  und  es  konnte  die 
Strasse  sonach  sowol  für  die  Bewirthschaftung  des  Gutes  als  für  die 
Einsammlung  der  Früchte  becjuem  benutzt  werden.  Hieraus  erwuchs 
jedoch  dem  Recurrenten  keineswegs  ein  Servitutsrecht  auf  die  frag- 
liche Strasse ,  zumal  jede  beliebige  Veränderung  der  Strassenlinie  von 
dem  freien  Ermessen  dei*  Landesregierimg  abhing  und  diese  bei  hierauf 
bezüglichen  Beschlüssen  nicht  gebunden  war,  auf  die  Interessen  des  Re- 
currenten als  Anstö'ssm^s  an  die  Strasse  irgend  welche  Rücksicht  zu 
nehmen. 

3)  Die  von  der  Recursbeklagten  beschlossene  Bahnlinie  und  die 
darin  inbegriffene  Translocation  der  Landstrasse  haben  die  hoheit- 
liche Genehmigung  der  Regierung  des  Kts.  Bern  erhalten.    Dadurch 
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tritt  die  Recursbeklagte  zu  dem  Recurrenten  in  das  nämliche  Rechts- 

yerhaltniss,  in  das  der  Letztere  zu  der  Regierung  getreten  wäre,  wenn 

sie  unmittelbar  die  Veränderung  der  Strassenlinie  beschlossen  hätte. 

Indem  daher  nach  Erw.  2  eine  Entschädigungspflicht,   sofern  sie 

grundsätzlich  angefochten  worden  wäre ,  überhaupt  nicht  als  existent 

betrachtet  würde ,  so  kann  folgeweiso  auch  von  einer  Erhöhung  der 

durch  die  Recursbeklagte  dem  Recurrenten  zugestandenen  Ersatz- 

Boinme  nicht  die  Rede  sein. 

BG.  ▼.  10.  Decbr.  1856.  Abgedruckt  in  der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht.  VIII.  4. 

407«  Die  nämliche  rechtliche  Auffassung  liegt  auch  einem  Ent- 
scheide des  BG.  vom  13.  Dec.  1856  in  Sachen  J.  M.  Weber  &  Comp. 
in  Rorschach  c.  die  St.-Gallisch-Appenzellische  Eisenbahn  zu  Grunde, 
in  welchem  Falle  wegen  behinderten  Verkehrs  zwischen  dem  Flecken 
und  ihrem  Etablissement  durch  Aufenthalt  der  Fuhren  bei  der  Bahn- 
überfahrt eine  Entschädigung  von  10,000  Fr.  verlangt  worden  war. 
Hier  wird  u.  A.  gesagt : 

Die  Eisenbahnen  der  Schweiz ,  wenn  sie  auch  Privatunterneh- 
mungen sind,  haben  doch  eine  staatsrechtliche  Bedeutung,  da  sie 
gemäss  den  Interessen  der  Eidgenossenschaft  und  der  Kantone  vom 
Bunde  und  den  betrefiFenden  Kantonsregierungen  concessionirt  werden 
und  gewissermassen  an  die  Stelle  der  öflfentlichen  Land-  und  Post- 
strassen treten,  wesshalb  die  diessfalls  den  Lan.desregierungen  zu- 
stehenden Befugnisse  auf  die  Eisenbahngesellschaften  übergehen. 

Demnach  beschränkt  das  BGesetz  vom  1.  Mai  1850  die  Er- 
satzpflicht der  Eisenbahngesellschaften  auf  wirkliche  Vermögens- 
nachtheile.  In  diesen  können  diejenigen  Inconvenienzen ,  welche  in 
der  Natur  des  Eisenbahnbetriebes  liegen  und  von  welchen  das  ge- 
sammte  Publikum  mit  und  ohne  an  die  Bahnen  anstossendem  Grund- 
besitz betroffen  wird,  nicht  inbegriffen  sein. 

Wenn  auch  das  industrielle  Etablissement  der  Recurrenten  eines 
ausgedehnten  und  weit  verbreiteten  Verkehrs  sich  erfreut,  so  besitzt 
dasselbe  immerhin  nicht  den  Umfang ,  dass  bei  der  Regelmässigkeit, 
die  mit  dem  Bahnbetriebe  in  unerlässlichcr  Weise  verbunden  ist ,  die 
Communicationen  des  Etablissements  mit  der  Aussenwelt  —  zumal  bei 
den  ihm  bis  dahin  zu  Gebote  gestandenen  Transportmitteln  —  in  einer 
dem  ausgedehntesten  Bedürfnisse  vollkommen  entsprechenden  Art 
und  jedenfalls  ohne  alle  materielle  Benachtheiligung  nicht  ihren  Fort- 
gang nehmen  könnten. 
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408«  Nach  gemeinem  Recht  ist  die  Ersitzung  eines  PriTatrechtes 
auf  die  Benutzung  eines  öffentlichen  Weges  unmöglich,  und  es  können 
daher  Grundeigenthümer ,  welche  eine  Entschädigungsforderong  w&- 
gen  Unterbrechung  eines  öffentlichen  Weges  stellen ,  sich  nur  auf  die 
Bestinmiung  des  Expropriationsgesetzes  berufen,  wonach  die  Bau- 
unternehmungen zur  Ausführung  der  behufs  Erhaltung  ungestörter 
Communicationen  erforderlichen  Bauten  verpflichtet  sind ;  diese  Be- 
stimmung muss  aber  strict  interpretirt  werden ,  und  es  ist  deirselben 
Genüge  geleistet ,  wenn  die  diessfälligen  Neubauten  die  Communica- 
tion  mit  denjenigen  Ortschaften,  mit  denen  die  betheiligten  Grund- 
eigenthümer bisher  in  Verbindung  standen ,  ermöglichen. 

BG.  Y.  17.  Decbr.  1858  i.  S.  Westbahn  c.  Erbschaft  von  Charles  Lardy  A  Mith. 

409«  Nach  Art.  38  der  BVerf.  und  nach  Art.  1  des  BGesetzes  vom 
5.  Mai  [30.  April]  1849  [Off.  S.  1. 165]  werden  allerdings  die  Fabrika- 
tion und  der  Verkauf  des  Schiesspulvers  im  Umfange  der  Eidgenossen- 
schaft als  eine  ausschliessliche  Befugniss  des  Bundes  erklärt,  ohnB 
dass  hiebei  dem  letztern  die  ausdrückliche  Verpflichtung  Überbunden 
wurde,  die  durch  Regalisirung  jenes  Gewerbes  allfällig  Benachthei- 
ligten  zu  entschädigen. 

Wenn  nun  hienach  mit  Zuversicht  angenommen  werden  kann, 
dass  der  Bund  den  Kantonen,  von  welchen  das  Pulverregale  als  solches 
auf  ihn  überging,  keinen  daherigen  Ersatz  zu  leisten  habe,  so  spricht 
dagegen  die  Vermuthung  nicht  für  ein  gleichartiges  Verhältniss  des 
Bundes  gegenüber  den  Privaten,  da  die  BVerfassung  eben  vorzugsweise 
den  Zweck  hatte,  die  staatsrechtlichen  Beziehungen  der  Kantone 
unter  sich  und  gegenüber  der  Gesammtheit  zu  ordnen ,  während  da- 
gegen die  Bestimmung  der  civilrechtlichen  Ansprüche,  die  den  Privaten 
aus  der  Schöpfung  der  neuen  Bundesinstitutionen  erwachsen  möchten, 
jenem  Zwecke  ferne  stand. 

BG.  V.  29.  Juni  1850  i.  S.  Marin  c.  BR.  u.  i.  S.  Straub  c.  BR. 

410«  Im  Allgemeinen  ist  als  Grundsatz  anzunehmen,  wenn  das 
Eigenthum  eines  Bürgers  dadurch  entwerthet  wird,  dass  ihn  der  Staat 
in  der  Benutzung  desselben  zum  Vortheil  des  Fiscus  beschränkt,  so  ist 
der  Bürger  berechtigt  einen  Ersatz  für  solche  Entwerthung  zu  fordern, 
zumal  der  Staat  dafür  zu  sorgen  hat,  dass  nicht  einzelne  seiner  An- 
gehörigen gegenüber  den  Andern  von  Verfassung  oder  Gesetzes  wegen 
in  eine  schlechtere  Stellung  versetzt  werden. 

Nun  unterliegt  es  keinem  Zweifel ,  es  bringe  die  Monopolisirung 
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der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  von  Schiesspulver  dem  Staate  fis- 
caliscben  Gewinn,  während  auf  der  andern  Seite  unbestritten  ist,  dass 
die  Gebäulichkeiten  des  Klägers  (frühern  Pulverfabrikanten)  durch 
das  Verbot,  dieselben  zu  dem  industriellen  Zwecke,  für  den  sie  seiner 
Zeit  errichtet  wurden ,  fernerhin  zu  benutzen ,  eine  namhafte  Entwer- 
thuBg  erleiden. 

Daher  erscheint  der  Bund  als  pflichtig,  den  aus  der  Entwerthung 
der  klägerischen  Gebäulichkeiten  entspringenden  Schaden  zu  über- 
nehmen ,  sei  es  nun ,  dass  er  dieselben  zu  einem  Preise ,  der  ihrer 
ursprünglichen  Zweckbestimmung  entspricht ,  als  Eigenthum  an  sich 
ziehe ,  oder  dass  er  den  Minderwerth ,  welcher  aus  dem  Grunde  der 
für  den  Kläger  erforderlich  gewordenen  Verwendung  derselben  für 
andere  Zwecke  eintritt ,  vollständig  ersetze. 

Die  nämliche  Folge  muss  auch  in  Betreff  des  für  die  Pulverberei- 
tung  erforderlichen  Materials  eintreten,  das  Kläger  seit  dem  1.  Juli 
1849  nicht  mehr  zweckmässig  benutzen  konnte;  und  im  Femern  ist 
zu  berücksichtigen ,  dass  Kläger  seit  jenem  Zeit2)unkte  sich  nicht  im 
Falle  befand ,  in  seinen  für  die  Pulverfabrikation  bestimmten  Gebäu- 
lichkeiten eine  dem  Werthe  derselben  entsprechende  Einnahmsquelle 
zu  finden.  BG.  v.  29.  Juni  1850  i.  S.  Marin  c.  BR.  u.  i.  S.  Straub  c.  BR. 

411«  Es  besteht  keine  Verbindlichkeit  des  Bundes,  diejenigen, 
welche  ehedem  den  Pulververkauf  als  freies  Gewerbe  betrieben  haben, 
für  den  ihnen  durch  die  Regalisirung  desselben  entgangenen  Gewinn 
schadlos  zu  halten ;  sondern  es  könnte  sich  höchstens  darum  handeln, 
für  die  ihnen  rücksichtlich  der  am  1.  Juli  1849  noch  vorhandenen 
Waarenvorräthe  allfallig  erwachsene  Einbusse  an  haaren  Verwendun- 
gen und  Arbeitsverdienst  einen  angemessenen  Ersatz  zu  bieten. 

Wenn  aber  in  einem  solchen  Falle  dem  Kläger  zugestanden  wird, 
er  könne  für  Verworthung  seines  Waarenlagers  eines  Patentes  sich 
bedienen,  oder  den  Verkauf  unter  geeigneter  Controle  im  Grossen 
bewerkstelligen ,  so  ist  eine  solche  Concession  als  befriedigend  und 
dem  Bechte  des  Klägers  entsprechend  zu  betrachten. 

Bü.  V.  29.  Juni  1850  i.  S.  Steiger  c.  BR.  u.  i.  S.  Marin  c.  BR. 

2.   Ausmittlung  der  Entschädigung. 

Ges.  Art.  3. 
413«    Nach  Art.  3  des  BGesetzes  vom  1.  Mai  1850  sind  diejenigen, 
welche  für  den  Bau  öffenthcher  Werke  Abtretungen  zu  machen  haben, 
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lediglich  befugt,  den  vollen  Ersatz  aller  hieraus  etitstehenden  Ver- 
mögensnachtheile  zu  fordern. 

Dieser  Ersatz  schliesst  bei  der  Expropriation  von  Gebäulichkeiten 
keineswegs  die  Rückvergütung  der  auf  dieselben  verwendeten  Ban- 
summen  in  sich,  da  nach  Lage  und  Verhältnissen  der  Eine  mit  gerin- 
gern Kosten  zu  erstellen  im  Falle  ist,  wofür  der  Andere  eines  grossem 
Aufwandes  bedarf;  vielmehr  haben  die  Schätzungscommissionen  aus- 
schliesslich den  reellen  Werth  der  Gebäude  zur  Zeit  ihrer  Abtretung 
ins  Auge  zu  fassen. 

BG.  Y.  27.  April  1855  i.  S.  SchatzengeBeUschaft  Weinfelden  c.  NordoBtiMhn; 

V.  10.  Decbr.  1856  L  S.  Schneebeli  c.  NordostlMlm. 

413«  In  einem  Prozesse  des  Notars  Keller,  Inhabers  einer  Bleiche 
bei  Windisch ,  gegen  die  schweizerische  Nordostbahn  lag  ein  von  dem 
k.  württemb.  Oberbaurath  von  Klein  erstattetes  technisches  Gutachten 
vor,  dahin  gehend: 

»YieUache  Beobachtungen  bei  Fahrten,  welche  von  dem  Experten 
in  der  Absicht  gemacht  worden  seien ,  die  Wirkung  von  Apparaten 
gegen  das  Funkeuauswerfen  zu  prüfen,  haben  ergeben,  dass  die  Ent- 
fernung ,  bis  zu  welcher  Funken  und  Kohlenstaub  zu  beiden  Seiten 
der  Bahnlinie  getragen  werden ,  von  der  Achse  des  Geleises  in  hori- 
zontaler Richtung  gemessen  fast  niemals  über  200  Fuss  (60  Meter) 
beträgt ;  erhöhe  man  dieses  Mass  auf  300  Fuss  oder  90  Meter ,  so 
gehe  man  für  alle  Fälle  vollkommen  sicher ;  über  diese  Entfernung 
hinaus  können  daher  Tücher  ohne  Gefahr  und  Belästigung  von  Funken 
und  Kohlenstaub  zum  Bleichen  ausgebreitet  werden.« 

BG.  V.  4.  Juli  1856. 

414«  In  Sachen  der  Ostwestbahn  c.  Peter  Studer,  Bleicher  in 
Langnau ,  wird  gesagt :  nach  bisher  gemachten  Erfahrungen  darf  an- 
genommen werden ,  dass  die  aus  dem  Funken-  und  Aschenwurf  der 
Locomotive  entstehende  Gefährde  einen  Raum  von  100  Fuss  zu  beiden 
Seiten  der  Bahnaxe  jedenfalls  nicht  überschreitet.    BG.  v.  30.  Juni  1860. 

3.   Recht  des  Eigenthümers  zu  Ueberlassung  des  Gänsen. 

Ges.  Art  4. 

415«  Die  Verpflichtung  der  Bauunternehmer  von  einem  abgetre- 
tenen Grundstück  Abschnitte ,  die  nicht  einen  zusammenhängenden 
Flächenraum  von  wenigstens  5000  □'  bilden,  zu  übernehmen,  ist 
eine  unbedingte.  Nach  Art.  4  Ziff.  2  und  Art  12  Ziff.  2  des  BGesetzes 
vom  1.  Mai  1850  hängt  die  Berechtigung  der  Kxpropriaten  zu  einer 
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diessfalligen  Forderung  von  der  schriftlichen  Anmeldung  derselben 
beim  Gemeindrathe  keineswegs  ab. 

BG.  V.  17.  Oct.  1855  i.  S.  Heer-Wanger  c.  Nordostbahn. 

416«  Ein  Fabrikant  optischer  Gläser  stellte  beharrlich  die  Be- 
hauptung auf,  es  mache  der  Betrieb  der  Eisenbahn  die  Fortsetzung 
seines  Gewerbes  auf  der  hiefür  benutzten  Localität  unmöglich ,  wess- 
halb  er  die  Expropriation  seines  gesammten  unbeweglichen  Eigen- 
thoms  verlangte.  Da  die  diessfalls  erhobenen  Expertisen  zuverlässige 
Auskunft  nicht  gewährten ,  so  entschied  das  BG. : 

Bleibe  dem  Recurrenten  für  den  Fall ,  dass  er  nach  Eröffnung 
der  Eisenbahnstrecke  Solothurn-Biel  den  Beweis  zu  leisten  vermöchte, 
dass  ihm  in  Folge  des  Betriebs  der  Eisenbahn  die  Fortsetzung  seines 
Gewerbes  unmöglich  gemacht  oder  er  an  demselben  erheblich  beein- 
trächtigt werde ,  sei  es  zu  erneuerter  Geltendmachung  seines  Expro- 
priationsbegehrens  oder  zur  Begründung  einer  Schadensersatzklage, 
das  Recht  der  Wiederaufnahme  des  Prozesses  vorbehalten  und  finde 
in  diesem  Falle  eine  neue  Untersuchung  und  Beurtheilung  in  Beziehung 
auf  die  Streitpunkte  Statt.    BG.  v.  3.  April  1857  i.  S.  Daguet  c  Centxalbahn. 

4.  BeftignisB  des  Unternehmers ,  Abtretung  des  Ganzen  zu  fordern. 

Ges.  Art.  5. 
417«    Im  Prozesse  des  Markus  Walser  in  Solothurn  c.  Centralbahn 
wurde  in  Erwägung : 

»dass  da  die  für  die  Entwerthung  des  Abschnittes  links  dem  Re- 
currenten zukommende  Entschädigung  65  %  des  Werthes  desselben 
beträgt,  in  Frage  kommen  kann,  ob  die  Abtretung  der  betreffenden 
ParceUe  nicht  verlangt  werden  dürfe ;  nach  Art.  25  des  Expropria- 
tionsgesetzes aber  der  Entscheid  hierüber  dem  BR.  zusteht« 

erkennt :  werde  der  Recursbeklagten  vorbehalten ,  die  gänzliche 
Abtretung  des  Abschnittes  links  gegen  volle  Entschädigung  zu  verlan- 
gen ;  der  Entscheid  darüber  sei  Sache  des  BR    BG.  v.  12.  Decbr.  1856. 

5.  Verpflichtung  des  Unternehmers  zu  Strassen-  u.  Wasserbauten. 

VglNo.  404.  40§.  460.4«1.    Ges.  Art.  6. 

418«  In  dem  Prozesse  des  A.  F.  H.  de  Perrot  -  Reynier  in  Neuen- 
bürg gegen  den  Jura  industriel  wurde  gesagt : 

1)  Bei  ländlichen  Grundstücken  reicht  die  gewöhnliche  Einfrie- 
dung durch  Pfahlwerk  und  hölzerne  Schranken  für  die  bestehenden 
Bedürfiiisse  im  Allgemeinen  vollkommen  aus  und  es  bedarf  auch  das 
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unter  der  Bahn  gelegene  Rebland  des  Recurrenten  keines  ansnahms- 
weisen  Schutzes.  Dagegen  erheischt  der  obere  Theil,  auf  dem  das  Wohn- 
haus steht,  vermöge  seines  Inhaltes  an  beweglichem  Vermögen  und  mit 
Rücksicht  auf  die  personellen  Bedürfnisse  der  Bewohner  jungem  Al- 
ters grössere  Abgeschlossenheit  und  Erschwerung  des  Ab-  und  Zu- 
ganges. Die  Erstellung  der  diessfalls  nöthigen  Vorrichtung  [nach  dem 
Dispositive :  eine  Einfriedigungsmauer]  fällt  auf  den  Recursbeklagten, 
da  nach  Art.  7  des  Expropriationsgesetzes  alle  aus  der  Expropriation 
entspringenden  und  durch  dieselbe  bedingten  Leistungen ,  seien  sie 
in  Geld  oder  von  anderer  Natur,  durch  die  Bauunternehmung  zu  tra- 
gen sind. 

2)  Der  Verkehr  von  dem  obern  zu  dem  untern  Theile  des  Land- 
gutes und  auf  die  Landstrasse,  der  nur  zu  Fuss  geschehen  kann,  findet 
die  nöthige  Vermittlung  in  den  von  der  Recursbeklagten  eingeräumten 
Bahndurchlässen,  dagegen  ist  der  verlangte  passage  souterrain  Luxus- 
sache, zu  dessen  Erstellung  die  beklagte  Bahngesellschaft  keine 
Rechtspflicht  hat.  Uebrigens  besteht  kein  Hinderniss ,  dass  Recurrent 
denselben  auf  eigene  Kosten  mit  den  verlangten  Dimensionen  anbrin- 
gen kann. 

BG.  V.  1.  Decbr.  1856  Erw.  1  wurde  auch  angestellt  in  einem  Urtheil  v.  3.  ffl.  M. 

i.  S.  Girardet  c.  Jura  industr. 

419«    In  der  Recurssache  Sandoz  -  Rollin  gegen  den  Jura  industr. 

wurde  gesagt: 

Recurrent  ist  keineswegs  Eigen thümer  desjenigen  Landes  oder 
damit  unmittelbar  zusammenhängender  Grundstücke ,  auf  dem  nach 
seinem  Begehren  eine  Uebergangsbriicke  erstellt  werden  soll;*viel- 
mehr  hat  derselbe  nur  zum  Besten  eines  bestehenden  öffentlichen 
Weges  die  fragliche  Ansprache  erhoben.  Nun  kommt  aber  die  Ver- 
fechtung solcher  Interessen  nicht  einzelnen  Privaten ,  sondern  aus- 
schliesslich den  betreffenden  Communal-  und  Staatsbehörden  zu. 

BG.  V.  3.  Decbr.  1856. 

420«  Für  landwirthschaftliche  Zwecke  genügt  bei  Verbindungs- 
strassen eine  Breite  von  1 2  Fuss. 

BG.  Y.  10.  Decbr.  1856  i.  S.  Meier  &  Fröhlich  c.  Nordostbahn. 

6.  Vorrichtungen  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit. 

Vgl.  No.  404.  418.  'Ges.  Art.  7. 
421.    Nach  Art.  9  Ziff.  5  des  Reglements  vom  22.  April  1854  fällt 
in  den  Bereich  der  Gompetenz  der  Schätzungscommissionen ,  folge- 
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weise  auch  in  die  Befiigniss  des  BG.  über  sicherheitspolizeiliche  Mass- 
regeln ,  die  durch  die  Anlage  von  Eisenbahnen  nothwendig  werden, 
zu  entscheiden. 

Wenn  nun  nach  dem  Gutachten  der  Experten  die  Erstellung  von 
Böschungen  dem  Eigenthum  des  Recurrenten  die  erforderliche  Sicher- 
heit nicht  gewährt,  die  Aufführung  von  Stützmauern  aber  einen  ausser- 
gewöhnlichen  Kostenaufwand  verursachen  sollte,  so  bleibt  es  der 
Eisenbahnverwaltung  anheim  gestellt ,  durch  das  Mittel  der  Expro- 
priation sich  von  der  diessfälligen  Verbindlichkeit  zu  befreien. 

BG.  V,  30.  Juni  1860  i.  S.  Mathys  u.  LCss.  c.  Ostwestbahn. 

7.   Einsicht  und  Publication  der  Baupläne. 

Ges.  Art.  11.  15.  16.  24. 
423«  Den  in  Art.  11  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1850  erwähnten 
Erfordernissen  kann  durch  Kirchenruf  ein  Genüge  gethan  werden, 
zumal  wenn  sich  ergibt  —  wie  dieses  im  Kt.  St.  Gallen  der  Fall  ist  — 
dass  in  den  Gemeinden  des  betreffenden  Kantons  für  die  Aufforderung 
der  Ezpropriaten  zu  Geltendmachung  ihrer  Ansprüche  eine  andere 
Art  der  Bekanntmachung  nicht  in  Uebung  sei. 

Auswärtige  Güterbesitzer  sind  in  Betreff  von  Vorfallenheiten,  die 
ihr  Grundeigenthum  beschlagen  können ,  censirt ,  durch  Stellvertre- 
tang  für  Wahrung  ihrer  Interessen  zu  sorgen. 

BG.  Y.  15.  Octbr.  1855  i.  S.  Risch  u.  Kaoni  c.  Südostbaho. 

Eine  ähnliche  Entscheidung  findet  sich  vom  17.  April  1858  i.  S. 
Suter  c.  Nordostbahn. 

8.  Einsprache  gegen  die  Abtretung.  Anmeldung  der  Forderung. 

Vgl.  No.  484.  Ges.  Art.  12.  13. 
493«  Die  Art.  12  und  14  des  BGesetzes  vom  1.  Mai  1850  stehen 
zu  einander  in  genauem  Zusammenhange.  Art.  12  bezeichnet  den 
Gemeindrath  als  diejenige  Behörde,  bei  der  inner  30  Tagen  vom  ge- 
schehenen Aufrufe  die  Expropriaten  alle  ihre  Fordenmgsansprachen 
geltend  zu  machen  haben  und  nach  Art.  14  besteht  die  Folge  der 
Ausserachtlassung  jener  Vorschrift  darin ,  dass  der  Inhaber  der  der 
Expropriation  unterliegenden  Rechte  dem  Entscheide  der  Schätzungs- 
commission ohne  weiters  sich  unterziehen  muss. 

BG.  y.  7.  Januar  1854  i.  S.  Sulzberger  c.  Nordostbahn ; 
u.  Y.  2.  April  1856  i.  S.  Wildi  u.  Hirt  c.  Nordostbahn. 
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434«  Nach  Art.  1 2  Ziff.  2  sind  die  Genmndräihe  als  die  für  Em- 
pfangnahme von  Forderungseingaben  der  Expropriaten  ausschliesslich 
autorisirten  Behörden  erklärt.  Schon  die  Interessen  der  Ordnung 
gebieten ,  nicht  zu  gestatten ,  dass  andere  als  die  vom  Gesetz  dazu 
berufenen  Personen  mit  der  Ausübung  der  Functionen  der  Letztem 
sich  befassen.  BG.  v.  15.  Oct.  1855  i.  S.  Risch  u.  Kuoni  c.  Sttdostbfthn. 


425«  Wenn  auch  nach  Art.  12  Ziffer  2  des  Expropriationsgesetzes 
gerade  nicht  als  erforderlich  erscheint,  dass  bei  den  Gemeindräthen 
die  Ansprüche  in  Zahlen  ausgedrückt  geltend  gemacht  werden,  so 
müssen  doch  immerhin  zum  Mindesten  die  Gegenstände  der  Abtretung 
unter  Wahi-ung  der  aus  der  letztern  fliessenden  Forderungsberechti- 
gungen dem  Gemeindrathe  bezeichnet  werden,  sofern  nicht  die  in 
Art.  14  angedrohte  Folge  eintreten  soll. 

BG.  V.  10.  Decbr.  1856  i.  S.  Meier  u.  Fröhlich  c.  Nordostbahn. 

426«  Die  Art.  12,  13  und  14  des  Gesetzes  verpflichten  dieEx- 
propriaten  nur,  binnen  30  Tagen  nach  Bekanntmachung  des  Bau- 
planes auf  der  Gemeindrathskanzlei  eine  genaue  und  yollständige 
Aufzählung  ihrer  Ansprachen  zudeponiren,  nicht  aber  gleichzeitig 
die  verlangten  Summen  zu  bestimmen.  Daher  ist  es  zulässig,  erst 
der  Schätzungscommission  die  Entschädigungssumme ,  deren  Bezah- 
lung von  der  Unternehmung  verlangt  wird,  zur  Kenntniss  zu  bringen. 

BG.  V.  28.  März  1857  i.  S.  Soulter  c.  Waadt. 

427«  Die  den  Expropriaten  gesetzlich  vorgeschriebene  Anmeldung 
ihrer  Forderungen  beim  Gemeindrathe  hat  die  Bedeutung  einer  amt- 
lichen Controle ,  die  der  Gesetzgeber  im  Interesse  der  öflfentlichen 
Ordnung  und  zur  Vermeidung  von  Streitigkeiten  einzuführen  als  noth- 
wendig  erachtete.  Deren  Beziehung  auf  die  Person  des  Expropriaten 
leuchtet  um  so  mehr  hervor ,  als  gerade  er  es  ist,  bei  dem  man  durch 
Androhung  von  Rechtsnachtheilen  der  genauen  Einhaltung  jener 
Eingabeform  sich  zu  vergewissern  suchte.  Das  BG.  hat  auch  in  mehr- 
fachen Fällen  den  Art.  14  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1850  im  bezeich- 
neten Sinne  zur  Anwendung  gebracht. 

BG.  V.  25.  März  1857  i.  S.  Bernard  c.  Westbahn.  Vgl.  No.  4S8. 

428«  Anstände  der  Parteien  über  die  Frage,  ob  bei  Forderungs- 
eingaben die  Vorschriften  des  Art.  12  des  Expropriationsgesetzes 
eingehalten  worden  seien,  müssen  im  Wege  des  ordentlichen  Prozess- 
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Terfahrens  zur  gerichtlichen  Beurtheilung  gelangen.  Ueberdiess  sind 
die  Verpflichtungen  der  Schätzungscommissionen,  ob  die  Möglichkeit 
einer  Beschwerdefuhrung  gegen  ihi-e  Entscheide  bestehe  oder  nicht, 
ganz  die  gleichen  und  es  greift  auch  im  Verfahren  keinerlei  Aende- 
rung  Platz.  BG.  v.  l.  Decbr.  1857. 

499«  Wenn  seit  der  Abschätzung  Abänderungen  am  Bauplane 
des  Schienenweges  vorgenommen  worden  sind,  welche  die  Schätzungs- 
commission nicht  in  Rücksicht  zog ,  so  bleibt  dem  Expropriaten  die 
Greltendmachung  eines  den  gesteigerten  Nachtheilen  entsprechenden 
Schadensersatzes  vorbehalten. 

BG.  Y.  26.  März  1857  i.  S.  Bouffard  c.  Westbahn. 

430«  Wenn  eine  Eisenbahngesellschafb  in  ihi'en  Bauten  von  dem 
UEsprünglichen  Katasterplane  abweicht ,  so  eröflfnet  das  BG.  dem  da- 
bei betheiligten  Expropriaten  neue  Fristen,  um  im  Sinne  des  Art.  12 
des  Expropriationsgesetzes  vom  1.  Mai  1850  die  aus  der  veränderten 
Sachlage  resultirenden  Rechte  zur  Geltung  zu  bringen.   B.  186011.403. 

431«  In  die  Beschwerde  wegen  unbefugter  Enteignung  von  Land 
kann  von  Seite  des  BG.  nicht  eingetreten  werden ,  sondern  es  bleibt 
den  Betreffenden  vorbehalten,  diessfalls  im  Sinne  des  Art.  12  Ziffer  1 

des  BGesetzes  vom  1.  Mai  1850  beim  BR.  Beschwerde  zu  führen. 

BG.  V.  25.  April  1855  i  S.  Sater  u.  Streitg.  c.  Gentralbahn;  v.  26.  April  1855 

i.  S.  Helfenstein  u.  Streitg.  c.  Gentralbahn. 

9.  Präclusion  von  Forderungen. 

Vgl.  No.  M3.  48S.  486.    Ges.  Art.  14. 

439«  Die  nicht präcise Fassung  desArt.  14desBG.  vom  I.Mai  1850 
yerursachte  mehrere  Streitigkeiten  über  die  Zulässigkeit  von  Recursen, 
wenn  die  Eingaben  der  Expropriaten  nicht  an  den  Gemeindrath,  son- 
dern z.  B.  an  die  Schätzungscommission  oder  an  die  Bauunternehmer 
selbst,  resp.  deren  Vertreter,  gemacht  worden  waren. 

Das  BG.  entschied  in  allen  ihm  vorgelegten  Fällen  dahin ,  dass 
ein  Recurs  gegen  das  Urtheil  der  Schätzungscommission  nicht  mehr 
zulässig  sei,  wenn  die  Expropriaten  nicht  binnen  der  festgesetzten 
fatalen  Frist  ihre  Forderungsrechte  bei  den  Gemeindräthen  angemel- 
det hatten;  denn  der  Gesetzgeber  hat  jene  Forderung  im  Interesse 
nicht  blos  der  Expropriaten,  sondern  einer  geregelten  Ordnung  über- 
haupt aufgestellt.  B.  1857 1.  615.  Vgl.  No.  4»7. 
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10.   Veränderung  des  abzutretenden  Objects. 

Ges.  Art  23. 
433*   In  S.  Kehrwand  c.  Westbahn  wurde  gesagt: 

Da  Unbestrittenermassen  die  vom  Recurrenten  ausgeführten  Erd- 
arbeiten [zu  Durchleitung  von  Quellwasser  unter  dem  Bahnkörper] 
in  den  Zeitpunkt  fallen ,  als  der  Bauplan  für  die  Eisenbahn  bekannt 
gemacht  war ,  so  finden  die  Vorschriften  des  Art  23  des  BGeaetzes 
vom  1.  Mai  1850  zu  Gunsten  der  Recursbeklagten  Anwendung.  Inso- 
fern nun  aber  die  Arbeiten,  für  die  Recurrent  Entschädigung  verlangt, 
im  Einverständnisse  mit  der  Recursbeklagten  unternommen  worden 
sein  sollten ,  was  diese  bestreitet  und  wofür  zur  Zeit  keine  zureichen- 
den Beweise  vorliegen ,  so  bleibt  es  dem  Rechte  des  Recurrenten  vor- 
behalten ,  aus  dem  Grunde  eines  bestehenden  Verkonminisses  seine 
Ansprache  auf  Ersatz  vor  den  competenten  Civilgerichten  des  Kts.  Wäadi 
geltend  zu  machen.  BG.  v.  27.  M&rz  1857.  Vgl.  No.  46»  ff. 

11.   Entscheid  des  ER.  über  die  Abtretungspflicht 

Vgl.  No.  4iy.  481.    Ges.  Art.  25.  46. 
434*   Von  Seite  einer  Anzahl  Grundbesitzer,  die  Landabtretungen 

an  die  Jura-Eisenbahn  zwischen  Neuenburg  und  Rochefort  zu  machen 
hatten,  wiirde  Einsprache  gegen  die  Abtretungspflicht  erhoben,  darauf 
gegründet,  dass  sich  die  Verrieres-  und  die  Jura-Bahn  auf  ein  gemein- 
sames Trace  vereinigen  können ,  wodurch  die  doppelte  Inanspruch- 
nahme werthvollen  Landes  nicht  nothwendig  werde. 

Der  BR.  hatte  jedoch  am  9.  Mai  1856  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  beide  Bahngesellschaften  laut  den  vom  Bunde  genehmigten 
Concessionen  das  Recht  besitzen ,  selbständig  nach  Neuenburg  zu  ge- 
langen, in  Anwendung  des  Art.  25  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1850  die 
Betreffenden  zur  Abtretung  verpflichtet ,  soweit  definitive,  von  dem 
Staatsrath  von  Neuenburg  genehmigte  Tracepläne  vorliegen.  Im 
Fernern  gesattete  er  der  Bahngesellschaft  gemäss  Art.  46  die  sofortige 
Uebemahme  der  Rechte ,  da  sie  sich  über  Erfüllung  aller  in  Art.  44 
geforderten  Requisite  ausgewiesen  hatte. 

Hierüber  wurde  bei  der  BVersammlung  Beschwerde  geführt, 
allein  diese  beschloss  am  16./18.  Juli  1856  »in  Erwägung:  dass  der 
Entscheid  über  die  Frage ,  ob  die  Abtretungspflicht  der  Recurrenten 
gegenüber  der  Neuenhurger  Jurabahngesellschaft  begründet  sei  oder 
nicht,  nach  Massgabe  des  BGesetzes  vom  1  Mai  1850  Art.  25  ohne 
Vorbehalt  eines  Recursrechtes  der  Competenz  des  BR.  unterstellt  ist « :  — 
es  sei  auf  den  Recurs  nicht  einzutreten. 
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12.  Vergleichsiinterhandlimgen. 

Ges.  Art.  26. 
435*    Anerbietungen  der  Parteien ,  im  Stadium  der  Vergleichs- 
unterhandlnngen  und  zum  Zwecke  gütlicher  Austragung  einer  Strei- 
tigkeit gemacht,  begründen  nachgehends  im  ordentlichen  Prozesse 
keine  rechtliche  Verbindlichkeit ,  wenn  dieselben  nicht  angenommen 

worden  sind.  BG-  vom  18.  Decbr.  1854  i.  S.  Geering  c.  Nordostbahn  u.  vom 

22.  Decbr.  1854  i.  S.  Sommerau  c.  Centralbahn. 

13.   Aufsicht  des  BO.  über  die  Schätzungscommission, 

Ges.  Art.  28. 
436«  Obgleich  in  §  8  des  vom  BG.  erlassenen  Reglements  für  die 
Schätzungscommissionen  [Off.  S.  IV.  216]  gesagt  ist,  dass  die  Ent- 
schädigung für  die  Actuariatsgeschäfte  von  der  Commission  selbst 
festgesetzt  werde,  so  ist  doch  die  Befiigniss  des  BG.  zur  Prüfung  und 
Entscheidung  einer  diessfälligen  Beschwerde  durch  das  Aufsichts- 
recht begründet,  das  Art.  28  des  BGesetzes  über  Abtretung  von  Pri- 
vatrechten ihm  überträgt.  B.  1861 1. 138. 

14.  Ladungen  vor  die  SchätzungscommiBsion. 

Ges.  Art.  32. 

437«  Unter  den  in  Art.  32  des  BGesetzes  vom  1.  Mai  1850  er- 
wähnten Rechtsinhabern ,  die  zur  Abschätzung  vorgeladen  werden 
müssen,  kann  Niemand  anders  verstanden  werden  als  diejenigen, 
welche  über  die  Abtretungsobjecte  zu  verfügen  befugt  sind ,  zumal  es 
sich  nicht  mehr  um  ein  blosses  Wahren ,  sondern  um  ein  Verfechten 
Ton  Rechten  handelt,  wobei  die  abzugebenden  Erklärungen,  überhaupt 
die  Art  und  Weise  des  Verfahrens ,  von  vermögensrechtlichen  Folgen 
begleitet  sind. 

Sind  Bevormundete  betheiligt,  so  muss  demnach  der  Vogt  vor- 
geladen und  die  Genehmigung  der  Vormundschaftsbehörden  eingeholt 
werden.  ^6-  ^*  ^-  Aprü  185G  i.  S.  Manz  c.  RheinÜEillbalm. 

15.  Befngnisse  der  Schätzungscommission. 

Ges.  Art.  33  ff. 

4L38«  Die  Schätzungscommissionen  sind  schon  nach  der  Compe- 
tenzbezeichnung ,  die  in  dem  für  sie  gewählten  Namen  enthalten  ist, 
sodann  auch  nach  den  in  Art.  26  und  34  des  BGesetzes  vom  1.  Mai  1850 
für  dieselben  ausgeschiedenen  Befugnissen  ausschliesslich  berufen,  die- 
jenigen Werthungen  vorzunehmen,  zu  welchen  nach  den  nähern  Aus- 
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fiihrungen  des  Art.  9  des  Reglements  vom  22.  April  1854  die  Ver- 
bindlichkeit zu  Abtretung  von  Privatrechten  fiir  den  Bau  von  Sehienen- 
wegen  die  Veranlassung  gibt.  Dagegen  fällt  der  Entscheid  über 
Fragen  rein  juristischer  Natur  nicht  in  den  Bereich  ihres  Wirkungs- 
kreises, sondern  es  hat  die  Erledigung  von  solchen  ausschlieasUch 
durch  die  ordentlichen  Gerichte,  resp.  durch  das  BGericht  zu  geschehen. 
BG.  Y.  27.  März  1856  i.  S.  Gem.  Henau  c.  St.  GalL-AppenzelL  Eisenbahn-Ges. 

439«  Eine  Schätzungscommission  trat  in  eine  Forderungseingabe 
aus  dem  Grunde  der  Verspätung  nicht  ein,  sondern  wies  sie  zurück. 
Das  BG.  cassirte  die  Entscheidung,  davon  ausgehend,  dass  Strei- 
tigkeiten über  die  Zulässigkeit  einer  Abschätzung  von  ihm ,  dem  B6., 
selbst  auszutragen  seien,  da  solche  Fragen  einen  durchaus  rechtlichen 
Charakter  haben.  Sind  demnach  die  betheiligten  Parteien  über  die 
Vornahme  der  Werthuug  einig,  so  kann  es  nicht  in  der  Befugnias  einer 
Schätzungscommission  liegen,  dieselbe  abzulehnen.  Wird  dagegen 
durch  eine  Baugesellschaft  die  Zulässigkeit  der  Abschätzung  bestritten, 
so  muss  dieser  Anstand  durch  einen  richterlichen  Spruch  ausgetragen 
werden  und  nach  seiner  Stellung  kann  allein  das  BG.  als  hiefür  com- 
petente  Behörde  erscheinen.  B.  1867  L  616. 

AMm  Wenn  die  Schätzungscommission  nicht  in  der  Qualität  einer 
solchen  berufen  worden ,  sondern  als  Schieds-  oder  Friedefisgericht  zu 
urtheilen  befugt  ist ,  so  tritt  sie  rücksichtlich  ihrer  Verfügungen  zu 
dem  BG.  in  das  nämliche  Verhältniss  ein,  wie  dasselbe  durch  Art.  171 
des  Prozessgesetzes  zwischen  dem  Instructionsrichter  und  dem  BG. 
normirt  worden  ist.  Ein  von  der  Schätzungscommission  eingeleitetes 
Beweisverfahren  bietet  daher  dem  BG.  keine  Veranlassung  dar,  in  die 
Materie  des  Rechtsstreites  irgendwie  einzutreten,  resp.  hierauf  bezüg- 
liche richterliche  Verfügungen  einer  besondem  Prüfung  zu  unter- 
werfen.     BG.  V.  21.  Decbr.  1859  i.  S.  Centralbahn  c.  Baselland.  B.  1860 11.  402. 

16.  Entscheid  der  SchätzungBCommisBion  und  Recurs. 

Ges.  Art.  35.  36. 

441«  Nach  §  35  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1850  ist  für  den  Recurs 
über  die  Entscheidung  der  Schätzungscommissionen  nur  nothwendig, 
dass  binnen  30  Tagen ,  von  der  Mittheilung  derselben  an  gerechnet, 
eine  schriftliche  Beschwerdefiihrung  beim  BG.  Statt  finde,  ohne  dass 
für  den  Inhalt  des  einzureichenden  Recursmemorials  besondere  Er- 
fordernisse vorgeschrieben  wären.    Die  sachliche  UnVollständigkeit 
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einer  diessfalligen  Eingabe  kann  die  YerwirkuDg  des  Rechtsmittels 
selbst  nicht  involviren. 

BG.  V.  19.  April  1854  i.  S.  Zeller  u.  Streitg.  c.  Centralbahu;  v.  22.  Decbr.  1854 
L  S.  Sommerau  c.  Centralbabn ;  v.  24.  April  1855  i.  S.  Näf  u.  Briner  c.  Centralbalm. 

443«  Um  gegenüber  den  Entscheidungen  der  Schätzungscom- 
missionen von  dem  Rechtsmittel  des  Recurses  an  das  BG.  Gebrauch 
machen  zu  können,  genügt  ofiFenbar  eine  allgemeine  Rechtsverwahrung 
(verbis:  »erhebe  Einsprache  gegen  die  Abtretung  bis  und  so  lange  man 
sich  mit  mir  gütlich  oder  rechtlich  verstanden  haben  wird ,  mit  Be- 
rufung auf  Art.  12  des  BftJesetzes  vom  1.  Mai  1850«)  nicht,  sondern 
das  Gresetz  erheischt  eine  genaue  und  vollständige  Specification  der 
Rechtsansprüche. 

BG.  V.  30.  Nov.  1857  i.  S.  Schubiger  c.  Vereinigte  Schweizerbabnen. 

443«  Wenn  auch  der  Expropriat  das  Rechtsmittel  des  Recurses 
anmeldete  [die  Eisenbahngesellschaft  hatte  sich  dem  Entscheid  der 
Schätznngscommission  unterzogen],  so  kann  er  in  Folge  dessen  jeden- 
falls in  keine  nachtheiligere  Stellung  versetzt  werden,  als  ihm  die 
erstinstanzliche  Entscheidung  eine  solche  zusicherte,  vielmehr  hängt 
es  von  seinem  Ermessen  ab ,  in  jedem  beliebigen  Zeitpunkte  von  dem 
durch  ihn  ergriffenen  Rechtsbehelfe  abzustehen. 

BG.  v.  13.  Decbr.  1859  i.  S.  Schaub  c.  Centralbabn. 

17.   Beftind  der  Schätznngscommission. 

Ges.  Art  37 ;  cf.  Modification  v.  18.  Juli  1867  [Off.  S.  V.  668]. 

444«  Nach  §  37  des  BGesetzes  vom  1.  Mai  1850  muss  der  Be- 
fund der  eidgenössischen  Schätzungscommissionen  in  der  Regel  die 
Grundlage  des  bundesgerichtlichen  Entscheides  bilden.  Eine  Anfech- 
tung der  Schätzungen  erscheint  demnach  nur  insofern  als  erheblich, 
als  entweder  das  ProtocoU  über  die  Motive  derselben  nicht  hinrei- 
chende Aufschlüsse  in  sich  enthält  oder  zum  Mindesten  wahrscheinlich 
gemacht  werden  kann ,  dass  die  Taxationen  auf  einem  factischen  Irr- 
thum  oder  auf  unrichtiger  Grundlage  beruhen. 

BG.  ▼.  6.  Januar  1864  i.  S.  Fr.  Müller  u.  LCss.  c.  Westbabn;  ferner  Cuenod-Juillerat 
o.  LCss.  c.  Westbahn ;  v.  19.  April  1854  i.  S.  Zeller  u.  LCss.  c.  Centralbabn. 

44S«   Als  später  die  neue  Expertise  vorlag ,  wurde  gesagt : 
Wenn  allerdings  zwischen  dem  Schätzungswerthe   der  Liegen- 
schaften und  den  über  dieselben  ermittelten  Durchschnittspreisen  zur 
Zeit  noch  ein  erhebliches  Missverhältniss  besteht,  so  kann  sich  doch 
das  BG.  nicht  veranlasst  finden ,  gegenüber  der  übereinstimmenden 
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höhern  Werthung  des  Bodens  durch  beide  ExpertencoxnmiiBsionei^ 

zumal  dieselbe  auf  Grundlage  einer  Localbesichtigung  Statt  gefunden 

hatte,  seinen  Entscheid  auf  die  Durchschnittspreise  zu  fdndamentiren. 

BG.  vom  18.  April  1854. 

446«    Nach  seiner  Zusammensetzung  kann  das  BG.  in  Streitig- 
keiten ,  betreffend  Expropriation,  allerdings  nicht  die  Qualität  einer 
Schätzungsbehörde  einnehmen  und  demnach  ist  auch  der  Gesetzgeber 
bei  Art.  37  des  BGesetzes  vom  1.  Mai  1850  unzweifelhaft  von  der 
Ansicht  ausgegangen ,  dass  der  Befund  der  besonders  aufgestellten 
eidgenössischen  Schätzungscommissionen  in  «1er  Regel  die  Grundlage 
seiner  richterlichen  Entscheidung  bilden  werde.  Indess  muss  die  Com- 
petenz  des  BG.  als  Becursbehörde,  wenn  sie  eine  Bedeutung  haben 
soll,  immerhin  die  Befugniss  in  sich  schliessen,  die  Aussprüche  der 
Schätzungscommissionen  gegenüber  dem  Vorbringen  der  dabei  Be- 
theiligten materiell  zu  würdigen  und  neue  Untersuchungen  anzuord- 
nen ,  sofern  mindestens  wahrscheinlich  gemacht  werden  kann ,  dass 
jene  zum  Nachtheil  einer  Partei  auf  unrichtiger  Grundlage  beruhen. 
Die  in  einer  Gegend  herrschenden  durchschnittlichen  Güter- 
preise ,  sofern  sie  sich  mit  Zuverlässigkeit  ermitteln  lassen,  bilden  im 
Allgemeinen  für  die  Werthung  von  Grundstücken  den  sichersten  Mass- 
stab.   Wenn  dabei  die  Berücksichtigung  besonderer  Verhältnisse  von 
ausnahmsweiser  Bewirthschaftung  und  Ergiebigkeit  der  Güter  nicht 
ausgeschlossen  ist,  so  muss  doch  auffallen,  wenn  die  Taxation  der 
mindesten  Güterklasse  (h.  1.  2000  Fr.)  den  durchschnittlichen  Kauf- 
preis der  werthvoUsten  Grundstücke  (1363  Fr.)  um  Y3  übersteigt  und 
wenn  die  abzutretenden  Parcellen  Landes  mehr  gelten  sollen ,  als  der 
Kaufpreis  für  die  ganzen  Stücke  betrug. 

In  solchen  Fällen  ist  die  Anordnung   einer   neuen  Expertise 
statthaft.  ■   BG.  V.  5.  Jan.  1854  i.  S.  Centralbahn  c.  Ritter  u.  LC.  u.  später  öfters. 

447,  Nach  dem  unzweideutigen  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  1.  Mai 
185Q  bilden  diejenigen  Gebäulichkeiten ,  Liegenschaften  und  Rechte, 
die  für  den  Bau  einer  Eisenbahn  wirklich  abgetreten  werden  müssen 
und  nicht  diejenigen,  welche  nach  dem  Willen  des  Exproprürten  den 
Verlust  derselben  zu  ersetzen  bestimmt  sind,  den  Gegenstand  der 
Werthung  und  Entschädigung ,  wobei  in  Betreff  industiieller  Etablis- 
sements die  grössere  oder  geringere  Leichtigkeit  einer  anderwäi-tigen 
Erstellung  dei-selben  in  der  Rubrik  des  indirecten  Schadens  immerhin 
die  gehörige  Würdigung  finden  kann.  Eine  Ausnahme  von  obiger 
Regel  zu  Gunsten  des  Bundes  ist  um  so  weniger  am  Platze,  als  der- 
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selbe  Ar  die  Errichtung  von  Pulvermühlen  [eine  solche  musste  hier 
abgetreten  werden]  nicht  an  eine  bestimmte  Localität  gebunden  ist, 
sondern  von  dem  ihm  diessfalls  zustehenden  unbedingten  Rechte  der 
Enteignung  beliebigen  Gebrauch  machen  kann. 

BG.  V.  21.  April  1854  i.  S.  Bund  c.  Westbahn. 
448.  Eine  Schätzungsconmiission  gab  den  von  ihr  bestellten 
Experten  die  Weisung  zu  begutachten ,  welchen  Werth  die  abzutra- 
genden Gebäulichkeiten  haben  und  wie  hoch  das  Material  derselben 
zu  taxiren  sei.  Sie  selbst  brachte  dann  lediglicbden  Werth  des  Ma- 
terials von  demjenigen  des  niederzureissenden  Gebäudes  in  Abzug. 

Dazu  bemerkt  das  BG. :  Diese  Art  der  Berechnung  über  die  von 
der  Becurrentin  zu  leistende  Entschädigung  erscheint  ganz  als  die 
richtige,  einerseits  weil  im  Hinblick  auf  Art.  3  des  Gesetzes  vom 
I.Mai  1850  eine  Zwangspflicht  der  Recursbeklagten ,  ihr  Gebäude 
blos  zu  translociren ,  nicht  besteht  und  dieselbe  auch  freiwillig  einer 
derartigen  Verbindlichkeit  sich  nicht  unterzogen  hat ,  anderseits  weil 
die  Translocation  eines  grossentheils  aus  Steinen  aufgeführten  Ge- 
bäudes mit  eigenthümlichen  Schwierigkeiten  verbunden  sein  würde, 
dasselbe  vielmehr  dem  Abbruche  unterliegen  muss. 

BG.  V.  17.  Octbr.  1855  i.  S.  NOB.  c.  MüUer-Suter. 
449«  Bei  Gütern,  die  für  landwirthschaftliche  Zwecke  ausgebeutet 
werden  und  auf  denen  keine  Gebäulichkeiten  sich  belinden,  sind 
Dammbauten  nur  insofern  von  flrheblichkeit,  als  sie  das  benachbarte 
Land  durch  Beschattung  und  Vermehrung  der  Feuchtigkeit  beein- 
trächtigen. Die  schöne  Aussicht  dagegen  kommt  bei  landwirthschaft- 
lichem  Güterbetriebe  nicht  in  Rücksicht. 

BG.  V.  27.  März  1857  i.  S.  Kelirwand  c.  Westbahn. 
4S0*   Für  die  Abschätzung  fällt  die  Qualität  der  Grundstücke  in 
Würdigung,  wie  sich  dieselben  zur  Zeit  der  verlangten  Abtretung  dar- 
stellten.   Eine  stets  als  Wiesland  benutzte  Landparcelle  kann  nicht 

gewerthet  werden ,  als  ob  sie  cultiviites  Gartenland  wäre. 

BG.  V.  27.  März  1857  i.  S.  Kehrwand  c.  Westbahn. 
4SI«    Brunnen,  die  sich  auf  einem  Landsitze  befinden,  wurden 
nach  bestehender  Praxis  stets  als  besondere  Vermögensobjecte  be- 
trachtet, zumal  auch  die  Erstellung  und  der  Unterhalt  derselben  mit 

besonderm  Kostenaufwande  verbunden  ist. 

BG.  V.  26.  Octbr.  1860  i.  S.  Girard  c.  Oronbahn. 
459«    Ebenso  kann  der  Hofraum  nicht  unter  dem  Gesichtspunkte 
eines  Bestandtheils  der  Gebäudefläche  aufgefasst  werden ,  sondern  es 
gebtthrt  dafSr  dem  Eigenthümer  eine  separate  Entschädigung,     n^id. 
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453.  Die  Gemeinde  Egolzwyl  (Luzem)  forderte  von  der  Central- 
bahn  »für  Verunstaltung  der  Gegend  von  Egolzwyl ,  für  Unbequem- 
lichkeit und  Unsicherheit  wegen  eines  Bahneinschnittes«  eine  Ent- 
schädigung von  10,000  Fr.,  auf  welche  indess  die  Schätzungscommission 
nicht  eintrat:  »da  im  Expropriationsgesetze  eine  derartige  Entschä- 
digungspflicht nirgends  vorgesehen  und  der  Commission  keine  Com- 
petenz  zu  Beurtheilung  einer  solchen  Forderung  ertheilt  sei.«  Auch 
das  BG.  wies  die  Forderung  ab  unter  folgender  Begründung : 

1)  Wenn  auch  dife  Schätzungscommission  in  einer  allerdings  un- 
geeigneten Redaction  sich  dahin  ausgesprochen  hat ,  sie  trete  in  die 
gestellte  Entschädigungsforderung  nicht  ein,  so  ergibt  sich  dessen 
ungeachtet  aus  der  Motivirung  des  Entscheides ,  dass  dieselbe  die  er- 
hobene Ansprache  vom  Standpunkte  ihrer  rechtlichen  Zulässigkeit 
und  Begründung  gegenüber  dem  Gesetze  prüfte ,  da  die  von  ihr  ab- 
gegebene Erklärung  wesentlich  dahin  geht ,  es  stehe  dem  Recurrenien 
ein  gesetzlicher  Forderungstitel  nicht  zu  Gebote, 

2)  Recurrent  hat  auch  wirklich  über  die  Abtretung  von  Rechten 
oder  über  eine  in  Folge  der  Bahnbaute  eintretende  Schädigung ,  bei 
der  er  im  Sinne  der  Art.  1  und  3  des  Expropriationsgesetzes  als  be- 
theiligt erachtet  werden  könnte,  den  erforderlichen  Ausweis  nicht 
geleistet.  BG.  v.  18.  April  1866. 

454«  Kaspar  Steiner,  Inhaber  einer  Gartenwirthschaft  in  Veit- 
heim (Zürich),  verlangt  in  seinem  Recurs  gegen  die  Rheinfallbahn 
Erhöhung  der  Entschädigung  für  indirecten  Schaden ,  weil  »in  Folge 
der  zum  Hause  und  Garten  gehörenden  Grundstücke,  sowie  einer 
schönen  Allee ,  durch  Verlust  des  Zugangs  zur  Wirthschaft  und  die 
hiedurch  bedingte  Nothwendigkeit,  einen  mit  Steigung  verbundenen 
Umweg  zurückzulegen;  durch  wesentliche  Beeinträchtigung  der  freien 
Aussicht  und  freien  Lage  von  Garten  und  Gut ;  durch  die  wegen  der 
Nähe  einer  Füllgrube ,  wegen  des  Staubes  und  Rauches  der  Locomo- 
tive  für  die  Stammgäste  entstehenden  Unannehmlichkeiten ,  dem  Ei- 
genthümer  des  Wirthschafts-Etablissements  die  nachtheiligsten  Folgen 
....  erwachsen  müssen.« 

Er  wurde  unter  folgender  Begründung  abgewiesen : 
Nach  dem  vorliegenden  Sectionsplane  tritt  der  Bahndamm  zu 
der  Sommer-  und  Gartenwirthschaft  des  ReciuTenten  in  solche  Ver- 
hältnisse, um  jener  nicht  nur  keine  Schädigung,  sondern  den  sie 
besuchenden  Gästen  erhöhte  Eurzweile  zu  bereiten ,  da  die  Recurs- 
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beklagte  den  Fortbestand  desFussweges  zur  Wirthschaft  gewährleistet, 
die  Allee  beim  Ein-  und  Ausgang  derselben  stehen  bleibt  und  in  Hin- 
sicht auf  die  freie  Aussicht  nicht  die  mindeste  Verkümmerung  erwächst, 
yielmehr  die  Mannigfeltigkeit  derselben  in  den  vorbeifahrenden  Bahn- 
zügen neuen  Aufschwung  erhält.  BG.  v.  7.  April  1856. 
[Im  Uebrigen  zeigt  das  Protocoll ,  dass  das  BG.  abweichend  von 
der  Ansicht  der  Schätzungscommissionen  die  Entschädigung  für  in- 
directen  Schaden  häufig  erhöhte.] 

A55«  Die  Nordostbahn  baute  in  Aarau  einen  Tunnel ,  der  in  einer 
Tiefe  von  28' — 29'  7"  unter  den  Gärten  des  Heinrich  Hitz  und  Streitg. 
hindurch  führt.  Für  die  Abtretung  des  wegen  des  Tunnels  heraus- 
zuhebenden Materials  fordern  nun  diese ,  jeder  nach  Massgabe  des 
Kubikinhalts  seines  Bodens,  Entschädigungen  von  250  bis  500  Fr., 

gestützt  auf  §  454  des  aargauischen  Civilgesetzbuches,  der  bestimmt: 

»Bei  emem  Grundstücke  erstreckt  sich  das  Eigenthum  nicht  allein  auf  die 

Oberflftche,  sondern  auch  aufwärts  auf  den  Luftraum  imd  niederwärts  in  die  Tiefe.« 

Die  Recurrenten  wurden  abgewiesen.    Gründe : 

1)  Wenn  auch  die  im  aargauischen  Civilgesetzbuche  enthaltenen 
Begrifisbestimmungen  über  das  Eigenthum  und  die  damit  verbundenen 
Befugnisse  keiner  Beanstandung  unterliegen  können,  so  sind  dennoch 
Verfugungen  überPrivateigenthum  zum  Zwecke  gemeinnütziger  öffent- 
licher Werke  gedenkbar ,  ohne  dass  eine  wirkliche  Beeinträchtigung 
Statt  findet.  So  hat  z.  B.  die  Errichtung  von  Telegraphen  mit  Noth- 
wendigkeit  die  Folge,  dass  die  über  den  Grundstücken  und  Gebäu- 
lichkeiten  von  Privaten  befindliche  Luftsäule  für  die  Drähte  und  selbst 
der  Boden  für  die  Einsetzung  von  Staugen  in  Anspruch  genommen 
werden  muss. 

2)  Wenn  nun  die  Recurrenten  dadurch ,  dass  dui-ch  ihr  Grund- 
eigenthum  ein  Tunnel  gewölbt  wird ,  eine  materielle  Schädigung  er- 
leiden wollen ,  so  haben  dieselben  den  Beweis  hiefür  zu  leisten.  In 
Hinsicht  auf  die  Erdoberfläche  sind  indess  die  Recurrenten  [dadurch, 
dass  die  Schätzungscommission  die  Recursbeklagte  für  allen  in  Folge 
des  Baues  und  Betriebes  des  Tunnels  entstehenden  Schaden ,  sei  der- 
selbe an  Gebäuden  oder  an  Liegenschaften  nachweisbar ,  verantwort- 
lich machte«]  gegen  jede  Benachtheiligung  sicher  gestellt;  im  Innern 
des  Erdreichs  aber  coUidirt  die  projectirte  Kunstbaute  mit  keinen 
Vorrichtungen,  welche  die  Recurrenten  zum  Zwecke  des  Gewinns  von 
BausteineA  oder  für  irgend  welchen  anderweitigen  privatrechtlichen 
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Vortheil  getroffen  hätten  nnd  wonach  ein  reeller  Eingriff  in  bereits 
bestehende  Rechte  bedingt  würde.  BG.  v.  11.  Decbr.  1866. 

4S6«  Den  Expropriaten  wurde  eine  Entschädigung  ausgeworfen 
für  Beschränkung  ihrer  Holzritt-  und  Abfuhrrechte,  worauf  diese  ver- 
langten ,  dass  sie  aller  Verantwortlichkeit  für  allfalligen  Schaden  ent- 
bunden werden ,  welcher  der  Eisenbahn  beim  Abschlagen  von  Holz 
und  bei  der  Abfuhr  entstehen  möchte. 

Das  BG.  trat  jedoch  auf  dieses  Begehren  nicht  ein,  »da  der 
Zweck  des  Expropriationsverfahrens  darin  besteht,  die  aus  der  Anlage 
und  dem  Betrieb  der  Eisenbahnen  in  schon  erkennbarer  Weise  resol- 
tirenden  Verletzungen  bestehender  Privatrechte  zu  ermitteln  und  zu 
taxiren ,  dagegen  Schädigungen ,  deren  möglicher  Entstehungsgrond 
erst  in  der  Zukunft  beruht,  erst  dann  Gegenstand  von  Verhandlungen 

werden  können ,  nachdem  dieselben  in  der  That  eingetreten  sind.« 
BG.  V.  22.  Octbr.  1860  i.  S.  Cham  u.  Schnecii  c.  Vereinigte  SchweizerbahneiL 

457.    Wenn  die  Nothwendigkeit  eintritt,  die  Resultate  der  ge- 
pflogenen Abschätzung  einer  Revision  zu  unterwerfen,  so  hat  sich  die- 
selbe nach  bestehender  Praxis  auf  alle  Objecte  der  Expropriation  aus- 
zudehnen. BG.  V.  5.  Jan.  1855  i.  S.  Centralbahn  c.  Kitter  u.  LC;  v.  25.  April  1S55 
i.  S.  Suter  u.  LC.  c.  Centralbahn;  v.  4.  April  1856  i.  S.  Huber  u.  LC.  c.  Centralbahn. 

4S8*  Die  Anordnung  einer  Untersuchung  in  Betreff  des  Befundes 
der  eidg.  Schätzungscommissionen  hat  nicht  die  rechtliche  Folge, 
dass  letzterer  als  aufgehoben  zu  betrachten  ist ,  und  dass  die  Ergeb- 
nisse jener  unbedingt  an  die  Stelle  desselben  treten,  sondern  es  muss 
die  Aufgabe  des  Richters  gegenüber  den  vorliegenden  Expertisen  darin 
gefunden  werden,  zu  ermitteln,  welche  derselben  in  Hinsicht  auf 
ihre  allseitige  Begründung  der  Wahrheit  am  nächsten  stehe. 

BG.  V.  18.  April  1854  i.  S.  Centralbahn  c.  Ritter  u.  LC. ;  v.  20.  April  1854  i.  S. 

('uenod-Juillerat  u.  LC.  c.  Westhahn. 

4139«  Die  in  Folge  einer  angeordneten  neuen  Expertenunter- 
suchung sich  ergebende  Gesammtentschädigung  eines  Expropriaten 
darf  den  diessfälligen  Ansatz  der  eidg.  Schätzungscommission  dimn 
nicht  übersteigen ,  wenn  jener  gegenüber  dem  Entscheid  der  letztem 
nicht  beschwerdeführend  aufgetreten,  sein  Rechtsschluss  vielmehr  auf 

Bestätigung  desselben  gegangen  ist. 

BG.  V.  18.  April  1854  i.  S.  Centralbahn  c.  Ritter  o.  LC. 

460«  In  dem  Protocoll  der  Schätzungscommission  war  bemerkt, 
es  habe  der  Bevollmächtigte  der  Rheinfallbahn  dem  Expropriaten  die 
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ErsteUung  eines  Fussweges  über  die  Bahn  zugestanden.  Jene  be- 
hauptet nun,  sie  habe  eine  solche  Verbindlichkeit  nicht  freiwillig 
äbemommen,  auch  sei  hiefür  gar  kein  Bedürfniss  vorhanden,  da  eine 
öffentliche  Strasse  in  unmittelbarer  Nähe  des  Hauses  des  Recurs- 
beklagten  yorbeifuhre. 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen ,  weil  »nicht  anzunehmen  ist, 
es  wifrde  die  Schätzungscommission  die  Erstellung  des  Fussweges 
über  die  Bahn  als  ein  factisches  Zugeständniss  in  ihren  Entscheid  auf- 
genommen und  bei  der  Taxation  gewürdigt  haben,  wenn  jenes  von 
dem  genannten  Vollmachttrager  nicht  in  der  That  gemacht  worden 
wäre.«  BG.  V.  3.  AprU  1856  i.  S.  Rheinfallbalm  c.  Wiesendanger. 

461«  In  ähnlicher  Weise  hatte  laut  demProtocoU  der  Schätzungs- 
commission der  nindiistrielle  Jtiraa  gegenüber  H.  J.  Girardet  in  Neuen- 
burg sich  verpflichtet ,  in  der  Mitte  der  die  Besitzung  des  letztem 
durehschneidenden  Bahnlinie  eine  eiserne  Brücke  von  V/^  Meter 
Breite  und  mit  einer  steinernen  Treppe  zu  erstellen,  von  welcher 
Verpflichtung  er  nun  aber  wieder  abgehen  wollte.  Er  wurde  indcss 
zur  Erfüllung  angebalten,  da  »der  Rücktritt  von  einer  so  ausdrück- 
lichen und  dem  ürtheil  der  Schätzungscommission  einverleibten  Ver- 
pflichtung unstatthaft  ist«  BG.  v.  2.  Decbr.  1866. 

,  18.   Verfahren  yor  Bundesgericht. 

Ges.  Art.  38  —  40. 

409«  Um  das  Prozessverfahren  in  Expropriationsstreitigkeiten 
zu  Tereinfachen  und  abzukürzen,  beobachteten  die  bundesgerichtlichen 
Commissionen  die  Regel ,  den  Parteien  den  Inhalt  ihrer  Anträge  an 
das  BGericht  schriWich  mitzutheilen  unter  Ansetzung  einer  bestimm- 
ten Zeitfrist ,  binnen  der  sich  dieselben  über  Annahme  oder  Nicht- 
annahme auszusprechen  hätten.  Da  aber  die  Parteien  oft  inner  der 
festgesetzten  Zeit  keine  Erklärungen  abgeben,  so  entstand  die  Frage, 
ob  diese  Fristen  als  peremtorische  oder  als  Ordnungsfnsten  zu  be- 
trachten seien. 

Das  BGericht  entschied  sich  für  die  letztere  Ansicht.  Demnach 
hat  die  von  einer  Partei  unterlassene  Abgabe  einer  Erklärung  über 
die  Annahme  des  Commissionalgutachtens  lediglich  die  Folge ,  dass 
nach  Verfluss  der  anberaumten  Frist  die  Acten  an  das  Präsidium  des 
BG.  abgegeben  und  den  saumseligen  Parteien  die  allfälligen  Kosten 
einer  verspäteten  Erklärung  zur  Last  gelegt  werden.     B.  1660  IL  403. 
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463«.  Mit  Rücksicht  auf  die  bei  mehrem  Eisenbahngesellschaften 
zu  Tage  getretene  Erscheinung ,  durch  möglichste  Benutzung  der  im 
BGesetz  v.  1.  Mai  1850  aufgestellten  peremtorischen  Fristen  die  Ent- 
schädigungspflicht gegenüber  Gorporationen  und  Privaten  von  sich 
abzuwenden ,  stellte  das  BGericht  wiederholt  den  Grundsatz  auf,  dass 
das  Recht  auf  Entschädigung  nur  in  sofern  als  verwirkt  angesehen 
werden  könne,  wenn  dem  Expropriaten  in  einer  deutUchen,  keinem 
Zweifel  Raum  gebenden  Weise  die  Objecte  der  Abtretung  bezeichnet 
worden  seien  und  derselbe  trotz  dem  die  erforderlichen  Schritte  fiir 
Wahrung  seiner  Rechte  unterlassen  hat  Es  wurden  denuiach  neue 
Abschätzungen  da  angeordnet,  wo  entweder  bei  der  primitiven  Plan- 
auflage die  eintretenden  Nachtheile  nicht  mit  Sicherheit  hatten  vor- 
ausgesehen werden  können ,  oder  wo  die  Eisenbahngesellschaften  von 
ihren  ursprünglichen  Plänen  abgewichen  waren. 

Hinwieder  wurden  Abtretungspflichtige  mit  Forderungen  abge- 
wiesen, wenn  die  Augenscheinsverhandlungen  keinen  Anhaltspunkt 
für  Würdigung  eines  schon  eingetretenen  wirklichen  Nachtheils  dar- 
boten ,  sondern  die  Anlage  und  der  Betrieb  der  Eisenbahn  nur  als  der 

mögliche  Grund  künftig  eintretenden  Schadens  bezeichnet  wurden. 

6. 1861 1. 137.  Vgl.  No.  MS-4t9. 

Mäm  Die  Frage,  ob  bei  Expropriationsstreitigkeiten  das  Rechts- 
mittel der  Beform  [cf.  Art.  47  —  50  des  BGes.  üb.  d.  Verfahren  beim 
BG.  V.  22.  Nov.  1850  OS,  S.  II.  87]  zulässig  sei,  ist  zu  bejahen;  nicht 
zwar  in  dem  Sinne,  dass  die  nach  Art.  12  des  BGesetzes  vom  I.Mai 
1850 ,  betreffend  die  Verbindlichkeit  zu  Abtretung  von  Privatrechten, 
vorgeschriebenen  Forderungseingaben  der  Expropriaten  bei  der  zweit- 
instanzlichen Verhandlung  des  Prozesses  Abänderungen  erleiden 
könnten ,  indem  jene  bei  den  Gemeindräthen  gemachten  Eingaben 
eine  nicht  verrückbare  Grundlage  für  den  ganzen  Prozess  bilden,  wol 
aber  in  dem  Sinne ,  dass  neue  Thatsachen  und  Beweismittel ,  die  dem 
einmal 'öxirten  Rechtsbegehren  zur  Unterstützung  dienen,  im  neuen 
Verfahren  zur  rechtlichen  Würdigung  gelangen  können.  B.  1860  IL  403. 

4i6S«  Erläuteningsbegehren  in  solchen  ExprapricUionssachen ,  die 
durch  Annahme  der  Commissionalanträge  von  Seite  beider  Parteien 
zur  Erledigung  gelangt  sind ,  werden  den  betreffenden  Augenecheins- 
commissionen  überwiesen  in  der  Meinung,  dass  dieselben  den  Parteien 
einen  gutachtlichen  Bescheid  geben.  Wenn  die  eine  oder  andere  Par- 
tei mit  demselben  sich  nicht  glaubt  befriedigen  zu  können ,  so  ist  ihr 
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biimen  einer  von  det  Commission  festzusetzenden   peremtorischen 
Frist  änheim  zu  stellen ,  den  Entscheid  des  BGerichtes  anzurufen. 

B.  1861  I.  138. 

A86«  In  Folge  Weigerung  des  Justiz  -  und  Polizeidepartements, 
weiterhin  Vorschüsse  für  Baarauslagen  aus  der  BKasse  zu  machen, 
wurde  beschlossen :  »Es  seien  die  sämmtlichen  Mitglieder  des  BGe- 
richts  durch  Circular  einzuladen ,  in  allen  Civilprozessen ,  namentlich 
bei  Expropriationsstreitigkeiten ,  dafür  zu  sorgen ,  dass  die  sämmt- 
lichen Kosten  des  Instructionsverfabrens  und  der  Augenscheine  recht- 
zeitig durch  Vorschüsse  der  Parteien  gedeckt  werden.« 

B6.  ▼.  2.  Juli  1857.  Vgl  Art.  7  des  HGesetzes  v.  24.  Sept.  1856  üb.  d.  Kosten  der 

BRechtspfl.  u.  s.  w.  [Off.  S.  V.  408.] 

In  Bestätigung  dieser  Anleitung  wurde  am  4.  Decbr.  gl.  J.  noch 
beigefügt:  »es  seien  die  Instructiousrichter  in  Expropriationsstreitig- 
keiten gehalten bei  allfälligem  Abschluss  von  Vergleichen  ihre 

sämmtlichen  Gebühren  und  Kosten  in  Anrechnung  zu  bringen,  so  dass 
keine  fernere  Belastung  der  BKasse  mehr  Statt  finde.« 

19.   Competenz  der  kantonalen  Gerichte. 

Ges.  Art.  41.  Vgl.  No.  488. 

46I7«  Baron  Vasserot  de  Vincy  und  dessen  Schwester  in  Genf  muss- 
ten  auf  dem  Wege  der  Expropriation  an  die  Lyon-Genfer-Eisenbahn- 
geeellschaft  behufs  Anlegung  eines  Bahnhofes  ein  grosses  Grundstück 
abtreten,  welches  die  eidg.  Schätzungscommission  am  5. Mai  1856  auf 
die  Summe  von  634,642  Fr.  geschätzt  hatte,  jedoch  unter  Vorbehalt 
der  Verification  des  Masses.  Nachdem  letztere  Statt  gefunden ,  er- 
gab sich,  dass  die  Entschädigungssumme  726,650  Fr.  betrage.  Am 
17.  Juli  deponirte  die  Gesellschaft  vorläufig  die  Summe  von  634,642  Fr. 
bei  der  Consignationskasse  in  Genf;  die  Expropriirten  aber  recurrirten 
gegen  die  Schätzung  vom  5.  Mai  an  das  BG. ,  das  auch  wirklich  eine 
neae  Expertenuntersuchung  anordnete.  Inzwischen  stellte  die  Ge- 
sellschaft beim  BR  das  Gesuch  um  Bewilligung  zu  vorläufiger  Besitz- 
nahme des  Grundstückes,  welchem  am  23.  Sept.  unter  der  Bedin- 
gung Folge  gegeben  wurde,  dass  die  Gesellschaft  sich  den  Vorschriften 
des  Art.  46  des  BGesetzes  vom  1.  Mai  1850  unterziehe.  Da  dann  aber 
die  neue  Schätzung  für  V.  und  Streitg.  ungünstig  ausfiel ,  so  zogen 
diese  ihren  Recurs  zurück  und  das  BG.  genehmigte  am  23.  März  1857 
den  Abstand.  Nach  Vorschrift  der  genferschen  Gesetze  liess  nun 
die  Gesellschaft  zur  Vereinigung  der  gesetzlichen  Hypotheken,  die 
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auf  den  Gütern  hafteten,  schreiten  und  deponirte  sodann  am  23.  Juni 
den  Betrag  der  noch  rückständigen  Entschädigungssumme  nebst  Zins 
zu  5  %  seit  23.  Sept.  1856.  Damit  wollten  sich  aber  die  Expropriir- 
ten  nicht  begnügen,  sondern  sie  verlangten  die  vollständige  Bezahlung 
an  Capital  und  Zinsen  seit  23.  Sept.  1856  bis  zum  Tage  der  Befrie- 
digung und  liessen  zu  diesem  Ende  Arrest  auf  Gesellschaftsgutfaaben 
legen.  So  gelangte  die  Sache  an  die  genferschen  Gerichte,  welche  die 
beiden  Fragen  über  den  Arrest  und  die  streitige  Schuldsumme  in 
einem  und  demselben  Urtheil  erledigten,  so  zwar,  dass  letztinstanzlich 
der  Arrest  aufgehoben  und  die  Zinsforderung  abgewiesen  wurde.  V. 
und  Schwester  fechten  nun  diese  Urtheile  an  und  behaupten,  es  haben 
nur  die  eidg.  Behörden  über  die  Zinsforderung  zu  entscheiden. 

Der  BR.  hob  die  genferschen  Urtheile  vom  3.  Octbr.  1857  und 
13.  Jan.  1858  auf,  unter  folgender  Begründung: 

1)  In  der  Hauptsache  fordern  die  Recurrenten  auf  Grundlage  des 
Art.  46  des  eidg.  Expropriationsgesetzes  von  der  Genf-Lyoner-Eisen- 
bahngesellschaft den  Zins  einer  im  Juli  1856  von  der  letztern  depo- 
nirten  Entschädigungssumme  und  zwar  vom  23.  Sept.  1856  an,  als  dem 
Datum  der  vom  BR.  verfügten  Abtretung  von  Liegenschaften. 

2)  Abgesehen  von  formellen,  auf  den  Modus  der  Execution  bezüg- 
lichen Einreden  bestreitet  die  Gesellschaft  die;.  Zinsenforderung  we- 
sentlich desshalb,  weil  die  im  Juli  1856  in  die  Consignationskasse 
niedergelegte  Summe  die  Bedeutung  einer  Zahlung  und  nicht  blos 
einer  Garantie  habe  und  weil  jedenfalls  die  Recurrenten  im  Septbr. 
1856  über  jene  Summe  hätten  verfügen  können,  wenn  sie  nicht  einen 
unbegründeten  Recurs  an  das  BG.  ergriffen  hätten ,  den  sie  später 
wieder  zurückzogen. 

3)  Das  Appellationsgeiicht  in  Genf,  das  die  formellen  Einreden 
verwarf  und  auf  die  Hauptsache  eintrat,  wies  die  Zinsforderung  der 
Recurrenten  aus  dem  in  Erw.  2  zuletzt  angeführten  Grunde  ab. 

4)  Wenn  nun  die  Recurrenten  die  Competenz  des  Genfergerichts 
auf  die  Hauptsache  einzutreten,  bestreiten,  so  entstehen  folgende 
zwei  Fragen : 

a.  ob  die  kantonalen  Gerichte  oder  eine  BBehörde  in  der  streitigen 
Frage  competent  seien ; 

b.  ob  im  letztern  Falle  der  Entscheid  dem  BR.  oder  dem  BG.  zustehe. 

5)  Was  die  erste  Frage  betrifft,  so  sind  nach  dem  hier  mass- 
gebenden eidg.  Expropriationsgesetz  alle  über  Abtretungen  und  darauf 
beruhenden  Entschädigungen  erforderlichen  Entscheidungen  den  BBe- 
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hörden  anigewiesen,  mit  einziger  Ausnahme  des  in  Art.  41  dieses  6e- 
seties  erwähnten  Falles ,  der  anerkanntermassen  hier  nicht  vorhan- 
den ist. 

6)  Die  Einwendung,  die  Recurrenten  haben  vor  dem  erstinstanz- 
lichen Gerichte  in  Genf  die  Einrede  der  Incompetenz  nicht  geltend 
gemacht,  ist  nicht  stichhaltig,  weil  die  Competenz  als  eine  Frage  des 
öflfentlichen  Rechtes  in  Betracht  zu  ziehen  ist  und  weil  in  erster  Instanz 
die  Verhandlungen  sich  wesentlich  nur  auf  die  Form  des  VoUziehungs- 
Terüahrens  bezogen ,  wobei  der  Hauptsache  nur  im  Vorbeigehen  er- 
wähnt wurde,  so  dass  das  erstinstanzliche  Urtheil  nicht  darauf  einging. 

7)  Wenn  ferner  eingewendet  wird ,  es  handle  sich  nicht  um  An- 
wendung des  Art  46 ,  sondern  um  die  Würdigung  von  andern  That- 
sachen,  woraus  die  beklagte  Partei  den  Verlust  des  klägerischen 
Rechts  auf  Zinsen  folgere ,  so  ist  diese  Behauptung  dahin  zu  berich- 
tigen und  zu  ergänzen ,  dass  die  Zinsenforderung  auf  den  Art  46  sich 
stützt,  während  die  Einreden  allerdings  auf  andere  Thatsachen  sich 
beziehen ,  allein  auf  solche ,  welche  integrirende  Theile  des  ganzen 
Expropriationsverfahrens  und  des  diessfalligen  Prozesses  ausmachen, 
wie  namentlich  die  Erklärung  des  Recurses  an  das  BGericht.  und  der 
erfolgte  Abstand :  Thatsachen  also,  die  bestimmend  auf  das  definitive 
Resultat  der  Entschädigungssumme  einwirken  können. 

8)  Da  somit  nach  Erw.  5  die  BBehörden  alle  auf  Abtretung  und 
Entschädigung  beruhenden  Fragen  zu  entscheiden  haben,  so  können 
die  kantonalen  Gerichte  nicht  competent  sein,  Forderungen  und  Ein- 
reden zu  beurtheilen,  die  nicht  etwa  aus  andern  Rechtsgeschäften 
hergeleitet  werden  (wie  z.  B.  Compensation  einer  fremdartigen  Gegen- 
forderung) ,  sondern  die  aus  der  Expropriation  selbst  und  dem  dar- 
über eingeleiteten  Verfahren  entstanden  sind. 

9)  Dagegen  ist  die  Frage ,  ob  der  BR  über  die  streitige  Zinsfor- 
derung zu  entscheiden  habe ,  zu  verneinen,  weil  die  in  Frage  stehende 
Zeitfrist  nur  ein  Accessorium  des  Ilauptschuldverhältnisses ,  d.  h.  der 
zu  bezahlenden  Entschädigungssumme  bildet,  folglich  vor  dem  näm- 
lichen Gerichtsstande  zu  erledigen  ist,  dem  die  Entscheidung  über  die 
Hauptfrage  zusteht.  Aus  diesem  Grunde ,  sowie  der  rein  civilrecht- 
lichen  Natur  des  Streitverhältnisses  wegen  ist  die  Schlussbestimmung 
des  Art  46  hier  nicht  anwendbar. 

10)  Im  vorliegenden  Falle  kann  daher  und  unter  Bezugnahme  auf 
Erw.  7  nur  das  in  der  Hauptsache  competente  BG.  zuständig  sein, 
die  rechtliche  Wirkung  der  Einrede  zu  beurtheilen,  welche  die  Bahn- 
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gesellschaft  Genf-Lyon  der  Zinsforderung  der  Becnrrenten  entgegen- 
stellt. B.  1869  L  380.  Y^  No.  491. 
Als  die  Sache  später  vor  BG.  verhandelt  wurde ,  trat  dasselbe  in 
seinem  Urtheile  v.  2.  Juli  1859  dieser  Auffassung  bei,  »denn  es  ist 
Sache  der  BBehörden ,  über  alle  Streitigkeiten ,  welche  aus  der  An- 
wendung des  Expropriationsgesetzes  auf  den  Bau  von  Eisenbahnen 
hervorgehen ,  den  Entscheid  zu  geben.« 

äßSm  Die  Direction  der  Schweiz.  Westbahn  exproprürte  nachträg- 
lich eine  Parcelle  Landes,  die  der  Frau  A.  L.  EL  Brandenburg-Mercier 
in  Belvedere  bei  Lausanne  gehörte.  Bei  diesem  Anlass  forderte  diese 
Entschädigung  für  weggenommene  Steine  von  einer  Stützmauer,  die 
sich  auf  dem  früher  abgetretenen  Lande  befunden  habe ,  indem  die 
Bevollmächtigten  der  Westbahn  ihr  Eigenthum  an  diesen  Steinen 
brieflich  und  mündlich  anerkannt  haben.  Die  Westbahn  bestreitet 
diese  Ansprache. 

Recurrentin  wurde  abgewiesen,  unter  folgender  Begründung: 
In  der  Regel  sind  die  mit  einem  Immobile  fest  verbundenen 
Früchte  und  anderweitigen  Pertinenzien ,  wie  z.  B.  selbst  Zäune  und 
Pfähle  als  Bestandtheile  desselben  zu  betrachten  und  in  der  Abtretung 
insoweit  inbegriffen,  als  sie  nicht  ausdrücklich  von  derselben  aus- 
geschlossen werden.  Wenn  nun  die  Recurrentin  den  Beweis  für  die 
fortdauernde  Anerkennung  ihrer  Eigenthumsrechte  an  den  Mauer- 
steinen durch  hiezu  befugte  Repräsentanten  der  Westbalingesellschaft 
leisten  zu  können  glaubt ,  so  hat  sie  die  in  solcher  Weise  begründeten 
Ansprüche  im  Wege  des  ordentlichen  Civilprozesses  gegenüber  der 
Recursbeklagten  zu  verfolgen.  BG.  v.  4.  Juli  1856. 

469«  Wenn  Anstände  darüber  sich  erheben,  ob  Jemand  das  Eigen- 
thum einer  Realität  oder  ein  dingliches  Recht  an  einer  fremden  Sache 
mittelst  Verjähning  oder  auf  anderm  Wege  gemäss  den  Gesetzen  des 
Kantons ,  wo  die  Sache  liegt ,  erworben  habe ,  so  sind  dieselben  nicht 
von  dem  BG.,  dem  nur  in  Expropriationsstreitigkeiten  die  letztinstanz- 
liche Entscheidimg  zusteht ,  sondern  von  den  betreffenden  Kantons- 
gerichten zu  beurtheilen. 

Das  BG.  kann  höchstens  bestimmen ,  was  für  den  in  Folge  der 
Anlegung  einer  Eisenbahn  eintretenden  Verlust  eines  Rechtes  zu 
leisten  sei  auf  den  Fall  hin ,  als  das  Recht  wirklich  existirt  hätte. 

BG.  V.  15.  Decbr.  1858  i.  S.  Killer  u.  LC.  c.  Nordostbahn;  v.  14.  Decbr.  1859  L  S. 
Menzi  c.  Vereinigte  Schweizerbahnen ;  v.  22.  Oct.  1860  i.  S.  Vereinigte  Schweizer- 
bahnen c.  Cham;  y.  25.  Oct.  1860  Oronbahn  c.  Stöckhn. 
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470*    Im  Prozesse  der  Vereinigten  Schweizerbahnen  c.  Meinrad 
Schneeli  findet  sich  folgende  Erwägung : 

»dass  der  Rechtsgrund  für  die  angefochtene  Entschädigung  aller- 
dings nicht  im  Expropriationsgesetze  Tom  L  Mai  1850,  sondern  in 
dem  Schreiben  des  Hrn.  Directors  H.  vom  24.  April  1855  enthalten 
ist  und  demnach  in  Frage  hätte  kommen  können,  ob  der  Anstand 
nicht  den  ordentlichen  Gerichten  des  Kts.  Glarus  zu  überweisen  sei, 
eine  Anfechtung  der  Competenz  des  BG.  jedoch  in  keinem  Stadium 
des  Prozesses  Statt  gefunden  hat.«  BG.  v.  18.  Decbr.  1859. 

20.   Ausrichtung  der  Entschädigung. 

Ges.  Art.  42  ff. 
471«    Aus  Art  46   verbunden  mit  Art  1   des  Expropriations- 
gesetzes vom  1.  Mai  1850  ergibt  sich,  dass  die  in  Folge  Expropriation 
geschuldeten  Entschädigungen  vom  Tage  der  Besitzergreifung  an 
zinstragend  werden. 

BG.  V.  2.  Juli  1859  i.  S.  Vasserot  de  Vincy  u.  Mith.  c.  Lyon -Genferbahn. 

21.  Rückfall  des  abgetretenen  Rechts  an  den  Eigenthümer. 

Ges.  Art.  47. 
A73«  Gemäss  Art.  47  des  BGesetzes  vom  1.  Mai  1850  kann  der 
Expropriat  das  abgetretene  Recht  zurückfordern,  falls  dasselbe 
binnen  2  Jahren  nach  erfolgter  Abtretung  zu  dem  Abtretungszwecke 
nicht  benutzt  worden  ist ,  ohne  dass  sich  hinreichende  Gründe  dafür 
anführen  lassen.  Da  jedoch  die  Ausübung  des  Expropriationsrechtes 
vor  Allem  die  Besitzergreifung  voraussetzt  und  diese  letztere  erst 
nach  vollständiger  Erfüllung  aller  die  Expropriation  bedingenden 
Formen  statthaft  ist,  so  ist  die  Zurückforderung  des  abgetretenen 
Rechtes  nicht  zulässig,  falls  seit  dem  Zeitpunkte  der  möglichen  Besitz- 
ergreifung wegen  noch  nicht  vollendeter  Expropriationsformen  noch 
nicht  zwei  Jahre  verflossen  sind. 

BG.  V.  30.  Juni  1858  i  S.  Roulet  u.  Streitg.  c.  Jura  industr. 

VE  Gerichtsstand  fflr  Civilklagen,  die  von  dem  Bond 
oder  gegen  ihn  erhoben  werden. 

BGesetz  vom  20.  Novbr.  1860  [Off.  S.  II.  73.]. 

Art.  4  des  cit.  Gesetzes. 
473«    Hauptmann  Huser  in  Altdorf  (Uri)  hatte  im  August  1859 
ein  Group  von  50  Fr.  nach  Palermo  adressirt  der  Post  aufgegeben. 


414  .  n.  Abschnitt.    Bundeggeaetie. 

Da  dasselbe  nicht  an  seine  Bestimmung  gelangte ,  so  redamiite  er  im 
Januar  1860  jenen  Betrag  beim  Posthalter  Jauch  und  verlangte  sofor- 
tige Zahlung  oder  Hinterlegung  eines  Pfandes.  Da  aber  der  Verlust 
des  Groups  ausser  dem  Schweiz.  Postgebiet  Statt  fand  und  in  dieaem 
Fall  gemäss  Art.  1 5  des  BGesetzes  über  das  Postregal  die  Postverwal- 
tung  zu  nichts  Anderm  verpflichtet  ist ,  als  die  nöthigen  Schritte  zu 
thun ,  um  dem  Aufgeber  bei  der  betreflfenden  auswärtigen  Postver- 
waltung vertragsgemäss  den  gebührenden  Ersatz  zu  verschaffen,  so 
konnte  und  durfte  der  Posthalter  dem  an  ihn  gestellten  Begehren  nichi 
entsprechen.  Ungeachtet  die  eben  erwähnten  Schritte  wirklich  gethan 
wurden  und  der  Erfolg  damals  noch  unbekannt  war,  erliess  das  Be- 
zirksgericht Uri  am  16.  Januar  den  Befehl,  dass  Jauch  innerhalb 
14  Tagen  dem  Huser  ein  bedingtes  oder  unbedingtes  Pfand  zu  leisten 
habe,  ansonst  Art.  148  des  Landbuchs  gegen  ihn  angewendet  würde. 
Am  30.  Januar  verurtheilte  dann  das  Gericht  den  Jauch  (dem  die 
Postdirecfeion  inzwischen  untersagt  hatte,  der  Auflage  nachzukonmien), 
in  Anwendung  des  Art.  150  zu  5  Jr.  27  Rp.  Strafe. 

Der  BR.  lud  indess  die  Regierung  ein,  unverzüglich  jedes  weitere 
Verfahren  gegen  den  Posthalter  Jauch  zu  suspendiren  und  führte  zur 
Begründung  an: 

Das  civil-  und  strafrechtliche  Verfahren ,  das  gegen  die  Postver- 
waltung Altdorf  angewendet  wurde,  verstösst  gänzlich  gegen  die  BGe- 
setze,  die  von  den  Gerichten,  soweit  sie  ihren  Geschäfbskreis  betreffen, 
ebenso  gut  wie  von  den  Verwaltungsbehörden  beachtet  werden  müsseu. 

Was  vorerst  das  civilrechtliche  Verfahi*en  betrifft,  so  ist  der 
Gerichtsstand  für  Klagen  füi*  und  gegen  den  Bund  durch  ein  BGesetz 
vom  20.  Nov.  1850  [Off.  S.  IL  73]  ausdrücklich  bestimmt  und  es  ist 
hier  der  Art.  4  dieses  Gesetzes  massgebend ,  wonach  Ersatzklagen  aus 
Handlungen  eidg.  Beamten  und  Angestellten  bei  dem  Richter  desjeni- 
gen Ortes  anzubringen  sind ,  wo  das  Domicil  der  eidg.  Central-  und 
Kreisverwaltung  ist ,  deren  Beamte  und  Angestellte  die  Handlung  be- 
gingen ,  aus  welcher  geklagt  wird.  Demgemäss  kann  im  vorliegenden 
Falle  eine  Klage  entweder  in  Bern  oder  in  Luzeru ,  nicht  aber  in  Uri 
angebracht  werden.  Zum  Ueberflusse  enthält  der  Art.  4  der  Gyü- 
prozessordnung  von  Uri  in  Bezug  auf  die  Zuständigkeit  der  Gerichte 
noch  einen  förmlichen  Vorbehalt  zu  Gunsten  der  BVorschriften. 
Die  Ansicht  des  Bezirksgerichts ,  dass  es  sich  noch  nicht  um  die  For- 
derung selbst ,  sondern  um  ein  vorläufiges  Pfand  handle  und  mithin 
die  Frage  der  Competenz  noch  nicht  vorliege,  ist  offenbar  unbegründet, 
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denn  nach  dem  erwähnten  BGesetze  steht  eben  die  eidg.  Postyerwal- 
tung  nicht  unter  der  Jurisdiction  der  urnerischen  Gerichte  und  ebenso 
wenig  unter  der  urnerischen  Gesetzgebung.  Nun  sind  aber  die  ange- 
wendeten Gesetze  urnerische  Civilgesetze  und  der  Befehl,  Pfand  zu 
geben ,  ist  ebenso  gut  ein  Act  der  urnerischen  Gerichtsbarkeit  als  der 
Entscheid  über  die  Forderung  selbst.  Es  ist  auch  einleuchtend ,  dass 
aus  der  Anerkennung  dieses  Actes  mit  allem  Grund  auf  die  Anerken- 
nung der  Gompetenz  in  der  Hauptsache  geschlossen  werden  könnte 
und  dieses  mag  auch  der  eigentliche  Grund  des  bundeswidrigen  Ver- 
fethrens  gewesen  sein ;  denn  wir  vermögen  nicht  einzusehen ,  dass  man 
blos  eine  Sicherheit  für  die  streitigen  50  Fr.  bezweckt  habe ,  indem 
die  eidg.  Postverwaltung  für  diesen  Betrag  wol  hinlänghch  solvent 
ist  Dessen  ungeachtet  hat  das  Gericht  seiner  Civilverlügung  auf  dem 
Wege  des  Strafrechts  Vollziehung  zu  verschaffen  gesucht  und  das  führt 
uns  nun  auf  den  zweiten  Beschwerdepunkt. 

Hier  ist  nämlich  ohne  Zweifel  der  Art.  14  des  BGesetzes  über 
die  Verantwortlichkeit  der  eidg.  Beamten  und  Behörden  [Off.  S.  11. 1 49] 
massgebend.  Der  vorliegende  Fall  passt  vollständig  auf  diesen  Artikel 
und  es  hat  sich  daher  auch  der  Posthalter  Jauch  durch  das  Mittel 
der  Ereispostdirection  an  uns  gewendet. 

BR.  V.  15.  Febr.  1860.  Vgl.  No.  81«  Erw.  5. 

Vm  Verfahren  beim  Bundesgericlit  in  bflrgerUcIien 

Reclitsstrettigiieiten. 

BGesetz  vom  22.  November  1850  [Off.  S.  U.  77.  DI.  181.  V.  124]. 

Art.  32.  33  des  cit.  Ges. 

474«  Das  Bundesprozessgesetz  anerkennt  keine  andere  Form  der 
Bevollmächtigung  der  llechtsanwälte  durch  die  Parteien  als  die 
schriftliche.  Dieses  geht  neben  den  Vorschriften  des  Art.  32  namentlich 
aus  Art.  33  des  allegirten  Gesetzes  hervor,  indem  hier  die  Erforder- 
nisse einer  gültigen  Yollmachtsurkunde  ganz  genau  bestimmt  sind. 

Wenn  auch  Recurrent  einen  Theil  der  von  dem  angeblichen  An- 
walt in  seinem  Namen  vorgenommenen  Rechtshandlungen  anerkannt 
hat,  so  hing  diess  von  seinem  freien  Ermessen  ab;  hieraus  entsteht 
indess  kein  Präjudiz  für  spätere  Rechtshandlungen ,  in  welchen  Re- 
current wegen  nicht  gehöriger  Vertretung  eine  Beeinträchtigung  seiner 
Rechte  erblicken  zu  können  glaubt 

»Eb  wurde  denmach  L 1.  weU  der  Anwalt,  der  in  Sachen  gehandelt, 
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eine  schriftliche  Vollmacht  nicht  beibringen  konnte,  eine  bnndes- 
gerichtliche  Augenscheinsverhandlung  und  der  damit  im  Zusammen- 
hang stehende  Commissionalbefiind  als  ungültig  aufgehoben. 

BG  y.  22.  Octbr.  1860  i.  S.  Schafroth  c  Oentnlbthn. 

Art.  92.  96. 

479«  Die  Art.  92  u.  95  des  BGesetzes  über  das  Prozessverfahren 
wollten  geradezu  vermeiden ,  dass  nach  vollständig  instruirtem  Pro- 
zesse noch  Competenzeinreden  erhoben  werden  können.  Nachdem 
die  in  Art.  92  vorgeschriebenen  peremtorischen  Fristen  yersaomt 
worden  sind ,  muss  daher  das  BG.  in  Folge  stillschweigender  Aner- 
kennung der  Parteien  und  unter  Zustimmung  der  BVersanomlung  ab 

prorogirter  Gerichtsstand  angesehen  werden. 

BG.  V.  21.  April  1855  i.  S.  Bern  c.  Aargaa  u.  v.  23.  Oct.  1855  i.  S.  Bund  c  Frdkuif 

and  Bern.  VgL  No.  SM* 

Art.  187.  191. 
476«    Wallis  wurde  durch  Urtheil  des  BGerichtes  einerkennt ,  an 
Freiburg  14,315  Fr.  55  Rpn.  zu  zahlen.    Freiburg  beschwerte  sich 
nun ,  dass  alle  Mahnungen  erfolglos  geblieben  seien. 

Recurrent  wurde  auf  Art.  187  des  BGesetzes  über  das  Verfahren 
beim  BGericht  hingewiesen  (wonach  in  solchen  Fällen  die  Schuld- 
betreibung anzuheben  ist) ;  der  BR.  behielt  sich  aber  nach  Art.  191  die 
nöthigen  Massregeln  vor,  um  den  Kt.  Wallis  zu  zwingen,  wenn  er  der 
Anwendung  des  Art.  189  (Beschlaglegung  und  Ueberweisung  wegen 
Ungehorsams)  Hindernisse  in  den  Weg  legen  würde.      B.  1853  IL  573. 

IX.  Gemischte  Ehen. 

BGesetz  vom  3.  Decbr.  1850  [Off.  S.  H.  130]. 
Nachtragsgesetz  vom  3.  Februar  1862  [VII.  12ö]. 

Diesem  Gesetze  ging  voraus:  a.  das  Concordat  v.  11.  Juni  1812,  bestätigt  den  7.  Juli 
1819,  betr.  die  Ehen  zwischen  Katholiken  u.  Reformirten  [A.  S.  I.  287,  II.  26.  Sneü 
I.  217] ;  b.  das  Concordat  vom  6.  Juli  1821,  betr.  Behandlung  von  EhescheidungsftUen 
[II.  39.  III.  248. 361.  Snell  I.  235] ;  c.  daa  Ck)ncordat  vom  U.  August  1821,  betr.  Ver- 
kündung und  Einsegnung  paritätischer  Ehen  [II.  27.  77.  Sneil  I.  217]. 

1.  Im  Allgemeinen. 

47  7«  Die  BBehörden  bilden  keineswegs  eine  obere  Instanz  für 
alle  möglichen  Entscheidungen  der  kantonalen  Behörden ;  namentlich 
sind  die  Bestimmungen  über  Verweigerung  von  Heiratsbewilligungen 
Sache  der  kantonalen  Gesetzgebung  und  es  haben  nur  die  competenten 
kantonalen  Behörden  (bald  sind  es  die  Regierungen,  bald  die  Gerichte) 
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fiber  die  Znlässigkeit  einer  Ehe  zu  entscheiden.  Seit  dem  Erlass  des 
(Gesetzes  über  die  gemischten  Ehen  ist  aber  bei  solchen  Ehen  yon  der 
erwähnten  Praxis  eine  Ausnahme  zu  machen  und  es  muss  auf  Bo- 
schwerden wegen  Verweigerung  der  Copulationsbewilligung  eingetre- 
ten werden,  um  controliren  zu  können,  ob  diese  Verweigerung  nicht 
auf  einem  yorgeschobenen  Grunde  beruhe,  während  vielleicht  der 
wirkliche  Grund  in  der  Verschiedenheit  der  Confessionen  liegt ,  und 
am  auf  diese  Weise  das  erwähnte  BGesetz  gegen  Umgehung  zu  schützen. 

6. 1851  n.  312.  [Diese  Auffassung  wurde  von  der  BVersammlung  gebilligt, 

cf.  ibid.  S.  500].  1853  II.  558. 

478«  Das  BGesetz  über  die  gemischten  Ehen  wurde  in  vielen  Kan- 
tonen mit  Abneigung  aufgenommen,  die  längere  Zeit  anhielt.  Es  ergibt 
sidi  das  aus  dem  Jahresbericht  des  BR.  von  1856,  welcher  folgende 
Stelle  enthält:  »Wir  können  nicht  umhin,  im  Allgemeinen  zu  erwäh- 
nen ,  dass  im  Laufe  des  Berichtsjahres  eine  isiemliche  Menge  von  Be- 
schwerden über  Verhinderung  von  gemischten  Ehen  einkamen.  Als 
Motiv  dieser  Verhinderung  war  überall  angeführt,  dass  die  Brautleute 
voraussichtlich  sich  und  ilire  Familien  nicht  durchbringen  können, 
ohne  der  Gemeinde  zur  Last  zu  fallen.  Wir  haben  zwar  alle  diese 
Beschwerden,  so  weit  sie  schon  erledigt  sind,  abgewiesen,  weil  es 
g^enüber  bestimmten  Negationen  in  der  Regel  schwer  ist ,  aus  den 
Acten  den  Beweis  zu  construiren ,  dass  die  Verschiedenheit  der  Con- 
feasion  der  eigentliche  Grund  der  Vei-weigenmg  der  Copulation  ge- 
wesen sei.  Wir  können  aber  nicht  verschweigen ,  dass  in  mehrern 
Fallen  bedeutende  Gründe  dafür  sprachen ,  dass  die  Verschiedenheit 
der  Confession  jedenfalls  wesentlich  zur  Verweigerung  der  Copulation 
beitrug.  Wir  müssen  daher  wünschen ,  dass  in  einigen  Kantonen  die 
Praxis  sich  etwas  mehr  im  Sinn  und  Geist  des  BGesetzes  über  die 
Mischehen  bewegen  möchte.«  B- 1^5"  l-  232. 

2.  Einzelne  Fälle. 
4179«  Job.  Baptist  Schmid  aus  Appenzell  L-R.  bringt  vor :  Er  sei 
mit  einer  Protestantin ,  Elise  Sandmeier  von  Seengen  (Aargau) ,  ver- 
lobt und  wünsche  sich  mit  ihr  zu  verehelichen  um  so  mehr ,  als  sie 
seit  einem  Jahr  ein  Kind  haben ,  das  durch  die  Ehe  legitimirt  werden 
soUte.  Sowol  die  Bewilligung  zur  Heirat  als  die  Legitimation  des 
Kindes  werde  ihm  aber  verweigert,  weil  die  Regierung  von  Appen- 
zell L-R.  den  Mangel  genügenden  Ausweises  über  Sitten  und  Oeko- 
nomie,  sowie  das  damalige  Verbot  gemischter  Ehen  vorgeschützt  habe. 
Mit  Bezog  auf  die  Heirat  berufe  er  sich  nun  auf  das  Gesetz  über  die 

27 
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gemischten  Ehen  sowie  auf  ein  Zeugniss  der  Standeskanzlei  Appen- 
zell ,  wonach  er  einen  unbescholtenen  Leumund  geniesse ,  weder  fidlit 
noch  Accordirter  sei  und  niemals  Armenunterstützung  bezogen  habe. 

Die  Regierung  von  Appenzell  L-R.  antwortet:  Ihre  Weigerung, 
die  fragliche  Ehe  zu  bewilligen ,  beruhe  auf  Art  1  lit.  c  der  dortigen 
Verordnung  über  unzulässige  Ehen,  wonach  jeder  Verlobte  über 
Sitten,  Alter,  ökonomischen  Zustand  genügende  Zeugnisse  vorweisen 
müsse ,  was  vom  Recurrenten  noch  nicht  geschehen'  sei.  Durch  die 
Verehelichung  werde  das  Kind  wol  legitimirt  und  erbfähig ,  im  Hei- 
mat- und  Bürgerrecht  folge  es  aber  der  Mutter. 

Der  BR.  hat  unter  Aufstellung  folgender  Erwägungen : 

1)  Nach  Art.  2  des  Gesetzes  über  die  gemischten  Ehen  ist  sofort 
die  Verkündung  der  Ehe  vorzunehmen ,  insofern  dieselbe  gesetzlich 
vorgeschrieben  und  nicht  etwa  schon  erfolgt  ist 

2)  Sodann  ist,  sofern  in  Folge  der  Verkündung  von  Behörden  oder 
Privaten  anderweitige  Ehehindernisse  geltend  gemacht  werden,  dem  Re- 
currenten eine  Frist  oder  ein  Termin  anzusetzen,  um  durch  Vorlegung 
von  Zeugnissen  oder  auf  andere  Weise  die  Hindernisse  zu  beseitigen. 

3)  Wenn  dannzumal  von  competenter  Behörde  die  Bewilligung 
zur  Gopulation  verweigert  werden  sollte ,  so  steht  es  im  Fernem  dem 
Recurrenten  frei ,  unter  Einsendung  der  Zeugnisse  nochmals  an  den 
BR.  zu  gelangen ,  indem  die  Vollziehung  des  betreffenden  BGesetzes 
denselben  verpflichtet  und  berechtigt  zu  untersuchen,  ob  wirklich 
anderweitige  Ehehindernisse  vorliegen,  oder  ob  solche  nur  zur  Um- 
gehung des  fraglichen  Gesetzes  vorgeschützt  werden. 

4)  Unter  diesen  Umständen  ist  es  noch  nicht  erforderlich ,  über 
die  Frage  der  Legitimation  des  Kindes  einzutreten. 

die  Regierung  von  Appenzell  I.-R  eingeladen ,  mit  aller  Beför- 
derung im  Sinne  der  Erwägungen  1  und  2  zu  verfahren  und  im  Falle 
der  Verweigerung  der  Gopulation  dem  Recurrenten  einen  schriftlichen 
und  motivirten  Beschluss  einzuhändigen.  BR.  v.  13.  Januar  1851. 

480«  Karl  Joseph  Michael  Steiner  von  Baar  (Zug)  wohnhaft  in 
Rolle  (Waadt)  beschwert  sich,  dass  sein  heimatlicher  Gemeindrath 
sich  nicht  nur  weigere ,  ihm  die  erforderlichen  Ausweisschriflen  zu 
Eingehung  einer  Mischehe  mit  der  Felicia  Isely  von  Ruegsau  (Bern) 
verabfolgen  zu  lassen ,  sondern  auch  sich  widersetze ,  die  vier  Kinder, 
die  er  bereits  mit  der  Isely  erzeugt  habe  und  die  nun  in  Folge  der  Ehe 
legitimirt  werden ,  in  das  Bürgerrecht  von  Baar  aufzunehmen. 
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Da  »die  Existenz  eines  gesetzlichen  Ehehindemisses  nicht  einmal 
behauptet«  wurde ,  lud  der  BR.  die  Regierung  von  Zug  ein ,  dem  Be- 
currenten  die  zu  Vollziehung  seiner  Ehe  erforderlichen  Schriften  zu 
yerschaffen ,  erklärte  aber  im  Weitern : 

»dass  die  Frage,  ob  die  Kinder  des  Becurrenten  durch  diese  Ehe 
legitimirt  und  Bürger  von  Baar  werden ,  im  streitigen  Falle  der  Ent- 
scheidung der  competenten  Behörde  anheim  fallt.« 

BR.  V.  17.  Decbr.  1862. 

A81«  Die  Regierung  von  Appenzell  A.-R.  beschwerte  sich  darüber, 
dasB  die  Regierung  von  Nidwaiden  sich  weigere ,  dem  Joh.  Schläpfer 
von  Herisau  die  Schriften  verabfolgen  zu  lassen,  die  er  zur  Eingehung 
einer  gemischtei^  Ehe  mit  Katharina  Blättler  von  Hergiswyl  nöthig 
habe.  —  Diese  Weigerung  stützte  sich  darauf,  dass  die  abgeschiedene 
Frau  des  Schläpfer  iroch  am  Leben  und  daher  seine  Ehe  jure  divino 
quoad  vinculum  unauflöslich  pei,  so  dass  die  beabsichtigte  Verbindung 
mit  der  Blättler  nur  ein  Concubinat  wäre. 

Die  Beschwerde  wurde  unter  folgender  Begründung  gutgeheissen : 
Die  der  Weigerung  zu  Grunde  liegende  Ansicht  ist  o£fenbar  un- 
richtig; denn  die  frühere  Ehe  des  Schläpfer  war  eine  durchaus  pro- 
testantische und  man  kann  daher  nicht  Grundsätze  des  katholischen 
Kircbenrechts  auf  sie  anwenden.  Nach  den  in  Frage  kommenden 
bürgerlichen  Gesetzen  sowol ,  als  nach  den  Grundsätzen  des  prote- 
stantischen Kirchenrechts  ist  die  frühere  Ehe  des  Schläpfer  gänzlich 
und  zwar  für  beide  Ehegatten  aufgelöst  und  sie  wäre  es  für  seine 
Person  sogar  dann  gewesen ,  wenn  seine  frühere  Frau  eine  Katholikin 
gewesen  wäre.  Dieses  ist  so  allgemein  anerkannt,  dass  jede  weitere 
Bemerkung  überflüssig  ist ;  man  muss  daher  annehmen ,  dass  der  we- 
sentliche Weigerungsgrund  in  der  beabsichtigten  Mischehe  bestehe. 
Nach  den  Grundsätzen  des  diessfölligen  BGesetzes  darf  eine  solche 
aber  ans  diesem  Grunde  nicht  verhindert  werden  und  wenn  darin 
vorgeschrieben  ist,  dass  die  Ehe  promulgirt  werden  müsse,  so  versteht 
sich  von  selbst,  dass  auch  die  Ausstellung  der  erforderlichen  Schriften 
nicht  yerweigert  werden  darf. 

In  dem  Schreiben  der  Regierung  von  Appenzell  ist  nun  aus  Ver- 
sehen von  einem  pfarramüichen  Entlassungsschein  die  Rede ;  dieser 
Schein  ist  nicht  vom  Pfarramte ,  sondern  von  der  competenten  welt- 
lichen Behörde  (Ortsobrigkeit  oder  Regierung)  auszustellen  und  es 
handelt  sich  somit  in  Bezug  auf  das  Pfarramt  nur  noch  um  einen 
Tau&chein.    Was  nun  diesen  letztem  betrifft,  so  beruht  das  BGesetz 
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über  die  gemischten  Ehen  auf  dem  Princip ,  dass  katholische  Geist- 
liche nicht  gezwungen  werden  soUen,  Amtshandlungen  zum  Behuf  Yon 
gemischten  Ehen  vorzunehmen,  dass  vielmehr  bei  ihrer  Weigerung  die 

Civilbeamten  diese  Handlungen  vornehmen  sollen. 

BR.  vom  24.  llSn  1854. 

489«  Adolf  Adam  Ineichen  von  Reichensee  (Lnzem),  der  im  Jahr 
1849  mit  Wilhelmine  Seiler  von  Lenzburg  sich  verehelichte  und  im 
Jahr  1854  selbst  zur  protestantischen  Religion  übergetreten  war,  ver- 
langt nun  Scheidung  und  erwirkte  beim  Sittengericht  in  Bern,  dem 
forum  domicilii,  Access  zimi  Ehescheidungsprozesse.  Er  bringt  nmi 
vor:  Das  Civilgesetz  des  Kts.  Luzem,  dem  die  Eheleute  kraft  des 
Goncordates  vom  6.  Juli  1821  [A.  S.  ü.  39.  Snell  I.  235]  unterworfqi 
seien,  setze  fest,  dass  die  förmliche  Ehescheidung  nur  von  den  geisi- 
lichen  Behörden  ausgesprochen  werden  dürfe,  während  die  bürger- 
lichen Gerichte  blos  über  Klagen  auf  Scheidung  von  Tisch  und  Bett 
und  auf  Gütertrennung  entscheiden  können.  Da  indess  die  Regierung 
von  Luzem  einem  Gesuche  um  Delegation,  die  im  Concordate  vor- 
gesehen sei,  nicht  entsprochen  habe,  in  Luzem  selbst  aber  keine  Be- 
hörde sich  finde,  die  berechtigt  wäre,  die  Ehe  von  Protestanten 
gänzlich  zu  scheiden,  somit  das  luzemische  Gesetzbuch  in  Wider- 
spmch  stehe  mit  dem  Geiste  der  BVerf ,  namentlich  mit  den  durch 
die  Art.  4,  44  und  48  gewährleisteten  Grundsätzen,  so  stellt  Ineichen 
das  Gesuch,  der  BR.  möchte  von  sich  aus  die  Ueberweisung  dieses 
Falles  an  die  bernischen  Gerichte  anordnen  oder  eventuell  die  nöthi- 
gen  Massnahmen  treffen,  dass  das  Civilgesetz  von  Luzern  mit  den 
Vorschriften  der  BVerf.  in  Uebereinstimmung  gebracht  werde. 
Der  BR.  wies  die  Beschwerde  ab : 

1)    Die  Beschwerde  des  Recurrenten  wegen  Ungleichheit  vor  dem 
Gesetze  (Art.  4  der  BVerf.)  ist  nicht  begründet,  indem : 

a.  der  §  50  des  luzernischen  Gesetzes  nicht  auf  gänzliche  Scheidung 
einer  ursprünglich  gültigen  Ehe,  sondern  nur  auf  die  Jurisdiction 
über  die  Gültigkeit  und  Ungültigheit  einer  Ehe  bezogen  werden 
kann ,  da  der  katholischen  Behörde ,  von  der  hier  die  Rede  ist, 
nach  dem  kanonischen  Rechte  die  Befugniss  einer  solchen  Schei- 
dung nicht  zusteht; 

b.  nach  §  51  dieses  Gesetzes  alle  Luzernerbürger ,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Confession,  beim  Vorhandensein  der  gleichen  Bedingungen 
die  Absonderung  oder  Temporalscheidung  durch  die  Gerichte  er- 
halten können. 
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2)  Es  ist  sonach  mit  Bezug  auf  Ehescheidung  keine  Ungleichheit 
▼or  dem  Gesetze  yorhanden,  indem  nach  dem  luzernischen  Rechte 
Katholiken  und  Protestanten  von  der  gänzlichen  Scheidung  aus- 
geschlossen, dagegen  zur  Temporalscheidung  befugt  sind. 

3)  Den  BBehörden  steht  aber  in  dieser  Beziehung  keine  Interven- 
tion zu,  indem  es  nicht  in  die  Competenz  des  Bundes  fallt,  den  Kan- 
tonen das  materielle  Recht  in  ihrer  Cävilgesetzgebung  vorzuschreiben- 

4)  Die  Berufung  auf  Art  44  der  BVerf.  hält  eben  so  wenig  Stich, 
da  weder  freie  Ausübung  des  Gultus,  noch  Handhabung  der  öffent- 
lichen Ordnung  und  des  Friedens  unter  den  Gonfessionen  in  Frage 
steht  Auch  ist  die  Behauptung  des  Recurrenten,  dass  der  Uebertritt 
zur  protestantischen  Religion  in  Luzern  die  Entziehung  des  Rechtes 
auf  gänzliche  Scheidung  zur  Folge  habe,  nach  dem  oben  Gesagten 
nicht  richtig,  da  dieses  Recht  auch  für  Katholiken  nicht  gilt 

5)  Endlich  ist  auch  die  Berufung  auf  Art.  48  der  BVerf.  unstatthaft, 
weil  derselbe  sich  nur  auf  den  Gegensatz  von  Kantonsbürgem  und 
Kantonsfremden  bezieht,  der  im  vorliegenden  Fall  gar  nicht  in  Frage 
kommt,  da  Recurrent  Bürger  des  Kantons  Luzern  ist.     B.  1856  1. 508. 

UeBer  diesen  Beschluss  beschwerte  sich  Ineichen  bei  der  BVer- 
sammlung,  die  am  24./25.  Septbr.  1856  ohne  Anführung  von  Gründen 
beschloss:  »Es  sei  dem  h.  Stande  Luzern  gegenüber  die  Erwartung 
auszusprechen,  dass  er  auf  Ergänzung  der  Lücke  in  seiner  Gesetz- 
gebung, betreffend  die  Ehescheidung  von  Protestanten,  Bedacht  nehmen 
und  inzwischen  im  vorliegenden  und  ähnlichen  Fällen  von  dem  Gon- 
cordat  vom  6.  Juli  1821  Gebrauch  machen  werde.«  *) 

483«  Die  Regierung  von  St.  Gallen  verweigerte  dem  Anton  Helb- 
ling,  Küfer,  von  Rieden,  kath.  Confession,  die  Vcrehlichung  mit  der 
Protestantin  A.  E.  Fitzi,  deren  früherer  Ehemann  zwar  von  ihr  gänz- 
lich geschieden,  aber  noch  am  Leben  ist.  Die  Regierung  wurde  aus 
folgenden  Gründen  angehalten ,  die  Ehe  zu  bewilligen : 

1)  Nach  Art  1  des  BGesetzes  über  gemischte  Ehen  darf  die  Ein- 
gehung einer  solchen  in  keinem  Kanton  aus  dem  Grunde  verhindert 
werden,  weil  die  Brautleute  verschiedenen  Gonfessionen  angehören. 

2)  Es  muss  aber  die  rechtliche  Stellung  der  Brautleute  von  dem 


*)  Das  erwähnte  Concordat  enthält  nämlich  die  Bestimmung :  »Jedoch  bleibt  die- 
sem competenten  [d.  h.  heimatlichen]  Richter  gutfindenden  Falls  und  unter  bcsondem 
ümstfinden  die  Delegation  oder  Ueberweisung  an  den  Richter  des  Wohnortes  unbe- 
nommen.« Vgl.  Nachtragsgesetz,  betr.  die  gemischten  Ehen  v.  8.  Febr.  1862. 
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Standpunkte  derjenigen  Confession  aus  beurtheilt  werden,  dem  sie 
[die  Braut?  —  der  geschiedene  Theil?]  angehört,  woraus  im  vor- 
liegenden Falle  folgt,  dass  die  Braut  durch  keine  andere  rechtsgfiltig 
bestehende  Ehe  gebunden,  sondern  zur  Eingehung  einer  neuen  Ehe 
als  vollkonimen  befugt  anzusehen  ist 

3)  Dennoch  wird  die  Ehe  nur  aus  dem  Grunde  yerweigert^  weil 
der  Verlobte  einer  andern  Confession  angehört,  deren  kirchliche 
Orundsätze  auf  die  rechtliche  Stellung  der  Braut  angewendet  werden 
wollen,  was  nach  Art.  1  des  erwähnten  BGesetzes  nicht  zulässig  ist 

4)  Nach  Art.  3  dieses  Letztem  soll  ferner  die  Bewilligung  zur  C!o- 
pulation  ausgestellt  werden,  wenn  gegen  eine  solche  Ehe  keine  ge- 
setzlichen Hindemisse  vorhanden  sind.  —  Dieser  Fall  ist  hier  wiik- 
lieh  vorhanden,  indem: 

a.  die  im  st.  gallischen  Gesetz  vom  22.  Juni  1820  enthaltenen  Ehe- 
hindemisse  hier  nicht  zutreffen; 

b.  auch  keine  andern  Gesetze  vorhanden  sind,  welche  die  Eingehung 
von  Ehen  aus  dem  vorgeschützten  Grunde  verbieten,  vielmehr 
aus  den  Acten  hervorgeht,  dass  solche  Ehen  wirklich  geschlossen 
werden,  wenn  es  in  der  Convenienz  der  Ortsbehörden  liegt,  ihre 
Zustimmung  zu  ertheileu.  B.  1856  L  52a 

484«  Anna  Barbara  Näf,  protestantischer  Confession,  von  Schönen- 
grund (Appenzell  A.  R.),  war  früher  mit  einem  Bürger  von  Schwell- 
brunn (gl.  Kantons)  verehelicht ,  indess  gänzlich  geschieden  worden. 
Bei  Lebzeiten  ihres  frühern  Mannes  im  J.  1839  heiratete  sie  mit  Be- 
willigung der  beidseitigen  Staatsbehörden  den  Franz  Heninger,  kath. 
Conf.,  von  Grombach  (Grossh.  Baden),  und  Hess  sich  mit  ihm  in  Peter- 
zell  (St.  Gallen)  nieder.  Im  Jahr  1856  verlangte  sie  beim  bischöf- 
lichen Consistorium  in  St.  Gallen  neuerdings  Scheidung.  Diese  Be- 
hörde erliess  am  30.  Juli  gl.  J.  folgendes  Erkenntniss:  Die  vermeint- 
liche Ehe  der  Litiganten  F.  Henioger  und  A.  B.  Näf  ist  nach  den 
Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  null  und  nichtig.  Es  haben 
daher  die  benannten  Litiganten  nicht  nur  das  Recht,  sondern  die 
Pflicht,  ihr  bisheriges  unerlaubtes  Verhältniss  aufzuheben  und  aus 
einander  zu  gehen.  —  Die  A.  B.  Näf  verlangte  sodann  für  ihre  Person 
besondere  Niederlassungsbewilligung  und  Ausweisschriften,  sie  wurde 
aber  vom  Kleinen  Rath  in  St.  Gallen  am  6.  März  1858  abgewiesen, 
weil  dieser  gemäss  den  Bestimmungen  des  BGesetzes  über  die  ge- 
mischten Ehen  das  Erkenntniss  des  bischöflichen  Consistoriums  als 
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eine  gültige  Entscheidung  weder  ansehe  noch  anerkenne.  Die  Näf 
ersucht  nun  den  BB.  um  einen  Entscheid  darüber,  ob  das  bischöfliche 
Urtheil  zu  schützen,  oder  die  Ehe  auch  fernerhin  als  rechtsgültig  an- 
zuerkennen sei. 

Die  Regierung  von  St.  Gallen  erwiedert :  Sie  habe  sich  bei  ihrer 
Schlussnahme  ganz  an  die  Grundsätze  gehalten,  die  der  BK.  in  seinem 
Beschlüsse  vom  23.  Febr.  1855  in  S.  Helbling  [No.  483]  aufgestellt 
habe.  So  wenig  sie  einen  katholischen  Geistlichen  zwingen  könne,  die 
Copulation  eines  ICatholiken  mit  einer  geschiedenen  Protestantin  vor- 
zunehmen, so  wenig  könne  sie  das  bischöfliche  Consistorium  hindern, 
wenn  ein  Fall  einer  solchen  vollzogenen  Ehe  an  dasselbe  gelange,  der 
disciplina  rigens  seiner  Kirche  gemäss  zu  entscheiden.  Dagegen  müsse 
sie  es  nun  als  Pflicht  der  Staatsbehörde  ansehen ,  dem  Urtheil ,  das 
die  Freiheit  der  geschiedenen  Protestanten  nicht  anerkenne,  die  Exe- 
cution  zu  versagen  und  es  überhaupt  als  nicht  erlassen  anzusehen, 
weil  es  bei  der  gemischten  Ehe  den  Status  des  protestantischen  Theils 
nicht  den  Gesetzen  seiner  Kirche  gemäss  achte,  sondern  sich  die  Aus- 
dehnung des  katholischen  Gesetzes  auf  denselben  anmasse. 

Der  BR.  beschloss,  es  sei  der  Regierung  von  St.  Gallen  zu  ant- 
worten, dass  der  BR.  in  Festhaltung  seiner  früher  schon  ausgespro- 
chenen Ansicht  ihre  Anschauungsweise  theile  und  daher  mit  ihrem 
Vorgehen  einverstanden  sei,  wobei  sie  selbst  in  Erwägung  ziehen 
möge,  in  wie  weit  die  Eigenschaft  des  Heninger  als  Ausländer  in  Be- 
tracht zu  ziehen  sei. 

Von  dieser  Antwort  sei  auch  der  Näf  Kenntniss  zu  geben. 

BR.  V.  15.  Juli  1858. 

489«  Fr.  Cammenzind  geb.  Inderbitzin  von  Gersau  (Schwyz)  wurde 
am  27.  Jan.  1850  durch  das  bischöfliche  Commissariat  Luzern,  dem 
damaligen  Wohnort  der  Eheleute  C,  auf  unbestimmte  Zeit  gescliieden. 
Am  Pfingstfeste  (22.  Mai)  1858  trat  sie  sodann  in  Glarus  zur  cvan- 
gelisch-reformirten  Kirche  über.  Dessen  ungeachtet  wurde  Fr.  C.  vom 
bischöflichen  Commissariat  Schwyz  auf  den  1.  Juli  gl.  J.  peremtorisch 
vorgeladen,  um  über  die  Rechtsfrage  ihres  Ehemannes,  ob  nicht  die 
Scheidung  aufzuheben  sei,  Rede  und  Antwort  zu  geben.  Sie  prote- 
stirte  von  Zürich  aus  sowol  gegen  die  Ladung  als  gegen  eine- allfällige 
Aufhebung  der  Scheidung,  das  geistliche  Gericht  hob  aber  in  contu- 
maciam die  letztere  auf. 

Hierüber  beschwert  sich  nun  Fr.  C.  und  führt  weiter  an :  Das 
Urtheil  stehe  im  Widerspruch  mit  Art.  44  der  BVerf.  und  sei  daher 
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nichtig ;  denn  seit  ihrem  Uebertritt  zur  reformirten  Kirche  könne  sie 
nicht  mehr  unter  dem  römisch-katholischen  Eirchenrechte  und  dem 
geistlichen  Gerichte  der  römischen  Kirche  stehen. 
Die  Beschwerde  wurde  indess  abgewiesen: 

1)  Die  competente  Behörde  hat  die  Recurrentin  und  ihren  Mann 
auf  unbestimmte  Zeit  von  Tisch  und  Bett  geschieden. 

2)  Der  später  erfolgte  Uebertritt  der  Frau  zur  protestantischen 
Confession  zieht  die  Aufhebung  der  Ehe  keineswegs  nach  sich,  son- 
dern es  ist  fortwährend  eine  noch  gültige ,  aber  dermalen  gemischte 
Ehe  vorhanden. 

3)  Bis  zu  einer  gänzlichen  Trennung  steht  jedem  Ehegatten  die 
Befugniss  zu,  bei  der  competenten  Behörde  eine  Aufhebung  der  tem- 
porellen  Scheidung  zu  verlangen., 

4)  In  matrimoniellen  Angelegenheiten  ist  der  Gerichtsstand  de« 
Ehemannes  competent  und  die  blosse  Thatsache  der  Confessions- 
änderung  ist  nicht  geeignet,  den  natürlichen  Gerichtsstand  zu  ändern. 

5)  Das  Forum  von  Schwyz  ist  aber  noch  um  so  eher  als  zustandig 
zu  betrachten,  als  die  unter  Vormundschaft  stehende  Recurrentin  kei- 
nen festen  Wohnsitz  hat  und  der  in  Gersau  wohnende  Mann  nirgends 
anderswo  ein  Gericht  finden  würde ,  das  über  sein  Begehren  ent- 
scheiden könnte. 

6)  Daher  ist  eine  Berufung  auf  Ai*t.  44  der  BVerf.  nicht  am  Platze, 
zumal  weder  freie  Ausübung  des  Cultus,  noch  Handhabung  der  öffent- 
lichen Ordnung  und  des  Friedens  unter  den  Gonfessionen  in  Frage 
steht,  wie  denn  auch  eine  Verletzung  der  Kantonsverfassung  nicht 
vorliegt. 

7)  Es  ist  somit  die  staatsrechtliche  Frage,  ob  der  Bund  zu  einer 
Intervention  bezüglich  der  angegriffenen  Verfügung  berechtigt  sei, 
verneinend  zu  beantworten. 

li.  1859  I.  370.  cf.  BR.  v.  31.  Decbr.  1859  i.  S.  Büchler. 

Der  gegen  diesen  Beschluss  an  die  BVersammlung  ergriffene  Re- 
curs  wurde  am  18./23.  Juli  1859  abgewiesen,  — 

Oflf.  S.  VI.  302.  cf.  B.  1859  IL  360—384 

zugleich  aber  der  BR.  eingeladen,  der  BVersammlung  Bericht  und 
Antrag  darüber  vorzulegen,  ob  nicht  das  BGesetz,  betr.  die  gemischten 
Ehen  vom  3.  Decbr.  1850,  durch  Annahme  von  Bestimmungen  über 
die  Scheidung  gemischter  Ehen,  beziehungsweise  über  den  Gerichts- 
stand in  Scheidungsfällen  zu  vervollständigen  sei.  —  Die  diessfallige 
Botschaft  des  BR  s.  B.  1861  II.  1  ff.  Vgl.  Anmerkung  zu  No,  489. 
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486»  M.  Yon  £.  (Obwalden),  der  schon  längere  Zeit  in  H.  (Appen- 
zell A.  Rh.)  als  Niedergelassener  sich  aufhält,  beschwert  sich  darüber, 
dass  seine  Heimatbehörden  ihm  die  Bewilligung  zur  Verheiratung  mit 
einer  Appenzellerin ,  protestantischer  Confession,  seit  Jahren  ver- 
weigern, ungeachtet  er  sich  über  den  Besitz  des  erforderlichen  Ver- 
mögens genügend  ausgewiesen  habe.  Der  wahre  Grund  der  Weigerung 
beruhe  offenbar  lediglich  in  der^Gonfession  seiner  Braut. 

Die  Regierung  yon  Obwalden  berichtet  hierüber :  Nach  dem  Ge- 
setze hat  zunächst  der  Gemeindrath  der  Heimat  zu  entscheiden,  ob 
die  Ausweise  für  eine  Verehelichung  genügen  oder  nicht  und  es  kann 
ein  Abweiaungsbeschluss  an  den  Landrath  gezogen  werden. . . .  Das 
erste  Gesuch  des  Recurrenten  wurde  desshalb  abgewiesen,  weil  er 
bei  der  Schätzung  seines  Besitzthums  die  Berufsgeräthschaften  in  An- 
schlag, die  bekannten  Passiven  aber  nicht  in  Abzug  gebracht  hat,  was 
den  gesetzlichen  Verordnungen  widerspricht.  Das  zweite  Gesuch  be- 
gleitet mit  einem  Ausweis  über  900  Fr.  wurde  darum  abgewiesen, 
weil  man  begründete  Zweifel  haben  musste,  dass  Recurrent  dieses  Ver- 
mögen in  so  kurzer  Zeit  erworben  habe  und  dass  das  deponirte  Geld 
wirklich  sein  Eigenthum  sei,  zumal  auch  sein,  Bruder  die  Behörde  mit 
einem  ähnlichen  Ausweise  zu  täuschen  gewusst  hat.  Ein  wiederholtes 
Gesuch  wurde  abgewiesen,  weil  Recurrent  nur  die  Bezahlung  der  er- 
wähnten Passiven,  nicht  aber  das  Eigenthum  an  jenen  900  Fr.  darthat 
und  weil  inzwischen  durch  die  Erzeugung  eines  unehelichen  Kindes 
[mit  der  Braut]  sein  Sittenzeugniss  geschwächt  wurde.  Diese  Abweisung 
geschah  in  Anwendung  des  Gesetzes  über  leichtsinnige  Heiraten  auf 
die  Dauer  von  zwei  Jahreu,  damit  man  inzwischen  über  die  Vermögens- 
verhältnisse 'des  Recurrenten  ins  Klare  komme  und  damit  dem  M. 
Gelegenheit  geboten  sei ,  seinen  geschwächten  Leumden  wieder  her- 
zustellen. Allein  statt  dieses  zu  thun,  erzeugte  er  [wieder  mit  der 
Braut]  ein  zweites  aussereheliches  Kind  und  konnte  auch  später  über 
sein  wirkliches  Vermögen  sich  nicht  besser  ausweisen,  wesshalb  er  im 
Sommer  1858  zum  dritten  Male  abgewiesen  wurde.  Schliesslich  wird 
nicht  anerkannt,  dass  die  verschiedene  Confession  der  Brautleute  die 
Beschlüsse  der  Behörde  motivirt  habe. 

Der  Recurs  wurde  begründet  erklärt  und  die  Regierung  von  Ob- 
walden eingeladen,  dem  Recurrenten  durch  die  competente  Behörde 
die  Heiratsbewilligung  ausstellen  zu  lassen: 

1)    Wenn  das  BGesetz  über  die  gemischten  Ehen  eine  Bedeutung 
haben  und  die  Möglichkeit  gewähren  soll,  die  Eingehung  von  ge- 
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mischten  Ehen  zu  garantiren,  so  muss  den  BBehörden  eine  Bear- 
theilung  der  Motive  zustehen,  aus  denen  eine  solche  Ehe  nicht  be- 
wilUgt  wird. 

2)  Nun  wurde  dem  Recurrenten  von  den  Behörden  Obwaldens  die 
Heirat8be¥rilligung  theils  und  zunächst  ganz  besonders  wegen  un- 
genügenden Vermögensausweises  (§  1  der  Verordnung  gegen  leicht- 
sinnige Ehen),  theils  wegen  »notor^ch  unsittlichen  strafbaren  Wan- 
dels« (§  2  dieser  Verordnung)  verweigert 

3)  In  Bezug  auf  den  ersten  Grund,  den  übrigens  der  Landrath  in 
seinem  letzten  Ausweisungsbeschlusse  vom  18.  Sept.  1858  selbst  fallen 
liess,  haben  sich  die  recurrirenden  Brautleute  durch  glaubhafte  amt- 
liche Zeugnisse  über  den  Besitz  von  ungefähr  dreimal  so  viel  Ver- 
mögen ausgewiesen,  als  obige  Verordnung  in  §  1  verlangt. 

4)  Von  einem  notorisch  unsittlich  strafbaren  Lebenswandel  kann 
keine  Rede  sein,  wenn  man  berücksichtigt : 

a.  dass  die  Behörde  des  Wohnortes  den  beiden  Brautleuten  ein  sehr 
günstiges  Leumdenszeugniss  gibt  und  in  demjenigen  des  Recur- 
renten bemerkt,  dass  er  durch  Eingezogenheit,  Sparsamkeit  und 
Arbeitsliebe  nicht  nur  Vermögen  erworben  habe,  sondern  die  un- 
getheilte  Achtung  aller  derer  geniesse ,  mit  welchen  er  in  nähere 
Berührung  komme ; 

b.  dass  die  Erzeugung  zweier  Kinder  unter  Eheversprechen  Statt 
fand  und  in  der  festen  Ueberzeugung ,  dass  der  Verehelichung 
kein  ernstliches  Hinderniss  auf  die  Dauer  entgegenstehen  könne, 
Umstände,  die  den  BegrifiF  von  notorisch  unsittlich  strafbarem 
Lebenswandel  offenbar  ausschliessen ; 

c.  dass  aus  diesem  Grunde  auch  die  Kirchenbehörde  des  Wohnortes 
laut  ihrem  ProtocoU  vom  16.  Novbr.  1858  eine  üeberweisung 
dieser  Paternitätsfälle  an  das  coirectionelle  Gericht  unterlassen 
zu  müssen  glaubte.  B.  1860  n.  20. 

487«  B.  von  W.  (Luzern),  wohnhaft  im  Kt.  Neuenburg,  wurde  von 
der  Regierung  von  Luzern  mit  seinem  Gesuche  um  Bewilligung  der 
Verheiratung  mit  einer  protestantischen  Bernerin  abgewiesen.  Unter 
Vorlegung  folgender  Zeugnisse: 

1)  Attest  des  Negotianten  M.,  dass  B.  wöchentlich  26  Fr.  verdiene; 

2)  Amtliches  Inventar  des  Mobiliars  im  Schatzungswerthe  von 
874  Fr.; 

3)  Amtliche  Erklärung  des  Secretärs  des  Friedensrichters,  dass  B. 
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ihm  theils  in  Baarschaft,  theils  in  verschiedenen  Titeln  mit  Inbegriff 
obigen  Mobiliars  ein  Vermögen  von  2570  Fr.  nachgewiesen  habe ; 

4)  Zengniss  des  Friedensrichters,  dass  B.  gut  beleumdet  und  im 
Stande  sei,  durch  seine  Arbeit  eine  Familie  zu  ernähren; 

5)  Gleiches  Zeugniss  von  Seite  des  Gemeindraths  des  Wohnorts 
mit  der  Bemerkung,  dass  B.  sich  seit  fünf  Jahren  da  aufgehalten  habe, 

ersucht  nun  die  Regierung  von  Neuenburg  imi  Intervention  des 
BR,  weil  bei  dieser  Sachlage  kein  gesetzlicher  Grund  zur  Verhinde- 
rung der  Ehe  vorhanden  sei  und  somit  nur  die  Confessionsverschieden- 
heit  der  Brautleute  das  wahre  Motiv  der  Abweisung  bilden  müsse. 

Die  Regierung  von  Luzem  erwiederte:  Im  Mai  1858  erhielt  B. 
Kenntniss  von  der  Weigerung  des  Gemeindrathes  von  W.,  seine  Ehe 
zu  bewilligen  und  appellirte  im  Septbr.  an  die  Regierung,  die  ihm 
den  Rath  gab,  die  Beschwerde  zui-ück  zu  ziehen  oder,  wenn  er  darauf 
bestehe,  die  Acten  zu  vervollständigen  und  die  Motive  des  GRathes 
zu  widerlegen.  Hierauf  wandte  er  sich  neuerdings  an  Letztern,  wurde 
aber  von  diesem,  sowie  auch  von  der  Regierung  abgewiesen,  weil  er 
Vermögen  und  Erwerb  nicht  hinreichend  bescheinigt  und  sich  über 
die  Beschwerden  gegen  seine  Person  nicht  gerechtfertigt  habe.  Ueber 
das  wirkliche  Vorhandensein  seines  Vermögens  erheben  sich  verschie- 
dene Zweifel.  So  weiss  man  nicht,  ob  die  angegebenen  Debitoren  des 
B.  für  den  Betrag  der  Forderungen  solvent  sind.  Ferner  erklärt  M., 
dass  B.  wöchentlich  26  Fr.  bei  ihm  verdiene,  welches  Zeugniss  aber 
durch  den  Umstand  bedeutend  geschwächt  wird,  dass  M.  überein- 
stimmend mit  dem  Friedensrichter  behauptet ,  es  habe  B.  mehrere 
Jahre  nach  einander  dort  gewohnt,  während  er  wenigstens  zeitweise 
abwesend  war  und  namentlich  während  des  Feldzuges  in  der  Krimm 
unter  den  französischen  Truppen  diente.  Ebenso  hat  man  Zweifel  an 
dem  wirklichen  Eigenthumsrechte  des  B.  an  den  Gegenständen  und 
Valoren  des  Inventars  und  diese  Zweifel  werden  dadurch  bestärkt, 
dass  man  in  den  Acten  nirgends  sieht,  dass  B.  Steuern  an  seinem 
Wohn-  oder  Heimatort  bezahlt  habe.  Was  sein  Verhalten  betrifft, 
so  ruht  auf  ihm  immer  noch  Verdacht ,  dass  er  bei  seiner  Desertion 
Effecten  eines  Offiziers  mitgenommen  habe.  Die  Untersuchung  wurde 
nicht  verfolgt,  weil  der  Ofüzier  seine  Klage  zurückzog. 

-^  Mit  Rücksicht  auf  die  angeführten  Zweifelsgründe  wurde  die  Re- 
gierung von  Neuenburg  um  weitere  Aufschlüsse  ersucht,  die  folgendes 
Besultat  lieferten:  Die  Forderungen  des  B.  sind  liquid  hergestellt 
und  die  Solvabilität  der  Schuldner  dargethan.    Ein  notarialischer 
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Auszug  au8  den  Büchern  des  Hauses  M.  beweist,  dass  R  am  31,  Octbr. 
1853  dort  in  Arbeit  getreten  ist,  wo  er  sich  jetzt  noch  befindet,  dass 
er  anfänglich  5  Fr.  wöchentlich  erhielt ,  dass  aber  seine  Besoldung 
allmälig  bis  auf  26  Fr.  wöchentlich  anstieg,  ohne  den  Erwerb  in 
ausserordentlichen  Arbeitsstunden  in  Anschlag  zu  bringen  und  dass 
endlich  B.  nur  vom  2.  Decbr.  1855  bis  7.  April  1856  abwesend  war. 
Im  Femern  wurde  dargethan,  dass  das  beim  Inventar  vorgewiesene 
baare  Geld  im  Betrag  von  132  Fr.  seither  verwendet  wurde,  dass 
aber  dafür  das  Guthaben  des  B.  bei  dem  letzten  RechnungsschlusB 
um  255  Fr.  60  Rp.  gestiegen  ist  und  dass  B.  in  einzelnen  Jahren  fiir 
Steuern  und  Militärtaxen  ungefähr  13  Fr.  bezahlt  hat. 

Die  Beschwerde  wurde  gutgeheissen  und  die  Regierung  von  La- 
zem  eingeladen,  dem  Recurrenten  die  erforderlichen  Schriften  for 
seine  Verheiratung  auszustellen: 

1)  Recurrent,  der  als  Katholik  mit  einer  protestantischen  Bemerin 
eine  Mischehe  eingehen  will,  wii'd  von  den  heimatlichen  Behörden 
aus  dem  Grunde  daran  verhindert,  weil  die  Besorgniss  obwalte,  dasB 
er  nicht  im  Stande  sein  dürfte,  sich  und  seine  Familie  ohne  Belästi- 
gung der  Heimatgemeinde  zu  erhalten. 

2)  Aus  den  vom  Recurrenten  vorgelegten  und  in  Folge  der  Zweifeb- 
gründe  der  Regierung  von  Luzem  vervollständigten  Ausweisen,  steUt 
sich  nun  aber  als  glaubwürdig  heraus,  dass  Recurrent  etwa  2500  Fr. 
Vermögen  und  einen  jährlichen  Erwerb  von  ca.  1400  Fr.  hat  and 
dass  ihm  in  Bezug  auf  Charakter  und  Erwerbsfähigkeit  die  besten 
amtlichen  Zeugnisse  ertheilt  werden. 

3)  Unter  solchen  Umständen  kann  nach  menschlicher  Voraussicht 
von  einer  begründeten  Besorgniss,  Recurrent  möchte  seiner  Gemeinde 
zur  Last  fallen,  nicht  die  Rede  sein.  B.  1860  n.  22, 
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BGesetz  vom  3.  Decbr.  1850  [Off.  S.  IL  138].  -  Dem  Gesetze  voraus  gingen  und 
sind  durch  Art.  24  desselben  aufgehoben  worden:  a.  das  Concordat  vom  3.  August 
1819,  betr.  die  Ertheihing  von  Heimatrechten  an  die  Heimatlosen  [A.  S.  II.  30.  77. 
Snell  L2S7].  b.  das  nachträgl.  Concordat  vom  17.  Juli  1828  [A.S.II.  147  Sne/H.  240]. 
c.  die  Ergänzung  vom  30.  Juli  1847  [A.  S.  III.  322].  —  BBeschluss  vom  31.  Decbr. 
1849,  bezüglich  der  Angelegenheit  der  Heimatlosen  [Off.  8. 1.  285].  BBeschhiss  vom 
19.  Juli  1855  über  die  Beschwerde  der  Stadtgemeinde  Bischofszeil,  betr.  die  Ein- 
bürgerung der  Heimatlosen  Flotsch  undPetton  [V.  137].  —  Interessante  AnfechlOsse 
über  Vollziehung  des  BGesetzes  vom  3.  Decbr.  1850  in  den  einzelnen  Kantonen  ent- 
hält der  Geschäftsbericht  vou  1856.  B.  1857  I.  247—262.  Folge  davon  war  der 
BBeschluss  vom  29.  Juli  1857,  wodurch  der  BR.  eingeladen  wurde,  darauf  zu  drin- 
gen, dass  auch  diejenigen  Kantone  das  Gesetz  in  allen  Theilen  vollziehen,  die  dasselbe 
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nur  theflweise  oder  gar  nicht  vollzogen  haben ;  überhaupt  soll  sich  der  BR. 
fClr  Ausmittlung  des  Bürgerrechts  für  die  noch  uneingetheilten  Heimatlosen  mit  Eifer 
Tcrwenden  [Off.  S.  V.  375«.  VI.  6865. 5714.  cf.  B.  1860.  H.  58—69].  Vgl.  No.  8. 66S. 

488«  Zufolge  einer  constanten  Praxis  pflegen  Anstände,  wobei  in 
Frage  kommt,  ob  an  eine  geschlossene  eheliche  Verbindung  nicht  der 
Verlust  eines  Bürgerrechts  und  der  Erwerb. eines  andern  sich  knüpfe, 
nach  einer  sehr  nahe  liegenden  Analogie  gleich  Fällen  der  Heimat- 
losigkeit behandelt  zu  werden.    BG.  v.  21.  April  1855  i.  S.  Bern  c.  Aargau. 

1.  Anweisung  eines  Bürgerrechts. 

Art.  8  des  Ges. 

489*  Die  Ansicht,  dass  dem  BGesetz  über  die  Heimatlosigkeit 
ein  Genüge  geschehen  sei,  wenn  die  anerkannten  Geduldeten  imd 
Eingetheilten  diejenigen  materiellen  und  politischen  Vortheile  er- 
halten ,  die  ihnen  das  Gesetz  im  Minimum  zusichert  und  es  bedürfe 
in  diesem  Falle  der  Einbürgerung  nicht  mehr,  ist  durchaus  irrig,  in- 
dem das  Gesetz  in  verschiedenen  Bestimmungen  die  förmliche  Ein- 
bürgerung ausdrücklich  fordert  und  auch  darüber  keinen  Zweifel  lässt, 
wo  eine  Ausnahme  statthaft  ist.  Aber  diese  Ausnahmen  können  nicht 
weiter  ausgedehnt  werden  und  namentlich  ist  vor  dem  Gesetze  nicht 
zulässig,  dass  die  Geduldeten  und  Eingetheilten  blos  den  Bürgern 
etwas  näher  gerückt  werden.  B.  1858 1.  304. 

4100«  Indem  Art.  4  der  BVerf.  als  allgemeinsten,  alle  Verhältnisse 
beherrschenden  Grundsatz  aufgestellt  hat:  »Alle  Schweizer  sind  vor 
dem  Gesetze  gleich«,  so  betrachtet  das  BGesetz  über  die  Heimat- 
losigkeit es  auch  als  eine  Bethätigung  dieses  Principes,  wenn  es  vor- 
schreibt, dass  alle  Personen,  die  blosse  Kantonsbürgerrechte  haben, 
auch  ein  Gemeinde-  und  Ortsbürgerrecht  erhalten  sollen ,  eine  Vor- 
schrift, die  ausdrücklich  in  den  Art.  3,  4  und  17  jenes  Gesetzes  ent- 
halten ist  und  nicht  umgangen  werden  kann.  B.  1858 1. 304. 

2.   Wirkung  des  Bflrgerrechts. 

Art.  4  des  Ges.  —  Vgl.  No.  588. 

491«  Die  Landsassen  und  Tolerirten  von  Obwalden  beschweren 
sich  über  eine  landräthliche  Verordnung,  wodurch  das  BGesetz  über 
die  Heimatlosen  seine  Vollziehung  erhalten  sollte.  Diese  Verordnung, 
sagen  sie,  widerspreche  in  zwei  wesentlichen  Richtungen  dem  BGe- 
setze ;  einerseits  werde  die  Verleihung  des  beschränkten  Bürgerrechts 
mit  einer  ungesetzlichen  Einkau&taxe  verbunden  und  anderseits  wer- 
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den  die  Einzubürgernden  gänzlich  vom  MitgenusBC  und  Tom  Einkauf 
in  die  Gemeindegüter  ausgeschlossen.  Sie  suchen  nachzuweisen,  dass 
die  fraglichen  Güter  den  Charakter  von  wahren  öffentlichen  Gemeinde- 
gütern tragen,  während  die  Regierung  von  Obwalden  behauptet,  dass 
dieselben  privatrechtliche  Corporationsgüter  seien,  auf  die  das  frag- 
liche Gesetz  keine  Anwendung  finde. 

Die  Regierung  von  Obwalden  wurde  eingeladen ,  auf  die  Auf- 
hebung des  Einkaufs  in  das  beschränkte  Bürgerrecht  hinzuwirken, 
den  Recurrenten  aber  wurde  überlassen ,  ihre  weiter  gehenden  An- 
sprachen beim  competenten  Richter  geltend  zu  machen.    Gründe: 

1)  In  Bezug  auf  die  erste  Beschwerde  setzt  Art  4  des  BGes.  vom 
3.  Decbr.  1850  ausdrücklick  fest,  dass  die  Einzubürgernden  durch 
die  Einbürgerung  nicht  Antheil  erwerben  an  demjenigen  Theil  des  Ge- 
meindegutes, das  der  unmittelbaren  Benutzung  der  Bürger  überlassen 
wird,  dass  sie  aber  durch  Einkauf  auch  dieses  Recht  erwerben  kennen. 

2)  Dagegen  macht  dieses  Gesetz  den  Erwerb  der  Gemeinde-,  Kir- 
chen- und  Schulgenössigkeit  und  den  Genuss  der  Unterstützung  bei 
Verarmung  von  keiner  Einkaufssumme  abhängig,  sondern  schreibt 
vielmehr  die  Einbürgerung  in  diesem  Sinne  unbedingt  vor.  Daher 
steht  denn  auch  die  im  Art.  4  der  landräthlichen  Verordnung  vom 
12.  Septbr.  1852  enthaltene  Taxation  der  Einzubürgernden  mit  dem 
erwähnten  BGesetze  nicht  im  Einklang. 

3)  Der  Entscheid  der  zweiten  Beschwerde  hängt  ganz  von  der 
Frage  ab,  ob  diejenigen  Güter,  die  den  Gegenstand  der  Beschwerde 
bilden,  ganz  oder  theilweise  Gemeindegüter,  oder  ob  sie  Corporations- 
güter von  privatrechtlichem  Charakter  seien. 

4)  Diese  Frage  ist  nun  aber  durchaus  civilrechtlicher  Natur  und 
sie  muss  daher  nicht  vom  BR.,  sondern  vom  competenten  Civilrichter 
entschieden  werden,  zumal  das  BGesetz  vom  3.  Decbr.  1850  nur  an- 
erkannte und  nicht  streitige  Gemeindegüter  voraussetzt  und  keineswegs 
beabsichtigt,  auf  dem  Wege  der  Vollziehung  durch  die  BBehörden 
in  allfälliges  Privateigenthum  einzugreifen  und  streitige  Rechtsfragen 
dem  natürlichen  Richter  zu  entziehen.  B.  1854  IL  70. 

492«  Die  Gemeinde  Roveredo  hatte  im  J.  1 746  dem  A.  M.  F.,  seinen 
Söhnen  und  deren  Nachkommen  die  Vergünstigung  gewährt,  dass  sie 
von  der  Fremdenabgabe  und  von  der  Viehtaxe  befreit  sein  sollen. 
Hierüber  wurde  eine  förmliche  Urkunde  ausgestellt  und  der  unent- 
geldliche  Genuss  an  Wald  und  Weid  der  genannten  Familie  bis  jetzt 
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immer  gewährt  Im  J.  1770  wollte  in  der  Gemeindeversammlung  der 
Versuch  gemacht  werden ,  die  der  Familie  F.  zugestandenen  Begün- 
stigimgen  zu  schmälern ,  die  Versammlung  beschloss  aber,  die  Schrift 
in  ihrer  vollen  Kraft  zu  belassen.  Im  J.  1855  verlangte  die  Gemeinde 
Boveredo  vom  Kleinen  Rath  des  Kts.  Graubünden,  dass  er  die  Familie 
F.  der  Gemeinde  Soazza,  als  dort  heimatgehörig,  zuerkenne;  der 
Kleine  Rath  beschloss  aber  am  5.  Novbr.  1856,  die  Glieder  der  Fa- 
milie F.  seien  als  Angeliörige  der  Gemeinde  Roveredo  zu  betrachten 
und  mithin  nach  dem  BGesetz  vom  3.  Decbr.  1850  daselbst  als  bedingt 
Eingebürgerte  zu  behandeln.  Die  Familie  F.  verlangte  nun  gestützt 
auf  dieses  BGesetz  in  das  volle  Bürgerrecht  von  Roveredo  sich  einzu- 
kaufen und  dass  hiebe!  die  ihr  im  J.  1746  gewährte  »Grazia«  in  An- 
rechnung gebracht  werde.  Die  Vorsteherschaft  von  Roveredo  weigerte 
sich  dessen  und  gelangte  mit  dem  Gesuche  an  die  Regierung ,  dass 
die  Familie  F.  den  gleichen  Bestimmungen  unterworfen  werden  möchte, 
die  für  die  volle  Einbürgerung  von  Angehörigen,  resp.  beschränkt 
Eingebürgerten  überhaupt  bestehen.  Am  31.  Decbr.  1857  wies  jedoch 
die  Regierung  auch  dieses  Gesuch  ab  und  erkannte ,  es  müssen  die 
Nutzungen  in  billigen  Anschlag,  d.  h.  in  Abrechnung  gebracht  werden. 

Gegen  diesen  letztern  Beschluss  recurrirt  nun  die  Gemeinde 
Roveredo  und  verlangt,  dass  er  als  mit  Art.  4  des  BGesetzes  vom 
3.  Decbr.  1850  im  Widerspruch  stehend  aufgehoben  werde.  Die  im 
J.  1746  der  Familie  F.  eingeräumte  Begünstigung,  die  zudem  nicht  für 
alle  Zeiten  und  Generationen  gegeben  worden,  trage  offenbar  den 
Charakter  einer  blossen  Gnade 'an  sich,  die  vom  Geber  beliebig  zurück- 
gezogen werden  könne  und  dem  Begünstigten  kein  Recht  auf  jene 
Nutzungen  verleihe.  Wenn  diese  nun  das  volle  Bürgerrecht  erwerben 
und  statt  einer  blossen  Vergünstigung  ein  Recht  erlangen  wollen ,  so 
könne  der  Gemeinde  nicht  untersagt  werden ,  für  diese  totale  l'män- 
derung  des  Verhältnisses  sich  entschädigen  zu  lassen.  Indem  die  Fa- 
milie F.  nun  der  Gemeinde  incorporirt  worden ,  sei  dem  BGesetze 
Genüge  geschehen ;  für  das  Mehrere  müsse  sie  nach  den  Vorschriften 
desselben  bezahlen.  Jedenfalls  habe  nie  die  Absicht  gewaltet,  das- 
jenige zu  schenken ,  was  man  nun  gestützt  auf  Art.  3  und  4  des  BGe- 
setzes verlangen  und  durch  Einkauf  erwerben  könne.  Zudem  müsse 
ein  Geschenk  nach  allgemeinen  Regeln  in  beschränkendem  Sinne  in- 
terpretirt  werden. 

Der  Recurs  wurde  abgewiesen : 
1)    Das  Hauptgewicht  der  vorliegenden  Beschwerde  besteht  keines- 
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wegs  darin ,  dass  die  Regierung  von  Graubünden  durch  den  ange- 
fochtenen Entscheid  die  Kantonsverfassung  oder  kantonale  Gresetze 
verletzt  habe ,  sondern  darin ,  dass  dieser  Entscheid  mit  Art  4  des 
BGesetzes  über  die  Heimatlosigkeit  in  Widerspruch  stehe  und  der 
Gemeinde  Roveredo  eine  grössere  Last  auflade ,  beziehungsweise  der 
Familie  F.  mehr  Recht  gewähre ,  als  dieser  Artikel  zulasse.  Von  die- 
sem Gesichtspunkte  ausgehend  erscheint  der  Recurs  keineswegs  als 
unzulässig,  da  dem  BR.  die  Ueberwachung  der  Vollziehung  des  er- 
wähnten BGesetzes  zusteht  und  er  die  betreffenden  Personen ,  denen 
dieses  Gesetz  zu  gut  kommt,  nöthigenfalls  selbst  gegenüber  kantonalen 
Gesetzen  schützen  müsste. 

2)  Darüber  kann  nun  kein  Zweifel  walten,  dass  die  im  J.  1746  der 
Familie  F.  gewährte  Vergünstigung  weder  persönlich  noch  zdthdi 
beschränkt  ist ,  überhaupt  ganz  unbedingt  lautet ,  vielmehr ,  wie  ans 
der  Verhandlung  von  1770  sich  ergibt,  für  immer  gegeben  wurde  und 
durch  Anwendung  des  erwähnten  BGesetzes  auf  die  Familie  F.  darom 
nicht  von  selbst  wegfallen  kann ,  weil  jene  Vergünstigung  weiter  geht 
als  diejenigen  Rechte ,  die  durch  die  einfache  Einbürgerung  im  Sinne 
dieses  Gesetzes  erworben  werden. 

3)  Was  die  Frage  betrifft ,  ob  dennoch  ein  einseitiger  Rücktritt 
von  Seite  der  Gemeinde  zulässig  sei,  so  muss  dieselbe,  abgesehen  von 
den  allfällig  anwendbaren  Grundsätzen  des  gewöhnlichen  Civilpro- 
zesses ,  vom  Standpunkte  des  fraglichen  BGesetzes  aus  verneint  wer- 
den ,  weil  es  die  darin  specieU  aufgeführten  Rechte  überall  nur  als 
ein  Minimum  betrachtet,  die  den  betreibenden  Personen  unter  keinen 
Umständen  vorenthalten  werden  dürfen,  übrigens  in  Sinn  und  Tendenx 
zum  Vortheil  dieser  Personen  meist  und  allfällig  besondere  günstigere 
Verhältnisse  ganzer  Klassen  oder  einzelner  Personen  festhält  und 
schützt ,  wie  es  z.  B.  das  mit  dem  vorliegenden  analoge  Verhältniss 
der  Duldung ,  obwol  sie  ursprünglich  meistens  auch  nur  blosse  Ver- 
günstigung war ,  als  ein  Recht  ansieht ,  das  der  betreffenden  Person 
zusteht  und  jetzt  zu  schützen  ist.  B.  1869 1.  883. 

.3.   Ausmittlung  der  Heimatlosen  und  ihrer  Verhältniase. 

Art.  6.  7.  des  Ges. 

403«    Es  liegt  nicht  in  der  Competenz  des  BG.  dem  Schweiz.  BR. 

gegenüber  in  Betreff  der  Leitung  und  des  Umfangs  der  mit  fremden 

Staatsregierungen  zu  führenden  diplomatischen  Unterhandlungen  [über 

Anerkennung  und  Aufnahme  von  Heimatlosen]  massgebende  Vorschrif- 
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ten  zu  ertheilen ;  sondern  es  bleibt  den  betreffenden  Kantonsregierun- 
gen anheim  gestellt ,  insofern  sie  aus  der  weitern  Fortsetzung  der  . . . 
Statt  gehabten  bundesräthlichen  Verwendungen  einen  erspriesslichen 
Erfolg  sich  yersprechen  zu  können  glauben,  diessfalls  unmittelbar 
mit  dem  BR.  sich  ins  Einvernehmen  zu  setzen. 

BG.  T.  13.  April  1858  i.  S.  Band  c.  Aargau,  Freibarg,  Uri  u.  LCss. 

4.   Vorlftuflger  Bescheid  des  Bundesrathes.  Duldung. 

Art.  8  des  Ges. 
MBfkm  Die  Worte  »ohne  Präjudiz^  in  Art.  8  des  BGesetzes  vom 
3.  Decbr.  1850  haben,  wie  aus  dem  erläuternden  Bericht  des  BB.  vom 
30.  Sept  1850  [B.  1850  lU.  132J  klar  heryorgeht,  nur  die  Bedeutung, 
dass  die  provisorische  Duldung  der  Hauptfrage  der  Einbürgerung 
nicht  vorgreifen  solle.  Dagegen  beweist  insbesondere  die  Bestimmung, 
es  sei  der  BR.  bei  seinen  provisorischen  Massnahmen  an  die  Beob- 
achtung der  Vorschriften  der  Art  11, 12  u.  13  1.  c.  gebunden,  dass 
dem  duldungspflichtigen  Kanton  auch  die  Lasten  der  Duldung  aufer- 
legt werden  wollten ,  da  die  Aufstellung  besonderer  Normen  filr  die 
Duldungspflichtigkeit  überflüssig  und  bedeutungslos  gewesen  wäre, 
sofern  inmierhin  der  einbürgerungspflichtige  Kanton  gehalten  sein 
sollte ,  auch  die  Kosten  der  provisorischen  Duldung  zu  übernehmen. 

Auch  die  Prajus  entspricht  der  vorstehenden  Auffassung  des  Ge- 
setzes ,  da  der  BR.  in  jedem  einzelnen  Falle  hinsichtlich  der  proviso- 
rischen Duldung  die  mit  den  Ergebnissen  der  Untersuchung  im  Ein- 
klang stehenden  Veränderungen  sofort  vorzunehmen  pflegt,  während 
er  beim  Vorhandensein  einer  Entschädiguogspflicht  die  zuerst  getrof- 
fene provisorische  Massnahme  bis  zur  definitiven  Erledigung  des 
Rechtsstreites  einfach  fortdauern  lassen  könnte.  Es  gehören  auch  die 
i^e ,  in  welchen  Kantone  über  die  Kosten  der  provisorischen  Dul- 
dung Rechnung  führten  und  andere  damit  zu  belasten  versuchten ,  in 
die  Klasse  der  Ausnahmen. 

BG.  V.  6.  Dec.  1857  in  S.  Basellandschaft  c.  Lozenu  B.  1858 1.  301  u.  599. 

6.  Definitiver  Entscheid  des  Bundesrathes  und  Weiterziehung. 

Art.  9  des  Ges. 
495»    Nach  Art.  9  des  BGesetzes  vom  3.  Decbr.  1850  ist  es  zu- 
nächst Sache  des  BR.  diejenigen  Kautone ,  denen  die  Pflicht  der  Ein- 
bürgerung einzelner  Heimatlosen  obUegt,  ausserrechtlich  hiefür  zu 
belangen  und  deren  Erklärungen  über  die  Anerkennung  der  ihnen 
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zugemutheten  Verbindlichkeit  einzuholen.  Wenn  nach  der  Ansicht 
des  B6.  die  Klage  auf  einen  wesentlich  dabei  mitbetheiligten  Stand 
auszudehnen  ist,  ohne  dass  von  vorne  herein  die  Theilung  des  Streit- 
gegenstandes Statt  finden  könnte ,  so  ist  das  BG.  zur  Geltendmachung 
seiner  rechtlichen  Ueberzeugung  prozessucdisch  lediglich  auf  das 
Mittel  verwiesen,  in  die  Klage  angebrachtermassen  nicht  einzutreten. 

BG.  V.  18.  Octbr.  1855  i.  S.  Bund  c.  Wallis  u.  Lioeni. 

4L06»  Wenn  indess  die  Interessen,  um  die  es  sich  handelt,  unbe- 
deutend sind  [es  war  hier  die  Einbürgerung  eines  einzigen  im  J.  1813 
gebomen  Heimatlosen  streitig] ,  so  kann  der  Richter  nicht  veranlasst 
sein ,  die  Klage  angebrachtermassen  zu  verwerfen ,  zumal  wenn  sidi 
nicht  mit  Gewissheit  voraussehen  lässt,  dass  fortge^tzte  Untersuchun- 
gen erhebliche  Aenderungen  in  der  Actenlage  hervorrufen  würden, 
während  auf  der  andern  Seite  auch  bei  nicht  erfolgender  Zurückwei- 
sung der  Klage  nach  Art.  8  des  Prozessgesetzes  immerhin  noch  die 
Möglichkeit  eröffnet  ist ,  die  Rechte  der  Parteien  gegenüber  den  fehl- 
baren Kantonsregierungen  zu  wahren. 

BG.  vom  23.  Octbr.  1855  i.  S.  Bnnd  c  Bern  n.  Waadt 

4L07»  Im  Heimatlosenprozesse,  in  welchem  wesentlich  die  Qnmd- 
sätze  des  Untersuchungsverfahrens  zur  Anwendung  kommen ,  liegt  es 
in  der  Befugniss  des  BG. ,  ausser  den  vom  BR  belangten  Kantonen 
neue  Beklagte  ins  Recht  zu  rufen ,  wenn  erhebliche  Gründe  dazu  vor- 
handen sind.  BG.  V.  2.  Juli  1856  i.  8.  Bund  c.  St.  Gallen,  Zürich,  Lnzeni. 

Scbwyz  u.  Zog. 

4L08»  Es  ist  bereits  schon  zu  wiederholten  Malen  ausgesprochen 
worden,  dass  das  BGesetz  vom  3.  Decbr.  1850  und  namentlich  Art.  3 
desselben  die  Einbürgerung  der  Heimatlosen  —  mit  alleiniger  Aus- 
nahme der  in  Art.  10  bezeichneten  Fälle  —  als  eine  Pflicht  der  Kantone 
erklärt  und  dass  die  BBehörden  lediglich  für  Ausmittlung  des  Pflich- 
tigen Kantons  zu  sorgen  haben.  Demnach  erscheint  ein  Antrag  auf 
Abweisung  der  Klage  des  BR  in  Fällen  der  Heimatlosigkeit  als  un- 
statthaft. Die  Aufgabe  eines  jeden  ins  Recht  gefassten  Kantons ,  der 
die  ihm  zugemuthete  Pflicht  der  Einbürgerung  eines  Heimatlosen  be- 
streitet ,  kann  nur  darin  bestehen ,  nachzuweisen ,  dass  die  iragliche 
Verbindlichkeit  nicht  auf  ihm ,  sondern  auf  einem  andern  Kantone, 
auf  welchem  andern  und  aus  welchen  Gründen  beruhe. 

BG.  V.  21.  Decbr.  1853. 

tL99.  Am  4.  Febr.  1800  copulirte  der  Pfarrer  von  Egerkingen  die 
heimatlosen  Anton  Scherr  und  Marie  Anna  Kollbrunner ,  aus  deren 
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Ehe  siehen  Kinder  hervorgingen.  Die  Regierung  von  Solothum,  vom 
Bunde  belangt,  die  Nachkommen  der  verstorbenen  Eheleute  Scherr 
einzabürgem,  wendet  u.  A.  ein,  zur  Zeit  erwähnter  Copulation  habe  der 
Kt.  Solothum  keine  staatliche  Selbständigkeit  besessen ,  sondern  alle 
Amtshandlungen  seien  im  Namen  der  helvetischen  Bepublik  vorge- 
nommen worden;  demnach  sei  der  Bund  als  Rechtsnachfolger  der 
Helvetik  zu  betrachten. 

Hierauf  wird  in  dem  Urtheil  des  BG.  vom  1.  Juli  1853  erwidert: 
Abgesehen  davon ,  dass  die  Pfarrgeistlichen  nach  ihrer  Stellung 
und  der  Art  ihrer  Besoldung  in  der  helvetischen  Republik  nicht  als 
Staatsbeamte  betrachtet  wurden ,  der  Bund  demnach  auch  fiir  ihre 
Handlungen  nicht  verantwortlich  sein  kann ,  so  ist  es  jedenfalls  eine 
geschichtliche  Thatsache,  dass  mit  Einfuhrung  der  Mediationsacte  die 
Schweiz  als  Staat  lediglich  gewisse  Schuldverpflichtungen  von  der 
Helvetik  übernahm.  Im  üebrigen  aber ,  was  die  Amtshandlungen  der 
GremeindeangesteUten  und  selbst  der  Bezirksbehörden  betrifft,  ging  die 
Haftbarkeit  dafiir  auf  die  souverän  gewordenen  Stände  über  und  Jeder 
derselben  hat  für  den  ümfaug  seines  Gebiets  die  Folgen  pflichtwidriger 
Handlungsweise  ehemaliger  helvetischer  Beamten  zu  übernehmen. 
Zudem  gehen  weder  Art.  56  der  BVeff.  noch  das  aus  diesem  hervor- 
gegangene BGesetz  vom  3.  Decbr.  1850  von  der  Voraussetzung  aus, 
dass  der  Bund  pflichtig  sei,  in  seinen  Kosten  eine  gewisse  Kla«s9  von 
Heimatlosen  einzubürgern,  sondern  es  liegt  demselben  ausschliesslich 
die  Ermittlung  derjenigen  Kantone  ob,  die  nach  den  ertheilten  allge- 
meinen Directionen  den  Heimatlosen  zu  Bürgerrechten  zu  verhelfen 
haben.  Vgl.  No.  508. 

SOO»  Durch  Beschluss  der  BVersammlung  v.  24./29.  Juli  1857  ist 
der  BR.  eingeladen  worden ,  in  jedem  Beschluss  über  Zutheilung  von 
Heimatlosen  eine  Frist  anzusetzen,  inner  welcher  die  betreffenden 
Kantone ,  welche  den  Zutheilungsbeschluss  nicht  anerkennen  wollen, 
ihm  daherige  Erklärungen  einzugeben  haben.  In  besondern  Fällen 
kann  diese  Frist  verlängert  werden.  Gegen  diejenigen  Kantone,  welche 
unterlassen ,  inner  der  bezeichneten  Frist  eine  Erklärung  abzugeben, 
erwächst  der  bundesräthliche  Beschluss  in  Rechtskraft.  Off.  S.  V.  675. 6.*) 


*)  Gleichzeitig  wiu:de  der  BR.  eingeladen ,  >der  BVersammlung  einen  Gesetzes- 
entwurf Ober  die  für  die  Geltendmachung  des  Recursrechtes  gegen  Beschlüsse  des 
BR.  zu  beobachtenden  Fristen  vorzulegen.»  Eine  solche  Vorlage  scheint  aber  noch 
niclit  genutcht  worden  m  sein. 
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6.   Massg^ebende  Grundsätze  fOr  die  Einbflrgeraiig. 

Art.  11.  12  des  Ges. 
501»  Nach  der  besondern  Eigenthümlicbkeit  der  Streitigkeiten, 
betreffend  die  Einbürgerung  von  Heimatlosen ,  kann  sich  das  Verfah- 
ren in  Hinsicht  auf  Beweisführung  und  ßeweisprüfung  nicht  strenge 
an  die  Regeln  des  Civilprozesses  binden.  Vielmehr  sind  in  ersterer 
Beziehung  der  BR.,  resp.  die  Generalanwaltschaft  darauf  angewiesen, 
durch  das  Mittel  polizeilicher  Nachforschungen  dem  Richter  das  Ma- 
terial zum  Entscheide  an  die  Hand  zu  geben.  Auch  kann  das  Urtheil 
nicht  in  allen  Fällen  strengrechtliche  Gewissheit,  sondern  nur  das 
aussprechen,  was  in  den  Augen  des  Richters  als  bis  znr  höchsten 
Wahrscheinlichkeit  erstellt  zu  betrachten  ist. 

B6.  V.  21.  Decbr.  1853  i.  S.  Bund  c.  Lnzern,  Zag,  Bern  ti.  Baselland:  t.  21.  April  185& 
i.  8.  Bund  c.  Aargau,  BaseUand  u.  Bern :  v.  1.  April  1856  i.  S.  Bund  c.  Luzern« 

Aargau  u.  Glaras. 

903«  Sowol  nach  Art.  11  u,  12  des  BGesetzes  vom  3.  Decbr.  1850. 
als  nach  einer  constanten  bundesgerichtlichen  Praxis  ist  die  eheliche 
und  aussereheliche  Abstammung  von  Eltern ,  die  einem  Kanton  ange- 
hören, bei  Einbürgerung  von  Heimatlosen  als  vorzüglich  entscheiden- 
des Verhältniss  in  Berücksichtigung  zu  ziehen. 

BG.  V.  1.  April  1856  i.  S.  Bund  c.  Luzern.  Aarjrau  u.  Glarus  u.  v.  29,  Juni  1858 

i.  S.  Bund  c.  Bern  u.  Genf. 

S03«  In  staatsrechtlicher  Beziehung  unterliegt  es  keinem  Zweifel, 
dass  bei  der  Bildung  eines  selbständigen  Staates  nicht  nur  die  Rechte 
derjenigen  Landestheile ,  aus  welchen  er  zusammengesetzt  wird ,  son- 
dern auch  deren  Verpflichtungen  auf  denselben  übergehen.  Dabei  ist 
inbegriffen,  dass  die  neue  Staatsadministration  für  die  Fehler  der 
frühern  einzustehen  hat  und  dass  insbesondere  die  Einbürgerung  der 
Heimatlosen  eine  staatsrechtliche  Massnahme  ist ,  von  der  nicht  zu- 
nächst einzelne  fehlbare  Personen ,  sondern  die  Kantone  mit  ihren 
gegenwärtigen  Gebieten  betroffen  werden. 

BG.  V.  2.  Juli  1856  i.  S.  Bund  c.  St.  (lallen,  Zilricb,  Luzern,  Schwyz  und  Zug. 

cf.  No.  499. 

304«  Es  erscheint  als  ein  unbestreitbares  historisches  Factum,  das 
nach  der  in  den  Jahren  1792  und  1797  erfolgten  Vereinigung  der 
Landestheile  des  ehemaligen  Bisthums  Basel  mit  Frankreich  die  früher 
bestandenen  Gemeindebürgerrechte  aufgehoben  und  das  französische 
Staatsbürgerrecht  eingeführt  wurde. 

Nun  entstellt  die  Frage ,  ob  nach  dem  Sturz  des  französisches 
Kaiserthums  und  bei  der  Zutheilung  des  ehemaligen  Gebiets  des  Bis- 
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thurns  Basel  an  die  Kantone  Bern  und  Basel  Johannes  Schmidlin, 
der  als  französischer  Staatsbürger  sein  Domicil  zu  Ariesheim  genom- 
men hatte  und  dasselbe  auch  seit  der  Statt  gehabten  Gebietsverände- 
ning  beibehielt,  in  Folge  der  Wiederherstellung  der  Gemeinderechte 
als  Abkömmling  eines  Bürgers  der  Gemeinde  Wahlen  (Kts.  Bern)  das 
Heimatsrecht  in  dieser  Gemeinde  wieder  erlangt  habe,  oder  ob  er,  da 
er  zu  Ariesheim  die  Befugnisse  eines  französischen  Bürgers  ausgeübt 
hatte,  als  Angehöriger  des  Kts.  Baselland,  beziehungsweise  der  Ge- 
meinde Ariesheim,  zu  betrachten  sei.  Diese  Frage  muss  hauptsächlich 
aus  dem  Inhalte  des  Staats  Vertrages  vom  14.  Novbr.  1815  [A.  S.  1. 117. 
SnellL  61],  betreffend  die  Vereinigung  des  ehemaligen  Bisthums  Basel 
mit  dem  Kt.  Bern  entschieden  werden. 

Art.  17  des  betreffenden  Staatsvertrages  enthält  die  ausdrück- 
liche Bestimmung : 

»Da  die  Ausübung  der  politischen  Rechte  durch  die  Bürgerrechte  bedingt 
»ist,  so  werden  die  letztem  hergestellt.« 

Nun  ist  anzunehmen,  es  sei  durch  die  fragliche  Stipulation  nicht 
allein  die  Einführung  des  Institutes  der  Bürgerrechte  im  Allgemeinen, 
sondern  auch  die  Erneuerung  der  diessfalls  in  früherer  Zeit  bestan- 
denen persönlichen  Berechtigungen  bezweckt  worden ,  wenn  nament- 
lich berücksichtigt  wird : 

a.  dass  nach  Art.  1 9  der  Uebereinkunft  in  Beziehung  auf  diejenigen 
Bewohner  des  Bisthums,  >die  sowol  in  dem  bemerischen  als  in  dem 
baseischen  Antheil  Bürgerrechte  besitzen«,  die  Verfügung  getroffen 
wurde ,  dass  sie  ihre  politischen  Rechte  am  Orte  ihres  gewöhnlichen 
Aufenthalts  ausüben  sollen,  wonach,  da  der  französische  Staatsbürger 
sein  Bürgerrecht  nur  am  Orte  des  Wohnsitzes  auszuüben  befugt  war, 
geschlossen  werden  muss ,  es  sei  selbst  der  Besitz  der  Doppelbürger- 
rechte ,  die  vor  der  Vereinigung  des  Bisthums  mit  Frankreich  zu  Gun- 
sten einzelner  Personen  in  verschiedenen  Theilen  desselben  bestan- 
den .  gewährleistet ,  die  Ausübung  des  politischen  Bürgerrechts  aber 
hiebei  auf  einen  Ort  beschränkt  worden  ; 

b.  dass  in  das  Vollziehungsreglement  vom  19.  und  29.  April  1816 
die  keiner  weitern  Interpretation  bedürfende  Bestimmung  aufgenom- 
men wurde :  »Alle  Personen,  welche  zur  Zeit  der  jeweiligen  Besetzung 
der  verschiedenen  Theile  des  Bisthums  durch  französische  Truppen 
in  einer  der  Gemeinden  des  Bisthums  verbüi'gert  waren ,  werden  hie- 
mit  sammt  ihren  Naclikommen  in  den  vollen  Besitz  und  die  Ausübung 
ihres  Bürgerrechts  wieder  eingesetzt  und  darin  bestätigt ,  um  solches 
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in  ihren  betreffenden  Gemeinden,  den  Gesetzen  und  dem  Herkommen 
gemäss,  zu  benutzen.« 

Allerdings  gebieten  die  Art.  7  und  8  des  fraglichen  Reglements: 
»Alle  Personen ,  welche  ein  Bürgerrecht  ansprechen,  sollen,  wenn  sie 
landesabwesend  seien,  ihre  Ansprüche  innerhalb  eines  Jahres,  von  der 
Publication  des  Reglements  an  gerechnet,  geltend  machen,  widrigen- 
falls sie  als  Fremde  angesehen  würden«  und  es  ist  nicht  bestritten,  es 
habe  Johannes  Schmidlin  während  der  festgesetzten  Zeitfrist  für  die 
Wiedereinsetzung  in  sein  ehemaliges  Bürgerrecht  yon  Wahlen  sich 
nicht  beworben. 

Aus  den  selbsteigenen  Zugeständnissen  der  beklagten  Partei  er- 
gibt sich  aber,  dass  die  fragliche  Verordnung  keine  stricte  Vollziehung 
gefunden  habe ;  auch  kann  wirklich  die  Regierung  von  Bern  richter- 
lich nicht  als  befugt  erachtet  werden,  in  einer  nachgehenden  Verord- 
nung auf  einseitige  Weise  die  Wiedereinsetzung  in  bürgerliche  Berech- 
tigungen an  die  Beobachtung  von  peremtorischen  Fristen  2u  knüpfen, 
während  in  dem  zwischen  den  Bevollmächtigten  der  bemischen  Re- 
gierung und  den  Stellvertretern  des  Bisthums  Basel  abgeschlossen«! 
Hauptvertrage  die  unbedingte  und  uneingezielte  Gewährleistung  der 
von  Angehörigen  der  Landschaft  früher  besessenen  Bürgerrechte 
Statt  gefunden  hatte. 

Denigemäss  wurde  Johannes  Schmidlin  sammt  seiner  ehelichen 
Nachkommenschaft  als  Bürger  des  Kts.  Bern  und  der  Gemeinde  Wahlen 
erklärt.  BG.  v.  4.  Juli  1851  i.  S.  BaseUandschaft  c.  Bern. 

909«  Von  den  Gründen  der  Vernachlässigung  polizeilicher  Vor- 
sichtsmassnahmen  kann  demjenigen  »der  concordatswidrigen  Copu- 
lation«  nicht  die  Bedeutung  gegeben  werden,  als  ob  lediglich  die 
Kantone ,  die  den  Concordaten ,  betreflfend  die  Eheeinsegnungen ,  bei- 
traten, pflichtig  gewesen  seien,  die  Vorschriften  derselben  zu  beobach- 
ten ;  rielmehr  betrachtete  die  BVersammlung  für  diejenigen  Fälle,  wo 
keine  besondern  kantonalen  Gesetzesbestimmungen  zur  Anwendung 
kommen,  die  Einhaltung  der  Vorschriften  der  Concordate  als  das 
Minimum  der  Vorsicht ,  welche  die  Kantonsbehörden  in  Fragen  des 
bürgerlichen  Status  zu  beobachten  haben.  Sie  war  auch  befugt  von 
dieser  Voraussetzung  auszugehen,  weil  die  concordirenden  Stände 
diejenigen .  welche  dem  Concordate  nicht  beitraten .  vor  den  Folgen 
unregelmässiger  Copulationen  ausdi-ücklich  warnten  und  fortwährend 
die  letztern  als  Grund  der  Einbürgerung  von  Heimatlosen  erklärten 
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(Concordat  vom  4.  Juli  1820  [A.  S.  11.  24.  Snelll.  221])  und  weil  nach 
dieser  Verwarnung  der  BVersammlung  nicht  zugemuthet  werden 
konnte ,  dass  sie  die  kleine  Minderheit  der  Stände ,  die  hieyon  keine 
Notiz  nahm ,  besser  behandle .  als  die  concordirenden  Stände  selbst 
gesetzlich' gestellt  wurden. 

BG.  T.  20.  Decbr.  1853  i.  S.  Bund  c.  Schwyz ,  Aargau  u.  Tessin. 

S06»  Der  geschehene  Trauungsact  yon  Heimatlosen  hat  vom 
Standpunkte  der  Handhabung  der  Fremdenpolizei  aus  betrachtet 
höhere  Bedeutung,  als  die  zeitweilige  Duldung  derselben  in  einem 
andern  Kanton,  zumal  jene  Thatsache  mit  der  Erzeugung  einer  grossen 
Zahl  von  Heimatlosen  im  engsten  Zusanmienhange  steht. 

Demnach  wurde  die  Anna  Maria  Wagner,  deren  heimatlose  Eltern 
im  Kt.  Luzern  getraut  worden  waren,  nebst  ihren  Kindern  und  Kindes- 
kindem  dem  Kt.  Luzern  zuerkannt. 

BG.  V.  1.  April  1856  i.  S.  Bund  c.  Luzern.  Aargau  und  Glarus;  v.  2.  Juli  1856 

i.  S.  Bund  c.  St  Gallen  u.  LCss. 

S07»  Wenn  in  Art  11  Zifi*.  2  des  Gesetzes  vom  3.  Decbr.  1850  die 
in  einem  Kanton  mit  Umgehung  der  concordatsmässigen  oder  gesetz- 
lichen Vorschriften  erfolgte  Copulation  als  eine  für  die  Einbürgerung 
Heimatloser  massgebende  Thatsache  aufgeführt  ist,  so  bezweckte 
hiebei  der  Gesetzgeber  wol  nicht  allein  eine  den  Zeitraum  des  Be- 
standes der  eidg.  Concordate  umschliessende  Gesetzesbestinmiung  auf- 
zustellen, sondern  er  suchte  vielmehr  dem  Grundsatze  Geltung  zu 
yerschaffen«  dass  Ehen,  bei  deren  Eingehung  weder  die  Landesgesetze 
noch  die  Erfordernisse  der  Concordate  Beachtung  gefunden  haben, 
in  die  Kategorie  der  unordentlichen  gehören.  Diese  Gesetzesinterpre- 
tatiou  liegt  sehr  nahe,  sowol  nach  der  geschichtlichen  Entstehung  des 
BGesetzes ,  betreffend  die  Heimatlosigkeit ,  als  nach  der  Willensrich- 
tung  der  Mehrheit  der  gesetzgebenden  Behörde ;  sie  hat  auch  in  einem 
Urtheile  vom  20.  Decbr.  1853  gegenüber  dem  Kt.  Schwyz  [No.  505] 
bereits  Anwendung  gefunden. 

BG.  V.  2.  Juli  1856  i.  8.  Bund  c.  St  Galleu,  Zürich,  Luzern,  Schwyz  u.  Zug. 

508«  Aus  dem  Ehebuch  der  Pfarrgemeinde  Ebikon  (Luzern)  er- 
gibt sich,  dass  dort  am  21.  Octbr.  1796  getraut  worden  sind:  der 
Heimatlose  Ludwig  Alois  Malter  und  Maria  Elisabetha  Aehrenbold 
von  Meyenberg  -  Sins  (Aargau).  Aus  dieser  Ehe  gingen  vier  Kinder 
hervor,  namentlich  eine  Katharina  Malter,  die  seither  sechs  unehe- 
liche Kinder  geboren  hat.  Gregenwärtig  handelt  es  sich  um  das  Bürger- 
recht der  Katharina  Malter  und  ihrer  sechs  Kinder. 
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Dieselben  wurden  durch  Urtheil  des  BG.  vom  22.  Decbr.  1853 
dem  Kt.  Aargau  zugesprochen,  aus  folgenden  Gründen: 

1)  Für  Trauungen,  die  in  gehöriger  Weise  Statt  fanden  und 
auf  vorgeschriebene  Weise  in  den  amtlichen  Registern  vorgemerkl 
worden,  ist  die  Legalität  jederzeit  so  lange  zu  präsumiren,  bis  das 
Gegentheil  erwiesen  werden  kann ,  namentlich  der  Widerspruch  der 
fraglichen  Ehe  mit  positiven  Gesetzen  des  Staates  oder  der  Kirche. 
Dem  Stande  Luzern ,  dem  die  Beweispflicht  obliegen  würde ,  ist  der- 
selbe in  keiner  Weise  gelungen. 

2)  Es  steht  aber  die  Unverjährbarkeit  von  HeimatberechtiguDgeD 
im  eidgenössischen  BBecht  fest.  Die  Elisabetha  Aehrenbold  hätte  bd 
ihrer  Verehelichung  mit  Alois  Malter  im  J.  1798  ihrer  frühem  bürger- 
lichen Angehörigkeit  nur  in  sofern  verlustig  werden  können ,  als  sifi 
in  Folge  ihrer  Heirat  in  einen  neuen  bürgerlichen  Verband  eingetre- 
ten wäre. 

3)  Unwidersprochenermassen  gehörte  Alois  Malter  der  Klasse  der 
Heimatlosen  an  und  er  hat  erst  im  laufenden  Jahr  (1853)  durch  btm- 
desräthlichen  Beschluss  ein  Duldungsrecht  im  Kt.  Luzefn  sich  e^ 
werben.  Demnach  rief  die  im  J.  1 798  geschehene  Verehelichung  der 
Elisabetha  Aehrenbold  in  den  bürgerrechtlichen  Verhältnissen  de^ 
selben  keine  Aenderung  hervor  und  somit  vererbte  sich  auch  die 
Heimatberechtigung  derselben  auf  die  Kinder,  resp.  die  Katharina 
Malter  und  deren  aussereheliche  Nachkommen. 

BG.  i.  S.  Band  c.  Aargau  u.  Luzern  u.  v.  22.  Octbr.  1856  i.  S.  Bund  c.  BaseUand, 

Aargau  o.  Bern. 

SOO«  Urs  Joseph  Bergdorf,  dessen  Eltern  am  3.  Febr.  1795  in 
Eschenbach  (St.  Gallen)  »weder  unter  Production  gehöriger  Ausweis- 
schriften, noch  mit  Zustimmung  der  Landesobrigkeit«  copulirt  worden 
und  der  sich  dann  lange  Jahre  im  Kt.  Solothurn  aufhielt,  wurde  den 
Kantonen  Solothurn  und  St.  Gallen  gemeinschaftlich  zugetheilt :  »indem 
in  der  Handhabung  der  Fremdenpolizei  sowol  von  Seite  der  Behörden 
des  Landestheils,  auf  welchem  die  Trauung  der  Eltern  des  U.  J.  Bergdorf 
vor  sich  ging,  als  ab  Seite  derjenigen  Beamten,  die  den  heimatlosen 
Eltern  Bergdorf  und  ihren  Kindern  einen  langdauemden  Aufenthalt 
gewährten,  unverkennbare  Fahrlässigkeit  bewiesen  wurde,  [daher]  die 
Folgen  derselben  beide  betheiligten  Kantone  in  gleichem  Masse  treffen 
müssen.« 

Dieser  U.  J.  Bergdorf  wurde  in  St.  Salvador  (Sardinien)  mit 
Anna  Maria  Strasser  copulirt,  aus  welcher  Ehe  acht  noch  lebende 
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^^  • 

Kinder  hervorgingen ,  welche  sammt  der  Mutter  als  Angehörige  des 

Kts.  Luzem  Anerkennung  gefunden  haben.  Eine  Tochter  derselben, 
Katharina  Bergdorf,  lebt  seit  1848  im  Concubinat  mit  Felix  Bergdorf, 
der  am  25.  Noybr.  1842  der  solothurnischen  Gemeinde  Nunningen  als 
Duldungsgenössiger  zugetheilt  wurde ;  in  diesem  Goncubinate  gebar 
die  Katharina  Bergdorf  zwei  Töchter  Katharina  und  Florentine. 

Diese  zwei  Kinder  wurden  dem  Kt.  Luzem  zur  Einbürgerung 
merkannt  unter  folgender  Begründuug: 

'  Durch  die  gefiihi-te  Untersuchung  wurde  die  Heimatgehörigkeit 
der  Anna  Maria  Strasser,  Ehefrau  des  U.  J.  Bergdorf  in  solcher  Zu- 
verlässigkeit erstellt ,  dass  der  Stand  Luzem  dieselbe  sammt  ihren 
Kindern  ohne  Widerspruch  in  sein  Bürgerrecht  aufnahm.  Nun  muss 
aber  der  Grundsatz :  »fructus  sequitur  ventrem^  auch  gegenüber  den 
Enkeln  Anwendung  finden ,  zumal  wenn  auch  nach  Art.  12  Ziff.  3  des 
BGesetzes  vom  3.  Decbr.  1850  Kinder  einem  Kanton,  in  welchem  ihre 
Eltern  als  geduldete  Heimatlose  anerkannt  sind ,  zugewiesen  werden 
können ,  dieses  nach  dem  klaren  Willen  des  Gesetzes  immerhin  nur 
dann  geschehen  soll,  y^xoenn  die  Eltern  in  keinem  Kanton  ein  Bürger- 
recht  hatten.*  Daher  kann  die  Duldungsgenössigkeit  des  Felix  Berg- 
dorf im  Kt.  Solothurn  neben  der  unzweifelhaften  Heimatgehörigkeit 
seiner  Beihälterin ,  Katharina  Bergdorf,  im  Kt.  Luzern  nicht  in  Be- 
rücksichtigung kommen. 

BG.  T.  8.  Juli  1856i.S.Bimd  c.  St. Gallen,  Solothurn,  Bern,  Lnzern  u.  Appenzell  LR. 

SlO«  Der  Heimatlose  Kaspar  Alois  Neuwirth  wurde  dem  Kt.  Wallis 
unter  folgender  Begründung  zugetheilt: 

1)  Es  wurde  zwar  in  verschiedenen  bundesgerichtlichen  Urtheilen 
der  in  Art.  11  Ziff.  2  des  BGesetzes  vom  3.  Decbr.  1850  aufgeführte 
Grand,  »der  mit  Umgehung  von  concordatsmässigen  oder  gesetzlichen 
Vorschriften  erfolgten  Copulation«  dahin  interpretirt ,  dass  derselbe 
für  die  Einbürgemng  der  Heimatlosen  auch  da  anwendbar  sei ,  wo 
vor  dem  Bestand  von  Gesetzen  und  Concordaten  ohne  die  nach  den- 
selben erforderten  Ausweisschriften  Eheeinsegnungen  Statt  gefunden 
haben  und  dadurch  der  Heimatlosigkeit  wesentlicher  Vorschub  ge- 
leistet worden  sei  Hier  fallt  jedoch  die  Copulation  vom  9.  Nov.  1 778, 
wenn  sie  sich  auch  als  ein  unordentlicher  Act  darstellt,  so  weit  in  die 
Vergangenheit  zurück  .  .  .  und  entscheidet  für  den  obschwebenden 
Fall  so  wenig,  dass,  zumal  spätere  von  jener  Copulation  durchaus 
unabhängige  Umstände  auf  die  Statusverhältnisse  des  K.  A.  Neuwirth 
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einwirkten,  die  Trauung  der  Grosseltern  des  mehr  als  SOjährigen 
Heimatlosen  nicht  als  erheblich  in  den  Vordergrund  treten  kann. 

2)  Ebenso  war  der  Aufenthalt  des  K.  A.  Neuwirth  im  Kt.  Solothura, 
selbst  wenn  der  von  ihm  behauptete  Schulbesuch  in  Aeschi  als  wahr 
angenommen  wird ,  ein  kurz  vorübergehender  und  beschränkte  sidi 
ausschliesslich  auf  den  Zeitpunkt  der  Kindheit,  so  dass  demselbeD 
keine  rechtliche  Bedeutung  beigemessen  werden  kann. 

3)  Dagegen  traten  schon  die  Grosseltern  des  K.  A.  Neuvmrth  und 
zwar  seit  dem  Ende  der  1780er  Jahre  bis  ins  J.  1820,  dann  mehrere 
Geschwister  der  Mutter  desselben  und  endlich  er  selbst  während  der 
Dauer  von  15  —  16  Jahren  zu  dem  Et.  Wallis  in  solche  Beziehungen 
des  Verkehrs ,  des  Aufenthalts ,  des  Gewerbsbetriebs  und  der  unAB- 
gefochtenen  Duldung,  dass  hiernach  allerdings  gefolgert  werden  mntt. 
es  haben  die  Behörden  des  Kts.  Wallis  die  fragliche  Familie  als  eine 
bei  ihnen  einheimisch  gewordene  betrachtet  und  behandelt ,  so  daes 
der  längste  Aufenthalt  des  K.  A.  Neuwirth  in  der  Schweiz  unzweifelhaft 
den  Kt.  Wallis  betrifft. 

BG.  V.  15.  Decbr.  1856  i.  S.  Bund  c.  Wallis,  Luzern  u.  i^lothurn.  Vgl.  eine  ihnUche 

Entscheidung  v.  14.  April  1858  i.  S.  Bund  c.  Sdiwyz  u.  UrL 

911  •   Das  BG.  hat  zu  wiederholten  Malen,  nämlich  am  22.  Decbr. 

1853  in  dem  Rechtsstreite,  betreffend  die  Einbürgerung  der  Katliftrinü. 
Malter  [No.  308]  und  untenn  22.  Octbr.  1855  in  demjenigen,  betr.  die 
Ileimatsberechtigung  des  Anton  Wendelnieier  [cf  ibid.]  grundsätzhch 
festgestellt,  es  sei  die  staatsrechtliche  Gültigkeit  einer  im  Ausland  ab- 
gescldossenen  Ehe  jederzeit  für  so  lange  zu  präsumireu,  bis  aus  der 
Gesetzgebung  des  betreffenden  Kantons  nachgewiesen  werde,  dass 
dieselbe  ohne  Zustimmung  der  Laudesregierung  in  gültiger  Weise 
nicht  habe  eingegangen  werden  kömien. 

Dieser  Grundsatz  wurde  auch  auf  eine  am  19.  Januar  1840  in 
Rom  abgeschlossene  Ehe  des  Alois  Rubelet  mit  Anna  Maria  Huser 
angewendet. 

BG.  V.  16.  Decbr.  1856  i.  b.  Buud  c.  Uuterwaldeu  u.  L'ri :  v.  14.  April  1858  L  S. 
Bund  c.  Schwyz  u.  Uri ;  v.  16.  Dec.  1858  i.  S.  Bund  c.  üri  u.  Schwyz.  B.  1869  1. 899. 

913«  Bei  Lösung  der  Frage  der  Gültigkeit  einer  Römerehe  sind 
die  eidg.  Concordate  über  Eheeinsegnungen  jedenfalls  nicht  als  mass- 
gebend zu  betrachten ,  indem  . .  .  hiedurch  nur  die  Verhältnisse  der 
iiuf  schweizerischem  Gebiete  geschehenen  Trauungen  regulirt  werden. 

BG.  V.  16.  Decbr.  1858  i.  S.  Bund  c.  üri  u,  Schwyi. 
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SIS»  Der  in  Ziffer  3  Art  11  des  BGesetzes  über,  die  Heimatlosig- 
keit vorkommende  Ausdruck  »längster  Aufenthalt  ist  nicht  absolut 
za  Terstehen ,  sondern  auf  alle  Kantone  auszudehnen ,  in  denen  der 
Aufenthalt  ein  verhältnissmässig  bedeutender  gewesen  ist,  so  dass 
ako  eine  einzelne  Familie  oder  Person  aus  demselben  Rechtsgrunde 
mehrem  Kantonen  zur  Einbürgerung  zugesprochen  werden  kann, 
selbst  dann ,  wenn  die  Polizeibehörden  der  betreffenden  Kantone  das 
Möglichste  gethan  haben  sollten ,  der  in  ihr  Gebiet  eingedrungenen 
Heimatlosen  sich  zu  erwehren.  B.  1859 1.  399. 

SIS»  Wenn  in  Art.  11  Ziff.  3  »der  längste  Aufenthalte  als  mass- 
gebender Grund  der  Einbürgerung  von  Heimatlosen  aufgeführt  wird, 
80  erscheint  hienach  die  Ye'rtheilung  einer  heimatlosen  Familie  unter 
TeiBchiedene  Kantone  nach  Verhältniss  der  in  denselben  Statt  gehab- 
ten Geburten  mindestens  insoweit  als  ausgeschlossen,  als  nicht  die 
Verschuldung  der  Heimatlosigkeit  auf  den  betreffenden  Kantonen  in 
ganz  gleichmässiger  Weise  beruht ;  da  der  Gesetzgeber ,  wenn  er  die 
Zahl  der  Geburten  als  Masstab  der  Einbürgerung  betrachtet  hätte, 

Bokdies  in  uuzweifelhafter  Weise  ausgesprochen  haben  würde. 

BB.  V.  15.  Decbr.  1856  i.  S.  Bund  c.  Bern,  ZOrich,  Thurgau.  Freiburg  u.  Glarus. 

BIS»  Das  Goncordat  vom  22.  Juni  und  2.  Juli  1813  [A.  S.  I.  310] 
knüpft  die  Ertheilung  von  Wanderbüchem  an  Fremde  an  die  Bedin- 
gung, dass  sie  Bewilligungsscheine  zum  Auswandern  ins  Ausland  von 
ihrer  Landesobrigkeit  vorweisen  können. 

Ein  Kanton ,  der  diesem  Concordate  beigetreten  ist ,  dann  aber 
einem  Heimatlosen  ohne  irgend  welche  Restriction  ein  Wanderbuch 
ausstellt,  kann  zu  dessen  Einbürgerung  resp.  Duldung  und  erforder- 
Hchen&lls  zu  Verabreichung  von  Armenunterstützung  angehalten 
werden.  BG.  v.  21.  Decbr.  1853  i.  S.  Bund  c.  Schaffhausen  u.  Zürich. 

S16»  Wenn  in  Art.  11  des  BGesetzes  über  die  Heimatlosigkeit 
neun  verschiedene  Bestimmungsgründe  für  die  Einbürgerung  von 
Heimatlosen  neben  einander  aufgeführt  sind,  so  dient  Art.  1 2  desselben 
Gesetzes  zur  nähern  Interpretation  des  vorangehenden.  In  diesem 
ist  als  Regel  aufgestellt,  dass  Kinder  aus  gültigen  Ehen  dem  Bürger- 
rechte des  Vaters,  aussereheliche  Kinder  dem  Bürgerrechte  der  Mutter 
folgen.  BG.  V.  2.  Juli  1853  i.  S.  Bund  c.  Luzeni,  Zug  u.  Glarus. 

S17«  Nach  gemeinem  Rechte  fallen  die  Kinder,  deren  Vater  nicht 
durch  das  Gesetz  und  die  Behörden  seines  Heimatlandes  als  solcher 
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anerkannt  ist.  dem  Staate  und  der  Gemeinde  anheim .  wo  ihre  Mutter 
ihr  Heimat-  und  Bürgerrecht  hat. 

BR.  V.  31.  März  1857  i.  S.  Waadft  o.  Wiffii. 

918«    Uneheliche  Kinder  folgen  jederzeit  zunächst  der  Mutter  und 

es  sind  einmal  erworbene  Bürgerrechte  unverjährbar. 

BG.  V.  30.  Joni  1852 1  8.  Aargan  c  Uli 

510«  In  Sachen  des  Joseph  Hammer,  der  früher  aargauisch«' 
Landsasse,  am  8.  April  1848  aber  in  das  Bürgerrecht  der  Gemeinde 
Oberkulm  aufgenommen  worden  war.  der  sich  dann  am  1 5.  Dec  1849 
mit  der  Salomea  Schläppi  von  Lenk  (Bern)  verehelichte ,  mit  welcher 
er  vorher  vier  Kinder  erzeugt  hatte ,  wurde  folgender  Grundsatz  auf- 
gestellt: 

Nach  allgemein  rechtlichen,  in  Moral  und  Humanität  iirf 
begründeten  Grundsätzen  werden  aussereheliche  Kinder  von  Eltern, 
die  sich  nachgehends  heiraten ,  in  Folge  der  ehelichen  Verbindung 
legitim.  Dieser  Grundsatz  muss  so  lange  bundesrechtliche  Anerken- 
nung finden ,  als  nicht  durch  die  Gesetzgebung  eines  Kantons  Ans- 
nahmebestimmungen  bewiesen  werden  können. 

BG.  V.  21.  April  1855  i.  S.  Bern  c.  Aargau.  Vgl.  No.  SM. 

930«  Das  BG.  liess  bisher  dem  Grundsatze  »fructus  sequitur  ven- 
trem«  in  den  auf  die  Einbürgerung  unehelicher  Kinder  bezüglichen 
Rechtsstreitigkeiten  Anerkennung  augedeihen,  zumal  sowol  in  frühen 
Concordaten  als  auch  in  der  gegenwärtigen  BGesetzgebung  die  Ab- 
stammung au  die  Spitze  der  für  die  Einbürgerung  von  Heimatlosen 
entscheidenden  Rechtsgründe  gestellt  wurde  und  nur  ganz  besondere 
Verhältnisse  eine  Ausnahme  von  jener  Regel  rechtfertigen  könnten. 

BG,  V.  23.  Octbr.  1855  i.  S.  Bund  c.  Freiburg  u.  Bern. 

S31«    Mit  Bezug  auf  Kinder,  die  im  Concubinate  erzeugt  wurden, 
sind  gegenüber  den  Vätern  dieser  Kinder  —  die  absolute  Heimat- 
losigkeit der  Erstem  vorausgesetzt  —  keine  präjudiciellen  Folgen 
gedenkbar  für  diejenigen  Kantone,  in  welche  sie  eingebürgert  werden. 
BG.  V.  13.  April  1858  i.  S.  Bund  c.  Aargau,  Freiburg,  üri,  Waadt  u.  LCss. 

7.    Fremdenpolizei. 

Conconhii  vom  22.  Juni  und  2.  Juli  1813.  bestätigt  den  9.  JuH  1818,  betr.  die  Er 

tbeilung  und  die  Formulare  der  Reisepässe  [A.  S.  1.  310  H.  40.  Snell  L  268.  Vgl 

No.  IIOJ.  Vgl.  ferner  No.  881—838.  60ft  Anhang  lit.  i.  669— «98. 

Art.  18,  20    23  des  Ges. 

S22«    Die  Fremdenpolizei  im  Allgemeinen  steht  den  Kantonen  zu. 

also  auch  der  Erlass  bezüglicher  Reglemente.    Dennoch  kann  dem 
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Bunde  hinsichtlich  ihrer  Handhabung  sowol  im  Yerhältniss  zu  aus- 
wärtigen Staaten,  als  zwischen  den  Kantonen  unter  sich  ein  Inter- 
mentionsrecht  erwachsen.    Er  ist  unter  Anderm  legitimirt  durch  das 
BCresetz  über  die  Heimatlosigkeit.    Die  Art.  18,  19  und  20  desselben 
schreiben  vor,  dass  berufslos  herumziehende  Vaganten  und  Bettler 
ihrer  Heimatgemeinde  oder  ihrem  Wohnorte  und  zwar  auf  Kosten 
der  erstem  zugeführt  werden  sollen.    Diese  Vorschrift  ist  ganz  all- 
gemeiner Natur  und  beschränkt  sich  nicht  auf  Heimatlose.    Es  folgt 
daraus,  dass  keine  Personen  mehr  heimlich  uud  ohne  Anzeige  an  die 
Nachbarpolizei   über  die  Kantonsgrenze  geschoben  werden  dürfen, 
dass  somit  der  Transport  immer  vom  Orte  der  Arrestation  bis  in  den 
Heimat-  oder  Wohnort  geschehen  und  also  der  Transportbefehl  von 
dem  Absendungsoi'te  direct  an  die  ßehiirden  des  Bestimmungsortes 
lauten  muss,  was  jedoch  nicht  hindert,  dass  der  Transport  jeweilen 
nur  bis  an  die  Kantonsgreuze  geht,  hier  aber  der  Polizei  des  Nachbar- 
kantons abgeliefert  wird.    Hieraus  folgt  nothwendig,  dass  wenn  das 
betreffende  Individuum  heimatlos  zu  sein  vorgibt,  seine  Heimat  vor 
der  Wegweisung  durch  diejenige  Polizeibehörde  auszumitteln  ist,  die 
jenes  aufgegriffen  hat.    Da  aber  die  Heimatlosigkeit  Bundessache  ist, 
so  kann  dann  eidgenössische  Untersuchung  eintreten,   wenn  durch 
diese  kantonale  Untersuchung  wirkliche  Heimatlosigkeit  wahi'schein- 
lich  gemacht  ist.  Weil  der  BBeschluss  vom  23.  Juli  1 855  [Off.  S.  V.  1 63] 
die  Untersuchung  über  neu  auftauchende  Vaganten  den  Kantons- 
polizeibehörden übeiirägt.  so  ist  diesen  nicht  blos  das  Recht,  sondern 
auch  die /yZicA/ zur  Vornaliuie  dieser  Untersuchungen  erwachsen.  Daher 
ist  eine  kantonale  Voi'schrift,  dass  solche  Individuen  an  die  Kantons- 
grenze oder  an  den  Ort,  woher  sie  gekommen  sind,  zurück  zu  weisen 
seien,  anzulässig.  —  Mit  Geduldeten  oder  Heimatlosen  mit  Ausweisen 
ist  analog  zu  verfahren.    Die  Heimat  der  erstem  ist  der  Duldungs- 
kanton, diejenige  der  letztern  einstweilen  der  oder  die  Kantone,  auf 
welche  der  Ausweis  lautet.    Ein  Heimatloser  mit  eidgenössischem 
Ausweise  darf  somit  aus  keinem  derjenigen  Kantone  weggewiesen 
werden,  auf  welche  dieser  Ausweis  lautet.  ^  1859  1.400  f. 

S23»  Jeder  Kanton,  der  ausweislose  Fremde  einlässt,  bleibt  ent- 
weder für  die  Folgen  dieser  Duldung  verantwortlich  oder  verpflichtet, 
fiir  ihre  Entfernung  aus  der  Schweiz  zu  sorgen.  Erlangen  sie  später 
ein  Asjl  in  einem  andern  Kanton,  so  ist  dieser  nicht  mehr  befugt,  sie 
nach  dem  Kanton,  wo  sie  hergekommen  sein  mögen,  zurück  zu  weisen. 

B.  1861  1.  371. 
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934»  Zufolge  Beschlusses  des  BR.  vom  4.  No^br.  1857  sind  die 
behufs  Ermittlung  der  Heimat  von  Vaganten  erwachsenden  Unter- 
suchungskosten Ton  dem  betreffenden  Heimatkanton  zu  reclamiren, 
»da  diese  in  der  Begel  durch  mangelhafte  Aufsicht  über  die  habi- 
tuellen Vagabunden  und  durch  Mangel  an  Energie  in  der  durch  Art  18 
des  Heimatlosengesetzes  befohlenen  Repression  veranlasst  werden.« 

B.  1858  I.  303.  cf.  Off.  a  V.  186. 

329*  In  einem  Specialfalle  waren  die  Regierungen  von  Schvyz 
und  Uri  verschiedener  Ansicht  darüber,  wann  ein  Vagant  oder  Bettkr, 
dessen  Heimat  durch  seine  Papiere  übrigens  ausser  Zweifel  steht,  nach 
den  Art.  18  und  19  des  BGesetzes  über  die  Heimatlosigkeit  im 
3.  Decbr.  1850  auf  Kosten  seines  Heimatkantons  in  diesen  zurfick- 
transportirt  werden  dürfe.  Nach  der  einen  Ansicht  könnte  jeder 
Handwerker,  der  nichts  weniger  als  ein  beruf  los  herumziehender  Va- 
gant oder  Bettler  ist,  nur  weil  er  etwa  ein  Almosen  angenommen  bat, 
auf  dem  Schub  wegtransportirt  werden,  während  bei  einem  solchea 
kaum  Gefahr  für  Heimatlosigkeit  vorhanden  ist  und  in  solchen  FäUes 
nur  einfache  Wegweisung  aus  dem  Kanton  genügt ,  zumal  wenn  m 
etwa  noch  durch  eine  Vormerkung  im  Wanderbuch  verschärft  wird. 
Anderseits  kann  die  Anwendung  des  Gesetzes  auch  nicht  auf  der 
Unterscheidung  beruhen,  ob  Jemand  Ausweisschriften  habe  oder 
nicht,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen : 

1)  Die  Art.  IS  und  19  des  fragl.  Gesetzes  stehen  im  IL  Ab^hnitte 
desselben,  der  nicht  von  Heimatlosen  oder  Toleiirten  handelt,  son- 
dem  von  den  Mitteln ,  der  Heimatlosigkeit  vorzubeugen ;  unter  den 
Vaganten  und  Bettlern  in  Art.  18  sind  daher  keineswegs  blos  Heimat- 
lose und  Tolerirte  zu  verstehen. 

2)  Hätte  man  die  Rückweisung  auf  Kosten  der  Heimatgemeinden 
von  dem  Unterschiede  abhängig  machen  wollen,  ob  Jemand  Schriften 
besitze  oder  nicht,  so  wäre  es  durchaus  unbegreiflich,  warum  man 
einen  so  einfachen  und  klaren  Gedanken  nicht  ausgesprochen  hätte. 

3)  Der  Zweck  des  Gesetzes  und  namentlich  dieses  Abschnittes 
geht  dahin,  die  Quellen  der  Heimatlosigkeit  zu  verstopfen.  Diese 
entstand  vorzüglich  dadurch,  dass  liederliche  Leute  sich  dem  Müssig- 
gang  ,  Herumvagiren  und  Bettel  ergaben ,  sich  allmälig  mit  Heimat- 
losen durch  Concubinate  oder  sonst  verbinden  und  sich  endlich  selbst 
als  Heimatlose  ausgeben.  Das  Gesetz  will  daher  so  viel  möglich  dem 
Vagiren  imd  Betteln  steuern  und  zwar  gerade  dadurch ,  dass  es  die 
Heimatgemeinden  die  Folgen  empfinden  lässt ;  denn  diese  sind  weitaus 
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am  besten  im  Stande ,  ihre  liederlichen  Angehörigen  zu  kennen ,  zu 
überwachen  und  das  Nöthige  gegen  sie  zu  verfügen.  Es  ist  daher 
gegen  den  Zweck  des  Gesetzes,  wenn  einzelne  Kantone  keine  Ge- 
bühren gegenseitig  fordern ,  weil  dadurch  die  Rückwirkung  auf  die 
Cremeinden  umgangen  und  das  V^agantenthuni  indirect  gefördert  oder 
wenigstens  nicht  wirksam  verhindert  wird. 

Die  Art.  18  und  19  finden  daher  auf  alle  die  Personen  Anwendung, 
welche  sich  dem  Betteln  und  Vagiren  ergeben.  Dieses  zu  erkennen, 
hängt  natürlich  von  dem  Tacte  der  Polizei  ab.  Personalverhältnisse, 
Beruftart,  Ort  und  Zeit,  wiederholtes  Aufgreifen,  Beobachtungen  der 
Poliz«idiener  müssen  in  den  meisten  Fällen  bald  erkennen  lassen,  ob 
Jemand  häufig  bettelt  oder  dem  Müssiggang  und  Vagiren  ergeben  ist. 

BR.  V.  26.  Aug.  1853  No.  3648. 

XI.  Strafreclitspfleg^e  fQr  die  eidgenössischen  Trappen. 

BGesetz  vom  27.  August  1851  [Off.  S.  II.  60G].  Abänderung  der  lit  d  des  Art.  98 

[VL  812].  Zusatzartikel  vom  10.  Juli  1854  [IV.  225].  —  Beschluss  des  RR.,  betr. 

Kriegsartikel  vom  26.  Juli  1854  [IV.  267].  —  BGesetz  v.  30.  Juli  1859,  betr  .die 

Werbung  und  den  Eintritt  in  den  fremden  Kriegsdienst  [YI.  312]. 

926*  Art.  1,  292 — 297  des  eidgen.  Militäi*strafgesetzbuclies  vom 
27.  Aug.  1851,  da  sie  nur  eine  Folgerung  de«  Art.  102  der  Militär- 
organisation vom  8.  Mai  1850  sind,  letzteres  Gesetz  aber  wieder  nur 
eine  Folgerung  des  Art.  20  der  BVerf.  ist :  —  finden  auch  auf  die  im 

Eantonaldienst  stehenden  Truppen  Anwendung. 

Besebl.  der  BYersammlung  vom  9.  August  1852.    B.  1852  III.  181. 

XII.  Politische  and  polizeiliche  Garantieu  za  Gansten 

der  Eidg^euossenschaft. 

BGesetz  vom  23.  Decbr.  1851  [Off.  S.  III.  33J. 
Beschloss  der  BVersammluug  v.  27.  Xovbr.  1848,  hetr.  die  Leistungen  des  Bundes- 
orte« und  die  Art  der  Bezeichmuig  desselben  [Off.  S.  I.  47].  —  Beschluss  des  BR.  v. 
23.  Juni  1852,  betr.  die  im  Kt.  Genf  von  eidg.  Beamten  und  Angestellten  zu  bezah- 
lende Fremdensteuer  [III.  178]. 

527*  In  Ausführung  des  Art.  6  des  BGesetzes  vom  23.  Decbr.  1851 
schlug  die  Begierung  von  Bern  dem  BR.  folgenden  Modus  vivendi  vor : 
»Der  Schweiz.  BB.  stellt  einerseits  dem  Regierungsrathe  des 
Ets.  Bern  ein  vollständiges  Verzeichniss  derjenigen  eidg.  Beamtungen 
und  Anstellungen  in  der  BStadt  zu,  auf  deren  jeweilige  Inhaber  der 
Art.  6  des  BGesetzes  über  die  politischen  und  polizeilichen  Garantien 
zu  Gunsten  der  Eidgenossenschaft  vom  23.  Decbr.  1851  seine  An- 
wendung finden  soll  und  hält  anderseits  die  jeweiligen  Inhaber  dieser 
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Stellen  dazu  an,   sich  über  den  Besitz  dieser  Eigenschaft  bei  der 
Stadtpolizei  in  Bern  durch  Vorweisung  ihres  Wahlactes  auszuweisen.« 

Der  BR.  nahm  diesen  Vorschlag  an  unter  dem  Vorbehalte  der 
durch  die  BGesetzgebung  und  Verwaltung  eintretenden  Modificationen 
und  in  der  Meinung,  dass  die  betreffenden  Beamten  und  Angestellten 
keiner  Niederlassungsbewilligung  bedürfen  und  keine  Gebühren  n 
bezahlen  haben. 

Im  Weitern  wurde  dem  Regierungsrath  eine  Uebersicht  der  eidg. 
Beamtungen  und  Anstellungen,  für  welche  in  obigem  Sinne  das  Nieder- 
lassungsrecht in  Bern  in  Anspruch  genommen  wurde  [worunter  auch 
nicht  blos  die  Kanzlisten  und  Waibel,  sondern  ebenso  vorübergehend 
angestellte  Copisten  begriffen  sind]  zugestellt        BR-  ▼•  23.  Mai  1890. 

HD.  iaslieferang  vou  Verbrechern  und  ingresehnldi^ 

BGesetz  vom  24.  Juli  18.52  [Off.  S.  HI.  161]. 
Diesem  Gesetze  ging  vorlier  das  Coucordat  vom  8.  Juni  1609,  bestätigt  den  8.  Juli 
1818,  betr.  die  Ausschreibung,  Verfolgung,  Festsetzung  und  Auslieferang  vonVcr 
brechem  oder  Beschuldigten ;  die  diessfklligen  Kosten ,  die  Verhöre  und  Efontbi 
von  Zeugen  in  Crimiiialföllen  und  die  Restitution  gestohlener  Effecten  [A.  S.  L  296. 
Snell  I.  248.  Beschränkte  Zustimmung  Genfs  zur  Erneuerung  II.  259].  Dieses  Con- 
cordiit  ist  nun  durch  das  BGesetz  vom  24.  Juli  1852  aufgehoben,  dagegen  nidit  dai 
Concordat  vom  7.  Juni  1810,  bestätigt  den  9.  Juli  1818  wegen  gegenseitiger  Stelliog 
der  Fchlbaren  in  PolizeifUUeu  [I.  3(6.  II.  40.  Snell  I.  255],  welchem  alle  Stände  mt 
Ausnahme  von  Aargau,  Waadt,  Wallis  und  Cr en/' beigetreten  sind.  Einer  Erlinte 
rung  dieses  ConcorclateB  vom  27.  Juli  1840  [III.  75.  Snell  1. 2r  Nachtrag  3]  sindanster 
den  genannten  Kantonen  nicht  beigetreten :  ßern,  Uri,  Unterwalden,  Zug,  Preiburg, 
Schaf  [hausen,  Appenzell  un<l  liaselland.  Vgl.  hierüber  No.  5tt9  Erw.  1.  Vgl.  ferner 
No.  }67b'-)tH^.  549  XL  V.  Abschn.  XUI.  No.  «98— 68(0. 

928«  Derjenigen  Behörde,  welcher  das  Recht,  resp.  die  Pflicht  der 
Bestrafung  von  Verbrechen  zusteht,  muss  der  Natur  der  Sache  nach 
auch  die  gerichtliche  Verfolgung  und  die  Untersuchung  zukommen. 
Nach  Lemma  1  des  Art.  1  des  BGesetzes  vom  24.  Juli  1852  ist  dieses 
in  der  Kegel  das  forum  delicti ;  ausnahmsweise  aber  nach  lemma  2 
das  forum  originis  oder  domicilii.  In  dieser  Bestimmung  liegt  keine 
Beeinträchtigung  der  Kantonalsouveränetät,  wol  aber  läge  eine  solche 
darin,  wenn  der  Bund  den  Kantonen  die  Verpflichtung  auflegen  würde, 
ihre  eigenen  Bürger  auszuliefern.  Wenn  Verbrecher  flüchtig  sind,  so 
befinden  sie  sich  ausser  der  Gewalt  der  Kantonalsouveränetät  und 
diese  wird  also  nicht  geschmälert,  wenn  sie  anderwärts  in  Unter- 
suchung und  Bestrafung  fallen.  Selbstverständlich  darf  aber  der 
fremde  Richter,  dem  die  Bestrafung  zusteht,  keine  Amtshandlungen, 
z.  B.  Verhaftungen,  Augenschein,  Schätzungen  u.  s.  w.  im  Gebiete  des 
Kantons,  wo  das  Verbrechen  begangen  wurde,  vornehmen,  sondern 
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1111188 ,  m8ofem  es  für  eine  Procedur  erforderlich  ist,  sich  mit  Reqni- 
sitorial  an  die  Behörden  des  letztern  Kantons  wenden,  die  nach  be- 
stehenden BGesetzen,  Goncordaten  oder  anerkannten  internationalen 
Grundsätzen  zu  entsprechen  haben. 

Im  Yorliegenden  Falle  hatte  die  Behörde  in  Nidwaiden ,  wo  das 
Verbrechen  verübt  wurde,  einen  Bürger  von  Obwalden  als  Zeugen 
citiren  lassen  und  ihn  als  der  Miturheberschaft  verdächtig  verhaftet. 
Der  BR.  verfugte,  derselbe  sei  an  Obwalden,  das  sich  zur  Bestrafung 
bereit  erklärte,  abzuliefern,  denn  seine  Auslieferung  sei  weder  ver- 
langt, noch  bewilligt  worden  und  hätte  auch  nicht  bewilligt  werden 
mSesen.  »Er  wurde  lediglich  in  gutem  Glauben  und  allen  Rechten 
onprlgudicirlich  zum  Verhör  gestellt  und  die  Verhaftung  ist  daher  als 
nicht  geschehen  zu  betrachten.« 

BR.  V.  6.  Novbr.  1853  i.  S.  Obwalden  c.  Nidwaiden. 

SSO*  Fürsprech  Grübler  von  und  in  Wyl  (St.  Gallen)  wurde  wegen 
Betrugs  und  Wuchers  an  das  thurgauische  Schwurgericht  verwiesen, 
nachdem  er  die  Voruntersuchung  bei  dortigen  Behörden  bestanden, 
aber  auf  freiem  Fuss  belassen  worden  war.  Er  protestirte  indess 
gegen  die  Competenz  der  thurgauischen  Gerichte,  indem  er  sich  zu- 
gleich bereit  erklärte,  vor  seinem  heimatlichen  Richter ,  auf  dessen 
Boden  die  eingeklagten  Handlungen  begangen  worden  seien,  Rede 
XU  stehen. 

Die  Regierung  von  Thurgau  behauptet  nun,  es  stehe  dem  dor- 
tigen Schwurgericht  die  Beurtheilung  des  Grübler  zu,  weil  das  Haupt- 
verbrechen  im  Kt.  Thurgau  seine  Vollendung  erreicht  habe  und  die 
Damnificaten  Angehörige  dieses  Kantons  seien,  sowie  mit  Rücksicht 
auf  die  materielle  Connexität  beider  Anklagen,  die  ein  ungetheiltes 
Verfahren  dringend  erfordere.  Ein  Auslieferungsbegehren  habe  sie 
nicht  zu  stellen ;  denn  wenn  Grübler  der  Vorladung  keine  Folge  leiste, 
80  könne  einfach  der  Fall  der  Betretung  abgewartet  oder  das  Con- 
tomacialverfahren  eingeleitet  werden. 

Die  Regierung  von  St.  Gallen  ist  dagegen  der  Ansicht^  Thurgau 
habe  die  Auslieferung  bei  ihr  nachzusuchen  und  es  habe,  wenn  diese 
verweigert,  der  Fall  aber  st  gallischerseits  in  gesetzliche  Behandlung 
gezogen  werden  wolle,  jede  weitere  Verhandlung  durch  die  thur- 
gauischen Behörden  zu  unterbleiben. 
Der  BR  beschloss: 

1)  Die  Regierung  des  Kts.  Thurgau  habe,  bevor  der  gerichtlichen 
Verhandlang  gegen  Grübler  durch  die  dortseitigen  Behörden  weiterer 
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Fortgang  gegeben  werde,  die  Auslieferung  des  Angeschiildigten  bei 
der  Regierung  von  St  Gallen  nachzusuchen. 

2)    Sofern  Letztere  die  Verpflichtung  übernehme,   den  StraiSül 
gegen  Grübler  selbst  in  gesetzliche  Behandlung  zu  ziehen,   so  stehe 
ihr  zu,  die  Auslieferung  zu  verweigern,  wonach  dann  jede  weitere  Ver- 
handlung durch  die  thurgauischen  Behörden  zu  unterbleiben  hatte. 
Dieser  Entscheid  wird  f olgendermassen  begründet : 

1)  Art.  1  des  BGesetzes  über  die  Auslieferung  von  Verbrechern 
oder  Angeschuldigten  stellt  den  Grundsatz  auf,  dass  jeder  Kanton 
dem  andern  gegenüber  verpflichtet  sei,  die  Verhaftung  und  AuslieiB- 
rung  derjenigen  Personen  zu  gewähren,  die  wegen  eines  der  im  Ge- 
setze bezeichneten  Verbrechen  (Vergehen)  gerichtlich  verfolgt  werden. 

2)  Durch  diese  Bestimmung  wird  in  erster  Linie  der  Gerichtsstand 
des  begangenen  Verbrechens  (forum  delicti  commissi)  als  allgemein 
gültig  aufgestellt,  was  daraus  hervorgeht  dass  in  der  Regel  nur  der- 
jenige Kanton  die  Strafverfolgung  einleitet,  in  dessen  Gebiet  das  Ye^ 
brechen  begangen  worden  ist. 

3)  Das  Gesetz  schreibt  aber  weiter  vor,  dass  der  .angesachte 
Kanton  die  Auslieferung  von  bei  ihm  eingebürgerten  oder  nieder- 
gelassenen Personen  verweigern  kann,  wenn  er  sich  verpflichtet,  die- 
selben nach  seinen  Gesetzen  zu  beurtheilen  und  zu  bestrafen. 

4)  Durch  diese  letztere  Bestimmung  wird  der  Gerichtsstand  des 
Wohnortes  (forum  domicilii)  nicht  nur  als  competentes  Forum  fest- 
gestellt, sondern  es  hat  dasselbe  sogar  die  Erstberechtigung,  sofern 
die  Regierung  die  vorgeschriebene  Verpflichtung  übernimmt. 

5)  Aus  dem  Gesagten  und  insbesondere  noch  aus  den  Bestimmun- 
gen der  Art.  8  und  9  des  citirten  Gesetzes  geht  hervor,  dass  wenn  ein 
Angeklagter  bekanntermassen  in  dem  Heimat-  oder  Niederlassungs- 
kanton sich  aufhält,  von  Seite  des  strafverfolgenden  Kantons  zuerst  ein 
Auslieferungsbegehren  an  die  betreffende  Regierung  zu  stellen  ist,  ehe 
weitere  Requisitionsmittel  in  Anwendung  kommen  sollen. 

6)  Im  vorliegenden  Falle  ist  nun  für  das  Hauptverbrechen  der  Ge- 
richtsstand des  Wohnortes  und  für  das  nebenbei  eingeklage  Wucher- 
vergehen der  Gerichtsstand  des  Wohnsitzes  und  der  begangenen  That 
im  Kt  St.  Gallen  und  somit  erscheint  das  Begehren  der  dortigen  Re- 
gierung als  vollkommen  begründet.  B.  1856 1. 622. 

Dieser  Beschluss  wurde  von  der  BVersanmilung  am  22./28.  Juli 
1857  bestätigt  mit  dem  Zusätze: 

»Sei  eine  gerichtliche  Verfolgung  des  in  Wyl  sesshaften  und 
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daselbst  verbürgerten  Franz  Grübler  wegen  angeblicher  Wucher- 
handlangen,  welche  derselbe  im  Et.  St.  Gallen  begangen  haben  soll, 
durch  die  thnrgaoischen  Gerichte  unstatthaft.« 

Off.  S.  V.  571.  cf.  B.  1867  IL  461-471. 

530«  In  einem  spätem  ähnlichen  Falle  [i.  S.  Eiing  und  Arnold 
von  Beinwyl  (Aargau)  vom  21.  März  1856]  wurde  der  rechtliche  Ge- 
sichtspunkt dahin  präcisirt: 

Art  1  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1852  begründet  einen  electiv 
concurrirenden  Gerichtsstand  zu  Gunsten  des  Kantons ,  in  dem  der 
Verbrecher  verbürgert  oder  niedergelassen  ist  und  zwar  in  dem  Sinne, 
dass  dieser  Kanton  die  Wahl  hat,  den  Thäter  entweder  auszuliefern 
oder  selbst  strafrechtlich  zu  beurtheilen.  Hieraus  folgt,  dass  im  letz- 
tern Falle  der  Gerichtsstand  des  andern  Kantons  (wo  das  Verbrechen 
yerübt  wurde)  wegfallt,  da  der  Thäter,  abgesehen  yom  Instanzenzug, 
nicht  von  verschiedenen  Gerichten  für  die  nämliche  Handlung  be- 
nrtheilt  werden  kann.  B.  1867 1. 282. 

531«  Unter  der  in  No.  349  erwähnten  Bestriction  wurde  auf  An- 
frage der  Regierung  von  Neuenburg  über  den  Sinn  des  Art.  6  lenmia  2 
des  Auslieferungsgesetzes  Folgendes  eröffnet: 

Nach  der  Ansicht  des  BR.  bezweckt  diese  Bestimmung  nur  die 
rein  civilrechtlichen  Fragen  zu  entscheiden,  die  bei  der  Zurückfor- 
derung  einer  gestohlenen  Sache  von  dem  dritten  Besitzer  entstehen 
können.  Man  muss  sich  daher  vor  Allem  aus  hüten,  diesen  Artikel 
auf  Verhältnisse  anzuwenden,  die  demselben  fremd  sind  und  Streit- 
fragen damit  entscheiden  zu  wollen,  die  durch  diesen  Artikel  nicht 
entschieden  werden.  Unter  di^n  Artikel  gehören  namentlich  nicht 
folgende  Fälle : 

1)  Wenn  der  Besitzer  der  gestohlenen  Sache  sich  nach  der  straf- 
rechtlichen Procedur  als  Gehülfe  oder  Begünstiger  qualificirt,  so  ist 
die  Reclamation  des  Objects  nicht  durch  eine  Givilklage  (Vindication) 
nach  Art.  6  lemma  2  zu  bewerkstelligen,  sondern  es  kann  in  Anwen- 
dung des  Art.  4  lemma  2  und  Art  6  lemma  1  die  Auslieferung  der 
Person  und  der  Sache  verlangt  werden. 

2)  Angenommen  der  Besitzer  der  gestohlenen  Sache  sei  Besitzer 
in  gutem  Glauben  und  nicht  Diebshehler  und  es  handle  sich  darum, 
von  der  gestohlenen  Sache  blos  im  Interesse  der  strafrechtlichen 
Untersuchung  Kenntniss  zu  nehmen,  so  ist  auch  hier  mcht  Art  6 
Absatz  2  massgebend.   Denn  in  diesem  Artikel  handelt  et  sich  um 
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eine  definitive  Zurückgabe  an  den  Eigenthümer  aus  einem  civilrecht- 
lichen  Grunde ;  in  dem  erwähnten  Falle  hingegen  um  eine  Tornber- 
gehende  Benutzung  der  Sache  durch  den  Untersuchungs-  oder  Straf- 
richter, und  die  Pflicht  des  Besitzers  zur  Vorweisung  des  Objects  ist 
nicht  eine  civilrechtliche,  sondern  es  ist  die  Pflicht  des  Bürgers  gegen- 
über dem  Staate,  in  strafrechtlichen  Untersuchungen  den  Behörden 
das  Auffinden  der  Wahrzeichen  möglich  zu  machen ;  sie  ist  gleich  der 
Verpflichtung,  ein  Zeugniss  abzulegen.    In  solchen  Fällen  ist  daher 
auf  dem  Wege  der  amtlichen  Requisition  zu  verfahren  und  die  Be- 
hörde des  Domicils  des  Besitzers  zu  ersuchen,  entweder  eine  genaoe 
Beschreibung  des  Objects,  oder  wenn  nöthig  das  letztere  selbst  zum 
Zwecke  vorübergehender  Einsicht  mitzutheilen,  unter  dem  Versprechen 
der  Rückgabe.    Ohne  Zweifel  würde  in  solchen  Fällen  und  in  dieser 
Weise  immer  entsprochen. 

Der  Art.  6  Abs.  2  bezieht  sich  abo  nur  auf  den  Fall ,  dasB  der 
Eigenthümer  einer  gestohlenen  Sache  dieselbe  von  dem  dritten,  im 
Criminalprozess  nicht  betheiligten  Besitzer  zurückfordert  und  der 
letztere  die  Zurückgabe  verweigert.  Hier  muss  der  Eigenthümer  aller- 
dings die  Vindication  anstellen  und  er  muss  wie  bei  jeder  Klage  dieser 
Art  folgende  Punkte,  in  so  weit  sie  streitig  sind,  beweisen,  nämlich: 

1)  den  Besitz  der  Sache  auf  Seite  des  Beklagten , 

2)  die  Identität  der  Sache, 

3)  sein  Eigenthumsrecht. 

Diese  Beweise  wird  der  Kläger  in  der  Regel  mit  der  Criminal- 
procedur  fuhren  können,  oder  diese  wird  ihm  den  Beweis  wenigstens 
sehr  erleichtern.  Hat  er  seinen  Klagegrund  hergestellt,  so  muss  ihm 
der  Richter  die  gestohlene  Sache  zusprechen  und  zwar  ohne  Kosten, 
d.  h.  Kläger  muss  dem  Beklagten  nicht  etwa  den  Betrag  ersetzen,  den 
der  letztere  vielleicht  in  Folge  des  Kaufes  fiir  die  Sache  bezahlt  hat 
und  ebenso  soll  Kläger  die  Kosten  der  Procedur  nicht  zu  tragen  haben. 

BR.  V.  17.  Septbr.  1855.  cf.  B.  1856  I.  625. 

932»  Als  später  im  Jahr  1858  die  Regierung  von  Neuenburg  sich 
beim  BR.  darüber  beschwerte,  dass  diejenige  von  Waadt  sich  weigere 
zu  bewirken ,  dass  ein  im  Kt.  Neuenburg  gestohlenes  und  in  den 
Kt.  Waadt  verkauftes  Pferd  dem  Eigenthümer  unbeschweirt  heraus- 
gegeben werde,  vielmehr  verlange,  dass  dem  Käufer  als  Erwerber  in 
gutem  Glauben  nach  den  Bestimmungen  des  waadtländischen  Civü- 
gesetzbuches  zuerst  der  Kaufpreis  zurück  erstattet  werden  müsse, 
verwies  der  BR.  Neuenburg  auf  die  oben  gegebene  Interpretation  des 
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Art  6  lemma  2,  ftigte  indess  noch  bei,  dass  wenn  die  waadtländischen 
Gerichte  die  Ansichten  des  dortigen  Staatsraihes  theilen  sollten ,  es 
dem  Vindicanten  immerhin  noch  freistehen  würde ,  die  Intervention 
des  BR.  anzurufen.  BR.  v.  3.  Mätz  1858. 

533*  Joseph  Gerzner  von  Küssnacht  (Schwyz)  wurde  von  der 
Polizei  in  Zug  wegen  Betrugs  steckbrieflich  verfolgt,  in  Solothum 
arretirt  und  nebst  der  auf  ihm  gefundenen  Baarschaft  nach  Zug  ab- 
geführt. Auf  dem  Durchpass  in  Aarau  behielten  die  dortigen  Be- 
.hörden  die  Baarschaft  zurück,  theils  im  Interesse  des  aargauischen 
FiscuB,  weil  Gerzner  dort  das  Hausirgesetz  übertreten  und  einer  an 
ihn  erlassenen  Ladung  keine  Folge  geleistet  habe,  sein  Vermögen  aber 
für  die  bevorstehende  Busse  hafte;  theils  auf  Arrestgesuch  dortiger 
Gläubiger  des  Gerzner,  der  kein  festes  Domicil  habe. 

Auf  die  Beschwerde  der  Regierung  von  Zug  wurde  Aargau  zu 
Herausgabe  der  Baarschaft  angehalten.    Gründe: 

1)  Nach  Art.  14  des  BGesetzes  v.  24.  Juli  1852  sind  die  dazwischen 
liegenden  Kantone  verpflichtet,  den  Transport  des  Ausgelieferten 
durdi  ihr  Gebiet  zu  gestatten  und  es  verlangt  Art.  6  desselben  Ge- 
setzes, dass  alle  bei  den  Inculpaten  vorgefundenen  Wahrzeichen, 
z.  B.  gestohlene*  Sachen  gleichzeitig  mit  den  Angeschuldigten  aus- 
geliefert werden  sollen. 

2)  Nun  ordnete  die  ausliefernde  Behörde  des  Kts.  Solothum  zu- 
gleich die  AbUeferung  der  auf  dem  Angeschuldigten  vorgefundenen 
E£fecten  an...;  es  steht  aber  den  dazwischen  liegenden  Kantonen 
nicht  zu,  zu  entscheiden,  ob  die  abgenommenen  Effecten  zu  den 
Wahrzeichen  des  Verbrechens  gehören  oder  nicht. 

3)  Zudem  erscheint  die  Beschlagnahme  solcher  Gegenstände  auf 
dem  Durchtransport,  besonders  zum  Zwecke  der  Sicherstellung  von 
Schidd-  oder  Gteldforderungen  eines  dazwischen  liegenden  Kantons 
oder  auch  von  Privaten,  um  so  weniger  zulässig,  als  nach  der  bundes- 
gesetzlich vorgeschriebenen  und  vollzogenen  Abnahme  der  auf  Gerz- 
ner gefundenen  Gelder  die  Behörde  von  Zug  Rechte  darauf  erlangt 
hat,  die  ihr  nicht  durch  einen  Arrest  entzogen  werden  können. 

4)  Es  bleibt  übrigens  jedem  Gläubiger  unbenommen,  seine  For- 
derung an  Gerzner  entweder  vor  den  Gerichten  des  Kts.  Zug  geltend 
zu  machen,  wenn  er  den  Beweis  fuhrt,  dass  jener  keinen  festen  Wohn- 
sitz habe  oder  zahlungsunfähig  sei,  oder  aber  vor  der  zuständigen 
Stelle  jedes  andern  Kantons,  in  dem  der  Schuldner  gesetzliches  Domi- 
cil hat  und  wo  er  als  zahlungsfähig  anzusehen  ist.        B.  1856  L  524. 
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üeber  diesen  Beschluss  beschwerte  sich  das  Handelshaus  Mi- 
chaud  und  Pradez  in  Vivis  (Gläubiger  des  Gerzner)  bei  der  BVer- 
^mmlung.  Diese  beschloss  aber  am  18./24.  Septbr.  1856  zur  Tages- 
ordnung zu  schreiten. 

S34«  F.,  ein  Thurgauer,  wurde  an  die  st.  gallischen  Gerichte  aus- 
geliefert und  dort  wegen  Betrugs  und  Diebstals  einer  bedeutenden 
Masse  Holz  verurtheilt.  Dieses  Holz  befand  sich  während  des  Pro- 
zesses im  Besitze  dritter  Personen  im  Et.  Thurgau,  die  Rechte  darauf 
geltend  miachten.  Damnificat,  Diethelm  Büchi  in  St.  Gallen,  verlangte 
nun,  gestützt  auf  das  Concordat  vom  8.  Juli  1818  [A.  S.  I.  296]  sowie 
auf  das  neue  BGesetz  über  Auslieferung  der  Verbrecher,  dass  die  Re- 
gierung von  Thurgau  ihm  auf  dem  Executionswege  das  gestohlene 
Holz  verabfolgen  lasse  und  beschwerte  sich  über  die  diessfallige  Wei- 
gerung beim  BR.  Diese  Weigerung  stützte  sich  besonders  darauf, 
dass  gegen  die  Besitzer  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  d.  h.  auf  dem 
Wege  des  Civilprozesses  zu  verfahren  sei.    Er  wurde  abgewiesen: 

1)  Art.  6  des  BG.  vom  24.  Juli  1852  hat  unzweifelhaft  den  Sinn, 
es  sollen  gestohlene  und  geraubte  Sachen  zwar  den  Eigenthümem  un- 
beschwert zurückerstattet  werden,  jedoch  sei  vorerst  allfalligen  dritten 
Besitzern  nach  den  Gesetzen  ihres  Landes  rechtliches  Gehör  zu  ge- 
statten. 

2)  Da  die  Form  dieses  Rechtsverfahrens  nicht  durch  BGesetze  vor- 
geschrieben ist ,  so  hängt  dieselbe  von  der  Liquidität  des  einzelnen 
Falles  und  den  hierauf  bezüglichen  kantonalen  Gesetzen  über  das 
Eintreten  des  summarischen  oder  des  gewöhnlichen  Prozessverfah- 
rens  ab.  .  B.  1854  n.  69. 

S39»  In  Folge  dieses  Beschlusses  belangte  Büchi  den  Georg  Rutis- 
hauser  und  Philipp  Diethelm,  beide  von  Uttweil,  auf  Herausgabe  von 
35%  Elftr.  Holz.  Diese  Vindication  wurde  am  27.  Febr.  1854  vom 
BG.  Arbon  zu  Gunsten  des  Büchi  entschieden ,  indem  dieses  Gericht 
davon  ausging ,  dass  die  civilrechtliche  Frage  im  Strafprozesse  gegen 
Forster  rechtskräftig  entschieden  sei  und  dieser  Entscheid  zugleich 
mit  Beziehung  auf  alle  durch  Büchi  davon  abgeleiteten  Rechte  an 
jenem  Holze  gelte.  Das  thurgauische  Obergericht  wies  aber  am  31.  Mai 
gL  J.  die  Klage  ab ,  weil  das  Urtheil  des  Kantonsgerichts  St  Gallen 
lediglich  als  Strafurtheil  zu  betrachten  sei,  das  den  vor  den  thurgaui- 
schen  Gerichten  geführten  Civilprozess  nicht  berühre,  so  dass  der 
letztere  ohne  Rücksicht  darauf  entschieden  werden  könne  und  müsse. 
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Büerfiber  beschwert  sich  nun  Büchi  neuerdings  beim  BR ,  indem 
er  anfuhrt:  Das  thurgauische  Obergericht  hat  dadurch,  dass  es 
die  Wirksamkeit  des  letztinstanzlichen  st.  gallischen  Urtheils  so  be- 
schränkte ,  den  Art.  49  der  BVerf.  verletzt  und  es  muss  daher  das 
Urtheil  des  erstem  als  nichtig  erklärt  werden.  Theoretische  und  prac- 
tische  Gründe  verlangen ,  ein  Strafurtheil ,  so  weit  es  den  Civilpunkt 
entschieden  hat  und  entscheiden  musste ,  auch  als  Givilurtheil  anzu- 
erkennen und  zu  behandeln,  indem  sonst  das  Strafurtheil  gar  keine 
Bedeutung  und  Rechtskraft  hätte  und  der  Stra^unkt  unter  dem  Na- 
men des  Givilpunkts  wieder  zur  Verhandlung  gebracht  werden  könnte. 
Art  49  bezieht  sich  zudem  nicht  nur  auf  die  rechtskräftigen  Civil- 
uriheile,  sondern  er  ist  auch  auf  Strafurtheile ,  die  civilrechtliche 
Fragen  miterledigt  haben ,  anzuwenden.  Es  lag  nicht  in  der  Stellung 
des  tburgauischen  Obergerichts  von  Neuem  zu  prüfen ,  ob  dem  Büchi 
die  firaglichen  35%  Klafter  Holz  gestohlen  worden  seien  oder  nicht, 
sondern  es  hatte  unbedingt  das  diessfällige  rechtskräftige  Urtheil  der 
st  gallischen  Gerichte  zu  vollziehen.  Zu  dem  nämlichen  Resultate 
gelangt  man  in  Anwendung  des  Art.  6  des  BGesetzes  vom  24.  Juli 
1852.  Nach  diesem  Artikel  muss  die  rechtskräftige  Entscheidung  der 
Gerichte  des  einen  E^antons ,  dass  gewisse  Sachen  gestohlen  oder  ge- 
raubt seien ,  nothwendig  von  allen  übrigen  Kantonen  anerkannt  und 
vollzogen  werden.  Indem  nun  die  st.  gallischen  Gerichte  es  als  einen 
Diebstal  erklärten  und  bestraften ,  dass  Forster  dem  Rutishauser  und 
Diethelm  35%  Klftr.  Holz  zugeführt  hat,  ist  zugleich  rechtskräftig 
entschieden ,  dass  diese  gestohlenes  Holz  besitzen  und  es  also  dem 
Eigenthümer  verabfolgen  lassen  müssen.  —  EndUch  verletzt  das  thur- 
gauische Urtheil  die  Grundsätze  des  internationalen  Völkerrechts, 
wie  sie  jetzt  von  allen  europäischen  Staaten  anerkannt  und  ausgeübt 
werden ;  alle  diese  geben  gestohlenes  Gut  zurück  und  schützen  die 
Ihrigen  nicht  im  Besitze  desselben. 

Der  BR.  »in  Zustimmung  zu  den  Erwägungen  5  und  6  des  Ur- 
theils des  Obergerichts  von  Thurgau«  ,  lautend : 

»5)  dasd  wenn  auch  das  st  gallische  StrafurtheU  als  solches  keine  Anfechtung 
erleidet  und  für  die  dabei  betheiligten  Parteien  unbedingt  rechtskräftig  dasteht, 
dasselbe  für  den  obwaltenden  Civüstreit  vom  allgemeinen  Standpunkte  der  Rechts- 
kraft des  Urtheils,  welche  die  Identität  sowol  des  abgeurtheilten  Gegenstandes 
als  anch  der  im  Rechtsstreite  implicirten  Personen  voraussetzt,  darum  nicht  pr&- 
judiciren  kann,  weil: 
»a.    das  stgaUische  Urtheil  lediglich  ein  StrafurtheU  ist,  während  nunmehr  ein 

Aber  ein  auf  thurgauischem  Territorium  gelegenes  Streitobject  zu  fahrender 

Civüstreit  in  Frage  liegt,  dessen  Entscheid  nicht  von  der  strafrechtlichen 
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Qualification  einer  Handlang  von  Seite  des  Gerichts  eines  andern  Kantons 
abhängig  gemacht  werden  kann,  und 
»b.   die  Appellanten  als  Personen,  die  weder  im  betreffenden  StraQ[>rozes8e  im- 
plic'rt  waren,  noch  bei  der  ürtheilsfällung  als  Partei  mitgewirkt  hatten,  nicht 
den  Wirkungen  jenes  Straf urtheils  unterworfen  sein  können;  — 

»6)  dass  dieser  Hechtsanschauung  der  Art.  6  des  oben  citirten  BGesetzes, 
welcher  sagt,  dass  gestohlene  Sachen  mit  dem  Angeschuldigten  ausgelieiSnt  und 
in  allen  Fällen  den  EigenthOmem  unbeschwert  zugesprochen  werden  sollen,  in 
Hinblick  darauf  nicht  entgegentritt,  dass  jenes  Gesetz  nur  einen  allgemeinett 
strafprozessualischen  Grundsatz  in  jenen  Fällen  ausspricht,  wo  die  Qualität  toi 
gestohlenem  Gut  ausser  Zweifel  liegt  und  das  Rechtsverfahren  gegen  Diittpasonen 
als  Besitzer  von  angeblich  gestohlenen  Sachen  dagegen  den  Kantonalgesetao 
derselben  unterstellt,  wesshalb  auch  der  BR.  in  seiner  Schlussnahme  vom  SO.  JiE 
1853  die  vom  Appellaten  gegen  die  thurgauische  Regierung  geführte  Beadiwerde 
wegen  verweigerter  Execution  abwies«:  — 

verwarf  unterm  13.  Novbr.  1854  auch  diese  Beschwerde  unter  An- 
führung folgender  weiterer  Gründe : 

1)  Die  Beschwerde  beruht  ganz  auf  der  factischen  Behauptung  und 
Voraussetzung,  das  fragliche  st.  gallische  Strafurtheil  habe  zugleich 
den  Civilpunkt  rechtskräftig  entschieden. 

2)  Diese  Behauptung  und  Voraussetzung  ist  aber  offenbar  unricb- 
tig,  yielmehr  geht  aus  diesem  Urtheil  das  Gregentheil,  nämlich  da» 
es  den  Civilpunkt  ganz  unberührt  Hess ,  hervor ,  indem : 

a.  keiner  Civilpartei,  nicht  einmal  des  Damnificaten  Büchi,  ge- 
schweige des  Rutishauser  und  Diethelm  als  Theilnehmer  an  der 
Verhandlung  erwähnt  wird ; 

b.  keine  Spur  einer  diessfälligen  Verhandlung  oder  eines  auf  den 
Civilpunkt  bezüglichen  Rechtsbegehrens  erscheint ; 

c.  das  Dispositiv  des  Urtheils  keinerlei  civilrechtliche  Verfugung  ent- 
hält und  dem  verurtheilten  Forster  nicht  einmal  auferlegt,  für  den 
gestifteten  Schaden  den  Denuncianten  Büchi  zu  entschädigen,  oder 
ihm  das  fragliche  Holz  zu  liefern ; 

d.  vielmehr  nur  in  den  Erwägungen  des  Urtheils,  welche  bekanntlich 
nie  in  Recktskraft  übergehen ,  von  Diebstal  die  Rede  ist ,  da  we- 
gen der  Strafbestimmung  das  Verbrechen  natürlich  qualificirt 
werden  musste. 

3)  Bei  der  Nichtexistenz  eines  Civilurtheils  überhaupt  ist  es  nicht 
erforderlich ,  auf  die  weitern  Ausführungen  des  Recurses  einzugehen. 

Die  diessfälligen  Urtheile  und  Beschlüsse  sind  in  extenso  abge- 
druckt in  Schaubergs  »Beiträge  zur  Kunde  und  Fortbildung  der  zür- 
cherischen Rechtspflege«  Bd.  XIX  S.  290  —  305. 
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XIF.  Bnndesstraftreeht 

BGesetz  vom  4.  Febr.  1858  [OÄ.  S.  m.  404]. 

Ab&nderung  des  Art  65  v.  80.  Juli  1859  [VI.  812].    BGesetz  v.  27.  August  1851 
aber  die  BStrafrechtspflege  [ü.  74S1.   BBeschluss  ▼.  17./23.  Juli  1856,  betr.  Ver- 
gütung der  Kosten  des  LanaTerrathsprozesses  in  Luzem  [V.  368]. 

Art.  37.  38.  39  des  dt.  Gesetzes. 
S36.  Die  Frage ,  ob  das  s.  g.  Spumren  eine  völkerrechtswidrige 
Handlung  sei  tind  daher  eine  Uebertretung  des  Art.  39  des  eidg. 
Strafgesetzes  involvire,  lässt  sich  weder  absolut  bejahen  noch  ver- 
neinen, sondern  es  kommt  viel  auf  die  speciellen  Verhältnisse  an,  auf 
Zweck  und  Absicht,  auf  die  angewendeten  Mittel,  auf  die  Gegenstände, 
worauf  sich  das  Kundschaften  richtet  Man  muss  sich  vor  Allem  aus 
hüten,  das  Auskundschaften  im  Kriege  und  die  schwere  Strafbarkeit 
dieser  Handlung  zu  Grunde  zu  legen.  Man  wird  das  Spioniren  schwer- 
lich in  irgend  einem  gewöhnlichen  Strafgesetze  speciell  benannt  imd 
mit  Strafe  bedroht  finden,  während  dieses  ganz  gewiss  der  Fall  wäre, 
wenn  die  blosse  Handlung  des  Auskundschaftens  specifisch  als  ein 
Verbrechen  betrachtet  würde.  Dagegen  findet  man  sie  wol  in  allen 
Militärstrafgesetzen,  aBer  gewiss  nicht  darum,  weil  der  Spion  das 
Völkerrecht  verletzt,  sondern  weil  er  die  Sicherheit  der  Armee  und 
das  Gelingen  ihrer  Operationen  gefährdet  Daher  wird  der  nämliche 
Feldherr,  der  heute  einen  Spion  erschiessen  lässt,  kein  Bedenken 
tragen ,  morgen  selbst  einen  ins  feindliche  Gebiet  zu  schicken ;  imd 
doch  gibt  es  auch  im  Kriege  ein  Völkerrecht  Dieser  Gesichtspunkt 
muss  also  ausser  dem  Kriege  gänzlich  wegfallen. 

Der  Art.  39  spricht  im  Allgemeinen  von  völkerrechtswidrigen 
Handlungen  und  ist  daher  ausserordentlich  elastisch.  Strafgesetze 
müssen  aber  strenge  interpretirt  werden  und  wo  es  an  einer  defini- 
tiven völkerrechtswidrigen  Handlung  fehlt ,  muss  die  Behörde  sorg- 
faltig erwl^en,  ob  nach  allen  Umständen  des  vorliegenden  Falles  ein 
anerkanntes  Völkerrecht  verletzt  worden  sei.  Eine  solche  Verletzung 
lässt  sich  im  Allgemeinen  darin  nicht  erblicken,  wenn  ein  Staat  in 
einem  andern  ausseramtliche  Erkundigung  einzieht  über  Verhältnisse, 
die  ihn  interessiren,  besonders  wenn  dieselben  kein  Geheimniss  sein 
sollen  und  ihrer  Natur  nach  sein  können ;  ebenso  wenig  kann  an  sich 
als  rechtswidrig  erklärt  werden,  wenn  bei  einem  Streit  zwischen  zwei 
Staaten  dergleichen  Nachforschungen  nach  dem  Sachverhalt,  um  den 
sich  der  Streit  dreht,  angestellt  werden.  Denn  ein  blosses  Iklisstrauen 
in  die  Richtigkeit  oder  Vollständigkeit  amtlicher  Berichte  namentlich 
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bei  Streitigkeiten ,  worin  sich  zwei  Staaten  gewissermassen  als  Par- 
teien gegenüber  stehen ,  kann  so  wenig  unter  Staaten  als  unter  Pri- 
vaten eine  Rechtsverletzung  sein;  und  von  »Polizei  machen«,  von 
Eingriffen  in  eine  fremde  Staatshoheit  kann  wol  nur  dann  gesprochen 
werden ,  wenn  eine  Thätigkeit  mit  amtlichem  Charakter  rechtswidrig 
in  fremdem  Staatsgebiet  auftritt .... 

Eine  völkerrechtswidrige  Handlung  im  Sinne  des  Art.  39  setzt 
voraus,  dass  eine  Regierung  oder  ein  Bürger  eines  Staates  gegen  einoi 
andern  Staat  handle.  Wenn  [h.  1.]  die  Mitaugeschuldigten  als  Schwei- 
zer ihr  Land  in  Gefahr  bringen ,  so  begehen  sie  daher  nicht  eine  völ- 
kerrechtswidrige Handlung,  sondern  ein  Verbrechen  gegen  die  äussere 
Sicherheit  und  Ruhe  der  Eidgenossenschaft  und  es  können  anf  sie  die 
Art  37  und  38  des  Strafgesetzes  Anwendung  finden ....  Es  ist  nim 
einleuchtend,  dass,  wenn  schweizerische  Bürger  oder  Einwohner, 
besonders  solche ,  welchen  die  fremde  [h.  1.  österreichische]  Polizei 
Glauben  beimisst  und  an  die  sie  einen  Emissär  mit  Empfehlungsbriefei 
versehen  liess ,  durch  falsche  Berichte  jene  Anschautmgsweise  [dam 
jetzt  gefährliche  Flüchtlinge  im  Et  Tessin  vorhanden  seien  nnd  wol 
auch  in  Zukunft  dort  geduldet  werden,  dass' somit  auch  für  dieZa- 
kunfb  den  Zusicherungen  hierseitiger  Behörden  kein  Gewicht  beigelegt 
werden  könne]  bestätigen,  nähren  und  unterhalten,  hiedurch  der  Nach- 
barstaat zur  Fortsetzung  der  Feindseligkeiten  und  der  die  Schweiz 
gefährdenden  Einmischung  angereizt,  und  die  Interessen  des  fremden 
Staates  zum  Nachtheil  der  Eidgenossenschaft  wesentlich  unterstätzt 
werden.  Eine  solche  Handlungsweise ,  wenn  sie  erwiesen  wird ,  kann 
daher  füglich  unter  die  Bestimmungen  der  Art.  37  und  38  subsumirt 
werden.  BR-  v.  8.  Decbr.  1853  i.  S.  Contini  u.  Css.,  B.  1863  III.  661. 

Art.  41  des  Ges. 
937«    Im  Decbr.  1859  erschienen  in  Lugano 

a.  zwei  kleine  Flugblättchen,  unterzeichnet  von  Giovanni  Maran- 
goni ,  die  einen  Aufruf  zur  Revolution  enthielten ; 

b.  eine  Brochüre  Mazzinis,  betitelt:  »Worte  an  die  Jünglinge 
Ituliens«^,  die  theils  injuriöse  Aeusserungen  über  die  Kaiser  von  Frank- 
reich und  Oesterreich ,  theils  einen  energischen  Aufruf  zum  bewaff- 
neten Aufstande  in  ganz  Italien  und  namentlich  zur  Vernichtung  der 
monarchischen  Einrichtungen  von  Venedig.  Rom  und  Neapel  enthielt 

Die  Regierung  von  Tessin  wies  den  Marangoni  aus,  gestattete 
ihm  aber  auf  sein  Ansuchen  hiefür  eine  Frist  von  einem  Monat;  ebenso 
wies  sie  den  Pilo  Rosalino  aus ,  der  die  Brochüre  Mazzinis  dem  Buch- 
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dracker  Fioratti  zum  Druck  übergab,  auch  für  deren  Verbreitung 
sorgte ;  endlich  belegte  sie  die  noch  vorhandenen  Exemplare  der  letz- 
tem Druckschrift  mit  Beschlag;  doch  scheint  dieser  nicht  genügend 
vollzogen  worden  zu  sein,  oder  später  noch  ein  neuer  Abdruck  Statt 
gefunden  zu  haben ,  da  wenigstens  auf  dem  Wege  des  Buchhandels 
Exemplare  erhältlich  waren. 

Das  Justiz-  und  Polizeidepartement  begutachtete  diesen  Fall  zu 

Händen  des  BR  am  6.  Januar  1860  wie  folgt: 

Es  fragt  sich:  Enthalten  die  erwähnten  Druckschriften  ein  Delict  und  im  be- 
jahenden Falle,  was  ist  weiter  in  der  Sache »za  verfügen. 

Auf  die  Flugblätter  Marangonis,  die  einen  Aufruf  zur  Revolution  enthalten, 
treten  wir  darum  nicht  mehr  ein,  weil  wir  einerseits  kein  Exemplar  mehr  be- 
sitzen und  weU  anderseits  der  Ver&sser,  der  in  der  Gewalt  der  Regierung  war, 
aus  dem  Lande  weggewiesen  wurde  und  unter  diesen  umständen  eine  gerichtliche 
Verfolgung  gegen  den  nur  subsidiär  haftenden  Herausgeber  und  Buchdrucker  vor- 
aussichtlich ohne  allen  Erfolg  wäre.  Es  bleibt  also  in  dieser  Richtung  nur  zu 
verfügen  übrig,  einerseits  sich  zu  versichern,  dass  keine  Exemplare  jener  Flug- 
blätter mehr  vorhanden  seien  und  anderseits  Bericht  zu  verlangen,  ob  die  Aus- 
weisung des  Marangoni  nun  wirklich  erfolgt  sei  und  nach  welcher  Richtung  er 
sich  begeben  habe.  Gleichzeitig  ist  zu  beschliessen,  dass  jene  Ausweisung  nicht 
nur  aus  dem  Kt.  Tessin,  sondern  aus  der  ganzen  Schweiz  verfügt  werde. 

Was  ferner  die  Mazzinische  Brochüre  betrifft,  so  enthält  dieselbe  theüs 
Beschimpfungen  fremder  Souveräne,  theils  einen  Aufruf  zur  bewafiheten  Erhe- 
bung Italiens.  In  der  erstem  Beziehung  kann  man,  wie  es  auch  die  Regierung 
von  Tessin  that,  die  Sache  füglich  auf  sich  beruhen  lassen,  weil  eine  förmliche 
Klage  und  Zusicherung  des  Gegenrechts  ab  Seite  eines  fremden  Staates  nicht 
vorliegt.  Einer  nähern  Betrachtung  hingegen  bedarf  der  zweite  Punkt,  wovon  die 
Regierung  von  Tessin  gar  keine  Notiz  genommen  hat,  nämlich  der  Aufruf  zu  den 
Waffen.  Enthält  diese  Stelle  ein  Delict?  Eine  ganz  bestimmte  und  Idare  Be- 
antwortung bietet  unser  Strafgesetz  nicht  dar  und  es  ist  nur  der  Art.  41  des- 
selben [»Wer  ein  fremdes  Gebiet  verletzt  oder  eine  völkerrechtswidrige  Handlung 
begeht,  ist  mit  Geüängniss  oder  Geldbusse  zu  belegen«],  dessen  Anwendung  in 
Frage  kommt. 

Bisanhin  wurde  es  als  völkerrechtswidrig  betrachtet,  wenn  auf  unserm  Ge- 
biete Waffen  oder  andere  Hül&mittel  gesammelt  hnd  vorbereitet  wurden,  um  da- 
mit einen  gewaltsamen  Umsturz  in  einem  Nachbarlande  zu  unterstützen.  Wir  sehen 
nun  nicht  ein,  dass  der  Aufruf  zu  einem  solchen  Umsturz,  also  die  eigentliche 
Urheberschaft  weniger  rechtswidrig  sein  sollte  als  die  physische  Miturheberschaft 
oder  Theilnahme  an  einem  Verbrechen  und  wir  glauben  uns  nicht  zu  irren,  wenn 
wir  annehmen,  dass  fast  in  allen  Strafgesetzgebungen  die  intellectuelle  Urheber- 
schaft der  physischen  ganz  oder  annähernd  gleich  gestellt  werde.  Bleibt  ein  sol- 
cher Aufruf  zu  gewaltsamem  Umstürze  ohne  Erfolg,  so  ist  er  offenbar  als  Ver- 
such zu  qualificiren ,  wie  dieses  auch  in  Art  48  des  BStrafrechts  mit  Bezug  auf 
Verbrecher  gegen  verfassungsmässige  Ordnung  und  die  innere  Sicherheit  ausge- 
sprochen ist.  Wir  verweisen  ferner  auf  die  Analogie  der  Art.  42  und  43,  indem 
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wir  nicht  annehmen  können,  dass  der  Gesetzgeber  die  blosse  Beschimpfung  fren- 
der  Souveräne  habe  bestrafen  und  dagegen  Handlungen  oder  Attentate,  die  g^gen 
die  Existenz  eines  andern  Staates  gerichtet  sind ,  als  völkerrechtlich  zuUssig  und 
erlaubt  habe  erklären  wollen.  Endlich  machen  wir  aufmerksam,  dass  wir  in 
Auslande  begangene  Pressvergehen ,  die  gegen  die  verfassungsmässige  Existenz 
und  Ordnung  der  Schweiz  gerichtet  sind,  als  völkerrechtswidrig  betrachten  und 
dass  wir  desshalb  schon  bei  andern  Staaten  die  Unterdrückung  solcher  Hand- 
lungen verlangt  haben.  Legen  wir  uns  daher  dieses  Recht  bei,  so  mfiisen  vir 
auch  den  gleichen  Grundsatz  des  Völkerrechts  gegenüber  andern  Staaten  aner- 
kennen. Wir  stehen  daher  in  der  Ansicht,  dass  die  fragliche  Brochflre  onter 
den  Art.  41  des  BStrafrechts  falle  und  dass  somit  der  BR.  berechtigt  und  tot- 
pflichtet  sei,  auf  die  Repression  dieses  Vergehens  hinzuwirken. 

Wie  weit  soll  aber  diese  Repression  gehen  und  welche  Massregeln  sind  n 
ergreifen  ?  Es  ist  bereits  die  Beschlagnahme  der  Schrift  verfügt,  allein  die  Regie 
rung  von  Tessin  bezeichnet  dieselbe  nur  als  eine  einstweilige  und  in  der  Thatist 
diese  Massregel  nach  den  Schweiz.  Pressgesetzen  nur  als  eine  einleitende  geriehts- 
polizeiliche  Massregel  zu  betrachten ,  die  das  gerichtliche  Urtheil  über  die  SdinU 
oder  Unschuld  des  Beklagten  zur  Folge  hat  und  wovon  es  dann  abhängt,  ob  die 
Beschlagnahme  bestätigt,  resp.  die  Vernichtung  der  Auflage  verftlgt,  oder  ob  sie 
aufgehoben  werden  solle  [Vgl.  No.  181], 

Hiedurch  wird  aber  die  Sache  einigermasseu  complicirt. 

Vom  Standpunkte  der  öffentlichen  Interessen  aus  würden  wir  nämlich  erteil- 
ten, dass  die  Beschlagnahme  der  Schrift  und  die  Ausweisung  ihres  Verbreiten 
Rosalino  eine  genügende  Repression  sei,  zumal  die  Sache  wahrscheinlich  (dae 
weitem  Erfolg  bleibt,  während  auf  der  andern  Seite  ein  derartiger  politisdber  Fko- 
sess  grosses  Aufsehen  macht  und  \iele  Weitläufigkeiten  und  Kosten  vemnadit; 
auch  ist  zu  beachten .  dass  aus  der  österreichischen  Note  vom  10.  Decbr.  ge- 
schlossen werden  darf,  die  verfügten  Massregeln  würden  auch  dortseits  als  hin- 
reichend betrachtet.  Nun  kommt  aber,  wie  vorhin  angedeutet  wurde,  der  Um- 
stand dazwischen,  dass  der  Herausgeber  der  Schrift  möglicherweise  nicht  nur  der 
bezahlte  Drucker  ist .  sondern  der  bei  dem  Verkaufe  ökonomisch  betheiligte  Ter 
leger.  In  diesem  Falle  wäre  derselbe  wol  berechtigt,  seine  Stellung  vor  Geridt 
oder  die  Freigebung  der  Auflage  zu  verlangen  und  es  müsste  wol  alsdann  der 
Gegenstand  nach  Art.  73  an  die  BAssisen  überwiesen  werden.  Es  scheint  nns 
daher,  der  BW.  sollte  sich  geneigt  erklären,  es  bei  der  Ausweisung  des  Rosalioo 
und  des  Marangoni  und  bei  der  Beschlagnahme  bewenden  zu  lassen ,  insofern  die 
letztere  zu  einer  definitiven  imd  umfassenden  gemacht  werden  kann.  Sollte  aber 
Fioratti  seine  Eigenschaft  als  Verleger,  mithin  als  Eigenthümer  oder  Miteigen- 
thümer  der  Brocliürc  nachweisen  können  und  die  Aufhebung  des  Beschlages  oder 
seine  Stellung  vor  Gericht  verlangen ,  so  ist  der  Gegenstand  an  die  BAssisen  n 
verweisen. 

Dieser  Vortrag  des  Departements  wurde  vom  BR.  am  9.  Jan.  1860 

genehmigt. 

Art.  73  —  75  des  Ges. 

938«    Das  Justizdepartement  des  Kts.  St.  Gallen  erRUchte  das 
eidg.  Justiz-  und  Polizeidepartement  um  Mittheilung  seiner  Ansicht 
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über  die  Kostenfrage,  die  bei  Anwendimg  des  Art.  75  des  eidg.  Straf- 
gesetzes entstehe.   Diese  wurde  ihm  eröffnet  wie  folgt : 

Es  ist  von  dem  Grundsatz  auszugehen:  Derjenige  Staat,  dessen  Strafgesetze 
verletzt  wurden  und  dessen  competente  Behörden  daher,  sei  es  von  Amtes  wegen 
oder  auf  Yerzeignng  hin  die  gerichtliche  Verfolgung  verfügen,  hat  die  Kosten 
des  Prozesses  und  der  UrtheilsYoIlziehung  zu  tragen,  insoweit  der  Benrtheilte  sie 
nicht  bezahlen  kann  oder  muss.  Wenden  wir  nun  diesen  Grundsatz  auf  die  Com- 
petenzbestimmungen  des  eidgen.  Strafgesetzes  an,  so  gelangen  wir  zu  folgendem 
Resultat : 

Dieses  Gesetz  unterscheidet  hinsichtlich  der  Competenz  zwei  Klassen  von 
Verbrechen  und  Vergehen: 

I.  Aüe  Uebertretungen  dieses  eidg.  Strafgesetzes.  Diese  Klasse  zerfällt  wieder 
in  zwei  Abtheilungen: 

a.  di^enigen  Uebertretungen,  die  nach  Art.  73  den  Bundesassisen  zu  aberweisen 
sind; 

b.  diejenigen,  die  der  BB.  in  der  Regel  an  die  kantonalen  Gerichte  überweisen 
soll,  jedoch  mit  freier  Hand  Ausnahmen  zuzulassen  (Art.  74). 

In  allen  Fällen  nun,  die  in  diese  Gesammtklasse  Men,  muss  nach  meiner 
Ansicht  der  Bund  die  Kosten  tragen,  insoweit  sie  vom  Angeklagten  nicht  zu  be- 
zahlen oder  nicht  erhältUch  sind.  Denn  es  sind  hier  BGesetze  verletzt  worden 
und  wenn  der  BR.  in  diesen  Fällen  die  Ueberweisung  beschliesst,  so  handelt  er 
nicht  als  geschädigte  Civilpartei  und  Denunciant,  sondern  als  Vollzieher  der 
BGesetze;  er  ist  somit  in  der  gleichen  Stellung,  wie  wenn  in  den  Kantonen  die 
Regierung  oder  Justizdirection  oder  Staatsanwaltschaft  oder  Statthalteramt  ein 
Verbrechen  dem  Richter  überweist.  Bei  solchen  Fällen  kann  es  daher  in  den 
Kantonen  nicht  wieder  in  Frage  kommen,  ob  der  vom  BR.  beschlossenen  Ueber- 
weisung Folge  zu  geben  sei  oder  nicht.  Die  Ueberweisung  hat  vielmehr  zu  geschehen 
und  die  Gerichte  mögen  dann  freisprechen  oder  verurtheilen.  Mit  Einem  Worte: 
Es  sind  hier  BGesetze  verletzt  und  die  BBehörde  in  Vollziehung  derselben  verfügt 
die  Ueberweisung  an  die  kantonalen  Gerichte:  daher  soll  sie  auch  die  Rechnung 
bezahlen. 

n.  Üebertretung  kantonaler  Strafgesetze  durch  eidgen.  Beamte,  s.  g.  gemeine 
Verbrechen  derselben  im  Gegensatz  derjenigen,  die  im  spedeUen  Interesse  des 
Bundes  durch  das  eidg.  Strafgesetz  mit  Strafe  bedroht  sind.  Hier  haben  wir  gerade 
das  entgegengesetzte  Verhältniss  von  oben,  denn: 

a.  es  ist  hier  kein  BStrafgesetz  verletzt,  vielmehr  hat  der  Beamte  ein  Verbrechen, 
z.  B.  Diebstal,  Unterschlagung  verübt,  das  den  kantonalen  Rechtszustand 
gefährdet,  die  Gesetze  des  Kantons  verletzt  und  er  ist  daher  zu  verfolgen  in 
Vollziehung  kantonaler  Gesetze ,  sobald  es  zur  Kenntniss  der  competenten 
Behörde  gelangt.  Ob  der  Schaden  den  BFiscus  oder  den  Kantonsfiscus  oder 
eine  Privatperson  treffe,  ist  offenbar  gleichgültig;  es  genügt,  dass  ein  Straf- 
gesetz des  Kantons  im  Gebiete  desselben  übertreten  wurde; 

b.  der  BR.  hat  daher  hier  auch  kein  Strafgesetz  in  Vollziehung  zu  bringen,  nichts 
zu  verfügen  und  zu  befehlen,  sondern  er  tritt  in  die  Stellung  der  geschädigten 
und  denundrenden  Civilpartei  zurück.  Er  verzeigt  allerdings,  wenn  es  nicht 
schon  geschehen  ist,  das  Verbrechen  und  verlangt  dessen  V^olgung;  allein 


462  ^  Abschnitt    Bondesgesetce. 

es  tritt  der  grosse  Unterschied  ein,  dass  hier  nach  vollendeter  Vonuitersuehang 
die  competente  kantonale  Behörde  entscheidet,  ob  nun  die  gerichtliche  Ver- 
folgung beginnen  oder  die  Sache  auf  sich  beruhen  soU,  während  oben  sub  No.  L 
die  Function  dem  BR.  als  Vollzieher  der  BGesetze  obliegt    Allerdings  steht 
auch  hier  dem  BR.  noch  ein  besonderes  mehr  negatives  Recht  zu.   Nach  Art.  14 
und  41  des  BGesetzes  über  die  Verantwortlichkeit  [Off.  S.  II.  149]  bedarf  die 
strafrechtliche  Verfolgung  eines  eidg.  Beamten  die  Zustimmimg  des  BR.;  er 
kann  sie  daher  verhindern,  nicht  aber  befehlen  oder  vorschreiben.    DisK 
Bestimmung  bezweckt  wol,  einen  eidg.  Beamten  gegen  ungerechte  Verfolgoqgen 
zu  schützen,  die  etwa  unter  dem  Verwände  eines  Vergehens  versucht  werden 
könnten.     Sie  ist  übrigens  noch  nie  zur  Anwendung  gekommen  and  wird  es 
hoffentlich  auch  nicht.    Aus  dem  Gesagten  folgt  also ,  dass  bei  Anwendung  des 
Art.  75  des  eidg.  Strafrechts  die  Kantone  die  Kosten  zu  tragen  haben,  wefl 
zunächst  ihr  Rechtszustand  ge&hrdet  ist,  ihre  Strafgesetze  verletzt  sind  oad 
weil  ihre  Behörden  über  die  gerichtliche  Verfolgung  zu  entscheiden  babeo. 
Mit  dieser  Auffassung  steht  dann  auch  im  vollen  Einklang  das  s.  g.  Fisctl- 
gesetz  [Off.  S.  I.  87]  und  das  Militärstra^esetz  [Off.  S.  IL  606].    Dass  hier  der 
Bund  die  Kosten  der  Procedur  zu  tragen  hat,  ist  natttrlich,  weil  BG^setse  verletit 
wurden  und  BBehörden  die  Ueberweisung  verfügen.    Man  kann  die  Sache  nA 
so  ausdrücken:  Bei  den  ebenerwähnten  Gesetzen,  sowie  bei  Anwendung  der  Art  TS 
und  74  des  eidg.  Strafgesetzes  wird  die  Rechtspflege  im  Namen  des  Bundes,  bd 
Art.  76  dagegen  im  Namen  des  Kantons  ausgeübt 

Richten  wir  unsem  Blick  rückwärts,  so  wurde  allerdings  nicht  immer  in 
obigem  Sinne  gehandelt.  Der  Bund  hat  schon  Prozess-  und  Vollziehungskoetai 
getragen,  die  er  nach  obigen  Grundsätzen  nicht  hätte  tragen  sollen  mid  laBf- 
Ucherweise  ist  auch  schon  das  Umgekehrte  begegnet.  Allein  die  Ursache  Hegt 
darin,  dass  vor  dem  Erlasse  des  eidg.  Strafgesetzes,  das  erst  im  Mai  1853  is 
Kraft  trat,  die  Competenzen  gänzlich  unausgeschieden  waren,  so  dass  in  diesem 
Gebiete  eine  gemüthliche  Anarchie  Platz  greifen  konnte. 

Just.-  und  Pol.-Dep.  vom  14.  August  1854. 

Dieses  Gutachten  wurde  bei  Anlass  einer  Eingabe  der  Polizei- 
direction  Basel  dem  BR.  vorgelegt  und  beantragt,  dass  nach  den  dort 
aufgestellten  Grundsätzen  gewisse  Kosten  auf  die  BKasse  übemonuneo 
werden ,  welcher  Antrag  genehmigt  wurde.  BR.  v.  16.  Octbr.  1864. 


Dritter  Abschnitt. 

Concordaie« 


Concordate:  a.  vom  8.  Juni  1809,  bestätigt  den  8.  Juli  1818  [A.  S.  I.  296].    b.  vom 
7.  Jnni  1810,  bestätigt  den  9.  Juli  1818  [I.  806].  s.  oben  U.  Abschn.  XIII.  S.  448. 

Coocordat  T.  6.  Juli  1821.  betr.  Bebandlung  der  Ehescheidungs&lle  [U.  39.  III.  248. 301] 

s.  No.  195.  489.  5S9. 

Concordat  v.  22.  Juni  u..2.  Juli  1813,  bestätigt  den  9.  Juli  1818,  betr.  die  Ertheilung 
und  die  Formulare  der  Reisepässe  [I.  310.  Snell  I.  258].  s.  Xo.  S15. 

BBesehlusfl  v.  29.  Juli  1857,  wonach  der  BR.  für  Sammlung  u.  Herausgabe  der  noch 
in  Kraft  bestehenden  Beschlüsse  der  Tagsatzung  und  Concordate  die  erforderlichen 

Anordnungen  treffen  soll  [Off.  S.  V.  574 1]. 

Tagsatzungsbeschluss  v.  22.  (nicht  25.)  Juli  1836  über  die  Art  und  Weise  des  Rück- 
trittes eines  Kantons  von  einem  einmal  eingegangenen  Concordate  [A.  S.  11.  381. 

Snell  I.  173.  714  ff.,  vgl.  dazu  No.  S67  Erw.  3]. 

1.  Im  AllgemelneD. 

839«  Slaatsveriräge  beschränken  die  Gesetzgebung  jedes  Staates, 
ebenso  auch  die  über  verschiedene  interkantonale  Beziehungen  be- 
stehenden Concordate,  daher  können  die  Kantonalgesetzgebungen 
keine  Wirksamkeit  nach  Aussen  haben.  Das  Concordat  muss  ent- 
scheiden ,  sobald  eine  interkantonale  Beziehung ,  nämlich  die  recht- 
liche Stellung  des  Einwohners  eines  andern  Kantons,  in  Frage  kommt. 

BR.  V.  10.  Oct.  1849. 

S40«  Die  Frage  über  den  Sinn  und  die  Bedeutung  eines  Goncor- 
datee ,  sowie  die  Frage ,  ob  dasselbe  gehandhabt  oder  verletzt  werde, 
gehört  in  das  Gebiet  des  öffentlichen  Rechts,  ist  staatsrechtlicher 
Natur  und  wird  daher  durch  Art.  101  der  BVerf.  ausdrücklich  von 
der  Competenz  des  BG.  ausgeschlossen.  Sie  gehört  in  die  Competenz 
des  BR.  und  möglicherweise  nach  Art.  74  Ziff.  15  in  diejenige  der 
BVersammlung.  BR.  v.  lO.  Octbr.  1849  No.  2978.  Vgl.  No.  MM. 

Ml«  Wenn  auch  allerdings  die  Kantone,  die  in  einem  Concordate 
stehen,  im  Allgemeinen  für  dessen  Erfüllung  und  richtige  Anwendung 
durch  ihre  Behörden  verantwortlich  sind,  so  ist  doch  nicht  immer  die 
Kantonsregierung  zu  handeln  berufen ,  sondern  es  sind  diess  regel- 
mässig die  Gerichte,  sobald  es  sich  um  Anwendung  aller  jener  C!on- 
cordate  handelt,  die  privatrechtlicher  Natur  sind. 

BR.  V.  2a  Januar  1850  No.  289.  Y(fi.  No.  MBt. 
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n.  Forum  des  zd  belaDgreoden  Seknldners. 

Ck>ncordat  v.  15.  Juni  1804,  bestätigt  den  8.  JuU  1818  A.  [A.  S.  L  282.  SmeU  I.  242]. 
Erläuterung  dieses  Ck)ncordates  v.  21.  Juli  1826  [IL  109.  261.  Snell  L  244]. 

Dem  Goncordat  sind  alle  Kantone  beigetreten,  der  Erläuterung  aber  (renf  nicht 
\U.  152].    Vgl.  übrigens  Art.  50  der  BVerf.  1.  Abschn.  XX.  No.  S9S— SBO  und 

unten  ID.  No.  S4S  —  549. 

342«  Beat  von  Lerber  von  und  in  Bern  ist  Eigenthümer  eines 
Hauses  in  Lausanne ,  das  er  durch  Baumeister  Boisot  repariren  liess. 
Ueber  die  daherigen  Kosten  entstand  Streit  und  B.  belangte  den 
L.  vor  den  Gerichten  in  Lausanne  auf  Bezahlung.  Unter  Berufung 
auf  Art  50  der  BVerf  weigerte  sich  L.  für  eine  persönliche ,  durch 
kein  Pfandrecht  gedeckte  Forderung  vor  den  waadtländischen  Gerich- 
ten Rede  zu  stehen ;  diese  aber  erklärten  sich  zuständig  und  verfallten 
den  B.  v.  L.,  zumal  dieser  unterlassen  habe ,  sie  vor  dem  obersten 
Gerichtshofe  des  Kts.  Waadt  zu  recusiren.  B.  ¥rirkte  sodann  noch  auf 
Miethzinsforderungen  des  L.  Beschlag  aus ,  um  sich  daraus  bezahlt  xa 
machen. 

Es  fragt  sich  hier,  sagt  der  BR.,  ob  die  bemischen  oder  waadt- 
ländischen Gerichte  zuständig  seien  und  diese  Frage  konnte  weder 
durch  die  Gerichte  des  Kantons  Bern,  noch  durch  diejenigen  von 
Waadt  entschieden  werden ,  sondern  nur  von  dem  Bund.  L.  war  auch 
nicht  verpflichtet ,  diesen  Competenzstreit  in  Form  eines  KecosatioDS- 
gesuches  nach  waadtländischen  Gesetzen  vor  das  Forum  der  jensei- 
tigen Gerichte  zu  bringen  und  durch  diese  entscheiden  zu  lassen,  da 
er  hiedui'ch  offenbar  die  Zuständigkeit  jener  Gerichte  anerkannt  und 
auf  seine  Einrede  Verzicht  geleistet  hätte. 

Unter  Hinweisung  auf  Art  50  der  BVerf  und  auf  das  azd  8.  Juli 
1818  erneuerte  Goncordat  vom  15.  Juni  1804,  sowie  darauf,  dassB.v.L 
in  Bern  ein  festes  Domicil  habe  und  völlig  zahlungsfähig  sei,  wurde  die 
Regierung  von  Waadt  angehalten ,  den  Arrest  aufzuheben. 

B.  1850  m.  126.  Vgl  No.  ÜSt. 

m.  Coneorsreeht  In  FalUmentsf&UeD. 

Goncordat  vom  15.  Juni  1804,  bestätigt  den  8.  Juli  1818  C. 

[A.  S.  I.  284.  Off.  S.  VI.  367.  Snell  I.  242.] 

Diesem  Goncordate  sind  nicht  beigetreten :  Schivyi  und  Appenzell  I.-R, 

Vgl.  I.  Absch.  XIX.  11  No.  MS9.  9§§.  —  550.  506. 

543«  Der  Grundsatz,  dass  die  Hoheitsrechte  —  Gesetze  und 
Gerichte  —  eines  Kantons  auf  alle  innerhalb  seiner  Grenzmarken 
liegenden  Grundstücke  sich  ausdehnen,  ist  durch  das  Goncordat  vom 
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• 

15.  Juni  1804  nicht  beschränkt,  da  es  nicht  von  Liegenschaften  redet, 
sondern  in  §  3  blos  die  Einheit  des  Concurses  in  Bezug  auf  das  beweg- 
liche Vermögen  in  allen  concordirenden  Kantonen  vorschreibt.  Das 
Concordat  vom  7.  Juni  1810  berührt  auch  die  Immobilien  nicht,  es 
enthält  nur  eine  kleine  Erweiterung  und  Erläuterung  jenes  §  3  und 
hat  nicht  mit  dem  Worte  »Effecten^  ein  entgegengesetztes  System  ein- 
fuhren und  auch  Liegenschaften  begreifen  wollen.  Dieses  zweite  Con- 
cordat hat  blos  den  Zweck  die  Streitfrage  zu  lösen,  welchem  Gerichts- 
stande diejenigen  Effecten  unterworfen  seien ,  die  zwar  nach  Art.  3 
des  frühem  Concordates  zur  Concursmasse  gehören,  jedoch  von  einem 
dritten  Besitzer  in  einem  andern  Kanton  als  Eigenthum  oder  Pfand 
in  Anspruch  genonunen  werden.  ßR-  v.  12.  März  185 1  No.  947. 

844«  Es  kann  daher  ein  Concui*sgericht  kein  Eigenthum  über- 
tragen an  Grundstücken ,  die  in  einem  andern  Kantone  Uegen. 

BR.  V.  12.  März  1851  No.  947. 

MS«  Die  Publication  einesToncurses  in  einem  andern  Kanton  ist 
nicht  geeignet,  den  Hoheitsrechten  dieses  andern  Kantons  und  der 
Competenz  der  Behörden  zu  derogiren  (sie  wäre  denn  in  einer  Form 
geschehen,  dass  diese  Behörden  Veranlassung  gehabt  hätten  Ein- 
sprache zu  erheben).  BR.  v.  12.  März  1851  No.  947. 

S4««  Am  27.  Nov.  1849  wurde  über  Chr.  Tobler-Lang  in  St.  Gallen 
Concors  eröflfnet  Neben  andern  (Gläubigern  concurrirten  K.  Neuwiller 
von  Egelshofen  (Thurgau)  und  Fisch-Engler  von  St.  Gallen,  beide  unter 
Production  von  s.  g.  Generalschatzungen ,  d.  h.  Pfändungsacten ,  die, 
da  keine  speciellen  Pfänder  sich  vorfanden ,  im  Allgemeinen  auf  das 
Gesammtvermögen  des  Schuldnei*s  lauten.  Diese  Pfändungen  fanden 
im  Kanton  Thurgau ,  im  frühern  Domicil  des  Cridars ,  Statt  und  zwar 
datirt  die  Schätzung  des  Fisch -Engler  drei  Tage  nach  Ausbruch  des 
Falliments.  Die  Concursconunission  nahm  von  diesen  Acten  keine 
Notiz ,  sondern  locirte  die  erwähnten  Creditoren  in  die  Klasse  der 
Currentgläubiger.  Die  gesetzliche  Frist  für  Anfechtung  der  CoUoca- 
tion  wurde  von  diesen  Creditoren  nicht  benutzt.  Bereits  im  Stadiiun 
der  Massavertheilung  fand  sich  im  Thurgau  ein  neues  Activum  vor, 
auf  welches  Neuwiller  und  Fisch,  gestützt  auf  ihre  Generalschatzun- 
gen ,  ein  Pfandrecht  in  Anspruch  nahmen.  Der  thurgauische  Richter 
tbeilte  dieses  dem  st.  gallischen  mit,  unter  Ansetzung  einer  Frist, 
innerhalb  welcher  die  Concursmasse  ihre  allfällige  Einsiirache  vor 
dem  erstem  einzuleiten  habe,  ansonst  das  Activum  zu  Gunsten  je- 
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ner  zwei  Gläubiger  veräussert  würde.  Das  st.  gallische  Gericht  pro- 
testirte  dagegen  und  verlangte  die  Ablieferung  jenes  Activums  zur 
Hauptmasse. 

Bei  Entscheidung  dieses  Streites  wurde  Folgendes  in  Betracht  ge- 
zogen : 

Es  kann  vor  Allem  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  hier  zur 
Sprache  kommenden  Concordate  vom  15.  Juni  1804  und  7.  Juni  1810 
'  in  gegebenen  Fällen  ihre  Wirksamkeit  vom  Tage  des  ausgebrochenen 
Concurses  an  äussern ,  so  dass  alles  dannzumal  vorhandene  Vermögen 
des  Falliten  in  die  gemeinsame  Hauptmasse  abzugeben  ist,  insofern 
nicht  dingliche  Rechte  darauf  schon  bestehen  oder  geltend  gemacht 
werden  und  dass  daher  aus  keinem  erst  nachher  entstandenen  Rechts- 
gründe  Arreste  bewilligt  werden  können.  Von  diesem  Gesichtspunkte 
ausgegangen  springt  in  die  Augen ,  dass  die  beiden  in  Anspruch  ge- 
nommenen Pfandrechte  in  Beziehung  auf  den  Standpunkt  des  öffent- 
lichen oder  B  Rechtes  in  ganz  verschiedener  Lage  sich  befinden  und 
es  müssen  daher  dieselben  abgesondert  behandelt  werden. 

I.  Die  Generalschatzung  von  Fisch -Engler  für  2065  fl.  35  kr.  ist 
von  späterm  Datum  als  die  Eröffnung  des  Concurses  und  es  kann 
daher  ein  Arrest  nicht  mehr  gestattet  oder  das  aufgefundene  Activnrn 
zu  Gunsten  dieser  Forderung  der  Concursmasse  nicht  vorenthalten 
werden ,  was  mit  Nothwendigkeit  aus  Art.  3  des  Concordates  vom 
15.  Juni  1804  hervorgeht.  Sollte  gegen  diese  Auffassung  eingewendet 
werden ,  dass  dadurch  implicite  über  die  Existenz  des  Pfandrechtes 
entschieden  werde ,  was  nicht  dem  BR.,  sondern  nur  dem  Richter  zu- 
stehe ,  so  ist  hierauf  zu  erwiedern : 

a.  Hier  liegt  nur  der  Competenzstreit  zweier  Kantone ,  mithin  eine 
Frage  des  öffentlichen  Rechtes  vor.  Nach  der  Ansicht  der  beidsei- 
tigen Regierungen  war  am  27.  Novbr.  als  dem  Tage  der  Concurs- 
eröffnung  noch  keine  Schätzung  für  Fisch-Engler  vorhanden.  Es 
wird  daher  nui*  ein  nicht  streitiges  Actenergebniss  hervor  gehoben 
imd  darauf  das  Concordat  angewendet,  ohne  dem  betreffenden 
Gläubiger  das  Recht  benehmen  zu  wollen,  sein  angebliches  Pfand- 
recht im  Concurs  geltend  zu  machen; 

b.  nicht  selten  coincidiren  die  Motive  zu  einem  Competenzentscheid 
mit  den  Motiven  zur  Hauptsache,  weil  sie  bisweilen  auf  der  innern 
Natur  des  vorhandenen  Rechtsverhältnisses  beruhen.  Wenn  nach 
bestehenden  Concordaten  ein  Concurs  seine  Wirksamkeit  auf  viele 
Kantone  ausdehnt ,  so  folgt  daraus  nothwendig ,  dass  das  Datum 
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der  Eröfinung  des  Concurses  sowol  für  die  Competenzfrage  als  für 

die  spätem  Rechtsgeschäfte  selbst  Yon  Einfluss  und  Bedeutung 

sein  muss. 
n.  Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  dem  Pfandrecht,  das  Neuwiller 
für  eine  Forderung  von  112  fl.  16  kr.  geltend  macht;  denn  die  diess- 
fallige  Schätzung  ist  frühem  Datums  als  die  ConcurseröfiPnung  und  es 
kann  daher  wenigstens  nach  den  Concordaten  ein  liechtsverhältuiss 
entstanden  sein,  das  der  sofortigen  Ablieferung  des  aufgefundenen  Ac- 
tiyums  an  die  Concursmasse  hindernd  entgegen  steht.  Ob  nun  durch 
die  fragliche  Schätzung  wirklich  ein  Pfandrecht ,  also  ein  dingliches 
Recht ,  oder  nur  ein  Privilegium  im  Concurse  begründet  werde ,  ist 
Sache  des  richterlichen  Entscheides. 

Ueber  den  Gerichtsstand  aber  ist  hierin  Art.  2  des  Concordates 
vom  7.  Juni  1810  massgebend.  Derselbe  unterscheidet  keinerlei  Art 
TOD  Pfandrecht,  ungeachtet  hinreichender  Grund  dazu  vorhanden 
gewesen  wäre ,  weil  in  vielen  Kantonen  Generalpfandrechte  existiren 
und  ebenso  Specialpfandrechte ,  die  nicht  an  den  Besitz  ab  Seite  des 
Gläubigers  gebunden  sind.  Die  Idee  des  Concordats  war  also  offenbar 
die,  dass  die  in  einem  Kanton  gültig  entstandenen  Pfandrechte  ge- 
schützt werden,  imd  damit  dieses  um  so  sicherer  geschehe,  der  Richter 
des  Kantons,  wo  die  Pfänder  liegen,  darüber  entscheiden  solle. 
Einzig  der  Titel  dieses  Concordates :  »Effecten  eines  Falliten,  welche 
als  Pfand  in  Crediiors  Bänden  in  einem  andern  Kanton  liegen«  scheint 
auf  eine  beschränkendere  Interpretation  hinzuweisen.  Allein  die 
Worte  »in  Greditors  Händen«  sind  im  Concordat  selbst  weggelassen 
und  im  Widerspruch  zwischen  dem  Context  und  Titel  eines  Gesetzes 
muss  gewiss  der  erstere  entscheiden,  zumal  kein  hinreichender  innerer 
Grund  dafür  vorhanden  ist ,  um  die  verschiedenen  Arten  von  Pfand- 
rechten hinsichtlich  der  Competenz  verschieden  zu  behandeln.  So 
sind  z.  B.  die  verpfändeten  Grundstücke  selten  in  Creditors  Händen 
und  doch  wird  Niemand  bezweifeln  können,  dass  bei  bestrittenem 
Pfandrechte  das  forum  rei  sitae  und  nicht  das  forum  concursus  ent- 
scheide, weil  die  beiden  Concordate  sich  gar  nicht  auf  Liegenschaften 
beziehen.  Ferner  gibt  es  in  einzelnen  Kantonen  förmliche  Special- 
pfandrechte auf  Mobiliar ,  die  nicht  durch  den  Besitz  der  Gläubiger, 
sondern  durch  Eintragung  in  ein  öffentliches  Pfandbuch  entstehen. 
Auf  diese  passt  vollständig  der  Art.  2  nicht  aber  der  Titel  des  Con- 
cordates. 

Denmach  ist  das  streitige  Activum  an  die  Concursmasse  auszu- 
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liefern  in  soweit  es  die  Forderung  des  Gläubigers  Neuwiller  über- 
steigt ;  immerhin  steht  es  der  Masse  frei,  das  Pfandrecht  des  Letztem 
vor  den  thurgauischen  Gerichten  zu  bestreiten.  B«  1852  1. 412. 

547.  Der  Anwalt  einer  vor  dem  Gerichte  in  Visp ,  Kts.  Wallis, 
zu  liquidirenden  Concursmasse  liess  die  Gebrüder  Getaz  in  Vivis,  Kts. 
Waadt,  vor  jenes  Gericht  laden,  um  deren  angebliche  Schuld  an  die 
Masse  dort  ausmitteln  zu  lassen.  Die  Beklagten  bestritten,  dass  sie 
dieser  Masse  irgend  etwas  schulden  und  verlangten  auf  Grundlage 
des  Art.  50  der  BVerf.  bei  ihrem  natürlichen  Gerichtsstand  geschützt 
zu  werden.  Wallis  behauptet  aber,  es  handle  sich  nicht  um  eine  ge- 
wöhnliche Schuldforderung,  sondern  um  die  Regulirung  der  Rechnmig 
kraft  der  gerichtlichen  Liquidation  der  Concursmasse,  daher  finden 
Axt.  50  und  das  Concordat  vom  8.  Juli  1818  A.  1  keine  Anwendung. 
Das  Begehren  stütze  sich  vielmehr  theils  auf  lit.  C.  §§  1  und  2,  aus 
welchen  für  das  Auffallsgericht  die  Competenz  folge ,  über  alle  Be- 
clamationen,  seien  sie  activ  oder  passiv,  zu  erkennen;  denn  eine 
gleichmässige  Vertheilung  wäre  nicht  möglich,  wenn  das  Domicfl 
jedes  Literessenten  die  Competenz  des  Gerichtes  bestimmen  müsste; 
theils  auf  das  Concordat  D.  §  1,  nach  welchem  alle  Effecten  eines 
Falliten  in  die  Hauptmasse  fallen,  also  alle  Literessen ,  die  sich  auf 
die  Vertheilung  der  Concursmasse  beziehen ,  der  nämlichen  Behörde 
und  den  nämlichen  Grundsätzen  unterworfen  werden  müssen. 

Der  Recurs  wurde  gutgeheissen  und  der  Gerichtsstand  von  Wallis 
abgelehnt : 

1)  Da  die  Recurrenten  keine  Ansprache  an  die  Concursmasse  gel- 
tend machen,  so  kann  es  sich  lediglich  um  die  Forderung  dieser 
Masse  an  die  Recurrenten  handeln  und  es  waltet  nach  der  Darstellung 
der  letztern,  die  in  factischer  Beziehung  nicht  widersprochen  wurde, 
über  die  rein  persönliche  Natui'  dieser  Forderung  kein  Zweifel  ob. 

2)  Es  fragt  sich  somit  nur,  ob  die  RecuiTcnten,  als  angebliche  De- 
bitoren, ihrem  natürlichen  Richter  desshalb  entzogen  werden  können, 
weil  der  Ansprecher  und  Kläger  eine  Concursmasse  ist. 

3)  Diese  Frage  muss  aber  unbedingt  verneint  werden,  indem  das 
erwähnte  Concordat  weder  in  seinem  Wortlaute,  noch  in  seinem 
Zwecke  und  Geiste  dem  Grundsatze  des  Art.  50  der  BVer£  irgend  wie 
entgegen  steht,  was  sich  schon  daraus  ergibt,  dass  es  mit  Recht  noch 
allgemein  als  verbindlich  betrachtet  wird ,  während  es  nach  Art  6 
der  Uebergangsbestimmimgen  ungültig  sein  müsste,  wenn  es  mit 
Art.  "50  cit.  im  Widerspruch  stände. 
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4)  Jenes  Concordat  hat  vielmehr  keinen  andern  Sinn  und  Zweck, 
als  die  Gonenrsmasse  und  deren  Vertheilung  (mit  Ausnahme  jedoch 
des  im  CJoncordate  D.  §  2  bezeichneten  Falles)  einem  Gesetz ,  einem 
Gerichte  und  einem  Verfahren  zu  unterwerfen. 

5)  Hier  handelt  es  sich  indess  weder  um  eine  Ansprache  an  die 
Concursmasse,  die  nach  den  Gesetzen  des  betreffenden  Ortes  zu  classi- 
fidren  wäre,  noch  um  ein  wirklich  vorhandenes  und  anerkanntes  Ac- 
tivmn  derselben ,  sondern  um  die  Frage ,  ob  ihr  wirklich  eine  For- 
derung an  die  Recurrenten  zustehe. 

6)  Diese  Auffassung  steht  dem  Zwecke  und  der  Anwendung  des 
Concordates  in  keiner  Weise  entgegen,  indem  sämmtliche  Gläubiger 
der  Masse  nach  den  Gesetzen  von  Wallis  coUocirt  und  die  liquidirten 
Activen  nach  denselben  Gesetzen  unter  sie  vertheilt  werden  können. 
Aach  versteht  sich  überdiess  von  selbst,  dass  falls  die  waadtländischen 
Gerichte  die  Forderung  der  Concursmasse  gegen  die  Recurrenten  gut- 
heissen  würden,  der  Betrag  derselben  dem  Concursgericht  in  Wallis 
zugestellt  werden  müsste.  B.  1854  n.  69. 


Joseph  Fink  von  Binzwyl  (Solothurn)  wurde  im  J.  1848  ver- 
geldfltagt  und  seine  Frau  als  erstverlustige  Gläubigerin  in  die  V.  Klasse 
mit  1404  Fr.  locirt.  Der  Cessionar  eines  andern  zu  Verlust  gekom- 
menen Gläubigers  erwirkte  im  August  1854  beim  Richteramt  Büren 
(Bern)  auf  ein  Fuhrwerk  und  dessen  Ladung,  das  von  Binzwyl  nach 
Neuenbürg  gehen  sollte,  Arrest,  der  auf  offener  Strasse  bei  Büren 
vollzogen  wurde.  Die  Eheleute  Fink  suchten  um  Aufhebung  dieses 
Arrestes  an ,  weil : 

a.  die  arrestirten  Sachen  nicht  Eigenthum  des  Fink,  sondern  seiner 
Ehefirau  und  Kinder  seien ; 

b.  eventuell  eine  Arrestnahme  gegen  einen  Concursiten  gemäss 
des  Concordates  vom  8.  Juli  1818  nur  zu  Gunsten  der  gesammten 
Sehuldenmasse  zulässig  sei,  in  welchem  Falle  die  Fr.  Fink  erstver- 
lustige Gläubigerin  wäre,  also  aus  den  arrestirten  Gegenständen  be- 
zahlt werden  müsste. 

Da  aber  diesem  Gesuche  nicht  entsprochen  wurde,  brachte  die 
Regierung  von  Solothurn  die  Sache  vor  den  BR. 

Die  Regierung  von  Bern  wandte  ein:  Art  3  des  citirten  Con- 
cordates habe  nur  ^um  Zweck,  dass  beim  Ausbruch  eines  Concurses 
namentlieh  über  Falliten,  die  an  der  Grenze  wohnen  und  Vermögen 
in  mehrem  Kantonen  besitzen,  das  sämmtliche  Vermögen  zur  Masse 
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gezogen  und  unter  alle  Gläubiger  vertheilt  werden  könne,  um  un- 
möglich zu  machen,  dass  einzelne  Gläubiger  sich  durch  besondere 
Arrestnahme  Bezahlung  yerschaffen,  während  andere  besser  Berech- 
tigte verlustig  würden.  Jedenfalls  aber  sei  diese  Bestimmung  durch 
Art.  50  der  BVerf.  modificirt  worden,  der  ausdrücklich  einen  sol- 
chen Arrest  nur  gegen  einen  aufrecht  stehenden  Schuldner  als  un- 
zulässig erkläre,  während  Fink  ein  solcher  nicht  sei 
Der  BR.  hob  den  Arrest  auf: 

1)  Die  fragliche  Arrestlegung  ist  ungültig,  es  mögen  die  Gegen- 
stände der  Fr.  Fink  oder  dem  Concursiten  selbst  gehört  haben.  Im 
erstem  Falle  konnte  eine  persönliche  Ansprache  an  die  Fr.  Fink  nadi 
Art.  50  der  BVerf.  nur  beim  Richter  ihres  Wohnortes  geltend  gemacht 
werden,  während  unter  der  zweiten  Voraussetzung  nach  §  3  des  Con- 
cordates  vom  15.  Juli  1804,  bestätigt  den  8.  Juli  1818  —  welchem 
Bern  und  Solothum  beigetreten  sind  —  nach  ausgebrochenem  FaUi- 
ment  kein  Arrest  auf  bewegliches  Eigenthum  des  Falliten  anders  ab 
zu  Gunsten  der  ganzen  Schuldenmasse  gelegt  werden  darf. 

2)  Wenn  die  hier  blos  zu  Gunsten  eines  Verlustigen  Statt  gehabte 
Arrestlegung  dadurch  gerechtfertigt  werden  will,  es  habe  die  an- 
geführte Besünmiung  nur  die  Ausdehnung,  dass  blos  beim  Ausbrach 
eines  Concurses  das  sämmtliche  Vermögen  durch  die  Liquidations- 
behörde zur  Masse  gezogen  und  gehörig  unter  die  sämmtlichen  Gläu- 
biger vertheilt  werden  müsse,  so  ist  dieses  offenbar  unrichtig.  So 
lange  nämlich  die  Gläubiger  aus  der  Concursmasse  nicht  befriedigt 
sind,  bleiben  die  Rechte  derselben  unter  sich  und  gegen  den  Schuld- 
ner die  gleichen  und  es  kann  somit  nicht  der  eine  Gläubiger  zum 
Nachtheil  des  andern  sich  durch  eigenmächtige  Handlungen  in  ein 
günstigeres  Verhältniss  setzen. 

3)  Es  ist  auch  der  allegirte  §  3  des  Concordates  durch  Art  50 
der  BVerf.  keineswegs  aufgehoben,  indem  dieser  letztere  ebenfalls 
nur  das  willkürliche  Rechtssuchen  verhindern  will;  somit  können  beide 
Bestimmungen  gar  wol  neben  einander  bestehen. 

B.  1856  I.  512.  Vgl.  BR.  v.  23.  März  1858  i.  S.  ZwingU  c.  Trischler,  s,  Schaubergs 

Zeitschrift  VI.  202  u.  v.  10.  April  1860  i.  S.  IsidorSaner. 

540«  Auf  Ansuchen  des  Bezirksamts  Baden  (Aargau)  wurde  i&t 
dort  wohnhaft  gewesene,  des  betrüglichen  Bankerots  verdächtige 
Goldschinid  Bertschi  von  Hofstetten  (Zürich)  in  Basel  verhaftet  und 
an  die  Behörde  in  Baden  ausgeliefert.  Allein  das  Civilgericht  Basel 
verweigerte  die  Herausgabe  der  Effecten  des  B.,  weil  ein  dortiger 
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Gläubiger  desselben  sie  mit  Beschlag  belegt  habe.  Zur  Rechtfertigung 
dieser  Weigerung  wurde  im  Weitem  angeführt,  die  Effecten  seien 
nicht  zugleich  mit  Bertschi  in  Basel  angelangt ,  auch  seien  dieselben 
nach  der  Behauptung  des  Arrestnehmers  Leimbacher  nicht  Eigen- 
thum  des  Rudolf  Bertschi,  sondern  seines  in  Amerika  befindlichen 
Bruders  Heinrich,  gegen  den  Arrestimpetrant  Rechte  geltend  zu  ma- 
chen habe. 

Unter  Berufung  auf  den  Art.  6  des  BGesetzes.  über  Auslieferung 
von  Verbrechern,  ferner  auf  die  Art.  3  und  4  des  Concordates  vom 
15.  Juni  1804  und  den  Art.  1  des  Concordates  vom  7.  Juni  1810  stellte 
die  Regierung  von  Aargau  das  Begehren ,  es  seien  die  mit  Arrest  be- 
legten Effecten  an  das  Bezirksamt  Baden  auszuliefern.  Diesem  Be- 
gehren wurde  aber  nicht  entsprochen.    Gründe: 

1)  Die  aargauischen  Behörden  reclamiren  die  in  Frage  liegenden 
Vermögensgegenstände  aus  einem  doppelten  Gesichtspunkte,  einer- 
seits als  Eigenthum  des  Concursiten  Rudolf  Bertschi ,  das  in  dessen 
Concursmasse  gehöre  und  anderseits  mit  Rücksicht  auf  den  Art  6  des 
BGesetzes  über  die  Ausliefenmg  von  Verbrechern ,  der  vorschreibe, 
dass  mit  dem  Angeschuldigten  alle  bei  ihm  vorgefundenen  Wahr- 
zeichen ,  sowie  die  noch  vorhandenen  Objecto  des  Verbrechens  aus- 
zuliefern seien. 

2)  Bezüglich  des  ersten  Gesichtspunktes  schreibt  das  angerufene 
Concordat  vom  15.  Juni  1804  allerdings  vor,  dass  nach  ausgebroche- 
nem Falliment  keine  Arreste  auf  bewegliches  Eigenthum  des  Falliten 
anders  als  zu  Gunsten  der  ganzen  Schuldenmasse  gelegt  werden  können. 

3)  Es  findet  aber  im  vorliegenden  Falle  das  genannte  Concordat 
seine  Anwendung  nicht,  weil  das  Eigenthum  des  Rud.  Bertschi  an 
diesen  Effecten  bestritten  wird.  Diese  Eventualität  hat  der  §  2  des 
Concordates  vom  7.  Juni  1810  vorgesehen,  indem  er  bestimmt ,  dass 
wenn  der  Fall  eintrete ,  dass  bei  solchen  Effecten ,  die  in  einem  an- 
dern Kanton  liegen  als  in  jenem ,  dem  der  Fallit  angehört,  entweder 
das  Eigenthum  oder  die  Hypothek  oder  das  Pfandrecht  an  denselben 
von  der  Fallimentsmasse  in  Streit  gezogen  würde,  diese  gehalten  sei, 
ihre  behaupteten  Rechte  vor  dem  competenten  Richter  desjenigen 
Kantons  geltend  zu  machen ,  in  dem  die  Effecten  sich  befinden. 

4)  Es  erscheint  daher  die  Weigerung  der  baseischen  Behörden,  die 
fraglichen  Objecto  an  die  Concursmasse  herauszugeben,  als  begründet 

5)  Ebenso  stellt  sich  die  Reclamation  Aargaus,  soweit  sie  sich 
auf  das  BGesetz  über  die  Auslieferung  von  Verbrechern  stützt,  unter 
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obwaltenden  Umständen  nicht  als  begründet  dar,  indem  die  Effecten 
nicht  auf  Rudolf  Bertschi  gefunden  wurden,  sondern  in  dritter  Hand 
lagen. 

6)  Uebrigens  versteht  sich  von  selbst,  dass  das  Cüvilgericht  von 
Basel  nur  insofern  competent  ist,  über  die  Arrestobjecte  definitiv 
zu  verfugen,  als  der  Impetrant  Leimbacher  nachweist,  dass  sie  Eigen- 
thum  des  Heinrich  Bertschi  in  Amerika  seien,  nicht  aber  nm  den 
Rudolf  Bertschi  [sollte  wol  heissen :  Leimbacher]  als  Gläubiger  des 
R.  Bertschi  zu  befriedigen ,  welches  letztere  vielmehr  nur  Sache  des 
Concursrichters  sein  kann.  B.  1866  L  614. 

IV.  Effecten  eines  Falliten,  die  als  Pfand  in  Greitttors  Btodoi 

in  einem  andern  Ranton  liegten. 

Concordat  v.  7.  Juni  1810,  bestätigt  den  8.  Juli  1818  D.  [A.  S.  I.  285.  Off.  S.  VI.  967. 
Snell  I.  2431.  Nicht  beigetreten  sind  diesem  Concordate :  Schwyz,  Appenzell  /.  A, 

Vgl.  No.  907.  314.  54S.  S46  l  S49.  560. 

SSO«  Nach  dem  Concordate  vom  7.  Juni  1810  müssen  Diejenigen, 
welche  Objecto  besitzen ,  die  angeblich  einer  fremden  Concursmasse 
angehören ,  vor  ihrem  ordentlichen  Richter  belangt  werden.  Daraus 
folgt,  dass  die  Klage  einer  Concursmasse  auf  Ersatz  von  Gegenständen, 
die  an  sie  hätten  abgeliefert  werden  sollen ,  dem  gleichen  Oerichts- 
Stande  anheimfällt.  BR.  v.  28.  Januar  1860  No.  289. 

551«  Baselland  verlangte  zu  Gunsten  einer  Concursmasse  von 
der  Regierung  von  Aargau  die  Herausgabe  eines  im  Aargau  liegenden 
Werthgegenstandes  oder  des  entsprechenden  Ersatzes  gestützt  auf  das 
Concordat  vom  7.  Juni  1810.  Auf  die  Weigerung  der  Regierung  von 
Aargau  wurde  Beschwerde  geführt,  diese  aber  abgewiesen : 

Es  ist  zwar  richtig ,  dass  die  in  einem  Concordat  befindlichen 
Kantone  für  dessen  Anwendung  einzustehen  haben  imd  in  letzter 
Linie  dafür  verantwortlich  sind,  dass  ihre  Behörden  es  vrirklich  an- 
wenden. Allein  daraus  folgt  nicht,  dass  in  jedem  Specialfalle  die 
Kantonsregierungen  zunächst  zu  handeln  haben,  sondern  es  sind  in 
der  Regel  die  Gerichte ,  die  bei  allen  Concordaten  privatrechtlichen 
Inhaltes  zu  entscheiden  haben ,  ob  und  in  welcher  Richtung  ein  sol- 
ches Concordat  massgebend  sei  [vgl.  No.  341].  Im  vorliegenden  Falle 
sind  zwei  Auffassungen  der  civilrechtlichen  Verhältnisse  denkbar : 

a.  entweder  wird  ein  Object  der  Concursmasse  vindicirt  und  die 
Vindication  wird  bestritten.  Hier  haben  nach  Art.  2  des  Concordates 
die  Gerichte  des  Ortes,  an  dem  der  Besitzer  wohnt,  zu  entscheiden ; 
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b.  oder  es  wird  eine  Ersatzklage  gestellt  wegen  rechtswidriger 
Veränsserung  des  Objectes.  Auch  hier  kann  nicht  die  Regierung  den 
Beklagten  yerurtheilen,  sondern  er  muss  mit  seinen  Einreden  vor  den 
Grerichten  gehört  werden,  wobei  die  letztern  allerdings  das  Concor- 
dat  nicht  aus  dem  Auge  zu  verlieren  haben. 

Baselland  hat  daher  unter  allen  Umständen  die  Verwaltung  der 
klagenden  Goncursmasse  an  die  aargauischen  Grerichte  zu  verweisen. 

B.  1851  U.  839. 

8SS«  Von  einem  aargauischen  Gerichte  wurde  ein  Concurs  aus- 
gefShrt  und  gleichzeitig  von  einem  luzemischen  Gerichte  ein  Separat- 
concurs  über  Liegenschaften  eröffnet ,  die  dem  aargauischen  Cridar 
gehörten ,  jedoch  im  Kt.  Luzem  lagen. 

Der  hierüber  entstandene  Competenzstreit  wurde  dahin  ent- 
schieden, dass  das  Concordat  vom  7.  Juni  1810  sich  nicht  auf  Liegen- 
schaften beziehe ,  dass  daher  der  Richter  des  Kantons,  in  dem  die 
letztem  sich  befinden ,  nach  seinen  Gesetzen  einen  Separatconcurs 
hierüber  ausführen  könne,  in  der  Meinung  jedoch,  dass  ein  allfälliger 
AcÜTsaldo  an  die  Hauptmasse  abgeliefert  werde. 

B.  1852  I.  400.   Vgl.  No.  989  Erw.  6. 

V.  Eheeinseg^iDii^en  ond  Copnlatlonsseheine. 

Concordat  v.  4.  Juli  1820  [A.  S.  n.  24.  254.  III.  204.  247.  Snell  I.  221]. 

Diesem  Concordate  sind  sammtl.  Kantone  beigetreten,  während  dem  nachträglichen 
Concordat  Yom  15.  Juli  1842  [Ili.  204.  247.  Snell  I.  2r  Nachtrag  5]  Aargau,  Wallis, 
Btuehtadt  und  Appenzell  I.  R.  fremd  blieben.  Vgl.  dazu:  Concordat  v.  8.  Juli  1808, 
bestätigt  den  9.  Juli  1818,  betr.  das  Heimatrecht  der  in  einen  andern  Kanton  ein- 
heiratenden Schweizerin  [I.  287.  Snell  I.  216]  und  das  Concordat  vom  26.  Juli  1839, 
betr.  Regulirung  der  Bedingungen,  unter  welchen  Angehörige  des  einen  Kantons  An- 
gehörige eines  andern  Kantons  ehelichen  können  [III.  76.  Snell  I.  2r  Nachtrag  4], 
welches  letztere  nun  aber  durch  Art.  48  der  BVerf'.  obsolet  geworden  ist.  s.  No.  199« 
MO.  909.  Ebenso  ist  an  die  Stelle  des  Concordates  vom  11.  Juli  1829,  betr.  die 
Folgen  der  von  Schweiz.  Angehörigen  mit  Umgehung  obrigkeitlicher  Verordnungen 
i&er  Heimat  im  Auslande  geschlossenen  Ehen  [II.  253.  Snell  I.  223],  nunmehr 

Art,  43  der  BVerf.  getreten.   Vgl.  No.  86. 

593«  Der  seit  21.  Mai  1856  mit  Niederlassungsbewilligung  in 
Scha£Fhau8en  wohnhaft  gewesene  Joseph  Schmidlin  von  Triengen  (Lu- 
zem) [vgl.  No.  565]  ging  mit  der  Wittwe  Maria  Elisabetha  v.  Ziegler 
geb.  T.  Waldkirch  von  Schaffhausen  am  12.  Juli  gl.  J.  ein  schriftliches 
Eheyersprechen  ein ,  worin  festgesetzt  wurde ,  dass  die  Copulation 
inner  Monatsfrist  Statt  finden  müsse ,  dass  der  allfallig  reuige  Theil 
dem  andern  eine  Entschädigung  von  5000  Fr.  zu  bezahlen  habe  und 
dass  endlich  beide  Gontrahenten  Schaffhausen  als  Gerichtsstand  an* 
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erkennen.  Am  1.  August  ertheilte  sodann  die  Regierung  von  Luzern 
♦in  Beobachtung  des  Goncordates  über  Eheeinsegnungen  und  Copu- 
lationsscheine  vom  11.  Juli  1820  und  15.  Juli  1842«  die  Bewilligung 
»nach  Vorweisung  der  Verkündscheine«  die  Ehe  ausser  dem  Kt  Lu- 
zern einsegnen  zu  lassen.  Am  3.  August  ward  die  Ehe  in  der  Pfarr- 
kirche Triengen  verkündet  und  am  6.  Octbr.  ebendaselbst  nach  ka- 
tholischem Bitus  vollzogen,  ohne  dass  eine  Verkündung  in  SchafEhausen 
Statt  gefunden  hätte.  Als  es  sich  aber  um  Herausgabe  des  Vermögens 
der  jetzigen  Fr.  Schmidlin  handelte,  verweigerten  die  Behörden  in 
SchafiHbausen  die  Anerkennung  der  Ehe  und  die  Pflicht  jenes  zu  extra- 
diren,  indem  bei  Eingehung  der  Ehe  weder  die  Vorschriften  des  Gon- 
cordates vom  4.  Juli  1820,  noch  diejenigen  des  schaffhauserscheii 
Ehegesetzes  erfüllt  worden  seien,  welche  Vorschriften  um  so  eher 
hätten  beobachtet  werden  sollen,  als  Fr.  v.  Ziegler  bevogtet  und  ver- 
wittwet  und  der  Verlobte  Niedergelassener  in  Schaffhausen  sei,  beide 
also  unter  dortiger  Jurisdiction  'stehen. 

Hierüber  beschwert  sich  nun  die  Begierung  von  Lnzem  und  ver- 
langt, dass  in  Anerkennung  der  Gültigkeit  der  erwähnten  Ehe  die 
Begierung  von  Schaffhausen  angehalten  werde,  das  Vermögen  der 
Fr.  V.  Ziegler  herauszugeben  und  den  nachträglich  gegen  sie  angeho- 
benen Bevogtigungsprozess  aufzuheben,  eventuell  bis  Austrag  der 
Sache  zu  sistiren. 

Die  Begierung  von  Schaffhausen  bemerkt  dagegen  im  Wesentlichen 
Folgendes :  Durch  die  mindestens  ■  culpose  NichterfiLllung  des  Gon- 
cordates v.  J.  1842  haben  die  aus  den  privatrechtlichen  Beziehungen 
der  Wittwe  v.  Ziegler  sich  ergebenden  Hindernisse  nicht  beseitigt 
somit  auch  die  Einsprachsrechte  dritter  Personen,  die  erat  durch  das 
Aufgebot  Gelegenheit  zu  ihrer  Geltendmachung  erlangt  hätten,  nicht 
verwirkt  werden  können.  Hierüber  zu  entscheiden  stehe  aber  theils 
nach  dortigen  Gesetzen,  theils  nach  dem  Goncordate  v.  15.  Juli  1822 
nur  dem  Heimatorte  zu  und  es  sei  unrichtig ,  dass  der  Bevogtigungs- 
prozess erst  nach  der  Gopulation  eingeleitet  worden  sei.  Am  27.  Sept 
sei  laut  Amtsblatt  No.  39  die  Vormundschaft  wegen  Verschwendung 
publicirt  und  am  29.  gl.  M.  die  Klage  bei  dem  hiefiir  zuständigen  Be- 
zirksgericht Schaffhausen  eingeleitet  worden ;  nach  dortigem  Bechte 
treten  aber  die  Wirkungen  der  Bevormundung  sofort  mit  dem  Er- 
kenntniss  der  Waisencommission  ein  und  es  bestimme  §  25  des  Ehe- 
rechtes, dass  wegen  Verschwendimg  bevoimundete  Personen  ohne 
besondere  Bewilligung  der  Vormundschaftsbehörde  keine  gültige  Ehe 
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eingehen  können,  wie  denn  auch  §§167  und  168  das  Recht  einräumen, 
eine  ohne  solche  Zustimmung  von  einem  Bevogteten  abgeschlossene 
Ehe  stets  als  ungültig  anzufechten. 

Der  BR.  entschied :  Sofern  die  Regierung  von  Schaffhausen  die 
Yon  Wittwe  Ziegler  geb.  Waldkirch  mit  J.  Schmidlin  eingegangene 
Ehe  mit  ihren  bürgerlichen  Folgen  nicht  anerkennen  wolle,  habe  sie 
ihre  daherigen  Einreden  vor  den  competenten  Behörden  des  Kts.  Lu- 
zem  anzubringen.   Gründe: 

1)  Das  Concordat  vom  4.  Juli  1820  enthält  die  Bestimmung,  dass 
die  Ehe  zwischen  dem  Angehörigen  eines  Kantons  mit  der  Angehöri- 
gen eines  andern  Kantons  nur  nach  geschehener  Vorweisung  der  Ver- 
kimdscheine  sowol  von  dem  Wohnorte  als  der  Heimat ,  sowie  einer 
Erklärung  der  Regierung  der  Versprochenen  (Braut),  dass  kein  ge- 
setzliches Hindemiss  gegen  die  Ehe  obwalte,  eingesegnet  werden  solle. 

2)  Um  die  Vorschriften  über  die  Eheeinsegnungen  im  Allgemeinen 
möglichst  zu  erleichtem ,  wurde  in  einem  nachträglichen  Concordate 
Tom  15.  Juli  1842  die  Bestimmung  fallen  gelassen,  dass  eine  nicht 
dem  Heimatkanton  des  Bräutigams  angehörige  Braut  zur  Eheeinseg- 
nung  auch  eine  Erklärung  der  Regierung  ihres  heimatlichen  Kantons, 
es  walte  gegen  ihre  Ehe  kein  gesetzliches  Hindemiss  ob ,  beizubrin- 
gen habe. 

3)  Zur  genauen  Erfüllung  aller  Formalitäten  hätte  nun  bei  der 
am  6.  Octbr.  1856  zu  Triengen  Statt  gehabten  Copulation  zwischen 
J.  Schmidlin  und  Wittwe  Ziegler  ein  Verkündschein  von  dem  compe- 
tenten Oeistlichen  in  Schaffhausen  vorliegen  sollen,  dass  die  Ehe  auch 
dortseits  gehörig  verkündet  worden  sei,  was  aber  eben  nicht  der 
Fall  war. 

4)  Dieser  Mangel  ist  indess  nicht  von  massgebender  Bedeutung, 
weil  die  Verkündung  einer  Ehe  am  Wohnorte  der  Braut  nach  bürger- 
lichen und  kirchlichen  Gesetzen  zwar  wol  vorgeschrieben,  aber  nicht 
als  so  relevant  erscheint,  dass  eine  solche  Unterlassung  die  Ungültig- 
keit einer  sonst  gehörig  abgeschlossenen  Ehe  nach  sich  zieht. 

6)  Auch  das  angerufene  Concordat  spricht  in  Betreff  des  Unter- 
lassens vorgeschriebener  Formalitäten  nicht  von  Ungültigkeit  der 
Ehe,  sondern  anerkennt  nur  den  Grundsatz,  dass  alle  Folgen  un- 
regelmässiger Copulationen  auf  denjenigen  Kanton  zurückfallen  sollen, 
in  dem  eine  solche  Ehe  eingesegnet  worden  ist. 

6)  ^fm  gibt  aber  die  Regierung  des  Kts.  Luzern ,  wo  die  Ehe  ein- 
gesegnet wurde  und  dem  der  Bräutigam  heimatrechtlich  angehört,  diQ 
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Erklärung  ab,  dass  die  Ehe  nach  dortseitigen  Gesetzen  in  gehöriger 
Form  geschlossen  worden  sei  und  dass  die  Frau  des  Schmidlin  för  alle 
Zeiten  als  eine  Angehörige  der  Gemeinde  Triengen  und  des  Et».  Luzern 
werde  anerkannt  werden,  wie  es  das  Concordat  v.  9.  Juli  1818  bestinmit 

7)  Obgleich  nun  die  Ungültigkeit  der- Ehe  nicht  aus  dem  Concor- 
date  fliesst  und  dieselbe  angesichts  der  Erklärung  der  heimatlichen 
Regierung  des  Mannes  so  lange  als  gültig  anzuerkennen  ist,  als  nicht 
deren  Nullität  durch  die  competente  Behörde  erklärt  worden,  soll  es 
übrigens  doch  den  contrahirenden  Kantonen  und  allen  bei  der  Ein- 
gehung der  Ehe  betheiligten  Personen  ermöglicht  sein,  ihre  Rechte  in 
Bezug  auf  allfällige  Hindernisse,  beziehungsweise  der  Gültigkeit  der 
Ehe ,  geltend  zu  machen ,  ansonst  die  Nichtbeobachtung  des  Concor- 
dates  begründete  Rechte  verkürzen  könnte. 

8)  Wenn  es  sich  aber  fragt,  wo  solche  Einreden,  die  den  Bestand 
oder  Nichtbestand  einer  sonst  nach  den  Landesgesetzen  gültig  ab- 
geschlossenen Ehe  zum  Gegenstand  haben,  angebracht  werden  sollen, 
so  ist  der  competente  Gerichtsstand  hiefür  in  demjenigen  Kantone, 
auf  dessen  Gebiet  und  unter  dessen  Gesetzen  die  Ehe  geschlossen 
worden  und  wo  die  Eheleute  ihren  Heimats-  und  Wohnort  haben. 

9)  Schafifhausen  darf  mit  seiner  Einrede,  Wittwe  Ziegler  sei  meg&i 
Mangels  ihrer  persönlichen  Rechtsfähigkeit  zu  Eingehung  der  Ehe 
mit  J.  Schmidlin  nicht  befugt  gewesen,  um  so  eher  an  die  luzemischen 
Gerichte  verwiesen  werden,  als  Art.  4  des  dortigen  bürgerlichen  Ge- 
setzbuches vorschreibt,  dass  Fremde,  die  im  Kt.  Luzern  ein  Geschäft 
oder  eine  Handlung  vornehmen,  in  Hinsicht  auf  ihre  persönliche  Fähig- 
keit zu  denselben  von  den  luzernischen  Gerichten  nach  den  Gesetzen 
des  Landes  ihrer  Herkunft  beurtheilt  werden  sollen.    B,  18581. 15  ff. 

Eine  ähnliche  Beschwerde  der  Regierung  von  Waadt  in  Sachen 
der  Eheleute  Peter  Joseph  Reganelly  und  Esther  Rebeaud  geb.  Marrel 
von  Cheyres  (Freiburg)  wurde  vom  BR.  unter  gleicher  Begründung 
verworfen.  B.  1858  IL  382  ff. 

Ohne  Anführung  von  Gründen  beschloss  dagegen  die  BVersamm- 
lung  in  beiden  Fällen  am  28.  resp.  22.  Juli  1858 :  »Es  liegt  kein  Grund 
zur  Bundesintervention  gegen  den  Kt.  SchaflFhausen  (Waadt)  vor  und 
es  ist  der  bezügliche  Beschluss  des  BR.  vom  1.  Juni  1857  somit  auf- 
gehoben.* B.  1858  11.  i05f. 

lieber  ein  von  den  Eheleuten  Reganelly- Rebeaud  nachträglich  ein- 
gereichtes Revisionsgesuch  schritt  die  BVersammlung  am  22./i26.  Jan. 
1859  zur  Tagesordnung. 
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VI.  Verhältnisse  der  Niedergelassenen. 

L  VormimdBchaftliche  und  Bevog^tigungsverhältnisse. 

Concordat  vom  15.  Juli  1822  [A.  S.  II.  34.  78.  Snell  I.  231]. 
Diesem  Concordate  sind  nicht  beigetreten :  ßasel,  St,  Gallen,  Graubumien,  Waadt, 

Wallis,  Neuenbürg,  Genf.    Vgl.  No.  SS7* 

8841*  Johannes  Sturzenegger  von  Reute  (Appenzell  A.  R.),  der 
seit  vier  Jahren  als  Schreinermeister  in  Biel  (Bern)  angesessen  und 
laut  amtlichem  Zeugnisse  eigenen  Rechtens  und  ehrenfähig  geblieben 
ist,  beschwert  sich  darüber,  dass  für  eine  Forderung  von  Tobler  und 
Niederer  in  Wald  betragend  769  Fr.  24  Rp.  auf  den  ihm  im  Mai  1858 
angeÜEdlenen  Nachlass  seines  Vaters  Arrest  gelegt  worden  sei ,  ohne 
dass  man  ihm  hievon.  sowie  von  einer  dort  über  ihn  verhängten  Vor- 
mnndschafl  amtliche  Mittheilung  gemacht  habe.  Auf  seine  Beschwerde 
beim  Grossen  Rathe  des  Kts.  Appenzell  A.  R.  sei  zwar  die  Bevogtigung, 
nicht  aber  der  Arrest  aufgehoben  worden ,  letzterer  aber  stehe  mit 
Art.  50  der  BVerf.  im  Widerspruch. 

Die  Regierung  von  Appenzell  A.  R.  trägt  auf  Abweisung  dieser 
Beschwerde  an.  Recurrent  habe  vor  seinem  Wegzug  nach  Biel  in 
seiner  Heimat  leichtsinnig  Schulden  gemacht  und  sei  daher  nach 
dem  Tode  seines  Vaters  von  der  Gemeindebehörde  in  Reute  unter 
Vormundschaft  gestellt  worden.  Auf  seine  diessfällige  Beschwerde 
haben  die  Standeshäupter  am  8.  Octbr.  1858  verfügt:  1)  es  sei  die 
Aushingabe  des  dem  Recurrenten  zugefallenen  Erbtheils  an  seine  Cre- 
ditoren  sistirt,  bis  über  die  Statthaftigkeit  der  Bevogtigung  richterlich 
entschieden  sein  werde ;  und  es  habe  2)  die  Vormundschaftsbehörde 
in  Reute  dem  Sturzenegger  die  seine  Bevogtigung  beschlagende  moti- 
Tirte  Schlussnahme  mitzutheilen.  Um  den  Recurrenten  in  seiner 
Niederlassung  nicht  zu  benachtheiligen ,  habe  dann  die  Vormund- 
schaftsbehörde vorgezogen,  die  Bevogtigung  wieder  aufzuheben ;  da- 
gegen sei  der  Grosse  Rath  auf  das  Gesuch  um  Aufhebung  der  Seque- 
stration nicht  eingetreten,  weil  Recurrent  zur  Zeit  der  Anordnung 
derselben  unter  Vormundschaft  gestanden  und  weder  gegen  die  Rich- 
tigkeit der  Forderung,  noch  gegen  das  Pfandgebot  je  Rechtsvorschlag 
erwirkt  habe.  Sofern  nun  Recurrent  gegen  dieses  Verfahren  Ein- 
wendung erheben  zu  können  glaube ,  falle  es  lediglich  in  die  Compe- 
tenz  des  appenzellischen  Richters  zu  entscheiden,  ob  der  von  den 
Gläubigem  ausgewirkte  Realarrest  zu  schützen  oder  aufzuheben  sei. 

Der  ER.,  indem  er  den  Recurs  begründet  erklärte  und  die  Se- 
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questration  aufhob,  lud  die  Regierung  von  Appenzell  A.  R.  ein,  das 
Vermögen  dem  Recurrenten  herauszugeben.    Gründe: 

1)  Recurrent  ist  Unbestrittenermassen  seit  Jahren  in  Biel  nieder- 
gelassen und  solvent,  somit  konnte  nach  Art.  50  der  BVer£  ein  Arrest 
auf  sein  Vermögen  in  einem  andern  Kanton  nicht  gelegt  werden. 

2)  Es  kann  sich  daher  nur  fragen ,  ob  durch  die  über  den  Recur- 
renten verhängte  Vormundschaft  sein  civilrechtlicher  Wohnsitz  in 
den  Kt.  Appenzell,  den  Wohnort  des  Vormundes ,  verlegt  worden  sei. 

3)  Diese  Frage  muss  indess  verneint  werden ,  weil  entgegen  dem 
Concordate  vom  15.  Jidi  1822  Ziffer  5  weder  den  Behörden  des  Wohn- 
ortes des  Recurrenten ,  noch  ihm  selbst  amtliche  Eenntniss  Ton  der 
Bevogtung  gegeben  wurde ;  weil  ferner  auf  spätere  Beschwerde  des 
Recurrenten  die  Standeshäupter  beschlossen ,  es  sei  die  Frage  über 
die  Aushingabe  des  Vermögens  bis  zur  Entscheidung  über  die  Zn- 
lässigkeit  der  Bevogtung  sistirt  und  somit  selbst  die  GKiltigkeit  des 
Arrestes  von  der  Gültigkeit  der  Bevogtung  abhängig  machten  und 
weil  sodann  schon  am  folgenden  Tage  die  Vormundschaftsbehörde  die 
Bevogtung  selbst  wieder  aufhob.  BR.  v.  2a  Mä«  1859. 

555»  Die  Regierung  von  Basellandhrm^  folgende  Beschwerde  von 
Eine  in  dortiger  Gemeinde  Langenbruck  verbürgerte  Wittwe  S. 
sei  nach  dem  Tode  ihres  Mannes  von  der  heimatlichen  Behörde  nach 
Gesetz  bevogtet  worden.  Als  sie  dann  beim  Gemeindrathe  von  L.  um 
freie  Ver.waltung  ihres  Vermögens  nachgesucht  habe ,  sei  sie  abge- 
wiesen worden ,  ohne  dagegen  Recurs  zu  ergreifen ;  wol  aber  habe  sie 
sich  um  das  Bürgerrecht  von  Basel  beworben  und  solches  ohne  An- 
stand erhalten.  In  Folge  dessen  sei  sie  bei  der  Zunft  zu  Gärtnern  ein- 
getheilt  worden  und  diese  habe  ihr  ebenfalls  einen  Vogt  bestellt, 
von  welchem  Vorgange  die  Behörden  von  Baselland  nichts  erfahren, 
bis  dann  der  in  Basel  ernannte  Vogt  vom  Gemeindrathe  von  L.  End- 
abrechnung und  Vermögensauslieferung  sowie  nachträgliche  Entlas- 
sung der  Wittwe  S.  aus  dem  basellandschaftlichen  Bürgerrechtsver- 
bande verlangt  habe.  Dieses  Begehren  sei  aber  abgewiesen  worden, 
gestützt  auf  §  3  5  des  Vormundschaftsgesetzes ,  lautend : 

»Ein  volljähriger  Bevormundetor  ist  auch  in  seinen  bürgerlichen  Rechten  ein- 
gestellt; er  kann  nur  mit  Einwilligung  der  Vormundschaftsbehörde  sich  verehelichen 
oder  ein  anderes  Bürgerrecht  erwerben.« 

Die  Regierung  von  Baselland  habe  dafür  gehalten,  dass,  so  lange 
die  Wittwe  S.  Bürgerin  von  L.  sei ,  sie  unter  der  dortigen  Behörde, 
resp.  dem  von  dieser  gewählten  Vogte  stehe  und  so  lange  sei  keinerlei 
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Einmischung  irgend  eines  andern  angeblichen  Vogtes  in  die  Pfleg- 
schaft und  in  die  Vermögensverwaltung  der  Wittwe  S.  zu  dulden.  Obige 
Gesetzesbestimmung ,  die  also  eine  Beschränkung  der  Bevormundeten 
in  Bezug  auf  die  Erwerbung  anderer  BürgeiTCchte  aufstelle ,  müsse, 
wie  jede  andere  Vorschrift ,  die  den  Status  betreffe ,  in  der  ganzen 
Schweiz  respectirt  werden.  Namentlich  habe  Baselstadt  den  Grund- 
satz, dass  in  Statusfragen  die  Gesetze  des  Heimat-  und  nicht  diejenigen 
des  Wohnortskantons  gelten ,  von  jeher  in  der  Praxis  anerkannt ;  es 
gehe  diess  zur  Evidenz  daraus  hervor ,  dass  Basel  seiner  Zeit  zwar 
dem  Concordate  vom  15.  Juli  1822  nicht  beigetreten,  jedoch  officiell 
erklärt  habe ,  im  Sinne  desselben ,  mit  einziger  Ausnahme  des  Art.  4 
verfahren  zu  wollen.  Angesichts  dieses  Standpunktes,  an  dem  Basel- 
land festhalten  müsse ,  führe  die  Zunft  zur  Gärtnern ,  resp.  der  von 
ihr  bestellte  Vogt,  die  Pflegschaft  gleichwol  fort  und  suche  sich  in  jeder 
Weise  in  den  Besitz  des  Vermögens  der  Wittwe  S.  zu  setzen,  wodurch 
offenbar  sowol  die  Rechte  der  basellandschaftlichen  Vormundschafts- 
behörde geschmälert  und  verletzt  als  auch  der  Souveränetät  des  dor- 
tigen Kantons  nahe  getreten  werde. 

Demnach  werde  um  Aufhebung  der  Aufnahme  der  Wittwe  S.  in 
den  Bürgerrechtsverband  von  Baselstadt  und  eventuell  darum  ersucht, 
der  BR  möchte  in  dem  Sinne  Beschluss  fassen ,  dass  dem  Verbleiben 
der  S.  im  Bürgerrechte  in  der  Gemeinde  Langenbruck ,  sowie  deren 
fernerer  Unterordnung  unter  die  dortige  Vormundschaftsbehörde  kein 
Eintrag  geschehe. 

Der  BR.  beschloss  in  die  Beschwerde  nicht  einzutreten : 

1)  Da  der  Kt.  Basel  dem  Concordat  vom  15.  Juli  1822  über  die 
Vormundschaftsverhältnisse  der  Niedergelassenen  nicht  beigetreten  ist, 
80  war  der  Kt.  Baselstadt  kraft  seiner  Souveränetät  über  die  in  seinem 
Gebiete  befindlichen  Personen  und  Sachen  befugt,  sowol  über  die 
Bürgerrechtsertheilung  an  die  in  Basel  niedergelassene  Wittwe  S.  als 
über  die  fernere  Bevormundung  derselben  zu  entscheiden.  Eine  Ver- 
letzung von  BVorschriften  durch  die  Ausübung  dieser  Befugnisse  ist 
auch  nicht  nachgewiesen. 

2)  Die  Erklärung  nämlich,  die  der  Kt.  Basel  bei  Anlass  jenes  Con- 
cordates  ins  ProtocoU  der  Tagsatzung  niederlegte ,  konnte  demselben 
keine  rechtliche  Verpflichtung  auflegen. 

3)  Daher  ist  kein  Grund  vorhanden ,  mit  Bezug  auf  jene  Bürger- 
rechtsertheilung und  Bevormundung  von  Bundes  wegen  gegen  Basel- 
stadt zu  interveniren. 
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4)  Auf  der  andern  Seite  handelt  aber  die  Regierung  von  Baselland 
ebenso  wenig  den  BVorschriften  oder  Concordaten  zuwider,  wenn  sie 
über  das  in  ihrem  Kanton  liegende  Vermögen  einer  Eantonsbürgerin 
nach  ihren  Gesetzen  eine  vormundschaftliche  Verwaltung  fortdauern 
lässt.  Es  wäre  mithin  ein  Einschreiten  der  BBehörde  auch  in  dieser 
Richtung  durch  die  Competenzen  des  Bundes  nicht  gerechtfertigt  und 
es  reichen  die  letztern  nicht  aus ,  alle  Inconvenienzen  zu  beseitigen, 
die  aus  dem  Besitze  mehrerer  Bürgerrechte  hervorgehen  könnten. 
Es  erwächst  vielmehr  in  solchen  Fällen  für  die  betreffenden  Kantons- 
regierungen die  Pflicht ,  sich  über  die  wahren  Interessen  ihrer  Ange- 
hörigen zu  verständigen  und  dieselben  gemeinschaftlich  zu  fordern. 

B.  1860  n.  80.  Vgl.  No.  IM. 

2.   Testirungsfähigkeit  und  Erbrechtsyerhftltnisse. 

Concordat  vom  15.  Juli  1822  [A.  S.  II.  86.  Snell  I.  288]. 

Diesem  Concordate  traten  nicht  bei :  Zug,  Freiburg,  Basel,  St.  GaUeHf  Graubümdm, 

Waadt,  Wallis,  Seuenhurg,  Genf, 

Das  weitere  sachbezügliche  Concordat  vom  24.  Juli  1826,  betr.  Erbftlle  aus  dnen 
Kanton  in  den  andern  [II.  110.  153.  262.  Snell  1. 247]  ist  in  Folge  Art.  48  der  BYerl 

dahin  gefallen.  Vgl.  No.  905.! 

Vgl.  im  Uebrigen  No.  19S.  994.  99t.  994.  996.  999.  915. 

556.  Anton  Lieberherr  von  Umasch  (Appenzell  A.  K)  wohnte 
seit  langer  Zeit  in  Bern ,  wo  er  ein  auf  sein  dortiges  Wohnhaus  fun- 
dirtes  Vermögen  von  ungefähr  8000  Fr.  erwarb.  Im  Jahr  1813  yer- 
heiratete  er  sich  mit  Maria  Wenger  von  Blumenstein  (Bern),  Mutter 
eines  aussereheliclien  Sohnes,  Friedrich  Wenger.  Die  Ehe  blieb  kin- 
derlos. Am  24.  Febr.  1838  bewog  Fr.  Lieberherr  ihren  Ehemann, 
zu  Gunsten  ihres  Sohnes  ein  s.  g.  Eheverkommniss  abzuschliessen ,  in 
dem  beide  Theile  auf  das  Notherbrecht  Verzicht  leisteten  und  dem 
überlebenden  Ehegatten  die  lebenslängliche  Nutzniessung  des  ganzen 
Vermögens  zugesichert  wurde ,  mit  der  weitern  Bestimmung,  dass  anf 
das  Absterben  beider  Ehegatten  den  Erben  des  Ehemannes  600  Fr., 
das  ganze  übrige  Vermögen  aber  den  Erben  der  Ehefrau  zufallen 
solle  und  dass  im  Uebrigen  jeder  Theil  seine  Erben  selbst  bestimmen 
könne.  Am  nämlichen  Tage  errichtete  die  Ehefrau  ein  Testament, 
in  dem  sie  ihren  unehelichen  Sohn  als  Universalerben  einsetzte.  Von 
beiden  Verfügungen  wurde  jedoch  der  Heimatbehörde  des  Ehemanns 
keine  Mittheilung  gemacht.  Die  Ehefrau  starb  21  Tage  darauf  und 
einige  Monate  später  wurde  das  Vermögen  inventarisirt ;  dasselbe  be- 
trug nach  Abzug  der  den  Erben  des  Lieberherr  zugesicherten  600  Fr. 
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die  Summe  von  7441  Fr.  Zu  bemerken  ist ,  dass  Lieberherr  damals 
in  Folge  Verfügung  des  Regierungsstatthalteramtes  Bern  unter  Be- 
YOgtung  stand,  der  er  sich  freiwillig  unterzogen  hatte  und  dass  der 
Vogt  bereits  am  25.  Juni  1838  in  Vollziehung  des  Eheverkommnisses 
an  die  den  Erben  des  Lieberherr  zugesicherten  600  Fr.  eine  Abschlags- 
zahlung von  427  Fr.  erhielt  und  dafür  quittirte.  Weder  von  der  Wahl 
jenes  Vogtes ,  eines  bernischen  Bürgers  Namens  Sprüngli ,  noch  von 
dieser  Abschlagszahlung  wurde  der  Heimatbehörde  des  Lieberherr 
irgend  eine  Anzeige  gemacht. 

Am  22.  März  1841  wurde  die  Bevogtung  durch  die  nämliche 
Amtsstelle  auf  schriftliches  Ansuchen  Lieberherrs  wieder  aufgehoben 
und  letzterer  verheiratete  sich  neuerdings  mit  einer  Base  seiner  er- 
sten Frau ,  die  ihm  zwei  Kinder  gebar.  In  Folge  des  Eheverkomm- 
nisses verlangte  nun  der  Curator  des  abwesenden  Universalerben  des 
Lieberherrschen  Vermögens  Sicherstellung  desselben  bei  dem  Frie- 
densrichteramte Bern,  vor  welchem  Lieberherr  sich  am  29.  August 
1843  stellte.  Hier  anerkannte  er  die  Verpflichtung  zur  Sicherheits- 
leistang und  anerbot  zu  diesem  Behuf  sein  Haus  abzutreten.  Ehe 
jedoch  diese  Abtretung  förmlich  erfolgte ,  kam  das  Haus  durch  Be- 
treibung eines  Gläubigers  des  Lieberherr,  dem  er  180  Fr.  schuldete, 
aof  öffentliche  Steigerung,  in  der  es  durch  den  Erben  Wenger  selbst, 
der  die  Kaufrestanz  mit  Arrest  belegen  liess,  ersteigert  wurde. 

Nachdem  nun  Lieberherr  factisch  um  den  Besitz  seines  Vermö- 
gens  gekommen  war,  wurde  er  am  6.  Febr.  1844  zum  zweiten  Male, 
abermals  auf  eigenes  Gesuch,  bevogtet  und  diess  Mal  die  Wahl  des 
Vogtes  (Bänziger)  der  Ortsbehörde  von  Urnäsch  angezeigt  und  der 
Vogt  zugleich  angewiesen,  Instructionen  von  letzterer  einzuholen. 
Diess  geschah  und  die  Behörde  in  Urnäsch  bestätigte  die  Wahl. 
Im  Sonamer  gl.  J.  kehrte  Lieberherr  mit  Frau  und  Kindern  mittel- 
los in  seine  Heimat  zurück  und  zeigte  erst  jetzt  der  dortigen  Be- 
hörde den  Abschluss  des  Eheverkommnisses  und  das  nachher  Erfolgte 
an.  Da  nach  appenzellischem  Erbrecht  dieses  Verkommniss  als  ein 
ungültiger  Act  erschien  und  dasConcordat  vom  15.  Juli  1822  in  der- 
artigen Fällen  das  Erbrecht  des  Heimatkantons  des  Ehemannes  als 
massgebend  erklärt,  so  wandte  sich  die  Regierung  von  Appenzell  A.  R.  an 
jene  von  Bern  und  ersuchte  unter  Berufung  auf  das  Concordat  um 
Nichtigkeitserklärung  des  Testamentes  (Eheverkommnisses)  sowie  da- 
ram,  dass  im  Einverständniss  mit  dem  Waisenamt  Urnäsch  zu  Reguli- 
mng  des  Vermögens  das  Nöthige  vorgekehrt  werde. 
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Die  RegieruDg  von  Bern  erklärte  hierauf  nicht  eintreten  zu  kön- 
nen, da  der  Gegenstand  vor  die  competenten  Gerichte  gebracht  werden 
müsse.  Da  hier  unzweifelhaft  die  bemischen  Gerichte  gemeint  waren, 
so  veranstaltete  die  Regierung  von  Appenzell ,  gestützt  auf  das  Con- 
cordat,  dass  Friedr.  Wenger  vor  das  erstinstanzliche  Gericht  in  Appen- 
zell geladen  wurde.  Die  bemische  Regierung  verfügte  dagegen,  dass 
der  Vorladung  keine  Folge  gegeben  werde  und  eine  weitere  Corre- 
spondenz  zwischen  beiden  Regierungen  blieb  erfolglos.  Gleichzeitig 
liess  Wenger  den  Lieberherr  vor  die  bernischen  Gerichte  laden ,  um 
sich  die  Kaufrestanz  auf  dem  Hause  zuerkennen  zu  lassen.  Ungeachtet 
aber  auch  dieser  Ladung  wegen  Nichtanerkennung  der  Competenz 
keine  Folge  gegeben  wurde ,  sprach  das  Amtsgericht  Bern  am  4.  Mai 
1847  den  Gantkaufpreis  des  Hauses  auf  den  Todesfall  des  Lieberherr 
dem  Wenger  zu  und  nach  dem  bald  nachher  wirklich  eingetretenen 
Tode  desselben  erfolgte  theils  die  Löschung  der  Kttofrestanz  im 
Grundprotocolle,  theils  weitei*e  Verpfändnng  des  Hauses  durch  Wenger. 

Dieappenzellische  Regierung  schlug  nun  das  eidgenössische  Recht 
vor,  worauf  diejenige  von  Bern  antwortete,  sie  könne  auf  diesen  Vor^ 
schlag  nicht  eintreten ,  bis  Appenzell  die  Rechtsfrage  präcisirt  habe. 
Dieses  geschah  am  28.  Octbr.  1848  folgendermassen : 

»Ist  der  zwischen  den  Eheleuten  Anton  Lieberherr  von  Umasdi 
und  der  Maria  Wenger  am  24.  Febr.  [1838]  während  ihres  damaligen 
Aufenthaltes  in  Bern  abgeschlossene  Ehevertrag  mit  seinen  Conse- 
quenzen  im  Rechte  gültig  zu  erklären  oder  nicht  und  ist  nicht  zor 
Entscheidung  dieser  Streitfrage  nach  dem  unzweideutigen  Wortlaute 
des  eidg.  Concordates  vom  15.  Juli  1822  der  Richter  des  diesseitigen 
Kantons  der  allein  zuständige  ?« 

Da  die  Regierung  von  Bern  nicht  mehr  antwortete,  stellte  Appen- 
zell am  12.  Januar  1849  das  Gesuch  an  den  BR.,  dass  entweder  jene 
angehalten  werde ,  in  Minne  das  Eheverkommniss  zu  annulliren  und 
das  Erbgut  auszuliefern ,  —  oder  Prozess  vor  dem  appenzellischen 
Richter  zu  führen ,  —  oder  endlich  auf  dem  Wege  Rechtens  vor  dem 
Schweiz.  BG.  Rede  zu  stehen. 

Die  Regierung  von  Bern  stellt  folgende  Einwendungen  entgegen : 
1)  Das  streitige  Eheverkommniss  ist  sowol  durch  die  Sicherheits- 
leistung vom  29.  August  1843  als  durch  die  schon  im  J.  1838  erfolgte 
Abschlagszahlung  von  427  Fr.  von  Lieberherr  selbst  und  dann  nament- 
lich auch  von  seinen  Erben  durch  die  definitive  Annahme  dieser  Zah- 
lung förmlich  anerkennt  und  in  Vollziehung  gesetzt  worden. 
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2)  Dem  Lieberherr  und  den  appenzellischen  Behörden  ist  durch 
mehrfache  Vorladungen  Gelegenheit  verschafft  worden,  das  von  Wen- 
ger  in  Anspruch  genommene  Forum  vom  Standpunkte  des  angerufenen 
Concordates  aus  zu  decliniren.  Denn  Wenger  hat  nicht  zuwarten 
können ,  bis  Lieberherr  oder  die  appenzellischen  Behörden  einen  fer- 
nem Schritt  thun  würden  und  die  Erben  des  Lieberherr  können  daher 
nicht  Verhandlungen,  die  ihnen  hinlänglich  bekannt  waren,  nachträg- 
lich angreifen. 

3)  Den  Parteien  muss  es  ohne  Zweifel  freistehen ,  einen  andern  als 
den  concordatsmässigen  Gerichtsstand  zu  wählen ;  Lieberherr  aber 
hat  den  bemischen  Gerichtsstand  anerkannt ,  indem  er  sich  bei  den 
Gerichten  über  die  Erbstreitigkeit  eingelassen  hat. 

4)  Es  kann  sich  jetzt  nicht  mehr  um  die  thatsächlich  anerkannte 
Gültigkeit  des  Eheverkommnisses  und  Testamentes  oder  um  die  Com- 
petenz  der  Gerichte  in  dem  Erbstreit  handeln,  sondern  höchstens  noch 
darum,  ob  der  vor  dem  Friedensrichteramt  Bern  am  29.  Aug.  1849 
abgeschlossene  Vergleich  gültig  sei  oder  nicht.  Ein  solcher  steht  aber 
einem  rechtskräftigen  Ui*theil  gleich. 

Der  BR.  entschied ,  es  seien  in  dieser  Sache  die  Gerichte  von 
Appenzell  A.  R.  competent  und  es  haben  die  beiden  Stände  einem 
rechtskräftigen  Urtheile  dei-sclhen  die  Vollziehung  zu  verschaffen. 
Gründe : 

Vor  Allem  handelt  es  sich  darum ,  den  Streitpimkt  festzustellen. 
Hier  kann  es  vorerst  keinem  Zweifel  unterliegen,  dassbei  dem  zwischen 
zwei  Kantonen  bestehenden  Conflict  über  die  Competenz  der  Gerichte 
das  Materielle  des  Prozesses  selbst,  die  Frage,  ob  die  streitigen  letzt- 
willigen Verfügungen  gültig  seien  oder  nicht,  oder  ni.  a.  W. ,  ob  die 
Lieberherrschen  Erben  oder  Fr.  Wenger  Recht  haben ,  Gegenstand 
civilrechtlicher  Natur  ist  und  daher  aus  dem  Bereich  der  gegenwär- 
tigen Untersuchung  und  Beurtheilung  wegfallen  muss.  Ganz  aus  dem 
gleichen  Grrunde  kann  es  sich  auch  nicht  um  die  Frage  handeln ,  ob 
die  Angelegenheit  eine  abgethane  Sache  sei.  Denn  diese  Frage  wäre 
identisch  mit  derjenigen,  ob  die  Kläger  nicht  aus  civilrechtlichen 
Gründen ,  wegen  peremtorischer  P^inreden  z.  B.  der  Transaction,  der 
res  judicata  u.  s.  w.  abzuweisen  seien,  —  eine  Frage,  die  offenbar  durch 
das  Gericht  zu  entscheiden  ist.  Denn  abgesehen  davon,  dass  die  Frage 
über  die  Gültigkeit  der  bestrittenen  letztwilligen  Verfügungen  nie  vor 
einem  Gerichte  behandelt  wurde ,  wird  nun  einmal  von  Lieberherrs 
Erben  und  in  deren  Namen  von  den  appenzellischen  Behörden  der 
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Prozess  erhoben ,  und  es  muss  daher  ein  Gericht  entscheiden,  ob  der- 
selbe bereits  rechtskräftig  erledigt  und  daher  jede  weitere  Klage  ab- 
zuweisen sei.  Der  Streitpunkt,  wie  er  sich  jetzt  gestaltet,  kann  daher 
kein  anderer  sein  als  der:  Welche  Gerichte  sind  competeni  in  dem 
Recht^begehren ,  das  die  appenzellischen  Behörden  Namens  der  Erben 
Lieberherrs  aufstellen  ?  Dieser  Streitpunkt  hat  sich  dadurch  gebildet 
dass  jede  der  beiden  Prozesspart^ien ,  sowie  jede  der  beiden  Regie- 
rungen sich  weigerten ,  in  dem  andern  Kantone  den  Prozess  zum  ge- 
richtlichen Entscheid  bringen  zu  lassen. 

Die  Competenz  wird  bestimmt  durch  den  rechtlichen  Charakter 
der  Klage  und  die  Gesetze ,  die  deren  Anbringen  reguliren.  Von  An- 
fang an  bestand  diese  Klage  der  Erben  LieberheiTS  oder  der  appenzel- 
lischen Behörden  in  der  Anfechtung  des  Eheverkommnisses  der  Ehe- 
leute Lieberherr  vom  24.  Febr.  1838  und  des  Testamentes  der  Fran 
Lieberherr  vom  gleichen  Tage.  Diese  Personen  waren  unbestrittener- 
massen  Bürger  von  Appenzell  A.  R  und  Niedergelassene  in  Bern  und 
der  Streit  bezieht  sich  wesentlich  auf  den  Inhalt  dieser  beiden  Rechts- 
geschäfte^ indem  die  appenzellischen  Behörden  behaupten,  dass  nach 
dortseitigen  Gesetzen  der  Inhalt  derselben  ungültig  sei  und  dass  nach 
dem  erwähnten  Concordate  eben  diese  Gesetze  entscheiden.  Nun  liegt 
es  nach  jenem  Concordate  ausser  allem  Zweifel ,  dass  über  Streitig- 
keiten ,  die  den  Inhalt  letztwilliger  Verfügungen  Niedergelassener  be- 
treffen ,  die  Gerichte  des  Heimatortes  competent  sind  (s.  Concordat 
V.  15.  Juli  1822  §  3).  Es  kann  sich  daher  nur  noch  fragen,  ob  später 
thatsächliche  oder  rechtliche  Momente  hinzukamen,  die  geeignet  sind, 
diese  Concordatsbestimmung ,  an  der  die  Stände  Bern  und  Appenzell 
A.  R.  Theil  nahmen ,  im  Specialfall  ausser  Kraft  zu  setzen.  Alle  mög- 
licherweise einwirkenden  Verhältnisse  der  Art  sind  in  der  Bericht- 
erstattung der  Regierung  von  Bern  enthalten  und  oben  ihrem  wesent- 
lichen Inhalte  nach  erwähnt.  Es  ist  über  dieselben  ihrer  Reihenfolge 
nach  zu  bemerken : 

Ad  1.  Vorausgesetzt,  diese  Behauptungen  seien  in  factischer  und 
rechtlicher  Beziehung  ganz  richtig ,  so  beziehen  sie  sich  auf  das  Ma- 
terielle des  Prozesses  und  auf  die  Frage ,  ob  die  Klage  begründet  sei 
oder  nicht.  Es  ist  oben  schon  berührt  worden,  dass  es  nur  Sache  des 
Richters  sein  kann  zu  prüfen ,  welchen  Einfluss  die  erwähnte  That- 
sache  auf  das  Rechtsverhältniss  habe  und  ob  sie  geeignet  sei,  die 
geltend  gemachte  Klage  von  vornherein  zu  zerstören.  Hier  handelt 
es  sich  aber  nicht  um  den  Entscheid  des  Prozesses ,  sondern  nur  um 
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das  uriheilende  Forum  und  in  dieser  Hinsicht  sind  die  erwähnten 
Verhältnisse  ohne  alle  Bedeutung.  Dieselben  scheinen  indess  mehr  zu 
dem  Zwecke  berührt  zu  sein ,  um  zu  behaupten ,  das»  von  einem  Pro- 
zesse überall  keine  Rede  mehr  sein  könne.  Obwol  nun ,  wie  bereits 
bemerkt,  hierüber  nur  ein  Gericht  entscheiden  kann  und  obwol  dieses 
die  Competenzfrage  gar  nicht  beschlägt,  so  dürfte  es  doch  nicht  über- 
flüssig sein ,  die  sub  1  aufgestellten  Behauptungen  noch  etwas  näher 
zu  betrachten,  um  zu  zeigen,  dass  dieselben  keineswegs  die  Gewiss- 
heit haben,  mit  der  sie  dargestellt  sind,  sondern  dass  der  richterlichen 
Beurtheilung  noch  wichtige  Bedenken  unterliegen.  —  Vorerst  ist  ein 
wesentlicher  factischer  Punkt  zu  berichtigen.  Es  wird  nämlich  nicht 
nur  auf  den  Vergleich  vom  29.  August  1843  und  die  von  Lieberherr 
oder  seinem  Vogte  empfangene  Abschlagszahlung  Gewicht  gelegt,  son- 
dern namentlich  auch  auf  eine  definitive  Annahme  der  Zahlung  durch 
Lieberherrs  Erben.  Allein  von  einer  solchen  ist  in  den  Acten  nichts 
zu  finden.  Lieberhen*  empfing  Ao.  1838  schon  427  Fr.  an  diejenigen 
600  Fr. ,  die  nach  seinem  Tode  erst  von  der  gemeinsamen  Masse  zu 
Gunsten  seiner  Erben  hätten  ausgeschieden  werden  sollen :  er  hatte 
das  Recht,  in  dem  Besitze  des  ganzen  ungetheilten  Vermögens  zu  blei- 
ben. Im  J.  1844  kehrte  er  ganz  verarmt  nach  Hause  zurück  und  es 
begann  sofort  der  Competenzstreit  zwischen  den  beiden  Regierungen, 
während  Lieberherr  annähernd  noch  diei  Jahre  lebte.  Erst  1847  starb 
er,  ohne  seinen  Erben  etwas  zu  hinterlassen,  als  die  bereits  streitigen 
Ansprüche.  Von  einer  Anerkennung  des  Eheverkommnisses  durch 
Lieberherrs  Erben  kann  also  nach  der  Actenlage  keine  Rede  sein, 
wol  aber  bleibt  es  Thatsache,  dass  Lieberherr  selbst  am  29.  Aug.  1843 
neuerdings  das  Eheverkommniss  anerkannte,  für  den  Nachlass  Sicher- 
heit zu  leisten  versprach  und  dass  er  schon  Ao.  1838  die  erwähnten 
427  Fr.  aus  dem  Nachlass  bezogen  hatte.  —  Hierüber  entsteht  nun 
für  den  Richter  die  Frage ,  welche  Bedeutung  diese  Thatsachen  für 
Lieberherrs  Erben  und  deren  Klage  haben.  Ohne  diesen  der  Compe- 
tenzfrage fremden  Punkt  einlässlich  erörtern  zu  wollen,  muss  auf  ein 
sehr  wesentliches  Moment  aufinerksam  gemacht  werden.  Wenn  von 
einer  gültigen  Anerkennung  und  Vollziehung  eines  Rechtsgeschäfts 
die  Rede  sein  soll,  so  muss  natürlich  das  Object  desselben  der  freien 
Disposition  des  Anerkennenden  unterworfen  sein.  Dieses  ist  aber 
keineswegs  der  Fall  bei  letztwilligen  Verfügungen ;  diese  sind  durch 
die  Gesetze  beschränkt  im  Interesse  der  Notherben.  Es  kann  also  nur 
eine  Anerkennung  durch  die  betheiligten  Erben  eine  rechtliche  Be- 
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deutung  haben ,  nicht  aber  eine  Anerkennung  und  theilweise  Ausfüh- 
rung durch  den  Erblasser  selbst  Wenn  z.  B.  A.  einen  ungültigen 
Ehevertrag  oder  ein  ungültiges  Testament  errichtet,  so  liegt  ja  in  dem 
Acte  selbst  die  Anerkennung  von  seiner  Seite ,  allein  desahalb  wird 
derselbe  gewiss  nicht  gültig ;  darum  sind  natürlich  auch  noch  so  viel 
anerkennende  spätere  Handlungen  von  Seite  des  Erblassers  ganz 
gleichgültig,  weil  die  Rechte  der  Erben  geschützt  werden  sollen,  de- 
nen es  daher  allein  zustehen  kann ,  derartige  Rechtsgeschäfte  ndt  Er- 
folg anzuerkennen  oder  nicht.  Uebrigens  sind,  wie  bemerkt,  dieses 
alles  Ansichten ,  worüber  der  Richter  zu  entscheiden  hat  und  die  nur 
angeführt  wurden ,  um  einigermassen  den  Haupteinwand  zu  beleuch- 
ten, als  ob  von  einem  Prozesse  überall  nicht  mehr  die  Rede  sein  könne. 

Ad  2.  Diese  Einwendung  ist  darum  nicht  stichhaltig,  weil  sie  gani 
mit  dem  gleichen  Recht  auch  von  der  Gegenpartei  angeführt  werden 
kann ;  sie  entscheidet  daher  die  Frage  nicht ,  sondern  führt  sie  im 
Zirkel  herum.  Allerdings  hätte  Lieberherr  vor  den  bemischen  Ge- 
richten erscheinen  und  da  die  Einrede  der  Incompetenz  aufstellen  und 
durchführen  können.  Allein  dasselbe  hätte  Wenger  vor  den  appen- 
zellischen  Gerichten,  wohin  er  ebenfalls  vorgeladen  war,  thun  können. 
Die  Frage  ist  aber  nicht  die ,  was  der  Eine  oder  Andere  hätte  thun 
können ,  sondern  welcher  von  ihnen  die  Verpflichtung  gehabt  habe, 
sich  vor  den  Gerichten  des  andern  Kantons  zu  stellen ,  oder  m.  a.  W., 
es  ist  wieder  die  Competenzfrage.  Diese  entscheidet  sich  aber ,  wie 
oben  erwähnt ,  durch  das  Concordat  in  Fällen ,  wie  der  vorliegende. 
Wenn  ein  solches  Concordat  seinen  Zweck  erreichen  und  eine  Bedeu- 
tung haben  soll,  so  kann  man  unmöglich  die  Zumuthung  anerkennen, 
dass  jemand  schuldig  sei,  vor  einem  nicht  competenten  Richter  zu 
erscheinen ,  um  da  wenigstens  die  Vorfrage  über  die  Competenz  ent- 
scheiden zu  lassen.  Denn  einei*seits  wäre  er  seinem  natürlichen  Richter 
dadurch  entzogen ,  was  das  Concordat  gerade  verwehren  will  und  an- 
derseits würde  er  Gefahr  laufen ,  dass  man  ihm  nicht  ohne  Grund 
sagen  würde ,  er  müsse  sich  nun  an  den,  wenn  auch  ganz  unrichtigen 
Entscheid  des  Gerichts  halten ,  vor  dem  er  sich  über  die  Competenz- 
frage eingelassen  habe. 

Ad  8.  Allerdings  können  die  Pai*teieu  durch  Einverständniss  einen 
andern  als  den  concordatsmässigen  Gerichtsstand  wählen  und  es  fragt 
sich  also ,  ob  dieses  hier  geschehen  sei.  Als  Anerkennung  des  bemi- 
schen Gerichtsstandes  bezeichnet  die  Regierung  von  Bern  in  einem 
nachträglichen  Berichte  vom  5.  Octbr.  1849  die  mehrerwähnte  Ver- 
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handlang  vor  Friedensrichteramt  am  29.  August  1843.    Allein  es  ist 
gegen  diese  Auffassung  zweierlei  mit  vollem  Grund  geltend  zu  machen : 

a)  die  klagende  Partei ,  die  Erben  Lieberherrs  oder  für  sie ,  die 
appenzellischen  Behörden,  waren  jener  Verhandlung  ganz  fremd,  ja 
sie  kannten  damals  das  streitige  Eheverkommniss  noch  nicht.  Nun 
wurde  bereits  oben  nachgewiesen,  dass  die  Handlungen  Lieberherrs 
in  dieser  Angelegenheit  ganz  gleichgültig  seien ,  indem  er  keinerlei 
auf  den  Nachlass  bezüglichen  Rechte  der  Erben  durch  seine  weitem 
Handlungen  schmälern  konnte ;  auch  versteht  sich  wol  von  selbst,  dass 
er  ihnen  ebenso  wenig  die  prozessualischen  Schutzmittel  ihrer  künf- 
tigen Intestaterbrechte  entziehen  durfte.  Die  Erben  Lieberherrs  haben 
also  nie  einen  andern  Gerichtsstand  anerkannt  und  sie  konnten  ja  bei 
Lebzeiten  des  Erblassers  ihr  Erbrecht  überhaupt  nicht  geltend  machen. 

b)  Die  Verhandlung  vor  Friedensrichteramt  betraf  eine  ganz  andere 
Streitfrage.  Wie  wiederholt  bemerkt  ist,  machte  Lieberherr  das  Ehe- 
verkommniss, das  er  selbst  errichtet  hatte,  nicht  streitig,  sondern  die 
Frage  war  die:  Ob  er  schuldig  sei,  für  das  ihm  zustehende  Nutz- 
niessungscapital  Sicherheit  zu  leisten.    Die  Vorladung  lautet  nämlich: 

»Hr.  Joh.  Winkler,  alt  Statthalter  von  Blumenstein,  als  ausserordentlicher 
Beistand  des  landesabwesenden  Hm.  Friedr.  Wenger,  hat  sich  bei  dem  unter- 
zeichneten Friedensrichter  beklagt:  Hr.  Anton  Lieberherr  überlade  das  seinem 
Papillen  durch  Testament  seiner  Mutter  erblich  zugefallene  Vermögen,  von  dem 
derselbe  lebenslänglicher  Nutzniesser  sei,  so  mit  Schulden,  dass  er  rollständige 
Sicherheit  verlange.« 

Hierauf  erkläi*te  der  Beklagte  (Lieberherr),  er  anerkenne  die 
Verpflichtung,  vollständige  Sicherheit  für  dieses  Vermögen  zu  leisten^ 
von  dem  er  laut  Ehecontract  Nutzniesser  sei  und  er  anerbiete  als  Sicher- 
heit die  Abtretung  des  Hauses. 

£s  ergibt  sich  somit,  dass  die  Frage  über  die  Gültigkeit  des 
Ehevertrags  und  Testaments  noch  gar  nie  vor  irgend  eine  Gerichts- 
behörde kam ,  indem  Lieberherr  selbst  diese  Hechtsgeschäffce  stets 
anerkannte,  seine  Erben  aber  noch  nicht  dazu  gelangen  konnten,  den 
Competenzstreit  zu  erledigen. 

Ad  4.  Diese  Einwendung  wird  durch  das  früher  Gesagte  von  selbst 
widerlegt ,  indem  die  verschiedenen  Handlungen  des  Lieberherr  für 
die  Rechte  seiner  Notherbcu  ganz  unerheblich  sind ,  weil  eine  Aner- 
kennung von  Seite  der  letztem  nirgends  vorliegt  und  übrigens  nur 
durch  die  Gerichte  beurtheilt  werden  könnte ;  und  indem  nachgewie- 
sen wurde,  dass  über  die  Hauptsache,  nämlich  die  Gültigkeit  des 
Ehevertrags  und  Testaments,  von  den  allein  berechtigten  Personen, 
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nämlich  den  Notherben  Lieberherrs ,  noch  nie  eine  gerichtliche  Ver- 
handlung erzweckt  werden  konnte,  weil  das  Forum  der  appenzeUÜBchen 
Gerichte  stets  bestritten  wurde. 

Die  vorgebrachten  und  aus  den  spätem  Verhältnissen  hergenom- 
menen Einwendungen  sind  demnach  aus  obigen  Gründen  keineswegs 

geeignet,  den  concordatsmässigen  Gerichtsstand  ausser  Kraft  zu  setzen. 

BB.  T.  S.  NoTbr.  1849. 

üeber  diesen  Beschluss  beschwerte  sich  Friedr.  Wenger  bei  der 
BVersammlung ,  er  wurde  aber  am  10./17.  Juli  1850  abgewiesen. 

B.  1850  n.  378  m.  S5  -  50. 

Die  weitere  Entwicklung  der  Sache  s.  oben  No.  31S« 

557«  Zwischen  den  Regierungen  von  Luzem  und  Aargau  entstand 
Streit  über  die  Frage,  ob  der  Gemeindrath  der  luzemischen  Gemeinde 
Ermensee  berechtigt  sei,  denNachlass  einer  Bürgerin  der  aargauischen 
Gemeinde  Wohlen  unter  die  Erben  zu  theilen ,  und  ob  derselbe  ver- 
pflichtet sei,  den  diesen  Nachlass  darstellenden  Schuldtitel  zu  weiterer 
Erbverhandlung  an  Wohlen  abzuliefern.  Die  aargauischen  Behörden 
stützten  ihr  Begehren  im  Wesentlichen  auf  das  Bürgerrecht  der  Erb- 
lasserin und  die  Verwaltung  ihres  Vermögens  durch  den  Gemeindrath 
von  Wohlen ;  die  luzernischen  Behörden  dagegen  auf  das  Domicil  der 
Erblasserin  zur  Zeit  ihres  Todes  imd  auf  das  Vorhandensein  des 
Nachlasses  in  Ermensee. 

Der  BR.  erklärte  die  aargauischen  Behörden  für  competent : 

1)  Die  Fragen,  wo  die  Erblasserin  ihr  civilrechtliches  DomicU 
gehabt  habe  und  ob  der  Nachlass  in  Wohlen  oder  Ermensee  liege, 
sind  von  untergeordneter  Bedeutung ,  indem  die  Entscheidung ,  wel- 
chen Kantonsbehörden  (Regierungen  oder  Gerichten)  die  weitere  Dis- 
position über  eine  Erbschaft  zustehe ,  nicht  von  den  beiden  bezeich- 
neten factischen  Voraussetzungen,  sondern  von  dem  Heimat-  und 
Bürgerrecht  eines  Erblassers  abhängt. 

2)  Es  stellt  nämlich  das  Concordat  vom  15.  Juli  1822  über  Erb- 
rechtsverhältnisse seinem  ganzen  Inhalte  nach  und  in  vollständiger 
Analogie  mit  dem  vom  gleichen  Tage  datirten  Concordate  über  vor- 
mimdschaftliche  Verhältnisse  [A.  S.  11.  34.  No.  554  f.]  den  Grundsatz 
auf,  es  stehen  den  Behörden  des  Domicils  nur  die  ersten  unausweich- 
lich nothwendigen  Massregeln  zur  Sicherung  einer  Vermögensmasse, 
jede  weitere  Disposition  dagegen  den  Behörden  der  Heimatkan- 
tone zu. 
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d)  Art.  5  des  Cioncordates  stimmt  mit  diesem  Grundsätze  überein, 
indem  die  Regierung  des  Heimatkantons  allein  verfügen  darf,  an 
wen  die  Erbschaft  heraus  zu  geben  sei ;  was  vollständig  im  V^ider- 
spruch  steht  mit  der  Behauptung ,  dass  diese  Regierung  verpflichtet 
sei ,  die  Herausgabe  der  Erbschaft  einer  Gemeindebehörde  eines  an- 
dern Kantons  zu  überlassen. 

4)  Auch  die  Bestimmung  des  Art.  3  dieses  Goncordates ,  wonach 
Erbstreitigkeiten  von  dem  Richter  des  Heimatortes  zu  entscheiden 
sind  j  spricht  sich  für  die  Competenz  der  Heimatbehörden  behufs  der 
Erbtheilung  aus. 

5)  Im  vorliegenden  Falle  erscheint  die  Anwendung  dieser  Grund- 
sätze um  so  passender  und  dringlicher ,  als  das  Vermögen  unter  der 
Tormundschaftlichen  Verwaltung  des  Gemeindrathes  von  Wohlen  war 
and  die  Mehrzahl  der  Erben  im  Aargau  wohnt,  und  mit  der  Theilung 
Tor  dieser  Behörde  einverstanden  ist. 

6)  Uebrigens  wäre  das  Resultat  dasselbe ,  auch  wenn  das  Domicil 
der  Erblasserin  oder  der  Ort,  wo  der  Nachlass  liegt,  in  Betracht  käme, 
indem: 

a.  nach  den  hier  allein  massgebenden  Gesetzen  des  Kts.  Aargau  die 
Erblasserin  ihr  civilrechtliches  Domicil  in  Wohlen  hatte ,  als  dem 
Wohnorte  ihres  Vormundes; 

b.  ebenso  der  GRath  von  Wohlen  als  Besitzer  des  Nachlasses  be- 
trachtet werden  muss ,  da  er  das  Vermögen  verwaltete  und  der 
dasselbe  darstellende  Schuldtitel  ihm  am  28.  Juni  1849  vom  Ge- 
meindschreiber in  Ermensee  ohne  allen  Vorbehalt  gegen  Empfang- 
schein eingehändigt  wurde ,  dieses  Rechtsverhältniss  aber  dadurch 
keine  Aenderung  erleidet,  dass  dieser  Schuldtitel  wegen  eines 
Statt  gehabten  Brandes  behufs  der  Transfixirung  wieder  an  den 
GRath  von  Ermensee  gesandt  werden  musste ,  indem  der  letztere 
den  Titel  (die  rechtliche  Grundlage)  seines  Besitzes  nicht  einseitig 
ändern  kann.  B.  1852  1. 409. 

SS8«  In  Ryken  (Aargau)  verstarb  Bezirksrichter  Plüss,  zu  dessen 
Erben  neben  Andern  die  Frau  des  Albert  Ryser  in  Murgenthal  (Bern) 
gehörte;  es  lag  aber  im  Streit,  ob  letzterer  die  Erbschaft  angetreten 
und  somit  allfällige  Verbindlichkeiten  derselben  mit  zu  erfüllen  habe. 
Dieser  Ryser  wurde  nun  vor  die  aargauischen  Gerichte  geladen  über 
die  Frage ,  ob  er  nicht  gerichtlich  zu  verhalten  sei ,  sich  als  Erben 
des  Plüss  anzuerkennen.    Da  der  Beklagte  das  Erbrecht  der  Kläger 
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anerkannte ,  selbst  keines  beanspruchte  und  sich  daher  keinen  Ver- 
iiigungen  widersetzte ,  welche  die  Erben  über  den  Nachlass  tre£Fen 
wollten ,  so  verweigerten  die  bemischen  Behörden  die  Anlegung  der 
Ladung.    Der  BR.  billigte  diese  Ansicht: 

Der  Zweck  und  Sinn  des  Concordates  Yom  15.  Juli  1822  konnte 
kein  anderer  sein  als  der ,  die  Gesetzgebung  und  das  Forum  zu  be- 
zeichnen, die  anzuwenden  sind,  wenn  die  Ansprecher  einer  Erbschaft 
in  verschiedenen  Kantonen  wohnen.  Die  Erfahrung  zeigte  nämlich, 
dass  in  solchen  Fällen  nicht  selten  die  einzelnen  Erben  den  Richter 
und  die  Gesetze  ihres  Wohnortes  zur  Entscheidung  ihrer  Erb- 
ansprüche anriefen ,  dass  verschiedene  Gerichte  einschritten  und  ver- 
schiedene Gesetze  über  dieselbe  Erbschaft  anwandten,  was  eiiw 
unauflösliche  Verwicklung  des  Rechtsgeschäftes  und  bisweilen  bedeu- 
tende interkantonale  Streitigkeiten  und  Repressalien  zur  Folge  hatte. 

Der  Gedanke  des  Concordates  ist  daher  kein  anderer  als  der: 
Alle  streitigen  Ansprüche  auf  eine  Erbschaft,  die  in  verschiedenen  Kan- 
tonen aus  erbrechtlichen  Titeln  gemacht  werden ,  sind  vom  Richierdes 
Heimatortes  des  Erblassers  und  nach  dessen  Gesetzen  (vorbehäitlich  die 
Form  der  Testamente)  zu  beurtheilen.  Das  Concordat  setzt  daher  immer 
Erbschaftsklagen  voraus ,  d.  h.  solche  Klagen ,  die  darauf  gerichtet 
sind,  die  Erbausprüche  des  Klägers  zur  Anerkennung  zu  bringen 
und  demselben  den  Besitz  der  Erbschaft  ganz  oder  theUweise  zu  ver- 
schaffen.  Man  darf  sogar  weiter  gehen  und  kann  bei  dieser  AufEassung 
des  Concordates  mit  Grund  behaupten ,  dass  nicht  einmal  alle  Erb- 
schaftsklagen vor  dieses  Forum  gehören ,  sondern  nur  in  den  Fällen, 
wo  der  Beklagte  entweder  sonst  unter  demselben  steht ,  oder  wo  er 
die  Erbansprüche  des  Klägers  ebenfalls  aus  erbrechtUchem  Titel  be- 
streitet    Setzen  wir  z.  B.  den  Fall :  Sämmtliche  Erben  eines  Nach- 
lasses sind  unter  sich  einig ,  allein  dieser  findet  sich  im  Besitz  eines 
in  einem  andern  Kanton  wolmenden  Dritten ,  der  keine  Erbansprücbe 
macht,  sondern  aus  andern  Gründen  die  Herausgabe  verweigert.  Hier 
müssen  die  P>ben  den  Nachlass  mit  der  eigentlichen  dinglichen  Erb- 
schaftsklage herausfordern,  allein  offenbar  da,  wo  die  Erbschaft  li^ 
und  nicht  beim  Gerichtsstande  des  Erblasseiu   Anders  würde  es  sich 
verhalten ,  wenn  in  diesem  Falle  der  Beklagte ,  in  einem  concordiren- 
den  Kanton  wohnhaft,  die  Ansprüche  der  Kläger  (xuf  den  Grund 
eigener  Erbschaftsansprüche  bestreiten  wüi^de.    Dann  läge  allerdings 
eine  Erbstreitigkeit  im  Sinne  des  Concordates  vor. 

Diese  Auffassung  des  Concordates  beruht  auf  seinem  Zweck  und 
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seiner  Bedeutung,  sowie  darauf,  dass  Concor date  als  Beschränkung 
der  Kantonalsouveränetät  im  Zweifel  in  beschränkendem  Sinne  zu 
interpretiren  sind.  Da  aber  im  vorliegenden  Falle  der  Beklagte 
keinerlei  Erbansprüche  erhob,  vielmehr  diejenigen  der  Kläger  im 
ganzen  UmÜEtug  anerkannte ,  so  konnte  von  einer  Erbstreitigkeit  im 
Sinne  des  Goncordates  keine  Rede  sein,  oder  es  lag  eine  solche  über- 
haupt nicht  vor.  B.  1854  II.  57.  Vgl.  No.  88S. 

8S0«  In  dem  zu  Lenzburg  (Aargau)  vollführten  Concurse  ihres 
Mannes  vindicirte  Fr.  Luise  Weber -Bohr  von  Wetzikon  (Zürich) 
Liegenschaften  und  Fahrhabe ,  die  sie  ihm  in  die  Ehe  gebracht  hatte 
und  die  auch  noch  in  natura  vorhanden  waren.  In  Anwendung  des 
in  Lenzburg  geltenden  Rechtes,  nach  welchem  das  Vermögen  der  Frau 
Eligenthum  des  Ehemannes  wird ,  entschieden  die  aargauischen  Ge- 
richte, dass  die  fraglichen  Objecto  in  die  Concursmasse  des  Mannes 
gehören,  worüber  sich  nun  Fr.  Weber,  resp.  die  Regierung  von  Zürich 
beschwert. 

Der  BR.  fand,  die  aargauischen  Gerichte  können  nicht  von  Bun- 
des wegen  angehalten  werden,  in  vorliegender  Sache  die  zürcherischen 
Gesetze  anzuwenden.   Motive : 

Es  bedarf  wol  vor  Allem  keiner  Begründung,  dass  die  Juris- 
diction in  jedem  Lande  die  Anwendung  der  Landesgesetze  zur  Regel 
hat  und  die  Anwendung  fremder  Gesetze  die  Ausnahme  bildet,  die 
durch  Staatsverträge ,  B Vorschriften  oder  durch  jene  Landesgesetze 
selbst  autorisirt  sein  muss.  Jene  Regel  wird  nicht  nur  durch  die  aar- 
gauischen Gesetze  ausgesprochen,  sondern  sie  ist  für  die  Anwendung 
des  Concursrechtes  durch  das  Goncordat  vom  15.  Juni  1804  als  ge- 
meinsames Princip  der  concordirenden  Stände  aufgestellt  Ohne 
Grund  behauptet  die  Recurrentin ,  dieses  Goncordat  sei  aufgehoben 
und  nicht  mehr  in  Kraft;  denn  es  steht  weder  im  Widerspruch  mit 
BVorschriften ,  noch  ist  sein  Inhalt  Gegenstand  der  BGesetzgebung 
geworden,  auch  wird  es  überall  von  den  concordirenden  Ständen  an- 
gewendet. Was  nun  den  Inhalt  betrifft ,  so  bezieht  es  sich  offenbar 
nicht  blos  auf  die  äussern  Formen ,  wie  die  Ansprüche  geltend  zu 
machen  seien,  sondern  auf  das  materielle  Concursrecht ;  denn  die 
Fragen,  ob  Pfandrecht  und  Privilegien  der  Ansprecher  vorhanden 
seien  oder  nicht  und  wie  sie  demnach  zu  collociren  seien,  sind  gewiss 
eben  so  sehr  von  materieller  Bedeutung,  als  die  Frage,  ob  jemand 
Eigenthum  an  den  Objecten  der  Masse  habe  und  somit  in  die  Klasse 
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der  Vindicanten  aufzunehmen  sei.  Dass  dieses  der  Sinn  des  Concor- 
dates  sei,  liegt  auch  in  der  Natur  der  Sache  und  in  der  nothwendigen 
Einheit  der  bei  einer  ConcursliquidatiOn  anzuwendenden  Rechts- 
grundsätze ;  denn  es  lässt  sich  gar  nicht  denken,  wie  eine  und  dieselbe 
Goncursmasse  nach  ganz  verschiedenen,  je  nach  den  heimatlichen  Ge- 
setzen der  Vindicanten  liquidirt  werden  könne,  ohne  dass  zahlreiche 
Collisionen  und  Ungerechtigkeiten  daraus  hervorgehen  würden.  Auf 
Grundlage  dieses  Concordates  konnten  und  mussten  also  die  aar- 
gauischen Gerichte  die  Vindication  der  Recurrentin  abweisen,  wenn 
nicht  für  den  Specialfall  die  Anwendung  eines  andern  Rechts  aus- 
nahmsweise sich  rechtfertigte.  Letzteres  wird  nun  freilich  von  der 
Recurrentin  behauptet  und  zwar  aus  folgenden  Gründen : 

1 )  «Nach  alteidgenössischem  Rechte  unterliegen  StatusTerhaltnisse 
den  Gesetzen  des  Heimatkantons.«  Dagegen  muss  jedoch  erinnert 
werden,  einerseits  dass  Vermögensrechte,  wohin  auch  die  Güterrechte 
der  Ehegatten  gehören,  nicht  zu  den  Statusverhältnissen  gezählt  wer- 
den können ,  und  anderseits  dass  jene  Berufung  auf  alteidgenössisches 
Recht  nichts  anderes  bedeuten  kann ,  als :  über  die  Anwendung  des 
Rechts  bei  Statusverhältnissen  herrschte  in  einem  grossen  Theile  der 
Schweiz  dasselbe  privatrechtliche  Princip.  Hieraus  lässt  sich  jedoch 
auf  die  interkantonale  und  staatsrechtliche  Verpflichtung  kein  siche- 
rer Schluss  ziehen. 

2)  »Das  Concordat  vom  15.  Juli  1822  begründe  die  Anwendung 
der  heimatlichen  Gesetze  auch  für  Eheverkommnisse,  mithin  für  das 
gesammte  Güterrecht  der  Ehegatten.*  "  Diesen  Gesichtspunkt  unter- 
stützt auch  die  Regierung  von  Zürich ,  indem  sie  überdiess  noch  auf 
das  Concordat  vom  6.  Juli  1821  über  Behandlung  der  Ehescheidungs- 
fälle hinweist.  Dieser  Ansicht  kann  jedoch  nicht  beigetreten  wer- 
den, denn: 

a.  der  ganze  Wortlaut  des  Concordats  vom  15.  Juli  1822  bezieht 
sich  ausdrücklich  nur  auf  erbrechtliche  Verhältnisse.  Titel  und 
Eingang  zeigen  klar ,  dass  die  Kantone  nur  über  solche  Verhält- 
nisse ein  Concordat  abschliessen  wollten.  Nach  Ausführung  der 
Hauptgrundsätze  und  unmittelbar  nach  Erwähnung  der  Ehever- 
träge heisst  es  dann:  In  Folge  obigen  Grundsatzes  (der  mithin 
auch  die  Eheveiträge  umfasst)  hat  bei  sich  ergebenden  Streitig- 
keiten der  Richter  des  Heimatkantons  zu  entscheiden.  Es  können 
daher  unter  den  hier  erwähnten'Eheverkommnissen  nur  die  Erbver- 
träge der  Ehegatten  oder  Brautleute  gemeint  sein,  eine  beschrän- 
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kende  Auslegung,  die  um  so  eher  anzunehmen  ist,  als  man  weiss, 
dass  die  Regulirung  der  Successionsverhältnisse  in  der  Regel  den 
wesentlichen  und  sehr  oft  den  ganzen  Inhalt  der  s.  g.  Ehever- 
kommnisse  bildet. 

b.  Auch  abgesehen  von  dem  klaren  Woi-tinhalt  wäre  der  Schluss  zu 
gewagt,  dass  man  den  Ausdruck  Eheverkommnisse  auf  das  ganze 
Güterrecht  der  Ehegatten  beziehen  und  die  Grundsätze  des  Con- 
cor dates  darauf  anwenden  könne.  Der  ganze  vorherrschende  Ge- 
danke, ein  Concordat  über  die  Anwendung  des  Erbrechts;  des 
Heimatkantons  eines  Niedergelassenen  abzuschliessen,  lässt  jene 
Annahme  nicht  aufkommen  ;  denn  es  ist  einleuclitend ,  dass  hier 
ganz  andere  Rücksichten  massgebend  sein  mussten,  als  beim  Con- 
cursrecht  und  einem  Concordate  darüber ,  oder  als  bei  verschie- 
denen andern  Fragen  aus  dem  ehejichen  Güterrechte. 

c.  Es  lässt  sich  eben  so  wenig  annehmen,  dass  ein  so  wichtiges  und 
umfassendes  Concordat,  wie  das  über  die  Fallimente,  in  einer  sei- 
ner wesentlichsten  Beziehungen  ganz  stillschweigend  von  den  con- 
cordirenden  Ständen  sei  aufgehoben  oder  modificirt  worden ;  und 
doch  wäre  dieses  der  Fall,  wenn  das  spätere  Concordat  v.  15.  Juli 
1822  auf  die  sämmtlichen  Güterrechte  der  Ehegatten  bezogen 
werden  müsste,  indem  sonst  ein  durchgreifender  Widerspruch 
hervorträte. 

d.  Endlich  kann  dem  Concordate  vom  6.  Juli  1821  über  die  Behand- 
lung von  Ehescheidungsfällen  aus  den  nämlichen  Gründen  nicht 
eine  extensive  Ausliegung  gegeben  werden ,  die  weit  über  seinen 
bestimmten  Wortlaut  hinausginge.  Die  Eingehung  wie  die  Tren- 
nung der  Ehe  betrifft  ein  ganz  persönliches  Rechtsverhältniss. 
Dass  dann  bei  der  Ehescheidung  der  nämliche  Richter  auch  über 
die  ökonomischen  Folgen  und  die  Entschädigungsfragen  sich  aus- 
spricht, liegt  in  der  Natur  der  Sache;  aber  die  Bestimmungen 
über  das  Forum  und  die  Gesetze  über  das  gesammte  Güterrecht 
der  Ehegatten  während  der  Ehe  auszudehnen ,  könnte  in  nichts 
seine  Rechtfertigung  finden. 

3)  Schliesslich  behauptet  die  Recurrentin  noch,  durch  Anwendung 
der  aargauischen  Gesetze  werde  der  Art.  48  der  BVerf.  verletzt.  In 
der  Begründung  dieser  Ansicht  geht  sie  aber  wieder  von  der  Voraus- 
setzung aus,  dass  das  Erbrechtsconcordat  vom  15.  Juli  1822  mass- 
gebend sei ;  und  da  nun  bereits  gezeigt  wurde,  dass  dieses  nicht  statt- 
haft sei,  so  wird  es  nicht  nöthig  sein,  weiter  auf  diese  ArgumentatioD 
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einzutreten.  Vielmehr  entspricht  das  Concordat  über  die  Fdlimente 
den  Principien  des  Art  48  yoUkommen.  Ware  übrigens  das  Erb- 
rechtsconcordat  vom  15.  Jnli  1822  in  vorliegendem  Falle  verletzt 
worden,  so  würde  diess  zum  Rechtsbehelf  der  Recurrentin  vollständig 
genügen,  ohne  dass  sie  nöthig  hätte,  auch  den  Art.  48  der  BVerf.  an- 
zumjGen  und  es  ist  mithin  eine  weitere  Erörterung  dieses  Momentes 
ganz  überflüssig.  B.  1856 1.  516—20. 

560*  A.,  ein  Thurgauer,  schloss  mit  seiner  Braut  (also  vor  der  Ver- 
ehelichung)  unter  Mitwirkung  ihres  Vormundes  und  ihrer  Verwandten 
in  Basel  einen  Ehevertrag  ab,  wodurch  unter  Anderem  bestimmt 
wurde,  dass  drei  Viertheile  ihres  Vermögens  der  ehelichen  Güter- 
gemeinschaft entzogen  werden  und  unter  der  Verwaltung  eines  Ca- 
rators  in  Basel  bleiben  sollen.  Einige  Jahre  nach  der  Heirat  ent- 
schlossen sich  die  Ehegatten,  diesen  Vertrag  aufzuheben  und  es 
wurde  hiefür  auch  die  Zustimmung  der  competenten  thurgamschen 
Waisenbehörde  eingeholt.  Hierauf  gestützt  reclamirten  die  Ehe- 
leute A.  in  Basel  die  Herausgabe  des  Vermögens  der  Frau ,  sie  wur- 
den aber  von  den  Gerichten  abgewiesen,  vorzüglich  darum,  weil  der 
Ehevertrag  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  seiner  Erfüllung  (Basel)  be- 
urtheilt  werden  müsse  und  nach  diesen  ein  ursprünglich  gültiger 
Ehevertrag  während  der  Dauer  der  Ehe  nicht  verändert  werden  dürfe. 
A.  erhebt  nun  Beschwerde  aus  folgenden  Gründen :  Jener  Ver- 
zicht auf  Miteigenthum  und  Verwaltung  des  Vermögens  seiner  Fran 
sei  in  Folge  damaliger  Verhältnisse  und  keineswegs  aus  der  Absicht 
entstanden,  sich  für  alle  Zeiten  der  Gesetzgebung  von  Basel  zu  unter- 
ziehen. Durch  die  Geburt  von  Kindern  sei  auch  der  wesentlichste 
Zweck  jener  Vertragsbestimmung  dahin  gefallen.  Recurrent  sei  Bür- 
ger von  Thurgau  und  habe  nie  in  Basel  gewohnt,  auch  seine  Frau 
und  Kinder  seien  somit  Thurgauer  und  daher  könne  nur  das  thur- 
gauische  Recht  für  ihre  Familienverhältnisse  massgebend  sein.  Nach 
diesem  Recht  aber  sei  ein  solcher  Ehevertrag  nicht  unabänderlich, 
sondern  mit  Zustimmung  der  Frau  und  der  Waisenbehörden  könne 
eine  Aenderung  Statt  filiden.  Für  das  Begehren  des  Recurrenten 
sprechen  auch  besonders  noch  die  Concordate  vom  15.  Juli  1822  und 
7.  Juni  1810.  Nach  dem  erstem  unterliegen  Eheverkommnisse  den 
Gesetzen  des  Heimatortes  des  Ehemannes  und  Basel  habe  damals  die 
Erklärung  abgegeben ,  für  testamentliche  Verfügungen  und  Ehever- 
träge müssen  die  Gresetze  und  das  Forum  des  Wohnortes  unbedingt 
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behauptet  werden.  Damit  stehen  nun  die  baseischen  Urtheile  durchaus 
im  Widerspruch.  Das  Goucordat  vom  Jahr  1810,  dem  beide  Kan- 
tone beigetreten  seien,  unterstütze  die  Ansicht  des  Becurrenten  eben- 
falls, indem  auf  den  zwar  unwahrscheinlichen,  aber  in  diesem  Con- 
cordate  vorausgesetzten  Fall  eines  Concurses  seine  Gläubiger  in  Folge 
der  mm  eingetretenen  unbedingten  Gütergemeinschaft  zwischen  den 
Ehegatten  berechtigt  wären ,  auf  das  in  Basel  liegende  Vermögen  zu 
greifen,  bei  welcher  Ansprache  sie  im  Falle  Widerspruchs  von  den 
Meborden  geschützt  werden  müssten. 
Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen: 

1)  Vorerst  kann  über  die  Competenz  der^Gerichte  von  Basel,  den 
vorliegenden  Streit  zu  entscheiden,  kein  Zweifel  obwalten,  da  ab- 
gesehen von  andern  Gründen  beide  Parteien  diesen  Gerichtsstand  an- 
erkannt haben. 

2)  Es  steht  daher  den  BBehörden  keine  Befugniss  zu,  über  die 
Richtigkeit  des  rechtskräftigen  Urtheils  einzutreten ,  es  wäre  denn, 
da»  B Vorschriften ,  Con  cordate  oder  Kantonsverfassungen  verletzt 
worden  wären. 

3)  Lietzteres  ist  nun  aber  nicht  der  Fall ;  auch  beruft  sich  Recur- 
rent  lediglich  auf  das  Votum  von  Baselstadt  bei  dem  Concordate  vom 
16.  Juli  1822  [II.  36]  und  auf  das  Concordat  vom  7.  Juni  1810  (1.  285] 
in  dem  Sinne ,  dass  die  Gerichte  von  Baselstadt  verpflichtet  gewesen 
wiren,  die  thurgauische  Gesetzgebung  anzuwenden. 

4)  Diese  Schlussfolgerung  ist  jedoch  nicht  begründet,  weil: 

a*  jenes  Votum  von  Baselstadt  schon  in  formeller  Hinsicht  nicht  die 
Bedeotung  eines  BGesetzes  oder  Concordates  haben  kann  und 
überdiess  keineswegs  daraus  hervorgeht,  dass  dieser  Stand,  falls 
ein  Ehevertrag  in  Basel,  als  damaligem  Wohnsitze  eines  der  Con- 
trahenten,  geschlossen  würde,  sich  habe  verpflichten  wollen,  die 
Gesetzgebung  und  den  Gerichtsstand  jedes  künftigen  Domicils  der 
Contrahenten  anzuerkennen ; 

b.  das  Concordat  vom  7.  Juni  1810  einen  ganz  andern  Gegenstand, 
den  Gerichtsstand  in  Concursen,  behandelt  und  weil,  wenn  dieser 
Fall  einträte,  das  Concordat  gerade  gegen  den  Recurrenten  spricht, 
indem  dannzumal  die  Concursmasse  den  Gerichtsstand  von  Basel 
über  die  Frage  der  Herausgabe  des  Vermögens  anerkennen  müsste. 

B.  1858  I.  284. 

S91«  Jakob  Guggenheim  und  seine  drei  Söhne  Max,  Moriz  und 
Leopold,  gebürtig  von  Lengnau  (Aargau),  wohnen  seit  dem  Jahr  1841 
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in  Horgen  und  Herrliberg  (Zürich) ,  wo  der  Vater  G.  sich  formlich 
niedergelassen  unter  seiner  eigenen  Firma  und  unter  Mitwirkung  ge- 
nannter drei  Söhne  ein  Handelsgeschäft  betrieben  hat   Im  Jahr  1858 

0 

verkaufte  der  Vater  sein  Geschäft  zu  Herrliberg  und  Horgen  den  drei 
Söhnen  und  erliess  gleichzeitig  die  nöthige  Bekanntmachung  dieses 
Geschäftsübergangs.  Zwei  andere  Söhne  Hemnann  G.  in  Aarau  und 
Michael  G.  in  Stäfa  (Zürich),  vermuthend,  es  könnte  in  dem  Kaufe 
eine  Schenkung  unter  Lebenden  enthalten  sein,  wodurch  die  Bestim- 
mungen des  aargauischen  Erbgesetzes  über  den  Pflichttheil  umgangen 
werden  sollten,  entschlossen  sich,  unter  Anrufung  des  §  1081  des 
zürcherschen  privatrechtlichen  Gesetzbuches,  Sicherheitsmassr^eln 
zu  Erhebung  des  Thatbestandes  zu  ergreifen  und  forderten  mit  Be- 
willigung des  Präsidenten  des  BGerichts  Zurzach  (in  dessen  Kreis 
Lengnau  liegt)  am  21.  Octbr.  1858  die  Contrahenten  auf,  folgende 
Urkunden  vorzulegen: 

1)  den  Vertrag,  der  die  Geschäftsabtretung  enthält; 

2)  das  Inventar ,  das  aus  Veranlassung  und  zimi  Zweck  der  Ab- 
tretimg aufgenommen  wurde; 

3)  die  Inventarien  der  letztvergangenen  Jahre ,  die  Jakob  G.  zur 
Uebersicht  über  den  Stand  seines  Geschäftes  abgeschlossen  hatte  und 

4)  die  sämmtlichen  Handlimgsbücher,  wie  sie  bis  zur  Uebergabe 
geführt  worden  sind. 

Unter  Iterufung  auf  ihren  Wohnsitz  im  Kt.  Zürich  lehnten  die 
Beklagten  den  Gerichtsstand  der  Heimat  (des  Bezirksgerichts  Zur- 
zach) ab  und  das  erstinstanzliche  Gericht  erklärte  sich  auch  wirkhch 
gestützt  auf  diesen  Umstand  als  incompetent,  wogegen  das  Ober- 
gericht des  Kts.  Aargau  die  Zuständigkeit  der  aargauischen  Gerichte 
anerkannte. 

Die  Beklagten  führten  hierüber  beim  BR.  Beschwerde,  wurden 
aber  aus  folgenden  Gründen  abgewiesen : 

1)  Laut  VerhandlungsprotocoU  des  BG.  Zurzach  vom  6.  April  1859 
erklärten  sich  beide  Parteien  darüber  einverstanden,  das  fragliche 
Editionsgesuch  sei  dem  nämlichen  Richter  vorzulegen,  der  in  der  da- 
durch vorzubereitenden  Hauptsache  competent  sei. 

2)  Aus  den  vom  aargauischen  Obergerichte  angeführten  Gründen 
ist  nun  diese  Hauptsache  offenbar  nichts  anderes,  als  die  Regulirung 
des  Erbrechts  unter  den  Litiganten.  Es  ist  mithin  obige  Vorfrage 
dem  Richter  zu  unterstellen ,  der  competent  wäre ,  falls  gegenwärtig 
schon  der  Erbfall  eingetreten  wäre. 
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3)  Durch  das  Concordat  vom  15.  Juli  1822,  dem  Zürich  und  Aar- 
gau beitraten .  ist  aber  als  interkantonaler  Gerichtsstand  in  Erb- 
streitigkeiten derjenige  der  Heimat  des  Erblassers  bezeichnet ;  mithin 
kann  von  einem  bundeswidrigen  Gerichtsstand  nicht  die  Rede  sein. 

Gegen  diesen  Beschluss  recurrirten  die  Beklagten  an  die  BVer- 
sammlung;  aus  dem  BBlatt  (1860  I.  249—256.  582—587)  ist  indess 
nur  so  viel  ersichtlich,  dass  die  Commission  des  Ständerathes  auf 
Gutheissung ,  diejenige  des  Nationalrathes  aber  auf  Verwerfung  des 
Recurses  antrugen.  Jeder  der  beiden  Käthe  nahm  (wie  sich  aus 
Schaubergs  Zeitschrift  zui*  Kunde  und  Fortbildung  der  zürch.  Rechts- 
pflege Bd.  VII.  S.  406—433,  cf.  Bd.  VIII.  S.  352  ergibt)  den  Antrag 
seiner  Commission  an  und  es  konnte  eine  Vereinigung,  d.  h.  eine  wirk- 
liche Schlussnahme,  nicht  erzielt  werden. 

Vn.  Bestimmimg  and  Gewähr  der  Viehhaoptmängel. 

Concordat  vom  5.  Ang.  1852  [Off.  S.  IV.  196.  210.  362.  V.  68.  122.  VI.  455]. 

Diesem  Concordate  sind  nicht  beigetreten:  Lusem,  Uri ,  Schwys,  Unterwaiden, 
Glarus,  Schaffhausen,  Appenzell ,  Graubünden,  Tessin,  Wallis,  Genf.  —  Mit  Ge- 
nehmigung der  concordirenden  Kantone  trat  Thurgau  auch  dem  Art.  5  dieses  Con- 

cordates  nicht  bei  [V.  178]. 

Am  gleichen  Tage  wurde  noch  ein  Cbncordat ,  betr.  gemeinschaftliche  polizeiliche 
MaBsregeln  gegen  Viehseuchen  abgeschlossen  [IV.  198],  dem  jedoch  bis  jetzt  blos  bei- 
traten: Zürich,  Bern,  Lusern,  Zug,  Freiburg,  Solothnrn,  Aargau,  Neuenburg 

[IV.  197]. 

S69«  Am  12.  Juli  1858  kauften  die  Gebrüder  Stünzi  von  Horgen 
(Zürich)  von  Moriz  Ursprung  von  Hornussen  (Aargau)  ein  Pferd. 
Durch  recommandirten  Brief  vom  30.  Juli  zeigten  erstere  de;m  letz- 
tem an,  dass  das  Pferd  an  einem  Währschaftsmangel  leide,  wesshalb 
sie  Zurücknahme  desselben  verlangen ;  sie  Hessen  dasselbe  auch  am 
31.  gl.  M.  durch  zwei  amtlich  bestellte  Thierärzte  untersuchen  und 
stellten  eine  Abschrift  des  Befundes  dem  Verkäufer  zu.  Da  aber 
dieser  wegen  verspäteter  Anzeige  jede  weitere  Haftpflicht  bestritt, 
so  erwirkten  die  Käufer  beim  Präsidium  des  Bezirksgerichts  Horgen 
die  Bewilligung  zu  amtlicher  Versteigerung  des  Pferdes,  die  dann  am 
21.  Aug.  wirklich  erfolgte.  Hierauf  belangten  sie  den  Verkäufer  auf 
Ersatz  des  Mindererlöses,  sie  wurden  aber  durch  Urtheile  des  Be- 
zirksgerichts Laufenburg  und  des  aargauischen  Obergerichts  v.  9.  Juni 
und  22.  Octbr.  1859  abgewiesen,  weil  den  Vorschriften  der  §§  7  u.  16 
des  Concordates  vom  5.  August  1852  zuwider  gehandelt  worden  sei, 
indem  nämlich  inner  der  Währschaftszeit  keine  Rückbietung  durch  den 
Beamten  des  Orts,  wo  die  Veräusserung  Statt  gefunden,  erfolgt  und 
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die  Anordnung  des  Verkaufs  nicht  von  zuständiger  Stelle,  d.  h.  nicht 
von  dem  Gerichte,  bei  dem  der  Prozess  eingeleitet  worden,  aus- 
gegangen sei 

Hierüber  beschweren  sich  nun  die  Gebr.  Stünzi  bei  dem  BR.  und 
verlangen  Aufhebung  der  erwähnten  Urtheile,  weil  sie  auf  unrichtiger 
Anwendung  des  Concordates  beruhen.  Der  Sinn  des  §  7  sei  nämlich 
kein  anderer  als  der,  der  Uebernehmer  des  Thiers  habe  stets  den 
Beweis  zu  leisten,  dass  er  dem  Uebergeber  von  dem  Gewährsmangel 
Anzeige  gemacht  und  ihm  das  Thier  zurückgeboten  habe.  Nun  aner- 
kenne aber  der  Verkäufer  diese  Anzeige  erhalten  zu  haben  und  die 
Form,  in  der  sie  geschehen,  sei  ganz  gleichgültig.  Der  Streit  be- 
ginne auch  nicht  erst  mit  der  förmlichen  Anhebung  der  Klage,  son- 
dern mit  der  Anzeige,  daher  habe  der  Gerichtspräsident  von  Horgen 
gemäss  §  16  des  Concordates  die  Versteigerung  anordnen  können, 
zumal  damals  der  Prozess  noch  nicht  eingeleitet  gewesen  sei ,  beide 
Parteien  aber  des  Pferdes  sich  entschlagen  haben. 

Der  BB.  wies  die  Beschwerde  aus  folgenden  Gründen  ab : 

1)  Die  Anwendung  des  fraglichen  Concordates  auf  streitige  falle 
ist  Sache  der  competenteii  Gerichte  imd  es  kann  die  Aufgabe  der 
bundesgemässen  Ueberwachung  der  Handhabung  des  Concordates  nur 
darin  bestehen,  entweder  das  gänzliche  Ignoriren  desselben  oder  die 
Missachtung  einer  klaren  Bestimmung  zu  verhindern. 

2)  Ein  solcher  Vorwurf  kann  nun  den  betreffenden  Urtheile»  der 
aargauischen  Gerichte  oflFenbar  nicht  gemacht  werden,  indem,  gesetzt 
sogar  die  beiden  erwähnten  §§  des  Concordates  hätten  einen  zwei- 
deutigen Sinn,  ihre  Anwendung  durch  die  aargauischen  Gerichte  auf 
gute  Gründe  gestützt  werden  kann. 

3)  Es  ist  nämlich  zu  beachten: 

a.  bezüglich  auf  §  7  des  Concordates  hielten  sich  die  Gerichte  an  den 
genauen  Wortlaut.  Wenn  nun  auch  eine  andere  Auslegung  mög- 
lich wäre,  so  kann  doch  hierin  gewiss  nicht  eine  Verletzung  des 
Concordates,  welche  die  BBehörde  zur  Cassation  berechtigen 
würde,  gefunden  werden.  Uebrigens  konnte  es  gar  füglich  in  der 
Absicht  der  contrahirenden  Stände  liegen,  für  die  Rückbietnng 
eines  kranken  Thieres  die  amtliche  Mitwirkung  vorzuschreiben 
und  andere  Beweismittel  über  diese  Thatsache  auszuschliessen; 

b.  hinsichtlich  des  §  16  des  Concordates  ist  die  Auslegung  der  aar- 
gauischen Gerichte  jedenfalls  eine  sehr  plausible,  wenn  man  den 
Gegensatz  ins  Auge  fasst,  dass  hier  vom  Richter  nach  (mgehobenem 
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Prozesse  die  Rede  ist,  während  das  Concordat  die  dem  Pro- 
zesse vorausgehenden,  vorsorglichen  Massregeln  ausdrücklich 
dem  Gerichtspräsidenten  des  Wohnortes  des  Klägers  anheimstellt 

(§§  8—13).  BR.  V.  27.  Februar  18C0. 

AusfOhrlich  darjrestellt  in  Schaubergs  Zeitschrift  VIII.  321— S45. 

VIU.  Goncordate  zwischen  einzelnen  Kantonen. 

1.   In  Vaterschaftesachen. 

a.    Convention  zwischen  Zürich  und  Schaffhausen  wegen  gegenseitiger 

Behandlung  von  Paternitälsfällen  vom  2.  Febr.  1808. 

[Abgedruckt  in  der  zürcherischen  Off.  S.  IV.  35]. 

[In  Folge  EOndigun^  Ton  Seite  Schalfhausens  ist  dieser  Vertrag  am  7.  Octbr.  1851 
vom  zOrch.  Grossen  Rathe  für  aufgehoben  erklärt  worden. 

Neuste  Ges.  VIII.  304]. 

S63«  Kaspar  Steineggcr  von  Neunkirch  (Schaö'hausen)  hatte  sich 
mit  Anna  Barbara  Schuhmacher  von  AiFoltern  b./H.  (Zürich)  verlobt, 
wofür  ein  schriftliches  Eheversprechen  d.  d.  4.  Septbr.  1848  vorliegt. 
Am  21.  Novbr.  gl.  J.  gebar  die  Schuhmacher  ein  Töchterchen,  das 
am  19.  Mai  1849  vom  BezGericht  Zürich  dem  Steinegger  als  ein  unter 
Eherersprechen  erzeugtes  Kind  Geschlechts-  und  Bürgerrechtshalber 
zugesprochen  wurde,  gestützt  auf  den  Staatsvertrag  v.  2.  Febr.  1808. 
Die  Gemeinde  Neunkirch  und  die  Regierung  von  Schaffhausen  ver- 
weigerten aber  die  Anerkennung  des  Bürgerrechts  dieses  Kindes. 

Hierüber  beschwerte  sich  die  Regierung  von  Zürich  beim  BR., 
sie  wurde  aber  am  19.  Januar  1854  mit  diesem  Recurse  zur  Zeit  ab- 
gewiesen ,  weil  nicht  nachgewiesen  sei ,  dass  das  betreffende  Urtheil 
dem  Gemeindrathe  Neunkirch  zugestellt  worden ,  derselbe  also  auch 
ein  Rechtsmittel  dagegen  nicht  habe  ergreifen  können. 

Die  Regierung  von  Zürich  verlangte  sodann  Revision  dieses  Be- 
schlusses, weil  derselbe  auf  einer  irrigen  Auffassung  des  §  79  des  or- 
ganischen Gesetzes  über  die  bürgerliche  Rechtspflege  v.  7.  Juni  1831 
bemhe.  Diesem  Rechtsmittel  wurde  auch  wirklich  Statt  gegeben, 
unter  Anführung  folgender  Motive: 

Nach  dem  Staatsvertrag  zwischen  Zürich  und  Schaffhausen  v.  J. 
1808  ist  es  ausser  Zweifel,  dass  der  fragliche  Prozess  na(jh  den  zür- 
cherschen  Prozessgesetzen  behandelt  werden  musste  und  es  fragt  sich 
daher,  ob  nach  diesen  die  Gerichte  verpflichtet  waren,  die  beim  Aus- 
gange des  Patemitätsprozesses  betheiligten  Gemeinden  vorzuladen 
oder  ihnen  die  Urtheile  behufs  der  Appellation  mitzutheilen.    ^s 
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den  von  der  Regierung  von  Zürich  mitgetheilten  nähern  Aufschlüssen 
und  namentlich  aus  der  beigelegten  Darstellung  des  zürcherischen 
Obergerichts  ergibt  sich  nun  aber,  dass  eine  solche  Verpflichtung 
nicht  vorhanden  ist ;  dass  in  Patemitätsprozessen  die  Gemeinden  zwar 
befiigt  sind  als  Intervenienten  aufzutreten,  in  welchem  Falle  sie  dann 
allerdings  als  Parteien  behandelt  werden  und  alle  Rechte  derselben 
geniessen,  dass  aber  ausser  diesem  Falle  den  Gemeinden  keine  Kennt- 
niss  vom  Prozesse  von  Gerichtes  wegen  gegeben  und  keine  Vorladung 
zugestellt  wird  und  dass  endlich  die  Mittheilung  der  Urtheile  nur  als 
VoUziehungsact  und  zur  Eenntuissnahme  Statt  findet.    Daraus  folgt, 
dass  da,  wo  eine  Gemeinde  vor  erster  Instanz  als  Intervenientin  auf- 
trat, ihr  allerdings  das  Urtheil  mitgetheilt  werden  siuss,  worauf  ihr 
die  Appellationsfrist  vom  Tage  der  Mittheilung  zu  laufen  beginnt^ 
dass  hingegen,  wenn  diese  Intervention  nicht  Statt  fand ,  das  Urtheil 
unbedingt  rechtskräftig  wird,  sobald  die  Hauptparteien  nicht  appellirt 
haben ,  auch  wenn  dasselbe  den  Gemeinden  gar  nicht  oder  erst  nadi 
Ablauf  der  Appellationsfrist  wäre  mitgetheilt  worden,    Hiefur  wird 
eine  Reihe  früherer  Entscheidungen  citirt.    Aus  dem  Gesagten  ergibt 
sich  daher ,  dass  die  Ansicht  des  BR.,  als  wäre  das  fragl.  Urihdl  we- 
gen nicht  erfolgter  Mittheilung  an  die  Gemeinde  Neunldrch  noch  nicht 
rechtskräftig  und  als  könnte  dasselbe  noch  auf  dem  Prozesswege  an- 
gefochten werden,  auf  einer  irrigen  Voraussetzung  beruhte. 

In  der  Hauptsache  wurde  hierauf  der  Recurs  als  begründet  er- 
klärt und  der  Stand  Schaflfhausen  verpflichtet,  dem  Urtheile  vom 
19.  Mai  1849,  so  weit  es  ihn  betrifft,  Vollziehung  zu  verschaffen.  Be- 
gründung : 

Nach  Art.  49  der  BVerf.  hängt  die  VoUziehbarkeit  eines  Civil- 
urtheils  von  dessen  Rechtskraft  ab.  Diese  letztere  setzt  die  Competenz 
des  Gerichtes  voraus  und  überdiess,  da  wo  diese  Competenz  nur  unter 
gewissen  Bedingungen  oder  Vorschriften  eines  Staatsvertrages  ein- 
tritt, die  Beobachtung  dieser  Vorschriften. 

Was  nun  zunächst  die  Competenz  des  BezGerichts  Zürich  betrifft, 
so  erscheint  dieselbe  als  durchaus  begründet.  Es  wurde  zwar  dagegen 
bemerkt,  dass  Paternitätsfälle  zwei  Seiten  haben,  eine  strafrechtliche 
und  eine  civilrechtliche  und  dass  die  Art.  1  und  3  des  Staatsvertrages 
die  Competenz  in  der  erstem,  die  Art.  2  und  4  dagegen  die  Competenz 
in  der  letztem  Seite  bestimmen.  Diese 'Auffassung  ist  aber  aus  fol- 
genden Gründen  nicht  stichhaltend: 

1)    Um  diese  Ansicht  festzustellen,  bedürfte  es  keines  Staatsver- 
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träges,  sondern  sie  läge  in  der  Natur  der  Sache  und  in  anerkannten 
Rechtsbegriffen.  Denn  es  versteht  sich  wol  von  selbst,  dass  ein  Delict 
da  bestraft  werden  darf,  wo  es  begangen  wurde  und  eben  so  klar  ist 
66,  dass  ohne  einen  Staatsvertrag  ein  zürcherisches  Gericht  einem 
Eantonsfremden  kein  Kind  zusprechen  könnte.  Der  Vertrag  hätte 
also,  so  weit  er  sich  auf  Paternitätssachen  bezieht,  gar  keinen  Zweck 
and  keine  Bedeutung. 

2)  Nach  Art.  2  des  Vertrages  soll  der  Richter  des  Wohnortes 
Ehescheidungsklagen  anhand  nehmen,  jedoch  nur  zum  Zwecke  güt- 
licher Vermittlung ;  im  nicht  gelingenden  Fall  soll  er  den  Streit  an 
den  natürlichen  Richter  des  Beklagten  weisen.  Würde  nun  der  Art.  3 
nur  bezwecken,  bei  Vaterschaftsklagen  den  Strafpunkt  vor  das  forum 
delicti  zu  bringen ,  so  hätte  mit  weit  mehr  Grund  beigefügt  werden 
müssen ,  dass  der  Civilpunkt ,  die  Vaterschaft ,  au  den  heimatlichen 
Richter  des  Beklagten  zu  weisen  sei.  Es  ist  gar  nicht  gedenkbar,  dass 
man  den  Hauptpunkt  eines  solchen  Vertrages,  nämlich  den  Gerichts- 
stand der  Vaterschaftsklagen,  mit  Stillschweigen  übergangen  habe, 
während  man  den  sich  von  selbst  verstehenden  Gerichtsstand  für  das 
Unzuchtsvergehen  ausdrücklich  festsetzt. 

3)  Der  Art.  3  bestimmt  ganz  allgemein  und  ohne  alle  Einschrän- 
kung den  Gerichtsstand  bei  Vaterschaftsklagen  und  fast  jedes  Wort 
dieses  Artikels  weist  darauf  hin ,  dass  darunter  die  Civilklagen  ver- 
standen sind.  So  sollen  diese  Klagen  spätestens  im  sechsten  Monat 
der  Schwangerschaft  angebracht  werden,  was  völlig  sinnlos  wäre, 
wenn  Strafklagen  darunter  verstanden  wären.  So  heisst  es  femer, 
der  Richter  soll  mit  Rücksicht  auf  die  in  diesem  Vertrage  angenom- 
menen Grundsätze  urtheilen ;  nun  enthält  aber  der  Vertrag  kein  Wort 
aber  Bestrafung,  wol  aber  Grundsätze  über  die  vorkommenden  Civil- 
fragen.  So  heisst  es  endlich,  der  Beklagte  müsse  sich  vor  dem  Richter 
dieses  Ortes  stellen  und  daselbst  in  das  Recht  antworten ,  ein  Aus- 
druck, der  vorzugsweise  im  Civilprozesse  von  dem  Beklagten  dem 
Kläger  gegenüber  gebraucht  wird. 

4)  Ohne  dass  irgend  wie  auf  einen  andern  Richter  hingedeutet 
wird,  bestimmt  unmittelbar  hierauf  der  Art.  4  die  civilrechtlichen 
Grandsätze,  auf  welche  der  Art.  3  den  dort  bezeichneten  Richter  hin- 
gewiesen hat. 

Nach  allem  diesem  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  das 
BezG.' Zürich  als  unbestrittenes  forum  delicti  auch  competent  war, 
die  Vaterschaftsklage  zu  beurtheilen.    Es  entsteht  nun  die  w'eitere 
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Frage,  ob  das  Urtbeil  den  Grundsätzen  des  Vertrages  entspreche. 
Wenn  auch  dieses  zum  Theil  auf  die  materielle  Richtigkeit  des  Ur- 
theils  sich  bezieht,  wovon  in  der  Regel  dessen  Rechtskraft  nicht  ab- 
hängt ,  so  muss  gleichwol  hierauf  in  den  Fällen  eingetreten  werden, 
wo  die  Competenz  eines  Gerichtes  an  die  Beobachtung  gewisser,  durch 
Staatsverträge  aufgestellter  Grundsätze  geknüpft  ist  Denn  Compe- 
tenz und  materielle  Richtigkeit  des  Urtheils,  so  weit  diese  wenigstens 
durch  einen  Staatsvertrag  normirt  ist ,  fiallen  hier  zusammen  und  es 
ist  klar,  dass  der  mitcontrahirende  Kanton  nicht  zur  Vollziehung  eines 
vertragswidrigen  Urtheils  verhalten  werden  kann,  dass  aber  hinwieder 
der  Kanton,  dessen  Gerichte  geurtheilt  haben,  die  Vollziehung  eines 
Urtheils  verlangen  kann,  das  dem  Vertrage  entspricht,  wenn  auch  im 
Uebrigen  seine  materielle  Richtigkeit  bezweifelt  werden  könnte. 

In  dieser  Hinsicht  nun  vrird  von  der  Regierung  von  Schaffhausen 
besonders  eingewendet,  dass  das  in  Frage  liegende  EheverBprechen, 
dem  Art.  4  des  Staatsvertrages  entgegen,  der  Zustinmiung  der  Eltern 
oder  Vormünder  entbehre  und  daher  vom  Gerichte  nicht  hatte  be- 
rücksichtigt werden  sollen.  Die  Thatsacbe  selbst  ist  richtig  und  es 
wird  von  der  Regierung  Zürichs  hierauf  erwiedert:  Sowol  nach  dem 
Grundsatze  »locus  regit  actum« ,  als  nach  Art.  3  des  Staatsvertrages 
konmie  das  zürcherische  Matrimonialgesetz  zur  Anwendung ;  diesem 
zufolge  habe  im  vorliegenden  Falle  das  schriftliche  Eheversprechen 
des  Steinegger  ohne  Zustimmung  der  Eltern  oder  Vormünder  genügt, 
da  derselbe  24 Vg  Jahre  alt  gewesen  sei  und  auch  das  Matrimonial- 
gesetz von  SchafFhausen  schreibe  die  Zustimmung  der  Eltern  in  sol- 
chen Fällen  nicht  vor. 

Eine  Berufung  auf  die  Rechtsregel  —  locus  regit  actum  —  kann 
aber  hier  nicht  massgebend  sein ;  denn  diese  bezieht  sich  nur  auf  die 
äussere  Form  von  Willenserklärungen,  nicht  aber  auf  Requisite 
des  persönlichen  Zustandes  und  der  Handlungsfähigkeit.  Eben  so 
mag  zwar  im  Allgemeinen  das  zürcherische  Recht  nach  Art.  3  des 
Staatsvertrages  Anwendung  finden;  allein  es  ist  ausdrücklich  die 
Beschränkung  beigefügt,  dass  zunächst  nach  den  Grundsätzen  dieses 
Vertrages  geurtheilt  werden  müsse.  Dieser  bestimmt  nun  in  Art  4, 
dass  ein  aussereheliches  Kind  dem  Vater  in  Bezug  auf  den  Status  m- 
gesprochen  werden  könne ,  wenn  die  Schwängerung  unter  einem  ge- 
setzlichen ,  mit  Zustimmung  der  Eltern  oder  Vormünder  versehenen 
Eheversprechen  erfolgt  sei ;  in  allen  andern  Fällen  sei  das  Kind  der 
Mutter  zuzusprechen.   Eq  entsteht  somit  die  Frage,  welches  der  Siim 
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Art.  4  sei;  ob  das  Requisit  der  Zustimmung  der  Eltern  oder 
Vormünder  bei  Eheversprechen  als  ein  absolutes  betrachtet  werden 
könne  oder  nicht  und  im  letztern  Fa&e,  wie  sich  die  Anwendung  dieses 
Artikels  im  vorliegenden  Falle  gestalte. 

Bei  Auslegung  des  Vertrages  darf  wol  vor  Allem  mit  Sicherheit 
angenommen  werden ,  dass  die  contrahirenden  Stände  gewiss  nicht 
daran  dachten,  Grundsätze  aufzunehmen,  die  ihren  Gesetzgebungen 
unbekannt  waren  und  vielleicht  nirgends  sich  finden,  sondern  dass  sie 
beabsichtigten,  das  Requisit  der  Zustinmiung  der  Eltern  oder  Vor- 
münder bei  Eheversprechen  in  dem  Sinne  und  Umlange,  wie  dasselbe 
sich  in  ihren  Gesetzgebmigen  vorfindet,  vertragsmässig  zu  reserviren. 
Nun  ist  es  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  nach  zürcherischem  Recht 
jene  Zustinmiung  nicht  erforderlich  war ,  indem  der  Verlobte  Kaspar 
Steinegger  am  11.  Febr.  1824  geboren,  mithin  zur  Zeit  des  schrift- 
lichen Eheversprechens  über  24V2  Jahre  alt  war  imd  die  Verlobte 
A.  B.  Schuhmacher  22  Jahre  zählte.  Im  Matrimonialrecht  von  Schaff- 
hausen kommen  folgende  §§  in  Betracht: 

§  6  bestimmt,  dass  »junge  Personen^'  zum  gültigen  Abschluss 
eines  Eheversprechens  der  Zustimmung  der  Eltern  oder  Grosseltern 
oder  Vormünder  bedürfen. 

Im  §  7  wird  gesagt,  dass  um  die  Gültigkeit  eines  Eheversprechens 
zwischen  zwei  Personen ,  die  dasselbe  im  Zustande  der  Volljährigkeit 
und  Selbständigkeit  geschlossen  hd)en,  anerkennen  zu  können,  dasselbe 
gehörig  publicirt  werden  müsse. 

Endlich  setzt  der  §  8  fest:  Als  minderjährig  und  unbefugt,  aus 
eigener  Autorität  ein  Eheversprechen  zu  schliessen,  sind  Jünglinge  vor 
dem  20.  Jahr  und  Mädchen  vor  dem  18.  Jahr  zu  betrachten.  In  sol- 
chen Fällen  können  Eltern  und  Vormünder  die  Verehelichung  hindern, 
ohne  die  Gründe  angeben  zu  müssen. 

Hieraus  stellt  sich  klar  folgendes ,  auch  mit  dem  zürcherischen 
Rechte  im  Wesentlichen  übereinstimmendes  System  heraus :  Minder- 
jährige Personen  unter  20  (resp.  18)  Jahren  können  ohne  Zustim- 
mung von  Eltern  und  Vormündern  kein  Eheversprechen  gültig  ab- 
schlieasen;  über  jenem  Alter  aber  können  sie  es  thun  und  jedenfiEdls 
and  sie  im  Zustande  der  Volljährigkeit  und  Selbständigkeit  dazu  be- 
fugt (§  7)  und  solche  Verträge  sind  mithin  auch  ohne  jenen  Consens 
gültig  und  von  rechtlicher  Wirkung  unter  den  Contrahenten.  Dieses 
hindert  übrigens  gar  nicht,  dass  gegen  die  Vollziehung  der  Ehe  Ein- 
qprache  gemacht  werden  könne ,   allein  nicht  nur  von  den  Eltern, 
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sondern  auch  von  andern  Personen,  die  ein  rechtliches  Interesse 
haben.  Eine  solche  Einsprache  kann  dann  aber  nicht  gestützt  werden 
auf  den  Mangel  des  Consenses  von  Eltern  oder  Vormündern,  sondern 
nur  auf  das  Vorhandensein  gesetzlicher  Ehehindernisse  (z.  B.  §§  9, 
17 — 21  Uc.)  und  es  bedarf  wol  keiner  Ausfuhrung ,  dass  solche  Ehe- 
hindernisse ebensowol  bei  volljährigen  als  bei  minderjährigen  Ver- 
lobten vorhanden  sein  können.  Daraus  folgt  aber  gewiss  nicht ,  dass 
ein  Eheversprechen  Volljähriger  zu  seiner  rechtlichen  Existenz  und 
Wirksamkeit  an  den  Consens  von  Eltern  oder  Vormündern  gebunden 
sei.  Man  käme  sonst  auf  die  Consequenz .  dass  Personen  Yon  allen 
Lebensaltem  dieses  Consenses  bedürften,  was  allen  Grundsätzen  über 
Handlungsfähigkeit,  sowie  auch  den  §§  6 — 8  des  schaffhausischen 
Matrimouialrechts  gänzlich  widersprechen  würde.  Um  auf  den  Art  4 
des  Staatsvertrages  wieder  zurückzukehren,  ist  es  auf  den  ersten  Bhck 
einleuchtend,  dass  er  mit  dem  ganzen  Rechtsgebiet  der  Ehehinder- 
nisse durchaus  nichts  zu  thun  hat,  sondern  nur  ein  gesetzlich  gültiges 
Eheversprechen  verlangt,  d.  h.  ein  solches,  das  von  handlungsfiLhigen 
Personen  abgeschlossen  oder  wobei  die  Handlungsfähigkeit,  wo  es 
nothwendig  ist,  nach  den  Gesetzen  des  betreffenden  Kantons  auf  ge- 
hörige Weise  duixh  den  Consens  von  Eltern  oder  Vormündern  ergänzt 
wurde.  —  Man  gelangt  daher  zu  dem  Resultate,  dass  im  vorliegenden 
Falle  die  Gültigkeit  des  Eheversprechens  weder  nach  schaffhausischem 
noch  zürcherischem  Rechte  von  der  Zustimmung  der  Eltern  oder  Vor- 
münder abhing  und  dass  mithin  das  Gericht  nicht  im  Widerspruch 
mit  dem  Staatsvertrage,  sondern  vielmehr  im  Sinn  und  Geiste  des- 
selben handelte,  wenn  es  jene  Form  nicht  verlangte,  um  das  Ehe- 
versprechen mit  seineu  Folgen  zu  rechtlicher  Anerkennung  zu  bringen. 
In  der  Antwort  der  Regierung  von  Schaffhausen  ist  noch  eine 
zweite  Einwendung  gegen  die  Rechtskraft  des  Urtheils  angedeutet 
dahin  gehend,  es  sei  die  Schwängerung  nicht  unter  ehelichem  Ver- 
sprechen erfolgt,  weil  das  letztere  vom  4.  Septbr.  und  die  Niederkunft 
vom  21.Novbr.  1848  datire.  Allein  es  muss  dagegen  Folgendes  erinnert 
werden :  Die  Klägerin  hatte  im  Falle  des  Widerspruchs  vor  dem  Ge- 
richte nach  zürcherischen  Gesetzen  den  Beweis  zu  fdhi'cn ,  dass  sie 
unter  Eheversprechen  geschwängert  worden  sei.  Ein  Beweisverfahren 
wurde  aber  gar  nicht  nöthig ,  denn  es  ergibt  sich  aus  dem  Gerichts- 
protocoU,  dass  der  Vormund  der  Klägerin  die  Klage  ausdrücklich 
darauf  stützte,  es  sei  das  Eheversprechen  der  Schwängerung  voran- 
gegangen und  dass  der  Beklagte  diese  Klagebegründung  aiisdrücklich 
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als  richtig  erklärte.  Nach  der  Verhandlungsmaxime  des  zürcherischen 
Prozesses  genügte  dieses  zur  Herstellung  der  Tl^tsache  und  das  Ge- 
richt hätte  nach  einem  weitem  Beweise  nur  dann  fragen  können,  wenn 
die  Gesetze  für  ein  gültiges  Eheversprechen  eine  besondere  Form, 
z.  B.  schriftliche  Abfassung,  verlangen  würden.  Letzteres  ist  aber 
durchaus  nicht  der  Fall ,  wenn  das  Eheversprechen  unbestritten  ist 
(§§  23  und  24  des  zürch.  Matrimonialgesetzes).  Das  schriftliche  Ehe- 
versprechen vom  4.  Septbr.  1848  ist  daher  ohne  alle  Bedeutung;  die 
Klägerin  bedurfte  dessen  nicht  und  es  schliesst  auch  die  Existenz  eines 
frühem  mündlichen  oder  schriftlichen  Eheversprechens  nicht  aus. 

Aus  allem  Gesagten  geht  hervor ,  dass  das  fragliche  Civilurtheil 
des  BG.  Zürich  vom  19.  Mai  1849  als  ein  rechtskräftiges  betrachtet 
werden  muss,  weil  diese  Behörde  zur  Beurtheilung  competent  war 
und  weil  das  Ui-theil  mit  dem  Staatsvertrage  vom  Jahr  1808  nicht  im 
Widersprach  steht.  BR.  v.  8.  Mai  1854. 

6.  Concordat  zwischuH  Bern  und  Waadt  in  Betreff  der  EheseheidungsfäUe 
und  der  autierehelichen  Schwangerschaften  vom  22.  Mai  resp.  23.  Juli  1827. 

[Neue  revidirte  Sammlung  der  Gesetze  u.  s.  w.  der  Republik  Bern  III.  239.  Gesetzes- 
sammlung von  Waadt  XXTV.  27]. 

SM.  Johann  Ludwig  Sigrist  von  Sigriswyl  (Bern)  wohnhaft  in 
Banderettes  (Waadt)  erklärte  am  13.  Novbr.  1852  vor  dem  Friedens- 
richter des  Kreises  Lutry,  dass  er  Vater  des  Kindes  sei,  das  die 
Emilie  Favre  von  Savigny  (Waadt)  am  28.  gl.  M.  gebar.  Letztere  ver- 
säumte den  Sigrist  binnen  der  gesetzlichen  Frist  von  drei  Monaten  zu 
belangen  und  verwirkte  dadurch  das  Klagerecht.  Ein  dem  Kinde 
ad  hoc  bestellter  Vormund*)  machte  hierauf  eine^^ gerichtliche  Klage 
in  dem  Sinne  anhängig ,  dass  jenes  dem  Siegrist  als  unehelich  zu- 
gesprochen werde,  allein  das  Gericht  in  Vivis  und  das  waadtländische 
Cassationsgericht  verwarfen  dieselbe  in  Anwendung  des  Concordates 
vom  22.  Mai  1827. 

Hierüber  beschwerte  sich  Emilie  Favre  beim  BR.,  indem  sie  be- 
hauptete ,  das  erwähnte  Concordat  habe  zufolge  Art  48  der  BVerf. 
und  Art  6  der  Uebergangsbestimmungen  seine  Wirksamkeit  verloren ; 
sie  wurde  indess  aus  folgenden  Gründen  abgewiesen : 


♦)  In  einem  ähnlichen  Falle  -—  am  1.  Febr.  1856  —  sagte  der  BR. :  »Die 
Klage  auf  Anerkennung  des  Status  eines  Kindes  ist  ganz  dieselbe,  ob  sie  von 
der  Mutter  vor  der  Niederkunft  oder  nachher  vom  Kinde  oder  in  dessen  Namen 
von  einem  Vormund  erhoben  werde.« 
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|)  Den  Kantoneu  steht  das  Recht  zu ,  die  Bestimmimgen  aufzustd- 
len,  unter  welchen  die  Vaterschaft  anzuerkennen  seL 

2)  Dieses  Recht  ist  durch  Art  48  der  BVerf.  nur  in  dem  Sinne  be- 
schränkt, dass  die  Bürger  anderer  Kantone  in  der  Gesetzgebung  und 
im  gerichtlichen  Verfahren  nicht  anders  zu  behandeln  seien ,  als  die 
Angehörigen  des  eigenen  Kantons. 

3)  Das  Concordat  vom  22.  Mai  1827  zwischen  Bern  und  Waadt 
läuft  diesem  Grundsatz  der  BVerf.  nicht  zuwider  und  besteht  daher 
noch  in  Kraft.  BR.  v.  23.  Mai  1865. 

Ueber  die  diessfalls  bei  der  BVersammlung  eingereichte  Be- 
schwerde wurde  am  17./19.  Juli  1856  zur  Tagesordnung  geschritten. 

c.  Concordat  zwischen  Luzern  und  Preiburg  in  Beireff  der  Behandlung  der 

Vaterschaftsklagen  vom  15./26.  Jlfärz  1834. 
[Abgedruckt  in  den  Gesetzen  des  Kts.  Luzern  seit  1831  III.   181.J 

363«  Der  Gerichtspräsident  des  Saanebezirks  (Freiburg)  hat  durch 
ContumazurtheU  vom  28.  Mai  1855  dem  Joseph  Schmidlin  von  Trieu- 
gen  (Luzern)  ein  von  der  Marie  Magdalena  MouUet  von  Posat,  wohn- 
haft in  Farvagny  (Freiburg),  am  30.  Oct.  1854  ausserehelich  gebomes 
Kind  Geschlechts-  und  Bürgerrechtshalber  zugesprochen. 

Ueber  dieses  angeblich  am  28.  Juni  1858  insinuirte  Urtheü  er- 
hebt nun  Joseph  Schmidlin  -  vonWaldkirch  [vgl.  No.  553]  unterm 
27.  Nov.  gl.  J.  Beschwerde,  weil  es  von  incompet enter  Stelle  erlassen 
worden  sei.  Schmidlin  behauptet  nämlich,  er  habe  niemals,  na- 
mentlich in  den  Jahren  1854  und  1855  nicht,,  seinen  Wohnsitz  im 
Kt.  Freiburg  gehabt,  und  legt  ein  Zeugniss  des  Joseph  und  Leonz 
Schmidlin  d.  d.  23#A.ugust  1858  vor,  wonach  er  im  J.  1854  fortwährend 
in  Triengen  gewohnt  habe  und  erst  im  J.  1855  dort  weggezogen  sei. 
Somit  habe  er  im  Kt  Freiburg  nicht  belangt  werden  können ;  es  wider- 
streite also  dieses  Urtheil  dem  Art.  53  der  BVerf.,  sowie  dem  Art.  4 
des  Concordates  zwischen  Freiburg  und  Luzern  vom  26.  März  1834. 

Dieser  Beschwerde  schliesst  sich  auch  der  Gemeindrath  Triengeii 
an,  welcher  vorbringt ,  dass  er  schon  am  17.  März  1855,  sobald  er 
von  der  Anhebung  der  Klage  Kenntniss  erhalten,  Verwahrung  eingelegt 
und  auch  seither  die  Ausstellung  eines  Heimatscheines  für  das  Kind 
verweigert  habe. 

Die  M.  Magd.  MouUet  trägt  dagegen  auf  Abweisung  der  Beschwerde 
an,  indem  sie  anführt:  Schon  am  4.  Febr.  1839  habe  Xaver  Schmidlin, 
der  Vater  des  Recurrenten,  auf  Grundlage  eines  vom  6.  Septbr.  1838 
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datirten  Heimatscheinefl  Niederlassung  imKt.  Freiburg  genommen  und 
seither  mit  seiner  Familie  beständig  zu  Freiburg  und  Arconciel  gewohnt ; 
erst  im  Juli  1856  habe  er  den  Kanton  verlassen.  Joseph  Schmidlin 
habe  sich  üast  immer  bei  der  Familie  aufgehalten  und  da  er  sich 
nicht  auf  eigene  Kosten  niedergelassen,  so  sei  auch  ihm  der  von  seinem 
Vater  eingelegte  Heimatschein  zu  gut  gekommen.  Ende  Decembers  1853 
and  Anfiing  1854  habe  sich  fiecurrent  »als  ein  von  der  Familie  nicht 
getrennter  Sohn«  in  Farvagny  aufgehalten  (was  durch  ein  amtliches 
Zeugniss  des  dortigen  Gemeindrathes  bestätigt  wird) ,  wesshalb  das 
Zeugniss  der  Brüder  Schmidlin  keinen  Glauben  verdiene.  Unter  diesen 
Umständen  könne  an  der  Competenz  der  freiburgischen  Behörden  zur 
Erledigung  des  Vaterschaftsprozesses  nicht  gezweifelt  werden. 

Nachträglich  berichtet  die  Regierung  von  Luzern:  Schon  am 
15.  Juni  1849  sei  dem  damals  17  Jahre  alten  Recurrenten  ein  Heimat- 
schein fürs  Ausland  auf  seinen  eignen  Namen  zugefertigt  worden. 
Seither  habe  er  auf  eigene  Rechnung  gelebt  und  sich  im  J.  1853  nur 
vorübergehend  auf  Besuch  bei  seinem  Vater  aufgehalten ;  Recurrent 
habe  somit  seit  Juni  1849  überall  den  Aufenthalt  auf  seinen  eigenen 
Heimatschein  und  nicht  auf  den  seines  Vaters  genossen. 

Die  Beschwerde  wurde  aus  folgenden  Gründen  abgewiesen: 

1)  Die  Frage  über  die  Competenz  des  freiburgischen  Gerichts ,  in 
vorliegender  Sache  zu  urtheilen ,  ist  nach  dem  Concordat  der  Stände 
Lusem  und  Freiburg  vom  26.  März  1834  zu  beurtheilen,  da  dessen 
GtUtigkeit  von  keiner  Seite  bestritten  wurde  und  dasselbe  mit  der 
BVerf.  nicht  im  Widerspruch  steht. 

2)  Nach  diesem  Concordate  sind  die  freiburgischen  Gerichte  com- 
petent ,  über  Paternitätsklagen  zu  urtheilen ,  die  gegen  Luzerner  er- 
hoben werden ,  welche  auf  Hinterlegung  eines  ordentlichen  Heimat- 
scheines im  Kt  Freiburg  den  Aufenthalt  gemessen  und  umgekehrt. 

3)  Laut  den  vorliegenden  Acten  hielt  sich  Recurrent,  als  minder- 
jährig, zuerst  auf  den  Heimatschein  seines  Vaters  im  Kt  Freiburg  auf, 
ehielt  sodann  im  J.  1849  einen  Heimatschein  auf  seine  Person  und 
setzte  seinen  Aufenthalt  daselbst  bis  ins  Jahr  1854  (Zeitpunkt  der 
Schwängerung  der  M.  M.  Moullet  von  Posat)  fort. 

4)  Wenn  es  auch  als  etwas  zweifelhaft  erscheint,  ob  Recurrent 
diesen  Heimatschein  förmlich  bei  Behörde  deponirt  habe ,  so  ist  doch 
dieser  Umstand  nicht  geeignet,  gegen  die  Competenz  der  freiburgischen 
Gerichte  zu  entscheiden ,  weil  der  langjährige  Aufenthalt  des  Recur- 
renten auf  Grundlage  des  Collectivheimatscheines  des  Vaters  vorliegt 
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und  nicht  nachgewiesen  wurde ,  dass  Recurrent  später  im  J.  1849  bis 
1854  auf  Grundlage  seines  eigenen  Heimatscheines  in  einem  andern 
Kanton  ein  bleibendes  Domicil  genommen  habe. 

5)  Gegenüber  den  amtlichen  Berichten  der  Behörden  von  Freiburg 
kann  das  Zeugniss  der  Gebr.  Schmidlin  von  Triengen  diesen  Beweis 
nicht  feststellen. 

6)  Uebrigens  kennt  Recurrent  wenigstens  seit  einem  Jahre  das 
Patemitätsurtheil ,  indem  ihm  zur  Vollziehung  desselben  am  6.  Febr. 
1858  ein  Sequester  angelegt  wurde,  ohne  dass  er  sich  veranlasst  sah. 
während  zehn  Monaten  Beschwerde  zu  führen:  ein  Umstand,  der  auf 
seine  Anerkennung  der  Rechtskraft  des  Urtheils  schliessen  lässt 

BR.  V.  27.  April  1859. 

2.  Vertrag  zvnschen  Uri  und  Schwyz  über  die  RechtsYerhftItnisse  der 
ürner,  die  sich  in  der  schwyzerischen  Gemeinde  Römerstalden 
aufhalten ,  vom  7./18.  November  1849. 

366«  Zwischen  Uri  und  Schwyz  besteht  ein  Vertrag ,  betr.  das 
Rechtsverhältniss  der  Urner ,  die  sich  in  der  Gemeinde  Römerstalden 
aufhalten.  Nach  der  Meinung  von  Uri  sollten  die  dortigen  Umerbürger 
der  angrenzenden  (umerschen)  Gemeinde  Sisikon  nicht  im  Verhältniss 
der  Niederlassung  stehen,  sobald  sie  erklären,  dass  sie  in  Römerstalden 
nicht  ihren  bleibenden  Wohnsitz  nehmen  wollen,  oder  sobald  sie 
während  irgend  eines  Theils  des  Jahres  in  ihrer  Heimat  sich  aufhalten. 
Schwyz  behauptet  dagegen,  das  regelmässige  Domicil  sei  entscheidend 
und  begründe  das  Niederlassungsverhältniss. 

Der  BR.  erklärte  zu  einer  Vollziehung  des  Vertrages  im  Sinne 
von  Uri  nicht  mitwirken  zu  können.    Gründe : 

Nach  der  Natur  der  Sache  nmss  als  Wille  der  Contrahenten  be- 
trachtet werden ,  dass  der  bleibende  Wohnsitz  da  angenommen  wird, 
wo  die  betreffenden  Personen  mit  ihien  Familien  ihren  regelmässigen 
und  dauernden  Aufenthalt  haben.  Auf  die  Erklärung  der  Betheiligten, 
dass  sie  daselbst  ihren  bleibenden  Wohnsitz  aufschlagen  wollen,  kann 
nichts  ankommen,  sondern  es  fragt  sich^  ob  sie  wälirend  der  Zeit,  für 
die  man  das  Rechtsverhältniss  der  Niederlassung  auf  sie  anwenden 
will,  nach  den  allgemeinen  Rechtsbegriffen  wirklich  in  diesem  Verhält- 
niss gestanden  haben ;  sonst  wären  bei  einer  andern  Interpretation 
die  Betheiligten  in  der  Lage,  entweder  mit  einer  einfachen  Erklärung, 
die  mit  der  Wirklichkeit  in  grellem  Widerspruch  stehen  könnte ,  oder 
durch  eine  blos  momentane  Entfernung  das  Vertragsrecht  des  Kan- 
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Ions  Schwyz  jederzeit  zu  umgehen.  Die  Behauptung ,  dass  die  Umer 
immerhin  so  lange  da  bleiben  dürfen ,  als  die  Bewirthschaftung  der 
Güter  es  nothwendig  mache ,  ohne  desshalb  in  die  Kategorie  der  Nie- 
dergelassenen zu  gehören,  kann  nicht  beigepflichtet  werden,  denn  die 
Art  und  der  Umfang  der  Liegenschaften  könnte  möglicherweise  ihren 
beständigen  Aufenthalt  nothwendig  machen  und  gerade  dadurch  ihr 
bleibendes  Domicil  begründen.  In  solchen  Fällen  dürfte  dann  aber 
gewiss  nicht  angenommen  werden ,  dass  dieser  bleibende  Wohnsitz 
darum  seine  rechtliche  Bedeutung  verliere ,  weil  er  durch  die  Bewer- 
bung der  Liegenschaften  veranlasst  wird ;  vielmehr  ist  als  Sinn  des 
Vertrages  anzuführen ,  dass  das  Verhältniss  der  Niederlassung  dann 
nicht  eintritt,  wenn  Bürger  oder  Einwohner  von  Sisikon,  ohne  ihren 
Wohnsitz  dauernd  zu  verändern ,  vorübergehend  und  zeitweise  nach 
Römerstalden  sich  begeben ,  um  Liegenschaften  zu  besorgen ,  die  sie 
etwa  auch  dort  besitzen.  B.  I85(i  T.  503.  Vgl  No.  MO.  »f«. 

567»  In  Folge  eines  schiedsgerichtlichen  Spruchs  v.  8.  Oct.  1645, 
wonach  einige  Anstände  über  Holzrechte  der  Gemeinde  Römer- 
stalden auf  umerische  Waldungen  geregelt  und  u.  A.  erkennt  wurde, 
»68  stehe  der  Regierung  von  Uri  das  Recht  zu ,  die  vorkommenden 
Holzfrevel  in  gedachten  Waldungen  zu  untei*suchen  und  zu  bestrafen,« 
kam  unterm  7./18.  Novbr.  1849  eine  Uebereinkunft  zwischen  Uri  und 
Schwyz  zu  Stande,  zufolge  welcher  in  Ausführung  des  erwähnten  Ur- 
theils  auch  die  Stellung  der  Fehlbaren  in  Polizeifällen  behandelt  und 
festgesetzt  wurde ,  dass  die  beiden  Stände  nicht  nur  bei  Waldfreveln, 
sondern  im  Allgemeinen  die  Verpflichtung  übernehmen,  es  solle  jeder 
der  beiden  Kantone  Requisitoriale  des  andern  Kantons  bezüglich  auf 
Polizeivergehen  (mit  Ausnahme  der  Vaterschaftsklagen)  den  Fehl- 
baren nicht  nur  amtlich  insinuiren ,  sondern  dieselben  zur  wirklichen 
Stellung  vor  den  Behörden  des  requirirenden  Kantons  anhalten. 

♦  Nun  beschwert  sich  die  Regierung  von  Uri  darüber ,  dass  die- 
jenige von  Schwyz  sich  nicht  nur  vor  einiger  Zeit  geweigert  habe,  einige 
Bürger  von  Muothathal  anzuhalten ,  wegen  Holzfrevels  vor  Bezirks- 
gericht Uri  sich  zu  stellen ,  sondern  überhaupt  eine  derartige  Ver- 
pflichtung nicht  mehr  anerkennen  wolle,  weil  angeblich  §  1  jene» 
Vertrages  durch  das  BGesetz  über  Auslieferung  von  Verbrechern  auf- 
gehoben worden  sei. 

Die  Regierung  von  Schwyz  bemerkt,  sie  habe  Uri  schon  im 
J.  1857  angezeigt,  dass  sie  sich  an  dem  erwähnten  §  1  nicht  mehr 
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gebunden  erachte,  übrigens  bereit  sei,  gemäss  dem  Grossraths- 
beschlusse  vom  16.  April  1844  die  Angeklagten  durch  ihren  natärlichen 
Richter  beiirtheilen  zu  lassen. 

Der  BR.  beschloss,  es  sei  kein  Grrund  vorhanden,  in  vorliegender 
Sache  von  Bundes  wegen  zu  interveniren : 

1)  Weder  Art.  5  der  BVerf.  noch  das  BGesetz  vom  24.  Juli  1852 
über  die  Auslieferung  von  Verbrechern  stehen  dem  Vertrage  der  beiden 
Stände  Uri  und  Schwyz  vom  7.  Nov.  1849  entgegen  und  zwar  ersterer 
darum  nicht ,  weil  es  keineswegs  zu  den  verfassungsmässigen  Rechten 
der  Bürger  gehört,  in  Strafeachen  dem  Gerichtsstand  des  begangenen 
Vergehens  entzogen  zu  werden,  indem  dieser  vielmehr  die  Regel 
bildet;  das  BGesetz  nicht,  weil  es  sich  nur  auf  bestimmte  Verbrechen 
und  schwere  Vergehen  bezieht  und  lediglich  das  Concordat  vom  8.  Juni 
1809,  nicht  aber  dasjenige  vom  7.  Juni  1810  aufhebt 

2)  Dagegen  erklärte  die  Regierung  von  Schwyz  schon  im  J.  1857 
von  dem  Vertrage  vom  7.  Novbr.  1849,  soweit  er  die  Stellung  der 
Fehlbaren  in  Polizeisachen  betrifft,  zurückzutreten. 

3)  Die  Befugniss  Staatsverträge,  die  sich  nicht  auf  Einräumimg 
von  Privatrechten  beziehen,  sondern  nur  Gegenstände  des  öffentlichen 
Rechtes  reguliren ,  aufzukünden  und  einseitig  davon  zurückzutreten, 
kann  nicht  bezweifelt  werden ;  sie  wurde  auch  bei  Entwicklmig  des 
Schweiz.  BStaatsrechts  stetsfort  ausgeübt.  *) 

4)  Dieser  Befugniss  der  Aufkündung  oder  des  Rücktritts  steht  audi 
der  schiedsrichterliche  Spruch  vom  8.  Octbr.  1845  nicht  entgegen, 
indem  derselbe  nur  die  übrigens  selbstverständliche  urnerische  Juris- 
diction auf  urnerischem  Gebiete  anerkannte ,  woraus  keineswegs  die 
Stellung  oder  Auslieferung  von  Fehlbaren  folgt;  eine  Ansicht,  welche 
die  beiden  Stände  dadurch  selbst  anerkannten ,  dass  sie  im  J.  1849 
über  diesen  Gegenstand  einen  besondern  Vertrag  schlössen. 

5)  Es  entsteht  nun  noch  die  Frage ,  ob  die  Regierung  von  Schwyz 
verpflichtet  sei,  diejenigen  Individuen,  die  vor  der  Rücktrittserklärung 
citirt  wurden ,  vor  die  Gerichte  Uri's  zu  stellen. 

6)  Dieser  Specialfall  ist  jedoch  durch  mehrjähriges  Stillschweigen 
als  erledigt  zu  betrachten  und  ein  Recurs  darüber  erscheint  nicht 
mehr  als  zulässig;  immerhin  in  der  Meinung,  dass  auf  jene  Personen 
die  schwyzerische  Verordnung  vom  16.  April  1844  angewendet  werde, 
sofern  es  noch  nicht  geschehen  sein  sollte.  BR.  v.  23.  Mai  1869. 


*)  Vgl.  Tagsatzungfibeschluss  vom  22.  Juli  1886  Art.  2  [A.  S.  II.  881]. 


Vierter  Abschnitt. 

HantonsTerfastiiingreii. 

Vgl.  1.  AbBchn.  V.  No'.  M  — S8. 

L  GewerbsfrelbeÜ 

Vgl.  1.  Abschn.  IX.  1.  No.  46— 5S.  X.  No.  98—79.  XH.  2.  b.  No.  101—106. 

568»  Am  28.  Juli  1858  erliess  die  Regierung  von  Uri  ein  Regle- 
ment  fUr  den  Transpart  der  Reisenden  und  deren  Effecten  über  die 
Furka  und  Oberalp,  das  folgende  Bestimmungen  enthält: 

»§  2.  Jeder  im  Bezirk  Ursem  wolmhafte  Kantonsbürger  oder  niedergelassene 
Schweizerbflrger,  welcher  die  bürgerliche  Ehrenfahigkeit  und  überhaupt  die  er- 
forderlichen Eigenschaften  und  Transportmittel  besitzt,  kann  Gesellschaftsmitglied 
werden,  wofern  er  sich  auf  ergangenen  Ruf  inner  der  vorgeschriebenen  Zeit  zur 
Einschreibung  auf  die  Controle  unter  Angabe  der  Träger  und  der  Anzahl  Pferde, 
welche  letztere  jedoch  d€ts  Maximum  von  G  für  eine  Haushaltung  nicht  «6fr- 
steigen  darf,  meldet« 

»§  7.  Zudringlichkeiten  jeder  Art  gegen  Reisende,  um  sie  zu  bestimmen, 
dieser  oder  jener  Pferde,  Träger  oder  Führer  sich  zu  bedienen,  sind  verboten. 
Den  Reisenden  ist  jedoch  gestattet,  ein  an  der  Tour  befindliches  Pferd  oder  einen 
Tiilger  &0t  erheblichem  Grunde  nicht  anzunehmen  und  das  in  der  Tour  folgende 
Pferd  oder  Träger  zu  verlangen.« 

Ueber  diese  Bestimmungen  wurde  beim  BR.  Beschwerde  geführt, 
weil  sie  mit  der  Kantons-  und  BVerfassung  nicht  im  Einklang  stehen, 
dieselbe  wurde  indess  am  20.  Januar  1859  abgewiesen.  Als  dann  aber 
Sebastian  Müller  in  Hospenthal  an  die  BVersammlung  recurrirte,  hob 
diese  am  14./16.  Juli  1859  den  bundesräthlichen  Beschluss  auf,  in 
Erwägung : 

»dass  die  §§  2  u.  7  des  erwähnten  Reglements  (indem  ein  Gesell- 
schafter nicht  mehr  als  6  Pferde  auf  eine  Haushaltung  einschreiben 
lassen  darf  und  die  freie  Wahl  der  Reisenden  beschränkt  ist)  ins- 
besondere der  §  2  mit  der  in  §  9  der  Kantonsverfassung  von  Uri 
gewährleisteten  Gewerbsfreiheit  in  Widerspruch  stehen.« 

Off.  S.  VI.  287.  cf.  B.  18o9  H.  113  — 116. 485  —  495. 

S69»  Joseph  Fröhlicher ,  Schmied  in  Freiburg ,  beschwert  sich, 
dass,  nachdem  er  in  einem  angekauften  Hause  mit  Genehmigung  der 
Gemeindebehörde  und  des  Statthalteramtes  der  Sarine  eine  Schmied- 
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werkstätte  zu  erstellen  begonnen ,  der  Staatsrath  von  Freiburg  auf 
die  Protestation  einer  Nachbarin  die  Vollendung  der  Baute  untersagt 
habe,  blos  wegen  des  Geräusches,  das  die  Betreibung  einer  Schmiede 
verursache.  Er  erblickt  in  diesem  Verbote  theils  eine  Verletzung  der 
Art.  29  u.  41  der  BVerf.,  welche  den  Niedergelassenen  freie  Grewerbs- 
betreibung  zusichern,  theils  einen  Eingriff  in  seine  Privatrechte,  somit 
eine  Verletzung  auch  der  Art.  12,  31  und  59  der  freiburgischen  Ver- 
fassung ,  wonach  Rechtsstreitigkeiten  von  den  Gerichten  und  nicht 
von  den  Verwaltungsbehörden  zu  entscheiden  seien. 

Die  Beschwerde  wurde  aus  folgenden  Gründen  abgewiesen: 

1)  "Es  ist  einzig  die  Frage  zu  untersuchen ,  ob  durch  den  Entscheid 
de3  Staatsrathes  BVorschriften  verletzt  worden  seien ,  weil  eiae  auch 
noch  so  unrichtige  Anwendung  kantonaler  Gesetze  die  BBehörden 
zum  Einschreiten  nicht  berechtigt. 

2)  Eine  Berufung  auf  die  Art.  29  und  41  der  BVer£  ist  nicht  am 
Platze,  indem  der  erstere  nur  freien  Kauf  und  Verkauf,  freie  Ein-,  Aus- 
und  Diu*chfiihr  von  einem  Kanton  in  den  andern  gewährleistet  und  der 
letztere  vom  Niederlassungsrecht  von  Nichtkantonsbürgem  handelt 
beide  also  in  der  obschwebenden  Frage  keine  Anwendung  finden. 

3)  Eine  Verletzung  von  Vorschriften  der  freiburgischen  Ver&ssung 
liegt  auch  nicht  vor ,  indem  die  Frage ,  ob  aus  polizeilichen  Gründen 
eine  Schmiede  in  einer  bestimmten  Localität  errichtet  werden  dürfe 
oder  nicht,  unzweifelhaft  in  den  Kreis  der  administrativen  Gewalt 
gehört. 

4)  Der  Staatsrath  von  Freiburg  hat  auf  einen  Recurs  gegen  den 
Beschluss  einer  untern  Administrativbehörde  (welche  Recurrent  selbst 
als  competent  betrachtet  hat)  nur  die  angegebene  Frage  entschieden 
und  sich  keineswegs  Functionen  angemasst,  die  durch  das  Grund- 
gesetz dem  Richter  zugeschieden  sind.  BR.  v.  24.  Decbr.  18W. 

II.  Freiheit  der  Geineindeverwaltmi?. 

370«  Die  Gemeinde  Schwyz  beschwert  sich  darüber,  dass  die  dor- 
tige Regierung  auf  executorischem  Wege  ihr  einen  Friedhof  im  »Bi- 
fang«  erstellt  habe.  Zwar  habe  sie  selbst  am  11.  Juni  1854  diesen 
Platz  zu  dem  bezeichneten  Zwecke  bestimmt ,  sie  sei  aber  später  von 
diesem  Beschluss  wieder  abgegangen.  Am  28.  August  1856  habe  dann 
die  Regierung  erklärt ,  dass  sie ,  nachdem  die  Gemeinde  seither  za 
keinem  Resultate  gelangt  sei ,  auf  dem  Platze  im  Bifang  beharre  und 
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nöthigenüalls  von  sich  aus  die  Beerdigungen  dort  vornehmen  lasse. 
Am  15.  Juni  1857  habe  die  Regierung  ihr  Begehren  erneuert,  unter 
Festsetzung  einer  Frist  von  3  Wochen  und  unter  Androhung  der  Her- 
stellung des  Friedhofs  auf  dem  Executionswege.  Die  am  12.  Juli  1857 
besammelte  Gemeinde  habe  jedoch  beschlossen,  diese  Verfügung  nicht 
anzuerkennen  und  den  Gemeindrath  beauftragt,  mit  dem  Polizei- 
departement über  einen  geeigneten  Platz  in  Unterhandlung  zu  treten, 
worauf  dieses,  einer  Protestation  des  Gemeindrathes  ungeachtet,  so- 
fort die  Arbeiten  im  Bifang  habe  beginnen  lassen.  Die  Begierung 
habe  diese  Anordnung  seines  Departements  am  30.  Juli  bestätigt  und 
sogar,  als  die  Gemeinde  die  Arbeiten  zu  Erstellung  eines  Friedhofes 
in  Ibach  habe  beginnen  lassen ,  am  6.  August  die  Fortsetzung  der- 
selben untersagt. 

Dieses  Vorgehen  der  Regierung  enthalte ,  wie  die  Recurrentin 
behauptet,  eine  Verfassungsverletzung,  insofern  als  §  20  derselben 
den  Gremeinden  die  Unverletzlichkeit  und  freie  Verwaltung  ihres  Ver- 
mögens, mithin  auch  den  freien  Erwerb  einer  Liegenschaft  garantire, 
was  mit  dem  Aufdrängen  einer  solchen  nicht  vereinbar  sei.  Femer 
habe  nach  §  165  die  Kirchgemeinde  die  Aufsicht  über  den  Gemeinde- 
haushalt und  es  stehe  ihr  die  Bestimmung  des  jährlichen  Voranschlags 
zu,  womit  sich  aufgedrungene  Verfügungen  der  Oberbehörden  eben- 
ÜEklls  nicht  vereinigen  lassen.  Letztere  seien  nur  berechtigt ,  einen  in 
sanitätspolizeilicher  Hinsicht  ungeeigneten  Platz  zu  verwerfen ,  nicht 
aber  einen  solchen  vorzuschreiben  und  zwar  hier  um  so  weniger, 
als  die  Gemeinde  einen  Platz  bezeichnet  habe,  der  früher  von 
der  Begierung  selbst  und  vom  Bischof  genehmigt  worden  sei.  Die 
Gemeinde  habe  ihr  verfassungsmässiges  Recht  nicht  verlieren  und  die 
Regierung  ihr  in  dieser  Hinsicht  nicht  einen  Termin  setzen  können. 

Die  Beschwerde  wurde  als  unbegründet  abgewiesen : 

1)  Der  Recurs  bietet  in  materieller  Beziehung  keinerlei  recht- 
lichen Anhaltspunkt  dar,  wenn  man  beinicksichtigt,  dass  die  Regie- 
rung kraft  ihrer  verfassungsmässigen  Stellung  als  oberste  Vollziehungs- 
behörde ,  nach  Massgabe  der  einschlägigen  Polizeiverordnung  und  in 
Folge  dreimaliger  AuflForderung  der  obersten  Landesbehörde ,  nicht 
nur  unzweifelhaft  competent  und  berechtigt,  sondern  auch  verpflichtet 
war,  auf  dem  Executionswege  der  neunjährigen  Verschleppung  dieser 
Angelegenheit  ein  Ende  zu  machen. 

2)  Von  einer  Verletzimg  der  §§  der  Verfassung,  betreffend  die 
Freiheit  der  Gemeindeverwaltung ,  kann  keine  Rede  sein ,  wenn  eine 
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Regierang  genöthigt  ist,  mehrjähriger  Renitenz  einer  Gemeinde  ent- 
gegen zu  treten  und  eine  durch  die  Gesetze  geforderte  öffentliche  An- 
stalt im  Wege  der  Vollziehung  herzustellen. 

3)  Hiebei  hat  die  Regierung  der  Gemeinde  die  volle  Initiative 
überlassen  und  sie  bestund  erst  im  Jahr  1856,  nach  zahlreichen  Be- 
schlüssen der  Gemeinde ,  des  Gemeindrathes  und  der  Friedhofcom- 
mission, auf  dem  offenbar  geeignetesten  Platze ,  den  die  Gemeinde 
selbst  bezeichnet  hatte ,  nachdem  ein  anderes  Project  innerhalb  der 
anberaumten  Frist  unausgeführt  geblieben  war. 

4)  Unter  diesen  Umständen  war  das  Recht  zu  Ansetzung  von  Fri- 
sten selbstverständlich ;  übrigens  ist  alles ,  was  über  Nichteinhaltaiig 
derselben  bemerkt  wurde ,  unerheblich ,  weil  die  Hauptfrage  über  die 
Bezeichnung  des  Platzes  schon  beinahe  ein  Jahr  vorher  durch  defini- 
tiven Beschluss  der  Regierung ,  gegen  den  keinerlei  Rechtsmittel  er- 
griffen worden ,  entschieden  war  und  jene  Fristen  sich  nur  auf  die 
Ausführung  beziehen  konnten.  B.  1858 1.  278—284. 

S71«  Die  Gemeinde  Ckvsts  klagt,  dass  die  Regierung  von  Grau- 
bünden  entgegen  dem  Art.  22  der  KVerf.  sich  weigere,  die  Frage  schieds- 
gerichtlich entscheiden  zu  lassen,  ob  die  Regierung  berechtigt  sei,  die 
Richtung  der  Hauptstrasse  durch  das  Dorf  Cazis  abzuändern  Sie  habe 
sich  nämlich  im  J.  1818  durch  Vertrag  verpflichtet,  die  fragl.  Strasse 
durch  das  ganze  Dorf  zu  ziehen  und  allfällige  künftige  Anstände  vor  ein 
verfassungsmässiges  Schiedsgericht  zu  bringen.  —  Hierauf  wird  erwie- 
dert :  Die  durchaus  fehlerhafte  Strassenanlage,  die  nothwendig  einer 
Correction  bedürfe ,  lasse  sich  nur  erklären  durch  den  Mangel  eines 
Expropriationsgesetzes  im  J.  1818.  Jener  Vertrag  dürfe  die  Ausübung 
eines  Hoheitsrechtes  nicht  hemmen,  weil  es  sonst  unmöglich  wäre 
Eisenbahnen  zu  bauen ,  trotz  des  Expropriationsgesetzes.  Uebrigens 
sei  man  geneigt ,  allfällige  Entschädigungsansprüche  einem  Schieds- 
gerichte zu  unterstellen.  —  Der  Recurs  wurde  abgewiesen : 

1)  Die  Regierung  von  Graubünden  hat  durch  ihre  Weigerung,  die 
erwähnte  Streitfrage  durch  ein  Schiedsgericht  entscheiden  zu  lassen« 
keineswegs  die  Verfassung  verletzt ,  weil : 

a.  Art.  22  derselben  unter  Rechtsansprüchen  ohne  allen  Zweifel  nur 
Ansprüche  civilrechtlicher  Natur  versteht ; 

b.  die  Frage,  ob  die  Regierung  jetzt  eine  Correctiou  der  im  J.  1818 
vertragsmässig  ausgeführten  Strasse  vornehmen  dürfe,  sta-atsrecht- 
licher  Natur  ist ,  zumal  die  Regierung  zu  jener  Zeit  weder  verfas- 
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simgsgeinäss  berechtigt  sein ,  noch  den  Willen  haben  konnte ,  für 
alle  Zukunft  auf  ein  unbezweifeltes  Hoheitsrecht  zu  verzichten. 
2)    Dann  aber  weigert  sich  die  Regierung  nicht,  über  allfallige 
Entschädigungsansprüche  der  Gemeinde  Cazis  vor  einem  Schieds- 
gericht ins  Recht  zu  treten.  B.  1854 II.  72. 
Die  von  der  Gemeinde  Cazis  bei  der  BVersammlung  eingereichte 
Beschwerde  wurde  am  13./25.  Juli  1853  verworfen. 

OL  Gompetenzflberschreitan^eD. 

Vgl.No.9.  17.  18. 

573»  Thalammann  und  Rath  des  Bezirks  Ursem  führten  über 
einen  Beschluss  des  Landrathes  Uri  Beschwerde,  durch  welchen  unter- 
sagt wurde,  im  Bezirk  die  Jagd  auf  Hochgewild  vor  der  gesetzlich  be- 
stimmten Zeit  zu  eröffnen.  Die  Recurrenten  machen  geltend ,  dass 
die  Bestimmungen  des  allgemeinen  Jagdgesetzes  für  Ui*sern  nicht 
verbindlich  seien;  das  Jagdrecht  sei  dem  Kanton  weder  durch  die 
alte  noch  durch  die  neue  Verfassung  als  Hoheitsrecht  vorbehalten 
worden,  vielmehr  sei  dasselbe  ein  durch  die  Verfassung  sanctionirtes 
Eigenthum  des  Bezirks  Ursern.  Auf  welche  Weise  dieses  Eigenthum 
benutzt  werden  wolle ,  sei  Sache  der  Berechtigten ,  d.  h.  des  Bezirks 
Ursem,  und  keine  Staatsgewalt  dürfe  das  alte  Municipalgesetz  des 
Bezirks ,  betreffend  die  Jagd  auf  Hochgewild ,  ohne  ihren  Willen  än- 
dern. Endlich  berufen  sich  die  Recurrenten  auf  die  Art.  23  und  85 
der  Verfassung  des  Kts.  Uri. 

Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen : 

Unzweifelhaft  ist  die  Befugniss,  Gesetze  und  Verordnungen  über 
die  Jagdpolizei  zu  erlassen ,  ein  Ausfluss  der  Landeshoheit  und  daher 
Gegenstand  der  allgemeinen  Landesgesetzgebung  und  zwar  auch  dann, 
wenn  einzelne  Gemeinden  oder  Personen  ein  auf  privatrechtlichen 
Gründen  beruhendes  ausschliessliches  Jagdrecht  in  einem  gewissen 
Gebiete  nachzuweisen  vermöchten,  indem  solche  Privatrechte  jene 
hoheitliche  Befugniss ,  durch  polizeiliche  Gesetze  für  die  Erhaltung 
des  Gewildes  zu  sorgen ,  keineswegs  ausschliessen  würden.  Es  wurde 
daher  das  Jagdgesetz  von  Uri  von  der  Landsgemeinde  erlassen  und 
in  die  Sammlung  der  allgemeinen  Landesgesetze  aufgenommen.  Ein 
abweichendes  Rechtsverhältniss  weiss  der  Bezirksrath  von  Ui'sem  auch 
nicht  aufweisen;  denn  der  angerufene  Art.  23  der  Verfassung  be- 
zieht sich  lediglich  auf  Gorporationsgüter  und  Art.  85  hat  offenbar  nur 
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die  Aufsicht  über  die  Handhabung  der  Gesetze  und  keineswegs  die 
Gesetzgebung  selbst  zum  Gegenstande ,  zumal  ausdrücklich  die  Be- 
richterstattung an  die  Regierung  und  das  Einschreiten  derselben  vor- 
behalten ist  B.  1856  L  526.  Vgl  No.  108. 


973«  Es  erhoben  siebzehn  Mitglieder  des  Grossen  Rathes  des 
Kts.  Luzem  folgende  Beschwerde :  Der  Regierungsrath  dieses  Kantons 
habe  am  17.  April  1857,  neun  Tage  vor  der  Erneuerung,  eines  Drit- 
theils des  Grossen  Rathes ,  folgende  Weisung  erlassen : 

>das8  jeder  Stimmfähige  berechtigt  sei,  an  seinem  Wohnorte  sein  Stimm- 
recht auszuüben ,  sei  es ,  dass  er  seinen  Wohnsitz  längere  oder  nur  kürzere  Zeit 
vor  der  betreffenden  Wahlverhandlung  dort  genommen  habe;  es  genügt  letstera 
Falls,  dass  der  Stimmende  vor  der  Wahl  über  seine  Stimmberechtigung  sich&ai- 
gewiesen  habe  und  auf  das  Register  der  stimmberechtigten  Bürger  getragen  vor- 
den  sei.« 

Diese  Interpretation  des  §  56  des  Organisationsgesetzes ,  die  in 
Wahrheit  nichts  anderes  als  eine  Interpretation  des  §  27  der  Kantons- 
verfassung sei,  habe  ungeachtet  sie  erst  am  28.  Juni  publicirt  worden, 
ihre  Wirkung  schon  am  26.  April  bei  den  Grossrathswahlen  des  Krei- 
ses Rothenburg  geäussert.  Bei  diesen  Wahlen  sei  nämlich  durch  förm- 
liche Anwerbung  von  Hunderten ,  die  dem  Kreise  Rothenburg  weder 
durch  Heimatrecht  noch  durch  Wohnsitz  angehört  haben,  sondern 
unter  dem  Titel  von  Knechten  sich  dort  haben  einquartieren  lassen, 
ferner  durch  plötzliche  Anstellung  einer  grossen  Zahl  meist  dem  Kreise 
ebenfalls  nicht  angehöriger  Eisenbahn-  und  Strassenarbeiter  die  bis- 
herige Mehrheit  der  sesshaften  und  heimatrechtigen  Bevölkerung  znr 
Minderheit  gemacht  worden.    Ungeachtet  aber  der  Beweis  für  diese 
Thatsache  in  förmlichster  Weise  erbracht  worden,  habe  doch  der 
Grosse  Rath  am  l.  Mai  1857  mit  57  gegen  37  Stimmen  die  getroffe- 
nen Wahlen  anerkannt  und  dadurch  die  Verfassungsinterpretation  des 
Regierungsrathes  adoptirt.  —  In  ähnlicher  Weise  sei  in  jüngster  Zeit 
auch  §  86  der  Verfassung  interpretirt  worden,  der  von  der  Stimm- 
berechtigung  in  Gemeindeangelegenheiten  handle.   Während  nämlich 
bis  jetzt  immer  angenommen  und  festgehalten  worden  sei,  dass,  wer 
in  Gemeindeangelegenheiten  das  Stimmrecht  ausüben  wolle ,  sich  da- 
rüber habe  ausiveisen  müssen,  dass  er  400  Fr.  a.  W.  tvirklich  versteure, 
laute  nun  eine  amtliche  Interpretation  des  Regierungsrathes,  die  er 
am  15.  Mai  1857  dem  Gemeindrath  Nottwyl  ertheilt  habe: 

»Wenn  ferner  richtig  ist,  dass  der  (vierte)  Abgewiesene  erklärt,  er  seiim 
Falle  400  Fr.  zu  versteuern,  so  kann  auch  ihm  bestehender  Uebung  gewiss 
der  Zutritt  zu  den  Gcmeindrathswahlen  nicht  verweigert  werden.« 
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Das  Gesuch  geht  nun  dahin,  es  möchten  die  Interpretationen  der 
§§  27  und  86  der  luzemischen  Kantonsverfassung ,  wie  sie  durch  die 
angeführten  Regierungsbeschlüsse  vom  17.  April  und  15.  Mai,  sowie 
durch  den  Grossrathsbeschluss  vom  1.  Mai  1857  erlassen  worden  sind, 
als  unvereinbar  mit  dem  Sinn  und  Wortlaut  der  Verfassung  er- 
klärt und  demgemäss  in  ihrer  grundsätzlichen  Bedeutung  aufgehoben 
werden. 

Die  BVersammlung  beschloss  jedoch  am  14.  Decbr.  1857,  resp. 
13.  Juli  1858,  es  sei  zur  Zeit  auf  das  gestellte  Gesuch  nicht  einzu- 
treten, unter  Anführung  folgender  Gründe : 

»1)  dass  der  Beschluss  der  Regierung  des  Kts.  Luzern  vom  17.  April 
eine  Weisung  über  die  Anwendung  der  §§56  und  311  des  Organisa- 
tionsgesetzes und  damit  allerdings  auch  eine  Auslegung  des  §  26  [27?] 
der  Staatsverfassung  enthält ; 

»2)  dass  aber  die  Frage,  in  wiefern  derselbe  im  Widerspruche  mit 
dem  Sinn  und  Wortlaut  des  Verfassungsartikels  stehe ,  nach  §  48  der 
Staatsverfassung  des  Kts.  Luzern  zunächst  der  Beurtheilung  des  Grossen 
Bathes  zu  unterstellen  ist; 

»3)  dass  letzterer,  indem  er  am  1.  Mai  das  wegen  der  am  26.  April 
erfolgten  Grossrathswahlen  in  Rothenburg  eingereichte  Cassations- 
begehren  von  der  Hand  wies ,  noch  keineswegs  einen  Entscheid  über 
die  Statthaftigkeit  des  angefochtenen  Regierungsbeschlusses  abgegeben 
hat,  indem  letzterer,  welcher  damals  überhaupt  noch  nicht  allgemein 
bekannt  war ,  in  der  Gassationsbeschwerde  gar  nicht  berührt  worden 
ist,  der  Beschluss  des  Grossen  Rathes  auch  weder  directe  noch  in- 
directe  auf  denselben  Bezug  genommen  hat  und  überhaupt  wahrschein- 
lich ist,  dass  sich  der  Grosse  Rath  bei  jener  Gelegenheit  wesentlich 
nur  mit  der  Untersuchung  der  Frage ,  ob  der  Beweis  für  die  zur  Be- 
gründung des  Cassationsbegehrens  angeführten  Thatsachen  geleistet 
worden  sei ,  beschäftigt  habe ; 

»4)  dass  der  im  weitern  angefochtene  Beschluss  vom  15.  Mai  eine 
blosse  Weisung  des  Polizeidepartementes  an  einen  Gemeindrath  über 
einen  Specialfall ,  betreffend  die  Anwendung  bezüglicher  Bestimmun- 
gen des  §  86  der  Verfassung  beschlägt ,  demselben  daher  jedenfalls 
die  Bedeutung  einer  massgebenden  Auslegung  des  erwähnten  Verfas- 
sungsartikels nicht  zusteht ,  übrigens  gegen  diesen  Beschluss  die  Ent- 
scheidung des  Regierungsrathes ,  resp.  des  Grossen  Rathes  angerufen 

werden  konnte ,  solches  bisher  aber  noch  nicht  geschehen  ist.« 

Off.  S.  VI.  39. 
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374I«  Die  Gebr.  Käslin  von  Beckenried  wurden  durch  ürtheil  des 
Geschwornengerichts  von  Nidwalden  vom  7.  Januar  1859  wegen  De- 
fraudation von  Consumosteuern  in  eine  Busse  von  1135  Fr.  50  Rp.  nebet 
Kosten  und  am  28.  Mai  gL  J.  in  eine  Busse  yon  58  Fr.  80  Rp.  verur- 
theili  Diese  Urtheile  gründen  sich  auf  eine  Verordnung  vom  3.  Decbr. 
1849,  deren  Rechtsbeständigkeit  die  Gebr.  Käslin  darum  anfechten, 
weil  sie  nicht  von  der  ausschliesslich  zuständigen  gesetzgebenden  Ge- 
walt —  der  Nachgemeinde  —  sondern  vom  Landammann  und  Land- 
rath  erlassen  worden  sei. 

Der  BR.  wies  die  Beschwerde  am  16.  April  1860  unter  folgend«: 
Begründung  ab : 

1)  Laut  den  vorliegenden  Acten  kann  die  Verordnung  des  Laiid- 
rathes  vom  3.  Decbr.  1849  über  die  Consumosteuer  nicht  als  eine 
Verletzung  der  Verfassung ,  wogegen  der  Bund  zur  Intervention  be- 
rechtigt wäre,  aufgefasst  werden,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  diese 
Verordnung  nicht  ein  neues  Steuergesetz  war,  sondern  nur  eine  Voll- 
ziehung von  Bundesvorschriften  und  eine  dadurch  gebotene  und  nicht 
vom  freien  Willen  der  Nachgemeinde  abhängende  Modification  und 
Erleichterung  der  schon  bestehenden  Steueransätze. 

2)  Es  ist  diese  Verordnung  jedenfalls  von  der  Nachgemeinde,  als 
der  eigentlichen  gesetzgebenden  Behörde,  als  genehmigt  und  die  Com- 
petenzdesLandrathes  zu  deren  Erlassung  als  anerkannt  zu  betrachten: 

a.  weil  sie  seit  10  Jahren  publicirt  ist  und  allgemein  angewendet 
wurde,  ohne  irgend  welche  Einsprache  weder  bei  der  Nachgemeinde 
noch  bei  den  BBehörden ; 

b.  weil  die  financiellen  Resultate  der  Verordnung  gemäss  Art  41  der 
Kantonsverfassung  alljährlich  der  Nachgemeinde  amtlich  zur  Kennt- 
niss  kamen; 

c.  weil  die  Verordnung  im  J.  1857  als  zu  Recht  bestehend  in  die 
amtliche  Gesetzessammlung  aufgenommen  wurde,  ebenfalls  ohne 
Widerspruch  der  gesetzgebenden  Nachgemeinde. 

Die  B Versammlung  wies  am  20./21.  JuU  1860  »in  Genehmigung 
des  wesentlichen  Inhaltes  der  bundesräthUchen  Entscheidung«  die  Be- 
schwerde über  diesen  bundesräthUchen  Beschluss  ebenfalls  ab. 

Off.  S.  VI.  575. 

373«  Bei  ('onstituirung  des  neuen  Landrathes  in  Uri  erklärten  die 
Mitglieder  aus  Ursem ,  dass  sie  nur  bedingungsweise  den  Eid  leisten, 
nämlich  unter  Vorbehalt  nicht  nur  der  von  der  Schweiz,  Bundesver- 
sammlung beanstandeten ,  sondern  auch  der  übrigen  von  Ursern  be- 
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stritteuen  Verfassungspunkte.    Sie  wurden  hierauf  bis  zu  unbedingter 

Eidleistung  auf  die  ganze  Verfassung  von  Sitz  und  Stimme  im  Land- 
rath  ausgeschlossen. 

Auf  erfolgten  Eecurs  wurde  verfügt ,  es  sei  den  Landrathsmit- 

gliedern  von  Ursern  Sitz  und  Stimme  in  dieser  Behörde  nur  dann  zu 

gestatten,  wenn  sie  einen  unbedingten  Eid  auf  die  Ver£  leisten,  mit 

Weglassung  jedoch  der  sämmtlichen  Artikel  [vgl.  No.  29] ,  welche  die 

BVersammlung  zur  Revision  zurückwies.      B.  1851 II.  319.  Vgl.  No.  Z2. 

876»  Bei  Anlass  einer  Verfassungsrevision  in  Graubünden  [vgL 
No.  81]  beschwerten  sich  mehrere  Pürstenauer  darüber,  dass  theils 
ihre  Klagen  über  verschiedene  Gesetzwidrigkeiten  bei  der  Abstimmung 
in  Fürstenau  beseitigt  worden  seien ,  theils  dass  der  Grosse  Rath  bei 
der  Znsammenrechnung  sämmtlicher  Gemeindestimmen  auf  verfas* 
sungswidrige  Weise  verfahren  sei.  Die  Beschwerde  wurde  abgewiesen: 

1)  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  Beschwerden  über  Verletzung 
bestehender  Gesetze,  Uebungen  und  Verordnungen  einerseits  und  Be- 
schwerden über  Verletzung  der  Verfassung  anderseits.  Der  Entscheid 
über  die  erstem  steht  den  kantonalen  Behörden  zu,  über  die  letztem 
dagegen  nach  Art.  5,  74  ZiflF.  8  und  Art.  90  Ziff.  3  der  BVerf.  auch  den 
BBehörden. 

2)  Im  vorliegenden  Falle  nun  gehören  die  Beschwerden  der  Re- 
currenten  über  eine  zweite  Abstimmimg,  fehlerhafte  Einberufung  und 
Abhaltung  der  Versammlung,  übungswidrige  Ausfertigung  der  Be- 
schlüsse u.  s.  w.  in  die  erste  Klasse  und  fallen  somit  dem  Entscheide 
der  Kantonalbehörden  anheim. 

3)  Dagegen  betrifft  die  Behauptung,  es  hätte  der  Grosse  Rath  bei 
Classification  der  Gemeindemehren  73  statt  72  Gemeindestimmen  der 
Berechnung  der  Mehrheit  zu  Gmnde  legen  sollen,  allerdings  eine 
Verfiassungsfrage  und  begründet  daher  die  Competenz  des  BR 

4)  Es  kann  jedoch  bei  der  verschiedenen  Auslegung ,  welcher  der 
Art.  34  der  Kantonsverf.  fähig  ist ,  bei  den  abweichenden  Ansichten 
über  das  Mitzählen  ungültiger  oder  einstehender  Stimmen  und  bei  dem 
grossen  Spielraum ,  den  die  Verf.  sowol  als  die  Verordnung  über  die 
G«meindemehren  dem  Grossen  Rathe  lassen,  gegenüber  der  Auslegung 
dieser  obersten  Kantonsbehörde  nicht  von  einer  Verfassungsverletzung 
die  Rede  sein ,  die  den  BR.  zu  einer  Intervention  berechtigen  würde. 

BR.  1852  I.  398. 

S77»  In  einem  Beschlüsse  des  BR.  in  Sachen  der  Hubengenossen- 
schert  Schwammdingen ,  betr.  Beschwerde  über  mehrere  Beschlüsse 
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zürcherischer  Gerichte  bezüglich  auf  Ordnung  ihrer  Corporations- 
angelegenheit ,  finden  sich  folgende  Erwägungen : 

2)  Indem  die  Recurrentin  die  Worte  des  Zürcher.  Ver&ssungs- 
artikels  (3) :  »Alle  Bürger  sind  vor  dem  Gesetze  gleich« ,  dahin  aus- 
legt :  »Jeder  Bürger  darf  den  Schutz  seiner  Kechte  im  Sinne  getreuer 
Anwendung  der  Gesetze  verlangen«  —  schiebt  sie  jenen  Worten  einen 
ganz  andern  Sinn  unter  und  gibt  ihnen  dadurch  eine  Tragweite,  kraft 
welcher  aus  jedem  Civilurtheil  eine  Verfassungsfrage  gemacht  werden 
könnte ,  indem  nach  der  Auffassung  der  Recurrentin  jede  Nichtbeach- 
tung oder  unrichtige  Auslegung  eines  Gesetzes  zugleich  eine  Yerfas- 
sungsverletzung  wäre. 

3)  Ebenso  wenig  ist  der  Art.  57  der  Verfassung  hier  massgebend, 
kraft  welchem  die  Regierung  das  Recht  und  die  Pflicht  hat,  über  die 
Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit  zu  wachen,  indem 
vielmehr  die  Regierung  gerade  nach  dieser  Verfassung  gar  nicht  be- 
rechtigt ist,  über  die  Richtigkeit  gerichtlicher  Urtheile  und  Beschlösse 
einzutreten. 

5)  Wenn  die  Beschwerde  »an  den  BR.  für  sich  und  zu  Händen 
der  h.  BVersammlung«  adressirt  ist,  so  kann  es  nicht  in  der  Stellung 
des  erstem  liegen,  seine  Entscheidung  der  BVersammlung  von  Amtes 
wegen  vorzulegen.  BR.  v.  3.  Sept.  1866. 

578«  Durch  Beschluss  der  Ankla^ekammer  des  bernischen  Ober- 
gerichts v.  5.  März  1859  wurde  gegen  C.  W.  und  seine  Söhne  F.  und 
J.  W.  in  Bern  wegen  thätlicher  Widersetzung  gegen  Polizeibeamte 
und  Polizeidiener  in  Ausübung  ihres  Amtes  und  gegen  Erstem  über- 
diess  wegen  lebensgefährlicher  Drohung  Ueberweisung  an  das  correc- 
tionelle  Gericht  verfügt  und  gleichzeitig  eine  Beschwerde  desselben 
über  den  Stadtpolizeiinspector  .abgewiesen. 

Gegen  diese  Beschlüsse  wurde  nun  an  den  BR  recurrirt ,  weil 
darin  eine  Verletzung  des  §  75  der  bemischen  Verfassung  liege,  der 
das  Hausrecht  für  unverletzlich  erkläre  und  bestimme,  dass  kein 
öffentlicher  Beamter  und  Polizeiangestellter  in  eine  Privatwohnung 
eindringen  dürfe  ausser  in  Fällen  und  unter  den  Formen,  welche  das 
Gesetz  bestimme.  Nachdem  die  Recurrenten  angeführt,  dass  am 
7.  Febr.  abhin  die  Stadtpolizei  in  ihre  Wohnung  gekommen ,  um  eine 
der  Kuppelei  angeklagte  Person  aufzusuchen  und  zu  verhaften,  fuhren 
sie  die  Ansicht  aus ,  dass  diese  Handlung  durch  Personen  geschehen 
sei,  die  nach  dem  bernischen  Strafverfahren  dazu  nicht  berechtigt 
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gewesen ;  dass  ferner  der  vorliegende  Fall  keiner  von  denen  sei ,  bei 
welchen  dieses  Gesetz  eine  Hausdurchsuchung  gestatte ;  dass  sodann 
aadi  die  gesetzlichen  Formen  nicht  beobachtet  worden  seien  und  dass 
endlich  der  Widerstand,  der  innerhalb  der  Schranken  einer  erlaubten 
Selbsthülfe  Statt  gefunden,  durch  den  Buchstaben  der  Verfassung  ge- 
währleistet sei  Hierauf  gestützt  wird  das  Gesuch  gestellt,  es  möchten 
die  erwähnten  Beschlüsse  der  Anklagekammer  als  verfassungswidrig 
au^ehoben  werden. 

Auf  die  Beschwerde  wurde  nicht  eingetreten.    Gründe : 

1)  Beschwerden  über  Verletzung  einer  Vorschrift  der  kantonalen 
Verfassung  sind  zunächst  bei  der  obern  kantonalen  Behörde  anzu- 
bringen. 

2)  Eine  Intervention  der  BBehörden  würde  sich  im  vorliegenden 
Falle  um  so  weniger  rechtfertigen  lassen ,  als : 

a.  die  Gompetenz  des  handelnden  Beamten  (Polizeiinspectors)  auf 
einem  von  der  Regierung  genehmigten,  seit  1853  in  Kraft  be- 
stehenden und  von  der  Anklagekammer  angewandten  Organisa- 
tionsreglement für  die  Stadtgemeinde  Bern  beruht,  wodurch  dieser 
Beamte  als  Stellvertreter  des  Gemeindepräsidenten  bezeichnet 
wird  und  es  nicht  in  der  Stellung  des  BR  liegen  kann,  zu  erkennen, 
dass  das  Gesetz  über  das  Strafverfahren  (Art.  53)  jede  Stellver- 
tretung des  Gemeindepräsidenten  ausschliesse ; 

b.  die  Verhaftung  im  Hause  der  Recurrenten  jedenfalls  in  einem 
dringlichen  Falle  geschah ,  indem  die  wegen  neuer  Untersuchung 
über  Kuppelei  verfolgte  Person ,  mit  einem  Fasse  versehen ,  im 
B^riffe  war ,  das  Land  zu  verlassen ,  um  eine  Verbannung  anzu- 
treten; die  Frage  aber,  ob  hinreichende  Verdachtsgründe  vor- 
handen waren ,  dem  Ermessen  der  Polizei-  und  Gerichtsbehörden 
anheimgestellt  sein  muss; 

a  die  Recurrenten,  betreffend  die  Art  des  Verfahrens,  sich  wesentlich 
auf  solche  Formen  berufen,  die  sich  auf  die  Functionen  des  Unter- 
suchungsrichters und  auf  eigentliche  Hausdurchsuchung  behu& 
Entdeckung  der  Spuren  eines  Verbrechens  beziehen. 

3)  Bei  dieser  Sachlage  und  wenn  auch  nicht  ganz  formgemäss  ver- 
fahren worden  wäre,  kann  jedenfalls  nicht  von  einer  Verfassungs- 
verletzung die  Rede  sein,  die  kraft  der  bundesgemässen  Garantie  der 
bemischen  Verfassung  eine  Intervention  des  Bundes  rechtfertigen 
würde.  BB.  y.  1 1.  Mai  1859. 
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979«  Die  Stadtgemeinde  ßiel  gab  folgende  Beschwerde  ein: 
Biel  besass  seit  alten  Zeiten  ein  Ohmgeldsrecht,  das  mit  wenigem 
Unterbruche  bis  auf  die  neuere  Zeit  fortwährend  ausgeübt  wurde. 
Im  J.  1837  hob  der  Grosse  Rath  von  Bern  dieses  Recht  auf  und  die 
Regierung  verweigert  jede  Entschädigung  dafür.  Die  Rechtstitel,  wor- 
auf die  Ansprache  gestützt  wird ,  sind  folgende : 

1)  Ein  Besitzstand  von  500  Jahren. 

2)  Ein  Staatsvertrag  mit  Garantie  und  Ratification  der  Eidgenos- 
senschaft. 

In  der  Erklärung  des  Wiener  Gongresses  vom  20.  März  1815  heisst 
es  nämlich :  Der  Stadt  Biel  und  ihrem  Gerichtsbanne  sollen  diejenigen 
Municipalrechtsame ,  welche  mit  der  Verfassung  und  den  allgemeinen 
Staatseinrichtungen  des  Kts.  Bern  vereinbar  sind,  beibehalten  wer- 
den. Auf  Grundlage  dieser  Congresserklärung,  welcher  die  Schweiz 
beigetreten  ist,  wiude  dann  die  Vereinigungsurkunde  vom  15.  Novbr- 
1815  ausgestellt  und  von  Bern  sowol  als  von  der  Eidgenossenschaft 
ratificirt  und  gewährleistet.  In  Art.  20  §  10  dieses  Staatsvertrages 
findet  sich  folgende  Bestimmung :  Die  Regierung  von  Bern  bestätigt 
der  Stadt  Biel  ihr  Ohmgeldrecht ,  ihren  Zoll  u.  s.  w. ,  in  deren  Besitz 
sie  sich  befindet. 

3)  Ein  Administrativentscheid. 

Im  Jahr  1826  versuchten  nämlich  zwei  Nachbargemeinden  das 
Ohmgeld  von  Biel  streitig  zu  machen ,  allein  der  Kleine  Rath  hielt 
dasselbe  aufreclit ,  weil  die  Stadt  Biel  ihr  altes  Ohmgeldrecht  unmn- 
stösslich  bewiesen  habe  und  weil  es  auch  durch  die  Vereinigungs- 
ui'kunde  förmlich  bestätigt  und  seither  unbestritten  ausgeübt  wor- 
den sei. 

4)  Ein  Beschluss  des  Grossen  Rathes. 

Bei  der  politischen  Umgestaltung  des  Kantons  reichte  die  Stadt 
Biel  eine  Verwahrung  ihrer  Rechte  ein ,  die  auf  der  Vereinigungs- 
urkunde beruhen.  Der  Grosse  Rath  beschloss,  diese  Rechtsverwahrung 
abzuweisen ,  in  Betrachtung ,  dass  sie  mit  der  neuen  Verfassung  un- 
verträglich sei  und  dass  die  letztere  blos  die  durch  die  Vereinigungs- 
urkunde der  Stadt  Biel  zugesicherten  örtlichen  Vorrechte  aufhebe, 
keineswegs  aber  ihre  Eigenthumsrechte ,  wie  Zoll ,  Ohmgeld  u.  s.  w., 
welchen  das  Grundgesetz  viebuehr  die  förmliche  Garantie  gewähre. 

Gleichwül  erschien  im  J.  1837  ein  Decret,  durch  welches  alle  den 
Gemeinden  ertheilten  Concessionen  zum  Bezug  eines  Ohmgeldes  auf 
den  I.Januar  1838  zurückgezogen  wurden.  Dieser  Beschluss  beschlägt 
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somit  nur  die  durch  Goncessionen  entstandenen  Ohmgeldsrechte,  wo- 
hin dasjenige  von  Biel  nicht  gehört,  indem  es  auf  einem  feierlichen 
Staatsvertrage  beruht.  Ueberdiess  steht  es  nach  der  Erklärung  des 
Grossen  Rathes  als  titelfestes  Privateigenthum  unter  dem  Schutze  der 
Tom  Bunde  garantirten  Staatsverfassung ,  durch  die  alles  Eigenthum 
als  unverletzlich  erklärt  wird ,  mit  der  einzigen  Einschränkung ,  dass 
aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls  die  Abtretung  gegen  vollständige 
Entschädigung  verlangt  werden  kann. 

Die  Regierung  von  Bern  hat  nun  die  Entschädigungsforderung 
der  Gemeinde  Biel  von  der  Hand  gewiesen  und  mit  einer  Provoca- 
tionsklage  gedroht.  In  diesem  Vorgehen  erblickt  Biel  eine  Verletzung 
des  vom  Bunde  garantirten  Staats  Vertrages  vom  Jahr  1815  und  der 
ebenfalls  garantirten  Staatsverfassung,  wonach  das  Eigenthum  nur 
gegen  volle  Entschädigung  abgetreten  werden  muss.  Entweder  be- 
schlägt das  Beeret  vom  Jahr  1837  das  Ohmgeld  von  Biel  nicht,  oder 
es  ist  darunter  begriffen.  Im  erstem  Falle  ist  die  Regierung  nicht 
befugt,  sich  dem  Bezüge  des  Ohmgeldes  zu  widersetzen  und  im  letz- 
tem Falle  hat  Biel  nach  der  Verfassung  Anspruch  auf  vollständige 
Entschädigung.  Offenbar  beabsichtigt  nun  die  Regierung ,  die  Streit- 
frage in  den  Bereich  der  kantonalen  Gerichte  zu  ziehen ,  allein  Biel 
anerkennt  die  Competenz  derselben  nicht ,  weil  der  Gegenstand  nicht 
rein  privatrechtlicher  Natur  ist  und  es  sich  vielmehr  um  die  Gültigkeit 
eines  Staatsvertrages  sowie  verfassungsmässiger  Rechte  handelt ,  wo- 
für die  Eidgenossenschaft  die  Garantie  übernommen  hat  und  worauf 
sich  ihre  Controle  gemäss  Art.  90  der  BVerf.  erstreckt.  Die  Beschwerde 
schliesst  mit  dem  Gesuche,  dass  die  BBehörde  die  Regierung  von  Bern 
anhalte ,  entweder  die  Ohingeldsgerechtigkeit  der  Stadt  Biel  anzuer- 
kennen oder  wegen  Aufhebung  derselben  verfassungsmässige  Entschä- 
digung zu  geben. 

Die  Regierung  von  Bern  suchte  in  ausführlicher  Antwort  nach- 
zuweisen, dass  die  Reclamation  von  Biel  materiell  nicht  begiündet  sei 
und  dass  die  Beurtheilung  derselben  nicht  den  BBehörden ,  sondern 
einzig  den  Eantonsbehörden  zustehe. 

Der  Recurs  wurde  abgewiesen : 

1)  Eine  Intervention  der  BBehörden  zu  Gunsten  der  Stadt  Biel  ist 
in  vorliegender  Streitsache  jedenfalls  nicht  begründet,  man  mag  nun 
das  Ohmgeld  als  eine  Institution  des  öffentlichen  Rechtes  und  der 
Municipalverfassung  oder  als  wolerworbenes  Privatrecht  auffassen. 

2)  Im  erstem  Falle  nämlich  wurde  die  eidgenössische  Garantie  der 


524  ^-  Abschnitt.  Kantonsverfassungen. 

Vereinigungsacte  des  ehemaligen  Bisthums  Basel  mit  dem  Et.  Bern  nur 
im  Sinne  der  ihr  zu  Grunde  liegenden  und  von  der  Eidgenossenschaft 
genehmigten  Erklärung  des  Wiener  Gongresses  vom  20.  März  1815 
[A.  S.  I.  61.  Snelll.  32]  ertheilt,  deren  Art  4  folgende  Stelle  enthält: 
»Der  Stadt  Biel  und  den  Dorfschaften,  die  ihren  Gerichtsbann  bildeten,  sollen 
diejenigen  Municipalrechtsame ,  welche  mit  der  Verfassung  und  den  aUgemeiaen 
Staatseinrichtungen  des  Kts.  Bern  vereinbar  sind,  beibehalten  werden.« 

3)  Nun  hat  aber  der  Grosse  Rath  von  Bern,  Tom  Standpunkte  des 
öffentlichen  Rechtes  ausgehend,  den  Ohmgeldsbezug  von  Biel  schon 
im  Jahr  1837  aufgehoben,  ohne  dass  diese  Gemeinde  seit  dieser  Zeit, 
also  während  beinahe  22  Jahren,  unter  Berufung  auf  die  Garantie 
der  Eidgenossenschaft  eine  Beschwerde  an  die  BBehörden  brachte. 

4)  Auf  der  andern  Seite,  wenn  man,  wie  die  recurrirende  Gemeinde 
es  thut,  die  Ohmgeldsberechtigung  als  ein  Privatrecht  betrachtet, 
rechtfertigt  sich  die  Intervention  des  Bundes  darum  nicht,  weil  die  Re- 
gierung von  Bern  bereit  ist,  ob  und  welche  Entschädigung  für  die  Auf- 
hebung des  Ohmgeldos  zu  leisten  sei,  den  competenten  Gerichten  zu 
unterstellen ;  —  weil  ferner  die  angerufene  Garantie  des  Bundes  in  Be- 
zug auf  Frivatrechte  keinen  andern  Sinn  haben  kann,  als  dass  im  Falle 
des  Streites  dieselben  unter  den  Schutz  der  verfassungsmässigen  Ge- 
richte gestellt  und  allfalliger  Gewalt  und  Selbsthülfe  entzogen  werden ; 
und  weil  endlich  sowol  Bundes-  als  Kantonalverfassung  verletzt  wür- 
den, wenn  die  BBehörden  über  die  Existenz,  oder  den  Umfang  von 
privatrechtlichen  Ansprüchen  von  sich  aus  entscheiden  wollten. 

5)  Aus  denselben  Gründen  wurde  die  Stadt  Biel  schon  im  J.  1851 
von  den  gesetzgebenden  Räthen  des  Bundes  abgewiesen ,  als  sie  mit 
Hinsicht  auf  die  Aufhebung  ihrer  Zölle ,  die  sie  ebenfalls  als  Privat- 
rechte  in  Anspruch  nahm,  dasselbe  Rechtsbegehren  gestellt  hatte,  dass 
nämlich  der  Stand  Bern  angehalten  werde,  entweder  die  Zollberech- 
tigung ferner  einzuräumen  oder  den  Grundsatz  vollen  Schadenersatzes 
anzuerkennen.  13.  1860  IL  25—30.  Vgl.  Xo.  S««. 

IV.   Wahl-  ond  Stimmrecht 

Vgl.  1.  Abschnitt  XII.  2  a.    No.  95— iOO  und  No.  ISO. 

380«  Die  Entscheidung  über  Beschwerden  gegen  kantonale  Wah- 
len ist  Sache  der  betreffenden  competenten  Behörde  der  Kantone  und 
ein  Recurs  an  die  BBehörden  erscheint  nur  begründet,  wenn  die  Be- 
rufung an  die  kantonalen  Behörden  verweigert  oder  durch  die 
Entscheidung  dieser  letztern  Rechte  verletzt  wurden,  die  durch 
die  BVerf.  gewährleistet  sind,      B.  1856  n.  465—469.  Vgl.  Off.  S.  V.  186. 
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981*  Es  beschweren  sich  71  Mitglieder  des  st.  gallischen  Grossen 
Rathes  über  Art.  31  des  dortigen  Statuts  über  die  Verfassungsrevision 
vom  29.  Juli  1838,  der  vorschreibe,  dass  wenn  eine  Revision  ein- 
trete und  einem  Verfassungsrathe  übertragen  werde,  die  Mitglieder  des- 
selben in  gleicher  Weise  und  in  der  gleichen  Anzahl  wie  die  Mitglieder 
des  Grossen  Rathes  durch  die  Bezirke  gewählt  werden  sollen.  Nun 
seien  aber  durch  Art.  46  der  Staatsverfassung  vom  1.  März  1831  der 
Stadt  St.  Gallen  aus  Rücksichten  der  Billigkeit  1 5  statt  9  Grossraths- 
mitglieder  zugeschieden  worden,  während  die  nämliche  Verfassung 
Rechtsgleichheit  proclamire  und  durchführe ,  auch  (in  Art.  4)  keine 
Rechtsunterschiede  unter  Bezirken  oder  Bürgern  gestatte.  Die  be- 
zeichnete Ausnahme  sei  nur  für  Bildung  des  Grossen  Rathes  eingeräumt, 
diesem  aber  die  Befugniss  nicht  delegirt  worden,  für  einen  künftigen 
Verfassungsrath  Privilegien  aufzustellen.  Dieses  Statut  stehe  auch 
im  Widerspruch  mit  Art.  4  der  BVerf ,  der  namentlich  Vorrechte  des 
Orts  verbiete.  Die  Recurrenten  verlangen  daher,  dass  die  BVersamm- 
long  erkenne:  *Der  Art.  31  des  st  gallischen  Statuts  über  die  Ver- 
£Et8simgsrevision  vom  29.  Juli  1838  sei  mit  Art.  4  der  BVerf.  im  Wider- 
spruch und  es  sei  ein  allfällig  zu  wählender  Verfassungsrath  genau 
im  Verhältniss  der  Volkszahl  der  einzelnen  Wahlbezirke  nach  gegen- 
wärtig gültiger  eidgenössischer  Bevölkerungsliste  mit  Aufhebung  des 
Wahlvorrechts  des  Stadtbezirks  St.  Galleu  zu  wählen.« 

Der  Nationalrath  beschloss  am  19.  Juli  1858:  »Es  wird  in  das 
Begehren  der  Recurrenten  nicht  eingetreten« ,  unter  Anfuhrung  fol- 
gender Gründe: 

»1)  dass  die  Recurrenten  verlangen,  dass  der  Art.  31  des  st.  gal- 
lischen Statuts  über  Verfassungsrevision  vom  29.  Juli  1838,  als  mit 
Art.  4  der  BVerf.  im  Widerspruch  stehend ,  abgeändert  und  ein  all- 
fallig  zu  wählender  Verfassungsrath  genau  im  Verhältniss  zur  Volks- 
zalil  der  einzelnen  Wahlbezirke,  nach  gegenwärtig  gültiger  eidgenös- 
sischer Bevölkerungsliste,  zu  wählen  sei ; 

»2)  dass  dieses  Begehren  auf  die  Zusammensetzung  eines  Verfas- 
sungsrathes  gerichtet  ist,  während  es  dermalen  noch  ungewiss  ist,  ob 
und  wann  eine  solche  Behörde  aufgestellt  werden  soll ; 

»3)  dass  aber  jedenfalls  das  Begehren  der  Recurrenten  zu  weit 
geht,  indem  es,  wie  sich  diess  aus  dem  Inhalt  der  Beschwerdeschrift 
und  insbesondere  aus  dem  Nachtrage  zu  derselben  ergibt ,  daraiif  ab- 
zielt ,  dass  ein  allfälliger  Verfassungsrath  in  den  dermal  bestehenden 
Wahlbezirken  im  Verhältniss  der  Volkszahl  nach  gegenwärtig  gültiger 
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eidgenössischer  Bevölkerungsliste  zu  wählen  sei ,  während  die  Rega- 
lirung  der  Wahlbezirke,  der  Wahlart  und  die  Ausmittlong  und  Fertr 
Stellung  der  Volkszahl  unter  allen  Umständen  der  KantonmlsouYeriiie- 
tat  vorbehalten  bleiben  muss. 

Diesem  Beschlüsse  trat  der  Ständerath  am  29.  gl.  M.  bei,  jedoch 
mit  W^assung  der  Motive. 

B.  1858  n.  549.  cf.  ibid  S.  143  ff.  515  ff.  633  ff.  Off.  S.  VI.  110. 

982«  Auf  den  27.  April  1856  wurde  die  Gemeinde  Croglio  (Tessin) 
zusammenberufen,  um  für  ein  abgesetztes  Mitglied  des  Gemeindraths 
eine  Ersatzwahl  zu  treffen.  Da  die  Versammlung  gleich  von  Anfang 
stüimisch  zu  werden  drohte,  löste  der  Präsident  (Syndic)  sie  auf,  kraft 
gesetzlicher  Befugniss.  Darauf  constituirte  sich  eine  Anzahl  Bürger, 
setzte  ohne  weitere  Formalitäten  den  ganzen  Gemeindrath  ab  und 
wählte  einen  neuen.  Ohne  der  abgesetzten  Behörde  den  gegen  sie 
eingereichten  Recurs ,  noch  das  ProtocoU  der  neuen  Gemeindever- 
sammlung mitzutheilen ,  erklärte  die  Regierung  von  Tessin  die  Ver- 
sammlung vom  27.  April  und  die  vorgenommene  Wahl  eines  neuen 
Gemeindrathes  für  gültig  und  gesetzlich.  Gestützt  auf  Art  19  der 
Kantonsverfassung  beschwert  sich  nun  der  abgesetzte  Gemeindrath  von 
Croglio  über  diesen  Beschluss. 

Die  Regierung  von  Tessin  erwiedert:  Der  Syndic  hat  ohne  Grund 
die  Versammlung  aufgelöst ,  wesshalb  ihm  eine  Verletzung  des  Ge- 
setzes zur  Last  fällt.  Die  in  einer  gesetzmässig  einberufenen  Ver- 
sammlung anwesenden  Bürger  hatten  das  Recht ,  ausser  der  Ersatz- 
wahl für  das  abgesetzte  Mitglied  noch  eine  Vermehrung  oder  Vermin- 
derung der  Zahl  der  Gemeindrathsmitglieder  zu  beschliessen  und 
sodann  die  Gesamniterneuerung  der  Behörde  vorzunehmen,  ohne  dass 
dadurch  die  Verfassung  verletzt  wurde.  Die  Verhandlungen  gingen 
regelmässig  vor  sich  und  die  Recurrenten  unterliessen  rechtzeitig  ein 
Begehren  um  Ungültigkeitserklärung  derselben  zu  stellen.  Die  Ge- 
meinde Croglio  verletzte  die  Verfassung  nicht ,  indem  sie  nach  Ver- 
minderung des  Gemeindrathes  von  sieben  auf  fünf  Mitglieder  zur  Ge- 
sammterneuerung  der  Behörde  schritt,  denn  sie  war  hiezu  nach  Art.  43 
und  204  des  Gemeindegesetzes  befugt.  Aus  diesen  Gründen  hat  auch 
unterm  30.  Mai  1856  der  Grosse  Rath  den  Beschluss  der  Regierung 
vom  10.  gl.  M.  bestätigt. 

In  dem  Einberufungsschreiben  zur  Gemeindeversammlung  heisst 
es,  dass  die  Ersatzwahl  eines  Mitgliedes  in  den  Gemeindrath  den  ein- 
zigen Verhandlungsgegenstand  bilde. 
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Art.  19  der  tessinischen  Verfassung  lautet: 

In  jeder  Gemeinde  besteht  ein  Gemeindrath  (Mmücipalitä),  snsammen- 
gesetzt  auB  wenigstens  drei  und  hdcbstens  eilf  Mitgliedern,  mit  Inbegriff  des  Syn- 
dic,  der  Präsident  ist 

Die  Mitglieder  des  Gemeindrathes  bleiben  drei  Jahre  hindurch  im  Amt, 
sie  werden  zu  Drittheilen  erneuert  und  sind  wieder  wählbar. 

Das  Gemeindegesetz  vom  13.  Juni  1854  enthält  unter  anderm 
folgende  Bestimmungen: 

Art.  35.    Die  Gemeindeversammlung  bestimmt: 

a.  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Gcmeindraths  in  den  Schranken  und  Bedin^ 
gungen  der  Verfassung  und  des  gegenwärtigen  Geseties; 

b.  das  Honorar  des  Syndic  u.  s.  w. 

Diese  Berathungen  finden  nur  von  4  %u  4  Jahren  Statt  und  jedesmal  vor 
den  periodischen  Wahlen. 

Art.  43.  In  jeder  Gemeinde  besteht  ein  Gemeindrath  von  wenigtens  3  und 
höchstens  11  Mitgliedern,  den  Syndic,  welcher  Präsident  ist,  inbegrüTen. 

In  den  Gemeinden  von  200  Seelen  oder  weniger  darf  der  Gemeindrath  nicht 
mehr  als  8  Mitglieder  zahlen;  in  denen  von  201 — 500  nicht  mehr  als  fünf;  in 
denen  von  501 — 1000  nicht  mehr  als  sieben;  in  denen  von  1001 — 1500  nicht  mehr 
als  neun;  in  denen  welche  über  1500  Seelen  haben,  kann  der  Gemeindrath  11  Mit- 
glieder zählen.  (Nach  Franscinis  Statistik  hat  die  Gemeinde  Croglio  744  Seelen.) 

Art.  204.  Diejenigen  Gemeindräthe,  deren  Mitgliederzahl  mit  Art.  43  nicht 
in  IJebereinstimmung  ist,  sollen  binnen  Jahresfrist,  von  der  Promulgation  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  an,  gänzlich  erneuert  werden. 

Am  27.  April  1856  (d.  k  am  nämlichen  Tage,  als  die  fragliche 
Gemeindeversammlung  Statt  fand)  erstattete  der  recurrirende  Ge- 
meindrath einen  Bericht  an  den  Regierungscommissär ,  der  mit  dem 
Begehren  schloss ,  es  möchten  die  Oberbehörden  einschreiten,  nicht 
nur  um  gesetzmässige  Beschlüsse  zu  bewirken ,  sondern  auch  um  die 
Ordnung  und  Achtung  der  Gesetze  aufrecht  zu  erhalten. 

Der  BR  beschloss:  Es  seien  die  Beschlüsse  der  Gemeindever- 
sammlung von  Croglio  vom  27.  April,  des  Staatsrathes  tou  Tessin 
vom  10.  Mai  und  des  Grossen  Rathes  vom  30.  Mai  1856,  betr.  die 
Gesammtemeuerung  des  Gemeindrathes  von  Croglio,  aufgehoben. 

Sei  der  Staatsrath  von  Tessin  eingeladen,  den  am  27.  April  von 
der  Gemeinde  verfassungswidrig  entlassenen  Gemeindrath  von  Croglio 
wieder  in  sein  Amt  einzusetzen ;  jedoch  bleibe  dem  Staatsrath  vor^ 
behalten,  den  Syndic  wegen  seines  Verfahrens  bei  der  erwähnten  Ge- 
meindeversammlung in  gesetzliche  Untersuchung  zu  ziehen.  Gründe : 
1)  Die  kantonalen  Behörden  waren  ausschliesslich  competent,  zu 
untersuchen  und  zu  entscheiden : 
a.   ob  unter  obwaltenden  Umständen  der  Syndic  befugt  gewesen  sei, 
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die  Versammlung  zu  entlassen,  oder  ob  letztere  ihre  Verhandlun- 
gen habe  fortsetzen  dürfen ; 
b.    ob  die  Versammlung  in  ihren  weitern  Verhandlungen  die  Vor- 
schriften des  Gemeindegesetzes  verletzt  habe  oder  nicht. 

2)  Es  war  indess ,  wie  sich  von  selbst  versteht ,  die  Gemeindever- 
sammlung verpflichtet,  ihre  Verhandlungen  und  Beschlüsse  innerhalb 
der  Schranken  der  Kantonsverfassung  zu  halten. 

3)  Da  nun  die  Recurrenten  über  Verletzung  der  Verfassung  Be- 
schwerde führen ,  so  sind  die  BBehörden  competent ,  auf  diese  Be- 
schwerde einzutreten,  weil  die  Eidgenossenschaft  die  tessinische  Ver- 
fassung garantirt  hat  und  Art.  5  der  BVerf.  die  verfassungsmässigen 
Rechte  der  Bürger  sowol  als  der  Behörden  garantirt. 

4)  Durch  die  Absetzung  und  Erneuerung  des  ganzen  Gemeind- 
rathes  wurde  unzweifelhaft  der  Art.  19  der  tessinischen  Verfassung 
verletzt,  weil  nach  demselben  die  Mitglieder  dieser  Behörde  drei 
Jahre  im  Amte  zu  bleiben  haben  und  demnach  vor  Ablauf  ihrer  Amts- 
dauer nicht  gegen  ihren  Willen  vom  Amte  verdrängt  werden  dürfen^ 
ausgenommen  wenn  in  Folge  von  Vergehen  eine  gesetzliche  Unter- 
suchung eingeleitet  und  durch  Entscheidung  der  competenten  Behörde 
die  Amtsentsetzung  ausgesprochen  wird ,  ein  Verfahren,  das  im  vor- 
liegenden Falle  nicht  Statt  gefunden  hat. 

5)  Wenn  auch  die  Gemeinden  berechtigt  sind ,  die  Zahl  der  Mit- 
glieder des  Gemeindrathes  herabzusetzen,  so  kann  doch  dieses  Recht 
nur  innerhalb  der  Schranken  der  Verfassung,  d.  h.  bei  dem  periodi- 
schen Wechsel  der  Behörde  und  den  diessfälligen  Erneuerungswahlen 
ausgeübt  werden,  was  zum  Ueberfluss  noch  in  Art.  35  des  Gemeinde- 
gesetzes  deutlich  vorgeschrieben  ist. 

6)  Eben  so  wenig  kann  Art.  204  dieses  Gesetzes  zur  Rechtfertigung 
dienen,  weil  nach  diesem  Artikel  nur  diejenigen  Gemeindräthe,  de- 
ren Mitgliederzahl  mit  dem  Art.  43  des  Gesetzes  nicht  im  Einklang 
war,  einer  gänzlichen  Erneuerung  unterlagen.  Unter  jene  gehorte 
aber  der  Gemeindrath  von  Croglio  nicht ,  weil  die  dortige  Gemeinde 
mehr  als  501  Seelen  zählte  sie  war  mithin  nicht  nur  berechtigt,  sieben 
Mitglieder  beizubehalten ,  sondern  hiezu  bis  zum  Ablauf  ihrer  Amte- 
dauer  verpflichtet. 

1)  Was  endlich  die  Behauptung  anbelangt,  der  recurrirende  Ge- 
meindrath habe  die  Frist  zur  Erhebung  einer  Beschwerde  versäumt 
und  dadurch  sein  Recht  verwirkt,  so  ist  diese  theils  factisch  unrichtig, 
theils  rechtlich  unhaltbar  und  zwar  ersteres  darum,  weil  der  Ge- 
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meindrath  am  gleichen  Tage  eine  Beschwerde  an  den  Districtscom- 
missär  einsandte  und  das  Einschreiten  der  Oberbehörde  gegen  das 
gesetzwidrige  Treiben  verlangte ;  letzteres  desshalb ,  weil  die  im  Ge- 
setze erwähnten  Fristen,  auch  wenn  sie  versäumt  worden  wären,  sich 
nicht  auf  Fälle  von  Verfassungsverletzungen  beziehen  und  den  Be- 
theiligten den  Weg  der  Beschwerde  bei  den  BBehörden  abschneiden 
können.  B:  1867 1.  283. 

983«  Durch  Beschluss  des  BR.  vom  1.  Octbr.  1858  wurde  lit.  a. 
des  Art  16  der  tessinischen  Staatsverfassung  vom  23.  Juni  1830, 
welche  als  Bedingung  des  Äctivbürgerr echtes  aufstellt,  dass  der  Be- 
treffende Bürgergenosse  (patrizio)  irgend  einer  Gemeinde  des  Kan- 
tons sei,  als  mit  der  BVerf.  im  Widerspruch  stehend  aufgehoben,  unter 
folgender  Begründung: 

1)  Lit.  a.  des  Art.  16 ....  ist  bundesrechtlich  unzulässig,  weil  durch 
diese  Bestimmung  sämmtliche  Niedergelassene  anderer  Kantone  aus- 
geschlossen würden,  während  sie  nach  Art.  41  Ziff.  4  und  Art.  42  der 
BVerf.  in  Bezug  auf  politische  Rechte  —  mit  Ausnahme  des  Stimm- 
rechtes in  Gemeindeangelegenheiten  —  den  Bürgern  des  Niederlas- 
snngskantons  gleichgestellt  sind. 

2)  Nach  Art  42  der  BVerf.  müssen  die  in  die  Competenz  der  Kan- 
tone gelegten  Bestimmungen  über  die  Ausschliessung  vom  Activ- 
bürgerrechte  in  eidgenössischen  und  kantonalen  Angelegenheiten  für 
die  Bürger  wie  für  die  Niedergelassenen  ebenfalls  die  gleichen  sein, 
mit  der  einzigen  Erweiterung  gegenüber  den  letztem ,  dass  sie  erst 
nach  einer  gewissen  Dauer  der  Niederlassung ,  die  jedoch  nicht  über 
zwei  Jahre  ausgedehnt  werden  darf,  zur  Ausübung  der  politischen 
Rechte  zugelassen  werden  müssen. 

3)  Diese  Gleichheit  zwischen  den  Bürgern  des  gleichen  Kantons 
versteht  sich  von  selbst,  sie  ist  übrigens  durch  Art.  4  der  BVerf.,  sowie 
durch  Art.  4  der  Verfassung  des  Kts.  Tessin  geboten.  Wenn  also  die 
Bürgei^enossenschaft  (patriziato)  im  Kt.  Tessin ,  wie  der  Staatsrath 
in  seinem  Berichte  sagt,  etwa  in  Gemeindeangelegenheiten  noch  irgend 
politische  Bedeutung  hätte ,  so  müsste  der  Eintritt  in  dieselbe  den- 
jenigen Personen ,  auf  welche  das  BGesetz  über  die  Heimatlosigkeit 
Anwendung  findet,  ohne  weiters  gestattet  werden,  da  sie  nach  Art  4 
Abs.  1  dieses  BGesetzes  in  den  politischen  und  bürgerlichen  Rechten 
den  übrigen  Bürgern  gleich  gestellt  sein  sollen,  wesshalb  die  Einbür- 
gerung in  die  gewöhnliche  Gemeinde  (comune)  nicht  genügen  könnte . 
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Dabei  wäre  es  dann  nach  dem  gleichen  Art.  4  Abs.  2  keineswegs  un- 
zulässig, dass  diese  Personen  für  sich  (nicht  aber  nach  Abs.  4  ihre 
nachgebomen  Kinder)  von  den  aus  dem  eigentlichen  Bürgergut  direct 
herfliessenden  Nutzungen ,  bis  sie  von  dem  Rechte  des  Einkaufs  in 
dasselbe  Gebrauch  machten,  ausgeschlossen  wären. 

4)  Durch  Art.  4  der  Uebergangsbestimmungen  der  BVerf.  sind 
diejenigen  Vorschriften  der  Kantonsverfassungen,  die  mit  der  erstem 
im  Widerspruch  stehen ,  von  dem  Tage  an ,  da  dieselbe  in  Sjraft  er- 
klärt wurde,  aufgehoben  worden  und  es  stimmt  Art.  10  No.  VL  der 
vom  tessinischen  Volk  angenonmienen  Verfassungsrevision  vom  Jabr 
1855  hiermit  überein.  B.  1859 1. 411.  Vgl.  No.  9§,  k, 

V.  Verwaltung  von  Kirchen-,  Scbnl-  and  Stiftnngrsgflten. 

Vgl.  No.  174.  977. 

984«  Prior  und  Verwalter  des  Hospizes  auf  dem  grossen  St  Bern- 
hard beschwerten  sich  bei  den  gesetzgebenden  Räthen  über  einen  Be- 
schluss  der  Regierung  von  Wallis,  wonach  eine  dem  Stift  gehörige,  im 
Kt.  Waadt  gelegene  Besitzung  verkauft  werden  solle.  Die  CommissioD 
des  Nationalrathes  trug,  in  Betrachtung,  dass  den  Kantonen  das  Ver- 
waltungs-  und  Verfügungsrecht  über  die  in  denselben  gelegenen  Stifte 
zustehe,  auf  Tagesordnung  an,  die  der  Nationalrath  ohne  Wider- 
spruch genehmigte.  Nationalraths-ProtokoU  v.  11.  Mai  1849  No.  234. 

383«  Art  18  des  st.  gallischen  Gesetzes  vom  7.  März  1856  über 
das  Steuerwesen  der  Gemeinden  lautet: 

»Wenn  zur  Bestreitung  der  Bedürfnisse  des  Kirchen-,  Pfrund-  und  Prinutf^ 
Schulwesens  Steuern  erhoben  werden  müssen,  so  sind  dieselben  nach  Massgabe 
des  Staatssteuerregisters  auf  die  Genossen  und  Niedergelassenen ,  welche  im  Um- 
fange der  betreffenden  Kirch-  oder  Schulgenossenschaft  wohnen,  zu  veriegen;  w« 
den  Niedergelassenen  dürfen  Steuern  nur  dann^  und  »war  nach  gleichem  Masstoh, 
erhoben  werden,  wenn  solche  auch  von  den  Genossen  erhoben  werden.* 

lieber  diese  Gesetzesbestimmung,  namentlich  den  Schlussatz, 
beschwert  sich  nun  der  Schulrath  der  Stadt  St.  Gallen,  indem  dadurch 
die  Niedergelassenen  zu  Mitnutzniessem  der  bisher  blos  bürgerlichen 
Schulfonds  gemacht  und  die  Bürger  an  ihrem  Eigenthum  beeinträch- 
tigt würden.  Recurrent  beruft  sich  auf  Art.  36  und  86  der  Verfassung, 
auf  verschiedene  Gesetzesbestimmungen  und  endlich  auf  Art.  15  der 
Verfassung,  der  das  Privateigenthum  als  unverletzlich  erkläre  und 
nur,  wenn  das  Staatswohl  es  erfordere,  Abtretung  des  Eigenthums 
gegen  volle  Entschädigung  vorschreibe. 
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Die  Regierung  von  St.  Gallen  bemerkt  dagegen,  Art.  18  cit.  be- 
rühre allfallige  privatrechtliche  Verhältnisse  der  Bürgerschaft  von 
St  Gallen  nicht ,  vielmehr  stehe  der  letztern  der  Rechtsweg  vor  den 
kantonalen  Gerichten  oifen. 

Ueber  diese  Beschwerde  schritt  die  BVersammlung  am  1 5./20.  Juli 
1858  zur  Tagesordnung,  in  Erwägtmg: 

1)  dass  durch  das  Gesetz  vom  7.  März  1856  allfällige  privatrecht- 
liche Verhältnisse  der  Ortsgemeinde  St.  Gallen  nicht  berührt  werden ; 

2)  dass  vielmehr  der  letztern  der  Rechtsweg  vor  den  Kantonal- 
gerichten offen  steht; 

3)  dass  überdiess  die  Regierung  von  St.  Gallen  in  diesem  Sinne 
eine  Erklärung  abgegeben.        B.  1858  IL  419—426. 497  ff.  Off.  S.  VI.  42. 

986«  Im  Kt.  Schwyz  bestehen  unabhängig  von  den  politischen 
Gemeinden  gewisse  Corporationen,  s.  g.  Genossamen  mit  besonderm, 
gewöhnlich  in  Liegenschaften  bestehendem  Vermögen.  Eine  solche 
Corporation  befindet  sich  auch  in  Gersau ,  der  gewisse  Vermögens- 
rechte in  Grundbesitz  und  Capitalien  zustehen.  Am  26.  Decbr.  1852 
ÜEisste  die  Genossengemeinde  den  Beschluss,  es  sei  ein  gewisser 
Wald  ganz  oder  theilweise  abzuholzen  und  der  Erlös  zu  einem  un- 
veräusserlichen Fond  (»Bannwaldfond*)  zu  verwenden,  wovon  nur  der 
jährliche  Zins  der  Genossame  zur  Verfügung  zukommen  solle.  In 
der  Genossengemeinde  vom  8.  Juni  1856  wurde  nun  der  Antrag  gestellt, 
dass  auf  jeden  Genossenbürger  50  Fr.  auszutheilen  seien  aus  dem 
Jahresertrag  mit  Zusatz  des  noch  Mangelnden  aus  dem  Bannwaldfond. 
Uiegegen  wurde  Einwendung  erhoben,  worauf  mit  Mehrheit  be- 
schlossen wurde,  den  frühern  Beschluss  vom  26.  Decbr.  1852  aufzu- 
heben in  dem  Sinne,  dass  aus  den  Jahreseiukünften  25  Fr.  und  eben 
so  viel  aus  dem  Bannwaldfond  an  jeden  Genossen  zu  vertheilen  seien. 

Gegen  diesen  Beschluss  legten  mehrere  Bürger  von  Gersau  bei 
der  Regierung  von  Schwyz  Protestation  ein,  welche  die  Sache  dem 
Bezirksrathe  Gersau  zum  erstinstanzlichen  Entscheide  zuwies.  Dieser 
gab  am  25.  Febr.  1857  den  Entscheid,  es  seien  die  Beschlüsse  vom 
8.  Juni  1856  null  und  nichtig,  dagegen  solle  der  Beschluss  vom 
26.  Decbr.  1852  fortwährend  in  Kraft  bleiben.  Eine  Beschwerde  der 
Mehrheit  der  Genossen  beim  Regierungsrathe  blieb  ohne  Erfolg. 

Ueber  diesen  Entscheid  wurde  nun  beiniBR.  Beschwerde  erhoben, 
indem  derselbe  im  Widerspruch  stehe  mit  §  20  der  Verfassung  von 
Schviryz,  der  den  Corporationen  die  freie  und  unabhängige  Verwaltung 


532  IV.  Abschnitt  Kantonsverfassungeii. 

und  Benutzung  ihres  Vermögens  gewährleiste;  weil  femer  die  Ver- 
fassung weder  dem  Kegierungs-  noch  dem  Bezirksrathe  die  Befugniss 
zur  Cassation  von  Corporationsbeschlüssen  einräume ;  und  weil  end- 
lich hier  eine  reine  Civilfrage  vorliege,  über  welche  nur  die  Gerichte, 
nicht  aber  die  Verwaltungsbehörden  zu  entscheiden  competent  wären. 
Die  Beschwerde  wurde  zur  Zeit  abgewiesen: 

1)  Es  liegt  in  Frage,  ob  die  Regierung  von  Schwyz  competent  sei, 
die  Corporationen  in  Hinsicht  der  freien  und  unabhängigen  Verwal- 
tung und  Benutzung  ihres  Vermögens  einer  gewissen  Controle  m 
unterstellen,  was  von  den  Recurrenten  in  Interpretation  der  Ver- 
fassung verneint,  von  der  Regierung  aber  bejaht  wird. 

2)  Weil  die  Streitfrage  wesentlich  einen  Gegenstand  der  innem 
Verwaltung  des  Kantons  und  die  Veiüass^ngsmässigkeit  daheriger 
Schlussnahmen  der  Regierung  betrifft ,  so  müssen  Beschwerden  dar- 
über vorerst  an  die  oberste  Kantonsbehörde  gebracht  werden. 

3)  Der  §  11  der  schwyzerischen  Verfassung  gestattet  ein  solches 
Verfahren,  da  er  jedem  Bürger,  jeder  Gemeinde  oder  Ck>rporatioii, 
sowie  jeder  Behörde  das  Recht  einräumt,  Ansichten,  Wünsche  und 
Beschwerden  an  den  Kantonsrath  zu  bringen.  B.  1859  L  386. 


Fünfter  Abschnitt. 

Beziehangren  der  Schweifs  flsam  Aaslande. 


I.  Begriff  des  internationalen  Rechts. 

887*  Das  internationale  Recht  ist  nichts  anders  als  das  überein- 
stimmende Urtheil  der  Staaten  über  ihre  gegenseitigen  Rechtsver- 
hältnisse. Jeder  Staat,  auch  der  grösste,  sucht  so  viel  möglich  zu 
vermeiden ,  in  seiner  äussern  Politik  in  eine  isolirte  Stellung  zu  ge- 
rathen,  dadurch,  dass  er  Massregeln  ergreift  oder  eine  Bichtung  ein- 
schlägt, von  deren  Missbilligung  ab  Seite  der  andern  Staaten  er  zum 
Voraus  überzeugt  ist;  jeder  Staat  nimmt  vielmehr  darauf  Rücksicht 
und  legt  Werth  darauf,  in  seinem  politischen  Vorgehen  der  Billigung 
and  Unterstüzung  anderer  Staaten  sicher  zu  sein.  Die  Schweiz  hat 
alle  Ursache,  diesen  Gesichtspunkt  nicht  rücksichtslos  zu  beseitigen, 
sondern  ihm  die  gebührende  Stellung  anzuweisen.  B.  1859  L  269. 

n.  Diplomatiscbe  Verwendan?  fttr  Staatsbüi^er. 

888«  Der  BR  lässt  diplomatische  Verwendung  für  jeden  Schwei- 
zer eintreten,  dessen  Rechte  durch  Schlussnahmen  ausländischer  Be- 
hörden auf  eine ,  den  internationalen  Grundsätzen  oder  bestehenden 
Verträgen  zuwiderlaufende  Weise  bedroht  sind;  er  intervenirt  da- 
gegen dann  nicht,  wenn  schweizerische  Angehörige  mit  ausländischen 
Privaten  Differenzen  haben ,  die  zuerst  dem  Entscheid  der  dortigen 
competenten  Behörden  unterstellt  werden  müssen. 

Auf  gleiche  Weise  verfährt  er  im  umgekehrten  Fall ,  indem  er 
voreilige  diplomatische  Verwendungen  zurückweist,  wenn  die  be- 
treffenden fremden  Privaten,  zu  deren  Gunsten  intervenirt  wird,  zuerst 
vor  den  competenten  schweizerischen  Behörden  Recht  zu  suchen  haben.. 

B.  1850  m.  p.  4  (nach  p.  150),  1861  U.  444. 

889«  Stoff  zu  einer  diplomatischen  Verwendung  kann  erst  dann 
eintreten,  wenn  die  competenten  Behörden  sich  weigern  sollten,  be- 
stehenden Verträgen  gemäss  oder  gemäss  der  Verfassung  und  dem 
Gesetze  des  Landes  den  klagenden  Fremden  ihren  Schutz  zu  gewähren. 

B.  1859  I.  271. 
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590«  Das  Verbot  für  Schweizer,  in  einem  fremden  Staate  zu  rei- 
sen und  zu  arbeiten,  ist  eine  Beschränkung  ihrer  Rechte ,  indem  nach 
völkerrechtlichen  Grundsätzen  im  Friedenszustande  kein  Staat  den 
Bürgern  eines  andern  Staates  den  Eintritt  in  sein  Gebiet  verwehren 
darf,  wenn  sie  ordentliche  Ausweisschriften  besitzen  und  keine  beson- 
dern Verdachtsgründe  gegen  den  Einzelnen  vorliegen. 

B.  1855  I.  365.  Vgl.  0«F.  S.  lU.  599  «i.  IV.  262 1. 

991«  Das  badische  Bezirksamt  Jestetten  liess  den  Jakob  Zimmer- 
mann in  Trasadingen  (Schaffhausen)  zwei  Male  vorladen,  um  in  einer 
ZoUdefraudationssache  in  Jestetten  Zeugniss  abzulegen.  Der  Vor- 
geladene erschien  nicht  und  die  Polizeidirection  von  Schaffhausen 
berichtete  dem  Bezirksamte ,  dass  sie  nach  dem  Staatsvertrage  vom 
J.  1808  [A.  S.  I.  394,  SnellL  484]  denselben  nicht  nöthigen  könne, 
vor  dem  badischen  Forum  zu  erscheinen.  Eine  Abhörung  der  Zeugen 
Würde  nicht  begehrt,  weil  das  dortige  Kantonalverhöramt  auf  eine 
frühere  Reclamation  erwiedert  hatte ,  dass  bestehender  Verordnung 
gemäss  wegen  Zolldefraudation  keine  Zeugenverhöre  aufgenommen 
werden  dürfen.  Auf  dieses  hin  wurde  Z.  am  28.  Dec.  1850  in  Grieasen 
(Baden)  verhaftet,  zur  Einvernahme  vorgeführt  und  da  die  Beeidigung, 
angeblich  wegen  eingetretener  Nacht,  nicht  mehr  erfolgen  konnte  und 
der  folgende  Tag  ein  Sonntag  war ,  bis  am  Montag  in  Haft  behalten, 
lieber  dieses  Verfahren  beschwerte  sich  die  Regierung  von  Schaff- 
hausen beim  BR,  der  beim  grossh.  badischen  Ministerium  des  Hauses 
und  der  auswärtigen  Angelegenheiten  seine  Verwendung  in  dem  Sinne 
eintreten  liess,  dass  dasselbe  das  Bezirksamt  Jestetten  über  seine 
Handlungen  zurecht  weise  und  ihm  für  die  Zukunft  die  Instruction 
ertbeile,  dass  solche  Vorladungen  und  Verhaftungen  unterbleiben  und 
dass  die  Zeugeneinvernahmen  auf  dem  Wege  des  Requisitorials  Tor 
dem  heimatlichen  Richter  erledigt  werden.   Gründe : 

Es  ist  wol  ein  allgemein  anerkannter  Grundsatz ,  dass  Zeugen 
nicht  aus  einem  andern  Staate  vorgeladen  werden  kr>nnen ,  sondern 
durch  Requisitorial  vor  ihrem  natürlichen  Richter  einvernommen 
werden.  Der  bestehende  Staatsvertrag  vom  J.  1808  bestimmt  dieses 
als  Grundsatz  selbst  im  Falle  von  schweren  Verbrechen  mit  einer 
einzigen  Ausnahme ,  von  der  hier  anerkanntermassen  nicht  die  Bede 
ist.  Wenn  also  der  Vorgeladene  nicht  Folge  leistete  und  wenn  die 
Behörden  nicht  dazu  mitmrkten,  so  wai-en  sie  ganz  in  ihrem  Rechte. 
Es  sind  zwei  Beschwerden ,  welche  mit  Grund  gegen  das  Bezirksamt 
Jestetten  geführt  werden  können.    Die  erste  besteht  darin ,  dass  das- 
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selbe  entgegen  allgemeinen  Grundsätzen  und  dem  Staatsreitrage  den 
Zeugen  nach  Jestetten  citiren  Hess ,  statt  ihn  durch  Requisitoriale  in 
Schaffhausen  einvernehmen  zu  lassen.  Dieser  Act  konnte  keine  recht- 
liche Wirkung  haben  und  die  nachherige  Verhaftung  auch  nicht  recht- 
fertigen, weil  Zimmermann  zu  erscheinen  nicht  yerpflichtet  war  und 
nicht  vorlag,  dass  er  sich  geweigert  habe,  auf  dem  ordentlichen  Wege, 
nämlich  vor  seinem  natürlichen  Richter  Auskunft  zu  ertheilen«  Man 
kann  daher  die  Frage  ganz  übergehen,  ob,  wenn  das  letztere  der  Fall 
gewesen  wäre ,  die  Verhaftung  sich  gerechtfertigt  hätte.  Denn  die 
Einvernahme  in  Schaffhausen  ist  gar  nicht  anbegehrt  worden,  sondern 
die  Vorladung  nach  Jestetten  und  es  liegt  daher  nicht  vor,  dass  Zim- 
mermann das  Zeugniss  am  gehörigen  Orte  verweigert  und  dadurch 
ausserordentliche  Massnahmen  veranlasst  habe.  ^ 

Die  zweite  Beschwerde  gegen  das  Bezirksamt  betrifft  die  Verhaf« 
tung  und  die  Dauer  derselben.  Hierüber  wurde  erwiedert,  dass  die- 
selbe nicht  erfolgt  sei  wegen  des  Ungehorsams  auf  die  erlassenen 
Vorladungen ,  sondern  um  der  Person  bis  nach  erfolgter  Beeldigang 
sicher  zu  sein.  Auf  dieses  Motiv  darf  aber  wol  mit  Grund  ervriedert 
werden,  dass  ja  die  Verhaftung  auf  dem  Markte  zu  Griessen ,  also  vor 
der  Einvei-nahme  erfolgte  und  dass  nur  die  längere  Dauer  derselben 
in  dem  Aufschub  der  Beeidigung  ihren  Grund  hatte.  Durch  die  Ver- 
haftung in  Griessen  sollte  daher  Zimmermann  gezwungen  werden,  vor 
einem  andern  als  seinem  natürlichen  Richter  Zeugniss  abzulegen, 
ungeachtet  nicht  vorlag,  dass  er  das  letztere  verweigert  hätte.  Hin- 
sichtlich der  Dauer  der  Haft  endUch ,  die  das  Bezirksamt  Jestetten 
mit  der  inzwischen  eingetretenen  Nacht  entschuldigen  will ,  ist  nicht 
zu  übersehen ,  dass  die  Verhaftung  am  28.  Decbr.  und  zwar  bei  schon 
eingebrochener  Nacht  erfolgte ;  ebenso  fand  die  ganze  Einvernahme 
zur  Nachtzeit  Statt  und  es  ist  daher  schwer  einzusehen ,  warum  der 
Act  der  Beeidigung  nicht  mehr  beigefugt  wurde ,  statt  einen  schuld- 
losen fremden  Staatsbürger  einen  Tag  und  zwei  Nächte  hindurch  in 
Haft  zu  behalten.  BR.  ▼.  6.  Jnm  1861. 

Auf  diese  Note  erfolgte  am  2.  August  gl.  J.  die  Antwort :  »Nach- 
dem das  Kantonal verhöramt  in  Schaffhausen  in  seinem  Schreiben  vom 
14.  Oct.  V.  J.  dem  Bezirksamt  Jestetten  bemerkt  hatte,  dass  bestehen- 
der Verordnung  gemäss  in  ZoUdefraudationsproceduren  keine  Zeugen- 
verhöre vorgenommen  werden  dürften ,  so  war  dieses  letztere  nicht 
mehr  im  Falle ,  ein  früheres  Ansinnen  um  Sistirung  des  Zeugen  nun- 
mehr noch  auf  Einvernahme  desselben  vor  der  Schaffhauser  Gerichts- 
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behörde  zu  stellen ,  da  nach  der  erhaltenen  Antwort  auch  diese  Ein- 
vemahme  als  unzulässig  erscheinen  musste  und  es  blieb  dem  Amte 
unbenommen,  den  Zimmermann  bei  dem  Betreten  des  diesseitigen 
Gebietes  vor  sein  Forum  zu  ziehen.« 

Von  der  Erfolglosigkeit  der  Reclamation  gab  der  BR.  der  Regie- 
rung von  Schaffhausen  Eenntniss  übrigens  mit  dem  Beifügen :  Da  der 
Staatsyertrag  mit  Baden  vom  30.  August  1808  sich  nur  auf  die  eigent- 
lichen Verbrecher  bezieht ,  so  besteht  allerdings  eine  Verpflichtung 
zur  Abhörung  von  Zeugen  bei  ZoUdefraudationen  nicht,  allein  es  fragt 
sich ,  ob  es  nicht  im  Interesse  der  Grenzkantone  liege ,  diese  Zeugen- 
abhörungen  auf  Requisition  hin  vorzimehmen,  oder  m.  a.  W.  den  Art  5 
des  erwähnten  Vertrages  auch  bei  ZoUdefraudationen  anzuwenden.... 
Es  darf  dabei  nicht  übersehen  werden,  dass  es  auch  für  unsere  Justiz 
in  Zollsachen  wünschbar  sein  kann ,  dass  Zeugen  im  Badischen  ab- 
gehört werden  auf  Requisition  der  Schweiz.  Gerichte.  • 

BR.  Y.  9.  August  1851. 

593«  Müller  TscHudi  Yon  Wittnau  (Aargau)  wurde  vom  badischen 
Bezirksamt  Säckingen  rogatorisch  aufgefordert,  sich  innerhalb  14  Ta- 
gen über  das  Verbrechen  des  Ankaufs  ärarischer  Pferde  Ton  einem 
aufständischen  Soldaten  zu  rechtfertigen,  ansonst  nach  Lage  der  Acten 
erkannt  würde.  Tschudi  bestritt,  seit  dem  Herbst  1848  den  badischen 
Boden  betreten  oder  deutsche  Pferde  gekauft  zuhaben,  stellte  übrigens, 
um  seine  persönliche  Freiheit  nicht  dem  badischen  Untersuchungs- 
richter Preis  zu  geben ,  das  Gesuch ,  der  BR.  möchte  zur  Abwehr  der 
möglichen  Folgen  eines  Contumazurtheils  bei  den  badischen  Behörden 
auswirken ,  dass  ihm  gestattet  werde ,  vor  dem  aargauischen  Richter 
sich  zu  verantworten  oder  sich  vor  der  badischen  Behörde  durch  einen 
Anwalt  rechtfertigen  zu  lassen.  Dieses  Gesuch  wurde  von  der  Regie- 
rung von  Aargau  unterstüzt. 

Der  BR.  fand  es  wenigstens  bei  gegenwärtiger  Sachlage  nicht 
rathsam,  die  beiden  Gesuche  der  badischen  Regierung  vorzulegen  und 
begründete  diesen  Entscheid  wie  folgt: 

Mit  dem  ersten  Gesuche  wird  bezweckt,  die  Competenz  der  badi- 
schen Gerichte  abzidehnen  und  zu  bestreiten.  Dieses  lässt  sich  im 
Allgemeinen  nicht  sagen ,  vielmehr  können  je  nach  den  Verhältnissen 
des  Falles  und  der  factischen  Begründimg  der  Klage  jene  Gerichte 
möglicherweise  competent  sein.  Allerdings  kann  es  sich  nicht  um 
Anwendung  des  Staats  Vertrages  vom  J.  1808  handeln,  weil  einerseits 
die  in  Frage  liegende  Handlung  nicht  unter  die  darin  aufgezählten 
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Verbrechen  gehört  und  weil  anderseits  der  Vertrag  sich  überhaupt 
nicht  auf  die  Angehörigen  des  jeweilen  requirirten  Staates  bezieht- 
Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  bei  allen  den  Vergehen,  die  nach  dem 
Vertrage  die  Auslieferung  nicht  begründen,  auch  eine  gerichtliche 
Verfolgung  und  Beurtheilung  nicht  zulässig  sei ,  sondern  dass  man  es 
dem  andern  Staate  überlassen  müsse,  die  fehlbaren  Personen  vor  seine 
Gerichte  zu  stellen :  vielmehr  hat  jeder  Staat,  insoweit  er  nicht  durch 
Verträge  beschränkt  ist,  nach  seiner  Gesetzgebung  und  anerkannten 
TÖlkerrechtlichen  Grundsätzen  zu  handeln.  Nun  ist  es  aber  den  letz- 
tem gar  nicht  zuwider,  sondern  fast  überall  Grundsatz,  dass  jeder 
Staat  berechtigt  ist,  die  in  seinem  Gebiete  verübten  Verbrechen  und 
Vergehen  vor  seine  Gerichte  zu  ziehen,  auch  wenn  die  Thäter  Fremde 
sind.  Sind  sie  entwichen ,  so  ist  entweder  eine  Auslieferung  möglich 
oder  nicht;  im  letztern  Fall  werden  die  Gerichte  die  Procedur  gleich- 
wol  fortsetzen  und  ein  Contumazurtheil  erlassen,  oder  sie  werden  die 
Beurtheilung  verschieben,  bis  sie  der  Thäter  habhaft  werden  je  nach 
den  Gesetzen  ihres  Landes.  So  haben  die  Schweiz.  Kantone  nach 
diesen  Grundsätzen  unbezweifelt  die  Befugniss ,  Badenser  oder  andere 
Fremde  für  alle  Vergehen ,  die  sie  auf  ihrem  Territorium  verüben, 
vor  ihre  Gerichte  zu  ziehen  und  zu  bestrafen,  gleichviel  ob  diese  Ver- 
gehen eine  Auslieferung  begründen  würden  oder  nicht.  Dieses  Recht 
der  Kantone  darf  in  keiner  Weise  aufgegeben  werden,  man  würde 
aber  grundsätzlich  darauf  verzichten,  wenn  man  dem  Grossherzogthum 
Baden  das  gleiche  Recht  bestreiten  wollte,  Schweizerbürger,  die  in 
Baden  ein  Vergehen  verübten ,  vor  die  badischen  Gerichte  zu  laden. 
Es  kommt  also  darauf  an ,  ob  Schweizerbürger  wegen  Handlungen 
angeklagt  werden ,  die  sie  im  Badischen  begangen  haben  oder  nicht ; 
im  erstem  Falle  wären  die  badischen  Behörden  zur  Beurtheilung  com- 
petent,  im  letztern  dagegen  nicht.  Nun  fehlt  es  hier  gerade  über 
diesen  wesentlichen  Punkt  an  jedem  actenmässigen  Aufschluss. 
Tschudi  negirt  freilich  im  J.  1849  im  Badischen  gewesen  zu  sein  und 
überhaupt  Pferde  aus  Deutschland  gekauft  zu  haben.  Allein  auf  der 
andern  Seite  ist  es  schwer  anzunehmen ,  dass  die  badischen  Gerichte 
Handlangen  von  Schweizern  beurtheilen  wollen ,  die  in  der  Schweiz 
begangen  wurden ;  auch  scheint  der  Eingang  des  badischen  Requisi- 
torials  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Klage  auf  Ankauf  von  Pferden  in 
badischem  Gebiet  gerichtet  ist.  Die  fragliche  Stelle  lautet  nämlich  so : 
»Müller  Tschudi  in  Wittnau  ist  angeschuldigt,  im  Monat  Juli  v.  J.  (1849) 
den  abge&llenen  diesseitigen  Soldaten  bei  ihrem  Rückzüge  dahier  ärarische  Pferde 
abgekauft  zu  haben.« 
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Ob  diese  Klage  materiell  wahr  und  begründet  sei ,  ist  natürlich 
eine  andere  Frage ,  die  von  den  Ergebnissen  der  Untersuchung  ab- 
hängt.  Bei  dieser  Sachlage  kann  der  BR.  daher  nicht  von  Yornherein 
gegen  die  Competenz  protestiren,  weil  diese  möglicherweise  begründet 
ist.    Es  wäre  daher  angemessen ,  wenn  durch  das  requirirte  Bezirks- 
gericht Ijaufenburg  vom  Bezirksamt  Säckingen  eine  Speciea  üacti  und 
die  Motive  der  Competenz  verlangt  würden.  Richtiger  wäre  es  freilich, 
wenn  die  requirirten  Behörden  in  solchen  Fällen  dieses  sofort  ver- 
langen würden,  ehe  sie  dem  Rogatorium  Folge  leisten  und  die  Citation 
anlegen,  wie  es  hier  geschehen  ist.   Sollte  diese  Auskunft- verweigert 
werden,  so  ist  der  BR.  erbötig,  bei  der  badischen  Regierung  darauf 
hinzuwirken,   dass  sie  ertheilt  werde.     Erst  dann  wird  es  m(%Uch 
sein  zu  beurtheilen ,  ob  man  wegen  mangelnder  Competenz  weitere 
Schritte  thun  wolle. 

Noch  schwieriger  scheint  es  dem  zweiten  Gesuche  Folge  zu  geben, 
dass  nämlich  dem  Tschudi  gestattet  werde,  sich  durch  einen  badischen 
Anwalt  vertreten  zu  lassen.     Vorerst  dürfte  dieses  dem  Interesse  des 
Tschudi  gerade  entgegen  laufen ,  denn  er  würde  dui*ch  Stellung  eines 
Vertheidigers  offenbar  die  Competenz  des  Gerichtes ,  wenigstens  über 
die  Competenzfrage  zu  urtheilen,  anerkennen  und  es  dürfte  dann 
schwer ,  ja  unmöglich  sein ,  den  nachtheiligen  Folgen  eines  Urtheik 
mit  Erfolg  zu  begegnen.     Sodann  scheint  es  ausser  allem  Zweifel  zu 
liegen,  dass  die  Statthaftigkeit  dieses  Gesuches  von  dem  badischen 
Prozessgesetze  abhängt,  von  welchem  weder  das  Gericht  noch  die 
Regierung  Ausnahmen  gestatten  kann  und  am  allerwenigsten  zu  Gun- 
sten von  Ausländern  gestatten  wird.     Wenn  z.  B.  das  aargauische 
Strafprozessgesetz  das  persönliche  Erscheinen  des  Angeklagten  positi? 
vorschreiben  und  für  Fremde  keine  Ausnahme  gestatten  würde,  so 
würden  gewiss  sämmtliche  aargauische  Behörden  das  Gesuch  eines 
Badensers  verwerfen,  dass  er  sich  durch  einen  Anwalt  vertreten  lassen 
dürfe.    Sollte  hingegen  das  badische  Strafprozessgesetz  eine  solche 
Vertretung  zulassen ,  so  bedarf  es  gewiss  nicht  des  BR.,  um  dieselbe 
auszuwirken.    Derartige  Gesuche  sind  offenbar  von  der  betheilgten 
Person  zuerst  bei  der  competenten  Behörde  anzubringen  und  erst  wenn 
diese  auf  rechtswidrige  Weise  nicht  entspricht,  kann  von  Intervention 
auf  diplomatischem  Wege  die  Rede  sein.  BK.  v.  5.  Febr.  1851. 

903«    Der  französische  Consul  in  Genf  hatte  bei  dem  dortigen 
Justiz-  und  Polizeidepartement  Klage  erhoben  über  Misshandlungen, 
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die  einem  Franzosen  in  jener  Stadt  widerfahren  sein  sollen.  Der  BR. 
hat  jedoch  dem  Staatsrathe  von  Genf  bemerkt,  dass  solche  Beschwer- 
den künftig  nicht  mehr  in  Betracht  gezogen  werden  dürfen,  weil 
einem  auswärtigen  Consul  ein  solcher  Verkehr  mit  den  kantonalen 
Behörden  nicht  zustehe ;  wenn  er  sich  seiner  Landsleute  annehmen 
zu  sollen  glaube ,  so  möge  er  sich  an  die  Gesandtschaft  wenden ,  wel- 
cher allein  ein  etwaiges  Interventionsrecht  zukommen  könne. 

BH.  V.  3.  Augiist  1860  No.  3557. 

594«  Zwischen  der  k.  bayerischen  Gesandtschaft  und  der  Regie- 
nmg  des  Kts.  Bern  erhob  sich  folgender  Anstand :  Ein  gewisser  Gärt- 
ner Freihammer  aus  Bayern  wünschte  in  Bern  die  Gärtnerei  auf  eigene 
Rechnung  zu  betreiben ,  was  ihm  untersagt  wurde.  Bayern  insistirte 
darauf,  sich  auf  §  79  der  bernischen  Verfassung  berufend,  welcher 
sage ,  dass  Fremde  hier  Landbau ,  Handel  und  Gewerbe  treiben  kön- 
nen ,  wenn  in  ihren  Staaten  den  Bemer  Bürgern  das  gleiche  Recht 
zustehe.  Diess  sei  nun  mit  Bezug  auf  die  Gärtnerei  in  Bayern  voll- 
ständig der  Fall  und  somit  die  Anwendung  der  Reciprocität  begründet. 
Da  indess  die  Regierung  von  Bern  auf  ihrer  Einsprache  beharrte ,  so 
wandte  sich  die  Gesandtschaft  an  den  BR.  mit  dem  Gesuche  um  eine 
hierpretation  des  Begriffs  der  Reciprocität  in  ihrer  t?ö'lkerrechtlichen 
Anwendung  überhaupt  und  in  ihrer  besondem  Beziehung  auf  den  vor- 
Hegenden  Fall. 

Indem  der  BR.  die  Bemerkung  vorausschickte,  dass  die  Ansichten, 
die  er  mittheilen  werde ,  nicht  als  eine  Art  authentischer  Interpreta- 
tion kantonaler  Verfassungen  und  Gesetze  betrachtet  werden  dürfen 
und  überhaupt  keinerlei  amtlichen  Charakter  haben  können ,  indem 
der  angeregte  Gegenstand  ganz  ausserhalb  dem  Bereiche  der  Rechts- 
verhältnisse des  eidg.  Bundes  liege,  antwortete  er  wie  folgt: 

Wenn  in  Staatsverträgen ,  Verfassungen  oder  Gesetzen  eines 
Landes  von  Reciprocität  oder  Gegenrecht  in  Bezug  auf  Fremde  im 
Allgemeinen  die  Rede  ist,  so  besteht  wol  der  theoretisch  richtige 
Begriff  darin,  dass  der  betreffende  Staat  erklärt,  die  Angehörigen  des 
andern  Staats  dieser  Eigenschaft  wegen  nicht  anders  zu  behandeln, 
als  seine  eigenen  Bürger.  Denn  ohne  ausdrückliche  Erklärung  lässt 
sich  nicht  annehmen,  dass  ein  Staat  sich  auch  verpflichte,  seine  Gesetz- 
gebung dem  andern  anzupassen  oder  die  Fremden  günstiger  zu  behan- 
deln als  seine  eigenen  Bürger.  Bleibt  man  vorerst  bei  diesem  Begriff 
der  eigentlichen  Reciprocität  stehen,  so  müsste  Bayern,  um  sich 
darauf  stützen  zu  können ,  erklären :  Ein  Fremder  kann  in  Bayern 
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unter  denselben  Bedingungen  zur  Ausübung  von  Gewerben  zugelasBen 
werden ,  wie  ein  Einheimischer.  Allein  dieses  scheint  nicht  der  Fall 
zusein,  indem  (wenigstens  bei  den  meisten  Gewerben)  ein  Fremder 
zugleich  naturalisirt  wird.  Er  hört  also  auf  Fremder  zu  sein  und 
verliert  damit  zugleich  sein  ursprüngliches  Bürgerrecht. 

Es  ist  nun  aber  besonders  ins  Auge  zu  fassen,  dass  es  sich  hier 
überall  nicht  um  Anwendung  der  Reciprocität  handelt,  sondern  mn 
ein  ganz  anderes ,  in  der  Praxis  ebenso  häufig  vorkommendes  Rechts- 
verhältniss ,  das  man ,  freilich  unrichtig ,  bisweilen  auch  Reciprocü»! 
nennt ,  nämlich  um  die  gegenseitige  Zusicherung  der  Harmonie  der 
Gesetzgebung  in  einer  gewissen  Sphäre  derselben.  Dieses  Verhältnifli 
kommt  in  der  Regel  beim  Gewerbswesen  vor.  Denn  zwischen  zwei 
Staaten ,  wovon  der  eine  Gewerbsfreiheit ,  der  andere  Zunfteinrich- 
tungen  oder  andere  Beschränkungen  hat,  kann  das  Princip  der  Reci- 
procität im  eigentlichen  Sinne  unmöglich  conveniren ,  weil  gerade  die 
vollste  Reciprocität  vorhanden  wäre,  wenn  die  Bürger  des  einen 
Staats  im  andern  sich  den  Zunftrechten  und  Concessionen  unterwerfen 
müssten ,  während  die  Bürger  des  letztern  im  erstem  volle  Gewerbs- 
freiheit  hätten.  Man  muss  daher  das  Gebiet  der  Reciprocität  gänzlich 
verlassen  und  in  Fällen  der  Art  untersuchen,  was  ein  Staat  anerbiete 
und  unter  welchen  Bedingungen  es  geschehe.  Das  Gesagte  wird  gerade 
durch  die  Verfassung  von  Bern  vollkommen  bestätigt.  Der  §  79  der- 
selben lautet: 

»Jedem  Staatsbürger  steht  das  Recht  des  freien  Landbaues,  Handels  und 
Gewerbes  zu,  unter  Vorbehalt  gesetzlicher  Bestimmungen,  welche  das  allgemeine 
Wohl,  die  liebung  der  Industrie  und  erworbene  Rechte  erfordern. 

»Schweizerbürger  und  Fremde  können  sich  im  Staatsgebiete  niederlassen 
und  Landbau,  Handel  und  Gewerbe  treiben,  wenn  in  ihren  Staaten  den  bemi- 
schen  Bürgern  das  gleiche  Recht  zusteht.« 

Dieser  Artikel  der  Verfassung  ist  weit  entfernt  das  eigentliche  Ee- 
ciprocitätsprincip  aufzustellen,  d.h.  z.  B.  zu  sagen,  der  bayersche  Bür- 
ger soll  wie  der  Berner  behandelt  werden,  wenn  der  letztere  in  Bayern 
wie  der  einheimische  behandelt  wird.  Denn  nach  einer  solchen  Auf- 
fassung könnte  ein  Berner  die  wenigsten  Gewerbe  in  Bayern  betrei- 
ben, während  ein  Bayer  in  Bern  alles  ausüben  könnte.  Jener  Artikel 
will  also  nicht  die  eigentliclie  Reciprocität,  sondern  die  Harmonie  der 
Gesetzgebung  in  Gewerbssachen ,  das  Princip  der  Gewerbsfreiheit 
Nun  kann  man  freilich  sagen ,  diese  Harmonie  der  beiden  Gesete- 
gebungen  ist  in  Bezug  auf  das  specielle  Gewerbe  der  Gärtnerei  völlig 
vorhanden  und  darauf  beruht  also  das  Begehren  der  Anwendung  in 
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concreto.  Allein  vom  Standpunkte  des  Rechts  aus  muss  man  wol  jedem 
Staate  einräumen ,  seine  Yerfassang  zu  interpretiren  und  zu  bestim- 
men ,  ob  die  in  ihr  enthaltenen  Anerbietungen  und  Bedingungen  all- 
gemeiner oder  specieller  Natur  seien ;  man  muss  ihm  einräumen,  sich 
auf  einen  allgemeinem  Standpunkt  zu  stellen  und  eine  principielle 
Durchführung  der  Gewerbsfreilieit,  gleich  wie  er  sie  darbietet ,  als 
Gegenrecht  zu  verlangen.  Es  ist  einleuchtend ,  dass  hierin  nicht  die 
mindeste  Verletzung  völkerrechtlicher  Beziehungen  liegt  ^  weil  es 
jedem  Staate  frei  steht,  die  Bedingungen  festzustellen,  unter  denen 
Fremde  zur  Ausübung  von  Gewerben  zugelassen  werden.  Von  einem 
ähnlichen  allgemeinen  Standpunkte  gehen  auch  andere  Kantone  aus. 
So  sind  z.  B.  im  Kt.  Zürich  Württemberger  von  Betreibung  von  Hand- 
werken im  Allgemeinen  ausgeschlossen,  weil  in  Württemberg  die 
Gewerbsfreiheit  auch  nicht  besteht.  Die  Regierung  von  Bern  hat  daher 
das  Recht,  die  Verfassung  nach  ihrer  Ueberzeugung  von  deren  Sinn 
und  Geist  anzuwenden  oder  sie  kann  den  Grossen  Rath  zu  einer  Inter- 
pretaüon  veranlassen.  Eine  andere  Frage  ist  natürlich  die ,  ob  ihre 
Interpretation  eine  zweckmässige  sei ;  allein  es  ist  schwer  hierüber  ein 
Urtheil  zu  fallen ,  wenn  man  die  Gründe  nicht  kennt ,  die  sie  geleitet 
haben.  Es  lässt  sich  allerding»  von  diesem  Standpunkte  aus  Verschie- 
denes dagegen  erinnern.  Eine  Auslegung  in  der  Weise ,  dass  die  Zu- 
sicherung der  Gewerbsfireiheit  für  eine  einzelne  Klasse  von  Gewerben 
genüge ,  würde  jedenfalls  den  Worten  der  Verfassung  keinerlei  Gewalt 
anthun  und  die  Rechte  der  beiderseitigen  Staatsbürger,  die  den  gleichen 
Gewerb  betreiben ,  wären  gleichgestellt.  Auch  würde  eine  solche  An- 
wendung allmälig  den  Kreis  der  Gegenseitigkeit  erweitem.  Wenn 
endlich  die  Regierung  von  Bern  diesen  Verfassungsartikel  wirklich, 
wie  behauptet  wird,  in  ganz  verschiedener  Weise  gegenüber  von 
Württemberg  anwendet ,  so  dürfte  dieses  allerdings  ein  Grund  mehr 
sein ,  auf  die  gleiche  Anwendung  Bayern  gegenüber  einzugehen,  wenn 
nicht  ganz  besondere  Gründe  ein  verschiedenartiges  Verfahren  recht- 
fertigen. BR.  V.  29.  Septbr.  1849.  Vgl.  Nr.  19?. 

S9S«  Von  Seite  der  Vertreter  mehrerer  Staaten  (Württemberg, 
Baden,  sächsische  Herzogthümer)  wurde  beimBR.  darüber  Beschwerde 
gefuhrt,  dass  die  Stadtgemeinde  llanz  (Bünden)  den  Beschluss  gefasst 
habe,  von  sämmtlichen  daselbst  niedergelassenen  Angehörigen  anderer, 
mit  der  Schweiz  nicht  vergegenrechteter  Staaten  als  Bedingung  ihres 
fernem  Aufenthalts  in  Ranz  die  Stellung  einer  Personalcaution  im 
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Betrage  von  2000  Fr.  oder  die  Hinterlegung  einer  Baarsttnune  yon 
1000  Fr.  innerhalb  14  Tagen  zu  verlangen;  dass  sodann  nach  besag- 
tem Beschlüsse  von  der  hinterlegten  Summe  keine  Zinse  yergiitet 
werden  sollen ,  dagegen  nach  dereinstigem  Wegzuge  der  betreffenden 
Fremden  von  Ilanz  die  Caution  noch  ein  volles  Jahr  zu  haften  habe. 
Die  Regierung  von  Graubünden ,  zur  Berichterstattung  eingehiden, 
antwortete  am  21.  Septbr.  1860,  die  Gemeinde  Ilanz  habe  die  an- 
gefochtene Verfügung  zurückgezogen,  beziehungsweise  der  kantonalen 
Verordnung  über  die  Fremdenpolizei  angepasst ,  welche  in  Art.  22 
lit.  f.  folgende  Bestimmung  enthalte: 

»Ueberdiess  ist  die  Gemeinde  befugt,  den  sich  ]|}iederla88enden  auch  zor 
Leistung  einer  Real-  oder  Personalcaution  für  Wohlverhalten,  nämlich  zur  Deckung 
allfälliger  Strafkosten  ufid  von  Gemeindeabgaben,  sowie  auch  für  Belästigung  der 
Gemeinde  durch  Verarmung  anzuhalten,  welche  jedoch  den  Betrag  von  200  Fr. 
für  eine  einzelne  Person  und  von  400  Fr.  für  eine  Familie  nicht  übersteigen  darf. 

»DiessfäUige  Baarhinterlagen  sind  dem  l^iedergelassenen  von  der  Gemeinde 
mit  vier  vom  Hundert  zu  verzinsen.« 

Von  dieser  Eröffnung  gab  der  BR  den  Eingangs  erwähnten  Re- 
clamanten  Mittheilung  mit  der  Bemerkung ,  dass  er  hiermit  die  er- 
hobenen Beschwerden  als  erledigt  glaube  ansehen  zu  dürfen. 

BR.  T.  26.  Septbr.  1860. 

896«  In  Folge  momentaner  Einstellung  der  Zahlungen  des  Han- 
delshauses Maes  und  Frachter  in  Frankfurt  a./M.  und  während  der 
Unterhandlungen  über  einen  Nachlassvertrag  legten  Terschiedene 
bernische  Creditoren  Arrest  auf  das  Guthaben ,  das  jenem  Handels- 
hause bei  mehrem  bernischen  Debitoren  zustand.  Da  inzwischen  der 
Concurs  über  jenes  Haus  in  Frankfurt  eröffnet  wurde ,  so  protestirte 
die  Massaverwaltung  gegen  die  Bestätigung  der  Arreste  und  yerlangte 
die  Auslieferung  der  fraglichen  Guthaben  in  die  gemeinsame  Concurs- 
masse  zu  FrankAirt.  Sie  wurde  aber  von  den  bernischen  Gerichten 
abgewiesen,  wesshalb  sie  sich  nun  theils  unter  Berufung  auf  Art  10 
und  90  Ziff.  8  der  BVerf. ,  theils  unter  Einlegung  eines  Attestates  der 
frankfurtischen  Gerichte,  in  welchem  Gegenrecht  zugesichert  wird, 
beim  BR.  beschwert. 

Der  BR.  wies  zwar  die  Beschwerde  ab ,  ging  aber  die  Regierung 
von  Bern  darum  an,  in  sorgsame  Erwägung  zu  ziehen,  ob  das  Ton  den 
bemischen  Gerichten  eingeschlagene  Verfahren,  das  der  BR.  zwar 
vom  bundesrechtlichen  Standpunkte  aus  nicht  ändern  könne,  dem 
wahren  Interesse  des  Kantons  und  der  Eidgenossenschaft  entspreche, 
oder  ob  es  nicht  zweckmässiger  wäre,  allgemein  in  der  Schweiz  an- 
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erkannte  Grundsätze  auch  auf  Fremde  anzuwenden ,  wenn  der  Hei- 
matstadt derselben ,  wie  es  hier  der  Fall  sei ,  dieselben  Grundsätze 
der  Schweiz  gegenüber  anzuwenden  sich  bereit  erkläre.    Gründe : 

1)  Die  Beschwerde  der  Recurrentin  beruht  auf  der  Voraussetzung, 
die  von  ihr  entwickelten  Grundsätze  über  die  Universalität  und  die 
Attractivkraft  des  Concurses  seien  nicht  nur  anerkanntes  Recht  der 
einzelnen  Staaten ,  sondern  sie  bilden  auch  internationales  Recht  in 
dem  Sinne ,  dass  die  Behörden  eines  Staates  gegenüber  den  Behörden 
oder  Bürgern  eines  andern  dieselben  anerkennen  und  anwenden  müs- 
sen und  dass  ihre  Nichtbeachtung  ein  Eingriff  in  das  Völkerrecht  sei. 

2)  Diese  Auffassung  ist  aber  nicht  stichhaltig ,  sondern  sie  wider- 
spricht geradezu  dem  völkerrechtlichen  Grundsatze,  nach  welchem  es 
zur  Landeshoheit  und  Unabhängigkeit  jedes  Staates  gehört ,  mit  Aus- 
nahme der  Exterritorialverhältnisse  und  allfällig  durch  Staatsverträge 
freiwillig  anerkannter  Beschränkungen ,  seine  Civilgesetzgebung  und 
Jurisdiction  über  alle  in  seinem  Gebiete  befindlichen  Personen  und 
Sachen  auszudehnen  und  nach  seinem  Ermessen  zu  ordnen. 

3)  Dieser  Grundsatz  findet  auch  seine  Bestätigung  in  den  von 
den  frankfurtischen  Gerichtsbehörden  ausgestellten  Zeugnissen ,  die 
dahin  gehen:  »dass  sie,  die  Reciprocit'dt  vorausgesetzt ,  ihrerseits  das 
schweizerische  Concursforum  anerkennen  und  die  anziehende  Kraft 
des  hier  erkannten  Concurses  gegenüber  von  in  Frankfurt  angelegten 
Güterarresten  respectiren« ,  indem  diese  Gerichte  sich  darin  vorbe- 
halten, ihr  Concursverfahren  gegenüber  von  Fremden  auf  gutfindende 
Weise  und  je  nach  dem  Verfahren  anderer  Staaten  gegen  ihre  Staats- 
angehörigen zu  ordnen  und  anzuwenden. 

4)  Derselbe  Grundsatz  ist  auch  im  schweizerischen  Bundesstaats- 
recht anerkannt,  nach  welchem  die  Jurisdiction  der  Kantone  nur  durch 
die  BVerf.  und  durch  Concordate  beschränkt  werden  kann  und  woraus 
ersichtlich  ist,  dass  es  eines  Concordates,  d.  h.  der  freiwilligen  Ueber- 
einkunft  der  Kantone  bedurfte,  um  gerade  die  Principien  des  Concurs- 
rechts,  welche  Recurrentin  als  allgemein  verbindlich  aufstellt,  zur 
Anerkennung  zu  bringen. 

5)  Im  Uebrigen  fällt  die  Frage,  welche  Folgen  die  Ablehnung  der 
von  den  firankfurtiBchen  Gerichten  anerbotenen  Reciprocität  für  den 
Handelsverkehr  des  Kts.  Bern  haben  werde,  der  Erwägung  der  berni- 
schen Staatsbehörden  anheim,  wogegen  sie  für  den  BR.  keinen  recht- 
lichen Anhaltspunkt  zur  Intervention  darbietet.  B.  1867 1. 216. 
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III.  Aasfl&sse  aus  dem  Princip  der  Nentrallt&t 

BBeschluss  v.  5.  Mai  1859,  betr.  die  neutrale  Stellung  der  Schweiz  [Off.  S.  VI.  329]. 
Verordnung  des  BR.,  betr.  Handhabung  der  Neutralität  der  Schweiz  y.  20.  Mai  1859 
[VI.  242J.  BBeschluss  v.  21.  Juli  1859^etr.  die  zu  Wahrung  der  Neutralität  getrof- 
fenen Massregeln  [VI.  297],  Vgl.  No.  9.  8. 

997«  Die  Eidgenossenschaft  hält  strenge  an  dem  Grundsätze  fest, 
sich  nicht  in  die  politischen  Angelegenheiten  der  NachbarstcuUen  einzu- 
mischen und  unter  allen  Umständen  eine  gewissenhafte  NeutraUüU  zu 
beobachten.  Diese  Maxime  darf  sie  aber  nicht  verhindem ,  ganz  be- 
sonders mit  den  gegen  sie  freundlich  gesinnten  Staaten  einen  ununter- 
brochenen Verkehr  zu  unterhalten,  denselben  bei  jeder  Gelegenheit 
über  unsere  Verhältnisse  genaue  Aufschlüsse  zu  yerschafifen  und  den 
Vorurtheilen,  die  unaufhörlich  in  der  diplomatischen  Welt  und  in  der 
öffentlichen  Meinung  gegen  uns  verbreitet  werden,  entgegen  zu  treten. 
Es  ist  für  die  Eidgenossenschaft  von  der  grössten  Wichtigkeit,  gewisse 
irrige  Vorstellungen  und  Missverständnisse  zu  bekämpfen ,  die  nur  zu 
leicht  einwm-zeln,  wenn  man  sie  geringschätzt.  B.  1852  U.  369. 

998«  Da  im  Decbr.  1851  eine  totale  Aenderung  im  constitutionellen 
Systeme  Frankreichs  Statt  gefunden,  so  hat  die  Schweiz  das  freie  öw- 
stituirungsrecht ,  welches  allen  unabhängigen  Staaten  zukommt  und 
das  auch  sie  selbst  ausübte ,  natürlicherweise  geachtet.    B.  1852  L  360. 

990«  Im  italienisch  -  österreichischen  Kriege  (1859)  traten  ein- 
zelne Truppentheile  der  kriegführenden  Mächte  auf  Schweiz.  Gebiet 
über  und  es  entstand  daher  die  Frage ,  wie  die  Schweiz  gegenüber 
solchen  Mächten  weiter  vorzugehen  habe. 

Der  BR.  ging  hiebei  von  dem  Gesichtspunkte  aus ,  den  er  den 
kriegführenden  Mächten  selbst  eröffnete ,  dass  dem  neutralen  Lande 
in  Fällen  solcher  Art  nicht  zugemuthet  werden  könne ,  an  der  Stelle 
der  kriegführenden  Parteien  eine  Quasi-Kriegsgefangenschaft  zu  hand- 
haben. Wenn  somit  die  Schweiz  verirrte,  verdrängte  oder  abgeschnit- 
tene Truppentheile  bei  sich  aufnehme ,  so  erfülle  sie  damit  einen  Act 
der  Humanität  und  nicht  ein  Gebot  des  Völkerrechts,  da  solche  Trup- 
pen auch  dem  Kriegsloose  überlassen  werden  könnten.  Hinwieder 
müsse  die  Schweiz  an  der  Anschauung  festhalten ,  dass  die  Rückkehr 
solcher  U ebergetretener  in  die  Heimat  auch  noch  während  der  Kriegs- 
dauer unter  Beobachtung  gewisser  Vorsichtsmassregeln  zulässig  sei. 
Diese  Massregeln  bestünden  in  der  Entwaffnung  und  Intemirung  der 
Mannschaft  und  in  der  Zurückbehaltung  der  abgenommenen  Waffen  bis 
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nach  beendigtem  Kriege  und  endlich  gegen  die  officielle  Erklärung 
der  betreffenden  Regierung ,  die  zurückgekehrten  Mannschaften  wäh- 
rend des  waltenden  Krieges  nicht  mehr  gegen  den  Feind  zu  verwenden. 

B.  1860  IL  164. 
600«  Bei  dem  Friedensschlüsse  in  Paris ,  der  den  orientalischen 
Krieg  beendigte,  machten  die  Abgeordneten  der  Mächte  auch  der 
Schweiz  den  Vorschlag,  »es  sei  wünschenswerth,  dass  bei  künftigen 
Conflicten  die  streitenden  Theile ,  bevor  sie  zu  den  Waffen  greifen, 
den  Vermittlungsversuch  einer  dritten  Macht  begehren«.  Der  BR. 
lehnte  diesen  Vorschlag,  soweit  er  die  Schweiz  betrifft,  ab,  eines- 
theÜB  weil  die  neutrale  Stellung,  welche  die  Schweiz  im  europäischen 
Staatssystem  gegenwärtig  einnimmt,  sie  dahin  weist,  sich  der  Ein- 
mischung und  Theilnahme  an  den  Angelegenheiten  der  übrigen  Staa- 
ten zu  enthalten,  indem  sie  ihrer  Lage  nach  aggressiv  aufzutreten 
nicht  im  Falle  sein  wird,  anderntheils  weil  wahrscheinlich  nach  dem 
Wunsche  der  Mächte  diese  Mediationsversuche  sich  auch  auf  Con- 
flicte  in  innem  Landesangelegenheiten  ausdehnen  könnten,  was  die 
Schweiz  nicht  annehmen  darf  und  endlich  weil  das  CongressprotocoU 
dieses  Gedankens  nicht  als  rechtsverbindlichen  Grundsatzes  erwähnt, 
vielmehr  das  künftighin  zu  beobachtende  Vermittlungsprincip  sich  als 
blosser  Wunsch  der  Mächte  darstellt.  B.  1857 1. 181. 

IV.  Fremde  EinmisebDiig. 

Vgl.  No.  4«.  896.  897.  586. 

901«  Der  BK.  erklärte  der  österreichischen  Regierung ,  er  könne 
ihr  keinerlei  Protectorat  zu  Gunsten  der  Bischöfe  von  Mailand  und 
Como  auf  denjenigen  Theilen  ihrer  Diöcese,  die  auf  Schweizergebiet 
liegen,  zugestehen ;  denn  so  wenig  sich  Schweiz.  Regierungen  in  kirch- 
liche Angelegenheiten  jenseits  der  Grenze  mischen ,  so  werde  eben  so 
wenig  eine  Einmischung  jenseitiger  Regierungen  auf  diesseitigem  Ge- 
biete zugegeben.  Sollten  daher  jene  Bischöfe  Beschwerden  bei  den 
kaiserlichen  Behörden  vorbringen ,  so  möge  man  sie  an  die  s(;hweiz. 

Regierungen  und  Behörden  verweisen. 
B.  1856  I.  877.  [lieber  die  Lostrennung  von  Tessin.  resp.  Bünden  von  den  Bis- 
thomem  Mailand  und  Como,  vgl.  B.  1857  I.  194  ff.  767.  1858  1.  242.  IL  27. 
1859  L  273.  1860  H.  177.   1861  I.  392.  Off.  S.  V.  378  2  u.  3.  VI.  67  300]. 

809«  Mit  Note  vom  8.  Septbr.  1860  beschwerte  sich  die  franzö- 
BiBche  Gesandtschaft  beim  BR.  darüber,  dass  am  5.  gl.  Mts.  in  Vivis 
auf  französische  Flaggen  geschossen  worden,  die  auf  zwei  savoyischen 
Barken ,  die  dort  gelandet  hatten ,  aufgehisst  gewesen  seien. 

35 
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Der  BR.  antwortete  darauf  am  28.  Octbr :  »Wie  nicht  jede  Gesell- 
schaft oder  ein  beliebiger  Privatmann  die  Prätension  haben  kann ,  in 
einem  fremden  Lande  seine  Nationalität  zu  vertreten ,  so  kann  auch 
die  in  ganz  privater  Stellung  aufgepflanzte  Flagge  nicht  auf  diejenige 
Achtung  Anspruch  machen ,  welche  man  der  Flagge  einer  officiellen 
Persönlichkeit  nach  internationalen  Grundsätzen  schuldig  ist  und  die 
die  Schweiz  nie  aus  den  Augen  setzen  wird.  Es  ist  also  offenbar  ein 
Unterschied  zu  statuiren  zwischen  einer  Flagge  oder  Fahne ,  welche 
die  Repräsentation  einer  fremden  Nationalität  sich  bloss  anmasst  und 
der  Fahne  oder  Flagge  derjenigen  Person,  welche  die  fremde  Nationa- 
lität zu  repräsentiren  den  Beruf  und  die  Ehre  hat.«  —  Im  Uebrigen 
wurde  beigefügt,  dass  die  waadtländische  Behörde  schon  von  sich  aus 
wegen  Störung  des  öffentlichen  Friedens  beim  zuständigen  Polizei- 
gericht eine  Untersuchung  eingeleitet  habe.  B-  1Ö60  HL  210  ff. 

603«  In  älmlicher  Weise  äusserte  sich  der  BR.  auf  eine  Note  vom 
9.  Octbr.  1860,  in  welcher  Beschwerde  über  eine  neue  in  Sitten  Statt 
gefundene  Beschimpfung  der  franz.  Fahne  bei  Anlass  der  Eröffnung 
der  dortigen  Eisenbahn  geführt  und  »sofortiges  entschiedenes  Ein- 
schreiten für  Ausmittlung  und  Bestrafung  der  Urheber  dieser  straf- 
baren Manifestation«  verlangt  wurde ,  dahin : 

»Gesetzt  aber  auch,  es  wäre  eine  Fahne  mit  den  französischen 
Nationalfarben  von  derLocomotive  herabgenommen  worden,  so  könnte 
hierin  der  BR.  keinen  Fall  erblicken ,  der  eine  diplomatische  Inter- 
vention hervorzurufen  geeignet  wäre.  Der  BR.  kann  fremden  Fahnen, 
die  von  Privaten ,  Gesellschaften  oder  einer  Vereinigung  von  Indivi- 
duen auf  Schweizergebiet ,  ohne  officiellen  Charakter  und  ohne  eidg. 
Ermächtigung,  als  Ausschmückungsgegenstand  von  denjenigen  Per- 
sonen gewählt ,  die  sie  zu  diesem  Zwecke  au&tecken ,  einzig  dasjenige 
Recht  auf  Achtung  einräumen ,  wie  es  jedem  andern  Privatgute  zu- 
kommt, keineswegs  aber  ihnen  einen  internationalen  Charakter  zuer- 
kennen, oder  in  ihnen  die  Repräsentation  derjenigen  Nation  erblicken, 
die  dilse  Fahne  führt.«  B.  1860  m.  225. 

V.  Gebietsverletzung. 

604«  Zum  Begriff  der  Gebietsverletzung  gehört  das  Vornehmen 
amtlicher  oder  dienstlicher  Handlungen  durch  Civil-  oder  Militär- 
personen auf  fremdem  Gebiet ;  eine  solche  liegt  also  dann  nicht  vor, 
wenn  Privatpersonen  ein  gemeines  Verbrechen  oder  Vergehen  auf 
fremdem  Staatsgebiet  verüben.  Es  kann  dann  freilich  der  Uebelstand 
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eintreten ,  dass  solche  Handlungen  ungestraft  bleiben,  wenn,  wie  diess 
bei  Frankreich  und  Neuenburg  der  Fall  ist,  die  betreffenden  Straf- 
gesetze vorschreiben,  dass  nur  die  auf  dem  eigenen  Gebiet  begangenen 
Verbrechen  gerichtlich  verfolgt  werden  dürfen ;  auch  kann  die  Aus- 
lieferung nicht  Statt  finden,  wenn  die  Augeschuldigten  Schweizer- 
bürger, resp.  Franzosen  sind  oder  die  betreffenden  Handlungen  nicht 
unter  die  Bestimmungen  des  Staatsvertrages  fallen.  Bei  dieser  Sach- 
lage ist  es  einleuchtend,  dass  Schweizer  in  Frankreich  und  Franzosen 
in  der  Schweiz  ungestraft  gewisse  Verbrechen  oder  Vergehen  verüben 
können,  wenn  es  ihnen  nur  gelingt,  rechtzeitig  wieder  über  die  Grenze 
zu  kommen  und  dass  die  Bechtssicherheit  besonders  der  beidseitigen 
Grenzbevölkerung  bedroht  ist.  Eine  weitere  Folge  besteht  darin,  dass 
durch  solche  Vorfalle  eine  gewisse  Erbitterung  dieser  Bevölkerung 
gegenseitig  entsteht  und  sehr  störend  auf  das  gute  Einvernehmen  bei- 
der Staaten  einwirken  kann.  B.  1859 1.  271. 

VI.  Sfaatsvertrftg^e  mit  dem  Aaslande. 

605«  Zwischen  der  Schweiz ,  resp.  einzelnen  Kantonen  und  aus- 
wärtigen Staaten  besteht  eine  grosse  Anzahl  von  Staatsverträgen,  die 
wir  zu  leichterer  üebersicht  unter  verschiedene  Titel  geordnet  haben, 
wobei  übrigens  wol  zu  beachten  ist,  dass  alle  vor  Einführung  der 
BVerf.  vom  12.  Septbr.  1848  abgeschlossenen  Verträge  nur  für  die- 
jenigen Kantone  verbindlich  sind,  die  in  Folge  ausdrücklicher  Er- 
klärung denselben  beitraten,  während  die  seit  dem  benannten  Tage 
Ton  der  BVersammlung  genehmigten  Staatsverträge  (Art.  8  der  BVerf.) 
für  alle  Kantone  verbindliche  Kraft  haben.  Im  Uebrigen  haben  wir 
Verträge  von  blos  transitorischer  Bedeutung,  wie  z.  B.  über  die  Re- 
golirung  von  Grenzverhältnissen ,  bei  Seite  gelassen. 

A.   Staatsverträge  über  privatrechtliche  Verhältnisse. 

1.   GegenseitigeB  Concursrecht  mit : 

Baden,  It.  Vertrages  vom  7.  Juli  1808  [A.  S.  1. 390.  H.  62.  Off.  S.  VI.  368.  Snell  1. 476] 

(nicht  beigetreten  ist:  Schwyz). 
Bayern,  lt.  Vertrages  v.  11.  Mai/27.  Juni  1834  [A.  S.  U.  328.  Off.  S.  VI.  368.  Snell 

I.  482]  (nicht  beigetreten  sind-  Uri,  Schwyz,  Zug,  Appenzell  I.  R.J. 
Frankreich,  lt.  Vertrages  vom  27.  Sept.  1803  [A.  S.  I.  64  ff.]  und  vom  18.  Juli  1828 

[A.  S.  n.  217.  Snell  I.  496  ff.]. 
Sachsen,  lt.  Vertrages  vom  4./18.Febr.  1837  [A.S.ni.  49.  Off.S.VL369.  Snell  1.767] 

(nicht  beigetreten  sind:  Unterwaiden,  Appenzell  I.  R.  und  St.  Gallen). 
Württemberg,  lt.  Vertrages  vom  12.  Decbr.  1825/13.  Mai  1826  [A.  S.  II.  136.  Off.  S. 

VI.  369.  Snell  I.  479]  (nicht  beigetreten  sind:  Schwyz  und  Neuenburg). 
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2.  Förmliclikeiten  bei  wechsekeitigeii  Heiraten  mit: 

Baden,  h.  Vertrages  vom  28.  August  1808  [A.  S.  I.  401.  n.  63.  Snell  1. 478]  (nidit 
beigetreten  sind:  Schwyx,  Wallis,  Neuenburg), 

Sardinien,  It  Art.  7  des  Vertrages  vom  12.  Mai  1827  [A.  S.  II.  185.  in.  52.  n.  848. 
Snell  1. 467 ff.  770  ff.]  (Diesem  Vertrage  sind  nicht  beigetreten:  Uri,  Schwyz, 
Unterwaldm,  Zug,  Basel,  Appenzell,  Waadt^  Genf.  Zweifelhaft  ist  es,  ob  bei- 
getreten seien :  Bern,  Graubünden  und  Tessin,  cf.  A.  S.  HI.  849). 

3.  Oleichstellimg  im  Verfahren,  Gerichtsstand,  Vollstreckiuig  tob 

ürtheilen  u.  s.  w.  mit : 

Amerika  (Vereinigte  Staaten)^  lt.  Vertrages  vom  21.  Juli  1855  [Off.  S.  V.  201]. 

Baden,  It  Vertrages  vom  6.  Decbr.  1866  [Off.  S.  V.  659]. 

Frankreich,  lt.  Vertrages  Yom  27.  Septbr.  1803  [A.  S.  II.  64  ff.],  und  vom  30.  Mai  1827 
[A.  S.  n.  166.  Off.  S.  VI.  277  u.  369.  Snell  1. 456  ff.  764  ff.]  (Nicht  beigetreten 
sind  dem  letztem  Vertrage:  Schwyt,  Unterwaiden,  Zug,  Appenzell;  dagegen 
sind  sie  beigetreten  dem  oben  A.  1.  erw&hnten  Vertrage  v.  18.  JuH  1828,  der 
auch  hieher  gehört) 

Grossbritannien  und  Irland,  lt.  Vertrages  vom  6.  Septbr.  1856  [Off.  S.  V.  271]. 

Sardinien,  lt.  des  unter  No.  2  citirten  Vertrages  vom  12.  Mai  1827. 

B.  Strafrechtliche  Verhältnisse. 

S.  die  unter  No.  €74  aufgezählten  Auslieferungsverträge. 

C .  Niederlassungsverhältnisse. 

1.  Niederlassung. 

Hieher  gehören  die  oben  unter  A.  3.  bereits  aufgezählten  Verträge,  mit  Ausnahme 
desjenigen  mit  Baden,  der  aber  gegenseitige  Niederlassung  keine  Bestimmungen 

enthält. 

2.   Freizügigkeitsverträge  mit: 

Amerika  (Vereinigte  Staaten)  vom  18.  Mai  1847  [A.  S.  m.  329.  cf.  Off.  S.  V.  200]. 

Anhalt^Bemburg  vom  1.  Februar  1889 ,  in  Kraft  seit  8.  April  1839  [A.  S.  KL  98. 
Snell  L  2r  Nachtrag  72]. 

Anhalt-Dessau  v.  gl.  Tage,  in  Kraft  seit  13.  Novbr.  1839  [A.  S.  DI.  101.  Snell  ib.  75]. 

Anhalt^Köthen  v.  gl.  Tage,  in  Kraft  seit  27.  April  gl.  J.  [A,  S.  in.  104.  Snell  ib.  77], 

Baden  v.  6.  Febr.  1804  [A.  S.  I.  303.  U.  61.  550.  IIL  92.  Snell  I.  413  ff.  2r  Nach- 
trag 67],  an  dessen  Stelle  trat  später  derjenige  t.  6.  Decbr.  1856,  in  Kraft  seit 
7./10.  August  1857 ,  der  auch  das  Epavenrecht  aufhebt  [Off.  S.  V.  659  ff.].*) 


*)  Dem  Abschluss  dieses  Vertrages  ging  voraus  ein  Auftrag  der  BVersamm- 
lung  V.  25.  Juli  1856  [V.  377],  wodurch  der  BR.  eingeladen  wurde,  auf  dem  bereits 
von  ihm  betretenen  Wege  nachdrücklich  darauf  hmzuwirken,  dass  der  von  Seite 
des  GroBsherzogthums  Baden  auf  dort  befindliche  Güter  und  Gefälle  Schweiz. 
Klöster  und  StSier  gelegte  Sequester  aufgehoben  werde. 
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Bayern  t.  20.  JuU  1804  [A.  S.  L  373.  n.  47.  Snell  L  409  ff.]. 

Belgien  v.  15.  Decbr.  1838,  ausgewechselt  29.  Mai  1839  [A.  S.ni.  127.  Snell  I. 

2r  Nachtrag  97]. 
Bram$chweig  t.  27.  Juli  1838,  in  Kraft  seit  21.  Oct.  gL  J.  [A.  S.  11. 312.  Snell  1. 485]. 
Bremen  y.  18.  Septbr.  1834,  in  Kraft  seit  12.  Decbr.  gl.  J.  [A.  S.  U.  322.  Snell  1. 443]. 
Dänemark  y.  10.  Decbr.  1627,  in  Kraft  seit  12.  Juni  1828  [A.  S.  U.  205.  Snell  1. 429]. 
Frankfurt  a.  M.  v.  31.  Juli  1840,  in  Kraft  seit  20.  Octbr.  gl.  J.  [A.  8.  m.  119.  Snell  I. 

2r  Nachtrag  91]. 
Frankreich  lt.  Verträgen  v.  28.  Decbr.  1771  und  28.  Mai  1777  [s.  »Neues  Schweiz. 

Museum«.  ZOrich  1793  S.  291. 297],  die  sodann  lt.  Erklärung  t.  31.  Mai  1847 

auch  auf  Algerien  und  die  sftmmtiichen  französischen  Colonien  ausgedehnt 

wurden  (A.  S.  HE.  839]. 
GHechenland  v.  18.  Juli  1836,  in  Kraft  seit  30.  Octbr.  1837  [UI.  41.  Snell  I.  757]. 
Groeebritannien  und  Irland  H.  Erklftrungen  ▼.  7.  Octbr./2.  Decbr.  1889  [m.  122. 125. 

215.  cf.  Off.  S.  V.  271  Snell  I.  2r  Nachtrag  93. 117]. 
Hamburg  ▼.  18.  Septbr.  1834,  m  Kraft  seit  11.  Novbr.  gl.  J.  [H.  319.  Snell  I.  441]. 
Hannover  t.  5.  JuU  1834,  in  Kraft  seit  19.  gl.  M.  [II.  315.  Snell  I.  438]. 
Heuen,  Churfürstenthum  t.  11.  Febr.  1838,  in  Kraft  seit  2.  August  gl.  J.  [III.  15. 

Snell  I.  733]. 
Hessen-Darmstadt  v.  15.  Juli  1823,  m  Kraft  seit  1.  August  gl.  J.  \U.  89.  Snell  1. 422]. 
Hessen-Homburg  t.  20.  Decbr.  1841,  in  Kraft  seit  10.  Febr.  1842  [HI.  209.  Snell  I. 

2r  Nachtrag  112]. 
HohenMOÜem-Heehingen  ?.  18.  August  1838,  in  Kraft  seit  31.  Octbr.  gl.  J.  [IIL  32. 

Sntll  I.  749]. 
Hohenwllem-Sigmaringen  v.  gl.  Tage,  in  Kraft  am  gl.  Tage  [III.  35.  Snell  I.  751]. 
Liechtenstein  t.  11.  Febr.  1838,  in  Kraft  seit  20.  April  gl.  J.  [ID.  38.  Snell  I.  754]. 
Lippe-Detmold  y.  31.  Juli  1840,  in  Kraft  seit  15.  Noybr.  gl.  J.  [m.  113.  Snell  I. 

2r  Nachtrag  85]. 
Lucea  y.  11.  Febr.  1888,  ausgewechselt  24.  Mftrz  gl.  J.  [Ol.  45.  Snell  I.  761]. 
Lübeck  y.  18.  Septbr.  1834,  in  Kraft  seit  30.  Decbr.  gl.  J.  [II.  325.  Snell  L  446]. 
Mecklenburg-Schwerin  yom  14.  Juli  1837,  in  Kraft  seit  22.  Decbr.  gl.  J.  [m.  18 

Snell  I.  735]. 
MecklenOurg-Strelitz  y.  gl.  Tage,  in  Kraft  seit  23.  April  1838  [LH.  21.  Snell  I.  738]. 
Modena  y.  14.  Juni  1836,  in  Kraft  seit  26.  Juli  gl.  J.  [II.  550.  Snell  L  449]. 
Xassau  y.  22.  Decbr.  1841 ,  in  Kraft  seit  12.  März  1642  [DI.  206.  Snell  I.  2r  Nach- 

trag  109]. 
Niederlande  y.  18.  Juli  1836,  in  Kraft  seit  20.  August  gl.  J.  [IL  558.  Snell  I.  453]; 

gilt  lt.  £rkI2lnmgen  y.  20.  Jum/2.;Juli  1847  auch  für  die  sämmtlichen  nieder- 
ländischen Colonien  [A.  8.  HI.  842]. 
Oesterreich  y.  3.  August  1804,  in  Kraft  seit  21.  August/23.  Octbr.  gl.  J.  [A.  S.  I. 

361  ff.  11. 44.  lU.  13.  Snell  I.  403  ff.  731];  ygl.  die  »gegenseitige  Erklärung . . . 

aber  yollständige  Aufhebung  der  Abfahrtsgelder«  y.  26.  Noybr.  1851 ,  aus- 
gewechselt am  1.  Decbr.  gl.  J.  [Off.  S.  n.  801]. 
Oldenburg  v.  14.  Juli  1837,  in  Kraft  seit  22.  Decbr.  gl.  J.  [A.  S.  m.  23.  Snell  1. 740). 
Parma,  Fiacenza  und  Guastalla  y.  11.  und  28.  Decbr.  1821 ,  in  Kraft  seit  25.  Febr. 

1822  [U.  52.  Snell  I.  420]. 
Polen  y.  14.  August  1830,  ausgewechselt  30.  August  gl.  J.  [II.  274.  Snell  I.  433]. 
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Preussen  v.  3.  März  1812  und  25.  Octbr.  1817  [I.  867.  371.  Snell  I.  407  ff.]. 
Reuss'Greits  v.  31.  Juli  1840,  in  Kraft  seit  15.  März  1843  [m.  258.  SnM  I.  Srüid- 

trag  41]. 
Reuss  jüngere  Linie  v.  17.  Octbr.  1842,  in  Kraft  seit  15.  NoTbr.  gl.  J.  [UI.  212.  SmüL 

2r  Nachtrag  114]. 
Russland  v.  13.  August  1830,  ausgewechselt  am  30.  gl.  M.  [U.  271.  Snell  L  482]. 
Sachsen  v.  24.  Juni  u.  6.  Juli  1820,  in  Kraft  seit  9.  Septbr.  1820  [H.  48.  Snsll  1. 41^ 
Sacksen-AUenburg  v.  13.  Aug.  1838,  in  Kraft  seit  14.  Jan.  1889  [III.  26.  Snell  1. 743]. 
Sachsen-Koburg  und  Gotha  v.  28.  August  1839,  In  Kraft  seit  10.  Jan.  1840  [111.95. 

Snell  I.  2r  Nachtrag  70]. 
Sachsen-Meiningen  v.  18.  Juli  1886,  in  Kraft  seit  3.  Jan.  1837  [DI.  29.  Snell  L  746]. 
Sachsen-  Weimar-Eisetiach  v.  28.  August  1839,  in  Kraft  seit  14.  Septbr.  gl.  J.  [IIL92. 

Snell  2r  Nachtrag  67]. 
Schaumburg-Lippe  y.  31.  Juli  1840,  in  Kraft  seit  15.  Novbr.  gl.  J.  {UL  116.  Snelll 

2r  Nachtrag  88]. 
Schwariburg-Rudolstadt  v.  gl.  Tage,  in  Kraft  seit  29.  August  1840  [m.  110.  Snelll 

2r  Nachtrag  83]. 
Schwarzburg-Sondershausen  y.  gl.  Tage,  in  Kraft  seit  13.  NoYbr.  1843  [111256. 

Snell  I.  3r  Nachtrag  39]. 
Schweden  und  Norwegen  abgeschlossen  u.  ausgewechselt  am  4.  Decbr.  1842  [m.  229. 

Snell  I.  2r  Nachtrag  131]. 
Sicilien,  beide,  y.  29.  Septbr.  1821,  26.  Mai  1823  und  22.  März  1824,  in  Kraft  und 

Anwendung  seit  12.  August  1818/1.  Septbr.  1819  [U.  93.  Snell  I.  425]. 
Spanten  y.  23.  Febr.  1841,  ausgewechselt  am  18.  NoYbr.  1841  [ED.  217],  am  26. 

NoYbr.  1841  ausgedehnt  auf  die  aussereuropäischen  spanischen  ProYinzen 

[ni.  225.  Snell  I.  2r  Nachtrag  119—130]. 
Toscana  y.  28.  August  1839,  ausgewechselt  am  28.  Mai  1840  [III.  135.  Snelll 

2r  Nachtrag  104]. 
Waldeck  y.  gl.  Tage,  in  Kraft  seit  1.  Febr.  1840  [IH.  107.  Snell  I.  2r  Nachtrag  80]. 
WürUemberg  y.  5.  Juli  1809,  in  Kraft  seit  1.  Jan.  1810  [I.  378.11.47.  Sne//L  411  ff.]. 

Anmerkung.  Dass  auch  zwischen  der  Schweiz  imd  Sardinien  Freizügigkeit 
besteht,  kann  nach  dem  unter  A.  2  und  3  erwähnten,  viel  weiter  gehenden  Vertrage 
wol  kein  Zweifel  obwalten.  Ein  diessfälliger  Vertrag  ist  aber  in  der  »officiellen 
Sammlung«  nicht  aufzufinden. 

D.    Verkehrs-  und  merkantilische  Verhältnisse. 

1.   Postverträge  mit: 

Baden  v.  23.  April  1852  [Off.  S.  IV.  129. 186],  modificirt  6.  August  gl.  J.  [Off.  S.  V.  98]. 
Bayern  v.  23.  AprU  1852  [Off.  S.  IV.  129  u.  186]  u.  y.  26.  April  gl.  J.  [Off.  S.  IV.  331]. 
Belgien  y.  12.  Novbr.  1849  [Off.  S.  I.  352]. 

Dem  deutsch-österreichischen  Postverein  y.  23.  April  1852  [Off.  S.  IV.  129],  modi- 
ficirt 15.  Juli  1853  [Off.  S.  IV.  186]. 
Frankreich  y.  25.  Novbr.  1849  [Off.  S.  I.  335]. 
Oesterreich  y.  23.  Aprü  1852  [Off.  S.  IV.  129.  186]  u.  y.  26.  gl.  M.  [Off.  S.  IV.  151]. 
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Sardinien  v.  21.  Octbr.  1850  [Off.  S.  ü.  170];  ZusatEartikel  y.  11.  Febr.  1864  [Off.  S. 

V.  477].  Vgl.  Vertrag  y.  3.  Noybr.  1866  [Off.  S.  V.  488]  und  y.  12.  Juni  1860 
[Off.  S.  VI.  582]. 

Spanien  v.  2.  Novbr./20.  Decbr.  1860  [Off.  S.  II.  201]. 

Thum  und  Taans  v.  23.  April  1862  [Off.  9.  IV.  129.  186]  und  v.  27.  g^  M.  [Off.  S. 

IV.  176]. 
W^ttemberg  v.  23.  April  1862  [Off.  S.  IV.  129.  186]  u.  v,  26.  gl.  M.  [Off.  S.  IV.  170]. 

2.    Telegraphenvertrftge  mit: 

Baden  y.  8.  August  1853  [Off.  S.  III.  667],  modificirt  am  30.  Octbr.  1868  [Off.  S. 

VI.  273]. 
Belgien  \ 

Frankreich  ]  v..  1.  Septbr.  1868  [Off.  S.  VI.  166  und  351].  Vgl.  noch  die  beson- 
nKä^m^in^iim  i  ^^"^  Vereinbarungen  mit  Sardinien  y.  2.  Septbr.  1868  u.  6.  Octbr. 
meaerianae     v    ^g^^  r^^  g  yj  ^^g  ^  ^g^,  ^  ^^^^^  ^^  Prankreich  v.  14.  Decbr. 

Sardtmen        I    1858  [Off.  S.  VI.  200]. 
ganten  j 

Dem  deutsch-österreichischen  Telegraphenverän  y.  26.  Octbr.  1868  [Off.  S.  VI.  246]. 
Oesterreich  y.  26.  April  1862  [Off.  S.  ÜI.  466]. 

Württemberg  v.  26.  August  1864  [Off.  S.  V.  261],  Modification  v.  27.  Octbr.  1858 
[Off.  S.  VI.  269]. 

3.  Verträge  über  Zollverh&ltnisse *)  mit: 

Baden  yom  27.  Juli  1852  [Off.  S.  III.  457.  cf.  p.  391  ff.]  und  Uebereinkunft,  betr.  die 
zollamtliche  Abfertigung  auf  dem  Bahnhof  zu  Waldshut  y.  12.  Juli  1869 
[Off.  S.  VI.  316]. 

Sicilien  yom  24.  Febr./3.  April  1860  [Off.  S.  VI.  529]. 

4.   In  Eisenbahnsachen: 

Vertrag  mit  Baden  y.  27.  Juli/11.  August  1852,  betr.  die  Weiterfahrung  der  badischen 
Eisenbahn  über  Schweiz.  Gebiet  [Off.  S.  m.  488].  Ergänzung  vom  12.  Novbr. 
1858  [V.  77].  Weiterführung  durch  den  Kt.  Schafßausen  y.  30.  Decbr.  1868 
[VI.  204].  Vgl.  Beschluss  des  BR.,  betr.  die  Wiesenthalbahn  v.  1.  Octbr.  1860 
[VIL81]. 

5.    Verträge  über  SchiffahrtsrerhUtnisse  mit : 

Bayern  yom  2.  Mai  1853,  bezüglich  auf  Bodensee  und  Rhein  [Off.  S.  m.  613]. 

Beiden  ^ 

Bayern  I  vom  31.  August  1867,  betr.  Regulirung  des  Wasserabflusses  aus 

Oesterreich      \  dem  Bodensee  bei  Eonstanz  [Off.  S.  VI.  25]. 

Württemberg  J 


♦)  Durch  BBeschluBS  v.  20.  Juli  1860  wurde  der  BR.  eingeladen,  bei  den 
deutschen  ZoÜyereinsstaaten  die  geeigneten  Schritte  zu  thun,  um  yon  ihrer  Seite 
diejeniffen  ZJollerleichterungen  wieder  zu  erlangen,  die  der  Schweiz  i.  J.  1836  rück- 
sichtlich des  Grenzverkehrs  bewilligt  worden  waren;  sowie  die  Verhandlungen  über 
Beseitigung  oder  Modification  der  Transitgebühren  durch  die  Zollvereinsstaaten  mit 
aller  Kraft  fortzusetzen  [Off.  S.  VI.  672  ii].  Vgl.  die  Anmerkung  auf  folgender  Seite. 
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Sardinien  vom  26.  April  1860,  betr.  die  SchifEahrt  auf  dem  Langensee  [Off.  S.  VI.  482]. 

Hier  mag  noch  erwähnt  werden  des  Beitrittes  der  Schweiz  zum  europäischen  See- 
recht  in  Kriegszeiten  v.  16.  Juli  1856  [Off.  S.  V.  337].  Vgl.  die  Erklärung, 
betr.  das  europ.  Seerecht  in  Krieg$%eitenr  v.  16.  April  1856  [OfL  S.  VL  848). 

6.   Handelsverträge '*0  mit: 

Amerika  (Vereinigte  Staaten)  d.  d.  25.  Novbr.  1850  [Off.  S.  V.  201]. 
Grossbritannien  und  Irland  d.  d.  6.  Septbr.  1855  [Off.  S.  Y.  271]. 
Sardinien  d.  d.  8.  Juni  1851  [Off.  S.  II.  405],  bezieht  sich  auch  auf  die  neu  erworbenen 
Provinzen  [B.  1861  I.  902]. 

7,   Uebereüüconft  verschiedener  Kantone,  betr.  gegenseitige  Frei- 
haltnng  der  Handelsreisenden  von  Patentgebühren,  mit: 

Baden  im  J.  1853  [B.  1853  III.  452.  1854  m.  301  f.  1855  ü.  63.  1859  IL  689. 
1860  I.  346.  Off.  S.  VI.  600.  631]. 

(Nicht  beigetreten  sind :  Uri,  Schwyz,  Obwalden,  Graubünden,  Wallis,) 
Bayern  \.  J.  1852  [B.  1852  lU.  142.  1853  I.  446.   1854  lEL  297.    1865  IL  68. 
1859  n.  639.  Off.  S.  VI.  600.  631]. 

(Nicht  beigetreten  sind :  Uri,  Schwyz,  Graubunden,  Wallis.) 
Bremen  d.  d.  25.  April/4.  Juni  1860  [Off.  S.  VI.  490.  600.  631]. 

(Nicht  beigetreten  sind:  l/rt,  Schwy»,  Obwalden,  Graubünden,  Wallis,) 
Frankfurt  a.  M,  v.  J.  1855  [B.  1855  II,  550.  1859  II.  639.  Off.  S.  VI.  600.  631]. 

(Nicht  beigetreten  sind:  Uri,  Schwyz^  Obwalden^  Graubünden,  Wallis,) 
Hamburg  d.  d.  10.  August/10.  Decbr.  1860  [Off.  S.  VII.  20]. 

(Nicht  beigetreten  sind :  Uri,  Schwyz,  Obwalden,  Graubünden,  Wallis.) 
Lübeck  d.  d.  10.  August;5.  Septbr.  18G0  [Off.  S.  VI.  601]. 

(Nicht  beigetreten  sind  die  nämlichen  Kantone  wie  bei  Hamburg.) 
Preussen  d.  d.  30.  ApriV19.  Juni  18G0  [B.  1860 III.  21.  28]  u.  betr.  Erlass  der  Gewerb- 
steuer V.  24.  Septbr.  1860  [Off.  S.  VI.  604]. 

(Nicht  beigetreten  sind  die  nämlichen  Kantone  wie  bei  Hamburg  und  Lübeck.) 
Sachsen  v.  J.  1858  [B.  1858  IL  551.  1859  U.  639.  Off.  S.  VL  600.  631]. 

(Nicht  beigetr.sind :  f/n,  Schwyz, Obwalden,  Schaffhausen,  Graubünden,  Wallis.) 
Sardinien  v.  J.  1852  [B.  1852  HL  289. 1855  IL  63. 1859  IL  639.  Off.  S.  VL  600.  631]. 

(Nicht  beigetreten  sind:  Uri,  SchwyZy  Graubünden,  Wallis,) 
Württemberg  v.  J.  1852  [B.  1852  HL  199.  1853  I.  446.  1855  IL  63!  1859  H.  639. 
Off.  S.  V  600.  631]. 

(Nicht  beigetreten  sind :  Uri,  Schwyz,  Wallis.) 


*)  Vgl.  No.  6IO.  Durch  BBeschluss  vom  31.  Juli  1858  wurde  der  BR  ein- 
geladen, bei  denjenigen  Staaten,  die  den.  Schweiz.  Handel  nicht  gleich  demjenigen 
dermeistbegtinstigten  Länder  behandeln,  unter  Hinweisung  auf  die  niedrigen  schwei«. 
Zollansätzc ,  nachdrücklich  darauf  zu  dringen ,  dass  die  zu  Ungimsten  der  Schweiz 
bestehenden  Differenzialzölle  aufgehoben  werden  [Off.  S.  VI.  69  ii.  294  it]. 

Ebenso  wurde  durch  Bescliluss  vom  20.  Juli  1860  der  BH.  eingeladen,  alljährlich 
üebersichten  der  liandelsbewe.üungen  zwischen  der  Schweiz  und  dem  Auslande  aus- 
arbeiten zu  lassen,  die  in  ihrer  Form  den  bezüglichen  statistischen  Arbeiten  unserer 
Nachbarstaaten  möglichst  entsprechen  [VI.  572  »]. 


VL  Staatsrertrftge  mit  dem  Aaslande.  Ko.  6IMI.  553 

E.  Befreiung  vom  Militärdienst  und  Militärpflichtersatz  mit  : 

Mnerika  (Yereinigte  Staaten)  lt.  Vertrages  v.  21.  Juli  1855  [Off.  S.  V.  201]. 
Badm  It  Vertrages  y.  6.  Decbr.  1856  [Off.  S.  V.  661]. 
Bayern  It  Erklärung  v.  26.  Noybr.  1858  [Off.  S.  VI.  282]. 
Brmnm  It  Erklärung  y.  22.  Octbr./2.  Noybr.  1860  [Off.  S.  VI.  629]. 

(Waadt  ist  dieser  Erklärung  nicht  beigetreten.) 
Frankreich  It  Vertrages  y.  30.  Mai  1827  [A.  S.  II.  166.  Off.  S.  VI.  277.  369]. 

(Nicht  beigetreten  sind:  Schwyi,  Unterwaiden,  Zug^  Appenzell.) 
Grossbritannien  und  Irland  It  Vertrages  y.  6.  Septbr.  1855  [Off.  S.  V.  271]. 
Eeuen-Darmstadt  It  Erkl.  y.  12.  Octbr./5.  Noybr.  1860  [Off.  S.  VI.  627.  VII.  31]. 

(Nicht  beigetreten  ist:  Waadt,) 
Preussen  It  Erklärung  y.  7./18.  Noybr.  1859  [Off.  S.  VI.  857], 

( Waadt  trat  nicht  bei.) 
Sardinien  It  Vertrages  y.  12.  Mai  1827  s.  oben  A.  2. 
W^Uemberg  It  Erklärung  y.  4.  März  1859  [Off.  S.  VI.  283]. 

(Aach  hier  trat  Waadt  nicht  bei.) 

In  Parma  wurde  die  Befreiung  der  niedergelassenen  Schweizer  yom  Militär- 
dienste ausgewirkt  gegen  die  Erklärung,  'dass  die  Angehörigen  yon  Parma  in  der 
Schweiz  auch  nicht  zu  diesem  Dienste  angehalten  werden.  B.  1853  II.  76. 

Zum  Schlüsse  ist  noch  anzuführen: 

a.  Vertrag  mit  Oesterreich,  betr.  die  borromäische  Stiftung  in  Mailand  yom 

22.  Joli  1842. 

[A.  S.  m.  232.  Snell  L  2r  Nachtrag  153 ;  cf.  Off.  S.  V.  878 ».  VI.  533.  B.  1857 1. 184. 

1858  I.  234.  1860  H.  180.  1861 1.  899.] 

(IMeser  Vertrag  berührt  die  Kantone  Zürich,  Bern,  Basel,  Schaffhaasen, 

j^[>penxell  A,  R.,  Neuenburg  und  Genf  nicht.) 

b.  Erklärung  zwischen  dem  BR.  und  Württemberg,  betr.  gegenseitige  Vergütung 
geleisteter  Unterstützungen  vom  20./24.  Oct.  1860.  [Off.  S.  VI.  611.] 

(Nicht  beigetreten  sind :  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden,  Zug,  Graubünden,  Tessin,] 

c.  Modus  yiyendi,  der  zwischen  Oesterreich  und  »mehrem  Kantonen  hinsicht- 
lich der  Verpflegungs-  und  Unterhaltungskosten  für  arme  Angehörige  des  einen 
Landes,  die  in  dem  andern  erkranken,  vereinbart  worden.  Einige  Kantone  haben 
sich  für  die  Vergütung  der  Kosten,  andere  für  den  unentgeldlichen  Unterhalt  aus- 
gesprochen.« B.  1858  I.  241. 

d.  IMe  grossherzoglich  badische  tFesandtschaft  hat  unterm  12.  April  1848  und 
14.  Mai  1853  folgende  Erklärung  abgegeben: 

»dass  nach  getroffener  Anordnung  künftig  und  in  so  lange  yon  der  Schweiz 
Gegenrecht  geübt  werde ,  die  Bürger  der  Schweiz  in  Bezug  auf  die  Gestattung  des 
Aufißnthalts  in  einer  badischen  Gemeinde  und  der  Betreibung  yon  Landbau ,  Handel 
und  Gewerbe  nach  den  gleichen  Bestimmungen  wie  inländische  Nichtgemeinde- 
glieder behandelt  werden  und  keinen  ausnahmsweisen  Beschränkungen  oder  Lasten 
nnterworfen  werden  sollen.« 

Indem  der  BK  diese  Eröffiiung  den  Kantonsregierungen  mitgetheilt,  hat  er 
denselben  die  ihnen  gutscheinenden  Verfügungen  anheim  gegeben. 

Krdsschreiben  v.  2.  Oct.  1856. 
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e.  Zwischen  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  und  dem  BR.  unter  Zustim- 
mung der  Kantone  hat  eine  Vereinbarung  dahin  Statt  gefunden,  dass  kflnftighiii 
(vom  1.  Januar  1857  an)  die  beidseitigen  Gerichtsbehörden  gjleichen  oder  Ter> 
schiedenen  Banges  zur  Vereinfachung  und  Beschleunigung  des  Gesch&ftsrerkehis 
in  Justizsachen,  in  dirccte  Ck)rrespondenz  treten  können,  ausgenommen  in  den 
Fällen,  wo  durch  bestehende  Staatsverträge  der  diplomatische  Weg  rorgeschrieben 
oder  in  Folge  besonderer  Verhältnisse  unvermeidlich  ist,  z.  B.  bei  Aoshefenrngen. 

Indem  der  BR.  den  Eantonsregierungen  hievon  Eenntniss  gab,  eröffnete  er 
denselben,  es  verstehe  sich  von  selbst,  dass  bei  einlangenden  Requisitionen  der 
österreichischen  Gerichtsbehörden,  die  schweizerischen  Gerichte  zu  prüfSen  haben, 
ob  die  auswärtige  Behörde  zu  den  Verfügungen,  deren  VoUziehung  sie  veriangt, 
auch  competent  und  das  gestellte  Begehren  nach  den  bestehenden  Gesetzen  zu- 
lässig sei  Wenn  hieraber  Zweifel  obwalten,  so  sei  die  Weisung  der  oben 
Behörden  einzuholen. 

Kreisschreiben  vom  11.  Juni  u.  vom  1.  Dcc.  1856.  B.  1857  L  186. 

Auslieferungen  können  nicht  in  diesem  Wege  directer  Correspondenz  bewirtd 
werden,  sondern  hiefOr  ist  der  diplomatische  Weg  einzuschlagen,  d.  h.  durdi 
den  BR.  Indess  bleibt  es,  in  dringenden  Fällen,  den  kantonalen  Behörden  un- 
benommen, im  Folizeiwege  an  eine  untergeordnete  Behörde  sich  zu  wenden,  am 
die  vorläufige  Verhaftung  eines  flüchtigen  Angeschuldigten  nachzusuchen,  wobei 
jedoch  nicht  zu  unterlassen  ist,  das  eigentliche  Auslieferungsbegehren  auf  diplo- 
matischem Wege  nachfolgen  zu  lassen.  Ereisschreiben  vom  9.  Mars  1857. 

f.  Modus  vivendi  zwischen  der  Schweiz  und  Bayern,  mit  1.  October  1857  in 
Kraft  getreten,  wonach  die  beidseitigen  Justizbehörden  in  unmittelbaren  Schriften- 
wechsel treten  können,  vorbehalten  jedoch  die  Fälle,  wo  der  diplonuitische  Weg 
durch  Staatsvertrag  vorgeschrieben  ist,  oder  wo  besondere  Verhältnisse  diesen 
Weg  wünschenswerth  erscheinen  lassen. 

Kreisschreiben  vom  2.  Septbr.  1857.  B.  1858  I.  240. 

g.  Ein  gleicher  Modus  vivendi  zwischen  der  Schweiz  imd  Baden  ist  mit  dem 
1.  Novbr.  1857  in  Kraft  getreten. 

Kreisschreiben  vom  9.  Septbr.  1857.  B.  1858  I.  240. 

h.  Derselbe  Modus  vivendi  zwischen  der  Schweiz  und  Württemberg  ist  mit 
dem  1.  Januar  1858  in  Wirksamkeit  getreten. 

Kreisschreiben  vom  26.  Octbr.  1857.  B.  1858  I.  240. 

i.  Bezüglich  auf  Abschiebung  und  Durchtransport  fremder  Vaganten  durch  die 
Schweiz  ist  der  Bund  mit  Sardinien  über  folgenden  modus  vivendi  überein- 
gekommen : 

1)  Politische  Flüchtlinge,  Deserteurs  und  Refractärs  soll  keiner  der  c<mtra- 
hirenden  Theile  dem  andern  ohne  vorherige  Zustimmung  zuschiebe]^ 

2)  IB'remde  Vaganten,  die  behufs  Instradirung  in  ihre  angebliche  Heimat  durck 
einen  der  beiden  Staaten  transportirt  werden  müssen,  sollen  an  der  Grenze 
nur  unter  der  Bedingung  angenommen  werden: 

a.  dass  der  abschiebende  Staat  die  Transportkosten  übernimmt; 

b.  dass  er  die  wegen  Nichtaugehörigkeit  oder  aus  andern  Gründen  zurück- 
gewiesenen Individuen  wieder  aufnimmt. 
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3)  Bettler,  die  längs  der  Grenze  ertappt  werden,  können  ohne  weitere  Förmlich- 
keiten in  ihr  Land  zurückgewiesen  werden;  gefährliche  Vaganten  hingegen, 
die  in  der  Regel  im  Innern  eines  der  beiden  Staaten  ohne  Schriften  und  auf 
der  Landstreidierei  betroffen  werden,  sollen  nach  Ausmittlung,  dass  sie  einem 
der  beiden  Länder  angehören,  in  dieses  zurück  geleitet  werden. 

B.  1869  L  394.  cf.  1852  L  389.  Vgl.  No.  699. 

600«  Zwischen  Tessin  und  Oesterreich  besteht  ein  Staatsvertrag 
vom  7.  Juni  1818,  betr.  die  Ausfuhr  von  Salz  und  andern  Gegen- 
ständen aus  der  Lombardie  nach  dem  Kt.  Tessin.  In  diesem  Vertrag 
ist  festgesetzt ,  dass  wenn  wegen  besonderer  Verbältnisse  oder  wicb* 
tiger  Staatsangelegenheiten  die  freie  Ausfuhr  von  Getreide  aus  der 
Lombardie  beschränkt  werde,  die  k.  k.  Regierung  von  Mailand  für  alle 
Zukunft  der  Regierung  des  Kts.  Tessin  einen  fortwährenden  jährlichen 
Bezug,  ohne  Beschränkung,  von  70,000  Mailänder  Moggia  Getreide  . . . 
bewillige  und  zwar  gegen  einen  sehr  massigen  ZolL 

Ein  ähnlicher  Vertrag  vom  1.  August  1818  besteht  zwischen 
Graubünden  und  der  k.  k.  Regierung  für  die  unbeschränkte  Ausfuhr 
Ton  5000  Moggia  Getreide  nach  diesem  Kantone. 

Da  sich  dann  aber  die  Regierung  der  Lombardie  im  Sommer  1853 
veranlasst  sah ,  zur  Sicherung  des  Bedarfs  der  eigenen  Angehörigen 
die  Ausfuhr  von  Getreide  aus  der  Lombardie  unbedingt  zu  verbieten, 
so  verwendete  sich  der  BR.  für  Tessin  und  Graubünden  bei  der  öster- 
reichischen Regierung  um  Erfüllung  des  Vertrages.  Dem  Gesuche  für 
letztem  Kanton  wurde  nach  zweimonatlichem  Zögern  entsprochen, 
dagegen  erklärte  Oesterreich  mit  Bezug  auf  Tessin ,  sie  beanspruche 
vorher  »moralische  Garantien  für  die  genaue  Erfüllung  völkerrecht- 
licher Pflichten . . .  und  insbesondere  eine  bestimmte  Zusicherung,  dass 
im  Kt.  Tessin  sowie  überhaupt  in  den  Grenzkantonen  politische 
Flüchtlinge  fernerhin  nicht  geduldet  werden  sollen ,  es  sei  dann  aus- 
nahmsweise nach  vorheriger  Verständigung  mit  ihr«.  Der  BR.  fand 
indess,  es  sei  letzteres  Begehren  »nichts  anderes  als  die  Zumuthung 
an  einen  selbständigen  Staat,  bei  einem  andern  Staate  zuerst  um  Be- 
willigung einzukommen,  einem  Fremden  den  Aufenthalt  in  einem 
gewissen  Theile  seines  Gebietes  gestatten  zu  dürfen,  eine  Zumuthung, 
die  den  Begriff  der  staatlichen  Selbständigkeit  in  einem  Zweige  der 
der  Verwaltung  geradezu  ausschlösse«.  Oesterreich  verblieb  auf  seiner 
Weigerung.  Erst  gegen  den  Sommer  1854  wurde  die  Getreideausfuhr 
wieder  gewährt,  jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  Tessin  das  im 
gleichen  Vertrag  erwähnte  Quantum  Salz  aus  der  Lombardie  beziehe. 

B.  1854  n.  20. 1865  1.  876.  Vgl.  No.S99. 
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607*  Die  Geistlichen  oder  die  mit  Führung  der  GivilstandsregiBter 
beauftragten  Beamten  sollen  von  den  bei  ihnen  vorgemerkten  Geburten^ 
Ehen  und  Todesfällen  von  £ngf /andern  jeweilen  der  in  Bern  residirenden 
grossbritannischen  Gesandtschaft  beförderlich  Kenntniss  geben.^) 

Kreisschreiben  vom  27.  Juli  1857. 

608*  Laut  grossherzogl.  badischem  Ministerialerlass  vom  80.  Jani 
1857  und  Eröffnung  der  grossL  Gesandtschaft  vom  24.  Novbr.  1857 
werden  die  Todscheine  der  im  Grossherzogthum  ablebenden  Schwei- 
zer unentgeldlich  der  schweizerischen  BEanzlei  zu  weiterer  Zustellung 
an  die  Kantone  übermittelt ,  in  der  Voraussetzung  jedoch ,  dass  die 
schweizerischen  Behörden  die  Todscheine  betreffend  die  Badenser 
ebenfalls  von  Amtes  wegen  an  die  Heimatbehörden  derselben  über- 
senden.**) Kreisschreibeil  vom  80.  Nov.  1857.  B.  1858 1.  241. 1869  I.  278. 

600«  Freizügigkeitsverträge  bezwecken  nur  die  Befreiung  von 
solchen  Abgaben ,  welche  die  Fremden  in  dieser  Eigenschaft  zu  be- 
zahlen hätten,  keineswegs  aber  von  solchen,  denen  nach  den  Gesetzen 
auch  die  Eingebornen  unterworfen  sind,       BR.  v.  9.  Juli  1860  No.  2019. 

610«  Es  ist  für  die  Schweiz  jedenfalls  vortheilhaft ,  die  Staaten 
zweiten  Ranges ,  besonders  diejenigen ,  die ,  wie  sie  selbst ,  eine  frei- 
sinnige Richtung  verfolgen  und  deren  Bevölkeining  grossentheik  dem 
Handel  und  den  Gewerben  sich  widmet ,  durch  die  Bande  der  Sym- 
pathie und  gemeinsamer  Interessen  an  sich  zu  knüpfen.  Die  Verträge 
über  gegenseitige  Niederlassung ,  die  eine  Annäherung  und  Verschmel- 
zung der  Bürger  verschiedener  Länder  zur  Folge  haben ,  sind  gewiss 
das  beste  Mittel ,  zwischen  Staaten  die  Bande  der  Freundschaft  fester 
zu  schliessen  und  die  freundschaftlichen  Beziehungen  zu  vermehren. 
Um  diesen  Zweck  aber  zu  erreichen,  muss  mit  diesen  Verträgen  noch 
ein  weiterer  Factor  sich  verbinden,  nämlich  Bestimmungen,  die 
geeignet  sind ,  die  Industrie  und  den  Handel  der  beiden  Länder  zu 
begünstigen  und  den  Verkehr  zu  vermehren ;  Bestimmungen,  die  nicht 
nur  einer  kleinen  Anzahl  von  Bürgern,  z.  B.  denen,  welche  von  der 
Niederlassungsbefugniss  Gebrauch  machen ,  sondern  der  Bevölkerung 


*)  Eine  ähnliche  Üebereinkunft  scheint  mit  Oesterreich  zu  bestehen.  [Zürch. 
Ges.  IV.  409.] 

**)  Laut  Kreisschreibens  des  Vorortes  vom  11.  März  1836  scheint  eine  ähnliche 
üehereinkunft  mit  Frankreich  zu  bestehen.    [Zürch.  Ges.  FV.  408.] 
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im  AUgemeinen  Nutzen  bringen.  Diess  ist  der  Charakter  der  Handels- 
veriräge. 

Ans  diesen  Gründen  ist  der  BR.  auf  den  Antrag  Belgiens ,  eine 
Uebereinkunft  einzugehen,  die  nur  die  Niederlassung  zum  Gegenstand 
gehabt  hätte ,  nicht  eingetreten.  B.  1858 1. 238. 

\U.  Zar  Erlftnteran?  yod  StaatSYertr&^en. 

A.  Mit  Frankreich. 

1.   Vertrag  yom  30.  Mai  1827. 

61  !•  Französische  Angehörige  sind  mit  Bezug  auf  die  Nieder- 
lassungsgebühren den  Schweizerbürgern  gleich  zu  halten  und  haben 
nach  dem  Gesetze  vom  10.  Decbr.  1849  [s.  IL  Abschn.  V.  No.  409] 
ebenfalls  nur  4  Fr.  für  4  Jahre  —  alle  andern  Gebühren ,  auch  die 
Stempeltaxe  inbegriffen  —  zu  bezahlen. 

BR.  V.  28.  August  1851  No.  8189.  8.  Septbr.  1851  No.  3209. 

619«  Die  Gründe  des  Art.  41  der  BVerf.  für  Wegweisung  eines 
niedergelassenen  Schweizers  finden  in  Gemässheit  von  Art.  I  und  V 
des  Staatsvertrages  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  vom  J.  1827 
gleichmässig  auch  auf  Franzosen  Anwendung. 

BR.  vom  7.  Juni  1858  No.  2192. 

613«  Die  französische  Gesandtschaft  führte  mit  Note  v.  1 6.  August 
1860  beim  BR  Beschwerde,  dass  im  Et.  Aar g au  einem  französischen 
Bürger  die  Niederlassung  verweigert  werde,  bis  er  sich  über  den  Besitz 
der  bürgerlichen  Rechte  ausgewiesen  habe,  während  Art.  2  des  Staata- 
Tertrages  vom  Jahr  1827  nur  den  Besitz  eines  Itnmatriculationsscheines 
behufs  Erwerbung  der  Niederlassung  in  der  Schweiz  vorschreibe. 

Die  Regierung  von  Aargau,  zum  Berichte  eingeladen,  bemerkt 
im  Wesentlichen  Folgendes : 

Als  allgemeiner,  auch  für  Staatsverträge  geltender  Grundsatz  sei  festzuhalten, 
dass  der  Ausländer  nicht  besser  behandelt  werden  solle ,  als  der  eigene  Angehörige. 
Dieser  Grundsatz  scheine  auch  in  dem  angerufenen  Staatsvertrag  zur  Anwendung 
gebracht,  indem  es  in  Art.  1  heisse:  »Die  Franzosen  werden  in  jedem  Kantone 
der  Eidgenossenschaft  in  Hinsicht  ihrer  Personen  und  ihres  Eigenthums  auf  dem 
nftmUchen  Fusse  und  auf  die  nämliche  Weise  behandelt,  wie  die  Angehörigen  der 
andern  Kantone  behandelt  sind  oder  in  Zukunft  behandelt  werden  könnten.« 
Femer  heisse  es  daselbst:  »wenn  sie  —  die  Franzosen  —  in  denjenigen  Kantonen 
ihren  Wohnsitz  nehmen  oder  sich  niederlassen,  welche  den  Angehörigen  ihrer 
Mitstinde  solches  gestatten,  so  werden  sie  ebenfalls  zu  keiner  andern  Bedingung 
als  diese  letztem  angehalten  werden.« 


558  ^-  Absclinitt.   Beziehungen  der  Schweiz  zum  Auslände. 

Dieser  Artikel  sei  im  Specialfalle  massgebend  und  demselben  zufolge  soll 
der  Franzose  dem  SchweizerbOrger  zwar  gleichgehalten,  aber  nicht  gtknstiger 
gestellt  werden  als  dieser.  Nun  bestimme  Art.  41  des  aargauischen  Niederlassungs- 
gesetzes vom  7.  Mai  1846  allgemein ,  ohne  Unterschied  zwischen  Schweizern  und 
Ausländem,  dass  behufs  Erwirkimg  einer  Niederlassungsbewilligung  der  Erwerber 
sich  über  den  Besitz  bürgerlicher  Rechtsfähigkeit  auszuweisen  habe.  BSemit 
stehe  auch  Art.  41  Ziffer  1  lit.  e  der  BVerf.  in  Uebereinstimmung.  Im  Spedsl- 
falle  dürfe  man  sich  nicht  darauf  berufen,  dass  die  BVerf.  und  das  aarg.  Nieder- 
lassungsgesetz, weil  jünger  als  der  Staatsvertrag  von  1827,  nicht  zur  Anwendung 
gebracht  werden  können,  weil  in  Art.  1  des  letztern  ausdrücklich  gesagt  sei,  die 
Franzosen  seien  so  zu  behandeln,  vde  die  Angehörigen  der  andern  Kantone 
behandelt  sind  oder  in  Zukunft  behandelt  werden  kannten.  Der  Ausweis  der 
Rechtsfähigkeit  sei  aber  von  jeher  sowol  von  Schweizern  als  von  Ausländem,  Fran- 
zosen wie  andem,  als  Bedingung  der  Niederlassungsbewilligung  gefordert  worden. 

Der  in  der  Note  citirte  Art.  2  des  Staatsvertrages  könne  offienbar  ohne  den 
Art  1  nicht  massgebend  sein,  er  erscheine  vielmehr  als  eine  Consequenz  dieses 
letztem  und  sei  demselben  daher  auch  in  der  Anwendung  untergeordnet.  Der 
Art.  1  regulire  das  ganze  Verhältniss,  während  der  Art.  2  nur  die  Form  eines 
einzelnen  Requisites,  nämhch  des  zu  leistenden  Heimatausweises  festsetze,  der, 
wie  von  Schweizern  durch  den  Heimatschein,  so  von  den  Franzosen  durch  den 
Inunatriculationsact  geleistet  werden  müsse.  Aber  keine  Bestimmung  des  Ver- 
trages enthebe  den  französischen  Bürger  derjenigen  Niederkssungsbedingnng,  der 
er  nach  Art.  6  gleich  den  Schweizerbürgem  unterworfen  bleibe. 

Indem  der  BR.  diese  Antwort  der  französischen  Gesandtschaft 
mittheilte,  fugte  er  bei,  dass  eingezogener  Erkundigungen  zufolge  anch 
in  andern  Kantonen  von  französischen  Bürgern,  die  sich  niederlassen 
wollten,  der  Nachweis  über  Rechtsfähigkeit  und  guten  Leumund 
gefordert  und  jeweilen  auch  ohne  Anstand  geleistet  worden  sei ,  ohne 
dass  diessfalls  je  eine  Reclaniation  erhoben  oder  in  jenem  Verfahren 
eine  Beeinträchtigung  des  Staatsvertrages  erblickt  worden  wäre.  Es 
gehe  hieraus  hervor,  dass  auch  andere  Kantone  das  Verhältniss  vom 
gleichem  Standpunkt  aus  beurtheilt  haben,  indem  sie  daran  festgehal- 
ten ,  dass  der  französische  Bürger  dem  Schweizerbürger  zwar  gleich- 
gehalten werden  müsse,  dass  demselben  aber  nicht  Bedingungen 
erlassen  werden  dürfen ,  deren  Erfüllung  von  letztern  stricte  und  in 
legaler  Weise  verlangt  werde.  BR.  >'.  2.  Nov.  1860  i.  S.  Thena. 

6 141»  Zwischen  der  französischen  Regierung  und  dem  BR.  erhob 
sich  ein  Conflict  darüber,  ob  die  Schweiz.  Kantone  verpflichtet  seien, 
den  franz.  Israeliten  die  Niederlassung  zu  gestatten  und  ob  daher  die 
Verweigerung  derselben  eine  Verletzung  der  völkerrechtlichen  Be- 
ziehungen zu  Frankreich  begründe. 
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Wir  entnehmen  der  diessfalligen  sehr  einlässlichen  Antwort  des 
BR,  d.  d.  14.  Januar  1852,  Folgendes: 

Der  BR.  glaubt,  es  stehe  jedem  Staate  das  Recht  zu,  durch  seine 
Verfassung  oder  Gesetzgebung  die  Grundsätze ,  Beschränkungen  und 
Bedingungen  aufeustellen,  unter  denen  er  Fremden  das  Recht  der 
Niederlassung  gestatten  will.  Nicht  nur  liegt  dieses  in  der  Natur  der 
Sache,  sondern  es  findet  seine  Bestätigung  überall  in  der  Wirklichkeit 
Wäre  ein  Staat  nach  allgemeinen  völkerrechtlichen  Grundsätzen  ver- 
pflichtet, allen  Angehörigen  anderer  Staaten  die  Niederlassung  zu 
bewilligen,  so  würden  die  Verträge  über  diesen  Gegenstand  als  über- 
flüssig dahin  fallen  oder  wenigstens  ihre  wesentliche  Bedeutung  ver- 
lieren. 

In  der  Schweiz  stand  dieses  Recht  selbständiger  Gesetzgebung 
über  die  Niederlassung  früher  ganz  den  Kantonen  zu,  so  dass  es  ihnen 
unbenommen  war ,  nicht  nur  Angehörige  anderer  Staaten ,  sondern 
auch  Bürger  anderer  Kantone  ganz  oder  theilweise  von  der  Nieder- 
lassung auszuschliessen.  Die  BVerf.  v.  J.  1848  beschränkte  hierin  die 
Souveränetät  der  Kantone  insoweit,  dass  sie  nun  verpflichtet  sind, 
den  Bürgern  anderer  Kantone,  die  der  christlichen  Gonfession  an- 
gehören und  den  verfassungsmässigen  Bedingungen  entsprechen ,  die 
Niederlassung  zu  gestatten.  Weiter  reicht  der  Zwang  der  Verfassung 
nicht  und  es  folgt  aus  diesem,  dass  es  auch  jetzt  wie  früher  den  Kan- 
tonen freisteht,  Personen,  die  einer  nicht  christlichen  Gonfession  an- 
gehören, die  Niederlassung  zu  gestatten  oder  zu  verweigern.  In  dieser 
Hinsicht  sind  also  die  Kantone  selbständig  und  befinden  sich  in  ihrem 
verfassungsmässigen  Rechte,  wenn  sie  z.  B.  Schweiz.  Israeliten  die 
Niederlassung  nicht  gestatten.  Aus  demselben  Grunde  kann  ihnen 
auch  nicht  zugemuthet  werden,  Angehörige  fremder  Staaten  günstiger 
zu  behandeln  als  ihre  Schweiz.  Mitbürger.  Diesen  Grundsatz  der 
Selbständigkeit  der  Gesetzgebung  hat  die  Schweiz  von  jeher  auch  im 
Verkehr  mit  andern  Staaten  festgehalten  und  er  ist  noch  von  keinem 
Staate  angefochten  worden,  weil  jeder  Staat  ihn  auch  für  sich  in  An- 
spruch nimmt. 

Es  muss  sich  nun  weiter  fragen,  ob  zwischen  Frankreich  und  der 
Schweiz  ein  Vertrag  bestehe ,  der  die  Kantone  beschränkt  und  ihnen 
namentlich  die  Verpflichtung  auflegt,  den  Franzosen  edler  Confes- 
sionen  die  Niederlassung  zu  gestatten.  Art.  3  des  Vertrages  v.  J.  1827 
setzt  den  Erwerb  der  Niederlassung  voraus,  indem  er  sich  wiederholt 
auf  den  Art.  1  bezieht,  welcher  letztere  speciell  von  dem  Rechte  zun) 
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Aufenthalt,  zur  Niederlassung  und  Gewerbsbetreibung  handelt    Er 

lautet  so: 

»Die  Schweizer  werden  in  Frankreich  die  nämlichen  Bechte  und  Vordieile  ge- 
messen ,  welche  der  obige  erste  Artikel  den  Franzosen  in  der  Schweiz  zosidiert,  lo, 
dass  rücksichtlich  derjenigen  Kantone,  welche  unter  den  im  ersten  Artikel  ange- 
gebenen Beziehungen  die  Franzosen  wie  ihre  eigenen  Angehörigen  behandeln,  diese 
letztem  unter  denselben  Bedingungen  in  Frankreich  als  Einheimische  behandeU 
werden  sollen.  Seine  AUerchristlichste  Majest&t  sichert  den  andern  Kantonen  die 
nämlichen  Rechte  zu,  deren  Genuss  diese  den  Unterthanen  Sr.  Majestät  zugeatdien.« 

Aus  diesem  Artikel  geht  nun  klar  hervor,  dass  die  Franzosen  in 
den  einzelnen  Kantonen  im  gleichem  Masse  und  umfange  zum  Auf- 
enthalt ,  zur  Niederlassung  und  Gewerbsbetreibung  berechtigt  seien, 
wie  die  übrigen  Schweizerbürger.  Wenn  nun  aber  eine  Klasse  von 
Schweizerbürgem  von  diesem  Rechte  ausgeschlossen  ist,  so  konnte 
es  nicht  im  Willen  der  Contrahenten  liegen,  der  gleichen  Klasse  von 
Ausländern  diese  Bechte  dennoch  einzuräumen  und  dadurch  eine  Un- 
gleichheit zu  Ungunsten  der  Schweizerbürger  zu  begründen.  Damit 
aber  unmöglich  ein  Zweifel  darüber  entstehen  könne ,  verlangte  die 
Tagsatzungscommission  vor  dem  Abschluss  des  Vertrages  von  dem 
französischen  Gesandten,  mit  dem  der  Vertrag  unterhandelt  wurde,  eine 
authentische  Erklärung  über  den  Sinn  des  Vertrages  hinsichtlich  der 
franz.  Israeliten.  Diese  Erklärung  des  Herrn  Baron  von  Rayneval 
wurde  am  7.  August  1826  [Snell  Staatsrecht  L  764]  der  Tagsatzung 
zugestellt,  worin  gesagt  ist,  dass  die  seit  Abschafifiing  der  Mediations- 
verfassung in  der  Schweiz  niedergelassenen  Juden  keinen  Vorzug  vor 
den  Schweiz.  Juden  haben  sollen  und  dass  somit  die  Schweiz.  Kantone 
nur  dann  verpflichtet  waren ,  jenen  die  Niederlassung  zu  gestatten, 
wenn  sie  das  gleiche  Recht  auch  den  letztern  gewähren  würden. 

Im  Weitern  wird  dann  noch  auf  spätere  franz.  Noten  vom  5.  Oct 
1843  und  28.  Juli  1845  Bezug  genommen  und  geschlossen,  der  BR. 
hoffe  die  h.  Regierung  von  Frankreich  überzeugt  zu  haben,  dass 
keinerlei  Rechtsverletzung  vorliege  und  daher  auch  kein  Grund  zu 
Repressalien.  Würden  solche  dennoch  ergriffen,  was  der  BR  im 
Interesse  der  beiden  Nationen  lebhaft  bedauern  müsste,  so  könnten 
dieselben  nur  Personen  betreffen,  die  ein  vertragsmässiges  Recht  auf 
Niederlassung  besitzen,  was  bei  den  Israeliten  nicht  der  Fall  ist  und 
der  BR.  müsste  daher  solche  Massregeln  als  einen  einseitigen  Bruch 
des  Vertrages  vom  30.  Mai  1827  betrachten.  B.  1868  IL  ö8. 

Im  Geschäftsbericht  von  1853  konnte  der  BR.  hierauf  bezüglich 
beifügen :  »Frankreich  scheint. .  den  rechtlichen  Standpunkt,  den  die 
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Schweiz  einnimmt,  nicht  zu  bestreiten  nnd  wenn  daher  im  J.  1853 
gleichwol  neue  Verwendungen  für  die  Duldung  französischer  Israeliten 
im  Et.  Basellandschaft  vorgekommen  sind ,  so  stützte  sich  die  franz. 
GesahdtHchaft  nicht  auf  bestehende  Verträge,  sondern  mehr  auf  Gründe 
der  Billigkeit  und  eines  freundnachbarlichen  Verhältnisses  im  Allge- 
meinen.* B.  1854  IL  38.  Vgl.  No.  7.  46.  86.  616. 

61S«  Im  Juli  1859  hat  Jean  Pierre  Maxit  aus  Savoyen,  wohnhaft 
im  Kt  Wallis,  dem  Jerome  Donnet,  Bürger  in  Trois-Torrent  (Wallis), 
ein  in  Monthey,  gl.  Kts.,  liegendes  Grundstück  abgekauft.  Der  Notar 
fügte  dem  Kaufvertrage  die  Bedingung  bei,  dass  dieser  Kauf  vom 
Grossen  Bathe  des  Kts.  Wallis  zu  genehmigen  sei.  Maxit  protestirte 
hiegegen ,  leistete  aber  dennoch  eine  Abschlagszahlung.  Der  Grosse 
Rath  verweigerte  die  Genehmigung  des  Kaufes,  worauf  Donnet  das- 
selbe Object  an  seine  Kinder  verkaufte. 

Mit  Note  vom  14.  Juli  1860  beschwerte  sich  die  französische  Ge- 
sandtschaft im  Interesse  des  Maxit,  welcher  inzwischen  durch  die  er- 
folgte Annexion  Savoyens  französischer  Unterthan  geworden,  über 
den  Beschluss  des  Grossen  Käthes ,  indem  Maxit ,  der  zur  Zeit  des 
Kaufes  noch  sardinischer  Unterthan  gewesen,  die  aus  dem  Staatsver- 
trage zwischen  der  Schweiz  und  Sardinien  vom  8.  Juni  1851  [Off.  S. 
IL  405]  herfliessenden  Rechte  anzusprechen  habe.  Nach  Art.  1  u.  2 
dieses  Vertrages  in  Verbindung  mit  Art.  41»Ziff.  4  der  BVerf,  könne 
Maxit  verlangen ,  dass  er  wie  ein  Schweizerbürger  behandelt  und  so- 
mit auch  zum  Ankauf  von  Liegenschaften  zugelassen  werde. 

Um  die  gleiche  Zeit  kaufte  der  Franzose  Claude  Trosset,  wohn- 
haft in  Monthey ,  Kts.  Wallis,  ebenfalls  Grundstücke  bei  Monthey  ge- 
legen und  erhielt  im  notarialischen  Kaufvertrage  die  gleiche  Bedin- 
gung, dass  der  Kauf  nicht  definitiv  sei,  bis  der  Grosse  Rath  denselben 
genehmigt  haben  werde.  Trosset  protestirte  hiegegen  und  rief  die 
Intervention  der  franz.  Gesandschaft  an,  welche  mit  Note  vom  31.  Juli 
1860,  gestützt  auf  Art.  1  des  Staatsvertrages  zwischen  der  Schweiz 
und  Frankreich  vom  20.  Septbr.  1827  [vom  30.  Mai  1827?  Off.  S. 
n.  166],  wonach  die  Franzosen  mit  Rücksicht  auf  ihre  Personen  nnd 
ihr  Eigenthum  in  jedem  Kanton  behandelt  werden  müssen,  wie  die 
Bürger  anderer  Kantone ,  und  gestützt  auf  Art.  41  Ziff.  4  der  BVerf. 
die  Aufhebung  jener  Bedingung  und  die  künftige  Gleichstellung  der 
Franzosen  mit  Rücksicht  auf  den  Erwerb  von  Grundeigenthum  im 
Kt  Wallis  verlangte. 

36 
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Die  Regierung  von  Wallis  beantwortete  diese  beiden  Beschwer- 
den dahin: 

Bezüglich  der  Interpretation  des  Art.  41  Ziff.  4  der  BVerfc  in 
Verbindung  mit  dem  Vertrage  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich 
von  1827  gehe  sie  mit  der  franz.  Gesandtschaft  einig.  Das  kantonale 
Gesetz  vom  19.  Decbr.  1829  verbiete  den  Fremden  im  Wallis  Gnind- 
eigenthum  zu  erwerben,  aber  dieses  Verbot  sei  beschränkt  durch 
die  BVerf.  und  durch  Staatsverträge,  denn  Ziff.  4  von  Art.  41  rimne 
den  niedergelassenen  Schweizern  das  Recht  ein,  Grundeigenthum  zu 
erwerben  und  zu  veräussem  und  der  Vertrag  von  1827  gewähre  den 
Franzosen  mit  Rücksicht  auf  ihre  Person  und  ihr  Eigenthum  die  glei- 
chen Vortheile,  wie  sie  die  in  einem  andern  Kanton  niedergelassenen 
Schweizer  gemessen. 

Gegenüber  Maxit  dagegen,  welcher  zur  Zeit  des  Kaufes  mit 
Donnet  sardinischer  Unterthan  gewesen,  komme  der  Vertrag  mit  Sar- 
dinien von  1851  zur  Anwendung.  Dieser  sichere  aber  in  Art.  1  Alinea  2, 
wo  die  gegenseitig  garantirten  Vortheile  aufgezählt  werden,  das  Recht 
der  Niederlassung  den  beidseitigen  Angehörigen  nur,  »um  ihren  Han- 
delsgeschäften obzuliegen«.  Der  Staatsrath  zweifle  nun,  dass  diese 
Worte  die  gleiche  Tragweite  haben,  wie  die  BVerf.  und  dass  sie 
namentlich  das  Recht  gewähren ,  Grundeigenthum  zu  erwerben.  Im 
Gegentheil  scheinen  dadurch  die  in  Art  41  der  BVerf.  erwähnten 
Rechte  beschränkt  zu  sete.  Wenn  aber  den  Sarden  das  Recht,  Grund- 
eigenthum zu  erwerben,  auch  zustände,  so  würde  dennoch  Maxit  das- 
selbe nicht  ansprechen  können ,  weil  ihm  die  Niederlassung  mangle, 
eine  Bedingung,  welche  die  BVerf.  von  den  Schweizern  anderer  Kan- 
tone fordere,  um  den  Bürgern  des  Niederlassungskantons  gleichgestellt 
zu  sein. 

Diese  Bemerkung,  betreffend  die  Niederlassung,  finde  übrigens 
auch  auf  Trosset  Anwendung,  da  dieser  ebenfalls  weder  eine  Nieder- 
lassung nachgesucht,  noch  erhalten  habe. 

Der  BR.  hat  diese  Beschwerden  begründet  erklärt  und  dahin  sich 
ausgesprochen,  dass  die  Sarden  und  Franzosen  mit  Rücksicht  auf  den 
Erwerb  von  Grundeigenthum  den  Schweizerbürgern  gleich  gehalten 
werden  müssen.    Motive : 

Das  den  Schweizerbürgem  zustehende  Recht,  in  einem  andern 
Kanton  Grundeigenthum  zu  erwerben,  ohne  genöthigt  zu  sein,  in  die- 
sem ein  Domicil  zu  nehmen ,  entspringt  aus  dem  Principe  der  Frei- 
heit des  Handels  und  Verkehrs  zwischen  den  Kantonen  und  diese 
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Freiheit  kann  nach  dem  Wortlaute  von  Art.  29  lit.  d  der  BVerf.  durch 
polizeiliche  Verfügungen  der  Kantone  nur  unter  der  Voraussetzung 
der  gleichen  Behandlung  der  Kantonsbürger  und  der  Schweizerbürger 
anderer  Kantone  beschränkt  we^en.  Die  nämliche  Gleichstellung 
der  Schweizerbürger  in  Sachen  des  freien  Handels  und  Verkehrs  folgt 
auch  aus  Art  48  der  BVerf.  Wenn  daher  im  Art.  41  der  BVerf.  die 
Befognisss  des  Ankaufes  von  Liegenschaften  unter  den  Rechten  auf- 
gezählt wird,  welche  die  Niederlassung  zur  Folge  hat,  so  darf  daraus 
nicht  geschlossen  werden,  dass  die  Niederlassung  als  Pflicht  und  Be- 
dingung aufzufassen  sei,  wodurch  allein  der  Erwerb  von  Liegenschaften 
durch  kantonsfremde  Schweizerbürger  möglich  werde. 

Nach  dieser  Interpretation  der  Art.  29,  48  und  41  der  BVerf. 
ist  die  zum  Erwerb  von  Liegenschaften  aufgestellte  Bedingung  der 
Niederlassung  gegenüber  den  Schweizern  anderer  Kantone  und  den 
Angehörigen  solcher  Staaten ,  welche  durch  Verträge  ihnen  gleich- 
gestellt sind ,  ebenso  unzulässig  als  die  Forderung ,  dass  der  üeber- 
gang  des  Eigenthums  durch  den  Grossen  Rath  autorisirt  sein  müsse. 

Da  der  Staatsrath  von  Wallis  anerkennt ,  dass  durch  den  Ver- 
trag mit  Frankreich  von  1827  der  Franzose  Trosset  den  Schweizer- 
bürgem  gleichgestellt  sei ,  so  bleibt  nur  noch  zu  untersuchen ,  ob  es 
sich  zufolge  des  Vertrages  mit  Sardinien  von  1851  anders  verhalte, 
betreffend  den  Sarden  Maxit. 

Wenn  Art.  1  dieses  Vertrages  in  seinem  ganzen  Wortlaut  ins 
Auge  gefasst  und  nicht  blos  ein  einzelner  Satz  herausgerissen  wird, 
so  kann  namentlich  im  Zusammenhange  mit  Art.  2 ,  wo  ausdrücklich 
bestimmt  ist,  dass  das  bewegliche  und  unbewegliche  Eigenthum  der 
resp.  Staatsbürger  zu  keiner  Zeit  weder  mit  andern  oder  grössern 
Abgaben,  Lasten  oder  Contributionen  belegt  werden  soll,  als  dasjenige 
der  eigenen  Staatsbürger,  —  darüber  kein  Zweifel  sein ,  dass  die  Ab- 
sicht der  Bevollmächtigten  sowol  als  der  beiden  contrahirenden  Re- 
gierungen dahin  ging ,  ihren  Angehörigen  nicht  blos  das  Recht  des 
Aufenthaltes  oder  der  Niederlassung  zu  sichern,  sondern  auch  die 
Möglichkeit,  gleich  den  Nationalen  allen  Geschäften  obzuliegen,  welche 
sie  je  nach  ihrer  Privatstellung  zu  betreiben  im  Falle  sind.  Wenn  in 
Art,  1  blos  von  Handelsgeschäften  geredet  wird,  so  darf  diesem  Aus- 
drucke nicht  ein  absolut  beschränkter  Sinn  beigelegt  und  das  Recht, 
Gmndeigenthum  zu  erwerben,  ausgeschlossen  werden,  denn  man 
könnte  in  Wahrheit  nicht  bestreiten ,  dass  der  Kauf  und  Verkauf  von 
Grundstücken  im  Allgemeinen  auch  unter  Handelsoperationen  be- 
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griffen  ist  und  jedenfalls  würde  es  nicht  im  Interesse  der  Schweiz  lie- 
gen, eine  derartige  Beschränkung  aufzustellen. 

Uebrigens  hat  der  Art.  1  des  Vertrages  von  1851  alle  Sorge  ge- 
tragen ,  diejenigen  Rechte ,  von  d^en  die  beidseitigen  Angehörigen 
auf  dem  Gebiete  des  andern  Staates  ausgeschlossen  sein  sollen ,  ge- 
nau anzugeben,  ein  Umstand,  der  genügend  zeigt,  bis  zu  welcher 
Grenze  die  Contrahenten  in  der  Beschränkung  der  gegenseitigen 
Rechte  gehen  wollten.  BR.  v.  15.  August  1860.  Vgl.  No.  1 W. 

Die  Regierung  von  Wallis  erklärte  von  ihrem  Rechte  zum  Re- 
curse  an  die  BVersammlung  abstrahiren  und  dem  Grossen  Rathe  die 
Aufhebung  des  Gesetzes  von  1819  proponiren  zu  wollen.  Dagegen 
gelangten  die  vier  Töchter  des  Jerome  Donnet  als  zweite  Käufer  der 
väterlichen  Liegenschaften  mit  einer  Beschwerde  an  die  eidg.  Räthe 
und  verlangten  die  Aufhebung  des  bundesräthlichen  Entscheides.  Der 
Nationalrath  ist  jedoch  auf  Antrag  seiner  Commission,  weil  der  Ver- 
trag zwischen  dem  Vater  Donnet  und  Maxit  die  Vollziehung  eriialten 
habe  und  dadurch  weder  ein  Artikel  der  BVerf.,  noch  ein  Redit 
Dritter  verletzt  worden  sei,  am  14.  Decbr.  1860  über  diese  Beschwerde 
zur  Tagesordnung  geschritten  und  der  Ständerath  am  17.  Decbr.  1860 
diesem  Entscheide  beigetreten. 

616«  Adolf  Marquis  in  Lausanne  und  Oberst  Friedrich  Veillon, 
Namens  seiner  Frau  daselbst,  haben  im  J.  1859  an  den  Waadtländer 
Albert  Berruex,  wohnhaft  im  Wallis,  verschiedene  in  letzterm  Kanton 
liegende  Grundstücke  verkauft,  wobei  der  Notar  in  Uebereinstinmiung 
mit  der  unter  No.  619  erwähnten  Verordnung  ebenfalls  die  Geneh- 
migung von  Seite  des  Grossen  Rathes  als  Bedingung  aufstellte.  Letz- 
terer hatte  zwar  die  Genehmigung  noch  nicht  verweigert,  sondern 
blos  suspendirt;  die  Verkäufer  glaubten  sich  jedoch  durch  dieses 
Verfahren  in  dem  durch  Art.  41  Ziff.  4  der  BVerf.  garantirten  Rechte 
des  freien  Handels  und  Verkehrs  beeinträchtigt  und  beschwerten  sich 
daher  bei  dem  BR  —  Der  Staatsrath  von  Wallis  berichtete  hierüber: 
Da  der  BR.  diese  Frage  im  Grundsatze  bereits  erledigt  habe,  so  werde 
die  Uebertragung  des  Eigenthums  an  den  Grundstücken ,  um  welche 
es  sich  hier  handle,  nicht  verhindert  werden.  Man  habe  blos  nähere 
Informationen  einziehen  wollen,  betreffend  die  Verpflichtung  des 
Eigenthümers  zur  Betheiligung  bei  den  Damm-  und  Wuhrarbeiten  an 
der  Rhone ,  indem  diese  Lasten  oft  so  gross  seien  als  der  Werth  der 
betreffenden  Liegenschaften,  während  durch  Vernachlässigung  der 
Dämme  für  die  Nachbarn  Schaden  entstehen  könne. 
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Der  BK  hat  die  Beschwerde  als  begründet  und  daher  sowol  die 
betreffende  Verordnung  über  die  Verkäufe  von  Liegenschaften  durch 
kantonsfremde  Schweizer,  als  auch  den  fragl.  Grossrathsbeschluss  über 
Suspension  des  fragL  Kaufes  als  unverbindlich  erklärt.   Erwägungen: 

1)  Aus  den  Gründen ,  welche  in  den  Recursfällen  von  Maxit  und 
Trosset  entwickelt  wurden ,  kann  eine  Verordnung  nicht  gültig  und 
rechtsverbindlich  sein,  kraft  welcher  kantonsfremden  Schweizern  bei 
Käufen  von  Liegenschaften  andere  Bedingungen  auferlegt  werden, 
als  diejenigen ,  welche  für  Kantonsbürger  gelten ,  oder  kraft  welcher 
jene  angehalten  werden,  solche  Käufe  der  Genehmigung  des  Gr.  Bathes 
zu  unterstellen,  wenn  dieses  von  Kantonsbürgern  nicht  gefordert  wird. 

2)  Die  Aufsicht  über  die  Dämme  und  Wuhrungen  kann  keinen 
Grund  bilden ,  einen  Kauf  ausnahmsweise  zur  Genehmigung  vor  den 
Grossen  Rath  zu  bringen ,  indem : 

a.  nicht  behauptet  wurde ,  dass  das  Nämliche  bei  Käufen  unter  Wal- 
lisem  zu  geschehen  habe ; 

b.  es  sich  von  selbst  versteht ,  dass  die  kantonsfremden  Käufer  mit 
Rücksicht  auf  allfällige  auf  den  Grundstücken  haftenden  Lasten 
unter  den  allgemeinen  Gesetzen  des  Landes  stehen  und  dass  sie 
in  streitigem  Falle  vor  dem  Civilrichter  zu  belangen  sind ; 

c.  der  Grosse  Rath  daher  die  öffentlichen  Interessen  durch  allgemeine 
Gesetze  oder  Verordnungen  wahren,  nicht  aber  in  einem  Special- 
falle andere  und  ausnahmsweise  Bedingungen  für  die  Gültigkeit 
eines  Kaufes  aufstellen  kann.  BR.  v.  12.  Sept.  1860.  No.  4140. 

617«  Die  Polizeibehörden  von  Schwyz  verweigerten  dem  Schirm- 
fabrikanten Martin ,  einem  in  Bern  niedergelassenen  Franzosen ,  ein 
Hausirpatent,  gestützt  auf  das  dortige  Hausirgesetz,  wonach  den  nicht 
im  Kanton  niedergelassenen  Fremden  keine  solchen  ertheilt  werden 
und  gestützt  auf  die  Thatsache,  dass  Martin  den  Staatsvertrag  zwischen 
der  Schweiz  und  Frankreich  vom  30.  Mai  1827  unrichtig  angerufen  habe, 
weil  Schwyz  diesem  Vertrage  nicht  beigetreten  sei.  —  Der  BR.  hat  die 
Beschwerde  abgewiesen  in  Genehmigung  eben  dieses  letztern  Grundes. 

Beschluss  v.  10.  M&rz  1856. 

618«  Eine  Französin  wurde  bei  ihrer  Verheiratung  mit  einem 
Bürger  von  Uri  angehalten ,  300  Fr.  zu  deponiren  und  reclamirte  da- 
gegen. Die  Regierung  von  Uri  bemerkte  hierauf,  dass  das  dortige 
Gesetz  nur  zu  Gunsten  von  Schweizerinnen,  nicht  von  Ausländerinnen 
beschränkt  worden  und  dass  Uri  dem  Staatsvertrag  mit  Frankreich 
vom  23.  Mai  1827  nicht  beigetreten  sei. 
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Die  Beschwerde  wurde  für  begründet  erklärt  Motive: 
Die  neue  BVerf.  brachte  eine  wesentliche  Veränderung  in  diese 
Vertragsverhältnisse.  Die  Verpflichtungen  der  Kantone  gegen  andere 
Schweizerbürger  sind  in  mehrfachen  Beziehungen  ausgedehnt  und  die 
diessfälligen  Concordate  zu  allgemeinen  BGesetzen  gemacht  worden; 
dieses  hat  indirect  zur  Folge ,  dass  die  gleiche  Behandlang ,  die  den 
Schweizerbürgern  zukommt,  auch  auf  die  Franzosen  ausgedehnt  wer- 
den muss.  Diese  Betrachtung  war  ein  Hauptgrund ,  warum  man  bei 
der  Revision  der  BVerf.  die  Israeliten  den  Christen  nicht  gleichstellte, 
weil  man  annahm ,  dass  dann  auch  die  firanzösischen  Israeliten  ein 
Niederlassungsrecht  in  der  Schweiz  erhalten  würden.  Im  Jahr  1819 
schlössen  nur  12  Stände  ein  Concordat  über  Niederlassung  ab  und 
doch  wird  man  wol  nicht  behaupten  wollen ,  dass  die  Franzosen  nur 
in  diesen  1 2  Kantonen  sich  niederlassen  dürfen.  Ist  dieses  Räsonne- 
ment  richtig,  so  bezieht  es  sich  natürlich  auf  alle  interkantonalen 
Rechtsverhältnisse  und  namentlich  auf  den  Art.  48  der  BVer£  oder 
m.  a.  W.  die  Franzosen  müssen  nach  diesem  Artikel  und  nach  dem  /Vw- 
cip  des  Vertrages  mit  Frankreich  in  jedem  Kanton  gleichgehaUen  werden 
wie  die  Schweizer  aller  Kantone.        B.  1854  U.  67.  Vgl.  No.  6SO.  691. 

619«  Die  Regierung  von  Basel  hat  einem  dortigen  Bürger  die  Be- 
willigung zui'  Heirat  verweigert,  weil  nach  dem  Gesetze  vom  4.  Dec. 
1848  die  Braut  einen  günstigen  Leumden  haben  müsse,  während  die- 
ser der  Französin,  die  jener  ehelichen  wollte,  abgehe.  Der  BR.  ist  auf 
die  diessfalls  erhobene  Beschwerde  nicht  eingetreten.    Gründe : 

1)  Die  Feststellung  der  Bedingungen,  unter  welchen  Kantons- 
bürger mit  Einheimischen  oder  mit  Nichtkantonsangehörigen  eine 
Ehe  eingehen  dürfen ,  steht  zunächst  den  Kantonen  zu ,  und  der  Bund 
hat  nur  dann  ein  Recht  zum  Einschreiten ,  wenn  durch  solche  Bedin- 
gungen die  Verfassung  oder  Gesetze  des  Bundes  oder  bestehende  Ver- 
träge mit  auswärtigen  Striaton  verletzt  werden. 

2)  Im  obschwebenden  Falle  liegt  eine  solche  Verletzung  nicht  vor, 
indem  namentlich  der  Niederlassungsvertrag  mit  Frankreich  vom 
30.  Mai  1827,  auf  den  sich  der  Beschwerdeführer  besonders  beruft,  den 
Franzosen  nur  gleiche  Niederlassungsrechte  mit  den  Schweizern  zu- 
sichert^ lt.  dem  Bürgerrechtsgesetze  von  Basel  aber,  vom  4.  Dec.  1848, 
für  die  Einbürgerung  durch  Verheiratung  von  Schweizerbürgern  in 
gleicher  Weise  ein  Leumdensschein  wie  von  Angehörigen  auswärtiger 
Staaten  verlangt  wird ,  —  abgesehen  davon ,  dass  das  gleiche  Recht 
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auf  Niederlassung,  welches  der  Vertrag  mit  Frankreich  einzig  behan- 
delt, ein  gleiches  Recht  auf  Einbürgerung  oder  Einheiratung  noch 
keineswegs  in  sich  schliesst  BR.  v.  22.  Mai  1855. 

620*  Das  Annengesetz  des  Kts.  Glarus  bestimmt  in  §  32,  dass 
jeder  Gemeindebürger,  der  eine  fremde  (nicht  schweizerische)  Weibs- 
person heirate,  eine  Einheiratstaxe  von  134  Fr.  zu  zahlen  habe.  — 
Ein  Rudolf  Zwicki  von  Mollis ,  welcher  eine  Mühlhauserin  heiratete, 
beschwerte  sich  hiegegen,  da  seine  Frau  als  Französin  nach  dem  Staats- 
vertrage vom  30.  Mai  1827  gehalten  werden  müsse,  wie  eine  Schwei- 
zerin. —  Die  Regierung  von  Glarus  erörterte  in  ihrer  Antwort ,  dass 
jener  Staatsvertrag  nur  die  Niederlassung  und  Gewerbsausübung  be- 
treflFe,  was  aus  der  Einleitung  sich  ergebe,  und  die  Gleichheit  lt.  Art.  3 
nur  auf  die  in  Art.  1  stipulirten  Verhältnisse  sich  beziehen  könne.  — 
Der  BR.  ist  auf  die  Beschwerde  nicht  eingetreten ,  ohne  diese  Erör- 
terungen zu  berücksichtigen ,  sondern  lediglich  darauf  gestützt,  dass 

Glarus  dem  Vertrage  von  1827  nicht  beigetreten  sei.*) 

BR.  V.  27.  Decbr.  1855.  Vgl.  No.  61§. 
631«  Die  Gemeinde  Muriaux,  Kts.  Bern,  forderte  von  einer  ein- 
heiratenden Französin  ein  höheres  Einzugsgeld,  als  Bernerinnen,  resp. 
andere  Schweizerinnen  zu  zahlen  gehabt  hätten,  worüber  die  franz. 
Gesandtschaft  sich  beschwerte.  Das  Justiz-  und  Polizeidepartement 
glaubte  an  der  oben  unter  No.618  adoptirten  Anschauung  festhalten 
zu  sollen.  Der  BR.  wies  aber  die  Sache  zu  näherer  Prüfung  zurück, 
worauf  jenes  dahin  resümirte :  Der  Vertrag  mit  Frankreich  über  Nie- 
derlassung gelte  nun  in  Folge  desPrincips  der  freien  Niederlassung  für 
alle  Kantone;  hingegen  habe  es  sich  bei  jenem  frühern  Antrage  über 
den  Umfang  des  Vertrages  geirrt,  indem  es  darin  eine  gänzliche  Gleich- 
stellung der  Franzosen  mit  den  Schweizern  im  Sinne  des  Art.  48  der 
BVerf.  erblickt  habe.  Bei  nräherer  Betrachtung  des  Vertrages  sei  es 
nun  dazu  gekommen ,  die  von  der  Regierung  von  Bern  entwickelte 
Ansicht  für  richtig  zu  halten ,  dass  nämlich  (und  in  diesen  Worten 
wurde  dann  der  Gesandtschaft  geantwortet)  die  Gleichstellung  der 
Franzosen  in  jenem  Vertrage  sich  nur  auf  die  Niederlassung  und  was 
damit  nothwendig  zusammenhange,  beziehe,  während  das  Einzugsgeld 
ein  ganz  anderes  Rechtsverhältniss  beschlage,  das  eher  den  Charakter 
einer  Naturalisationsgebühr  an  sich  trage  und  mit  dem  Recht  auf 
Armenunterstützung  in  Correlation  stehe. 


^)  £r8t  am  19.  Novbr.  1859  trat  Glarus  diesem  Vertrage  bei  [Off.  S.  VI.  369]. 


i 
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Die  franz.  Gesandtschaft  reclamii'te  in  einer  neuen  Note  Tom 
15.  Juni  1857  gegen  diese  neue  Anschauung  des  BR.,  anter  Verweisung 
auf  seine  Antwort  im  obigen  Falle  unter  No.  618,  allein  der  BR.  hielt 
die  neue  Ansicht  fest  und  sprach  sich  in  seiner  Antwort  dahin  aus : 
Bei  näherer  Untersuchung  musste  sich  der  BR.  überzeugen ,  dass  die 
frühere  Entscheidung  nicht  auf  einer  richtigen  Basis  beruhte,  was  be- 
sonders dem  Umstände  beizumessen  ist ,  dass  damals  das  Verhältniss 
des  Kantons  Uri  zum  Staatsvertrage  vom  Jahr  1827  vorzugsweise 
in  Berathung  kam ,  während  die  Natur  der  Reclamation  selbst  in  den 
Hintergrund  trat  und  nicht  die  gebührende  Berücksichtigung  fani 
Bei  der  jetzigen  Reclamation  dagegen  verhielt  es  sich  umgekehrt,  in- 
dem einzig  und  allein  in  Frage  kam ,  ob  der  erwähnte  Staatsvertrag 
auf  Rechtsverhältnisse  Anwendung  finde,  welche  mit  dem  Aufenthalt 
und  der  Niederlassung  nicht  im  mindesten  in  Beziehung  stehen.  Hier- 
auf wesentlich  beruht  die  Entscheidung  des  gegenwärtigen  Falles  lud 
die  Richtigkeit  derselben  wird  wol  um  so  einleuchtender ,  wenn  man 
bedenkt ,  dass  bei  der  umgekehrten  Auffassung  ein  ganz  verschiedenes 
Recht  auf  Französinnen  angewendet  würde,  je  nachdem  sie  vor  und 
bei  ihrer  Verheiratung  mit  Schweizern  in  der  Schweiz  niedergelassen 
waren  oder  nicht.  Die  verlangte  Gebühr  ist  nichts  anderes ,  als  eine 
verminderte  Naturalisationsgebühr,  welche  der  Gemeinde  zufallt,  weü 
die  Französin  durch  die  Heirat  Bürgerin  der  Gemeinde  wird  und  im 
Falle  der  Verarmung  nebst  den  Kindern  von  der  Gemeinde  erhalten 
werden  muss.  Dass  dieses  Verhältniss  mit  dem  Aufenthalt  in  keinem 
Zusammenhang  steht,  ist  wohl  einleuchtend  und  kaum  nöthig,  die 
Erklärung  beizufügen ,  dass  beim  Bezug  solcher  Gebühren  auch  bei 
den  Schweizerinnen  kein  Unterschied  desshalb  gemacht  wird ,  ob  sie 
in  dem  Kanton ,  in  welchem  sie  durch  die  Heirat  Bürgerinnen  werden, 
niedergelassen  seien  oder  nicht.  Wenn  in  Frankreich  von  den  Schwei- 
zerinnen ,  welche  sich  dort  verheiraten,  keine  solche  Gebühr  verlangt 
wird ,  so  ist  diess  sehr  natürlich,  weil  dort  keine  Bürgergemeinde  und 
Gemeindebürgerrechte  mit  den  gesetzlichen  Folgen,  wie  in  der  Schweiz 
vorhanden  sind.  Auch  in  der  Schweiz  wird ,  wie  in  Frankreich ,  für 
den  Erwerb  der  Naturalisation  durch  Heirat  keine  Einkaufsumme  zu 
zu  Händen  des  kantonalen  oder  eidgenössischen  Fiscus  bezogen. 

BR.  V.  17.  Juni  1857.  No.  2213. 
622«    Die  französische  Gesandtschaft  beschwerte  sich  darüber,  dass 
aus  einem  Grenzkanton  eine  angebliche  Französin  ohne  Schriften  und 
ohne  vorherige  Anzeige  nach  Frankreich  ausgewiesen  worden  sei.   Es 
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wurde  dabei  die  Ansicht  geltend  gemacht ,  dass  dieses  Verfahren  un- 
znläseig  sei,  indem  man  nicht  Personen  von  zweifelhafter  Herkunft 
einem  Nachbarstaate  ohne  weiters  zuschieben  könne,  sondern  die- 
selben entweder  mit  den  erforderlichen  Ausweisschriften  versehen, 
oder  zuerst  eine  Mittheilung  darüber  machen  müsse.  Dieser  Vorschlag 
wurde  Yom  BR.  acceptirt  und  den  Grenzkantonen  zur  Nachachtung 
mitgetheilt.  B.  1856  I.  291.  Vgl.  No.  60*  Anhang  lit.  i. 

623«  Wenn  Frankreich  das  Becht  anspricht,  Individuen,  die  es 
nicht  als  Bürger  anerkennt,  auszuweisen ,  so  muss  der  Schweiz  das- 
selbe Recht  zustehen.  Haben  solche  irgendwo  ein  Heimatrecht,  so  soll 
man  sie  dorthin  weisen.  Dagegen  kann  der  BR.  keinem  Staate  das 
Recht  zuerkennen,  der  Schweiz  Heimatlose  zuzuweisen ;  hier  sind  offen- 
bar andere  Grundsätze  massgebend.  Der  Staat  hat  sie  wieder  aufzu- 
nehmen ,  der  sie  abgeschoben  hat ,  zumal  wenn  er  sie  lange  Zeit  (hier 
60  Jahre)  tolerirte ,  ohne  sich  irgend  um  ihre  Legitimationspapiere 
zu  bekümmern.  Wir  können  solche  Individuen  nicht  in  einen  andern 
Staat  abschieben ,  weil  sie  uns  sofort  zurückgeschoben  würden. 

Dieses  Verfahren  ist  ganz  im  Widerspruch  mit  dem  internationa- 
len Usus ,  nach  dem  bei  zweifelhafter  Nationalität  zuerst  angefragt 
werden  soll ,  ehe  man  ein  solches  Individuum  abschiebt.  Nicht  nur 
geschieht  dieses  anderswo,  sondern  die  franz.  Gesandtschaft  hat  schon 
wiederholt ,  wenn  etwa  von  einer  Schweiz.  Polizeibehörde  Aehnliches 
geschah ,  energisch  reclamirt ,  und  die  obigen  Grundsätze  geltend  ge- 
macht Frankreich  wird  sie  daher  auch  gegen  sich  anerkennen  wollen. 

Auszug  aus  einer  Note  des  BR.  an  den  Schweiz.  Gesandten  in  Paris  v.  29.  Mai  1858 
LS.  Jonanno.  Aehnliche  Beschwerden  wiu'den  im  J.  1858  noch  wegen  Abschiebung 
der  Fr.  Magginiund  N.  Strauss,  im  J.  1859  wegen  Glock,  Stämpfli  und  Meier  geführt. 

2.   Vertrag  vom  18.  Juli  1828. 

6241«  Mit  Note  vom  12.  Juni  1851  beschwerte  sich  die  französische 
Gesandtschaft  darüber ,  dass  die  Begierung  yon  Genf  die  Vollziehung 
eines  schiedsgerichtlichen  Urtheils  verweigert  habe. 

Ueber  das  formelle  Verfahren ,  das  in  solchen  Fällen  zu  beob- 
achten sei,  um  die  Execution  zu  erwirken,  äusserte  sich  der  BR. 
in  seiner  Antwort  dahin:  Der  BR  hat  hierüber  die  Ansicht,  dass 
der  Inhaber  eines  rechtskräftigen  Urtheils  bei  der  competenten  Be- 
hörde des  Landes ,  in  dem  es  vollzogen  werden  soll ,  die  Ausstellung 
eines  Vollziehungsbefehls  verlangen  müsse ;  sollte  diese  Vollziehung 
einem  bestehenden  Staatsvertrage  zuwider  verweigert  werden,  so  kann 
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er  unter  Beilegung  des  Urtheils  und  der  Weigerung  der  Vollziehung 

den  Schutz  seiner  Staatsregierung  anrufen ,  die  auf  diplomatischem 

Wege  diese  Actenstücke  der  Regierung  des  andern  Staates  zustellt 

und  die  Beschwerde  motivirt. 

BR.  V.  9.  Januar  1852.  B.  1863  H.  566.  1867  L  225. 

Ohne  gegen  diesen  Vorschlag  Einwendungen  oder  sonst  Bemer- 
kungen zu  machen ,  erneuerte  die  Gesandtschaft  am  15.  Febr.  1852 
ihre  Beschwerde,  worauf  der  Bß.  antwortete,  wie  folgt :  »Im  vorUe- 
genden  Falle  ergibt  sich,  dass  die  Herren  Morin  und  Ferret  im  Jahr 
1830  sich  an  das  erstinstanzliche  Gericht  von  Genf  wandten,  um  die 
Vollziehung  eines  schiedsgerichtlichen  Urtheils  vom  27.  Juli  1829 
auszuwirken  und  dass  sie  wegen  Mangels  an  gehöriger  Vollmacht  zur 
Zeit  (»quant  ä  present«)  abgewiesen  wurden.  Es  ist  daher  die  Frage 
zu  prüfen,  ob  durch  diese  Entscheidung  der  Vertrag  zwischen  Frankreich 
und  der  Schweiz  vom  18.  Juli  1828  verletzt  worden  sei.  —  Ein  Blick 
auf  die  Motive  dieser  Entscheidung  genügt  wol ,  um  diese  Frage  zu 
verneinen.  Das  Gericht  hat  ofiFenbar  die  Frage ,  ob  das  Urtheil  in 
gehöriger  Form  erlassen  und  daher  nach  dem  Staatsvertrage  voUzieh- 
bar  sei ,  gar  nicht  entschieden ,  hat  also  keineswegs  erklärt ,  dass  die 
Vollziehung  verweigert  werde ,  sondern  es  blieb  bei  einer  vorläufigen 
Frage  stehen ,  die  ihrer  Natur  nach  bei  allen  gerichtlichen  Verhand- 
lungen vorangehen  muss.  Es  ist  nämlich  einleuchtend ,  dass  nicht 
jeder ,  der  ein  Urtheil  vorweist ,  auch  die  Vollziehung  desselben  ver- 
langen kann,  sondern  dasselbe  muss  entweder  auf  seine  Person  lauten 
und  seine  Rechtsverhältnisse  betreffen ,  oder  er  muss  eine  gehörige 
Vollmacht  vom  Eigenthümer  des  Urtheils  vorweisen  können.  In  die- 
sem Falle  befanden  sich  die  Kläger  nicht  und  das  Gericht  hat  daher 
nur  erklärt,  dass  es  einstweilen  auf  ihr  Begehreu  nicht  eintreten 
könne ,  weil  sie  sich  über  ihr  Hecht ,  die  Vollziehung  zu  verlangen, 
nicht  legitimirt  haben.  Eine  solche  Legitimation  wird  aber  gewiss  in 
jedem  Lande  und  von  jedem  Gerichte  gefordert  und  wenigstens  kann 
das  Recht  dazu  nicht  bestritten  werden.  Aber  noch  mehr!  Die  abge- 
wiesenen Kläger  hatten  nun  noch  zwei  gesetzliche  Mittel ,  um  ihren 
Zweck  zu  verfolgen ;  sie  konnten  sich  entweder  an  die  obere  Instanz 
wenden  und  die  Reform  des  LTrtheils  verlangen,  oder  sie  konnten  sich 
die  ma^ngelnden  Vollmachten  verschaffen  und  neuerdings  vor  die  erste 
Instanz  treten ,  da  sie  keineswegs  definitiv  abgewiesen  waren.  Alles 
dieses  haben  sie  aber  nicht  gethan ;  mehr  als  20  Jahre  sind  seither 
verflossen  und  nun  wagen  es  diese  Leute,  ihre  Regieiting  in  Anspruch 
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zu  nehmen,  während  sie  in  dieser  langen  Zeit  noch  nie  gezeigt  haben, 
dass  sie  die  Eigenschaft  zur  Klage  besitzen  und  während  sie  die  ge- 
setzlichen Rechtsmittel  im  Et.  Genf  noch  keineswegs  erschöpft  haben.« 
BK.  T.  3.  Mai  1852  i.  S.  der  GeseUschaft  »des  Remorqueors  du  Rhdne€. 
629«  Man  ist  schon  längst  darüber  einig,  dass  nicht  jedes  Civil- 
urtheil  kraft  des  Staatsvertrages  in  dem  mitcontrahirenden  Staate 
Tollzogen  werden  muss ,  sondern  nur  die  endgültigen ,  rechtskräftigen 
CÜYilurtheile.  Damit  ein  Urtheil  diese  Eigenschaft  habe ,  muss  es  vor 
Allem  aus  von  dem  competenten  Gerichte  ausgefallt  sein,  es  muss  der 
Beklagte  seinem  ordentlichen  Richter  nicht  entzogen  worden  sein,  es 
darf  keine  distraction  du  for  Statt  gefunden  haben.  Wäre  dieses  der 
Fall ,  so  ist  die  oberrichterliche  Instanz  desselben  Landes  zur  Cassa- 
tion verpflichtet  und  der  Richter  des  andern  Staates ,  in  welchem  die 
Vollziehung  verlangt  wird ,  ist  berechtigt  die  Vollziehung  zu  verwei- 
gern. In  den  Erwägungen  eines  ürtheils  des  Seine-Tribunals  vom 
4.  März  1847  ist  dieser  Grundsatz  in  klaren  und  energischen  Worten 
aasgesprochen  *) ,  er  folgt  mit  Nothwendigkeit  aus  Art  B  des  Staats- 
vertrages, der  die  Competenz  bestimmt,  er  ist  zwischen  Frankreich 
und  der  Schweiz  immer  anerkannt  worden  und  wird  auch  im  Verkehr 
der  Schweiz.  Kantone  unter  sich  beobachtet. 

Eine  nothwendige  Folge  dieses  Grundsatzes  ist  der  zweite ,  dass 
wenn  die  Rechtskraft  und  Vollziehbarkeit  eines  ürtheils  vom  verur- 
theilten  Schuldner  bestritten  wird,  der  natürliche  Richter  des  letztem 
darüber  zu  entscheiden  hat.  Allerdings  liegt  es  nicht  in  seiner  Auf- 
gabe und  Befugniss ,  das  Materielle  des  Prozesses  zu  revidiren  und 


♦)  Sie  lauten: 

»Attendu  que  le^  Tribunaux  fran^ais  n'ont  pas  Ic  pouvoir  de  reformer  ou 
d'annuler  les  döcisions  des  Tribunaux  i^trangers,  mais  que  quand  une  teile  d^- 
dsion  blesse  onrertement  les  rögles  de  la  comp^tence  et  soumet  an  Fran^ais  ä 
nne  Jurisdiction  ^trang^re,  une  loi  de  nec^sile  qui  n'a  pas  besoin  d'^tre  ecrite 
et  qui  a  sa  base  dans  la  protection  que  chaque  uation  doit  au  citoyen  du  pays, 
fait  un  devoir  aux  Tribunaux  de  France  de  s'opposer  a  Pexecution  de  cette  d6- 
cision  dtrang^re. 

»Attendu  que  les  questions  de  comp^nce  sont  de  droit  public  et  plac^ 
soin  la  protection  des  Tribunaux  ordinaires,  surtout  quand  elles  tendent  ä  sou- 
mettre  la  personne  meme  du  citoyen  k  une  Jurisdiction  etrang^rc. 

»QuMl  ne  s'agit  point  \k  (Tun  simple  mal-jug^  en  fait  ou  en  droit  sur  le  fond 
d'une  affaire ,  mais  d'une  atteinte  portee  ä  un  principe  national  et  d'une  violation 
des  trait^s  en  cc  qui  touche  Pobligation  de  porter  les  actions  personnelles  devant 
\n  juges  naturels  du  d^fendeur.« 

[Deutsche  Uebersetzung  findet  sich  in  No.  •tS*] 
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über  den  Inhalt  des  Urtheils  zu  entscheiden,  wol  aber  hat  er  zu  benr- 
theilen ,  ob  das  nrtheilende  Gericht  competent  gewesen  und  ob  keine 
der  wesentlichen  schützenden  Formen,  die  eine  unparteiische  Rechts- 
pflege garantiren ,  verletzt  worden  sei.  Auch  dieser  Grundsatz  liegt 
nicht  nur  in  der  Natur  der  Sache ,  sondern  er  wurde  immer  in  der 
Schweiz  wie  in  Frankreich  ausgeübt;  und  es  dürfte  leicht  sein,  eine 
Reihe  von  Beispielen  nachzuweisen ,  in  welchen  franz.  Gerichte  über 
die  Vollziehung  Schweiz,  ürtheile  und  umgekehrt  Schweiz.  Gerichte 
über  die  Vollziehung  französischer  Ürtheile  entschieden  haben ,  und 
wobei  in  der  Regel  die  Prüfung  der  Competenz  des  Gerichtes,  welches 
das  zu  vollziehende  ürtheil  erlassen  hatte ,  den  Gegenstand  der  Ent- 
scheidung bildete 

Art.  3  des  Staatsvertrages  bestinmit,  dass  persönliche  Klagen 
beim  Gerichtsstande  des  Wohnortes  des  Beklagten  angebracht  werden 
müssen.  Es  ist  nun  einleuchtend,  dass,  wenn  jemand  behufs  einer 
persönlichen  Klage  angehalten  werden  soll,  sich  gegen  seinen  Willen 
und  seine  üeberzeugung  einem  ausserordentlichen  Gerichtsstande, 
z.  B.  einem  Schiedsgerichte,  zu  unterwerfen,  diese  Vorfrage,  wie  jede 
auf  eine  persönliche  Leistung  bezügliche,  Vertrags-  und  naturgemäss 
vor  den  Richter  des  Wohnorts  des  Beklagten  gebracht  werden  muss. 
Denn  aus  welchem  Rechtsgrunde  wollte  man  die  Gewalt  herleiten,  den 
Angehörigen  eines  andern  Staates  und  dort  in  seiner  Heimat  wohnen- 
den Bürger  vor  das  Forum  eines  ausländischen  Gerichts  zu  ziehen, 
um  die  wichtige  Frage  zu  entscheiden ,  ob  derselbe  behufs  einer  per- 
sönlichen Klage  sich  einem  ausserordentlichen  Gerichtsstand  zu  unter- 
ziehen habe  ?  Mit  welchem  Rechte  kann  [wie  hier]  ein  franz.  Gericht 
einen  in  seiner  Heimat  wohnhaften  Waadtländer  nach  Paris  citiren 
und  dort  über  ihn  entscheiden,  er  habe  hinsichtlich  einer  persönlichen 
Forderung  ein  Schiedsgericht  anzuerkennen  ?  Oder  mit  welchem  Rechte 
dürfte  sich  umgekehrt  ein  Schweiz.  Gericht  erlauben,  in  gleicher 
Sache  einen  in  Frankreich  domicilirten  Franzosen  vorzuladen  und  zu 
beurtheileu  ?  Oifenbar  ist  dieses  unzulässig  und  mit  allem  Recht  hat 
sich  das  Tribunal  des  Departements  der  Seine  in  den  obenerwähnten 
Erwägungen  entschieden  gegen  ein  solches  Verfahren  ausgesprochen. 

Bll.  V.  15.  Juli  1857  i.  S.  der  franz.  Gesandtschaft,  die  sich,  Xamens  der  Gesell- 
schaft »des  Remorqueurs  du  Rhone«,  wegen  Weigerung  der  Vollziehung  des  unter 

No.  696  erwähnten  Urtlieils  beim  BR.  beschwerte. 

626«    Die  französische  Gesellschaft  »des  Remorqueurs  du  Rhone* 

erwirkte  in  Frankreich  ein  schiedsgerichtliches  Urtheil  gegen  ihre 

Actionärs  in  Morsee  (Waadt)  und  stellte  dann  durch  ihren  Anwalt 
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Freymond  ein  Gesuch  um  Vollstreckung  bei  den  waadtländischen  Ge- 
richten. Diese  wurde  wegen  mangelnder  Competenz  des  Schieds- 
gerichts verweigert  und  es  wurden  die  Kläger  überdiess  zur  Bezahlung 
Yon  1080  Fr.  85  ßp.  Kosten  an  die  Beklagten  verurtheilt,  welche  der 
Anwalt  ohne  weiters  zahlte ,  dann  aber  zur  Sicherung  seiner  Forde- 
rung einen  Arrest  (saisie  -  arret)  auf  ein  Guthaben  der  Gesellschaft 
bei  einem  dortigen  Actionär  auswirkte. 

Hierüber  beschwerte  sich  die  Gesellschaft  beim  BR. ,  indem  sie 
behauptete ,  das  waadtländische  Urtheil  könne  einstweilen  schon  dar- 
um nicht  vollzogen  werden ,  weil  die  franz.  Gesandtschaft  wegen  Ver- 
weigerung der  Execution  Beschwerde  erhoben  habe.  Sodann  aner- 
kenne sie  die  fragliche  Forderung  gar  nicht  und  würde  ihr  eine  solche 
aus  dem  schiedsgerichtlichen  Urtheil  entgegenstellen,  wenn  solches 
angesichts  des  Art.  3  des  Staatsvertrages  vom  J.  1828,  der  den  Ge- 
richtsstand des  Wohnortes  für  persönliche  Forderungen  vorschreibe, 
überhaupt  nöthig  wäre.  Ueberdiess  schreibe  das  Concordat  vom 
15.  Juni  1804,  bestätigt  den  8.  Juli  1818  vor,  dass  der  sesshafte  auf- 
recht stehende  Schuldner  vor  seinem  natürlichen  Richter  gesucht 
werden  müsse ,  wesshalb  denn  auch  der  ertheilte  Arrest  als  ganz  un- 
statthaft erscheine. 

Der  BR.  wies  die  Beschwerde  im  Sinne  der  Erw.  5  ab.    Gründe : 

1)  Vorerst  verliert  die  Behauptung,  das  Urtheil  des  Cassations- 
hofes  von  Waadt  vom  8.  Febr.  1855  könne  schon  darum  einstweilen 
nicht  vollzogen  werden ,  weil  eine  Beschwerde  dagegen  beim  BR.  er- 
hoben worden  sei ,  dadurch  ihre  Bedeutung,  dass  durch  Entscheidung 
des  BR.  vom  15.  Juli  1857  [No.  639]  jene  Reclamation  in  ablehnen- 
dem Sinne  erledigt  wurde. 

2)  Der  angerufene  Art.  3  des  Staatsvertrages  mit  Frankreich  vom 
18.  Juli  1828  setzt  nur  den  Gerichtsstand  fest  für  streitige  persönliche 
Forderungen,  ^welche  nicht  auf  gütliche  Weise  und  ohne  Mitwirkung 
der  Gerichte  sich  erledigen  lassen*.  Dieser  Artikel  kann  daher  nicht 
angerufen  werden  gegen  die  Vollziehung  eines  rechtskräftigen  Urtheils, 
das  gerade  das  streitige  Rechtsverhältuiss  endgültig  normirt  hat  und 
nach  Art.  1  des  nämlichen  Staatsvertrages  auch  in  Frankreich  voll- 
zogen werden  müsste. 

3)  Es  ist  durchaus  unzulässig ,  eine  Forderung ,  die  durch  rechts- 
kräftiges Urtheil  festgestellt  ist ,  einfach  zu  bestreiten  oder  ihr  die 
Gompensation  einer  andern  Forderung,  die  durch  dieses  Urtheil  als 
unzulässig  erklärt  wurde,  entgegen  zu  halten,  nur  um  dadurch  die 
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Sache  neuerdings  als  streitig  zu  erklären  und  jenen  Art  3  des  Staats- 
Vertrages  anzurufen. 

4)  Der  Art.  50  der  BVerf.,  der  das  Concordat  y.  J.  1804  ersetzt, 
spricht  nur  von  schweizerischen  Schuldnern  und  setzt  ausdrücklich 
voraus,  dass  der  Debitor,  gegen  den  Arrest  verfugt  wird,  in  der 
Schweiz  wohne :  ein  Requisit,  das  also  natürlich  auch  gegenüber  den 
Franzosen  seine  Geltung  hat. 

5)  Daher  ist  vom  Standpunkte  des  internationalen  Rechts  kein 
Grund  vorhanden,  von  Bundes  wegen  zu  interveniren.  Dagegen  muss 
den  Recurrenten  unbenommen  bleiben ,  den  ordentlichen  Rechtsweg 
einzuschlagen  und  die  Frage  über  die  Zulässigkeit  der  Saisie  des 
H.  Freymond  vom  Standpunkte  der  waadtländischen  Gesetze  ans 
durch  die  dortigen  Gerichte  entscheiden  zu  lassen. 

BR.  y.  la  JuU  1857. 

6S7«  Armand  Labarre  von  Chavelles  (Seine  und  Oise),  der  üch 
vorübergehend  in  Evian  (Savoyen)  aufhielt,  schloss  mit  Karl  laaac 
Bonvin  von  Sitten  einen  Vertrag  über  Lieferung  von  20,000  Eisen- 
bahnschwellen. Dieser  Vertrag  soll,  wie  Labarre  behauptet  und  durch 
ein  notarialisches  Zeugniss  vom  30.  April  1855  unterstützt^  am 
29.  Jan.  gl  Js.  in  Evian  abgeschlossen  worden  sein ,  während  Bonvin 
seiner  Unterschrift  das  Datum  »Sitten,  den  10.  Januar  1855«  beifugte. 
Zu  Ausführung  der  durch  diesen  Vertrag  übernommenen  Verpflich- 
tungen trat  sodann  Bonvin  in  ein  Gesellschaftsverhältniss  mit  Franz 
Pittet  und  Benjamin  Olivier,  auf  deren  Verlangen  Labarre  durch 
Publication  vom  5.  April  1855  vor  das  Gericht  in  Sitten  geladen 
wurde,  um  dort  auf  ihre  Klage  bezüglich  auf  Erfüllung  des  Vertrages 
ins  Recht  zu  antworten. 

Hierüber  beschwert  sich  nun  Labarre  gestützt  auf  Art.  3  des 
zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  am  18.  Juli  1828  abgeschlosse- 
nen Staatsvertrages. 

Der  BR.  erklärte  den  Recurs  £ur  begründet  und  die  Walliier 
Gerichte  für  nicht  zuständig,  unter  Aufstellung  folgender  Erwä- 
gungen : 

1)  Kraft  des  Vertrages,  der  am  18.  Juli  1828  zwischen  der  Schweiz 
und  Frankreich  geschlossen  wurde ,  müssen  persönliche  Klagen  vor 
dem  Richter  des  Wohnorts  des  Schuldners  verfolgt  werden. 

2)  Der  zwischen  den  Parteien  abgeschlossene  Vertrag  begründet 
nicht  ein  dingliches  Recht,  sondern  nur  eine  persönliche  Fordearung. 

3)  Die  Frage ,  ob  der  Vertrag ,  dessen  Vollziehung  Gegenstand  der 
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Klage  bildet,  in  Sitten  oder  in  Evian  geschlossen  worden  sei,  muss  zu 
Gunsten  des  letztern  Ortes  entschieden  werden,  weil: 

a.  Recurrent  durch  eine  notarialische  Urkunde  Tom  30.  April  1855 
nachweist,  dass  der  Vertrag  am  29.  Januar  in  Evian  unterzeichnet 
worden  sei  und  nicht  am  10.  gl.  M.  in  Sitten; 

b.  die  Versicherung  der  Herren  Pittet  und  Olivier ,  dass  der  Unter- 
zeichnung des  Vertrages  eine  förmliche  Verständigung,  die  am 
IG.  Januar  1855  in  Sitten  erfolgte,  vorausgegangen  sei,  in  keiner 
Weise  nachgewiesen  ist. 

4)  Dieser  Umstand  ist  übrigens  in  Betracht  der  Erw.  1  und  2  ohne 
Bedeutung,  zumal  nicht  einmal  behauptet  wurde ,  daas  die  Parteien 
im  Vertrage  selbst  einen  andern  Gerichtsstand  bestimmt  haben. 

BR.  V.  8.  Octbr.  1855. 

6S8«  Ein  Pariser  Handelshaus  belangte  einen  dortigen  Spediteur 
für  Schadenersatz  und  letzterer  rief  als  Litisdenunciaten  den  Zwischen- 
spediteur D.  in  Basel  ins  Recht,  der  jedoch  nicht  erschien.  Das  Handels- 
gericht des  Departements  der  Seine  verurtheilte  dennoch  den  D.  zur 
Bezahlung  der  geforderten  Summe  nebst  Kosten.  Auf  sein  von  der  Re- 
gierung von  Basel  imterstütztes  Begehren  verwendete  sich  der  BR.  bei 
der  franz.  Regierung  für  Aufhebung  jenes  Urtheils  gestützt  auf  Art  3 
des  Staatsvertrages  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich  vom  18.  Juli 
1828,  wonach  D.  für  eine  solche  rein  persönliche  Forderung  in  Basel, 
als  an  seinem  Wohnorte,  hätte  belangt  werden  sollen.  Die  franz.  Re- 
gierung mit  Note  vom  31.  Januar  1859  verweigerte  jedoch  dem  Ge- 
sache  Folge  zu  geben,  weil  das  erwähnte  Princip  nur  für  die  Haupt- 
klage gelte ,  hier  handle  es  sich  aber  um  eine  Nebenklage  (demande 
en  garantie) ;  der  Litisdenunciat  (appele  en  garantie)  müsse  vor  dem 
Gerichte  der  Hauptklage  Rede  stehen ,  selbst  wenn  dieses  nicht  das- 
jenige seines  Wohnortes  sei.  Diese  Competenzregel  sei  ebensowol  auf  die 
Fremden  anwendbar  als  auf  die  Franzosen.  Weder  Art.  3  noch  irgend 
ein  anderer  des  Vertrages  derogire  ihm.  Eine  solche  Derogation  sei 
um  so  weniger  zu  vermuthen ,  als  sie  gegen  den  Sinn  des  Vertrages 
wäre ,  indem  sie  zu  (Junsten  der  Schweizer  ein  Privilegium  einführen 
würde,  welches  nach  Art.  181  des  Code  de  procedure  für  die  eigenen 
Staatsangehörigen  nicht  bestehe. 

Die  Regierung  von  Basel  beruhigte  sich  jedoch  nicht  bei  diesem 
Bescheide.  Sie  machte,  Namens  des  D.,  in  einem  Gegenmemorial  foU 
gende,  vom  BR.  in  einer  neuen  Note  vom  16.  April  1859  unterstützte 
Anschauung  geltend :  Der  Zweck  des  Art  3  des  Vertrages  sei  nicht, 
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wie  die  franz.  Note  annehme,  dahin  gegangen,  die  Angehörigen  beider 
Länder  gegenseitig  in  dem  Sinne  gleich  zu  stellen,  dass  der  Schweizer 
in  Frankreich  behandelt  werde ,  wie  der  Franzose  und  umgekehrt  — 
ein  Satz,  der  sich  für  Niederlassungsyerhältnisse,  nicht  aber  für  Justiz- 
verhältnisse behaupten  lasse  —  sondern  yielmehr,  dass  über  persön- 
liche Klagen  jeweilen  der  Richter  des  Domicils  zu  entscheiden  habe, 
mithin  dem  Schweizer  die  schweizerische ,  dem  Franzosen  die  fran- 
zösische Justiz  gesichert  bleibe.  Diess  gelte  auch  für  einen  Litis- 
denunciaten,  wenn  schon  die  Hauptklage  vor  den  Gerichten  des  andern 
Staates  angehoben  sei.  Der  Denunciat  möge,  wenn  er  es  für  gut  finde, 
den  Hauptbeklagten  z.  B.  vor  den  französischen  Gerichten  gegen  den 
Hauptkläger  unterstützen ,  aber  nie  soll  er  genöthigt  werden  können, 
auf  die  allfällige  ßegressklage  des  Beklagten  anderswo  als  an  seinem 
Wohnorte  Recht  zu  nehmen.  Daher  sei  das  Handelsgericht  in  Paris 
nicht  befugt  gewesen ,  zugleich  über  die  gegen  D.  gestellte  demande 
en  garantie  zu  entscheiden.  Wollte  man  die  abweichende  Theorie  an- 
erkennen ,  so  könnte  der  Schweizer  stets  wegen  einer  {persönlichen 
Forderung  eines  Franzosen  vor  ein  französisches  Gericht  gezogen 
werden  und  im  Wechselverkehr  würde  es  täglich  vorkommen ,  dass 
ein  schweizerischer  Indossant  genöthigt  wäre  im  französischen  Forum, 
wo  zufällig  der  jüngste  Indossant  belangt  würde ,  Recht  zu  nehmen. 

Die  Schlussantwort  der  franz.  Regierung  mit  Note  vom  29.  Juli  1859 
geht  dahin :  Diese  Frage  sei  Gegenstand  reiflicher  Erörterung  gewesen ; 
indem  nun  die  Regierung  des  Kaisers  dem  Art.  3  §  1  des  Vertrages 
vom  18.  Juli  1828  eine  eben  so  ausgedehnte  Interpretation  gebe,  als 
der  BR.  angesprochen ,  anerkenne  sie  die  Incompetenz  des  Handels- 
gerichtes des  Departements  der  Seine,  über  die  gegen  D.  formu- 
lirte  Klage  zu  urtbeilen.  Die  Gesetzgebung  gestatte  jedoch  nicht,  das 
von  diesem  Gericht  erlassene  Urtheil  auf  anderm  Wege  zu  reformiren, 
als  in  Folge  Opposition  oder  Appellation  derjenigen  Partei ,  gegen 
welche  dasselbe  erlassen  worden.  Wenn  schon  der  Generalprocurator 
gemäss  Art.  88  des  Gesetzes  vom  27.  Ventöse  an  XIU  im  Interesse 
des  Gesetzes  Cassation  verlangen  wollte ,  so  würde  D.  von  der  gegen 
ihn  ausgesprochenen  Verurtheilung  dennoch  nicht  befreit ,  weil  der 
erwähnte  Artikel  die  Rechte  der  betheiligten  Parteien  vorbehalte. 
Das  Cassationsgesuch  könnte  im  vorliegenden  Falle  nicht  gestellt 
werden  wegen  Abwesenheit  der  zu  dessen  Zulassung  nöthigen  zwei  Be- 
dingungen :  erstens,  dass  das  Urtheil,  dessen  Cassation  verlangt  werde, 
yon  der  letzten  Instanz  erlassen  sei ;  zweitens,  dass  keine  Partei  inner- 


Vn.  Zur  Erläuterung  von  Staatsverträgen.   No.  696. 690.  577 

halb  der  vorgeschriebenen  Frist  reclamirt  habe.  Das  Urtheil,  woinim 
es  sich  handelt,  sei  aber  keineswegs  von  der  letzten  Instanz  erlassen 
und  habe  auch  nicht  Rechtskraft  erlangt.  Es  werden  nun  dem  General- 
procurator  bei  dem  kaiserlichen  Gerichtshofe  in  Paris  in  diesem  Sinne 
Instructionen  gegeben ,  damit  er  dem  Handelsgerichte  des  Departe- 
ments der  Seine  die  Interpretation  zur  Kenntniss  bringe ,  welche  der 
Regierung  bei  Anwendung  von  Art.  3  §  1  des  Vertrages  yon  1828 
überwiegen  zu  sollen  scheine,  damit  dieses  Gericht  mit  yollständiger 
Kenntniss  der  Sache  über  die  Opposition  urtheilen  könne ,  wenn  eine 
solche  erhoben  werde.  Vgl*  No.  9S9. 

6S9«  Im  Juni  1843  brannte  in  Näfels  das  Druckereietablissement 
der  Firma  Schindler  &  Aebli  ab.  Dasselbe  war  bei  der  Mobiliar- 
assecuranz  »La  France«  in  Paris  für  105,900  Fr.  versichert  gewesen. 
Der  Brandschaden  wurde  zunächst  durch  eine  Expert^e  ausgemittelt, 
mit  deren  Ergebniss  keiner  der  interessirten  Theile  einverstanden  war. 
Nach  Anleitung  der  Statuten  ward  daher  ein  Schiedsgericht  bestellt, 
welches  mit  Urtheil  vom  23.  Oct.  1844  die' Gesellschaft  zur  Zahlung 
eines  Schadens  von  82,800  Fr.  verurtheilte.  Dieses  Urtheil ,  obwol 
rechtskräftig  und  mit  allen  nöthigen  Formalitäten  versehen ,  konnte 
in  Paris ;  dem  Domicil  der  Gesellschaft,  doch  nicht  ohne  weiteres  zur 
Vollziehung  gebracht  werden ,  wie  die  Geschädigten ,  gestützt  auf  den 
Staatsvertrag  mit  Frankreich  vom  18.  Juli  1828,  glaubten,  sondern 
sie  *mussten  dort  einen  neuen  Prozess  führen,  über  Anerkennung 
desselben.  Das  Civilgericht  erster  Instanz  des  Seine  -  Departements 
anerkannte  indess  mit  Urtheil  vom  25.  März  1846  auf  Grundlage 
eben  jenes  Schiedsurtheils  die  Forderung  der  Kläger.  Die  Gesell- 
schaft bezahlte  dennoch  nicht,  worauf  die  Geschädigten  sich  veranlasst 
sahen,  eine  zweite  Forderung  für  Zinsen  und  anderweitigen  indirecten 
Schaden  geltend  zu  machen  und  verlaugten  hiefür  ebenfalls  die  Auf- 
stellung eines  Schiedsgerichtes.  Die  beklagte  Gesellschaft  »La  France« 
bestritt  sowol  die  Forderung  als  auch  die  Competenz  irgend  eines 
Schiedsgerichtes.  Hierauf  brachten  die  Kläger  vor  das  ordentliche 
CSvilgericht  in  Glarus  die  Frage  zum  Entscheid,  ob  die  beklagte 
Gesellschaft  nicht  schuldig  sei,  nach  ihren  Statuten  vor  einem  Schieds- 
gericht Recht  zu  nehmen  und  zur  Bildung  desselben  mitzuwirken? 
Die  Gesellschaft  liess  sich  durch  einen  Anwalt  vertheidigen ,  wurde 
aber  verurtheilt,  ein  Schiedsgericht  anzuerkennen.  Letzteres  wurde 
nun  so  gebildet ,  dass  für  die  Beklagten ,  weil  diese  die  Wahl  eines 
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Mitgliedes  unterliessen,  das  Civilgericht  von  Glarus  dasselbe  erwählte. 
Das  so  componirte  schweizerische  Schiedsgericht  yerurtheilte  dann 
am  8.  Dec.  1846  die  Gesellschaft,  welche  der  Vorladung  keine  Folge 
gab ,  auch  zur  Zahlung  der  zweiten  Forderung  von  circa  22,500  Fr- 
Auch  die  Vollziehung  dieses  zweiten  Urtheils  wurde  zu  Paris  bestrit- 
ten. £s  entstand  daher  dort  ein  neuer  Prozess,  in  Folge  dessen  das 
französische  Gericht  am  4.  März  1847  die  Vollziehung  des  Urtheiles 
des  schweizerischen  Schiedsgerichtes  verweigerte.    Die  Erwägungen 

lauten  dahin: 

Die  französischen  Gerichte  haben  nicht  das  Recht  die  Entscheidangen 
fremder  Gerichte  zu  reformiren  oder  zu  annulliren,  aber  wenn  ein  solcher  Ent- 
scheid die  Regebi  über  die  Competenz  offenbar  verletzt  und  einen  Fraazosen 
einer  auswärtigen  Gerichtsbarkeit  unterstellt,  so  macht  ein  Gesetz  der  Nothwendig- 
keit,  welches  nicht  geschrieben  zu  sein  braucht  und  in  dem  Schutze,  den  jede 
Nation  ihren  eigenen  Bürgern  schuldig  ist,  seine  Basis  hat,  den  frunz.  Gerichten 
es  zur  Pflicht ,  der  Vollziehung  dieses  auswärtigen  Urtheils  sich  zu  widersetzen. 

Die  Competenzfragen  gehören  dem  öffentlichen  Rechte  an  und  sind  dem 
Schutze  der  ordentlichen  Gerichte  unterstellt,  besonders  dann,  wenn  sie  darauf 
gerichtet  sind,  sogar  die  Person  eines  BtU'gers  einer  auswärtigen  Jurisdiction  zn 
unterwerfen. 

Es  handelt  sich  jedoch  im  vorliegenden  Falle  keineswegs  am  einfache  hc- 
tisch  oder  rechtlich  unrichtige  Beurtheilung  einer  Sache,  sondern  um  die  Beein- 
trächtigung eine»  nationalen  Principes  und  um  eine  Verletzung  von  Verträgen  über 
die  Verpflichtung,  persönliche  Klagen  bei  dem  natürlichen  Richter  des  Beklagten 
anheben  zu  müssen.'^) 

Das  Schiedsurtheil  koDute  in  Paris  somit  nicht  zur  Vollziehung 
gelangen ,  und  auch  die  spätem  amtlichen  Verwendungen  direct  bei 
der  Gesellschaft  blieben  fruchtlos. 

Der  BR.  um  seine  diplomatische  Verwendung,  gestützt  auf  den 
Staatsvertrag  von  1828,  angegangen,  verweigerte  (im  J.  1851)  diese 
eintreten  zu  lassen,  weil,  die  Frage  über  die  Competenz  jedenfalls 
dubioser  Natur  sei  und  weil  die  französischen  Gerichte  die  Competenz 
des  Schiedsgerichtes  negirt  und  die  Recurrenten  das  Rechtsmittel 
der  Cassation  nicht  ergriifen  haben.  Unter  diesen  Umständen  würde 
die  französische  Regierung  aus  dem  Grunde,  weil  der  Vertrag  mit  der 
Schweiz  verletzt  worden  sei,  um  so  weniger  von  Amtes  wegen  auf 
Cassation  des  Urtheils  antragen,  als  die  dortigen  Gerichte  umgekehrt 
behaupten,  das  Schiedsgericht  habe  den  Vertrag  verletzt. 

1855  gelangte  endlich  Friedrich  Aebli  als  Nachfolger  der  Firma 
Schindler  &  Aebli  neuerdings  an  den  BR  mit  einer  Beschwerde  über 
die  zürcherischen  Gerichte,  vgl.  oben  No.  229« 

*)  Vgl  No,  695  Anmerk. 
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630«*)  Barth.  Vanoni,  Bürger  von  Aurigeno  im  Maynthal  im  Kt. 
Tessin,  lebte  seit  langen  Jahren  in  Paris  und  starb  daselbst  den  6.  Oct. 
1854.  Er  hinterliess  als  Erben  seinen  Sohn  P.  Vanoni,  wohnhaft  in 
Tessin  und  zwei  mindeijährige  Kinder  seiner  mit  Notar  Moineau  in 
Frankreich  verehelichten,  aber  gestorbenen  Tochter.  Das  Erbver-. 
mögen  bestand  zum  kleinem  Theil  in  Liegenschaften  im  Kt.  Tessin, 
zum  weitaus  grössern  Theil  in  Liegenschaften  und  Mobilien  in  Paris. 

Notar  Moineau  verlangte  nun  vor  dem  Civilgericht  in  taris  die 
Erbtheilung  nach  französischem  Recht ,  welches  den  Kindern  gleiche 
Theile  gibt,  indem  dieses  Recht  anwendbar  sei  gemäss  den  Bestim- 
mungen des  Code  Napoleon  und  namentlich  des  §  1  des  franz.  Ge- 
setzes vom  14.  Juli  1819.  Der  Sohn  Vanoni  bestritt  die  Competenz 
des  Pariser-Gerichtes  unter  Anrufung  des  §  3  des  Staatsvertrages 
zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  v.  18.  Juli  1828  und  verlangte, 
dass  die  Streitsache  vor  die  Tessiner-Gerichte  gewiesen  werde.  Die 
Pariser-Gerichte  erster  und  zweiter  Instanz,  30.  Januar  u.  24.  Juli  1855, 
traten  der  Anschauung  des  Vanoni  bei  und  erklärten  sich  incompetent. 

In  Folge  dessen  gelangte  der  Erbstreit  vor  die  tessinischen  Ge- 
richte. Das  Bezirksgericht  von  Maynthal,  10.  April,  sowie  letztinstanz- 
lich  das  Obergericht  in  Lugano,  28.  Juli  1856,  wendeten  das  tessinische 
Erbrecht  an  und  sprachen  demgemäss  von  der  ganzen,  in  Tessin  und 
in  Frankreich  gelegenen  Erbshinterlassenschaft  dem  Sohn  Vanoni  ^^ 
und  der  Tochter  resp.  an  ihrer  Stelle  den  beiden  minderjährigen  Kin- 
dern Moineau  Y4  zu  und  zwar  in  dem  Sinne ,  dass  Vanoni  die  ge- 
sanmiten  Erbsgüter  in  natura  zu  beziehen  und  nur  von  dem  durch 
Experten  ausgemittelten  Werthe  Y4  an  die  Kinder  Moineau  aushin- 
zuzahlen habe. 

Wie  nun  Vanoni  in  Paris  die  Vollziehung  der  Tessiner-Urtheile 
einleiten  wollte ,  trat  Moioeau  vor  dem  erstinstanzlichen  Civilgericht 
in  Paris  als  Kläger  auf  und  verlangte  in  Anwendung  des  §  2  des  franz. 
Gesetzes  vom  14.  Juli  1819,  dass  den  Kindern  Moineau  von  dem  in 
Frankreich  liegenden  Erbvermögen  zugesprochen  werden  soll  zu- 
nächst eine  Quote ,  welche  ihren  Antheil  am  Tessiner  Vermögen  von 
Y4  auf  Y2  erhebt  und  sodann  vom  übrigen  Vermögen  in  Frankreich 
die  Hälfte,  und  zwar  sollen  die  Erbsobjecte,  die  ihrer  Natur  nach  un- 
theilbar  waren,  versteigert  und  der  dadurch  erzielte  Werth  nach  jenen 
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Quoten  zugeschieden  werden.  Yanoni  excipirte :  Das  Pariser-Gericht 
sei  incompetent,  wie  diess  schon  durch  die  Urtbeile  von  1855  ent- 
schieden worden  sei ;  die  allein  competenten  Tessiner-Gerichte  hahen 
rechtskräftig  über  die  materielle  Streitfrage  geurtheilt  und  es  müssen 
^diese  Ürtheile ,  gemäss  §  1  des  Staatsvertrages  zwischen  Frankreich 
und  der  Schweiz  vom  18.  Juli  1828*)  in  Frankreich  anerkannt  und 
vollzogen  worden.  Das  Urtheil  des  Gerichtes  v.  17.  April  1857  lautete 
vollständig  zu  Gunsten  des  Klägers  Moineau  aus  folgenden  Motiven : 

Der  Gerichtshof  sei  competent ,  weil  die  Klage  die  Anwendung 
des  Gesetzes  vom  14.  Juli  1819  verlange,  um  fiir  die  französischen 
Erben  mit  Beziehung  auf  die  Güter  in  Frankreich  die  bei  der  Erb- 
theilung  in  der  Fremde  erlittene  Ungleichheit  wieder  auszuebnen,  und 
weil  die  Frage  über  die  Anwendbarkeit  jenes  von  der  nationalen  Sou- 
veränetät  gegebenen  Landesgesetzes  nur  der  Jurisdiction  der  franz. 
Gerichte  zustehen  könne. 

Der  Competenz  stehen  die  Urtbeile  vom  5.  Januar  und  24.  Juli 
1855  nicht  entgegen,  indem  dieselben  lediglich  den  Erbstreit  gemäss 
§  2  des  Staatsvertrages  vom  18.  Juli  1828  an  die  Tessiner-Gerichte 
gewiesen  haben ,  ohne  die  materielle  Frage  irgendwie  zu  berühren 
und  da  dabei  unmöglich  die  Absiebt  walten  konnte ,  jenen  freuten 
Gerichten  die  Frage  der  Anwendbarkeit  des  franz.  Gesetzes  vom  14.  Juli 
1819  unterstellen  zu  wollen. 

Die  Prüfung  der  Einrede,  dass  die  Hauptsache  durch  dieTessiner- 
Urtheile  bereits  abgeurtheilt  sei ,  falle  zusanmien  mit  der  Erörterung 
jener  materiellen  Frage  selbst  und  es  ergebe  sich  diessfeJls : 

Dass  das  Gesetz  von  1819  '*^)  heute  noch  das  öffentliche  und  inter- 
nationale Recht  Frankreichs  bilde. 


*)  Dieser  §  1  kutet: 

»Die  Endurtheile  in  Ciyilsachen,  welche  in  Rechtskraft  erwachsen  und  dorch 
die  französichen  Gerichtsstellen  ausgefällt  sind,  sollen  in  der  Schweiz  als  gültig 
Tollzogen  werden  und  umgekehrt,  nachdem  solche  vorher  mit  der  Unterschrift  der 
hetreffenden  Gesandten  oder,  in  deren  Ermangelung,  mit  derjenigen  der  dazu  be- 
fugten Behörden  jeden  Landes  bekräftigt  worden  sind.c 
**)   Dieses  Gesetz  lautet: 

§  1.  Die  Fremden  erben  in  Frankreich  nach  dem  nämlichen  Recht  wie  die 
Franzosen.  §  2.  Im  Falle  der  Erbtheilung  zwischen  fremden  und  französischen  Erben 
haben  die  letztern  auf  die  Güter  in  Frankreich  ein  Vorrecht,  im  Yerhältniss  der- 
jenigen Werthquote  der  in  fremdem  Lande  gelegenen  Güter,  von  welcher  sie, 
unter  welchem  Titel  immer,  nach  dortigen  Gesetzen  und  Localrechten  ausge- 
schlossen worden  sein  mochten.« 
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Dass,  jenem  Gesetz  vorausgehend ,  kein  Staatsvertrag  zwischen 
Frankreich  und  dem  Kt.  Tessin  bestehe,  welcher  gegenseitig  die  An-' 
Wendung  des  heimatlichen  Erbrechtes  bedinge ;  dass  namentlich  der 
Staatsvertrag  vom  19.  August  1798  zwischen  Frankreich  und  der  hel- 
vetischen Republik,  erneuert  im  Staatsvertrage  vom  27.  Septbr.  1803,i 
keinen  andern  Zweck  haben  konnte  als  zwischen  beiden  Staaten  für 
ihre  Bürger  in  persönlichen,  dinglichen  und  Erbstreitigkeiten  gegen- 
seitig den  Gerichtsstand  zu  bestimmen,  ohne  in  der  Rechtsmaterie 
selbst  den  Gesetzen  und  eigenthümlichen  Rechten  einer  jeden  der 
beiden  Nationen  irgendwie  Abbruch  thun  zu  wollen ;  dass  folglich  bei 
dieser  Situation  im  Zeitpunkte  des  Erlasses  das  Gesetz  vom  14.  Juli 
1819  auch  gegenüber  dem  Kt.  Tessin  das  öffentliche  und  inter- 
nationale Recht  Frankreichs  bildete. 

Dass  bei  der  Frage,  ob  jenes  Gesetz  nicht  etwa  durch  den  Staats- 
vertrag vom  19.  Juli  1828  abrogirt  worden  sei,  es  sich  klar  ergebe, 
dass  der  §  3  dieses  Vertrages*)  einfach  die  textuelle  Wiederholung 
des  §  10  des  Staatsvertrages  von  1798  sei  und  folglich  keinen  andern 
als  wiederum  jenen  gleichen  Zweck  haben  konnte,  durch  Feststellung 
des  Gerichtsstandes  die  gegenseitige  Rechtsverfolgung  unter  beiden 
Staaten  zu  erleichtem ;  und  dass  jener  Staatsvertrag  auch  keinerlei 
Clausel  enthalte,  welche  die  «Wirkung  des  Gesetzes  von  1819  aus- 
drücklich aufhebe. 

Dass  folglich  der  Staatsvertrag  und  das  französische  Gesetz  gar 
wol  zusammengehen. 

Dass  die  Rechtsstreite,  über  welche  die  Schweizer-Gerichte  nach 
jenem  Staatsvertrage  zu  urtheilen  haben,  noch  gar  vielerlei  Rechts- 
fragen betreffen  können  und  dass  man,  wenn  der  Staatsvertrag  in 
seiner  Anwendung  dem  Gesetze  von  1819  untergeordnet  wird,  nicht 
sagen  kann ,  derselbe  werde  dadurch  für  den  Kt.  Tessin  ein  todter 
Buchstabe,  indem  man  ja  sonst  auch  sagen  müsste,  dass  jener  Staats- 
vertrag  gegenüber  denjenigen  Kantonen,  welche  wie  Frankreich 
gleiche  Erbtheilung  haben,  völlig  werthlos  sei. 


♦)   §  3,  soweit  er  hierher  gehört,  laatet: 

»Die  Streitigkeiten,  welche  sich  zwischen  den  Erben  eines  in  der  Schweiz 
verstorbenen  französischen  Bürgers  in  Betreff  seiner  Yerlassenschaft  erheben 
könnten,  werden  vor  den  Richter  des  letzten  Wohnortes  gebracht,  den  der  fran- 
zösische Bürger  in  Frankreich  hatte ;  das  Gegenrecht  wird  in  Bezug  der  Streitig- 
keiten Statt  haben,  die  zwischen  den  Erben  eines  in  Frankreich  verstorbenen 
Schweizers  entstehen  könnten.« 
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Die  Einwendung  von  Vanoni,  es  seien  vielmehr  die  Tesdner-Ur- 
iheile  von  1856  zu  vollziehen,  weil  der  §  1  des  Staatsvertrages  vom 
18.  Juli  1828  die  Vollziehung  rechtskräftiger  Schweizer-Ürtheile  in 
Frankreich  zusichere ,  falle  dahin ,  indem  die  Urtheile  die  Volkugs- 
bewilligung  nur  dann  erhalten  können ,  wenn  ihr  Inhalt  mit  der  na- 
tionalen Souveränetät  und  dem  öffentlichen  Becht  Frankreichs  nicht 
im  Widerspruch  steht,  —  ein  Princip,  das  für  jeden  Staat  aus  seinem 
unveräusserlichen  Souveränetätsrechte  herfliesst  imd  nicht  nöthig 
hat,  in  Gesetzen  oder  Staatsverträgen  geschrieben  zu  werden,  sondern 
mit  Nothwendigkeit  herrscht;  dass  nun  aber  die  Tessiner-Ürtheile, 
welche  dem  Vanoni  ^4  und  den  Kindern  Moineau  nur  ^4  zutheilen, 
mit  dem  öffentlichen,  internationalen,  durch  das  Gesetz  vom  14.  Juli 
1819  geheiligten  Rechte  Frankreichs  im  Widerspruch  stehen  und 
desshalb  in  Frankreich  keine  Vollziehung  finden  können. 

Die  Appellationsinstanz  bestätigte  den  9.  August  1858  dieses 
Urtheil  des  erstinstanzlichen  Civilgerichtes  in  Paris  mit  den  nämlichen 
Motiven.   Beide  Urtheile  sind  einstimmig  erfolgt. 

Schon  nach  Erlass  des  erstinstanzlichen  Pariser-Ürtheils  vom 

17.  April  1857  hatte  sich  Vanoni  mit  dem  Gesuche  an  den  BR.  ge- 
wendet, dass  auf  diplomatischem  Wege  die  Verletzung  des  Staatsver- 
trages von  1828  verhindert  werden  mö^te.  Der  BR.  hielt  die  Reohts- 
anschauung  Vanonis  für  begründet  und  beauftragte  den  eidg.  Minister 
in  Paris,  dem  franz.  Justizministerium  eine  Reclamation  einzureichen 
und  darin  namentlich  den  Grundsatz  zu  vertheidigen,  dass  durch  einen 
Staatsvertrag  frühere  demselben  widersprechende  Gesetze  in  den 
contrahirenden  Staaten  modificirt  und  künftige  widersprechende  Ge- 
setze während  der  Vertragsdauer  unzulässig  werden.  Diese  Schritte 
unterblieben  auf  den  Wunsch  von  Vanonis  Anwalt  in  Paris ,  welcher 
nach  dem  Urtheil  der  Appellationsinstanz  vom  9.  August  1858  sich 
an  den  Cassationshof  wendete  und  in  die  Beschwerdeschrift  folgende 
Stelle  aus  einem  Schreiben  des  BR.  an  den  eidg.  Minister  vom  30.  Juni 
1858  aufnahm:   »Wir  haben  den  Art,  3  des  Staatsvertrages  vom 

18.  Juni  1828  immer  in  dem  Sinne  aufgefasst,  dass  derselbe  nicht 
blos  Competenzen  und  prozessualische  Fragen  berühre,  sondern  dass 
in  Folge  jenes  Artikels,  da  wo  es  sich  imi  Theilung  einer  Erbschaft 
handelt,  die  Gesetze  des  Heimatlandes  des  Erblassers  in  Anwendung 
kommen  und  zwar  auch  dann,  wenn  ein  Theil  der  Verlassenschaft  in 
Immobilien  besteht,  welche  auf  dem  Gebiete  des  andern  contrahiren- 
den Staates  liegen.  Wir  werden  vorkommenden  Falls  den  Vertrag  in 
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diesem  Sinne  anwenden.«  Der  Cassationshof  aber  erklärte  die  Be- 
schwerde für  unbegründet  und  so  blieb  das  erstinstanzliche  Urtheil 
des  Civilgerichtes  in  Paris  vom  17.  April  1857  endgültig  zu  Recht  be- 
stehen. 

631«  Schon  seit  längerer  Zeit  waltete  ein  Anstand  zwischen  der 
französichen  Regierung  und  derjenigen  von  Bern,  betreffend  die  An- 
wendung des  Vertrage»  vom  J.  1 828  in  Bezug  auf  CauHonsleisiung  in 
Gvilprozessen.  In  einer  Eingabe  an  den  BR.  vom  12.  Juni  1851  äus- 
serte sich  der  Regierungsrath  von  Bern  darüber  wie  folgt : 

»Der  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  der  Eidgenossenschaft  Tom  18.  Juli 
1828  ist  in  Kraft  bestehend  und  wir  erkennen  denselben  für  sämmtliche  Behörden 
des  Kantons  Bern,  gerichtliche  wie  administrative,  als  unbedingt  bindend  an. 
Dieser  Vertrag  und  insbesondere  der  von  der  franz.  Gesandtschaft  angerufene 
Art.  2  desselben  fordert  aber  keineswegs  für  die  Franzosen  in  der  Schweiz  die 
gleichen  Rechte ,  welche  den  Schweizern  in  Frankreich  eingeräumt  sind ,  sondern 
er  bestimmt  klar  und  deutlich,  dass  von  keinem  französischen  Bürger,  der  einen 
Rechtshandel  in  der  Schweiz  und  hinwieder  von  keinem  Schweizer,  der  einen 
Rechtshandel  in  Frankreich  zu  betreiben  hat,  irgend  eine  Leistung,  Bürgschaft 
oder  Hinterlage  gefordert  werden  solle,  »»welchen  die  Inländer  nicht  ebenfalls 
nach  den  Gesellen  jeden  Ortes  unterworfen  st'nc/««. 

>Hienach  ist  das  Verhältniss  einfach.  £s  fragt  sich  blos,  ob  imter  den 
gleichen  Umständen ,  unter  welchen  die  Herren  Coeikdevez  und  Tirole  zur  Rechts- 
Versicherung  angehalten  wurden,  nach  den  Gesetzen  des  Kantons  Bern  ein  Berner 
ebenfalls  dazu  verpflichtet  gewesen  wäre. 

»Nun  ist  nach  dem  Wortlaute  des  §  51  des  bemischen  Civilprozessgesetzes 
diess  der  Fall.  Dieser  §  sieht  durchaus  ab  von  der  Nationalität  der  Partei,  um 
einiig  die  Frage  des  Domicils  im  Auge  zu  haben :  so  dass  die  Herren  Goeudeves 
und  Tirole  zur  Rechtsversicherung  verurtheilt  worden  wären,  auch  wenn  sie  selbst 
dem  Kt,  Bern  angehört  hätten ;  und  es  springt  in  die  Augen,  dass  die  Forderung 
Frankreichs,  dass  den  Franzosen  in  der  Schweiz  gleiche  Behandlung  zu  TheU 
werde,  wie  den  Schweizern  in  Frankreich,  füj^  welche  dem  Vertrage  zufolge  das 
froHMösische  Gesetz  Regel  macht,  in  letzter  Instanz  auf  die  Forderung  hinaus- 
läuft, dass  die  Schweiz  entweder  die-  gleichen  Gesetze  wie  Frankreich  haben, 
oder  unter  Umständen  die  Franzosen  besser  behandeln  solle,  als  seine  eigenen 
Bürger.  Letzteres  aber  widerspräche  ebenso  sehr  dem  Princip  der  Gleichstellung 
mit  den  eigenen  Staatsbürgern ,  als  das  erstere  der  Berufung  auf  die  » »Gesetze 
jeden  Ortstt.  Offenbar  hat  es  nach  der  Fassung  des  Vertrags  von  1828  ebenso 
wenig  in  der  Absicht  desselben  gelegen,  die  Schweiz  zur  Annahme  der  französi- 
schen Gesetzgebung  zu  nöthigen,  als  umgekehrt  Frankreich  die  schweizerische 
aufdrängen;  was  man  wollte  und  was  der  Kt.  Bern  unbedingt  anerkennt,  ist, 
dass  der  französische  Bürger'  in  Bern  nicht  anders  behandelt  werde,  als  der 
Bemer  und  umgekehrt.  Der  Masstab  der  Rechte,  die  den  Franzosen  in  der 
Schweiz  gebühren,  ist  mit  einem  Worte  nicht  aus  dem  französischen  Gesetze,  so 
wenig  als  der  Masstab  der  Rechte  des  Schweizers  in  Frankreich  aus  dem  schwei- 
zerischen zu  nehmen;  was  der  Schweizer  in  Frankreich  zu  fordern  hat,  ist,  Be- 
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handlung  gleich  dem  Franzosen,  wie  der  Franzose  in*  der  Schweiz,  Behandlung 
gleich  dem  Schweizer  und  zwar  »»nach  den  Gesetzen  jeden  Orts*^.  Wir  wollen 
ein  einziges  Beispiel  anführen:  Bekanntlich  besteht  in  Frankreich  eine  ausser- 
ordentlich hohe  Erbschaftssteuer,  die  in  einzelnen  Fällen  auf  zehn  und  yielldcht 
mehr  Procente  steigt,  während  diese  Steuer  in  Bern  unbekannt  ist.  Was  wQrde 
nun  Frankreich  sagen,  wenn  Bemer,  die  in  Frankreich  erben,  diese  Steuer  ver- 
weigerten, unter  dem  Yorwande,  dass  französische  Erbschaften  in  Bern  ihr  ent- 
hoben seien?  oder,  wenn  ein  zweites  Beispiel  aus  der  Cüvilprozessgesetzgebung 
genommen  werden  soll,  wäre  ein  Schweizer,  der  in  Frankreich  klagend  auftritt, 
berechtigt,  die  Yerzeigung  eines  Domicils  zu  verweigern,  weil  in  gleicher  Lage 
der  Franzose  in  der  Schweiz  kein  Domicil  zu  verzeigen  brauche? 

>Zum  Schlüsse  nur  noch  eine  Bemerkung.  Der  Art.  48  der  BYerf.  sagt: 
»»Sämmtliche  Kantone  sind  verpflichtet,  alle  Schweizer  christlicher  Confession  in 
»»der  Gesetzgebung  sowol  als  im  gerichtlichen  Yerfiahren  den  Bürgern  des  eigenen 
»»Kantons  gleich  zu  halten.«« 

»Hienach  wäre  Bern  nicht  berechtigt,  einen  solothumischen  Kläger  zur 
Rechtsversicherung  anzuhalten,  unter  Umständen,  wo  diese  Yerpflichtung  dem 
Bemer  nicht  auch  obläge.  Aber  Niemanden  wird  es  in  den  Sinn  kommen,  dem 
bemischen  Civilprozessgesetze  den  Yorwurf  der  Bund  es  Widrigkeit  zu  machen,  weil 
es  vom  Bemer  selbst  und  desshalb  auch  von  den  Bürgern  aller  übrigen  Kantone, 
die  klagend  auftreten,  Caution  fordert,  »wenn  sie  keinen  Wohnsitz  im  Kanton« 
haben.  Nach  dem  Ansinnen  Frankreichs  wäre  von  dieser  Yorschrift  zu  Gunsten 
der  Franzosen  abzuweichen,  also  diesen  gegenüber  den  Schweizern  eine  Bevor- 
zugung einzuräumen,  die  auch  mit  der  Grundbestimmung  des  Yertrages  vom 
80.  Mai  1827  im  Widerspruch  wäre,  wonach  den  Franzosen  in  jedem  Kanton 
gleiche  Rechte  zustehen,  tüte  den  Bürgern  der  andern  Kantone, € 

Der  BR.  beschloss,  es  sei  diese  Antwort  der  franz.  Gesandtschaft 
mitzutheilen  mit  dem  Beifügen,  dass  er  die  darin  enthaltene  Dar- 
stellung für  vollkommen  begründet  halte  und  dieselbe  daher  bestens 
unterstütze.  BR.  v.  16.  Juni  1851.  Ygl.  No.  904. 

632*  Die  in  Art.  8  des  Vertrages  mit  Frankreich  v.  18.  Juli  1828 
vorgesehene  besondere  üebereinkunft  *um  die  Benutzungsweise  der 
Grenzwaldungen  zu  bestimmen  und  deren  Beschädigung  zu  verhüten« 
ist  ungeachet  der  Verwendung  im  J.  1854  und  trotz  seitheriger  wieder- 
holter Rechargen  noch  zu  keinem  Abschluss  gekommen. 

B.  1857  I.  183. 1858  I.  236.  1860  H.  73. 

3.  Verträge  vom  18.  Juli  1828  und  30.  Septbr.  1833. 

633*  Bei  Begehren  um  Verhaftung  oder  Auslieferung,  die  schwei- 
zerische Behörden  an  französische  zu  stellen  im  Falle  sind ,  gilt  fol- 
gendes Verfahren: 

1)  Das  Auslieferungsbegehren  muss  mit  einem  Urtheilsspruch  oder 
einem  Verhaftsbefehl  begleitet  sein.   Die  Legalisation  dieses  Actes  ist 
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nicht  nöthig;  wenn  man  ihn  französisch  abfasst,  vermeidet  man  die 
ans  der  officiellen  Uebersetzung  hervorgehenden  Verzögerungen.  Das 
Signalement  muss  beigefügt  werden. 

2)  Wenn  ein  durch  den  Vertrag  vom  18.  Juli  1828  vorgesehenes 
Verbrechen  vorUegt,  muss  man  sich  begnügen,  dieses  allein  anzu- 
führen, ohne  Beschuldigungen  anderer  Art  beizufügen.  Wenn  der 
Vertrag  das  Verbrechen  nicht  erwähnt,  wird  es  angemessen  sein ,  die 
Reciprocität  anzubieten. 

3)  Der  auszuliefernde  Beinzichtigte  muss  ein  Schweizer  sein,  oder 
wenn  es  ein  Fremder  ist,  wird  man  wol  thun,  sich  vorgängig  an  seine 
Regierung  zu  wenden,  um  ihre  Beistimmung  oder  die  Mittheilung  der 
Gründe  ihrer  Weigerung  zu  begehren. 

4)  Es  ist  durchaus  nothwendig,  den  diplomatischen  Weg  einzu- 
schlagen. Der  Schweiz.  Geschäftsträger  wendet  sich  an  den  Minister 
des  Auswärtigen  und  gleichzeitig  an  denjenigen  des  Innern,  und,  wenn 
es  am  Orte  ist ,  an  den  Polizeipräfecten ,  um  die  Arrestation  vor  Er- 
füllung aller  nöthigen  Formalitäten  zu  erlangen. 

5)  Man  kann  das  Begehren  auch  durch  Vermittlung  des  franz. 
Ministers  in  der  Schweiz  stellen.  B.  1849  I.  299. 

634«  Für  den  Entscheid  der  Frage ,  ob  nach  dem  Staatsvertrag 
mit  Frankreich  vom  18.  Juli  1828  Schweiz.  Behörden  berechtigt  seien, 
Auslieferung  eines  flüchtigen  Verbrechers  zu  verlangen ,  sind  keines- 
wegs die  franz.  Gesetze  massgebend,  sondern  es  kommt  nur  darauf  an, 
ob  ein  im  Staatsvertrag  vorgesehener  Fall  der  Auslieferung  vorliege« 

B.  1859  I.  393. 

63S«  Der  nach  Genf  geflüchtete  Franzose  A.  V.  Brunet,  gewesener 
Chef  de  Bureau  auf  der  Präfectur  von  Ain,  welcher  der  Unterschlagung 
von  Geldern,  die  einer  Geisteskranken  abgenommen  und  ihm  in  amt- 
licher Eigenschaft  zur  Aufbewahrung  übergeben  waren ,  beschuldigt 
wurde,  —  und  der  nach  Frankreich  flüchtige  Schweizer  H.  L.  Gaudin, 
gewesener  Commis  auf  dem  Postbureau  Ste-Croix,  welcher  der  Unter- 
schlagung von  Geldern  der  Postkasse  seines  Bureau  angeklagt  war, 
—  wurden  in  der  Meinung  gegenseitig  ausgeliefert,  dass  künftighin  in 
der  Auslieferung  wegen  ähnlicher  Verbrechen  Reciprocität  ausgeübt 
werden  soll.  Die  erwähnten  Fälle  schienen  nicht  ohne  weiteres  als 
in  Art.  5  des  Auslieferungsvertrages  zwischen  der  Schweiz  und  Frank- 
reich vom  J.  1828  inbegriffen,  indem  hier  nur  »von  öffentlichen  Be- 
amten oder  Depositarien,  die  wegen  Unterschlagung  von  Staatsgeldem 
verfolgt  werden,«  geredet  ist  und  als  Grundsatz  anerkannt  wurde, 
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dass  die  im  Staatsvertrage  gegebenen  Begriffsbezeichnongen  der  mr 
Auslieferung  verpflichtenden  Verbrechen  nicht  in  ausdehnendem  Sinne 
zu  interpretiren  seien. 

Im  Falle  Brunet  machte  die  franz.  Gesandtschaft  mit  Note  vom 
20.  Juli  1858  geltend,  dass  der  Vertrag,  welcher  nur  eine  sehr  be- 
grenzte Nomenclatur  von  Verbrechen  enthalte,  in  der  Anwendung 
eine  gewisse  Ausdehnung  erhalten  habe ,  und  er  sei  namentlich  bis 
jetzt  in  den  meisten  Fällen  von  Diebstal  und  Unterschlagung,  welche 
in  der  französischen  Gesetzgebung  als  Verbrechen  (Grimes)  qualificirt 
seien,  angewendet  worden.  In  Sachen  Brunet  liege  aber  nach  Art  169 
und  1 70  des  Code  penal  fran^ais  wirklich  ein  Verbrechen  (Crime)  vor. 

In  Sachen  Gaudin  umgekehrt  machte  der  BR.  gegen  das  Be- 
gehren Frankreichs,  dass  die  nähern  Data  mitgetheilt  werden  möchten, 
um  zu  ermessen,  ob  die  Art.  169  und  170  seines  Strafgesetzes  Anwen- 
dung finden,  mit  Note  vom  24.  Juli  1858  die  Ansicht  geltend:  die 
Auslieferung  könne  nicht  von  dem  Inhalte  der  französischen  Gesetz- 
gebung abhangen,  denn  es  sei  bei  Auslieferungen  nicht  das  Gesetz  des 
requirirten,  sondern  dasjenige  des  requirirenden  Staates  massgebend, 
da  die  Gerichte  die  Gesetze  dieses  Staates  anzuwenden  haben,  wo 
das  Verbrechen  oder  Delict  begangen  wurde.  In  diesem  Sinne  habe 
auch  der  BR.  an  Genf  die  Auslieferung  des  von  Frankreich  redamirten 
Brunet  angeordnet,  dessen  Handlungsweise  auch  nicht  strenge  im 
Vertrage  von  1828  vorgesehen  sei.  Wenn  aber  die  kaiserliche  Regie- 
rung hierüber  ihre  Ansicht  festhalten  sollte ,  so  müsste  der  BR.  sich 
das  Recht  vorbehalten ,  dem  Begehren  um  Auslieferung  des  Brunet 
keine  weitere  Folge  zu  geben  und  überhaupt  in  der  Zukunft  Fälle 
dieser  Art  nach  den  schweizerischen  Gesetzen  zu  würdigen. 

Von  Seite  Frankreichs  ist  über  diese  principielle  Anschauung 
des  BR.  keine  Antwort  erfolgt ,  dagegen  die  Auslieferung  des  Gaudin 
am  23.  August  1858  wirklich  bewilligt  worden. 

BR.  V.  22.,  24.  und  27.  Juli  1858  No.  2791,  2826  u.  2854. 

636«  Ein  Engländer  und  eine  Französin ,  die  sich  als  Eheleute 
ausgegeben  hatten ,  wurden  in  Luzern  verhaftet ,  wegen  Betrügereien 
des  Ersteren  in  Luzern  und  wegen  ähnlicher  Vergehen ,  die  sie  ge- 
meinschaftlich in  Mailand  verübt  haben  sollten.  Die  engl  Gesandt- 
schaft willigte  in  die  Auslieferung  nach  Mailand  und  die  Regierung 
von  Luzern  verfügte,  dass  Beide  auszuliefern  seien.  Allein  die  franz. 
Gesandtschaft  bewies,  dass  die  angebliche  Frau  des  Engländers  Fran- 
zösin sei,  protestirte  gegen  deren  Auslieferung  und  verlangte  ihre  so- 
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fortige  Freilassung.  Da  wirklich  die  Qualität  des  Weibes  als  Französin 
bewiesen  war,  so  opponirte  der  BR.  gegen  ihre  Auslieferung  und  ver- 
Rigte  deren  Freilassung,  sprach  sich  aber  grundsätzlich  dahin  aus: 

1)  Gegenüber  der  Regierung  von  Luzem:  Wenn  von  ausländischen 
Polizeibehörden  ein  Gesuch  um  Verhaftung  von  Personen  gestellt 
wird,  so  mag  nach  Einsicht  und  Prüfung  der  Motive  demselben  wol 
entsprochen  werden ;  eine  solche  Behörde  ist  aber  sofort  aufzufordern, 
durch  ihre  Regierung  auf  dem  vertragsmässigen  Wege  ein  förmUches 
Aualieferungsbegehren  zu  stellen. 

2)  Gegenüber  der  fränz,  Gesandtschaft:  Die  Polizeibehörde  von 
Blailand  war  berechtigt,  die  vorläufige  Verhaftung  zu  verlangen  und 
ein  gesetzliches  Auslieferungsbegehren  durch  ihre  Regierung  nach- 
folgen zu  lassen.  Diese  Methode  kommt  sehr  häufig  im  Geschäfts- 
verkehr der  Staaten  vor,  und  ohne  Anwendung  derselben  würden  viele 
Verbrecher  nicht  erreicht.  Das  Recht  zur  Verhaftung  wurde  sodann 
auch  darum  bestritten ,  weil  das  Verbrechen  des  Betruges  nach  dem 
Staatsvertrage  zwischen  der  Schweiz  und  Sardinien  nicht  zur  Aus- 
lieferung berechtige.  Der  Schweiz.  BR.  ist  dagegen  der  Ansicht,  dass 
das  Recht  zur  Auslieferung  bei  jedem  Verbrechen  vorhanden  ist, 
ausser,  wenn  es  sich  um  Angehörige  dritter  Staaten  handelt  und  die 
Zustimmung  dieser  durch  Staatsvertrag  vorbehalten  wurde,  —  dass 
aber  die  Pflicht  zur  Auslieferung  durch  die  Vorschriften  der  Staats- 
verträge beschränkt  ist.  Daher  ist  es  häufig  der  Fall,  dass  Staaten 
sich  Auslieferungen  zugestehen ,  ohne  durch  den  Vertrag  dazu  ver- 
pflichtet zu  sein.  BR.  v.  2.  Januar  1860.  No.  26. 

B.    Mit  Sardinien. 
1.    Vertrag  yom  12,  Mai  1827. 

637«  Im  Königreich  Sardinien  sich  aufhaltende  Schweizer  be- 
schwerten sich  darüber,  dass  sie  zum  Dienst  in  der  dortigen  National- 
garde angehalten  werden  wollten.  Der  BR.  verwandte  sich  unter  Be- 
rufung auf  die  bestehenden  Verträge  dafür,  dass  die  Schweizer  von 
dieser  Last  befreit  werden  und  Sardinien  trug  dieser  Reclamation 
wirklich  volle  Rechnung.  B.  1850  m.  296. 

638«  Die  sardinische  Gesandtschaft  beschwert  sich  darüber,  dass 
im  Kt.  Waadt  von  Sarden  eine  Militärsteuer  erhoben  werde.  Gestützt 
auf  Art.  1  und  2  des  Vertrages  wurde  die  Beschwerde  begründet  er- 
klärt und  die  Regierung  von  Waadt  eingeladen,  den  Vertrag  in  dem 

Sinne  anzuwenden,  dass  von  Sarden  keine  Militärsteuer  erhoben  werde. 

BB.  V.  13.  Decbr.  1852.  d.  B.  18$8  H.  697. 
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2.   Vertrag  vom  8.  Juni  1861. 

ygl.No.S4.  «15. 

630«  Gegen  Art.  1  und  4  des  Handelsvertrages  mit  Sardinien 
wurde  von  der  Regierung  des  Kts.  Waadt  protestirt ,  weil  die  Gewäh- 
rung der  freien  Niederlassung  in  das  Gebiet  der  Kantonalsouveränetät 
gehöre,  die  zollfreie  Einfuhr  von  5000  Hectolitem  =  10,000  Zntr. 
Weines  aber  die  waadtländische  Weinkultur  beeinträchtige. 

Diese  Einsprache  wurde  von  der  ständeräthlichen  ComnussioQ 
mit  folgenden  Gründen  beseitigt :  Nach  Art.  8  der  BVerf.  steht  dem 
Bunde  unbedingt  das  Recht  zu,  Staatsverträge  mit  dem  Auslande  ab- 
zuschliessen.  Dieses  Recht  soll  durch  Hinzufügung  der  Worte  »na- 
mentlich Zoll-  und  Handelsverträge«  offenbar  nicht  beschränkt,  son- 
dern blos  erläutert  werden.  In  diesem  Sinne  ist  auch  der  fragliche 
Artikel  bis  dahin  verstanden  und  angewendet  worden.  Es  genügt,  in 
dieser  Beziehung  an  die  im  letzten  Jahre  zwischen  der  Eidgenossen- 
schaft und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  abgeschlossene 
Uebereinkunft  zu  erinnern,  durch  welche  ebenfalls  die  beiden  Staaten 
ihren  Angehörigen  gegenseitig  Freiheit  der  Niederlassung  zusichern, 
ohne  dass  auch  nur  Eine  Stimme  in  allen  22  Kantonen  laut  geworden 
wäre ,  welche  die  BBehörden  einer  Ueberschreitung  ihrer  Befugnisse 
bezüchtigt  hätte.  B.  1861  UL  147. 

C.    Mit  Amerika. 

Vertrag  vom  21,  Juli  1855. 

640*  Bei  den  Verhandlungen  über  den  Art.  5,  der  den  Freizügig- 
keitsvertrag zwischen  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  wie  er  am  18.  Mai  1847  auf  die  Dauer 
von  12  Jahren  abgeschlossen  worden  war,  ergänzen  imd  ersetzen 
sollte ,  trachteten  die  Schweiz.  Abgeordneten  umsonst  zwei  Bestim- 
mungen zur  Anerkennung  zu  bringen,  die  von  wesentlichem  Vortheil 
für  die  Schweizerbürger  gewesen  wären.  Die  erste  dieser  Bestinmiun- 
gen  betraf  die  von  den  Consuln  gewünschteVollmacht,  unmittelbar  und 
selbst  auf  ihr  Verlangen  hin  die  Verwaltung  derjenigen  Güter  über- 
nehmen zu  können ,  die  einem  ihrer  abwesenden  Landsleute  dort  zu- 
fallen sollten.*)   Der  amerikanische  Abgeordnete  erwiederte,  dass  ein 


*)  In  den  Vereinigten  Staaten  gilt  nämlich  folgendes  Verfahren:  Sterben 
Schweizer  oder  überhaupt  Ausländer  auf  dem  Territorium  der  Union,  ohne  Bür- 
ger eines  der  einzelnen  Staaten  zu  sein,  so  bemächtigt  sich  der  Amtsverwalter 
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solches  Recht  den  Consuln  keines  Staates  von  den  Vereinsstaaten  ge- 
währt worden  sei ,  dass  man  eine  solche  Verfügung  für  einen  Eingriff 
in  die  Souveränetät  der  Staaten  halten  würde  und  dass  der  Art.  7 
des  Vertrages  den  Consuln  der  Schweiz  schon  alle  Rechte  garantire, 
die  den  Consuln  der  am  meisten  begünstigten  Staaten  eingeräumt 
seien  und  späterhin  eingeräumt  werden. 

Die  zweite  hierseits  gewünschte  Bestimmung  bestand  darin ,  für 
die  Schweizer  zur  Veräusserung  des  ihnen  in  denjenigen  Staaten  der 
Union,  in  welchen  den  Fremden  kein  Grundbesitz  gestattet  ist,  zu- 
fallenden Grundeigenthums  eine  Zeitfrist  von  sechs,  statt  nur  von  drei 
Jahren  zu  erwirken,  wie  jener  Freizügigkeitsvertrag  sie  für  die  durch 
Erbschaft  angefallenen  Güter  zugibt.  Allein  auch  hier  erklärte  der 
amerikanische  Gesandte  des  bestimmtesten,  dass  er  ein  solches  Be- 
gehren seiner  Regierung  nicht  empfehlen  könne,  da  es  mit  der  Gesetz- 
gebung der  dortigen  Staaten  im  Widerspruch  stehe.     B.  1856 II.  48. 

Vin.  Vermittlung  des  Verkehrs  mit  dem  Auslande. 

1.  Rogatorien. 

Vgl.  1.  Abschn.  VII.  No.  49,  femer  No.  605  Anhang  litt,  e  — h. 
641«  Die  französische  Gesandtschaft  beschwerte  sich  darüber,  dass 
die  meisten  Rogatorien  in  Civilsachen  (die  zudem  nicht  immer  in  höf- 
licher Sprache  geschrieben  seien)  blos  in  Begehren  um  einfache  Aus- 
kunftertheilung  bestehen,  die  man  viel  geeigneter  und  gewiss  weit 
leichter  auf  gewöhnlichem  diplomatischem  Wege  sich  verschaffen 
könnte,  ohne  zur  eigentlichen  Form  des  Rogatoriums  greifen  zu  müs- 
seiL  . . .  Das  Rogatorium  sei  ein  Act,  wovon  man  nur  einen  massigen 
Gebrauch  machen  solle  und  zwar  wenn  jeder  andere  Weg  nicht  zum 
Ziele  fuhren  würde,  wie  z.  B.  wenn  es  sich  darum  handle,  eine  Unter- 
suchung einzuleiten ,  um  Verhöre  aufzunehmen ,  einen  Eid  schwören 


(pablic  administrator)  der  Verlassenschaft,  zunächst  blos  zur  Verwaltung,  im  Ver- 
lauf aber  auch  im  Interesse  des  Fiscus  desjenigen  Staates,  in  dem  der  Erblasser 
verstarb.  Die  hierländischen  Erben  müssen  dann  auf  dem  förmlichen  Prozesswege 
gegen  den  Administrator  vor  Gericht  auftreten  und  sich  durch  einen  Gerichts- 
Bpruch  zuerkennen  lassen,  was  ihnen,  nach  unsem  Begriffen  wenigstens,  von 
Rechtes  wegen  schon  zugehört.  Zudem  findet  die  Vertheilung  unter  die  Berech- 
tigten meist  noch  nach  den  Erbgesetzen  des  betreffenden  Staates  Statt.  Diese 
Manipulationen  verursachen  ungeheure  Kosten,  die,  wenn  die  Erben  nach  Jahren 
m  einem  Gerichtsspruch  kommen,  die  Erbschaft  ganz  oder  grossentheils  au&ehren. 

B.  1855  L  861. 


590  ^-  Absclinitt.   Beziebangen  der  Schweiz  zmn  Auslände. 

zu  lassen,  eine  Erklärung  entgegen  zu  nehmen,  oder  Actenstäcke  zq 
yerificiren.  B.  1852  I.  134. 1853  n.  566. 

642«  Behufs  Insinuation  von  Actenstücken  civilrechtlichen  Inhalts 
an  Einwohner  Englands  kann  die  Vermittlung  der  grossbritannischen 
Gesandtschaft  nicht  in  Anspruch  genommen  werden ,  weil  nach  dor- 
tigen Justizeinrichtungen  in  solchen  Angelegenheiten  Formalitäten  zu 
erfüllen  sind ,  mit  welchen  sich  die  Regierung  nicht  befassen  kann. 
Man  hat  daher  Jemanden  in  England  für  dergleichen  Verrichtungen 
zu  bevollmächtigen.  B.  1856  L  293. 

643.  Bei  Rogatorien  in  Cimlsachen  sind  in  Sardinien  nach  einer 
MittheiluDg  der  Gesandtschaft  folgende  Formalitäten  zn  erfüllen: 

1)  Die  an  ein  sardinisches  Gericht  adressirten  Rogatorien  müssen 
begleitet  sein  von  einem  Gesuche  der  Kantonsregierung  oder  der  obem 
Gerichtsbehörde,  adressirt  an  das  Appellationsgericht  der  betreffenden 
Provinz. 

2)  Diese  Acten  müssen  einem  bei  diesem  Appellationsgerichte 
functionirenden  Procurator  übersandt,  von  ihm  bei  dieser  Behörde  ein- 
begleitet  werden. 

3)  Es  müssen  die  diessfälligen  Gebühren  bezahlt  werden. 

Der  BR.  fügt  bei ,  seine  diessfälligen  Vorstellungen  haben  nichts 
gefruchtet ,  indess  köimen  solche  Acten  auch  an  den  schweizenschen 
Generalconsul  in  Turin  gesandt  werden  mit  dem  Gesuche ,  die  Adres- 
sen auszufüllen  und  an  ihre  Bestimmung  zu  versenden.  B.  1856 1. 293. 

2.  Consulate. 

Tagsatzungsbeschluss,  betr.  die  Schweiz.  Handelsconsulate  im  Ausland  v.  8.  Aug.  1816 
[A.  S.  I.  243.  Snell  I.  183]  und  v.  10.  August  1819  [1. 246.  Snell  1. 185].  Verordnung 
des  BR.,  betr.  die  Correspondenz  und  die  anderweitigen  Auslagen  der  Consoln ,  vom 
22.  Januar  1849  [Off.  S.  I.  429].  Reglement  für  die  Schweiz.  CJonsuln  v.  1.  Mai  1861 
[II.  293].  Erweiterung  desselben  vom  30.  Oct.  1854  und  v.  25.  Januar  1861  [IV.  839 
und  VII.  25].  BBeschluss  v.  11.  August  1852,  wonach  der  BR.  sich  für  eine  Ermässi- 
gung der  Legalisationsgebühren  der  amerikanischen  Consuln  in  der  Schweiz,  betr. 
Ursprungszeugnisse  schweiz.Waaren,  verwenden  soll  [III.  188  5.  IV.  378  4].  Beschluss 
des  BR.  v.  18.  Aug.  1852,  betr.  Modilication  des  Tarifs  für  die  Consiüargebühren 
[III.  235].  BBeschluss  v.  26.  Juli  1856,  betr.  die  diplomatische  Vertretung  im  Aus- 
lande [V.  395].  BBeschluss  v.  17.  Juli  1860,  betr.  die  diplomatische  Vertretung  der 
Schweiz  in  Sardinien  [VI.  549].  Vgl.  No.  S98.  656— IIS8.  669.  690. 

644*  Das  Recht  einer  Regierung,  die  fremden  Consulate  in  ihren 
Ländern  aufzuheben ,  oder  die  Bedingungen ,  unter  welchen  sie  die- 
selben zulässt ,  sowie  ihren  Charakter  und  die  Grenzen  ihrer  Wirk- 
samkeit zu  bestimmen,  ist  unbestreitbar  und  von  der  Souveränetät  des 
Staates  unzertrennlich.  B.  1851  EL  448. 
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648«  Eine  förmliche  Rechtspflicht ,  fremde  Consulate  auf  dem  Ge- 
biete eines  andern  Staates  zu  bewilligen,  besteht  nicht,  sondern  es  hat 
jeder  Staat ,  kraft  seiner  Selbständigkeit ,  zu  bestimmen ,  ob  er  über- 
haupt fremde  Consulate  gestatten  wolle  und  in  welchen  Provinzen 
oder  Städten. 

Allein  neben  diesem  Grundsatze  besteht  ein  anderer ,  der  damit 
nicht  in  Widerspruch  ist,  der  auf  allgemeiner  Uebung  und  auf  der 
gegenseitigen  Achtung  und  Rücksicht,  die  befreundete  Staaten  sich 
schuldig  sind,  beruht;  es  ist  das  der  Grundsatz  gleicher  Behandlung 
in  Bezug  auf  Zulassung  von  Gesandten ,  Consuln  oder  andern  Stell- 
vertreterp. Die  Schweiz  überwacht  mit  grosser  Eifersucht  die  Beach- 
tung dieses  Grundsatzes  und  nimmt  eine  gleiche  Behandlung  iiir  sich 
in  Anspruch.  Es  beruht  dieses  auf  dem  richtigen  Gefühl,  dass  dieser 
Grundsatz  vorzugsweise  im  Interesse  der  kleinem  Staaten  liegt.  Aber 
gerade  desshalb  ist  es  auch  ihr  Interesse,  nicht  durch  ihre  Handlungen 
den  Grundsatz  zu  verletzen  und  rücksichtslos  auf  die  Seite  zu  werfen, 
was  unter  civilisirten  Staaten  allgemeiner  Brauch  ist . . . 

Dieses  System  freier  Zulassung  der  Consulate  liegt  im  Interesse 
imsers  Landes,  das  vermöge  seiner  ausgedehnten  Verkehrsverhältnisse 
wünschen  muss ,  ebenfalls  Consulate  ungestört  errichten  zu  können, 
überall,  wo  es  ihm  als  ein  Bedürfniss  erscheint.  In  der  nämlichen 
Weise  verfährt  Frankreich,  das  360  fremde  Consulate  hat;  die 
Schweiz  ist  dort  in  sechs  Consulaten  mit  neun  Personen  repräsentirt. 

Man  scheint  zu  glauben,  die  einfachen  Handelsconsuln  haben  sich 
mit  nichts  anderm  zu  befassen ,  als  den  Handel  zu  beschützen  und  zu 
fordern.  Das  ist  aber  nicht  der  FalL  Weitaus  die  meisten  und  häufig- 
sten Geschäfte  der  Consuln  bestehen  vielmehr  darin ,  ihren  Lands- 
leuten in  allen  Verhältnissen  des  Lebens  mit  Rath  und  That  beizu- 
stehen und,  wo  es  nothwendig  erscheint,  vermittelnd  und  beschützend 
einzuschreiten.  Vgl.  §  9  des  Schweiz.  Consularreglements.  Ganz  in 
diesem  Sinne  müssen  auch  die  fremden  Consuln  handeln. . . . 

Allein  die  Consularagenten  sollen  nicht  nur  den  Handelsverkehr 
unterstützen  und  nicht  nur  ihren  Mitbürgern  überhaupt  beistehen, 
sondern  sie  haben  wirklich  eine  Art  polizeilicher  Functionen,  wie  auch 
die  Gesandtschaften.  Sie  besorgen  die  Passpolizei ,  soweit  dieselbe 
sich  auf  ihren  Heimatstaat  bezieht ;  sie  stellen  Pässe  und  Visa  aus, 
oder  verweigern  dieselben  nach  Massgabe  ihrer  Instructionen  und 
insoweit  üben  sie  als  Stellvertreter  ihrer  Staaten  und  für  dieselben 
auf  fremdem  Gebiet  amtliche  und  zwar  polizeiliche  Functionen  aus. 
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Das  ist  aber  überall  angenommen  und  die  Schweiz  nimjnt  ffir  ihre 
Consuln  ganz  dasselbe  Recht  im  Auslande  in  Anspruch.  Offenbar  liegt 
diese  Einrichtung  im  Interesse  des  Personalverkehrs  und  die  Erleich- 
terung desselben  ist  um  so  grösser ,  an  je  mehr  Ortschaften  die  Pass- 
verhältnisse  regulirt  werden  können 

Für  die  Gonsularfunctionen  und  nur  für  diese  ist  das  Exequatw 
zu  ertheilen ,  das  kein  Freibrief  ist  für  alles ,  was  die  Consuln  ausser 
dem  ofüciell  zur  Genehmigung  vorgelegten  Zwecke/  ihrer  amtlichen 
Thätigkeit  noch  sonst  zu  tbun  für  gut  fanden.  Ausser  dieser  Sphäre 
sind  sie  Privatpersonen  und  ihre  Handlungen  stehen  unter  den  Gesetzen 
des  Landes.. . . 

Wenn  Consularagenten  eine  ausser  der  Rechtssphäre  ihres  Pa- 
tentes und  des  darauf  beruhenden  Exequatur  liegende  und  verderb- 
liche Thätigkeit  entwickeln,  so  wird  auf  diplomatischem  Wege  Abhülfe 
zu  erzielen  sein  und  wenn  sie  die  Gesetze  des  Landes  verletzen ,  so 
sind  sie  hier  dafür  verantwortlicli. 

Nach  allgemein  anerkanntem  Gebrauche  sind  die  Consularagenten 
nicht,  wie  die  Mitglieder  des  diplomatischen  Corps,  exterritorial,  sondern 
der  Gerichtsbarkeit  des  Landes  unterworfen.  B.  1869 1.  261  ff. 

6A6«  Der  Generalconsul  für  Braunschweig,  Nassau  und  die  säch- 
sischen Herzogthümer  zeigte  dem  BR.  an,  dass  er  den  Auftrag  erhalten 
habe ,  sämmtlichen  Angehörigen  der  ZoUvereinsstaaten  seinen  Schutz 
zu  gewähren;  es  wurde  ihm  jedoch  erwiedert,  dass  über  die  Erthei- 
lung  der  Exequatur  erst  dann  entschieden  werden  könne ,  wenn  von 
den  betreffenden  Regierungen  selbst  die  sachbezügliche  Anzeige  ge- 
kommen und  das  diessfällige  Begehren  gestellt  sein  werde. 

B.  1855  I.  885. 

647«  Der  BR.  that  Schritte,  um  zu  bewirken,  dass  die  schweize- 
rischen Consuln  in  den  Niederlanden  von  der  Entrichtung  jeglicher 
Steuer  befreit  werden.  Diese  Verwendung  hatte  nicht  den  wünsch- 
baren vollen  Erfolg ,  einzelne  Steuern  werden  von  den  Consuln  noch 
zur  Stunde  bezogen.  Der  BR.  hat  sich  in  Folge  dessen  mit  Beziehung 
auf  die  niederländischen  Consuln  in  der  Schweiz  vorbehalten ,  unbe- 
dingte Reciprocität  eintreten  zu  lassen.  B.  1850  m.  296. 

648*  Auf  die  Eröffnung  der  sardinischen  Gesandtschaft,  dass  die 
jenseitige  Regierung  bereit  sei ,  allen  schweizerischen  Consularagenten 
bei  ihrer  Uebersiedlung  nach  den  sardinischen  Staaten  für  ihren 
Hausrath  und  ihre  Effecten  zu  eigenem  Gebrauch  Befreiung  vom 
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Einfuhrzoll  unter  der  Bedingung  zu  gestatten,  dass  von  Seite  der 
Schweiz  den  sardinischen  Consuln  hierin  Reciprocität  gewährt  werde, 
beschloss  der  BR.,  die  Effecten  und  Hausgeräthschaften  der  sardini- 
Bchen  Consularagenten  nicht  nur  bei  ihrer  ersten  Uebersiedljang  vom 
Einfuhrzolle  zu  befreien,  sondern  diese  freie  Einfuhr  während  der 
ganzen  Dauer  der  jedesmaligen  Agentschaftsperiode  von  Seite  der 
Eidgenossenschaft  zu  gewähren ,  sofern  den  schweizerischen  Consuln 
in  Sardinien  von  Seite  der  dortigen  Regierung  hierin  vollkommene 
Reciprocität  zugestanden  werde.  B.  1851 1. 147. 

Es  scheint  jedoch  Sardinien  in  dieser  Ausdehnung  die  Recipro- 
cität nicht  zugesichert  zu  haben,  cf  B.  1852  I.  522. 

640«  Ueber  die  Stellung  und  Wirksamkeit  der  Bandeisagenten  in 
den  österreichischen  Staaten  gibt  eine  Note  der  österreichischen  Re- 
gierung vom  4.  Febr.  1851  folgenden  Aufschluss: 

»Was  die  Eecbte  und  Wirksamkeit  dieser  Handelsagenten  anbetrifiPt,  so 
entspringen  sie  ganz  einfach  aus  der  Natur  ihrer  Stellung. 

»Die  Regierung  des  Kaisers  anerkennt  in  ihnen  keinen  öffentlichen  Charak- 
ter ;  sie  können  an  keinen  der  Yortheile ,  welche  die  Consuln  gemessen ,  Anspruch 
machen;  auch  können  sie  gegenüber  den  k.  Behörden  oder  den  (Jnterthanen  des 
Eüsers  keinen  derjenigen  Acte  vollziehen,  welche  die  Consuhi  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  öffentliche  Beamte  ausüben.  —  Daraus  ergibt  sich,  dass  die  Handels- 
agenten weder  Pässe  visiren  noch  andere  Actenstücke,  welche  in  Oesterreich 
Torgewiesen  werden  müssen,  legalisiren  können. 

»Durch  Aufstellung  dieses  Grundsatzes  beabsichtigt  übrigens  die  k.  Regie- 
rung keineswegs,  über  das  Gewicht,  welches  die  fremden  Regienuigen  bei  ihnen 
auf  die  eyentuelle  Dazwischenkunft  ihrer  Handelsagenten  in  Mailand,  in  Sachen, 
welche  ihre  Angehörigen  betreffen,  legen  könnten,  zu  präjudiciren . .< 

Aus  dieser  Erklärung  ergibt  sich  —  bemerkt  der  BR.  —  dass  der 
schweizerische  Handelsagent  in  Mailand  Pässe  und  andere  Acten- 
stücke für  Schweizer  ausfertigen  und  visiren  kann,  deren  Wirksamkeit 
ausserhalb  der  österreichischen  Staaten  bestimmt  ist ;  dass  er  im  All- 
gemeinen fortfahren  kann,  im  Interesse  seiner  Landsleute  zu  handeln. 

B.  1851 II.  448. 

680«  Die  BVersammlung  ermächtigte  am  13./17.  Juli  1852  den 
BR.  der  k.  brasilianischen  Regierung  das  Gegenrecht  in  Betreff  der 
Consularagenten  zuzusichern ,  insofern  die  Grundsätze  der  k.  brasi- 
lianischen Verordnung  vom  8.  Nov.  1851  auch  auf  Schweiz.  Consular- 
agenten Anwendung  finden  [Off.  S.  III.  146]. 

Dieser  Beschluss  wurde  vollzogen  und  die  fragliche  Consular- 
verordnung  ward  in  Brasilien  als  rechtskräftig  in  Bezug  auf  die 
sdiweizerischen  Consuln  publicirt.  B.  1863 II.  76. 

38 
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631*  Durch  die  Staatsverträge  mit  Sardinien  [OS.  S.  11.  416 
Art  10],  mit  Nordamerika  [V.  211  Art.  7],  und  mit  England  [V.  281 
Art.  7]  ist  die  Schweiz  verpflichtet,  die  Consuln  dieser  Staaten  wie 
diejenigen  des  meist  begünstigten  Staates  zu  halten. 

6S2«   Louis  Gros  in  Evionnaz  (Wallis)  beabsichtigte  am  22.  April 
1858  unter  der  Adresse  des  Jerome  Claiyaz  in  Zou-y-el-Abes  (Alge- 
rien) 700  Fr.  in  St.  Moriz  auf  die  Post  zu  geben ,  worauf  der  Bundist, 
angeblich  auf  Weisung  der  Postdirection ,  verlangt  habe,  dass  der 
Brief  an  den  Gonsul  in  Marseille  adressirt  werde.    Dieses  geschah; 
der  Gonsul  Brenner  aber  unterschlug  wie  andere  Summen  auch  diese 
und  wurde  insolvent.    Gros  gelangte  nun  im  Interesse  der  veraxin- 
ten  Familie  Glaivaz  an  den  BR.  und  verlangte  von  ihm  Erstattung 
dieses  von  einem  Beamten  des  Bundes  unterschlagenen  Geldes.     Der 
BB.  wies  ihn  aber  am  7.  Febr.  1859  ab  aus  folgenden  Gründen:  Die 
Behauptung ,  dass  die  Postverwaltung  die  fraghche  Weisung  ertheilt 
habe,  ist  unrichtig,  vielmehr  ergibt  sich,  dass  nur  die  Anweisung  gegeben 
wurde ,  es  müssen  Groups ,  die  nach  Algerien  bestimmt  seien ,  an  dne 
Mittelsperson  in  Marseille  adressirt  werden.    Kann ,  wie  wahrschein- 
lich ,  Consul  Brenner  die  Summe  nicht  ersetzen ,  so  entsteht  dann  die 
Frage ,  ob  der  Bund  oder  überhaupt  ein  Staat  die  Forderungen  be- 
zahlen müsse ,  die  an  seine  insolventen  Beamten  wegen  angeblicher 
Amtshandlungen  gestellt  werden  und  ob  die  Uebermittlung  von  Valo- 
ren zu  den  Amtshandlungen  der  Consuln  gehöre.    Der  BR  kann  das 
Princip ,  dass  der  Bund  derartige  Entschädigungen  zu  leisten  habe, 
unmöglich  gelten  lassen  und  da  er  somit  nicht  eine  definitive  Schuld- 
pflicht von  vorneherein  übernehmen  kann,  so  würde  es  sich  auch 
nicht  rechtfertigen ,  eine  solche  Schuld  vorschussweise,  wie  eventuell 
verlangt  wurde,  zu  bezahlen. 

Gros  wandte  sich  hierauf  an  die  B Versammlung  mit  dem  Gesuche 
um  Vorschuss  der  700  Fr.  oder  um  gänzliche  oder  theilweise  Rück- 
vergütung dieser  Summe ,  sei  es  aus  dem  Titel  der  Restitution ,  oder 
sei  es  unter  dem  Titel  der  Unterstützung.  Diese  Petition  wurde  dem 
BR.  zur  Begutachtung  zugestellt,  der  sich  im  Wesentlichen  dahin 
ansprach : 

»Wir  glauben  nicht,  dass  die  BVersammlung  einem  allfälligen 
Rechtsverfahren  vorgreifend  entscheiden  werde,  dass  der  Bund  schul- 
dig sei ,  alle  an  einen  insolventen  Beamten  gestellten  Anforderungen 
zu  bezahlen  und  zwar  hier  um  so  weniger ,  als  sehr  in  Frage  käme, 
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ob  der  Gonsul  Brenner  in  Bezng  auf  derartige  Forderungen  in  amt- 
licher Stellung  gehandelt  habe. 

»Auch  liegt  es  klar  vor ,  dass  eine  derartige  Entscheidung  von 
ausserordentlicher  Tragweite  für  die  Finanzen  des  Bundes  sein  und 
allfalligen  künftigen  Fällen  präjudiciren  müsste.  Wir  halten  es  daher 
nicht  für  nöthig  auf  den  Rechtspunkt  näher  einzugehen. 

»Es  bleibt  somit  nur  noch  die  Frage  übrig ,  ob  dem  Claiyaz ,  der 
sich  in  sehr  dürftigen  Umständen  befindet,  eine  Unterstützung  zu 
geben  sei,  weil  er  die  700  Fr.  durch  Verschuldung  des  Consuls  Brenner 
ohne  Zweifel  verloren  hat.  Wir  konnten  auf  diesen  Standpunkt  von 
uns  aus  schon  darum  nicht  eingehen ,  weil  wir  für  derartige  Unter- 
stützungen keinen  Credit  haben. 

»Wenn  nun  auch  dieser  Grund  für  die  BVersammlung  nicht  vor- 
handen ist ,  80  halten  wir  gleichwol  an  der  Ansicht  fest ,  dass  Unter^ 
Stützungen  an  einzelne  Personen  nicht  Sache  des  Bundes,  sondern  der 
Kantone  sei^  denen  sie  angehören.  Im  vorliegenden  Falle  hatte  der 
Consul  überhaupt  nicht  in  amtlicher  Stellung  zu  handeln.  Schon 
wiederholt  haben  wir  den  Consuln  erklärt ,  dass  das  Vermitteln  von 
Briefen  und  Valoren  nicht  zu  ihren  Amtshandlungen  gehöre ,  sondern 
dass  sie  sich  damit  privatim  gutfindendenfalls  befassen  mögen ,  auch 
haben  wir  dieses  s.  Z.  publicirt.  Anzuerkennen ,  dass  alle  die ,  welche 
durch  Verschulden  oder  Insolvenz  eines  Beamten  oder  Angestellten 
durch  den  Bund ,  wenn  auch  nur  unter  dem  Titel  der  Unterstützung 
entschädigt  werden ,  würde  ausserordentlich  weit  führen ,  wie  schon 
die  Angelegenheit  Brenners  beweist.  Denn  es  wäre  kaum  zu  recht- 
fertigen, wenn  man  den  Claivaz  entschädigen  und  alle  andern  armen 
Creditoren ,  die  durch  gleiches  Verschulden  von  Brenner  in  Verlust 
gerathen ,  nichts  geben  würde.  Man  kann  also  nicht  das  Gesuch  von 
Claivaz,  sondern  man  muss  die  ganze  Frage  in  ihrer  Grundsätzlichkeit 
und  Tragweite  ins  Auge  fassen.  «^ 

Die  BVersammlung  hat  sodann  am  29./30.  Juli  1859 

»in  Anerkennung  der  im  Berichte  des  BR.  entwickelten  Gründe, 
wonach  der  Bund  rechtlich  nicht  schuldig  ist ,  dem  Petenten  im  vor- 
liegenden Falle  Restitution  zu  leisten; 

»in  Erwägung :  dass  aber  die  Familie  Claivaz  durch  den  in  der 
Petition  erwähnten  Vorgang  in  eine  sehr  bedenkliche  Lage  gekommen 
zu  sein  scheint; 

»beschlossen :  Die  Petition  . . .  wird  mit  der  Einladung  an  den 
BR.  gewiesen ,  zu  untersuchen ,  ob  und  welche  Unterstützung  der  Fa- 
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milie  Claivaz  allfällig  aus  der  Bundeskasse  geleistet  werden  möge  und 
danach  das  Geeignete  von  sich  aus  zu  verfügen ,  wobei  das  Petitum 
zu  geeigneter  Berücksichtigung  empfohlen  wird.«         [Off.  S.  VI.  309.] 
In  Folge  dieses  Beschlusses  verabreichte  der  BR.  am  8.  August 
1859  an  L.  Gros  350  Fr. 

n.  Auswanderon?. 

BBeschluss  v.  23.  Juli  1655 ,  wodurch  der  BR.  eingeladen  wurde  in  Erwftgung  zu 
ziehen ,  ob  nicht  durch  einheitliche  Massregeln  der  BBehörden ,  wie  z.  B.  durch  Ab- 
schaffung oder  Verminderung  der  Passvisagebahren  in  den  europäischen  Hafenstädten, 
durch  diplomatische  Einwirkungen  bei  auswärtigen  Staaten  behufs  Einführung  einer 
bessern  Controle  über  die  Schifiicapitäne  u.  s.  w.  ein  wirksamer  Schutz  für  die  Schweiz. 
Auswanderer  erzielt  werden  könne  [Off.  S.  V.  164  s].  BBeschluss  vom  25.  Juli  1856, 
betr.  Verhinderung  der  Auswanderung  von  Familien ,  die  der  nöthigen  Subsistenz- 
mittel  entbehren  und  dadurch  im  Auslande  ins  Elend  gerathen  [V.  378  7I.  BBeschluss 
V.  81.  Juli  1858,  wonach  der  BR.  bei  der  k.  brasilianischen  Regierung  kräftig  darauf 
dringen  soll,  dass  die  Schweiz.  Colonisten  in  eine  bessere  Lage  versetzt  werden  [VL 
68  s.  2934].  BBeschluss  v.  29.  Juli  1859,  betr.  Bewilligung  eines  Credits  für  die  Aus- 
wanderung nach  Brasilien  [VI.  308]. 

693«  Mit  Depesche  vom  10.  Mai  1854  äusserte  das  Schweiz.  C!on- 
sulat  in  Louisville  (Amerika)  gegen  den  BR.  die  Ansicht ,  dass  sowol 
bei  Reclamationen,  betreffend  Aushingabe  von  Vermögen  an  Schweizer 
in  Amerika,  besonders  an  solche,  die  das  amerikanische  Staatsbürger- 
recht zu  erwerben  die  Absicht  haben,  als  bei  NcUuraUscUionsangelegen- 
ketten  vorzüglich  mit  Rücksicht  auf  die  amerikanischen  Verhältnisse 
und  Gesetzesbestimmungen  verfahren  werden  sollte,  da  die  Recla- 
manten  in  einem  Lande  sich  befinden ,  das  wegen  einer  geringen  An- 
zahl nicht  eingebürgerter  Einwohner  seine  Gesetzgebung  unmöglich 
nach  derjenigen  anderer  Länder  abändern  wolle  und  könne. 

Der  BR.  erwiederte :  Dieselben  Ansichten,  die  für  die  Anwendung 
der  amerikanischen  Gesetze  sprechen,  sind  es  eben,  welche  den  Schweiz. 
Behörden  die  Pflicht  auferlegen ,  bei  ihren  Handlungen  und  Verfü- 
gungen sich  durch  die  schweizerischen  und  nicht  durch  ausländische 
Gesetze  und  Verordnungen  leiten  zu  lassen  und  zwar  um  so  mehr,  als 
die  eidg.  BBehörden  nicht  im  mindesten  in  das  Verwaltungswesen  der 
Kantone  und  der  einzelnen  Gemeinden  einzugreifen  haben ,  da  die 
Kantone  der  Schweiz  in  solchen  Dingen  souverän  sind ,  wie  die  ein- 
zelnen Staaten  der  nordamerikanischen  Union.  Es  kann  zwar  hie  und 
da  geschehen ,  dass  in  gewissen  Verfügungen  allzu  scharf  verfahren 
oder  gar  fehlgegangen  wird ;  allein  es  ist  dieses  eben  auch  in  den  Ver- 
einigten Staaten  der  Fall ,  wobei  nur  an  die  Verfügungen  über  Scla- 
verei ,  an  die  Anstände  mit  den  public  administrators  [s.  Anmerkung 
zu  No.  640]  u.  s.  w.  erinnert  werden  mag. 
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Minderjährige  oder  Verschwender  werden  in  der  Schweiz  unter 
Vormundschaft  gesetzt  und  können  daher  über  ihr  Vermögen  nicht 
frei  verfugen ;  es  wird  auch  diese  Verfügung  gegen  dieselben  aufrecht 
erhalten,  ob  sie  in  der  Schweiz  selbst  oder  im  Auslande  domiciliren. 
Das  NämUche  beobachten  fast  alle  Kantone  auch  in  Bezug  auf  das 
weibliche  Geschlecht  und  «s  wird  die  Vormundschaft  erst  nach  Er- 
füllung gewisser  Formalitäten  aufgehoben,  da  oft  ganz  eigenthümliche 
Lasten  auf  dem  Vermögen  haften ,  wie  z.  B.  Unterhaltuugspäicht  an- 
derer Verwandten ,  Nutzniessungen  u.  s.  w. ,  welche  Pflichten  wol  häu- 
fig gar  nicht  erfüllt  würden ,  wenn  den  Betreffenden  eigenmächtige 
Verfügung  über  ihr  Vermögen  zustände ,  während  selbständige  Män- 
ner mit  ihrem  ganzen  Vermögen  ungehindert  aus  der  Schweiz  nach 
Amerika  auswandern.  Aber  diese  sind  es  nicht,  die  klagen,  sondern 
nur  eine  kleine  Zahl  solcher  Personen ,  deren  Ansprüche  auf  zurück- 
gelassenes Vermögen  in  der  Schweiz  entweder  noch  nicht  in  Kraft  er- 
wachsen oder  übertrieben  oder  gar  irrig  sind ;  allein  es  lässt  sich  aus 
dieser  Minderzahl  eben  nicht  auf  die  Regel  schliessen ,  so  wenig  als 
man  eine  Regel  ohne  Ausnahme  gelten  lassen  kann. 

Immerhin  aber  bleiben  ausgewanderte  Schweizer  noch  Schweizer 
und  haben  sich  für  ihre  Ansprüche  in  der  Schweiz  nach  den  hier- 
ortigen  d.  h.  schweizerischen  Gesetzen  zu  richten.  Sie  müssen,  falls  sie 
aus  dem  diesseitigen  Staatsverband  austreten  wollen,  zum  Voraus  den 
Beweis  leisten ,  dass  sie  nicht  blos  nur  die  Aussicht  haben,  in  einigen 
Jahren  ein  anderweitiges  Landrecht  zu  erwerben ,  sondern  dass  sie 
dasselbe  in  der  That  bereits  besitzen.  BR.  v.  l.  Juni  1854. 

6S4«  Auf  die  auf  Veranlassung  einer  Kantonsregierung  an  den 
Specialagenten  der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  gerichtete  Ein- 
frage über  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts  in  den  Vereinigten  Staaten 
ist  folgende  Auskunft  ertheilt  worden : 

1)  Die  in  die  Vereinigten  Staaten  einwandernden  Fremden  können 
in  fiinf  Jahren  nach  ihrer  Ankunft  daselbst  das  Bürgerrecht  erhalten. 

2)  Das  in  einem  Staate  erlangte  Bürgerrecht  ist  seinem  ganzen 
Umfange  nach  gültig  für  alle  andern  Theile  der  Union  und  die  Per- 
sonen ,  die  dasselbe  besitzen ,  haben  Anspruch  auf  den  Schutz  der  Re- 
gierung der  Vereinigten  Staaten. 

3)  Der  Besitz  des  amerikanischen  Bürgerrechts  schliesst  noth- 
wendigerweise  denjenigen  eines  jeden  andern  Bürgerrechts  aus.  Durch 
den  Act,  der  das  amerikanische  Bürgerrecht  verleiht,  wird  dessen 
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Besitzer  von  allen  Verpflichtungen  gegen  sein  Geburtsland  entbanden 
und  das  ursprüngliche  Heimatrecht  dadurch  als  erloschen  betrachtet 

k  1850  m.  420.  Vgl  No.  «Sl. 

699«  Der  Ministerresident  der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
hat  über  die  dortige  Gesetzgebung,  betreffend  die  NaluraUsation,  dem 
BR.  folgende  Analysis  der  fraglichen  Gesetze  zugestellt: 

»Unter  den  hoheitlichen  Befugnissen  (powers),  wdche  die  einzelnen  Statten 
dem  Congresse  für  die  gegenwärtig  bestehende  BVerf.  der  Vereinigten  Staaten 
abgetreten  haben,  war  das  Recht  enthalten  zur  Au&tellung  einer  allgemein  gül- 
tigen Regel,  betr.  die  Naturalisationen.  Im  J.  1802  wurde  das  gegenwärtig  in&aft 
bestehende  Gesetz  angenommen.  Durch  dasselbe  wird  den  Gerichtshöfen  jedes 
Staates ,  die  gemeinrechtliche  Jurisdiction,  Siegel  und  Schreiber  haben,  das  Recht 
eingeräumt,  unter  folgenden  Bedingungen  Ausländer  in  den  BOrgerverband  auf- 
zunehmen: 

»1)  Erklärung,  an  Eidesstatt  vor  gewissen  Gerichtshöfen  und  zwar  zwei 
Jahre  vor  der  Aufnahme,  dass  der  Fremde  bona  fide  die  Absicht  habe,  Bürger 
der  Vereinigten  Staaten  zu  werden,  und  dass  er  auf  die  ausländische  Staats- 
angehörigkeit Verzicht  leiste  u.  s.  w. ; 

»2)   Leistung  des  Eides  auf  die  BVerf.  der  Vereinigten  Staaten ; 

»3)  fünQähriger  ununterbrochener  Aufenthalt  in  den  Vereinigten  Staaten 
und  einjähriger  Aufenthalt  in  dengenigen  Staate  oder  Gebiete,  in  dem  die  Auf- 
nahme geschehen  soll,  nebst  guten  Leumundszeugnissen. 

»Ein  späteres  Amendement  beabsichtigt,  den  ausländischen  Seefahrern 
(seamen),  die  nicht  ununterbrochen  in  den  Vereinigten  Staaten  sich  anfhalten 
können«  die  Bedingung  eines  fOnQährigen  Aufenthalts  zu  erlassen,  was  jedoch 
als  vorübergehende  Bestimmung  anzusehen  ist. 

>Mit  der  zunehmenden  Einwanderung  dürften  die  Gesetze  über  Natura- 
lisation amendirt  und  die  Bedingungen  strenger  (more  difficult)  werden  und  es 
fängt  dieser  Gegenstand  bereits  an  die  Aufmerksamkeit  der  amerikanischen  Staats- 
männer und  Schriftsteller  auf  sich  zu  ziehen.  Demnach  wurde  vorgeschlagen, 
den  Termin  des  vorläufigen  Aufenthalts  von  5  auf  21  Jahre  auszudehnen,  und 
es  ist  nicht  unmöglich,  dass  in  Beziehung  auf  die  Beobachtung  der  Moralität 
und  Gesetze  noch  strengere  Ausweise  verlangt  werden.«  B.  1855  L  180. 

L  Verehelichongen  im  Aoslande. 

1.  Von  Schweizern  im  Auslande. 

636«  Der  Schweiz.  Consul  in  New  -  York  ersuchte  mit  Depesche 
vom  15.  April  1851  denBR.  um  Instructionen,  bezüglich  der  Verehe- 
lichuDg  von  Schweizern  oder  Schweizerinnen  im  Auslande,  und  bemerkte 
dabei,  in  den  Vereinigten  Staaten  sei  es  sehr  leicht  möglich  sich  zu 
verehelichen ;  eine  öflfentliche  Verkündung  finde  nicht  Statt ;  die  Ehe 
sei  nach  den  Gesetzen  der  Vereinigten  Staaten  gültig ,  wenn  sie  von 
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einem  Greistlichen  eingesegnet,  oder  vor  einem  Magistrat,  einem  Frie- 
densrichter und  selbst  anderwärts  vor  gewissen  Secten  eingegangen 
worden  sei  Es  frage  sich  nun ,  ob  der  Consul ,  wenn  ihm  Ehescheine 
vorgelegt  werden,  die  in  Nordamerika  gültig,  aber  nicht  von  der  Be- 
willigimg der  heimatlichen  Behörde  desjenigen  schweizerischen  Kan- 
tons begleitet  seien,  welchem  die  neuen  Ehegatten  angehören  (Art  19 
des  neuen  Consularreglements),  die  Unterschrift  des  Geistlichen  oder 
Beamten ,  vor  welchem  die  Ehe  geschlossen  worden,  legalisiren  dürfe. 
Der  BR.  antwortete  hierauf  am  4.  Juni  1851 :  Das  in  dieser  Ma- 
terie angenommene  und  beibehaltene  Princip  tendire ,  die  Ehe  eines 
Schweizers  mit  einer  Ausländerin  zu  verhindern ,  wenn  jener  nicht  zu 
diesem  Zwecke  von  seiner  heimatlichen  Kantonsbehörde  die  ausdrück- 
liche Ermächtigung  oder  Einwilligung  erhalten  habe,  ebenso  auch 
die  Ehe  einer  Schweizerin  mit  einem  Ausländer ,  wenn  der  Ehemann 
nicht  von  seiner  Regierung  zu  derselben  die  Erlaubniss  erhalten  habe, 
oder  wenn  nicht  die  Gesetze  seines  Landes  die  Ehe ,  welche  er  mit 
einer  Schweizerin  einzugehen  beabsichtigte,  ohne  andere  Formalitäten 
gültig  erklären.  —  In  Folge  dessen  werde  der  Consul  eingeladen,  die 
Ehescheine  nicht  zu  legalisiren,  ausser  wenn  er  durch  die* ihm  vorge- 
legten Acten  oder  durch  den  Wortlaut  des  Gesetzes  überzeugt  sei, 
dass  die  nothwendigen  Formen  erfüllt  worden  seien ,  d.  h.  wenn  die 
schweizerische  Kantonsregierung  in  die  Ehe -ihres  Angehörigen  mit 
einer  Ausländerin  oder  mit  einer  Schweizerin  einwillige ;  oder  dass 
deijenige  Staat ,  welchem  der  ausländische  Ehegatte  angehöre ,  die 
Ehe ,  die  er  mit  einer  Schweizerin  einzugehen  beabsichtige,  als  gültig 
anerkenne ;  oder  endlich ,  dass  diese  Erklärung  aus  den  betreffenden 
Landesgesetzen  sich  ergebe.  Nur  in  diesen  Fällen  könne  in  den  Augen 
der  schweizerischen  Behörde  die  Ehe  als  gültig  erscheinen. 

BR.  V.  4.  Juni  1851.  No.  2045:  v.  1.  Aug.  1851.  No.  2777.  Vgl.  No.  658. 

697«  Mit  Depesche  vom  21./24.  Septbr.  1851  äusserte  der  Schweiz. 
Consul  in  Algier  den  Wunsch ,  es  möchten  die  Schweizer  in  Algier 
angehalten  werden,  sich  jeweilen  vor  der  Verehelichung  bei  dem  Consul 
zu  stellen,  damit  dieser  von  der  Zustimmung  der  betreffenden  Kan- 
tonsregierung sich  überzeugen  könne.  Die  Localbebörden  gehen  näm- 
lich sehr  leicht  über  dieses  Erforderniss  hinweg  und  es  sollte  daher 
das  franz .  Ministerium  angegangen  werden ,  die  Beamten  des  Civil- 
standes  anzuweisen,  keine  Documente  anzunehmen,  die  nicht  vom 
Consul  gehörig  legalisirt  seien. 

Der  BB.  trat  indess  auf  dieses  Gesuch  nicht  ein,  da  es  schwer  oder 
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yielmehr  nach  den  gemachten  Erfahrungen  ganz  unmöglich  sein  dürfte, 
irgendwie  den  gewünschten  Auftrag  zu  erzielen.  Aber  selbst  in  diesem 
Falle  würde  der  Zweck  nicht  erreicht;  denn  der  Code  Napoleon  ver- 
lange bei  den  Fremden  weder  die  Einwilligung  der  heimatlichen  Re- 
gierung noch  nehme  er  Rücksicht  auf  die  Ehehindemisse,  welche  etwa 
nach  den  heimatlichen  Gesetzen  bestehen  möchten.  Ein  blosser  Tauf- 
schein genüge,  um  den  Beamten  des  Cüvilstandes  zur  Publication  der 
Ehe  zu  berechtigen ;  die  letztere  finde  nur  im  Domicil  der  Ehegatten 
Statt,  nicht  in  ihrer  Heimat ,  auch  würden  die  franz.  Behörden  über 
Formalität  der  Legalisation  weggehen,  wie  sich  das  aus  den  Art  63 
— 76  und  144 — 179  des  Code  Napoleon  ergebe.  Dazu  komme  noch, 
dass  schon  wiederholte  Begehren  in  obigem  Sinne  bei  der  franz.  Re- 
gierung ohne  Erfolg  geblieben  seien,  wie  letzhin  ein  ähnliches  Gesuch 
an  die  englische  Regierung.  Diese  Gesetzgebungen  nehmen  gar  keine 
Rücksicht  auf  die  Gesetze  der  heimatlichen  Staaten  der  Ehegenossen 
und  insofern  seien  die  betreffenden  Bestimmungen  des  Schweiz.  Con- 
sularreglements  in  solchen  Staaten  ohne  erheblichen  Erfolg."*) 

BR.  T.  8.  Octbr.  1851  No.  8656. 

6S8«    Mit  Depesche  vom  4.  Septbr.  1858  wandte  sich  der  Schweiz. 
Consul  von  Melbourne  (Australien)  an  den  BR.  wie  folgt : 

»Um  sich  hier  zu  verheiraten,  ist  Yerkündung  aUerdings  auch  nothwendig; 
statt  drei  Mal  kann  es  mit  Geld  mit  einem  Male  gethan  werden  und  kann  auf 
dieses  hin  die  Yerlohten  Niemand  an  der  Copulation  verhindern.  Solche  Ehen 
sind  in  jeder  Hinsicht  anzuerkennen  und  würde  meine  Intervention  auf  verschie* 
dene  Weise  leicht  ausgewichen  werden  können.  Zur  Verhinderung  solcher  Ehen 
ist  Art.  19  [des  Reglements  für  die  Schweiz.  Consuln  v.  1.  Mai  1651  Off.  S.  II.  299], 
mithin  dahier  unausführbar  und  wäre  es  mir  äusserst  erwünscht  zu  vernehmen, 
ob  Eheleute,  die  nach  Statt  gefundener  Copulation  beim  Consulate  eine  förmliche 
Declaration  einreichen,  nicht  in  der  Schweiz  unter  einer  oder  anderer  Formel 
anzuerkennen  sind. 

»Angenonmien,  dass  auf  eine  solche  Declaration  hin  die  Yerkündung  in  der 


'*')  Mittelst  Kreisschreibens  vom  27.  April  1831  theilte  der  Vorort  den  Kan- 
tonen mit,  es  habe  das  franz.  Ministerium  nachfolgende  »in  Frankreich  gültige 
Verordnung«  erlassen: 

»Jeder  nicht  naturalisirte  Ausländer,  welcher  sich  in  Frankreich  verheiraten 
will,  muss  künftig  ein  Zeugniss  der  Behörden  feines  Geburtsortes  ödes  seines 
letzten  Aufenthaltsortes  in  seinem  Vaterland  vorweisen,  wodurch  bekräftigt  wird, 
dass  er  die  nach  den  bestehenden  Gesetzen  erforderlichen  Fähigkeiten  besitze ,  um 
mit  derjenigen  Person,  die  er  zu  ehelichen  gedenkt,  eine  Heirat  abzuschliessen.« 

[Zürch.  Ges.  m.  64]. 
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Schweiz  Statt  findet  und  die  Einwilligung  der  Kantonalbehörden  wird  erlangt, 
ist  auf  eine  solche  Einwilligung  hin,  nach  Ankunft  dahier,  die  Copulation  noch 
einmal  vorzunehmen  oder  darf  die  erste  vom  Consul  als  geltend  anerkannt  wer- 
den? Sind  Kinder,  die  im  Intervall  erzeugt  werden,  als  uneheliche  zu  betrachten 
oder  können  solche  auf  eine  schriftlich  deponirte  Anerkennung  hin  von  Seite  des 
Vaters  und  der  Mutter  durch  das  Consulat  als  legitim  anerkannt  werden? 

»Der  grösste  Theil  der  sich  Verehelichenden  kennt  dieses  Gesetz  nicht  und 
dürfte  es  vieUeicht  am  Orte  sein,  wenn  fragliches  Gesetz  mit  aller  Strenge  dem 
Buchstaben  nach  geltend  gemacht  worden  muss,  dass  eine  besondere  Clausel  in 
den  Passports  angebracht  werde,  welche  die  Inhaber  darauf  aufmerksam  macht, 
dass  zur  Ck)ntrolirung  einer  gesetzHchen  Ehe  im  Auslande  die  Einwilligung  der 
Schweiz.  Behörden  zuvor  eingeholt  werde . . . . « 

Hierauf  antwortete  der  BR.  unterm  8.  Decbr.  1858  folgender- 
massen: 

»Der  Art.  19  des  Consularreglements  zählt  deutlich  die  Bedin- 
gungen auf,  unter  denen  der  Schweizer  im  Auslande  eine  gültige  Ehe 
eingehen  kann ;  es  darf  auch  keine  Unbekanntschaft  mit  den  heimat- 
lichen Gesetzen  vorgeschützt  werden,  da  in  den  meisten  Fällen  directe 
oder  wenigstens  durch  Vermittlung  des  nächsten  Schweiz.  Consulates 
diessfalls  Erkundigungen  eingezogen  werden  können.  Diese  Vor- 
schrift des  Consularreglements  macht  daher  hierin  allgemeine  Regel 
sowol  für  die  auswärts  sich  aufhaltenden  Schweiz.  Angehörigen  als  für 
die  Consuln ,  die  berufen  sind ,  derselben  so  vollständig  als  möglich 
Nachachtung  zu  verschaffen.  —  Verehelicht  sich  also  ein  Schweizer 
oder  eine  Schweizerin  im  Auslande,  ohne  hiezu  vorher  die  Erlaubniss 
der  Regierung  des  Heimatkantons  erhalten  zu  haben  oder  sogar  trotz 
der  Verweigerung  einer  solchen  Erlaubniss,  so  kann  die  Ehe  vielleicht 
in  den  Augen  der  Kirche  oder  der  Gesetzgebung ,  unter  deren  Herr- 
schaft sie  geschlossen  wurde,  gültig  sein ;  nimmer  aber  kann  die  An- 
erkennung von  deren  Gültigkeit  und  Gesetzlichkeit  den  Schweiz.  Be- 
hörden aufgedrungen  werden,  deren  Erlaubniss  umgangen  worden, 
wesshalb  sie  auch  in  civilrechtlicher  Beziehung  wirkungslos  bleiben 
muss.  Es  könnte  also  eine  Schweiz.  Gemeinde  oder  ein  Kanton  nicht 
angehalten  werden ,  als  seine  gesetzmässigen  Angehörigen  mit  allen 
damit  verbundenen  Rechten  die  Frau  und  die  Kinder  eines  ihrer  Bür- 
ger aufzunehmen  und  anzuerkennen,  der  ohne  vorherige  Einwilligung 
oder  ohne  nachfolgende  Ermächtigung  imd  Genehmigung  von  Seite 
der  zuständigen  Behörden  seines  Heimatkantous  sich  im  Auslande 
verheiratet  hätte.  Diess  ist  die  natürliche  Folge  der  Missachtung 
jener  einem  jeden  Schweizer,  ob  er  zu  Hause  oder  auf  fremdem  Boden 
verweile ,  obliegenden  Verpflichtung. 
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»Ertheilt  aber  die  betreffende  Kantonalbehörde  nachträglich  ihre 
Einwilligung  zur  Eingehung  einer  im  Auslände  abgeschlossenen  Ehe, 
so  ist  es  klar,  dass  diese  hiedurch  gegenüber  dem  betheiligten  Kanton 
wie  der  Gemeinde  legitimirt  wird  und  alle  ihre  gesetzlichen  Wirktm- 
gen  entwickelt.  In  diesem  Falle  ist  keine  Nothwendigkeit  vorhanden, 
ein  zweites  Mal  zu  den  zur  Einsegnung  der  Ehe  erforderlichen  Förm- 
lichkeiten zu  schreiten  und  der  Consul  hat  den  Trauschein  als  regel- 
mässig und  gültig  zu  betrachten  und  einzutragen. 

»Was  dagegen  die  aus  einer  im  Auslande,  ohne  oder  zuwider 
den  Beschlüssen  der  betheiligten  Schweiz.  Behörden ,  anregelmässig 
eingegangenen  Ehe  entsprungenen  Kinder  betrifft,  so  können  sie  vor- 
kommendenfalls  so  wenig  als  ihre  Mutter  auf  die  Rechte  und  die 
Eigenschaft  Schweiz.  Angehöriger  Anspruch  machen,  sobald  ihnen 
diese  Eigenschaft  von  Seite  der  zuständigen  kantonalen  und  Gemeinde- 
behörden verweigert  wird ;  auch  können  sie  nicht  anders  in  den  Besitz 
dieses  Rechtes,  nämlich  des  Schweizerbürgerrechts ,  treten ,  als  wenn 
die  unregelmässige  Ehe  ihrer  Eltern  durch  nachfolgende  und  be- 
stimmte Genehmigung  oder  Billigung  gedachter  Behörden  anerkannt 
worden  ist. 

»Sind  solche  Kinder  auch  nicht  uneheliche  im  eigentlichen  Sinne 
des  Wortes,  werden  sie  sogar  zufolge  der  Gesetzgebung  des  Landet, 
wo  sie  geboren  und  die  Ehe  ihrer  Eltern  unter  Missachtung  der  im 
Art.  19  desCoDsularreglements  aufgestellten  Bedingungen  geschlossen 
worden ,  mit  Fug  und  Recht  als  eheliche  betrachtet ,  so  kann  doch 
diese  Legitimität  gegenüber  der  Heimatgemeinde  oder  dem  Heimat- 
kanton des  Vaters  rechtlich  nicht  geltend  gemacht  werden ,  so  wenig 
in  Beziehung  auf  die  Nationalität ,  als  von  dem  Standpunkte  der  bür- 
gerlichen Rechte  aus,  die  mit  der  Eigenschaft  ehelicher  Abkömmlinge 
zusammenhängen.  Damit  sie  in  den  Genuss  dieser  Rechte  eintreten, 
genügt  es  daher  nicht ,  wenn  Vater  und  Mutter  beim  Consulat  eine 
förmliche  Erklärung  ihrer  Elternschaft  abgeben,  sondern  diese  Er- 
klärung, wie  die  Ehe  selbst,  muss  ausdrücklich  durch  die  betreffenden 
Schweiz.  Behörden  gebilligt  und  anerkannt  werden. 

»Wird  der  Consul  zur  Legalisation* der  Unterschrift  von  Beamten 
berufen ,  die  für  eine  unregelmässig  abgeschlossene  Ehe  einen  Trau- 
schein ausgestellt  haben ,  so  hat  er  wol  Sorge  zu  tragen ,  dass  er  sei- 
nem Visum  die  Bemerkung  beifüge:  ^Die  Legalisation  durch  das 
Schweiz.  Consulat  greift  in  nichts  dem  Rechte  der  zuständigen  Schweiz. 
Behörde  vor ,  die  Gültigkeit  der  Ehe  anzuerkennen  oder  nichts ;  denn 
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in  einem  solchen  Falle  hat  die  Legalisation  keinen  andern  Zweck  und 
kann  ihn  nicht  haben,  als  die  Echtheit  der  solchen  Acten  beigefügten 
Untersctsift  zu  bezeugen. 

»Was  die  am  Schlüsse  der  Depesche  enthaltene  Bemerkung  be- 
trifft, so  sind  wir  weit  entfernt,  den  Werth  zu  verkennen,  den  in  einem 
gegebenen  Falle  die  Einschaltung  einer  Glausel  auf  dem  Passe  haben 
dürfte ,  wodurch  dessen  Träger  in  Betreff  seiner  allfalligen  Verehe- 
lichung  im  Auslande  auf  die  Erfordernisse  des  Gesetzes  aufmerksam 
gemacht  würde ;  wir  halten  indess  nicht  dafür,  dass  eine  solche  Glau- 
sel geeignet  wäre,  in  wirksamer  Weise  den  in  solchen  Dingen  vor- 
kommenden Unregelmässigkeiten  vorzubeugen  und  wir  bezweifeln 
überdiess,  ob  die  Kantone  geneigt  wären,  zu  diesem  Zwecke  in  eine 
Abänderung  ihrer  Passformulare  zu  willigen.  Uebrigens  entsprechen 
die  Heimatscheine  grossentheils  dem  hier  beregten  Zwecke,  da. die 
Scheine  für  ledige  Personen  es  in  der  Kegel  ausdrücklich  aussprechen, 
das8  der  Träger  sich  ihrer  nicht  zum  Zwecke  der  Yerehelichung  be* 
dienen  kann.« 

In  ähnlicher  Weise  äusserte  sich  der  BB.  in  einer  Note  vom  gl. 
Tage  an  den  Schweiz.  Gonsul  in  PalUmza,  der  mit  Depesche  vom 
13.  Octbr.  1858  berichtete,  es  sei  ein  gewisser  Joachim  Suter  von 
Langnau  (Zürich)  —  ohne  alle  Ausweisschriften  und  trotz  energischer 
Protestation  von  Seite  des  Consuls  —  in  der  Hauptkirche  zu  Intra 
copulirt  worden. 

2.   Von  Schweizern  mit  Fremden. 

699«  Mit  Note  vom  10.  Novbr.  1852  theUte  die  grossbritammche 
Gesandtschaft  dem  BR.  mit : 

»DajBB  die  von  den  Kantonaregierungen  gewöhnlicli  verlangten  Requisite 
zur  Yerehelichung  zwischen  grossbritannischen  und  schweizerischen  Angehörigen, 
nämlich  die  am  Geburtsort  des  britischen  Angehörigen  vor  seiner  Verehelichung 
mit  einem  schweizerischen  Angehörigen  zu  erlassende  Eheverkündung ,  die  Vor- 
lage eines  Tauf-,  Gommunions^  und  Leumundscheines,  welche  von  einem,  einer 
Schweiz.  Staatskanzlei  gleichstehenden  Departemente  (Amtsstelle)  legalisirt  werden 
müssen,  sowie  endlich  eine  von  der  britischen  Regierung  erlassene  Ehebewilligung  — • 
mit  der  administrativen  Organisation  Grossbritanniens  unvereinbar  sind  und  dass 
keinerlei  Mittel  zu  Gebote  stehen,  dieselben  zu  erfüllen. 

»Man  hofft  vielmehr,  dass  die  Kantonsbehörden  zugeben  werden,  dass  die 
englischen  Gesetze  in  Bezug  auf  Eheangelegenheiten  solche  Formalitäten  ent- 
behrlich machen :  1)  weil  dieselben  nicht  verlangt  werden,  wenn  sich  britische  An« 
gehörige  bei  der  englischen  Gesandtschaft  oder  bei  einem  englischen  Consulate 
copuliren  lassen,  woselbst  andere  Vorsichtsmassregeln  zur  Verhinderung  unstatt- 
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hafter  Ehen  getroffen  werden  und  weil  alle  vor  der  Gesandtschaft  oder  einem 
Consulate  nach  englischen  Formalitäten  gesetzlich  eingegangenen  Ehen  eben  so 
gtQtig  sind,  als  wenn  sie  in  Grossbritannien  selbst  eingegangen  worden  n^en; 
und  2)  weil  Ehen  britischer  Angehöriger,  welche  nach  den  Gesetzen  des  Landes, 
in  welchem  sie  sich  aufhalten ,  förmlich  geschlossen  wurden,  in  England  gültig 
sind  und  somit  die  Ehe  eines  Briten  mit  einer  Schweizerin,  wenn  dieselbe  nach 
sckweiserischen  Getetten  auf  die  Bewilligung  den  Kantone  hin,  dem  letxtere  an- 
gehört, gültig  ist,  nach  englischen  Gesetzen  ipso  facto  gültig  ist. 

»Obschon  hiemit  kein  Zweifel  mehr  in  die  Gültigkeit  der  Ehe  gesetzt  wer- 
den darf,  welche  britische  Angehörige  in  der  Schweiz,  ohne  Einwilligung  einer 
in  Grossbritannien  residirenden  Behörde  eingehen ,  so  wird  in  Gemässheit  erhal- 
tener Instruction  im  Weitem  erklfirt,  dass  eine  Schweizerin  durch  ihre  Ehe  mit 
einem  Briten  das  grossbritannische  Bürgerrecht  erwirbt  und  dass  ihre  Kinder 
aus  solcher  Ehe  auf  alle  Rechte  und  Vorzüge  britischer  Angehöriger  Anspruch  ha- 
ben und  dass  dieselben  weder  aus  dem  britischen  Reiche  vertrieben  werden 
können,  noch  ihnen  die  Aufnahme  in  dasselbe  verweigert  werden  darf.« 

Mit  Kreisschreiben  vom  19.  Novbr.  1852  theilte  der  BR.  diese 
Note  den  Ständen  mit ,  welche  mit  Ausnahme  von  Uri,  Appenzell  und 
Graubünden  zustimmende  Erklärungen  abgaben.  In  einer  spätem, 
auf  Veranlassung  eines  Schreibens  der  Regierung  von  Bern  einge- 
reichten Note  vom  15.  Septbr*  1853  finden  sich  weiter  noch  folgende 
Eröffnungen : 

»Jede  in  der  Schweiz  geschlossene  Ehe ,  die  nach  den  Gesetzen 
desjenigen  Kantons,  in  welchem  sie  Statt  findet,  so  vollzogen  wurde, 
dass  sie  in  Folge  dieses  Gesetzes  in  der  Schweiz  als  gültig  anerkannt 
wird ,  ist  ipso  facto  auch  in  England  gültig.  Die  britische  Regierung 
behält  sich  selber  nicht  daS  Recht  vor ,  je  nach  den  besondern  Um- 
ständen, die  in  der  Schweiz  nach  dortseits  in  Kraft  bestehenden  Orts- 
gesetzen gültig  vollzogenen  Ehen  anzuerkennen  oder  deren  Aner- 
kennung zu  verweigern ,  noch  macht  sie  die  Gültigkeit  solcher  Ehen 
von  der  Einwilligung  der  Regierung  desjenigen  Kantons  abhängig, 
in  dem  die  Heirat  abgeschlossen  wird ,  oder  dem  eine  der  Parteien 
angehört. 

»Wenn  in  der  Note  vom  10.  Novbr.  1852  von  der  Einwilligung 
einer  Kantonsregierung  gesprochen  wird,  so  geschah  diess  in  der  An- 
nahme ,  dass  es  der  Einwilligung  der  Regierung  des  Kantons ,  dem 
eine  der  Parteien  angehört ,  bedürfe ,  damit  die  Heirat  des  Schweiz. 
Angehörigen  nach  der  Schweiz.  Gesetzgebung  gültig  sei.  Die  Ein- 
willigung einer  Kantonsregierung  zur  Gültigkeit  einer  Ehe  ist  in  den 
Augen  der  britischen  Gesetzgebung  nur  insofern  nothwendig,  als  die- 
selbe eine  nothwendige  Bedingung  zur  Gültigkeit  in  den  Augen  der 
Schweiz.  Gesetzgebung  ist.«  BR.  v.  8.  Octbr.  1853. 
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3.   Von  Ansländern  in  der  Schweiz. 

660«  Mit  Note  vom  16.  Juni  1860  verlangte  der  BR.  yon  dem 
Ministerreddenten  der  Vereinigten  Staaten  bei  der  Eidgenossenschaft 
Auskunft  über  die  Gültigkeit  im  Auslande  vollzogener  Trauungen  durch 
diplomatische  oder  Handelsagenten  der  Vereinigten  Staaten.  Diese  Aus- 
kunft wurde  am  2.  Juli  1860  dahin  ertheilt: 

»Eine  vom  18.  August  1856  genehmigte  Congressacte  stellte  das  gegenwärtige 
diplomatische  und  Consularsystem  der  Vereinigten  Staaten  fest;  und  den  Bestim- 
mungen dieser  Acte  gemäss  erliess  der  Präsident  gewisse  Instructionen,  die  unterm 
10.  Kovbr.  1856  durch  das  Staatsdepartement  seinen  diplomatischen  und  Consular- 
Agenten  zugesandt  wurden. 

»Das  81.  Capitel  dieses  gedruckten  Bandes  handelt  von  der  Vollziehung  der 
Trauungsceremonie  durch  diplomatische  Beamte  oder  Consuln  und  lautet  seinem 
Hauptinhalte  nach  [soweit  es  sich  auf  Consuln  in  europäischen,  christlichen  Ländern 
und  besonders  in  der  Schweiz  bezieht]  wie  folgt: 

»Die  Gültigkeit  einer  ausländischen  Heirat  wird  durch  das  Gesetz  des  Ortes 
bestimmt,  wo  sie  vollzogen  wird.  Folglich  ist  eine  in  der  Schweiz  geschlossene  Ehe, 
wenn  sie  nicht  schweizerischen  Gesetzen  gemäss  ist,  in  den  Vereinigten  Staaten 
ungültig. 

»HicTon  macht  eine  Ausnahme: 

»Eine  durch  einen  Gesandten  im  Auslande  vollzogene  Trauung^  weil  derselbe 
nach  dem  Völkerrechte  mit  dem  Privilegium  der  Exterritorialität  bekleidet  ist,  das 
nicht  nur  auf  seine  Person  und  seine  Wohnung,  sondern  auch  auf  gewisse  in  der- 
selben oder  auch  nur  in  seiner  Gegenwart  vollzogene  gesetzUche  Handlungen  sich 
ausdehnt. 

»Eine  durch  einen  Geistlichen  in  der  Wohnung  eines  ausländischen  Gesandten 
oder  durch  den  Gesandten  selbst  vollzogene  Trauung  zwischen  amerikanischen 
Bürgern  würde  daher  in  den  Vereinigten  Staaten  gesetzliche  Kraft  besitzen.  Ein 
ausländischer  Gesandter  ist  jedoch  nicht  berechtigt,  weder  zwischen  Schweizer- 
bürgem,  noch  Ausländem  in  der  Schweiz,  eine  Trauung  zu  vollziehen. 

»Die  Consuln  geniessen  das  Privilegium  der  Exterritorialität  nicht.  In  der 
Regel  sind  sie  somit  weder  autorisirt  zwischen  ihren  eigenen  Landsleuten  noch, 
natürlicher  Weise ,  zwischen  Ausländem  eine  Heirat  zu  vollziehen. . . . 

»Es  gibt  einen  Fall,  in  dem  ein  Consul  befugt  ist,  nicht  eine  Trauung  zu 
vollziehen,  sondem  zu  beglaubigen,  dass  ein  Eheversprechen  in  seiner  Gegenwart 
förmlich  eingegangen  worden  sei.  Ein  solches  Document  würde  den  Parteien  in 
den  Vereinigten  Staaten  ein  gesetzliches  Klagerecht  verleihen ;  es  stellt  jedoch  keine 
Ehe  her  —  es  bezeugt  ein  Eheversprechen  und  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  dasselbe 
dem  Gesetze  des  Landes,  in  dem  es  eingegangen  worden,  nicht  zuwider  ist. 

»Es  gibt  nur  drei  Wege ,  auf  denen  ein  Consul  die  Befugniss ,  Ehen  einzu- 
segnen, erlangen  könnte: 

»1)  Durch  Einwilligung  der  ausländischen  Regierung,  bei  der  er  accreditirt  istj 
»2)  Durch  Staats  vertrag,  oder 
»3)  Durch  Congresserlass. 
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»Kein  CJongresserlass  hat  bis  jetzt  unsem  Consuhi  in  der  Schweiz  ein  solches 
Recht  verliehen,  noch  können  sie  es  nach  dem  Staatsvertrage  beanspruchen.  Als 
so  wichtig  werden  die  Gründe  gegen  die  Ertheilung  dieser  Befugniss  an  GqdidId 
betrachtet,  dass  ihnen  sogar  in  Auswanderungsseehäfen,  wo  doch  gewisse  Grtlnde 
es  wünschbar  zu  machen  scheinen,  die  Ausübung  dieses  Hechtes  untersagt  ist 

>Ein  amerikanischer  Consul  ist  daher  in  der  Regel  nicht  befugt,  ohne  die 
Zustimmung  der  betreffenden  ausländischen  Regierung  oder  G^etzgebung  eise 
Heirat  zu  vollziehen. 

»Die  Instructionen  machen  jedoch  eine  Ausnahme  und  erklären  eine  in 
irgend  einem  fremden  christlichen  Landß  vor  einem  Consul  geschlossene  Ehe  als 
gültig,  wenn  es  den  Parteien  unmöglich  gewesen  wäre ,  nach  der  lex  loci  zn  hei- 
raten. (In  einem  andern  Abschnitte  (621)  hat  es  den  Anschein,  als  ob  man  die 
Worte  beizufügen  beabsichtigt,  hätte :  »und  wenn  kein  Gesandter  der  Vereinigten 
Staaten  im  Lande  ist.«) 

»Es  wird  [in  der  Instruction]  keine  Erwähnung  gethan  von  einer  Trammg 
zwischen  einem  amerikanischen  Bürger  und  jemand,  der  nicht  amerikanischer 
Bürger  (oder  Bürgerin)  ist.  Ein  Gesandter  im  Ausland  hat  keine  specieUe  Be- 
fugniss, eine  solche  Trauung  zu  ToMehen.  Natürlicherweise  kommt  sie  aoch 
einem  Consul  nicht  zu. 

»Das  betreffende  Gesetz  lässt  sich  wie  folgt  resümiren: 
»1)  Die  allgemeine  Regel  ist,  dass  keine  der  lex  loci  zuwiderlaufende  Heiral 
in  den  Vereinigten  Staaten  Gültigkeit  besitzt 

»2)  Eine  durch  einen  Gesandten  im  Ausland  vorgenommene  Traaong  macht 
eine  Ausnahme  davon.  Da  derselbe  durch  das  Völkerrecht  mit  dem  Privilegium 
der  Exterritorialität  bekleidet  wird,  kann  er  der  lex  loci  entgegen  eine  Trauung 
vollziehen  —  jedoch  nur  zwischen  amerikanischen  Bürgern. 

»8)  Der  Consul,  der  keinen  Anspruch  auf  Exterritorialität  hat,  kann  nicht 
der  lex  loci  entgegen  eine  Trauung  vollziehen. 

»4)  Wenn  in  dem  Lande  ein  Gesandter  accreditirt  ist,  so  ist  es  Pflicht  des 
Consuls,  an  ihn  sich  zu  wenden. 

»Ueber  diese  zwei  letzten  Punkte  waltet  jedoch  in  den  Instructionen  etliche 
Zweideutigkeit  ob,  imd  es  wird  dalier  der  Gesandte  den  Fall  seiner  Regierung 
vorlegen.« 

Aus  dieser  sehr  ausführlichen  Note  ergeben  sich  dann  noch  folgende  zwei 
Grimdsätze : 

1)  Die  Naturalisation  eines  Ausländers  verleiht  seinen  minderjährigen  Kindern  das 
Bürgerrecht,  wenn  diese  minderjährigen  Kinder  in  den  Vereinigten  Staaten  wohnen. 

2)  Nach  dem  Congressbeschluss  vom  10.  Febr.  1855  erwirbt  eine  Weibsperson 
das  Bürgerrecht  in  den  Vereinigten  Staaten  durch  rechtsgültig  vollzogene  Heirat 
mit  einem  Bürger. 

661«  Die  Zweifel,  ob  eine  Ausländerin  durch  ihre  Verehelichung 
mit  einem  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  das  Bürgerrecht  ihres 
Gatten  ,  mithin  ipso  facto  die  Naturalisation  erwerbe ,  sind  auf  diess- 
fällige  Anfrage  des  BR.  durch  Noten  des  Ministerresidenten  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  vom  15.  Febr./10.  April  1860 
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gehoben  worden.  Nach  denselben  erwirbt  allerdings  eine  Schweizerin 
durch  die  Heirat  mit  einem  amerikanischen  Bürger  das  amerikanische 
Bürgerrecht,  gemäss  einem  Gesetze  vom  10.  Februar  1855,  dahin 
lautend : 

»IL  Abschniu.  Und  es  sei  ferner  verordnet,  dass  jede  bereits  verheiratete 
Weibsperson,  welche  nach  den  bestehenden  Gesetzen  nicht  unfWg  ist^  natura- 
lisirt  za  werden,  oder  jede  Weibsperson ,  welche  von  nun  an  mit  einem  Bürger  der 
bereinigten  Staaten  sich  verheiratet,  als  Bürgerin  aufgenommen  und  betrachtet  wer- 
den soll.«  >  Also  genehmigt  den  10.  Februar  1855.«  Ereisschreiben  v.  18.  April  1860. 

662«  Auf  die  vom  BR.  beim  k.  württembergischen  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  gestellte  Einfrage,  bei  welcher  dort- 
seitigen  Behörde  die  Ermächtigung  zur  Eingehung  rechtsgültiger  Ehen, 
die  im  Auslande ,  beziehungsweise  in  der  Schweiz  von  württembergi- 
Bchen  Staatsangehörigen  abgeschlossen  werden  wollen ,  einzuholen  sei 
and  auf  welche  gestützt  dann  die  betreffende  Ehe  jederzeit  im  König- 
reich Württemberg  anerkannt  werde ,  —  wurde  erwiedert : 

....  Die  Anerkennung  der  Gültigkeit  einer  von  einem  Württemberger  im 
Auslande  geschlossenen  Ehe  von  Seite  der  dortigen  Staatsbehörden  kann,  wenig- 
stens was  die  dem  Polizeirechte  angehörigen  Erfordernisse  der  Gülti^^eit  einer 
Ehe  anbelangt,  dann  als  gesichert  betrachtet  werden,  wenn  der  Nupturient  ein 
Zeugniss  seines  württemhergischen  Pfarramts  über  die  erfolgte  Proclamation  in 
seinem  württembergischen  Heimatort  beibringt,  in  welchem: 

1)  die  Tage  der  erfolgten  Proclamatioa  imd 

2)  eine  Beurkundung,  dass,  an  welchem  Tage  und  von  welchem  Oberamte 
die  Braut  in  das  württembergische  Staatsbürgerrecht  aufgenommen  worden,  ent- 
halten ist,  wozu  sodann 

8)  wenn  der  Ort  der  ausländischen  Trauung  nicht  der  Geburts-  oder  Wohnort 
der  Braut  ist,  noch  die  weitere  Beurkundung  kommen  muss,  dass  dem  Nnptu- 
rienten  von  dem  zuständigen  Ehegericht  (im  Vollmachtsnamcn  des  Königs)  die 
Erlaubniss  zur  Trauung  an  jenem  Ort  ertheilt  worden  sei. 

Die  württembergischen  Geistlichen  beider  Confessionen  sind  mit  der  Wei- 
sung versehen,  die  bei  Ziffer  2  und  eintretendenfalls  auch  die  bei  Ziffer  3  er- 
wähnten Beurkundungen  in  den  Proclamationsschein  aufzunehmen,  so  dass  also 
den  ausländischen  BeEörden  gegenüber  diese  eine  Urkunde,  wenn  sie  gehörig 
ausgestellt  ist,  genügt,  um  die  Gültigkeit  der  von  dem  württembergischen  Staats- 
angehörigen im  Ausland  geschlossenen  Ehe  festzustellen,  um  deren  dortseitige 
Anerkennung  zu  sichern.  B.  1854  II.  544. 

4.  Ehescheidung.  Delegation. 

663«  Im  Jahr  1840  verehelichte  sich  Georg  Friedrich  Marx  von 
Weil  [Grossh.  Baden]  mit  Elisabetha  Klopstein  von  Laupen  (Bern) 
und  schlug  seinen  Wohnsitz  in  Lausanne  auf.  Die  Ehefrau  wünschte 
im  J.  1860  geschieden  zu  werden,  gestützt  auf  erlittene  Misshandlung 
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von  Seite  des  Mannes  und  auf  dessen  Verurtheilung  zu  secbsjäliriger 
Gefängnisstrafe  wegen  Diebstals.  Auf  Ansuchen  der  Fr.  Marx  wandte 
sich  nun  der  BR.  am  19.  Octbr.  1860  an  die  badische  Gesandtschaft 
mit  der  Anfrage,  ob  der  Erstem  nicht  gewährt  werden  könne,  den 
Scheidungsprozess  bei  dem  Gerichte  in  Lausanne  anhängig  zu  machen 
und  ob  ein  daheriges  Urtheil  von  den  grossh.  Behörden  als  zu  Recht 
bestehend  anerkannt  würde,  zumal  die  ökonomische  Lage  der  Fr.  Marx 
nicht  gestatte,  die  Reise  nach  dem  Grossherzogthum  Baden  anzu- 
treten. 

Die  Gesandtschaft  antwortete  sodann  mit  Note  vom  20.  Nov.  1860 : 
>Nach  allgemein  anerkannten  Grundsätzen  des  internationalen  PrivatrechtB 
sowol,  als  auch  nach  ausdrücklicher  Bestinunung  des  badischen  Landrechts  Satz  8 
Absatz  3  können  die  Gerichte  eines  fremden  Staates  nicht  als  befugt  angesehen 
werden,  über  den  bürgerlichen  Stand  und  insbesondere  über  den  Bestand  oder  die 
Auflösung  der  Ehe  eines  badischen  Staatsangehörigen  zu  erkennen.  Hiemach 
würden,  in  der  Voraussetzung,  dass  die  Eheleute  Marx  wirklich  badische  Unter- 
thanen  sind  imd  ihre  Ehe  entweder  im  Grossherzogthum  oder  mit  diesseitiger 
Staatserlaubniss  im  Auslande  geschlossen  haben,  die  badischen  Behörden  dem 
auf  die  Klage  der  Ehefrau  von  den  Gerichten  des  Ets.  Waadt  etwa  einzuleiten- 
den Ehescheidungsverfahren  und  dem  dort  ergehenden  Erkenntnisse  eine  redit- 
liche  Wirkung  nicht  beilegen  können.« 

XI.  Niederlassnn?.  Anstellon^  von  Fremden. 

Vgl.  No.  ^9S. 
664«    Soweit  nicht  Staatsverträge  vorhanden  sind,  fallen  die  Nie- 
derlassungsverhältnisse der  NichtSchweizer  gänzlich  der  Kantonal- 
souveränetät  anheim.  BR.  v.  28.  Dec  1849  No.  3746. 

665«  Es  liegt  ganz  in  der  Souveränetät  der  Kantone,  Ange- 
hörige solcher  Staaten ,  mit  denen  die  Schweiz  in  keinem  Vertrage 
steht,  wegzuweisen.  BR.  v.  ll.  Januar  1850  Xo.  131.  Vgl.  No.  590. 

666«  Die  Beschwerde  eines  Spaniers,  der  wegen  schlechter  Auf- 
führung aus  dem  Kanton  Waadt  weggewiesen  worden  ist,  wurde  ver- 
worfen ,  weil  abgesehen  von  den  Handlungen ,  die  dem  Reclamanten 
zur  Last  fallen ,  kein  Vertrag  mit  Spanien  besteht ,  der  die  Kantonal- 
souveränetät  beschränken  würde.  B- 1850  m.  134. 

667«  Joseph  Wulf  aus  Westphalen  beschwert  sich,  dass  er  nach 
mehrjähriger  Anstellung  als  Frühmesser  in  Gouten  (Appenzell  L  R.) 
ohne  irgend  welche  Untersuchung  und  Vertheidigung  und  ohne  irgend 
eine  Schuld  von  seiner  Seite,  sondern  lediglich  in  Folge  von  Intriguen 
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der  Geistlichen  abgesetzt  und  aus  dem  Kanton  verwiesen  worden  sei. 
Er  bittet  daher ,  dass  die  Regierung  angehalten  werde ,  die  Gründe 
ihres  Verfahrens  nachzuweisen  und  dass  ihm  nach  Yorausgegangener 
Untersuchung  ein  unzweideutiges  Sittenzeugniss  ausgestellt  werde. 
Der  BR.  beschloss ,  auf  die  Beschwerde  nicht  einzutreten : 

1)  Nach  Art.  41  der  BVerf.  ist  das  Recht  der  Niederlassung  nur 
Schweizerbürgern ,  nicht  Fremden,  gewährleistet.  Hieraus  folgt,  dass 
die  Kantonalbehörden  bei  Wegweisung  von  Fremden  gegenüber  den 
BBehörden  nicht  yerantwortlich  sind ,  es  wäre  denn ,  dass  es  sich  um 
Angehörige  solcher  Staaten  handeln  würde ,  die  in  Folge  besonderer 
Staatsverträge  den  Schweizerbürgern  gleichgestellt  sind,  was  bei  dem 
Beschwerdeführer  nicht  der  Fall  ist. 

2)  Die  BBehörden  sind  jedenfalls  nicht  competent ,  eine  Kantons- 
regierung zu  Ausstellung  eines  Leumdenszeugnisses  anzuhalten. 

BR.  V.  27.  Decbr.  1853. 

668«  Es  dürfte  zu  empfehlen  sein ,  bei  Anstellung  von  Fremden 
mit  Umsicht  zu  verfahren ,  da  in  vielen  Staaten  der  Eintritt  in  frem- 
den Staatsdienst  —  wohin  Frankreich  z.  B.  schon  die  zeitweilige  An- 
stellung in  einem  kantonalen  Poiizeikorps  zählt  —  den  Verlust  des 
Bürgerrechts  zur  Folge  hat.  B.  1856  I.  292. 

XIL  PasspoIlzeL 

Vgl.  U.  Abschn.  X.  7.  No.  A66.  56S.  645.  649. 

669«  Obgleich  die  Ptisspolizei  in  gewöhnlichen  Zeiten  zum  grossem 
Theil  den  kantonalen  Behörden  zusteht,  so  hat  sich  der  Bund  in  fol- 
genden Fällen  dennoch  mit  derselben  zu  befassen : 

1)  Er  stellt  Pässe  oder  andere  Reiseschriften  an  eidg.  Commissa- 
rien  und  eidg.  Beamte ,  die  in  das  Ausland  reisen  wollen ,  aus. 

2)  Die  Buudeskanzlei  ertheilt  Passvisa ,  wenn  diese  nöthig  sind. 

3)  Die  Schweiz.  Geschäftsträger  und  Consu}aragenten  im  Ausland 
stellen  Pässe  aus  oder  sorgen  für  die  Legalisation  von  Reiseschriften. 

4)  Da  die  für  das  Ausland  bestimmten  Reiseschriften  sich  auf  die 
auswärtigen  Verhältnisse  beziehen,  welche  letztere  in  den  Bereich  des 
BR  fallen  (Art.  90  Ziff.  8  der  BVerf.) ,  so  steht  dem  Bunde  so  gut  als 
den  Kantonen  das  Recht  zu ,  Reiseschiiften  zu  ertheilen.  Diese  Be- 
fugniss  war  schon  durch  den  Bundesvertrag  von  1815  nicht  ausge- 
schlossen und  lässt  sich  jetzt  um  so  weniger  bestreiten ,  als  die  neue 
BVerf.  die  Machtvollkommenheit  der  eidg.  Behörden  erweitert  hat. 
Die  zahlreichen  von  Seite  des  Schweiz.  Justiz-  und  Polizeidepartements 
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an  Flüchtlinge  ertheilten  Reisepässe  theils  nach  dem  Auslande,  theils 
nach  dem  Innern  der  Schweiz  müssen  als  die  natürliche  Folge  der 
hinsichtlich  dieser  Fremden  nothwendig  gewordenen  ausserordent- 
lichen Massnahmen  angesehen  werden.  ß- 1850  m.  189. 
Die  nationalräthliche  Gommission  bemerkt  dazu  [ibid.  S.  378] : 
»Bisdahin  ist  allgemein  von  der  Ansicht  ausgegangen  worden,  es  sei  die 
Ausstellung  von  Reiseschriften  Sache  der  Kantone,  wobei  natOrlich  die  Aus- 
stellung der  »für  eidgenössische  Gommissarien  und  Beamtete« ,  welche  in  das 
Ausland  gesendet  werden,  erforderlichen  Schriften,  die  Ertheilung  von  PSjssen 
durch  schweizerische  Agenten  im  Auslande  in  einzelnen  dringenden  Fällen,  sowie 
auch  die  Einhändigung  von  Reiseschriften  an  FlachUinge,  welchen  die  Eidgenos- 
senschaft das  Asyl  gewährt,  als  vorbehalten  angesehen  wurde.  WOrde  nun,  wäh- 
rend wol  in  allen  Kantonen  das  Passwesen  nach  dieser  allgemein  yerbreiteten 
Ansicht  gehandhabt  wird,  hinwieder  von  Seite  des  BR.  und  seiner  Agenten  den 

in  den  Geschäftsbericht  des  BR.  niedergelegten  Grundsätzen ,  betreffend  das 

Passwesen,  auf  die  Dauer  nachgelebt,  so  mOsste  die  unausbleibliche  Folge  daron 
eine  arge  und  bald  der  Eidgenossenschaft,  bald  den  Kantonen  nachtheilige  Un- 
ordnung und  Verwirrung  sein.  Die  Gommission  geht  daher  von  der  Ansicht  aus, 
es  sollten  betreffend  das  Passwesen  und  die  Betheiligung  des  Bundes  sowie  der 
Kantone  bei  demselben  bestimmte  Vorschriften  erlassen  werden.« 

Durch  Beschluss  der  BVersammlung  vom  29.  Noy./2.  Dec.  1850 
wurde  auch  wirklich  in  diesem  Sinne  ein  Auftrag  an  den  BR.  erlassen. 

B.  1651  I.  144  No.  19.  Vgl.  Art.  28-32  des  Reglements  für  die  Schweiz.  Consuhi 

V.  1.  Mai  1851.  B.  ibid.  301  ff.  [Off.  S.  IL  293  ff.] 

670«    Mit  Depesche  vom   13.  Octbr.  1858  meldet  der  Schweiz. 
Consul  in  PaUanza  dem  BR. : 

»Oefters  kommen  Schweiz.  Handwerksbursche  statt  mit  einem  Wanderbuch 
blos  mit  einem  Heimatschein  versehen  hieher  und  verlangen  Pässe,  weil  sie  sonst 
surückgewiesen  werden.  Die  Tessiner  Behörden  visiren  diese  Heimatscheine  gleich 
wie  Pftsse,  obschon  solche  dann  nicht  aller  Orten  als  gültig  anerkannt  werden. 
Diess  betrifit  meistens  Leute,  die  durchaus  keine  Reisemittel  haben  und  zur 
höchsten  Seltenheit  Arbeit  finden.  Sollen  nun  solchen  Leuten  Pässe  ausgestellt 
oder  aber  ihnen  der  Heimatschein  zur  Rückkehr  nach  der  Schweiz  visirt  werden?« 
Der  BR.  ertheilte  hierauf  am  8.  Decbr.  1858  folgende  Antwort: 
»Bezüglich  der  Visirung  und  Ausstellung  von  Pässen  werden  Sie  ein- 
geladen, sich  nicht  von  den  Vorschriften  des  Consularreglements 
(Art.  28 — 32)  zu  entfernen,  deren  Tragweite  in  mehrem  Rundschrei- 
ben des  BR.,  u.  A.  in  denen  vom  18.  Mai  1855  und  18.  August  1856 
auseinander  gesetzt  wurde.  Sie  werden  kein  Visum  ertheilen  und 
keinen  Pass  ausfertigen ,  es  sei  denn  der  Gesucbsteller  mit  authen- 
tischen und  unwiderleglichen  Beweisen  seiner  Schweiz.  Nationalität 
versehen.  Der  Vorweis  eines  blossen  Heimatscheines  kann  in  der 
Regel  zur  Erlangung  eines  Consulatpasses  nicht  hinreichen  und  Sie 
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werden  sich,  wie  gesagt,  mit  dem  Vorweise  eines  solchen  Documentes 
nicht  begnügen ,  sofern  dessen  Träger  nicht  ein  anderes  unzweifel- 
haftes Beweismittel  seiner  Identität  und  seiner  schw^eizer.  Herkunft 
besitzt ;  denn  es  ist  sicher ,  dass  die  meisten  Betrügereien  und  Unter* 
Schiebungen  von  Personen ,  welche  durch  Gründung  eines  neuen  Hei- 
matlosengeschlechts wie  durch  Verursachung  häufiger  Zwistigkeiten 
mit  den  Nachbarstaaten  die  Interessen  unsers  Landes  in  bedeutendem 
Masse  beeinträchtigen,  vermittelst  solcher  Heimatscheine  oder  Bürger- 
briefe ins  Werk  gesetzt  werden.  Sie  werden  sich  also  in  jedem  Falle, 
sogar  zum  Zwecke  einer  Rückkehr  nach  der  Schweiz,  enthalten, 
Schweiz.  Heimatscheine  zu  visiren  und  werden  nur  solchen  Personen 
Consulatspässe  zustellen ,  deren  Schweiz.  Nationalität  und  Herkunft 
auf  unzweifelhafte  imd  gesetzliche  Weise  durch  amtliche  Documenta 
und  durch  glaubhafte  Nachweisungen  dargethan  sind.  In  zweifelhaften 
Fällen  wollen  Sie  sich  an  die  zuständige  Behörde  desjenigen  Kantons 
wenden,  dem  die  Person,  die  um  ein  Visum  oder  einen  Pass  nachsucht, 
anzugehören  behauptet.« 

671«  Der  Schweiz.  Gesandte  in  Paris  wurde  angewiesen  keine. 
Pässe  mehr  zu  visiren ,  die  nicht  von  den  Behörden  oder  Repräsen- 
tanten des  Staates ,  dem  der  Passinhaber  heimatrechtlich  angehört, 
ausgestellt  oder  wenigstens  visirt  sind.  Diese  Weisung  haben  alle 
Schweiz.  Gonsulate  erhalten  und  sie  liegt  ganz  im  Sinn  und  Geist  des 
Consularreglements ,  an  das  auch  die  Schweiz.  Gesandtschaften  im 
Passwesen  sich  zu  halten  haben. 

Anlass  zu  dieser  Anweisung  gab  ein  wahrscheinlich  emigrirter 
Oesterreicher,  Karl  Rosenfeld,  der  aus  Paris  in  Bern  ankam  mit  einem 
Passe  des  Präfecten,  legalisirt  vom  Ministerium  des  Aeussern  und  von 
unserm  Gesandten.  Dieser  Mann  war  »ohne  alle  Hülfsmittel  und  über- 
diess  partiell  verrückt  oder  voll  fixer  Ideen,  so  dass  er  nirgends  auf  die 
Dauer  eine  Beschäftigung  finden  kann,  obwol  er  behauptet,  fünf  Spra- 
chen zu  kennen  und  überdiess  alle  Wissenschaft  der  Welt  zu  besitzen«. 

BR.  an  den  Schweiz.  Gesandten  in  Paris  v.  29.  Mai  1858. 

673«  Die  von  den  franz.  Behörden  für  den  Verkehr  im  Innern  er- 
theilten  Pässe  werden  auch  für  Touristen  in  der  Schweiz  respectirt  Die 
polizeiliche  Praxis  der  Schweiz  geht  seit  Jahren  dahin,  von  Fremden, 
welche  die  Schweiz  als  Touristen  durchziehen  und  keinen  Aufenthalt 
in  derselben  nehmen ,  die  Vorzeigung  von  Pässen  nicht  zu  verlangen, 
sofern  der  Reisende  nicht  durch  sein  Benehmen  die  Aufmerksamkeit 
der  Behörden  auf  sich  zieht. 

BR.  V.  25.  Juli  1860.  Kreisschreiben  d.  Depart.  v.  27.  Juli  1860. 
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Vgl  n.  Abschn.  Xm.  No.  698  — 6SS.  549.  667.  604. 605.  Anhang  lit  e. 
673«  Nach  Art.  10  der  BVerf.  ist  den  Kantonen  nur  erlaubt,  in 
solchen  Angelegenheiten  direct  mit  dem  Auslände  zu  verkehren ,  die 
durch  untergeordnete  Behörden  besorgt  werden  können.  In  den 
Fällen  aber ,  in  denen  man  sich  nach  den  bestehenden  Gesetzen  an 
die  fremden  Staatsregierungen  selbst  zu  wenden  hat ,  wie  z.  B.  bei 
Auslieferungsbegehren^  kann  dieser  Verkehr  allein  duröh  den  BR.  Statt 
finden.  Aus  dem  nämlichen  Grunde  können  daher  Angelegenheiten, 
die  ein  Eintreten  mit  den  auswärtigen  Staatsregierungen  selbst  erfor- 
dern, nicht  direct  an  den  schweizerischen  Geschäftsträger  gelan- 
gen ,  sondern  allein  durch  Vermittlung  des  BB.  geschehen.  Dagegen 
bleibt  es  den  einzelnen  Kantonen  unbenommen,  vorläufige  Massregeln, 
wobei  Gefahr  im  Verzuge  ist ,  z.  B.  Verhaftungen ,  unmittelbar  bei  den 
Polizeibehörden  auswärtiger  Staaten  zu  beantragen  oder  die  Unter- 
stützung des  schweizerischen  Geschäftsträgers  vor  untergeordneten 
auswärtigen  Behörden  in  Anspruch  zu  nehmen 

B.  1849. 1.  297.  cf.  Kreisschreiben  v.  9.  März  1857. 

674«.  Die  Schlussnahmen  der  kantonalen  Behörden  hinsichtlich 
der  Begehren  um  Auslieferung  von  Angeklagten  und  Verbrechern 
über  Bewilligung  und  Abweisung  derartiger  Gesuche  sind  der  Aufsicht 
des  BR.  unterworfen ,  der  sich  einer  Auslieferung  widersetzen  oder 
dieselbe  verlangen  und  anordnen  kann,  wenn  die  daherige  Ent- 
Schliessung  der  Kantonsbehörde  die  internationalen  Beziehungen  der 
Schweiz  beeinträchtigen  oder  wenn  dabei  die  Thätigkeit  der  eidge- 
nössischen Justizverwaltung  betheiligt  sein  sollte.  Er  könnte  sich 
auch  dem  Sinn  und  Geist  der  Art.  54  und  55  der  BVerf.  gemäss  einer 
Auslieferung  wegen  politischer  Vergehen  zu  Gunsten  eines  auswärti- 
gen Staates  widersetzen.  Die  nämUchen  Grundsätze  werden  auch 
dann  festgehalten ,  wenn  keine  Verträge  vorhanden  sind ,  wol  aber  die 
Beziehung  zum  Auslande  und  die  Ausübung  der  BGerichtsbarkeit 
dabei  interessirt  erscheinen.  Was  darüber  hinausliegt,  gehört  in  den 
Bereich  der  Kantone. 

Das  Gesagte  findet  im  Allgemeinen  auch  Anwendung  auf  das 
Aufsuchen  und  die  Ablieferung  der  Gegenstände ,  die  das  Vergehen 
ausmachen ,  sowie  hinwieder  auf  die  gerichtliche  Abhörung  der  An- 
geschuldigten ,  in  Berücksichtigung  der  nicht  selten  vorkommenden 
innem  Beziehungo^  dieser  gerichtlichen  Handlungen  zu  der  Ausliefe- 
rung selbst.  B.  1860  m.  116. 
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Die  nationalräthliche  Gommission  bemerkt  dazu  [ibid.  S.  377]: 

»Die  einzigen  Länder,  mit  denen  schweizerischerseits  zur  Zeit  Ausliefe- 
rungsverträge bestehen,  sind: 
Frankreich  —  [vom  18.  Juli  1828  und  30.  Septbr.  1833  A.  S.  11.  209  und  306.  Snelll, 

495  ff.  Vgl.  No.  6S8--686.] 
Oesterreich  —  [v.  14.  Juli  1828  A.  S.  IT.  168.  Snfll  1. 487,  theilweise  gekündigt  wegen 

politischer  Vergehen  am  26.  Juli  1848  ibid.  III.  349]. 
Sardinien  —  [vom  28.  April  1843  A.  S.  lü.  261.  278  ff.  Snell  I.  8r  Nachtrag  44  ff.]. 
Belgien  —  [v.  11. /14.  Sept.  1846  A.  S.  m.  302.  Snell  1. 3r  Nachtrag  65  ff.  Off.  S.  11. 268- 

V.  831.  u.  529]. 
Baden  —  [vom  30.  August  1808  A.  S.  I.  394.  II.  62.  Snell  I.  484 ,  am  25.  Juli  1848 

theilweise  gekündigt  wegen  politischer  Vergehen  in.  349]. 
»Mit  Württemberg  —  [vom  1.  Febr.  1826  A.  S.  II.  134.  Snell  I.  493]  ist  wol  ein 
Vertrag  abgeschlossen,  es  bezieht  sich  derselbe  aber  blos  auf  die  Frage ,  wer ,  wenn 
eine  Ausheferung  Statt  findet,  die  diessfalls  erlaufenden  Kosten  zu  bezahlen  habe; 
dagegen  bestimmt  er  nicht,  in  welchen  Fällen  eine  Ausheferung  geschehen 
müsse. . .«  Sodann  wird  die  Wflnschbarkeit  des  Abschlusses  weiterer  Ausliefe- 
rungsverträge ausgesprochen. 

Die  BVersammlung  beschloss  hierauf  am  29.  Nov./2.  Dec.  1850: 
»Der  BR.  ist  eingeladen ,  der  BVersammlung  den  Entwurf  zu  einem 
Gesetze ,  betr.  die  Auslieferung  von  Verbrechern  von  einem  Kantone 
an  den  andern,  sowie  von  der  Schweiz  an  das  Ausland  und  umgekehrt, 
zu  hinterbringen.*  B.  1851 1. 144  No.  18.  H.  497. 

Folge  dieses  Auftrages  waren: 

1)  Das  BGesetz  vom  24.  Juli  1852  über  die  Ausheferung  von  Verbrechern  oder 
Angeschuldigten  [Off.  S.  HI.  161  ff.]. 

2)  Der  Staatsvertrag  mit  Nordamerika  vom  25.  Novbr.  1850  [Off.  S.  V.  201  ff.]. 

3)  Der  Staatsvertrag  mit  Bayer»  vom  28.  Juni  185t  [Off.  S.  lU.  219]. 

4)  Der  Staatsvertrag  mit  Niederlande  vom  21.  Dec.  1853  [Off.  S.  IV.  98.  115. 193]. 

5)  Die  Nachträge  zu  obigem  Staatsvertrag  mit  Sardinien  vom  16.  Juli  1855  und 
18.  Mai  1860  [Off.  S.  V.  128  und  329.  VI.  480.  VE.  28]. 

Dieser  Ausheferungsvertrag  bezieht  sich  auch  auf  die  später  erworbenen  Pro- 
Tinaen,cf.  B.  1861  1.902. 

6)  Ein  neuer  Vertrag  mit  Oesterreich  vom  17.  Juh  1855  [Off.  S.  V.  187  —  197]. 
Zu  beachten  ist  übrigens ,  dass  obigem  Staatsvertrage  mit  Sardinien  nicht  bei- 
getreten sind :  Baselstadt ,  Appenzell  A.  R.  und  Genf;  überdiess  hat  sich  Bern  der 
nachträglichen  Erklärung  vom  18.  Mai  1860  [Off.  S.  VI.  480]  nicht  angeschlossen. 

Ebenso  sind  nicht  beigetreten  dem  Vertrage  mit 
Belgien :  Graubünden  und  Wallis. 
Baden:  Genf, 

679«  Oft  wird  das  Gesuch  gestellt,  dass  der  BR  aufs  Schleunigste 
bei  Staaten,  mit  denen  Verträge  bestehen,  die  Auslieferung  flüchtiger 
Verbrecher  auswirke ;  dabei  werden  aber  die  durch  die  Verträge  vor- 
geschriebenen Acten  z.  B.  Urtheile ,  Verhaftsbefehle  u.  s.  w.  entweder 
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gar  nicht  oder  nicht  in  ordentlicher  Form  beigelegt  Dieses  veran- 
lasst dann  vorerst  eine  weitere  Correspondenz ;  die  Zeit  geht  verloren 
und  inzwischen  kann  der  flüchtige  Verbrecher  den  Continent  verlassen. 

B.  1851  n.  337. 

676«  Wenn  ein  anderer  Staat  die  Auslieferung  des  Angehörigen 
eines  dritten  Staates  verlangt,  und  der  bestehende  Staatsvertrag 
diesen  Fall  nicht  vorsieht ,  so  steht  es  in  der  Gonvenienz  des  betref- 
fenden Kantons  die  Auslieferung  zu  bewilligen  oder  nicht. 

Eine  Verständigung  mit  dem  dritten  Staate  findet  in  der  Kegel 
nur  dann  Statt,  wenn  diess,  wie  es  bei  einigen  Verträgen  wirklich  der 
Fall  ist,  bestimmt  vorgesehen  erscheint,  sonst  findet  neue  Verständi- 
gung nur  ausnahmsweise  aus  besondern  Gründen  Statt. 

BR.  vom  II.  April  1859  Xo.  1378. 

677«  Wenn  Widerspruch  oder  Zweifel  über  die  Nationalität  eines 
Angeschuldigten  bestehen,  so  muss  derjenige  Staat,  welcher  den 
Staatsvertrag  anwenden  und  eine  Auslieferung  verlangen  will,  den 
Beweis  fuhren ,  dass  die  vertragsmässige  Bedingung  der  Auslieferung 
vorhanden ,  dass  also  der  Angeschuldigte  sein  Angehöriger  sei. 

BR.  vom  15.  Apnl  1859  No.  1453. 

678«  In  Fällen ,  wo  von  einer  Kantonalbehörde  bei  einer  auswär- 
tigen Stelle  die  Verhaftung  eines  Individuums  direct  verlangt  wird, 
soll  durch  den  BR.  unverzüglich  auf  diplomatischem  Wege  die  Bestä- 
tigung dieser  Massregel  und  die  Auslieferung  des  Flüchtigen  verlangt 
werden ,  da  nur  auf  solche  Weise  der  Erfolg  als  ein  gesicherter  be- 
trachtet werden  kann.   "  '  B.  1861 1. 178. 

679«  Mit  Note  vom  29.  April  1859  hat  die  englische  Gesandtschaft 
aus  Anlass  eines  Specialfalles  dem  BR  erklärt ,  dass  die  Regierung 
von  Grossbritannien  keinem  Staate  das  Recht  zuerkenne,  einen  Unter- 
than  derselben  an  eine  dritte  Macht  auszuliefern ,  ohne  vorher  der 
britischen  Regierung  oder  ihrem  Stellvertreter  davon  Kenntniss  zu 
geben  und  dass  sie  gerne  eine  diessfallige  Zusicherung  entgegen 
nehmen  würde. 

In  seiner  Antwortsnote  Vom  3.  Mai  1859  antwortete  der  BR. : 
Die  Eidgenossenschaft  hat  mit  einer  Reihe  von  Staaten  Verträge  über 
Auslieferung  von  Verbrechern,  ohne  dass  in  denselben  ein  Unterschied 
gemacht  wäre ,  ob  solche  Verbrecher  dem  requirirenden  oder  einem 
dritten  Staate  angehören :  dagegen  findet  sich  in  allen  diesen  Ver- 
trägen der  Grundsatz,  dass  nur  schwerere  Verbrechen  zur  Auslieferung 
verpflichten  und  dass  die  letztere  wegen  politischer  Verbrechen  oder 
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Vergehen  niemals  verlangt  werden  kann.  Aus  der  Existenz  dieser 
Verträge  folgt  somit,  dass  alle  Staaten,  welche  dieselben  mit  der 
Schweiz  abschlössen ,  die  Ansicht  haben ,  dass  die  Auslieferung  von 
Angehörigen  eines  dritten  Staates  rechtlich  zulässig  sei.  Ohne  indess 
diese  Frage  näher  erörtern  zu  wollen ,  erklärt  sich  der  BR  geneigt ,  in 
Fällen ,  wo  es  sich  um  Auslieferung  britischer  Unterthanen  handelt, 
dem  Gesandten  vorherige  Mittheilung  zu  machen ,  insofern  die  briti- 
sche Regierung  ihrerseits  erklärt,  das  nämliche  Verfahren  beobachten 
zu  wollen,  wenn  es  sich  in  England  um  die  Auslieferung  von  Schweizer- 
bürgem  an  einen  dritten  Staat  handeln  sollte. 

Mit  Note  vom  30.  Mai  1859  erklärt  die  britische  Gesandtschaft, 
dass  sie  von  ihrer  Regierung  angewiesen  worden  sei ,  die  verlangte 
Zusicherung  in  Betreff  des  im  Falle  der  Auslieferung  eines  Schweizer- 
bürgers auf  Begehren  einer  dritten  Macht  einzuhaltenden  Verfahrens 
zu  ertheilen,  in  der  Meinung,  dass  der  BR.  im  Sinne  einer  voll- 
ständigen Reciprocität  in  dergleichen  Fällen  handeln  werde. 

Hievon  nahm  der  BR.  am  6.  Juni  1859  einfach  Act,  indem  nach 
seiner  vorhergegangenen  Erklärung  über  die  Tragweite  der  gegen- 
seitigen Zusicherungen  kein  Zweifel  walten  könne. 

BR.  vom  3.  Mai  1869  No.  1786  und  6.  Juni  1859  No.  2400. 

680«  Auf  Verlangen  der  Provincial- Delegation  in  Conio  wurden 
Anfangs  Januar  1857  zwei  Corsen  Stefano  Bianchi  und  Giuseppe  Ab- 
dilla  (alias  Johann  Paul  Philippi)  in  Lugano  verhaftet ,  weil  dieselben 
verdächtig  seien ,  verschiedene  Betrügereien  begangen  zu  haben ,  wie 
sie  denn  auch  wirklich  unter  Rücklassung  einer  Zeche  von  54  Fr.  sich 
aus  dem  Staube  gemacht  hatten.  Von  dieser  Verhaftung  gab  der  BR. 
am  30.  Jan.  dem  österreichischen  Gesandten  in  der  Schweiz  Kenntniss, 
mit  dem  Gesuche  um  Einsendung  der  Acten ,  gestützt  auf  welche  die 
Auslieferung  Platz  greifen  könnte.  Am  25.  Febr.  wurde  der  Gesandt- 
schaft ferner  mitgetheilt,  dass  der  k.  französische  Gesandte  Frei- 
lassung der  Verhafteten  beantrage ;  mit  welcher  Eröffnung  bezweckt 
wurde,  erstere  Gesandtschaft  in  die  Lage  zu  versetzen,  wenn  etwa  der 
Staatsvertrag  mit  Oesterreich  über  Auslieferung  vom  17.  Juli  1855 
nicht  ohne  weiteres  Anwendung  finden  könnte ,  mit  der  französischen 
Gesandtschaft  in  Unterhandlung  zu  treten.  Unter  Mittheilung  einiger 
Vfirdachtsgründe ,  die  gegen  die  beiden  Corsen  vorlagen ,  sowie  der 
Schritte,  die  zu  Auswirkung  der  Acten  gethan  worden,  fragte  die 
k.  k.  Gesandtschaft  am  26.  Febr.  den  BR  an,  ob  etwa  die  Auslieferung 
bereits  Statt  gefunden  habe ,  worauf  letzterer  schon  am  27.  Februar 
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erwiederte ,  die  Auslieferung  wäre  zur  Zeit  noch  nicht  gerechtfertigt, 
vielmehr  sehe  man  baldigen  weitern  Eröffnungen  um  so  eher  entgegen^ 
als  sonst  die  Verhaftung  aufgehoben  werden  müsste.  Am  13.  März 
erfolgte  die  Rückäusserung ,  das  Ministerium  des  Aeussem  habe  die 
oberste  Polizeibehörde  um  die  schleunigste  Herbeischaffung  der  zur 
Begründung  des  Ausliefei-ungsbegehrens  erforderlichen  Actenstäcke 
angegangen ,  der  BR.  aber  werde  dringend  ersucht ,  inzwischen  die 
Verhaftung  fortdauern  zu  lassen.  Endlich  am  30.  März  wurde  er- 
öffnet, die  Statthalterei  in  Mailand  finde  nun  selbst,  dass  die  frag- 
lichen Betrügereien  nicht  unter  den  Staatsy ertrag  vom  17.  Juli  1855 
fallen,  wesshalb  diese  auch  nicht  länger  auf  der  Auflieferung  beste- 
hen wolle ,  worauf  der  BR  sofortige  Freilassung  der  Verhafteten  an- 
ordnete,  die  auch  am  31.  März  1857  wirklich  vollzogen  wurde. 

Mit  Note  vom  12.  Juni  1858  forderte  die  k.  französische  Gesandt- 
schaft mit  Rücksicht  auf  Zeitverlust,  Schaden  und  Leiden,  welche 
die  80tägige  Verhaftung  den  Bianchi  und  Philippi  verursacht  habe, 
nachträglich  eine  angemessene  Entschädigung.  Von  diesem  Begehren 
gab  der  BR.  der  k.  k.  Gesandtschaft  Kenntniss  mit  der  Bemerkung, 
dass  es  jedenfalls  nicht  an  ihm  sei,  Entschädigung  zu  leisten,  denn 
nach  allen  Gnmdsätzen  des  Rechtes  habe  in  solchen  Fällen  der  an- 
sprechende und  nicht  der  angesprochene  Staat  die  etwaigen  Folgen  der 
ausgeübten  Präventivpolizei  zu  tragen.  Der  BR.  ersuche  daher ,  er 
möchte  in  den  Stand  gesetzt  werden,  die  Reclamation  in  angemessener 
Weise  zu  erledigen ,  m.  a.  W. ,  dass  die  fragliche  Entschädigung,  über 
deren  Betrag  die  beiden  Gesandtschaften  sich  leicht  verständigen  dürf- 
ten ,  von  den  k.  k.  Behörden  übernommen  werde. 

Mit  Note  vom  5.  Juli  theilte  die  k.  k.  Gesandtschaft  dem  BR  mit, 

es  sei  ihr  in  dieser  Sache  vom  k.  Ministerium  des  Aeussern  Folgendes 

rescribirt  worden: 

»Der  Schweiz.  BR.  ist  allerdings  ganz  recht  daran ,  wenn  er  sich  zu  einem 
Schadenersatze  gegen  Personen  nicht  verpflichtet  erachtet,  welche  aus  polizei- 
lichen Rücksichten  in  Folge  Ansinnens  eines  fremden  Staates  in  Sicherheitshaft 
gebracht  wurden.  Aber  ebenso  wenig  könnte  sich  die  österreichische  Regierung 
zu  irgend  einer  Entschädigung  in  dem  fraglichen  Falle  fflr  verpflichtet  ansehen. 
Die  poUzeiliche  Verfolgung  der  beiden  Reisenden  fand  aus  dem  Grunde  Statt 
weil  sie  sich  von  Como  heimlich  und  unter  Umständen  entfernt  hatten,  welche 
den  dringenden  Verdacht  erzeugen  mussten,  man  habe  es  hier  mit  höchst  gefähr- 
lichen Individuen  zu  thun.  Die  Anhaltung  derselben  war  somit  eine  im  allgemeinen 
Interesse  der  öffenthchen  Ruhe  und  Sicherheit  gebotene  Massregel,  deren  gün- 
stiger Erfolg  auch  der  franz.  Regierung  zu  Gute  kommen  musstc,  wie  sie  denn 
selbst  ihrerseits  in  neuster  Zeit  einen  besondem  Werth  darauf  legt,  dass  die 
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Fremdenpolizei,  insbesondere  in  Oberitalien,  mit  der  erforderlichen  Strenge  ge- 
handhabt werde.  Wenn  nun  auch  hintendrein  in  Folge  der  gepflogenen  weitem 
Verhandlung  sich  ergeben  hat,  dass  der  gegen  jene  Personen  sich  erhobene  Ver- 
dacht wenigstens  in  seiner  anfänglichen  Ausdehnung  nicht  begründet  war  und  die 
ihnen  zur  Last  fallenden  Vergehen  nicht  in  die  Kategorie  jener  Handlungen  ge- 
reiht werden  können,  für  welche  nach  dem  zwischen  Oesterreich  und  der  Schweiz 
bestehenden  Extraditions  -  Tractat  die  Auslieferung  der  Beschuldigten  Platz  zu 
greifen  hat,  so  ist  allerdings  die  den  letztem  widerfahrene  strenge  Behandlung 
zu  bedauem ;  allein  es  lässt  sich  hieraus  durchaus  kein  Rechtstitel  zu  einem  £r- 
satzanspmch  ableiten.  Keine  Regierung  wird  sich  rechtlich  für  verpflichtet  er- 
achten, selbst  ihren  eigenen  Unterthanen,  wenn  sie  wegen  wahrscheinlicher  Ver- 
dachtsgründe einem  pohzeilichen  o  ier  gerichtlichen  Verfahren  unterzogen  werden 
mussten,  desshalb,  weil  durch  die  Untersuchung  die  Verdachtsgründe  entkräftet 
wurden,  für  die  hiedurch  erlittenen  Unbilden  eine  Entschädigung  zu  leisten  und 
ebenso  wenig  bestünde  ein  Rechtsgrund,  einem  fremden  Staatsangehörigen,  gegen 
welchen  eine  Polizei-  oder  Gerichtsbehörde  unter  gleichen  Umständen  ihr  Amt 
geübt  hätte ,  einen  Schadenersatz  zu  gewähren.  Eine  solche  auf  gesetzliche  Ver- 
dachtsgründe eingeleitete  polizeiliche  oder  strafrechtliche  Verhandlung  kann  für 
den  dadurdi  unschuldigerweise  Betroffenen  immer  nur  als  ein  unglücklicher  Zufall 
angesehen  werden,  welchem  im  Staatslcben  Jedermann  ausgesetzt  sein  kann  und 
dem  sich  in  Anbetracht  des  grossen  Zweckes  der  allgemeinen  Rechtssicherheit 
der  Einzelne  zu  ftigen  hat.t 

Am  Schlüsse  der  Note  fügte  der  Gesandte  noch  bei : 
»Zu  einer  directen  Erörterung  dieses  Gegenstandes  österreichischerseits  mit 
der  k.  französischen  Regierung  liegt  übrigens  dermalen  uro  so  weniger  ein  Anlass 
für  k.  Cabinet  zu  Wien  vor ,  als  letzteres  laut  der  [in  Abschrift  beigelegten]  Verbal- 
note vom  9.  April  1857  über  eine  von  der  k.  französischen  Botschaft  zu  Wien 
unterm  8.  März  1857  gestellte  Anfrage  ihr  den  eigentlichen  Sachverhalt  bereits 
vor  länger  als  einem  Jahre  bekannt  gegeben  hat,  worüber  keine  Erwiedemng  von 
Seite  der  französischen  Botschaft  erfolgte  und  wonach  also  die  österreichische 
Regierung  diese  Angelegenheit  gegenüber  von  Frankreich  als  erledigt  zu  betrachten 
in  der  Lage  ist.« 

Der  BR.  gab  mit  Note  vom  12.  Juli  1858  dem  französischen  Ge- 
sandten von  dieser  Rückäussening  Kenntniss  und  entwickelte  die 
Gründe,  wie  es  bereits  gegenüber  Oesterreich  geschehen  war,  warum 
er  seinerseits  die  Entschädigungsansprüche  ablehne ,  worauf  weitere 
Reclamationen  unterblieben. 
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297  f.  317.  342.  344.  354   464. 

466.  483.  575. 
Competenzttberschreitung.  515  ff.   578. 
Compromiss.  381.  400.  577. 
Concordate.  463  ff.  472.  498.  543. 

-  kirchliche.  33  f.  38. 

-  als  Rechtsquelle.  203. 

-  betr.  Eheeinsegnungen  u.  s.  w.  72. 

209.  438  f  442.  473  ff. 

-  Testiningsfähigkeit  u.  s.  w. 
73.  219. 281  f.  284.  325. 480ff. 

-  Bevogtigungsverhältnisse. 
110.  298.  477  ff.  488. 

-  Behandlung  vonEhescheidun- 
gen.  HO.  420.  493. 

-  Forum   des  zu  belangenden 
Schuldners.    255.  464.   573. 

-  Concursrecht  in  Falliments- 
föllen.  201.  297.  464ff.  491. 

-  Effecten   in   Concurssachen. 
324.  465.  467.  472. 

-  die  AusUeferung.   448.  454. 


Concordate,  betr.  die  Stellung  in  Polizei- 

ftUen.  S.  448.  610. 
-    Gewähr  der  yiehhaiq>tiii&n- 
gel.  497. 

-  zwischen  einzelnenKantonen  .499ff. 

-  Kündigung  und  Rücktritt.  510. 
Concurs.  70.  142.  297.  464  ff.  473. 

-  gleichmässige    Behandlung.    200. 

469.  492.  542. 
Concurspublication.  465. 
Concursrecht,  Staatsverträge.  547. 
Concurssachen,    Gerichtsstand.    292  ff. 

301.  467.  495. 

-  Arrest,  in.  466.  469.  471.  542. 
Confessionelle  Verhältnisse.   41.  158  ff 

194.  207. 
Conflicte,  internationale.  545. 
Connexität.  224.  259    270.  291  f.  305. 

307.  449. 
Consul  in  Brasilien  593.  Louisrille  596. 

New -York   598.    Algier    599. 

Melbourne  600.    Pallanza  603. 

610. 
Cousulate,  Befugnisse.  538.  588.  591  ff. 

599.   608.  605.  609  ff. 

-  Aufnahme.  590  ff. 

-  Exequatur.  592. 

-  Befreiung  von  Steuern  u.  s.w.  592 f. 
Consumosteuern.  11.  61  ff.  518. 
Copulation.   72.  115.  209.  439  ff.  442. 

566.  598  ff. 

-  concordatswidrige.  438.  441 .  473  ff. 
Corporationen ,  Gerichtsbarkeit.  25. 

-  Anerkennimg.  179.  188. 

-  kirchliche.  373. 
Corporationsgüter.  430.  531. 
Correspondenz  mit  auswärtigenBehörden. 

28.  554. 
Crausaz,  Philipp,  in  Bavois.  378. 
Croglio,  Gde.  526. 
Culpa,  Haft.  378. 
Cultus.  41.   158  ff.  372. 


Dammbauten.  403  f. 

Degiorgi,  Buchdrucker  in  Lugano.  174. 

Delegation  von  Rechten.  26 

-  des  Richters.  421.  607. 
Depositum.  135.  278.  297.  305. 
Deserteurs.  334.  338.  340.  554. 
Deservitenforderung.  227.  320. 
Desponds,  Cyprian,v.  Bioley-Orjulaz.  271. 
Deutsche  Flüchtlinge.  331  ff. 
Dienstboten,  Stimmrecht.  33. 

-  in  Genf.  81. 

-  Haft.  139. 
Differenzialzölle.  552. 


Regifltef. 
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Diplomatische  Vennittlang.  S.  545. 

-  Verwendung.    533  ff.    570.    585. 

589  f.  597. 
Dolus  bei  ZoUübertretungen.  386. 
Domicil  s.  Wohnort. 
Domicilverzeigung.  222.  301.  319.  584. 
Donnet,  Jerome,  von  Trois-Torrent.  561. 
Doppelbesteuerung.  73.  104. 120  ff.  125. 

128  ff. 
Doppelbürgerrecht.  73.  151  ff.  480. 
Dreifuss,  Abraham,  von  Endingen.  76. 
Druckschriften,    Beschlagnahme.     164. 

166  ff.  185.  459. 

-  Verbot.  166.  168.  170.  172. 
Dürftigkeit.  71.  75.  141. 

Duldung  von  Heimatlosen.  84.  432.  439. 
441  f.  445.  569. 

-  Kosten  derselben.  433. 
Dupr^-Michaud,  Ehel    359.  364.  367. 
Durchschnittspreise.  402. 
Dynhard,  Gde.  126. 


Eaux-vives,  Hafengebühr.  64. 
Eberli,  Joh.,  von  Dussnang.  210. 
Edictalladung    226. 
Edition  von  Urkunden.  496. 
Effecten  in  Concurssachen    324.  465  ff. 

467.  472. 
Egolzwyl.  404. 
Ehe,  Eingehung   72.  115.  209.  439  ff. 

442.  473  ff.  566.  598  ff. 

-  bürgerliche.  105. 

-  gemischte.  416  ff.  Recurs    358. 

-  Promulgation.  419. 457. 475. 598ff. 

-  Zeugnisse.  556.  599  ff. 

-  Gerichtsstand.  476. 
Ehefrau,  Schuldbetreibung.  232. 

-  Versicherung.  261. 
Ehescheidung,  Gerichtsstand.  110.  424. 

493.  607. 

-  Wirkung.  419  ff. 
Eheversprechen.  605. 
Ehevertrag.  485  f.  492  ff. 
Ehrenfthigkeit,  Verlust.  70  f.  140  f. 

-  Ausweis    557. 

Eichung  von  Massen  u.  Gewichten.  69. 
Eigenthum,  Eingriff.  405. 
Einbürgerung   von   Heimatlosen.    429. 

433  ff.  529. 
Einfriedigungsmauem.  394. 
Einlassung  in  den  Prozess.  298. 
Einmischung    in    den    Prozess.     251. 

Ji56. 

-  fremde.  44.  336  f.  458.  544. 545  f. 
Einrede,  forideclinatorische.  224.  267. 

344.  347.  466. 


Einrede  der  Competenz.   S.  343.  411. 
416. 

-  der  Compensation.  573. 
Einzugsgebühren.  195  ff.  565  ff. 
EisenbahngeseUschaften,  Domicil.  265. 

-  Rechte.  389 

-  Erstellung  von  Wegen  u.  s.  w.  390. 

393. 
Eisenbahnsachen,  Staatsverträge.  551. 
Elsener,  P.  Oswald,  in  Zug.  195. 
Emenegger,  J.  P.,  von  Granges  -  Paccot. 

258. 
Engelberg.  24. 

Engensperger,  J.  B.,in  Eberswyl.  233. 
Engländer,  Naturalisation.  151. 
England  s.  Grossbritannien. 
Entlassung  aus  dem  Staats  verband.  151  ff. 

596  ff. 
Entschädigung  wegen  Verhaftung.  616. 
Entscheidungen,  principielle.  355.  539. 
Entscheidungsgründe, Prüfung.  227. 245. 

251.  303.  416.  426. 
Entzug  der  Aufenthaltsbewilligung.  146. 

568  f. 

-  der  Niederlassungsbewilligung.  76. 

79. 135  ff.  210  ff.  360.  557.  608. 
Epavenrecht,  Aufhebung.  548. 
Erbrecht.  198.  219.  480  ff.  579. 
Erbschaft,  Einheit.  219.  282. 

-  Gerichtsstand.  280  ff.  480  ff. 

-  Erhebung  in  Amerika.  588. 
Erbschaftsklage.  283.  490.  496.  579. 
Erläuterungsbegehren.  384.  408. 
Erlinsbach.  273. 

Ermensee  c.  Wohlen.  488. 
Ersitzung  von  Rechten.  387.  390.  412. 
Essig.  64. 
Exequatur.  592. 

Expropriaten ,  auswärtige.  395. 

-  Anmeldung  der  Forderungen.  395ff. 

-  Präclusion.  397. 
Expropriation.  16.  362.  390. 

-  Gegenstand.  387. 

-  Entschädigung.  391.  406. 

-  Veränderung  des  Objectes.  398. 

-  Entscheid  des  Bundesraths.  393. 

397  f. 

-  Vergleichsunterhandlungen.  399. 

-  Schätzungscommissionen.  399  ff. 

-  Zugeständnisse.  406  f 

-  Rechtsmittel.  408. 

-  Kostenvertröstung.  409. 

~    Competenz    der   kantonalen    G^* 
richte.  398.  409. 

-  Ausrichtung  der  Entschädigung. 

413. 

-  Rüddali  an  den  Eigenthümer.  413. 
Exterritorialit&t.  592.  605. 
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Fabrikarbeiter  in  Zag.  S.  90. 
Fälschung,  Gerichtsstand.  286. 
Fahne,  französische.  546. 
Falciola,  Giuseppe,  von  Grono.  136. 
Familienglieder.  139.  141. 
Favre,  Emilie,  von  Sayigny.  505. 
Fehr  und  Grieb  in  Burgdorf.  235. 
Felder,  Jos.,  von  Germiswyl.  288. 
Fink,  Joseph,  von  Binzwyl.  469. 
Fioratti,  Buchdrucker  in  Lugano.  459. 
Fiscalgesetz.  382.  462. 
Fisch -Engler  in  St.  Gallen.  465. 
Flaach,  Gde.  127. 
Flaggen ,  französische.  545  f. 
Flössgebohren.  55  ff. 
Flüchtlinge,  politische.  151  f.  154.  330  ff. 
554  f.  610. 

-  Niederlassungsbewilligung.  333. 

-  Ausweisung.  331  ff.  337.  469. 

-  Bewilligung  zur  Rückkehr.  342. 

-  Flüchtlingsverzeichnisse.  332  337. 
Forderungen,  liquide, illiquide.  252f.  573. 
Fragen,  interkantonale.  288  f.  317.  357. 
Franco-Suisse.  356. 

Frankreich,  Vertrag,  betr.denNachdruck. 
41  f. 

-  v.  30.  Mai  1827.  577  f. 

-  v.  18.  Juli  1828.  569  ff.  584  ff. 

-  V.  80.  Sept.  1833.  584  ff. 

-  betr.  die  Flüchtlinge.  335  f. 

-  Keclamation  des  franz.  Consuls  in 

Genf.  538. 

-  Beschimpfung  der  Flagge.    545  f. 

-  Wegweisung    von   Aufenthaltern. 

568  f. 

-  Rogatorien.  589. 

-  Bestellung  von  Consulaten.  591  f. 

-  Verehelichungen.  599  f. 

-  PasspoUzei.  611. 

-  Entsch&digungsforderung  für  Ver- 

haftete. 615. 

-  c.  Bern  567.   583.    Luzem  586. 
Üri565.  Baselstadt  575.  Baselland 

.  558  ff.   Aargau  557.   Tessin  579. 
Waadt  545.  571.  WaUis  546.  561. 
Genf  570. 
Französische  Flüchtlinge.  331  ff.  335. 
Franzosen,  Naturalisation.  152.  156. 

-  Anstellung  in  fremdem  Staatsdienst. 

609. 
Freiburg.  Garantie  der  Verfessung.  38. 

-  Getränksteuer.  62. 

-  Niederlassungsentzug.  139. 

-  Placetum  regium.  158. 

-  Pressgesetz.  169. 

-  Civilstandsregister.  207. 


Freiburg,  Kantonsverweisong.  S.  210. 

-  Ausnahmsgerichte.  303. 

-  Nationahrathawahlen.  342. 

-  Westbahnconflict.  349  ff. 

-  Concor  dat  mit  Luzem    506. 

-  c.  Uri,  Schwyz  und  LGss.  374. 
Solothurn  278.  Graabflnden  237. 
Waadt  238.  476.  Wallis  416. 

-  c.  Ganty- Vogel  19.  Fr.  Meier  71. 
Bernhard  Wehrli  78.  B.  Schwab 
137.  Die  ref.  Privatkirchgemeinde 
158.  Die  Protestanten  daselbst  161. 
Buchdrucker  Haller  163.  J.  Daniel 
Rubattel  199.  318.  David  Combre- 
mont  230.  B.  Loeb  249.  Justine 
Steiger  253.  J.  P.  Emmenegger 
258.  Gebr.  G^az  262.  Cyprian 
Desponds  271.  Schweiz.  Mobiliar- 
ver8icherung8gesellsch.287.  Dupr6- 
Michaud367.  Jos.  Fröhlicher  511. 

Freie  Stimmen,  Journal.  It6. 
Freihammer,  G^tner  aus  Bayern.  539. 
Freischiessen,  eidg.  189. 
Freitftufer  in  Appenzell.  160. 
Freizügigkeitsverträge.  548  ff.  556.  588. 
Fremde,  Naturalisation.  150  ff.  596ff.  606. 

-  Niederlassung.  338. 541 .  559.  608f. 

-  Anstellung.  609. 
Fremdenpolizei.  330  ff.  340.  444  ff.  542. 

609  f.  617. 
Fristen.  407  f.  435.  438.  514. 

-  Berechnung.  385. 
Fristversäumung.  344.  408.  514.  528. 
Fröhlicher,  Joseph,  in  Freiburg.  511. 
Fructus  seq.  ventrem.  440  ff. 
Fürstenau.  519. 

Funkenwurf  von  Locomotivcn.  392. 
FusBweg,  Beseitigung.  387. 

-  Einräumung.  407. 

Ganty- Vogel,  J.  H  ,  in  Payeme.  19. 
Garantien,  politische  u.  polizeiliche.  447. 
Gastwirthe,  Retentionsrecht.  322.  326. 
Gaudin,  H.  L.,  in  Ste-Croix.  585. 
Gebäude,  Expropriation.  392   402  f. 
Gebiets  Verletzung.  546  f. 
Gebühren ,  obligatorische.  54  f. 
Geburtsscheine.  556. 
Gegenbeweis  gegen  Verbalprozesse.  382. 
Gegenrecht.   44.  192.  202  f.  206.  352. 

459.  539.  543.  585.  592  f.  615. 
Gehrig,  A.,  in  Wasen.  93. 
Geistliche,  Wahimhigkeit.  35.  38. 
Gemeindegüter.  430. 
Gemeindesteuern.  98.  100.  119  ff.  213. 

266.  317. 


Register. 
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jOemeindeverwaltong,  freie.  S.  612. 
Gendre,  Advocat  in  Freibnrg   319. 
Generalpfandrecbt.  465  ff. 
Genf,  Vertrag  mit  Fraiücreich.  42. 

-  Naturalisation.  151.  157. 

-  OctroitranBitzoU.  63. 

-  Stimmrecht  der  Dienstboten.  81. 

-  betr.  Flüchtlinge    33S  ff. 

-  franz.  Consul  daselbst.  538. 

-  c.  Frankreich.  570. 

-  c.Turian.  218.  344. 
Gerberrinde.  64. 

Gerichte,  Anwendung  der  Bundesgesetse 

u.  s.  w.  203.  357  ff.  414. 
Gerichtsstand.  251    572. 

-  Aenderung.  218. 

-  Entscheid.  344. 

-  Beschwerde.  358. 

-  des  Wohnortes.  110  ff   125.  132. 

217.  223  f.  234.  252  ff.  296.  298. 
464.  489.  572.  574  f. 

-  der  Heimat.  115.  237  f  269  ff.  281. 

284.  490  ff. 

-  in  Vaterschaftssachen.  267  ff.  499ff. 
'    in  Ehesachen.  476. 

-  in  Ehescheidungssachen.  110.  424. 

493.  607. 

-  der  belegenen  Sache.  249.   266. 

271  ff.  467. 

-  in  Erbschaftssachen.  280  ff.  480  ff. 
'  des  Vergehens.  250.  285  ff.  326. 

448  ff.  510.  537. 

-  in  Pressachen.  163.  167  ff.   248. 

-  des  Beschlages.  289. 

-  des   Vertrages.    252.    255.    263. 

285.  323. 

-  der  Wiederklage.  289  ff. 

-  des  Zusammenhangs  der  Sachen. 

292.  496.  576. 

-  in  Concurssachen.  292ff.  301.  467. 

495. 

-  prorogirter.   218.  235.  239.  256. 

259.  297  ff  413.  416.  486. 

-  Ausnahmsgeriehte.  40. 114. 163  ff. 

303  ff. 

-  Provocation.  306  ff. 

-  bei  Givilklagen  ftir  und  gegen  den 

Bund.  413. 

-  StaatsYerträg^ftber  denselben.  548 . 

Gersau,  Genossame.  631. 

Gerzner,  Joseph,  von-Eüssnadit.  453. 

Gesandte,  Intenrentionsrecht.  639. 

-  Vornahme y.Copulationen  603.605. 
Geschwomenwahlen  in  Waadt.  89. 
Gesetze,  Auslegung.  137.  162.  512. 

-  der  Kantone,  Prttfung  durch  den 

Bundesrath.   10.  62.  S66.  512. 
>    Lücken  in  denselben.  209. 


Gesetze,  Suspension.  S.  361. 
G^taz,  Gebrüder,  in  Vivis.  262.  468. 
Gewalt,  väterliche.  224 
Gewerbsausübung  der  Niedergelassenen. 
91    162.  611. 
'    im  Grossherzogthum  Baden.  668. 
Gewerbsbeschränkungen.  47  ff.  611.  539. 
Gewichte,  Eichung.  69. 
Ginella,  Priester  in  Stabbio.  169. 
Glarus,  Garantie  der  Ver&ssung.  21  f. 

-  Heiratstaxe.  567. 

-  c.  Appenzell  A.  R.  243. 

-  c.  Fehr  und  Grieb  235.  Rudolf 
ZwicM.  567. 

Gleichheit  vor  dem  Gesetse.  4  ff.  92. 106. 
114.420  520.529.668.566ff.  683. 

-  im  Verfahren.   192  ff.  261.  421. 

557.  684. 

Staatsverträge.  546. 
Goumaz,  Angelika,  von  F6tigny   271. 
Graubünden,  Garantie  der  Verfassung. 

29.  519. 

-  Holzflössgebühren.  56. 
~    Consumogebühren.  62  f. 

-  Wahlfähigkeit    der    Niedergelss« 

senen.  80. 

-  Jagdrecht.  96. 

-  Passbegehren.  98. 

-  Bürgerrechtsaufiiahmen.  156. 

-  Placetum  regium.  158. 

-  Vertrag  mit  Oesterreich.  666« 

-  c.  Obwalden  236.  Freiburg  287. 
St.  Gallen  110. 

-  c.  Württemberg,  Baden  u.  sächs. 
Herzogthümer   541. 

-  c.  Fr.  Gapräz  99.  Jos.  Falciola 
136.  Gemeinde  Roveredo  480.  Ge- 
meinde Cazis  514.  Fürstenau  519. 

V.  Grenus,  P.  J.  C.,  von  Genf.  220.226. 
Grenzwaldungen.  584. 
Grob^  Xaver,  von  Cham.  346. 
Gros,  Ludw. ,  von  Evionnaz.  594. 
Grossbritaanien,  Zustellung  von  Ehe-, 
Geburts-  und  Todsd&einen.  556. 

-  Insinuadon  von  Acten.  590. 

-  Consulatsverhältnisse.  694. 

-  Verehelichimgen.  603. 

-  betr.  Auslieferung.  614. 
Grübler,  Fürsprech  in  Wyl.  449. 

Grütliverein  in  Fleurier.  144. 

-  schweizeriseher.  176  ff.  348. 
Grundeigenthum  Erwerb.  96.  661.  664.- 

-  Versteorung  213    266. 

-  Zufertigung.  217  f.  264.  257.  465. 
Grundsteuern.  266.  272. 
Grundstücke,  Verwendttngen  aitf  solche. 

253.  : 

-  betr.  Geriditabariceit  272.  404. 

40 
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Begwter. 


Grondstttcke,  Beschftdigungen.  S.  316. 

-  Abschnitte  yon  solchen.  S92. 
~    Einz&onung.  3931 

-  Abschätsung.  403. 
Gflterabtretung  in  Bern.  71.  142. 
Guggenheim,  Jakob  u.  Söhne,  yon  Leng- 

nau.  495. 
Gutachten  des  ßundesrathes.  355  f.  451. 

460.  539. 
Gutersohn,  David,  von  Matsingen.  |134. 


HohBBChlag  nnd  Abfahr.  S.  406. 
Holzschli^gebahren.  55  ff. 
Hoser,  Hauptmann  in  Altdorf.  413. 
-    Anna  Maria.  442. 


HafengebOhr  in  Eauz-viyes.  64. 
Haft  ror  Hausgenossen.  139. 

-  -    Beamte.  594. 

-  -    Culpa.  378. 

Haller,  Buchdrucker  in  Bern.  163. 
Hammer,  Joseph,  in  Oberkalm.  343. 444. 
Handel,  freier.  26.  49 f.  563  f. 
Handelsagenten  in  Oesterreich.  593. 
Handelsbewegungen,  üebersichten.  522. 
Handelsgese&chaft.  293. 
Handelsreisende,  Patenttaxen .  52 .  64. 552. 
Handelsrerträge.  552.  556.  588. 
Handlungsfähigkeit.  93.  261. 
Hansgenossen.  139.  141. 
Hausirhandel.  52  f.  565. 
Hecht,  Heinrich,  yon  Therwyl.  108. 
Heer,  J.  G..  in  Rorschach.  233. 
Hegetschweiler,  J.,  yon  Ottenbach.  147. 
Heimat,  Gerichtsstand.  116.  237f.  269ff. 

281.  284.  490  ff. 
Heimatlose  in  Birseck.  6. 

-  Einbürgerung.  429.  436.  529. 

-  Ausmittlung.  432.  435. 

-  Duldung  432.  439.  441f.  445.  569. 

-  Wegweisung.  569. 
Heünatlosigkeit.  428  ff .  611. 

-  analoger  Fall.  429. 
Heimatschem  für  Niederlassung.  70. 106. 

-  Bttckziehung.  126. 

-  Verweigerung    106.  126.  129. 

-  Visirung.  610  f. 

Heiraten,  wechselseitige,  Staatsverträge. 

548. 
Heiratsgebflhren.  195  ff.  565  ff. 
Heizmann,  Joachim,  yon  Turbenthal.  129. 
Helbling,  Anton  Ettfer,.  von  Riedem.  421 . 
Helvetia-Ausschuss.  170  ff. 
Helyetik,  Succession.  435  f. 
Hess  in  Engelberg.  310. 
Hitz,  Hch.  u.  LGss.  in  Aarau.  405. 
Hofraum,  Schätzung.  403. 
Hoheitsrechte.  3.  113.  214.  271.  372. 

479.  514  f.  543. 
HolzausfuhrzoU.  63  f. 
Holzflössgebühren.  55  ff. 


Jaccard,  Eugen,  in  Lausanne.  174. 
Jagdgesetz  in  Graubünden.  96. 
Jagdrecht  von  Baselland.  244. 

-  ürsem.  515. 
Jauch,  Posthalter  in  Altdorf.  414. 
Banz.  541. 

Imhof^Anna  Josgoha,  von  Altdorf.  198. 

~    Ulrich,  in  Romanshom.  328. 
Inderbitzin,  Josepha,  von  Gersau.  423. 
Ineichen,  Ad.  Adam,   von  Reichensee. 

420. 
Injurienklage.  286  ff. 
Insinuation  von  Ladungen.  223. 226.  238. 

399.  538. 

-  Acten.  590. 
Instanzenzug,  Einhaltung.  207.  358. 
Instruction  von  Gesandtschaften.  28. 
Intemirung   von    Flüchtlingen.    331  ff. 

337  f.  . 

-  von  Truppenkörpem.  544. 
Interpretation  der  Verfassung.  37.  152. 

157  f.  355.  519.  541. 

-  von  Gesetzen.  137.  152.  512. 

-  Bundesgesetzen.  355.  385. 
Intervention,  diplomatische.  533  ff.  545  f. 

570.  589.  597. 
Journal  d'ordre.  163. 
Israeliten,  Handel  und  Gewerb.  47  f.  216. 
343. 

-  politische  Rechte.  49. 

-  Niederlassung.  5. 48.76. 216. 558ff. 

566. 

-  Beschränkung.  215. 
Italienische  Flüchtlinge.  331  ff. 
Jucker,  EUs.,  von  Bolligen.  239. 
Jurisdiction.  219.  237  f.  245.  256.  272. 

296.  344.  362  f.  463  f.  491.  566. 
579.  612. 
Justizverweigerung.  13. 

HL 

Käsli-Schulthess,  Ehel.,  von  Altdorf.  72. 

348. 
Eäslin,  Gebr.,  von  Beckenried.  518. 
Eamer,  Gastwirth  von  Arth.  66. 
Kanunermann,  J.  Uhr.,  v.  Wynigen.  388. 
Eantonalsouveränetät.  2f.  10.  113.  153. 

176  ff.  216.  271.  343.  352.  526. 

559.  588.  596.  606  f. 

-  in  Ehesachen.  72.  416.  421.  566. 
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Kantonalsouveränetät  in  Steaersachen. 
S.  3.  98f.  105   120.  125.  214. 

-  bezüglich  auf  die  Presse.  1 7 1  f.  185 . 

-  in  Jurisdictionssachen.  219.  237  f. 

245.  256.  296.  272   344   362  f. 
463  f.  491.  566    612. 

-  bezüglich  auf  Flüchtlinge.  330  ff. 

445. 

auf  die  Fremdenpolizei. 
444.  609  f. 
Kantone,  Civilansprüche  an  sie.  30.  361. 

522. 
Kantonsgerichtc.    Stellung  zum   Bund. 
203.   357.  383.  463.  472.  483. 

-  Competenz   bei   Expropriationen. 

398.  409. 
Kantonsgesetze,  Prüfung  durch  den  Bun- 
desrath.  10.  52.  356.  512. 

-  Auslegung.  137.  214.  512. 

-  Suspension.  361. 

Kantonsverfassimg.  Garantie.*  20  ff. 

-  Suspension.  21.  81.  519. 

-  Revision.  20.  22.  25.  29  f.  32.  39. 

519.  525. 

-  unzweckmässigeBestimmungen .  22 . 

-  ungültige  Bestimmungen.  80. 

-  von  Zürich.  22. 

-  -    üri.  26ff. 

-  Schwyz.  35. 

-  ünterwalden  o./W.  23. 

-  -  -  n/W.  25. 

-  -  Glarus.  21  f. 

-  Freiburg.  38. 

-  Solothum.  22. 

-  -    Baselstadt.  39. 

-  Basellandschaft.  22. 

-  Schaffhausen.  29. 

-  Appenzell  A.  R.  39. 

-  Graubünden.  29. 

-  Aargau.  22. 

-  -  Thurgau.  23. 

-  -  Tessin.  34.  529. 

-  -  Walüs.  32. 

-  Neuenburg.  40. 

-  Beschwerden  üb .  Verletzung .  5 1  Iff. 
Kantonsverweisung.  210  f. 

Kauf,  Fertigung.  217  f.  254.  257.  661  ff. 

Kaufhausgebühren.  54. 

Kaufmann,  Urban,  von  Wynikon.  73. 

Kehrordnung  der  Bergführer,  Pferde- 
halter u.  s.  w.  68.  511. 

Keller,  Notar  in  Windisch.  392. 

Kinder,  Einbürgerung.  419.  440  ff.  443 f. 
602.  604  ff.  606. 

Kirchengüter,  Verwaltung.  372.  530. 

Eorchenrecht,  katholisches.  419  ff. 

Kirchenruf.  395. 

Kirchgemeinden,  Organisation.  159. 


Klage,  dingliche.  S.  219. 224  f.  253.  255  ff. 
271  ff   330. 

-  persönliche.  252 ff.  317.  572.  576. 

578. 

-  Anhebung,  Wirkung.  877.  459. 

-  Verjährung.  383. 

V.  Klein,  Oberbaurath.  Gutachten.  392» 
Klöster-Garantie.  24  ff.  28. 
Kneabühl,  Johann  in  Neuenburg.  145. 
Kollbrunner^  Maria  Anna.  434. 
Kopfsteuer  in  Risch.  101. 

-  üri.  102. 
Kommarktgebühren  in  Lozem.  54. 
Kosten  der  Bundesstrafrechtspflege.  461. 

-  wegen  Vaganten.  446  f.  554. 
Kriegscommissariat,  eidg.  276.  362. 
Kriegsgerichte.  303. 

Köng  in  Beinwyl.  451. 

Kunz,  Oberstlt.  in  Uster.  247. 

Kutscherpolizei.  68  f. 


Labarre,  Armand,  von  Chavelles.  574. 
Ladung,  Bewilligung.  288.  538. 

-  Verweigerung  der  Insinuation.  228 . 

-  Unterlassung.  231. 
"    öffentliche.  226. 

-  vor  die  Schätzungscommission.  899. 
Lagercontrolgebühren.  54. 
Langenauer,  Joh.Frdr.,  in  St.Gallen.280. 
Lebensbedürfnisse,  Vorkauf.  53 f. 
Legalisation  von  Unterschriften.  179. 

-  Pässen.  593.  609. 

-  Ehescheinen.  599  ff. 

-  Vorbehalt.  602. 
Legitimation.  419.  440  ff   602. 

-  zur  Sache.  180. 191.  342.  347. 570. 
V.  Lerber,  Beat,  in  Bern.  464. 

Lenk,  Bergführerreglement.  66. 

Leumund.   74.    76.  79.  108.  139.  146. 
426.  566. 

Leumundszeugnisse.  70.  140f.  608.  609. 

Lieberherr,   Anton,  von  Umäsch.  324. 
346.  480. 

Liegenschaften  s.  Grundeigenthum. 

Linder-Stehlin,  Job.  Heinr  ,inBasel.298. 

Litisdenunciat,  Gerichtsstand.  234.  575. 

Locus  regit  actum.  502. 

Loeb,  B.,  in  Avenches.  249. 

Lombardie,  Getreideausfuhr.  555. 

Louisville,  Consulat.  596. 

Lücken  in  Verfassungen.  88. 
-  Gesetzen.  209. 

Lüsslingen,  Gemeinde.  45. 

Lutiger,  Michael  and  Mith.  von  Stadel- 
matt. 16. 

Luzemj  Kommarktgebfllireii.  64. 
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Luzern,  Holsansfolinoll.  S.  68. 

-  Bergführerreglement.  66  ff. 

-  NiederlassongsTerhältnisse.  H4 .  99 . 

107.  516. 

-  Pressgesetz    167.  169. 

-  Concordat  mit  Freiburg.  606. 

-  c.  Bern  294.  üri,  Schwyz  u.  LC. 
374.  Schwyz  249.  Nidwaldeii229. 
Baselstadt  92.  Baselland  433. 
Schaffhausen  473.  Aargau  47  f. 
202.343.473.486.  Neuenbürg 426. 

-  c.  Frankreich  566. 

-  c.  Kamera.  Mith.  66.  Balduin  Bey 
77  uud  212.  Job.  Zangg  266. 
Qebr.  Mauerhofer  325.  Peter  Sig- 
wart  823.  Stadt  Luzem  371.  A. 
Ineichen  420.  Grossrathsmitglie- 
der  516. 


Mae8u.PrftchterinFrankfixrta./M.  542. 
Mailand,  DiOcese.  645. 

-  borromftische  Stiftung.  663. 
Maiest&tsbeleidigung.  469. 
Malter,  Ludw.  Alois.  439. 

-  Katharina.  442. 
Mandat.  252.  262.  415.  638. 
Marangoni,  Gioyanni.  468. 
MarktgebOhren.  64.  63  f. 
Marquis,  Adolf,  in  Lausanne.  564. 
Martin,  Fabrikant,  in  Bern.  666. 
Marx,  Eheleute,  in  Lausanne.  607. 
Mass  und  Gewicht.  69. 
Matemit&tsprincip.  202.  206. 
Mauerhofer,  Gebr . ,  in  Trübachachen .  326 . 
Maxit,  Job.  Peter,  aus  Savoyen.  661. 
Mediation.  646. 

Meier,  Fr.,  in  Kirchdorf.  71. 
Melbourne,  Ck>nsulat.  600. 
Michaud  und  Pradez  in  Yivis.  464. 
Milderungsgründe    383. 
Militärdienst   und   -Ersatz,   Be£reiung. 

663.  687. 
Militäreffecten.  141. 
Militärpflicht.  38  f.  109.  146  f. 
Milit&rrequisitionen.  362. 
Milit&rstrafgesetz   848.  447.  462. 
Mischehen,  s.  Ehen,  gemischte. 
Missionen,  eidg.  382.  609. 
Mobiliar  -  Y ersicherungsgesellachaft , 

Schweiz.  267. 
ModerationsurtheiL  227.  320. 
Modus  bei  üeberweisungen  an  das  Bub- 

desgericht.  366. 
Modus  vivendi  mit  Bern  447.  Oesterreich 

653  f.  Baden  553 f.  Bayern 664. 

W0rttemb^664.  Sardinien664. 


Moinean,  Notar  in  Paris.  8.  679. 
Monnoud,  L.  Markus,  t.  Waadt,  142. 
Morin  und  Ferret  aus  Frankreich.  670. 
Müller,  Joh.,  von  Altdorf.  14. 

-    Sebastian,  v.  Hospenthal.  611. 
Muriaux,  Gemeinde.  667. 


Nachdruck,  Vertrag  mit  Frankreich.  41 
Näf ,  A.  Barb.,  von  Schönengrund.  422. 
Nationalität,  Vertretung.  546. 
Nationalrathswahlen.  90.  342. 
Naturalisation.  150  ff.  696  ff.  606. 
Nebensachen.  269.  262.  292.  305.  377. 

380.  496.  575. 
Neuenburg,  Garantie  der  Verfisssnng.  40. 

-  Niederla8sungsverhältnisse.88 .  138. 

-  Arrestsachen.  316.  318. 

-  AuÜBtand.  375. 

-  Einfrage,   betr.  Herausgabe  von 

entfremdeten  Sachen.  461. 

-  c.  Luzem 426.  Aargau  1 19.  Waadt 
452. 

-  c.  Joh.  Kneubühl  145.  Nid.  Schnei- 
der 299. 

-  Bourgeoisie  c.  Municipalit&t.  881. 
Neutralit&t.  1  f.  544  f. 

NeuwiUer,  K.,  v.  Egelshofen.  465. 
Neuwirth,  Kaspar  Alois   441. 
New-York,  Consulat   598. 
Nidwaiden,  s .  ünterwalden  nid  dem  Wald. 

-  Schützenrath.  189. 
Niedergelassene.  Rechte.  79  ff. 

-  Stimmrecht.  27.  88.  79.  629. 

-  Gewerbsausübung.  91.  162.  511. 
>    Erwerb  von  Crrundeigenthum.  95. 

663  ff 

-  anderweitige  Rechte.  96. 

-  unberechtigte  Ansprüche.  97. 

-  Verpflichtungen  amNiederlassungs- 

orte.  98  ff. 

-  Stellung  zurHeimatgemeinde .  1 05ff. 

-  Steuerpflicht.  119  ff. 
Niederlande,  Consulate.  592. 
Niederlassung.  26.70  ff.  148. 812. 849. 606. 

-  von  kurzer  Dauer.  75.  886. 

-  von  Kantonsbürgem.    186  f. 

-  von  Fremden.  838.  888.  641.  569. 

608  f. 

-  Dauer  und  Kosten  derselben.  886. 

-  der  eidg.  Beamten  in  Bern.  447. 
NiederlassnngsbewUlignng,  Erwerb.  70ff. 

146. 

-  Erneuerung.  76  f.  887. 

.    Entzug.  76.  79. 186  ff.  210  ff.  860. 
657.  608. 

-  Recurs.  70.  186. 
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NiederlassongsgebOhreii.  S.  98  f.  101. 
448.  557. 

Niederiassangspapiere,  siehe  Ausweis- 
Schriften. 

Niederlassungsverhältnisse.  Goncordate. 
477  ff. 

-  Staatsvertrikge.  548  ff.  556  566  588. 

-  Vertrag  mit  Frankreich .  557  ff. 
Nothwerke.  162. 

Nuntius.  158. 

Nusshof,  Jagdfrevel.  244. 

Nutzniessung.  224.  824.  871. 

o 

Obiecte,  entfremdete.  451  ff.  471.  612. 
Obligation,  Entstehung.  261.  274. 

-  ErfOUung.  252.  257. 268. 828.  485. 
Obwalden,  s.  Unterwaiden  ob  dem  Wald. 
Octroigebtthren.  68. 

Odermatt,  Alois,  von  Beekenried.  198. 
Oesterreich,  Beschwerde  wegen  Natura- 
lisationen. 157. 

-  betr.  FlOchtlinge.  887.  555. 

-  Emissäre  nach  Tessin.  457. 

-  betr.  Aufwieglung  in  Italien.  458. 
•>    Verwendung  für  die  Diöcesen  Mai- 
land und  Como.  545. 

-  betr.  Vergütung  von  Unterstützun- 

gen. 558. 

-  directe    Correspondenz    der   Ge- 

richte. 554. 

-  Vertrag  mit  Tessin  u.  (h«ubünden. 

555. 

-  betr.  Stellung  der  Handelsagenten. 

598. 
-     Entschädigung  wegen  Verhaf- 
tung. 615. 
Ohmgeld.  64. 
^    in  Biel.  861.  522. 


Pässe.  98.  598    608    609  ff . 
Pallanza,  Consulat   608.  610. 
Paris,  Schweiz.  Gesandte.  611. 
Pariser -Friede.  545. 
Passpolizei.  591    598.  609  ff. 
Pst^nttaxen  der  Handelsreisenden.  52. 

(54   562 
V.  Perregaux,ArmandFrdr.,v.Neuenburg. 

284 
Perrot -Reynier  v.  Neuenbürg.  898. 
Pertinenzien.  412. 
Petitionsrecht.  175  ff. 
PfiLndung  für  Steuern.  119. 
Pfandklage.  249    272  824. 
Pfiftndrecht.  818  f.  822  ff.  466  f.  471. 


Pfranger,  Jos.  Anton,  v.  St.  Antonien. 

S.  76. 
Phüippi,  Job.  Paul.  615. 
Pitet  und  Co.  in  Lavey.  816.  827. 
Placetum  regium.  158. 
PlOss,  Job.,  in  Zofingen.  289.  489. 
Polizei  über  Vereine.  184  f.  191. 

-  überFremde.  880 ff  840.445  f.  542. 
PolizeifiÜle,  Stellung.  448.  510. 
Polizeiübertretung.  19.  188.  140.  882  ff. 

509.  520. 
Postdienst,  Schadenstiftung.  826.  414. 
Postgeheimniss.  885. 
Postverträge.  550. 

Postverwaltung,  Gerichtsstand.  826. 414. 
Potte,  L.  V.,  in  Romont.  62.* 
Prävention  in  Pressachen.  168. 166.  185. 

-  des  Gerichtes.  219.  805. 
Präventivpolizei.  616. 
Pressfreiheit.  168  ff.  188  ff. 
Pressvergehen  40  165.170  172.247.460. 

-  Gerichtsstand.  163.  167  ff.  248. 
Principielle  Entscheidungen.   855.  589. 
Privatrechte,  Abtretung,  s.Expropriation. 
Privilegium  im  Goncurse.  467. 
Progrä,  Journal.  174. 
Promulgation  der  Ehe.  475.  598  ff. 
Promulgationsscheine.  419.  457. 
Prorogirter Gerichtsstand  218. 285. 289. 

256.  259.  297  ff.  418  416.  486. 
Protestanten  in  Freiburg.  161. 
Provocation.  305  ff. 
Prozess,  Einlassung.  298. 

-  Einstellung.  46.  857. 

-  Wiederau£aahme.  898. 
Prozesscaution.  197.  409    588. 
Prozessgesetze.  288  f.  2%.  810.  817. 
Prozessobject.  Sicherung.  218. 

-  Werthung.  380. 
ProzessvoUmacht.  415. 
Prozesszinsen.  285.  877.  410.  418. 
Publication  von  Bauplänen.  895. 

>    des  Concurses.  465. 
Pulverregal.  890. 


R 

Ragaz,  Baumeister  in  Luziensteig.  276. 
Recht,  internationales.   583.  543.  574. 

580  f.  608. 
Rechte,  constitutioneUe.  18.  165.  304. 
842    855. 

-  bürgerliche,  Verlust.  70  f.  140  L 

147. 

-  Anwendung,  der,  198  ff.  240  f» 

421.  491.  579.  585  f.  596.  603  ff. 
Rechtsansprachen  an  Kantone.  80.  861. 
522. 
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Rechtsbelehrung.  S.  299.  355. 
Rechtsföhigkeit,  Ausweis.  557. 
Rechtsgleichheit.  4  ff.  60.  92.  105.  114. 

420.  520  529.  563.  566  ff.  588. 
Rechtskraft  der  Urtheile    207.   216  f. 

223.  226.  237.  242  f.  256.  455. 

508.  571.  579  ff. 

-  Ton  Zwischenurtheüen.  225. 

-  Wirkung.  45.  201.  225.  229.  249. 

251. 
Rechtsmittel,  Yersäumong.  268. 298. 310. 

359. 
Rechtspflege,  eidg.  343.  380.  415. 

Rechtsquellen.  203.  357  ff.  414. 
Rechtsverwahrung  bei  Expropriationen. 

401. 
Rechtsverweigerung.  13.  299. 
Reciprocit&t.  44.  192.  202  f.  206.  352. 

459.  539.  543.  585.  592  f.  615. 
Recnrs  an  die  Bundesversammlung.  46. 

342  ff.  620. 

-  in  Niederlassungssachen.  70.  136. 

-  Statthaftigkeit  100.  136.  181.  196. 

207.  214.  230.  259.  268.  310. 
354.  358  f.  370.  464.  517.  519. 
521.  524.  529.  532. 

-  Unzulässigkeit   398.  510  ff. 

-  Mittheilung  zur  Beantwortung.  356.' 

-  neue  Beweismittel.  361. 

-  gegen  Schätzungs  -  Gommissionen. 

400. 

-  Abstand.  401.  409. 

-  Fristen.  435. 
Reform.  408. 
Refractära.  358.  554. 
Reganelly-Rebeaud,  Ehel.  476. 
Reisen  im  Ausland.  534. 
Remorqueurs  du  Rh6ne.  570  ff. 
Requisitionen  für  Militärs.  362. 
Retention.  46.  135    142.  310 
Retentionsrecht.  314.  322  ff.  326  f. 
Retourfracht.  66. 
Reussbrücke  in  Luzem.  371. 
Reusscorrection.  16  f. 

Revision  von  Beschlüssen.  127.  361. 

-  von  Kantonsverfassungen.  20.  22. 

25    29  f.  32    39.  519.  525. 
Rey,  Balduin,  von  Muri.  77.  212. 

-  Alexander,  in  Freiburg.  230. 
Riforma,  Journal.  174. 

Rigassi,  Gebr.,  in  Nadro.  54. 

Rigi,  Bergfahrer,  Träger  u.  s.  w.  66  ff. 

-  Weggelder.  63. 
Risch,  Kop&teuer.  101. 
Römerehe    442 
Römerstalden.  508  f. 
Rogatorien.  534.  536.  554.  589  f. 
Rosalino,  Pilo.  458. 


Rosenfeld,  Karl,  aus  Oesterreich.  8.611. 

Roveredo,  6de.  430. 

Rflbattel,  Jos.  Daniel,  in  Olleires.  199. 818. 

Rflbelet,  Alois.  442. 

Rackhaitong  von  Ausweisschrlfiten.  142. 

328. 
Roegsegger,  Wittwe,  in  Wachseldoni. 

140. 
Ryser,  Gebr.,  von  Murgenthal.  214. 

-  Albert,  von  Murgenthal.  289.  489. 

s 

Sachen,  belegene,  Gerichtsstand.  249. 
266.  271  ff.  467. 

-  entfremdete.  451  ff.  471.  612. 
St.  Bernhard,  Hospiz.  530. 

St.  Gallen,  Steuerfragen.  120  ff.  213  f. 

-  Anwendung  körperl.    Züchtigung 

und  Verweisung.  210. 

-  betr.  VerfBSsungsrevision.  525. 

-  Kosten  d.  Bundesstrafrechtspflege. 

460. 

-  c.  Graubüüden  110.  Thurgau  121. 
449.  454.  465. 

-  c.  Anton  HelbÜng  421.   A.  B.  Nif 
422.  Schulrath  530. 

Sächsische  Herzogthümer.  541. 

Saner,  Isidor.  289.  359. 

Sardinien,  Vertrag  v.  12.  Mai  1827.  587. 

-  vom  8.  Juni  1851.  561.  588. 

-  betr.  Transport vonVagantena.B.w. 

554. 
"    Rogatorien.  590. 

-  Consulate.  592.  594. 

-  c.  Waadt.  587  f. 
Saumpferdereglemente.  68. 
Schaden,  indirecter.  389.  402  ff. 

-  unsichtbarer.  56. 

-  zukünftiger.  406. 
Schätzungscommissionen,  Befugnisse. 

388.  394.  399. 

-  Ansicht.  399. 

-  Ladungen.  399. 

-  Entscheid,  Recurs.  400. 

-  Befund, Rechtsverwahrungen.  401. 

-  als  Schiedsgericht.  400. 

-  neue  Schätzungen.  400.  408. 
Schafniausen,Garantie  derVerfiassung.  29. 

-  Brückenzoll.  63 

-  betr.  Anerkennung  einer  Civilehe. 

105. 

-  Goncordat  mit  Zürich.  499. 

-  c.  Zürich  127.  499    Luzem  478. 

-  c.  Grossh   Baden.  534. 

-  c.  Hch.  Bosshard  15.    Israelitea 

215.  Stein  a./R.  372. 
Scherr,  Anton.  434. 
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Schiedsgerichte.    S.  229  ff    381.  400. 

571  ff.  577. 
Schiffahrts  Verhältnisse.    Staats  verträsre. 

551 
Schindler  und  Aebli  in  Näfels.  577. 
Schläpfer,  Joh.,  in  Herisan.  419. 
Schluep,  Jak.,  von  Hennigkofen.  142. 
Schmid,  J.,  Baptist,  in  Appenzell.  417. 
SchmidUn,  Joh.  437. 

-  Joseph,  von  Triengen.  473.  506. 
Schneeli,  Meinrad.  413. 
Schneider,  Nicl.,  in  Avenches.  299. 
Schneiderwaaren    50. 
SchnottwylyVormundschaftsbehörde.  278. 
Schöchli,  Rud.,  von  Elgg.  239. 
Schürch,  J,  in  Madretsch.  362. 
Schützenfest,  eidg.  189. 
Schuldbetreibung.    119    232    253.  280. 

296.    300  f.    312  f.    321.    324. 

358    416. 
Schulgüter,  Verwaltung.  530. 
Schusterwaaren.  50. 
Schwab,  ß.,  von  Chietres.  137. 
Schwamendingen ,  Hubengenossen.  519. 
Schweizer,  Pfr  ,  in  Salez.  214. 
Schwyz,  Garantie  der  Verfassung.  35. 

-  Müller-  und  Bäckerordnung.  50. 

-  Consumos teuer.  61. 

-  Bergführerreglcment.  66  ff. 

-  Vertrag  mit  Uri.  508. 

-  c.  Luzem  249    374.  üri  446. 

-  c.  Gde.  Schwyz  512.  Kamer  und 
Mith  66.  Seiina  Baumann  206. 
Cammenzind-lnderbitzin  423.  Ger- 
sau 531    Martin  565. 

Selbsthülfe    44  ff.  202.  346. 
S^cr^tan,  Adv.  in  Lausanne.  286. 
Seerecht,  europäisches,  in  Kriegszeiten. 

552 
Seim  in  Stans.  310. 
Separatconcurs.  297.  473. 
Sequestration,  s.  Arrest 
Servitut,  Abtretung.  387  ff. 
Seul,  J.  J  ,  in  Basel.  298 
Sicherheitsverhaft.  616. 
Sigwart,  Peter,  in  Luzem.  323. 
Sisikon,  Gde.  508. 
Societät.  293. 
Solothum.  Garantie  der  Verfassung.  22. 

-  Flössgesetz.  60. 

-  c.  Bund  434.  Bern  45.  142.  469. 
Freiburg  278.  Baselland  44.  292. 
Aargau  273. 

-  c.  Abr.  Dreifnss  76.  Joh.  Heget- 
schweüer  147.  Jos.  Felder  288. 

Sonderbund.  374. 
Specialpfandrecht.  467. 
Species  facti.  538 


Spione.  S.  335.  457. 

Staatsverband,  Entlassung  aus  demselben. 

151.  596  ff. 
Staatsverträge.  463.  547  ff.  613. 

-  Kündigung  und  Rücktritt.  510. 

-  Rückwirkung.  582. 

Stans,  Corporationsgenossen.  187. 
Stans stad,  Schiffergesellschaft.  64. 
Statusfragen.  73   115.  123.205.  237  f. 

269    271.  443  f.  492    505. 
Steiger,  Justine,  von  Bern.  253. 
Stein  a/R.  372. 
Steiner,  Kasp.,  in  Veitheim.  404. 

-  K.  J.  M.,  von  Baar.  418. 
Steinegger,  Kaspar,  v.  Neunkirch.  499. 
Steueiiördenmg  an  auswärts  Wohnende. 

213.  266.  317. 
Steuern,   Auflage.   3.   98  f.    105.    120. 

123.  125    214. 
Steuerpflicht  der  Niedergelassenen.  98  ff. 

119  ff. 
Stiftungsgüter,  Verwaltung.  530. 
Stimmrecht.  27. 33.  79.  519.  524  f.  529. 

-  der  Aufenthalter.  90.  147.  616. 
Strafen,  unzulässige.  210  ff. 
Strafklage,  Verjährung.  385. 
Strafrechtspflege  f.  die  eidg.  Truppen. 

348.  447. 

-  eidg.  457  f. 

Strafsachen,  Gerichtsstand.  250.  285  ff. 
326.  448  ff.  510.  536. 

-  Arrest    320.  453. 

-  Acten    381. 

Strafurtheile  über  Niedergelassene.  138. 
210  f 

-  bezügl.  auf  das  Bürgerrecht.  153. 

156. 

-  Vollziehung.  243  ff.  320.  454. 
Strafverfahren,  Eingriff.  315. 
Strassen,  Verlegung    388  f. 
Strassenbauten.  390.  393.  514. 
Strasser,  A.  Marie    440. 
Streitgegenstand,  Sicherung.  218. 

-  Werthung.  380. 
Streitgenossenschaft.  224.  307. 
Stünzi,  Gebr.,  in  Borgen.  497. 
Stützmauern.  395. 

Sturzenegger ,  Joh.,  von  Reute.  477. 
Suspension  der  Wegweisung.  142.  360. 

-  von  Bundesbeschlüssen.  360  f. 
Suter,  Joachim,  von  Langnau.  603. 
Sutter,  von  Weggis.  248. 


Täuschung  durch  Ausweisschriften.  140  f. 

147 
Taufe.  160. 
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Tanfecbeine,  Ausfertigiing.  S.  419.  008. 
Telegraphenvertrftge.  6öl. 
Telegraphenverwaltung,  Schweiz.  378. 
Territorialprindp.    110  1f.   121  ff.  464. 

491.  637. 
Tessin,  Garantie  der  Yerfiiusmig.  34.  529. 

-  Zwangaanleihen.  3. 

-  Marktoatentgebühren.  64. 

-  Niedena88img8yerhftltni88e.87.629. 

-  Pressgesetz.  169. 

-  betr.  Diöces .  Maüaad  u.  G<Hno.  646. 

-  Yisirang  von  Heimatscheinen.  610. 

-  Vertrag  mit  Oesterreich.  656. 

-  c.  Frankreich,  679. 

"    c.  Ginella  159.  Traversa  und  De- 
giorgi  174.  Gde.  CrogUo  626. 
Testinmgsf&higkeit,  Concordat.  73.  219. 

281  f.  284    326.  480  ff. 
Thatbestand,  Feststellung.  382. 
Theilnehmer  an  Zollabertretiingen.  386. 
Theilongsklage.  283.  679. 
Thonstetten,  Gde.  380. 
Thnrgau,  Garantie  der  Verfassung.  23. 

-  Patenttax.  d.Handelsreisenden.  63. 

-  Niederlassungsverhältnisse.  87. 

-  Pressgesetz.  169. 

-  c.  St.  Gallen  121.  449.  454.  465. 

-  c.  Dayid  Gutersohn  134 .  Boppard  a. 
Heer  233. 

Tobler-Lang  in  St.  Gallen.  466. 

Todscheine.  556. 

Tolerirte.  432.  439.  441  f.  446.  669. 

-  in  üri.  84. 

-  -  Obwalden.  429. 
Touristen,  P&sse.  611. 
Trftgerreglemente.  68.  611. 
TransitgebOhren.  27.  64. 
Transport,  Vorrechte.  64  ff.  611. 

-  von  Vaganten  und  Bettlern.  445  f. 

554  f. 

Transportgebflhren.  447.  554. 

Traversa,  Buchdrucker  in  Lugano.  174. 

Trosset,  Claude,  in  Monthey.  661. 

Truppen,  üebertritt  auf  neutrales  Ge- 
biet. 544. 

Tmppenstellung.  23. 

Truppenzusammenzug,  Schaden.  362. 

Tschudi,  Mtüler  in  Wittnau.  536. 

Tunnelbau  in  Aarau.  406. 

Turian,  P.  D.,  in  Morges.  218.  344.  364. 


üebertretung  fiscaliseher  und  polizeili- 
cher Bundesgesetze.  382.  462. 
-    Kosten.  462. 
Unterschriften,  Beglaubigung.  179.  602. 
Untersuchung,  strafrecht].  18  316.  448. 


Untflnttdiung,poliieiliche.  8. 890ff.445f. 
Unterstützungen.  695. 

-  gegenseitige  Vergütung.  663. 
Unterwaiden  ob  dem  Wald,  Garantie  der 

Verfiwsung.  23. 

-  Waggebflhren.  66. 

-  Kutscherwesen.  69. 

-  ungflhige  Wahlen.  80. 

-  Borgerrecht  der  Wittwen.  160. 

-  Aendemng  d.  Gerichtsstandes.  218. 

-  betr.  Mischehen.  426. 

-  Einbflrgemng  der  Tolerirten.  429. 

-  c.  Luzem  u.  LCss.  374.  Nidwal- 
den  448.  Graubflnden  236. 

-  c.  Jb.  Zybach  76.  P.  Sigwart 
823. 

-  nid  dem  Wald,  Garantie  der  Ver- 

fassung. 25. 

-  Waarentransporttarif.  64. 

-  Zufertigung  v .  GTundeigentiium.95 • 

-  Bürgerrecht  der  Wittwen.  160. 

-  c.  Luzem  229.  Obwalden  448. 
Appenzell  A.  R  419. 

-  c.  Jos.  Ant.  Pfraager  76.  Gor- 
porationsgenoesen  in  Stans  187. 
Schützenrath  in  Stans  189.  Job. 
Zimmermann  196.  Ant.  Zimmer- 
mann 197.  Hess  310.  Joh.  Schlft- 
pfer  419.   Gebr.  Kftsli  618. 

Uri,  Garantie  der  Verfassung.  26  ff. 

-  Verlegung  des  Werbdepot.  41. 

-  Holzausfiihrzoll.  56. 

-  HeiralBgebühren.  565. 

-  NiederlassnngBverfaftltni88e.84. 102. 

-  Verbot  yon  IXruckschriften.  166. 

-  Vertrag  mit  Schwyz.  508. 

-  Transportreglement.  611. 

-  c.  Luzem  374.  Schwyz  446. 

-  Aargau  346.  366    Wallis  240. 

-  c.  Frankreich  666. 

-  c.  Ursem  27.  28.  515.  518.  Kteli 
72.  348.  Joh.  Müller  14 

-  Kinder  Odermatt  198. 
Urknndenedition.  496. 
Ursem.  27.  28.  511.  616.  618. 
Ursprungszeugnisse  für  Getränke.  68. 
Urtheil,  Vollziehbarkeit.  45.  216  ff.  320. 

360.  454.  600.  569  f. 

Urtheile,  materieller  Inhalt.  227.  246. 
261.  303.  368.  382.  386.  496. 
502.  520.   571.   578  ff. 

-  bundesgerichtliche.  367  ff.  416 

-  Schiedsgericht! .  229 ff.  571  ff.  677. 

-  obergerichtl,  Aufhebung.  869  f. 

-  undeutliche.  382. 

-  Erläuterungsbegehren.  884.  408. 

-  s.  auch  Rechtskraft  u.  Vollziehung. 
Utiinger,  H.,  von  SchOfflistorf.  144. 
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Vaganten.  445  f.  S.  654    568 f 
Vanoni,  Barth.,  von  Aurigeno.  579. 
V.  Vasserot  de  Vincy  in  GWnf.  409.  413. 
Vatcrschaftssachen ,    GleichsteUung    im 
Verfahren.  202. 

-  Statusbesthnmung.  236  ff.  505. 

-  Alimente.  240 

-  Gerichtsstand.  267  ff.  499  ff 

-  Ausschluss  der  Klage    270.  505. 

-  Concordate.   499  ff. 

Veillon,  Friedr.,  in  Lausanne   564. 

Verbalprozesse.  i582. 

Verbannung.  210  ff. 

Verbot  von  Druckschriften.  166. 168.170. 

172. 
Verbrechen,  politische.  612  ff. 

-  auf  fremdem  Staatsgebiet.  546. 
Vereinsrecht  176  ff. 
Verehelichungen  im  Auslände.  598  ff. 
Verfahren,  Gleichstellung.   192  ff.  261. 

421.  557.  584. 
Verfassung,  Auslegung.  37.  152.  157  f. 
855.  519.  541. 

-  unzweckmässige  Bestimmangen.22. 

-  ungQltige  Bestimmungen.  80. 

-  Lücken.  83. 

Verfassungsänderung  s.  Revision. 

Verfassungseid.  518.  598. 

Verfassungsrath  in  St.  Gallen.  525. 

Verfassungsverletzung,  Beschwerden.  51. 
511  ff.  519 

Verfügungen,  provisorische.  218.  360. 

Vergehen,  Gerichtsstand.  260.  285  ff. 
326.  448  ff.  510.  537. 

Vergleichsunterhandlungen.  399. 

Vergütung  gegenseitiger  Unterstützun- 
gen. 553. 

Verhaftung,  vorläufige.  554.  587.  612. 
614  f. 

-  Entschädigung.  616. 
Verjährung  der  Strafklage.  385. 
Verkäufer,  Retentionsrecht.  322    326  f. 
Verkehr,  diplomatischer.  28. 

-  mit  dem  Auslande.  43.  589f  612. 
Verkehrsbeschränkungen    47  ff 
Verkündschein.  419    457 
Vermittlung,  diplomatische    545. 
Vermögensextradition.  588    596. 
Vemon,  Lord.  151 
Verpflichtungen,  staatliche.  435  f. 
Versio  in  rem.  323. 

Verträge   mit   dem   Ausland.  42.   463. 

547  ff.  613. 
Vertrag,  Gerichtsstand.  252.  255.  263. 

286    323. 

-  ErftLllung.  252.  257.  263.  328. 485. 


Verwaltungsgerichtsbarkeit.  S.  17.  229. 
Verwendung,  diplomatische.  633  ff.  570« 

585.  589  f.  597. 
Verzugszinsen.  236.  377.  410.  413. 
Viciniüwege,  Breite.  394. 
Viehhauptmängel,  Goncordat.  497. 
Vindication  entfremdeter  Objecte.  451  ff. 

471. 

-  zur  Masse.  471  f. 

Vögtli,  Joseph,  von  Läufelfingen.  321. 
Völkerrecht,  Verletzung.  467  ff. 
Volhnacht.  415.  538. 
Vollziehung  kantonaler  Urtheüe. 45 . 2 1 6ff. 
320.  360.  454.  500. 

-  bundesgerichtlicher  Urtheüe.  416. 

-  schiedsgerichtl.   Urtheüe.    229  ff. 

571  ff.  677. 

-  von  Urtheüen,  Staats  vertrage.  648. 

669  ff. 
-  diessfalliges  Verfahren.  569. 
>   Bundesrathsbeschlüssen.  860  f. 
Vorkauf.  53  f. 
Vorladungen  s.  Ladungen. 
Vormundschaft   109  f.  296  ff.  298.  399. 

477  ff.  488.  597. 
Vorrechte  des  Transports.  64  ff.  511. 


Waadt,  Decrete  gegen  den  Vorkanf .  53. 

-  Controlirung  von  Schiffsladungen. 
62 

-  Niederlassungs  -  Verhältnisse.    88. 

608. 

-  Geschwomenwahlen   89. 

-  Stimmrecht  der  Aufenthalter.  147. 

-  Pressgesetz.  169. 

-  Schuldbetreibung.  232 

-  Westbahnconflict.  349  ff. 

-  Concordat  mit  Bern.  505. 

-  c.  Bern  464.  Freiburg  238.  476. 
WaUis  468.  Neuenburg  452. 

-  c.  Frankreich  545.  571.  Sardinien 
687  f. 

-  c   Eugen  Jaccard  174.    A.  F.  v. 
Perregaux  284.  Turian  218.  344. 

Wagner,  Anna  Maria.  439. 
Wahlen,  Gemeinde-.  437. 

-  kantonale.  13.  524. 

-  ungültige,  in  Obwalden.  80. 

-  Theünahme  der  Aufenthalter.  90. 

147.  616. 
Wahlf^gkeit.  30.  81. 

-  der  Geistlichen.  35.  38. 
Wahlrecht,  kantonales.  524. 
Walchwyl    14. 

Waldburger,  Anna  Katharina,  in  St.  Gdl- 
len.  280. 
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Begister. 


y.Waldkirch,  M.E.,  y.  Schafiliaiuen.  S.473. 
Walker,  Elis.,  yon  Wasen.  846. 
WaUis,  Oarantie  der  Verfassung.  32. 

-  Holzschlagstaxen.  60. 

-  Consumosteuer.  61. 

-  Bergführerreglement.  65. 

-  Kutscherpolizei.  68. 

-  Niederlassungsyerhaltnisse.  88. 

-  Pressgesetz.  170. 

-  c.  Luzern  u.  Css.  374.    üri  240. 
Freiburg  416.  Waadt  468. 

-  c.  Frankreich  546.  561. 

-  c.  Ady.  S6cretan  286.  Pitet  u.  Co. 
316. 327.  Hospiz  St.  Bernhard  530. 

-  c.  Marquis  u.  Yeillon  564.  Armand 
Labarre  574. 

Walser,  Markus,  yon  Solothurn.  393 
Walther,  Anna,  yon  Uettligen*  270. 
Wanderbttcher,  Ertheilung.  443. 
Wasserbauten.  393. 
Wattwyl,  Gde.  120. 
Weber,  J.  M.  u«  Co.,  in  Rorschach.  389. 
Weber-Rohr,  Louise,  yon  Wetzikon.  491. 
Wege,  öffentliche.  387  ff. 
Wegweisung  s.  Ausweisung. 
WehrU,  Bernhard,  yon  Eüttigen.  78. 
Weibergut,  Sicherstellung.  261. 
Weintres^er.  63. 
Weintrusen.  64. 
Wendelmeier,  Anton.  442. 
Wenger,Friedr.,  iuBem.  324.  346.  480. 

-  Christian,  in  Comaux.  324. 
Westbahn.  263.  378. 
Westbahnconflict.  349  ff. 
Wiederklage,  Gerichtsstand.  289  ff. 
Wiesland,  Schätzung.  403. 

Wirz,  Karl  August,  von  Basel.  282. 
Wittwen  in  ünterwalden.  150. 
Wohlen  c.  Ermensee.  488. 
Wohnort,  Gerichtsstand.  110  ff.  125. 132. 

217.  223  f  234  252  ff.  296.298. 

464.  489.  572.  574  f. 

-  in  Strafsachen.  450  ff. 

-  mehrfacher   252.  262  f.  284.  800. 

508. 

-  yon  Bevogteten.  296.  489. 
Wolfrath,  Hch.,  in  Neuenburg    375. 
Wulf,  Joseph,  aus  Westphalen.  608. 
Württemberg,  Vergütung  gegenseitiger 

Unterstützungen.  553. 

-  Correspondenz  der  (jerichte.  554. 

-  Verehelichungen.  607. 

-  c.  Graubünden.  541. 


Zaugg,  Joh.,  in  Trueb.  S.  266. 
Zehntforderung.  274. 
Zeitungsstempel  und  -Cautionen ,  178  f. 
Zeuge,  Verhaftung.  449.  534. 

-  Einvernahme.  534. 
Zimmermann,  Joseph,  von  Buocbs.  196. 

-  Anton,  von  Buochs.  197. 

"    Jakob,  von  Trasadingen.  534. 
Zinsforderung.  235.  877.  409.  413. 
Zölle.  27.  55  ff.  63. 
ZoUvereinsstaaten ,  Vertretung.  592. 
Zollvergehen.  385  f. 

-  ProtocoU.  382. 

-  Anhandnahme.  383. 

-  Bestrafung.  386. 

-  Einvema^e  von  Zeugen.   634  f. 
Zollverhaltnisse,   Staatsyertrftge.     551. 

592  f. 
Züchtigung,  körperliche.  210. 
Zürich,   Garantie  von   Verfassongsge- 

setzen.  22. 

-  Presegesetz    169. 

-  Concordat  mit  Schaffhausen.  499. 

-  c.  Schaffhausen  127.  Aargau  48. 
320.  491. 

-  c  Joachim  Heizmann  129.  Brigitta 
V,  Arx  205.  Frdr.  AebH  229. 
Elisa  Jucker  239.  Oberstlieut. 
Kunz  247.  Ulrich  Imhof  328. 
Schwamendingen  519. 

Zug,  Patenttaxen  der  Handelsreisenden. 
53. 

-  Niederlassungs Verhältnisse.  85. 

-  betr.  eidg.  und  kantonale  Wahlen. 
90. 

-  Kopfsteuer.  101. 

-  c.  üri,  Schwyz  u.  LCss  874.  Aar- 
gau 453. 

-  c.  M.  Lutiger  16.  P.  0.  Elsener 
195.  E.  J.  M.  Steiner  418. 

Zugeständnisse  in  Expropriationssachen. 

407. 
Zusammenhang  der  Sachen.    292   496. 

575. 
Zwangsanleihen    3. 
Zweck  des  Bundes.  1. 
Zweckmässigkeitsgründe.  356. 
Zwicki,  Easp.  u.  David,  in  Mollis.  285. 

-  Rudolf  in  Mollis.  567. 
Zwischenuriheile.  225.  384. 
Zybach,  Jakob,  von  Meiringen.  75. 


